Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 














-* 


1 Frussia. Landtag - 
⸗ 


| Bolfftändige Verhandlungen 







bes 


Erſten Vereinigten Preupifchen Landtages 


über bie 


' Emanripationsfrage der Juden. 


Stier zeigt ſich wie mau hent noch driſcht 

Das Stroh das ſchon gedroſch par 

Schon viele, viele hundert Zahr. 
Ss.K. 


2 — — 4053 — ⸗ — — 


Berlin, 1847. 
Verlag von A. Hofmann & Comp. 


| 


} 


Entwurf einer Verordnung, 


die Verbältuiffe der Inden betreffend. 





Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ıc. 

Nachdem Wir zur Herftellung einer allgemeinen und gfeihmäßigen Geſetzge⸗ 
bung über die Berbältniffe der Juden die beſtehenden Borfriften ſowohl über die 
jüdifigen Kultus» und Vnterrichts-Angelegenheiten, als auch hinfichtlich des bürger- 
lichen und Rechtszuſtandes, insbefondere die für das Großherzogthum Pofen ergan- 
gene Berordnung vom I. Sunt 1833, einer Reviſion haben unterwerfen laſſen und 
n Betracht, daß die eigenthümlichen Berhältnifte der jüdiſchen Bevölkerung in ber 
Provinz Pofen eine gänzliche Aufhebung der vort geieplid beftebenden Berfaflung 
des Judenweſens zur Zeit noch nicht geflatien, verorbnen Wir auf ben Antrag 
Unferes Staats » Winifleriums und nad Anhörung linferer geirenen Gtänbe des 
Bereinigten Landtages, wie folgt: 


Abſchnitt L 


Ueber die Berhältniffe der Juden in allen Landestheilen Unſerer 
Monarhie, mit Ausfhluß des Großherzogthume Poſen. 


. 1. 

Die Juden, welde in den oorbegeriöneten Landesipeilen ihren Wohnſitz haben, 
genießen, fo weit diefes Geſetz nicht ein Anderes beftimmt, neben gleichen Pflichten 
arrihe bürgerlihde Rapte mit Unferen geifliiten Unterthanen und follen nad den 

r diefe dafelbft geltenden gefeglichen orten behandelt werden. 
Bildung von Judenſchaften. 

Die Juden follen nah Maßgabe der Orts⸗ und Bevoölkerungs⸗Verhäliniſſe 
dergeflalt in Judenſchaften bereinigt werden, daß alle innerhalb eines Judenſchafts⸗ 
Bezirkes wohnenden Juden demfelben —** 

Die Bildung dieſer Judenſchaften erfolgt durch die Regierungen nach Anhö⸗ 
rung der Betheiligten in der Art, daß jede Judenſchaft eine Stadt zum Mitiel⸗ 
punkte erhält, nach welcher fie benannt wird, und mit der die jüdifchen Einwohner: 
ber umliegenden Städte und Dörfer oder anderer ländlichen Beflgungen verbunden 


en. 

In gleicher Weiſe find die Regierungen ermächtigt, nach dem Bedürfniß Ab⸗ 
änderungen der Judenſchafts⸗Bezirke vorzunehmen und die hierauf bezüglichen Bere 
hältniffe unter Zugichung der Betheiligten, einfchließlih der etwa vorhandenen 
Gläubiger, zu ordnen. 


4. 4. 
Die einzelne den erhalten in B auf ihre Bermögensver iſſe 
die Re te — * Berband der — —2— fich ledig⸗ 


us auf die ihnen durch dieſe Verordnung ausbrüdlich überwiefenen Angelegen 
eitin. 


' .3. 
Jede Judenſchaft erhaͤlt einen voned und eine angemeſſene Zapf vom! 
präfentanten. i 


Der Borfanib befteht aus mindefene 3, höhfens 7 Migleern, W 
unenigeitlich verwalten. 
1 


Umt 


8.7. 
Die Zahl der Repräfentanten der Judenſchaft fol mindeſtens 9 und höchſtens 
21 betragen. 


8 8. 

Sämmtliche männliche, volljährige, unbefcholtene Mitglieder der Judenſchaft, 
welche entweder ein Grundſtück befigen, oder ein Gewerbe feltfiftändig betreiben, 
oder ſich Tonft ohne fremde Unterflüßung felbfiftändig ernähren und mit Entrichtung 
der Abgaben für die Zudenfchaft während der lebten 3 Jahre nicht in Rückſtand 
geblieben find, wählen die Repräfentanten und dieſe den Borftand der Judenſchaft 
auf 6 Jahre. Die Wahl ift überall zugleich auf eine entiprechende Zahl von Stell» 
vertreten zu richten. j 

ä 


$. 
Das Wa a wiev einen 
Ablaü * are ahre Va die ? 
Repräfentanten nach dem Loofe, verni d 

Die Wahlen der Vorſteher unterliegen ver Genehmigung der Regierung, welche 
bie ganze Wirkſamkeit des Vorſtandes zu beauffichtigen dat und berugt: ift, einzelne 
Mitglieder wegen vorläßlicher Pflichtwidrigkeit oder wiederholter jenftvernad- 
Läffigungen durch Beſchluß zu entlaflen. 


. II. 
Der Vorſtand hat die gemeinſamen Angelegenheiten der Judenſchaft zu leiten 
und die Beſchlüſſe der Repräſentanten zur Ausführung zu bringen. Er vertritt die 
—5 überall gegen dritte gi rlonen, insbeſondere in allen Rechtsgeichäften, 


bgeordneten ber Maglerung geleiteh.. Nach 
te der Borflande » Mitglieder und der 
jedesmal die ältere Hätfte aus. 


mögen bie Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von Verbindlichkeiten 

etreffen. Das Berhäliniß der Borfieher und Repräfentanten gegeneinander und 

gegen die Judenſ it, fo lange und fo weit nicht das Statut (6. 13) ein An- 

deres feflfeßt, nach den Beftimmungen ber revibirten Städteorbnung vom 17. März 

—E le Rechte und Pflichten des Magiſtrats und der Stadtverordneten zü 
e o 


&. 12. 
-  Meber die Berwaltung des Bermögens der Yudenfchaften flieht ben Regierun⸗ 
en bas Recht der Dberaufficht in bemfelben Maße zu, wie nad der revidirten 
—** vom 17. März 1831 über die Vermögens⸗-Verwaltung der Stadi⸗ 
gemeinden. 


§. 13. 

Ueber die Wahl des Vorfißenden in dem Vorſtande und bes Vorſtehers der 
Kepräfentanten- Berfammlung, ſo wie über deren Befugniffe, ferner über die Zahl 
der Mitglieder des Vorſtandes und der Repräfentanten Berfammlung, ber Gtell- 
vertreter berfelben, fo mie barüber, ob die Wahl in den Borfland auf jünifche 
Einwohner der zum Mittelpunkt der Judenſchaft beftimmten Stadt beichränft blei- 
ben, und weiche Reifetoften. Entipänlgung im anderen Sale den Gewählten ge» 
währt werben Toll, endlich über das haltnig der Borficher und Repräfentanten 
gegeneinander und gran die Judenſchaft find bie erforderlichen Beftimmungen in 
ein befonderes, der Beftätigung des Ober, Präfiventen unterliegenvdes Statut aufzu- 


nehmen. 
’ Die erfie Wahl des Vorflandes und ber Repräfentanten erfolgt nach Bor- 
ft ver Regierungen. Diele haben auch nach flattgefundener Wahl wegen Ab- 
ung der Statuten binnen einer feflzufegenden Friſt das Erforderliche anzuorbnen. 
Sofern die Abfaflung innerhalb der gefeßten Friſt nicht erfolgt, iſt von den Re⸗ 
jerungen über die dem Statute vorbehaltenen Beflimmungen ein die Zubenfchaft 
indendes Reglement zu erlaflen. | 


$. 14. 
Der Borfland iſt das Organ, durch welches Anträge oder Befchwerben der 
Zubenihaft an bie Staatsbehörde gelangen. Er hat über alle die Judenſchaft 
treffenden Angelegenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitgliever den 
Staats» und Kommunalbehörden auf Erforvern pflihtimäßig und unter eigener 
Berantwortiichleit Auskunft zu ertheilen. 


. 13. 
Vertretung der Judenichaften in Stadtgemeinden. 

Wenn in einer Stadt, im welcher eine der beiden Stäbteorbnungen gilt, ſich 
fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß fie mindefleng 
diejenige Zahl der flädtifchen wahlberechtigten Bürgerfchaft erreichen, welche eine 
ZPritung ber Geſammtzahi der Tebteren durch die Zahl ber Stabtoerorbneten er⸗ 


ebt, fo kam auf den Grund einer zwiſchen den fläbtifchen Behörben und dem 
Gorkande der Indenſchaft unter Zuftimmung ver epräfentanten flattfindenden 
Einigung den jüdischen mabtbereihtigten Bürgern geftattet werben, einen ober nach 
dem angegebenen Berhältniffe auch mehrere Verordnete nebſt Stellvertretem aus 
ihrer Mitte zu wählen, melde in der Stabtverorbneten- Berfammlung in, allen, 
nit das Grintine Kirchen= ımd Schuiwefen betreffenden Sngelsgenpriten 7; und 
Stimme haben; dagegen ſcheiden alsdann die Juden bei den Wahlen der übrigen 
Stadtverorbneten, deren Zahl fih nach Mafigabe der eintretenven jüdiſchen Ber- 
orbneten vermindert, als Wähler und Wahl- Kandidaten aue. 

Das Ergebniß einer folhen Bereinbarung unterliegt der Beflätigung der Ne 
sierung und if in das ſtädtiſche Ortsſtatut aufzunchmen. 

Bet der Seitens der Juden flattfindenden Wahl von Verordneten aus ihrer 
Mitte finden die Vorſchriften und Bedingungen Anwendung, welche für die Vers 
ordneten-Wablen überhaupt an dem betreffenden Orte maßgebend find. 

. 16. 
Kultusweſen. 

Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der Vereinba⸗ 
rung jeder einzelnen Audenfehaft, refp. deren Vorſtehern und Repräfentanten übers 
laffen. Die Regierung hat von bielen nen nur infoweit Kenntniß zu 
nebmen und Entfheidung zu treffen, als die öffentliche Ordnung ihr Cinfchreiten 


. 17. 

Dem Statute einer jeden Inden dal bleibt die Beſtimmung darüber vorbe⸗ 
halten, ob Kultusbeamte angeftellt und wie dieſelben gewählt werden follen. Bis 
dahin behält es wegen diefer Wahlen bei bemjenigen, was in ben einzelnen Ju⸗ 
denfchaften herfömmlich iſt, und in Ermangelung eines feften Herkommens bei den 
allgemeinen gefentihen Vorſchriften wegen der Wahl von Gefellfchaftsbeamten fein 
Beenden. Die gewählten Kultuebsamten dürfen in Ihr Amt nicht cher eingewie⸗ 
fen werben, bis die Regierung erflärt dat, Daß gegen ihre Annahme nichts zu er- 
innern if. Die Regierung hat bet dieler Erflärung außer den Förmlichkeiten der 
Wahl nur darauf Rüdfiht zu nehmen, daß die gewählten Kultusbramten unbe» 
fholtene Männer find. 


. 18. 

Entfiehen innerhalb einer Inden dal Streitigkeiten über die inneren Kultus⸗ 
Eimichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find die Mi⸗ 
nifter der geiftl en ac. Angelegenheiten und des Innern ermächtigt, auf den An- 
trag der Intereflenten eine Begutachtung der obmwaltenden Dirferenzen durch eine 
u diefem Zmede einzufeßende Kommiſſion eintreten zu laſſen. Kann durch den 

usſpruch der Kom n der Konflift nicht ausgeglichen werben, fo haben die 
Minifter unter Benugung des von der Kommiffien abgegebenen Gutachtens dar⸗ 
über Anoronung zu Kefen, ob und mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines 
abgefonderten Gottespienfles oder die Bildung einer neuen Synagoge zu geftatten 
iſt; hehe or biefelben mit Ausichfuß des Rechtsweges zu beitimmen, welcher 
The der vorhandenen Kultus-Einrichtungen verbleibt. 


§. 19. 
Diele Kommiffion Toll, fo oft das. Bebürfniß es erfordert, unter der Aufficht 
eines RegierungssAbgeoroneten in Berlin zufammentreten und aus neun Kultus» 
amten oder anderen Männern jüdiſchen Glaubens beſtehen, die das Vertrauen 
der Judenſchaft, welcher fie angehören, befitzen. 


8. 20. 

Die Mitglieder der Kommiffion mit einer angemeflenen Zahl von Stellver⸗ 
treten werben von ven Miniftern der geiftlichen 2c. Angelegenheiten und bed In⸗ 
nern auf den Borfchlag der Ober» Präfpenten, welche dabei die Anträge der Ju⸗ 
denſchaften ihres Berwaltungs-Bezirkes befonvers zu berüdfichtigen haben, auf bie 
Dauer von ſechs Jahren ernannt. 


. 21. 
Die durch den Zufammentritt der Kommiffion erwachſenden Koften werben von 
den fämmtfichen Zudenfchaften des Staats nach Verhältniß Des Koſtenbetrages Ihr 
rer gefammten Bedürfniffe ($. 23) aufgebradt. 


22, 

Die Kommiffion beſchließt über 9 ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegen⸗ 
ſtände nach abfoluter Stimmenmehrheit und hat die AU erattenden Burauten Ns 
tr Beifägung don Gründen vollftändig auszuarbeiten. 

\, 


2— 23. 

Die Koften des Kultus und ber Übrigen, die Judenſchaft betreffenden Bedürf⸗ 
niffe, zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Be zäbnißpläge gehört, 
werben nach den, durch das Statut einer jeden Judenſchaft, näer zu beſtimmenden 
Grundfägen auf die einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt und, nachdem bie Hebe- 
rollen von ber Reglerun für volftredbar erflärt worden find, im Berwaltungs- 
wege eingezogen. Der Rechtsweg ift wegen folder Abgaben und Leiflungen nur 
inſoweit —23— als Jemand aus beſonderen Rechtstiteln die gänzliche Befreiung 
von Beiträgen geltend machen will oder in der Beſtimmung feines Antheils über 
die Gebühr belaftet zu fein behauptet. 

Ob und inwieweit einzelne, zerfireut und von dem Mittelpunkte der Zuden- 
haft entfernt wohnende Juden zu den von ber Judenſchaft aufzubringenden Koften, 
insbefondere in den Kultus⸗Bedürfniſſen, beizutragen haben, ift von den Regie 
zungen nah Maßgabe ver Bortheile feftzufe en, welde jenen Juden durch die 
Berbindung mit der Zudenfchaft zu Theil werben. 

Bon nen anziehenden Juden darf ein fogenanntes Eintrittsgeld von der Zus 
denfchaft auch an denjenigen Orten, wo foldes bisher üblich geivefen, künftig 
nicht mehr geforbert werben. N 

Armen» und Kranfenpflege. 

Ueber die der befonderen Armen» und Kranfenpflege jüdiſcher Glaubensge- 
noffen gewidmeten Fonds und Anftalten fleht dem Vorſtande der Subenfipaft fofern 
ihm nicht die Verwaltung bereits_fliftungemäßig übertragen ifl, die ufficht zu, 
vorbehaltlich jedoch des Ober-Auffihtsrechts der Regierungen. 


&. 23. 
Unterrichtewefen. 
In Bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die fehufpflichtigen Kinder 
ve jünifchen Glaubensgenoffen den ordentlichen GElementarfchulen ihres Wohn⸗ 
an. 


i . 26. 

Die jüdifchen Glaubensgenoflen FR fhuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen 
Theilnahme an dem Unterrihte in der Ortsfchule während des geſetzlich vorge⸗ 
fihriebenen Alters anzubalten, fofern fie nicht vor der Schulbehörde fih ausweifen, 
daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unterweilung oder burch_orbentlichen 
Beſuch einer anderen vorfchriftsmäßig eingerichteten öffentlichen ober rarege 
Be einen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den Elementärkenntnifſen 
erhalten. 


8. 27. 

Befinden fich an einem Orte mehrere chriftliche Elementarfchulen, fo bleibt den 
Regierungen überlaffen, die jüpifchen Einwohner nöthigenfalls nah Maßgabe der 
Ortsverhältniffe entweder einer von dieſen oqulen ausſchließlich auuipe| en oder 
unter diefelben nach einer beftiinmten Bezirks⸗Abgränzung zu vertheilen. 


Zur Theilnahine an bem Kriftigen Religions» Unterrichte find bie jüdiſchen 
Kinder nicht verpflichtet; eine jede Judeuſchaft ift aber verbunden, ſolche Einrich- 
tungen zu treffen, daß es feinem jüdiſchen Kinde während des fchulpflichtigen Alters 
an dem erforberlicpyen Religion » Unterrichte febtt. 

As befondere Religionslehrer können nur ſolche Perfonen zugelaffen werben, 
welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 


§. 29. 
Zur Unterhaltung der Ortöfchulen haben die jübifchen Glaubensgenoſſen in 
gleiper Weiſe und in gleichem Verhälmiſſe mit ven chriſtlichen Gemeindegliedern 
en Gefegen und beftehenden Berfaflungen gemäß beizutragen. 


§. 30. 
Eine A6fonberung, von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdiſchen 
Glaubensgenoſſen der Regel nach nicht verlangen; doch ift den Juden geftattet, in 
eigenem Intereſſe auf Grund diesfälliger Vereinbarungen unter fih mit Genehmi- 
gung der Schulbehörden Privat-Lehranftalten nach den darüber beſtehenden allge- 
meinen Beflimmungen einzurichten. Iſt in einem Orte eder Schulbezixke eine an 
Hl und Bermögensmitteln pinreichende chrifllihe und jüdiſche Bevölkerung vor- 

‚ um aud für die jüdiſchen Einwohner ohne deren Ueberbürdung cine ber 
öffentliche Schule anlegen zu können, fo kann, wenn fonft im allgemeinen 
tereffe Gründe dazu vorhanden find, die Abſonderung der jüdiſchen Glau⸗ 







V 


bensgenoflen inem ef lwerbande b 
s ee An Kinn eigenen Schu auf den Antrag des Vorſtandes ber 


3), 
Die Regierung bat in folchem ale über die beabfichtigte Schultrennung unb 
ben bazu entworfenen Einrichtungsplan die Kommunat.® rde des Orts und die 
übrigen Intereflenten mit ihren Erflärungen und Anträgen zu vernehmen. 


. 32. 
Ergiebt fich Hierbei ein allfeitiges inverfändnig über die Zweckmaͤßigkeit der 
Schul⸗Abtrennung umd über die Bedingungen ber Ausführung, fo ift die Regie 
rung befugt, die entfprechenden Zefffepungen und Einrichtungen unmittelbar zw 


en. 
Im Falle obmwaltender Differenzen bleibt die Entfcheivung dem Miniſter der 
geiſtlichen ac. Angelegenheiten vorbehalten. 
3 


. 33. 

Eine folche, nad HS 30—32 errichtete jäpiiche Schule, in welcher die Unter 
richtö» Sprache die deutſche fein muß, bat die Eigenfchaften und Rechte einer 
öffentlichen Ortsſchule. Insbeſondere gelten dabei folgenve nähere Beſtimmungen: 

a) Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule liegt in Erm ung er 
anderweitigen Bereinbarung ven jüdiſchen Einwohnern des Saul. zirks 
allein ob. Die Aufbringung der erforderlichen Koſten wird nach Maßgabe 
der Beſtimmung des 8. 23 bewirkt. 

b) Wo die Unterhaltung der Orts⸗Schulen eine Laſt der bürgerlichen Gemeinde 
ift, haben die jüdiſchen Glaubenegenoflen im Falle der chtung einer 
eigenen öffentlihen Schule eine Beihülfe aus Rommunalmitteln zu Fordern, 
deren Höhe, unter Berüdfichtigung des Betrages der Kommunal Abgaben 
der jüdifchen Einwohner. der aus den Kommunal» Kaflen für das Orts 
ſchuldenweſen fonft gemachten Berwendungen und ber Erleichterung, melde 
dem Kommunal» Schulwelen aus der Bereinigung der füdifchen Kinder 
eine beſendere jũdiſche Schnie erwächſt, zu bemeilen und in Ermungelung 
einer gütlihen Bereinbarung ven den Miniftern der geiftlichen sc. Angeles 
genbeiten und des Innern fehzufeßen if. 

c) Die jüdifhen Glaubensgenoſſen werden, wenn fie eine öffentliche jüdiſche 
Schule unterhalten, ſowohl von der Entrichtung des Schulgelves, als au 
von allen unmittelbaren, perfönlihen Leiftungen zur Unterhaltung ver 0% 
dentlichen Ortsſchulen frei. j 

d) Der Beſuch der öffentlichen jüdifchen Schulen bleibt auf vie jüdiſchen Kits 
der befchränft. 


§. 34. 
Einwirkung auf den Lebensberuf jünifcher Knaben. 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Borfteher der 
Indenſchaft unter eigener Berantwortlichkeit dafür zu forgen, daß jeder Knabe ein 
nüßliches Gewerbe erlerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lchranftalten einem hö⸗ 
beren Berufe widme, und daß Feiner derfeiben zum Handel oder Gewerbebetriebe 
im Umperzicehen gebraudht werde. Sie haben fi deshalb zunächſt mit den Bätern 
oder Bormündern zu vernehmen: wenn aber auf diefem Wege der Zwed nicht er⸗ 
reicht wird, fo haben fie ihre Anträge an den betreffenden Dagiftrat, reſp. an den 
Kreis⸗Landrath zu richten, welcher die Väter oder Bormünder, Lehtere unter Ver⸗ 
nehmung mit der oberen vormundſchaftlichen Behörde, anupaften hat, daß ven 
Knaben die erforderliche Borbereitung für einen wiflenfchaftlihen oder fünftlerifchen 
Beruf, oder für den ieb des Landbaucs oder eines anderen fiebenden Gewer⸗ 
bes zu Theil werde. 


. 33. 
Zulaffung zu Frentticgen Aemtem. 

Zu unmittelbaren Staate-Acmtern follen die Juden inſoweit zugelaflen wer⸗ 
den, als fie Rich durch den Dienft im flehenden Ferre verfaflungsmäßig Civil⸗ Ver⸗ 
forgungs » Anfprücdhe erworben haben und mit den ihnen zu überragenden Civil⸗ 
und Drilitairdienften nicht die Ausäbung einer obrigkeitlichen Autorität verbunden ifl. 

Inwickern die Juden mittelbare Staats» und Kommunal - Aemter, beffeiven 
fönnen, iR nad den darüber ergangenen befondberen gergioen Vorſchriften 
beurtheilen. Es findet jedoch deren Eintritt auch in ſolche Aemter nur dann ftatt, 
wenn mit demſelben die Kusübung einer obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden ifl. 

Behufs Schlihtung ſtreitiger en. unter ihren Glaubensgenoffen 

en Juden zu iedemãnnern 6 werben. 
fan — iverfitäten, auf denen wicht die Wosüheng Te TRUE An, 


vi 


wienmäßig an das Bekenniniß einer beſtimmien chriftlichen Konfeſſion geknüpft if, 
tönnen "Juden als Privat-Docenten und außerordentliche Profefloren der mathema- 
tifchen, naturwiflenichaftlichen und mediciniſchen Lehrfächer nn werben. 

Außerdem bleibt die Anftelung der Juden als Lehrer auf jüdiſche Unierrichts⸗ 
Anftalten beſchränkt. 


$. 36. 
Ständifche Rechte, Patronat ıc. 

n Betreff der ſtändiſchen Rechte verbleibt es bei der beſtehenden Verfaffung, 
und fo weit beren Ausübung mit dem Grundbefiß, zu beflen Eriverbung bie Juden 
nach $. 1. überall berechtigt find, verbunden ift, ruhen dieſelben während ihrer Be⸗ 
fißzeit. Die Verwaltung der Gerichtsbarkeit, wie des Patronats, desgleichen die 
—* über die Communal⸗Verwaltung und über das Kirchen⸗Vermögen wird, 
wo eine folche Aufficht der Gutsherrſchaft zuſteht, von ver betreffenden Staate- und 
firchlichen Behörde ausgeübt. Die Staats⸗Behörde hat den Gerichtshalter und den 
Berwalter der Polizei» Gerichtsbarkeit zu ernennen. Der Befißer bleibt zur Tra⸗ 
gung der damit verbundenen Koften und fonfligen Laften verpflichtet. 

Wo das Patronat einer Kommune zufteht, können bie jüdiſchen Mitglieder der. 
felben an deſſen Ausübung keinen Theil nehmen; fie müflen aber die bamit ver⸗ 
nüpften RealsLaften_von_ihren Beſitzungen gleich anderen Mitgliedern der Com⸗ 
mune tragen, auch find fie als anfällige Doris. oder Stadigemeinde - Mitglieder 
verpflichtet, von ihren Grundſtücken ſowohl die darauf haftenden kirchlichen Abga- 
ben als auch die nach Maßgabe des Grunpbefiges zu entrichtenben Beiträge zur 
Erhaltung der Kirchen⸗Syſteme zu tragen. 


8. 37. 
Gewerbebetrieb. 

Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inlänbifchen Juden 
beſtehenden Beſchränkungen werden aufgehoben. 

Auch der Betrieb ber in den 88. 31. 52. 54 und 55 der Geiverbeorbnung vom 
17. Januar 1845 genannten Gewerbe wird den Zuden fortan freigegeben; jedoch 
finden auch hier die Vorfchriften des 8. 35 Anwendung, wenn mit dem Gewerbe- 
beiriebe ein Staats= oder Kommunal⸗Amt verbunden if. 


$. 38. 
Samltien Raunen, Führung der Handelsbücher ıc. 

Die Juden find zur Führung feft beftimmter und erblicher Familien» Ramen 
verpflichtet. Sie haben fi bei Führung ihrer Handelsbücher entweder ber beut- 
fihen oder der fonftigen, unter der Bevölkerung ihres Wohnorts üblichen Landes⸗ 
ſprache und beutfcher oder Tateinifcher Schriftzüge zu bedienen. Handlungsbücher, 
in welchen gegen biefe Vorſchrift verſtoßen iſt, ben für den Juden feine Beweis. 
kraft. Bei Abfaflung von Verträgen und rechtlichen Willens-Erflärungen, wie bei 
allen vorkommenden Tchriftlichen Berhandlungen, iſt ihnen nur der Gebrauch ber 
deutſchen oder einer anderen chenden Sprache und deutlicher oder Tateinifcher Schrift« 
üge geflatiet. Im Vebertretungsfalle trifft fie eine fiscalifche Geldſtrafe von 30 
ihlrn. oder ſechswöchentliches Gefängniß. 

8. 30. 
Zeugen⸗Eid. 
Was die Verpflichtung zur Ablegun eier Zeugniffe und die dieſen Zeug- 
niflen beigulegende Glaubwürdigkeit betrifft, fo findet ſowohl in Civil» als Crimi⸗ 
ak Sachen zwiſchen den Juden und Unferen übrigen Unterthanen fein Unterſchied 


$. AO. 

‚Ehen zwifchen Juden. 
So Lange ein Anderes nicht verordnet wird, vertritt unter Juden die Zuſam⸗ 
menkunft unter dem Zrauhimmel und das feierliche Anfleden des Ringes bie Stelle 

der Zrauung; das Aufgebot erfolgt durch Bekanntmachung in ber Synagoge. 
Der die Trauung vollziehende Jude if verpflichtet, Zu prüfen, ob berfelben 
ein — — Hinderniß entgegenſteht und, inſoweit von ihm hierbei den beſtehen⸗ 
den Vorſchriften ea gebanbet wird, verfällt derfelbe in 50 Rthlr. fiscaliſche 
Geld» oder 6wöchentliche Sefängnißftrafe. Zür den Kal, daß vorhandene Ehe⸗ 
Binbermü ipm vor der Trauung befannt geweſen find, wird dieſe Strafe ver⸗ 
— Wr 0 Rn Dre Bi ——— 
en ndei ed Dei den uber dad Aufgebot und bie ehun re e⸗ 
ſeßlich vorgeſchriebenen Förmlichkeiten. ß g bes 


vu 


621. 
Auslandiſche Judinnen erlangen durch die Verheiraihung mit inländiſchen Ju⸗ 
den die Rechte, weiche das gegenwärtige Gefch giebt, jedoch nur auf vorgängigen 
Rachweis darüber, daß die Berhrirathung diefleitiger Jüdinnen mit Juden des der 
treffenden Auslandes dort ebenfalls geichlich zugelaflen if. Bis vapin iſt Die 
Zrauung unterfagt. Die ausnahmeweile Geflattung des Aufenthalts im Inlande 
vor Süprımg dieſes Rachweiſes hängt von der Genehmigung des Miniftere des 

ma 


Die Trauung eines ausländifhen Juden mit einer Inlänberin darf nur daun 
erfolgen, wenn neben den durch bie beftehenden Geſetze bereits vorgeſchriebenen Er⸗ 
forderniflen anch noch zuvor ein gehörig beglaubigtes Attefl der Drts- Obrigkeit 
feiner Heimat beigebracht und der Polizei» Obrigkeit des Wohnorts der inländifgen 
Jüdin vorgelegt worden, nach weichen cs ihm, feinen Landesgefepen zufolge, er⸗ 
laubt if, eine gältige Ehe mit der namentlich zu bezeichnenden Braut in diefleitigen 
Landen zu fihließen, fo daß bei feiner Rückkehr In die Heimat der dortigen Mitaufe 
nahme feiner Ehefrau und ber in der Che eiwa erzeugten Kinder nichts im Wege 

e 


"Der Jude, welcher, diefen Borfchriften entgegen, eine Trauung zwiſchen einer 
fremden Juüdin und einem inländifchen Juden oder zwiſchen einem ansländiſchen 
Inden und einer inländiichen Jüdin vollzieht, verfällt In die 6. AO angebrohte Strafe. 

1 


8. a2. 
Niederlaflung und Aufenthalt fremder Juden. 

Zur Riederlaflung ausländifcher Juden bedarf es vor Ertheilung der Natura⸗ 
liſations⸗Urkunde der Genehmigung des Miniſters des Innern. 

Ausländifhe Juden Dürfen ohne cine gleiche Genehmigung weder als Rabbis 
ner und Synagogen-Beamte, noch als Gewerbo⸗Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge ober 
Dienfiboten angenommen werben. Die Ueberfchreitung diefes Verbots gient go 
die betreffenden Inländer und den fremden Juden, gegen Letzteren, ſofern er fich 
bereits länger als 6 Wochen in den biefleitigen Staaten aufgehalten hat, eine fis⸗ 
falifche Geidſtrafe von ZU bis 300 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängnipftrafe 


nach ſich. 
n Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe und zum Betrieb 
erlaubter Huandeldgefchäfte nach näherem Inhalt der darüber beftehenden polizeili- 
Vorſchriften geftattet. In Betreff ver Handwerks⸗Geſellen bewendet es jedoch 
bei den Beſtimmungen der Ordre vom 14. Oktober 1838 (Geſetzſ. S. 503) und 
den mit auswärtigen Staaten befonders gefchloflenen Berträgen. 


8. 43. 
Schulverhältniffe und: befondere Abgaben. 

Die über die Schuloverhältniffe einzelner jüdifcher Eorporationen ergangenen 
Vorſchriften und beſonders getroffenen Anordnungen bleiben bis zur Tilgung biefer 
Schulden in Kraft. Weber die Aufhebung und Ablöfung der noch beſtehenden per. 
ſönlichen Abgaben und Leiftungen der Juden an Kämmereien, Grundherren, In⸗ 
ftitute 2c., bei denen es zur Zeit fein Bewenden behält, wird weitere Beflimmung 


vorbehalten. 
Abſchnitt II. 
betreffend die Verbaͤltniſſe Der Zuden im Großherzogthum 
ofen. 
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Judenſchaften. | 
Die Borfchriften des Abfchnittes I. &8.2 bis 14 wegen Bildung von Juden⸗ 
fhaften finden auf das Grophrrgontfum Polen, wofelbft ven Juden bereits Cor⸗ 
porationsrechte gefeßlich beigelegt find, mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1) Die Regierungen find ermächtigt, Ortfchaften, welche bisher zu feiner be» 
—— Subenfchaft gehört haben, nad näherer Borfchrift des 6. 2 einer 
olchen einzuverleiben. 

2) Die nach 58.5 bis 7 der Verordnung vom 1. Juni 1833 eingeſetzte Ver⸗ 
waltungs⸗Behörde bildet den Vorſtand ver Judenſchaft. 

3) Zur Aufnahme von Schulden, zur Anſtellung von Prozeſſen und zur Abſchlie⸗ 
Bung von Vergleichen über Gerechtſame der Corporätionen oder über bie 
Subflanz des Vermögens der Zubenfichaft, wie zur Aufftellung des Berwals 
tungs⸗Etats und zu außeretatsmäßigen Ausgaben, ift die Genehmigung ber 
Regierung erforderlich. 


VAL 


&. 45. 
Kultus, und Schulmeien. Armen und Krankenpflege 2c. 

D F finden die Vorſchriften der 88. 16 bie 34 Abſchnitt L über das 
Kultusweſen, über die Armen⸗ und Kranken flege, fo wie über die Schul» Angeles 
genheiten und wegen ber Vorbereitung jüdiſcher Anaben zu einem nüplihen Be 
rufe, auch hier Anwendung. Diejenigen jüdiſchen Schulen, welche nad $. 10 der 
Berorpnung vom 1. Juni 1833 als öffentliche jũüdiſche Schulen errichtet worben 
find, bleiben als folche beflehen, fo lange nicht eine anderweitige Einrichtung von 
den Regierungen für nothwendig erachtet wird. 


46. 
Die bisherige Unterfcheivung der jüdiſchen Bevölkerung des Großherzogthums 
ofen in naturalifiete und nichtnaturaliſirte Juden, fo wie Die Daraus hervorge⸗ 
ende Berfchievenheit der Rechte beider Kiafen, bleibt zur Zeit noch beſtehen. 


Raturalifixte Juden. 
Zu den allgemeinen Erforberniffen der Raturalifation * ört 
1) ein feſter Wohnſitz innerhalb des Großherzogthums Poſen, 
2) völlige Undeicholtenpeit des Lebenswandels, 

3) die Fähigkeit und epfähtung, fid in allen öffentlihen Angelegenheiten, 
Willend-Erklärungen, echnungen und dergleichen ausichließlich Der beutichen 
Sprade zu bedienen. Bon diefem Erfordernig Tann der Ober-Präfivent auf 
den Antrag der Regierung dispenfiren. 

a) die Annahme eines beftimmten Familien⸗Ramens. 


48. 
Unter dieſen Vorausſetzungen ſollen in bie Klaſſe ber naturalifirten Juden nur 
diejenigen aufgenommen werben, welche den Nachweis führen, daß fie entweber 
. einer Wiflenfchaft oder Kunſt fi gewidmet aben und folhe dergeſtalt betrei⸗ 
ben, daß fie von ihrem Ertrage fich erhalten können; 
oper ein ländliches Grundſtück von dem Umfange befigen und ſeibſt bewirth⸗ 
fchaften, daß daflelbe ihnen und ihrer Familie den binreichenden Unterhalt 


. oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Auszeichnung 
en 


ei 
. oder in einer Stadt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth ſchul⸗ 
benfrei und eigenthümlich befigen, 
ober a onen ein Kapitals Bermögen von wenigſtens 5000 Rthlr. eigenthüm⸗ 
ehör 
oder — 9 — ibrer Heerespflicht als einjährige Freiwillige reſp. durch dreijähri- 
gen Dienſt wirklich genügt und gute Ri hrunge-Attefte erhalten, 
oder —— Handlungen ein beſonderes Verdienſt um den Staat ſich 
. erworben haben, 
oder endlich Diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unferer Monarchie ihren 
Wohnfis in das Großherzogthum Zoſen verlegen. 


Die Juden, welche den im 6. 48 verlangten Nachweis führen, follen von ber 
er des Bezirke, in welchem fie wohnen, mit Raturalifatione- Patenten vers 
eben werben. 


. . 80. 

Ehefrauen nehmen an den Rechten, welche ihre Ehemänner durch die Ratura- 
Kifation erlangt haben, Zheil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nach Auflöfung 
ber Ehe bis ur etwa eintretenden Verheirathung mit einem nicht naturalifirten 
Juden. Geſchiedene, für den ſchuldigen Theil erflärte Ehefrauen verlieren die le⸗ 
diglich durch ihre Berheiratfung erworbenen Rechte der Raturalifation. 


Nicht naturalificte Juden. 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte geben ohne Weiteres verlo- 
zen, wenn ber Richter ge einen naturalifirten Juden auf Verluſt der Rational« 
Kokarde erkannt hat. Außerdem können jene Rechte der Naturalifation durch Ple⸗ 
narbeichluß der Regierung entzogen werden, fobald das Naturaliſations⸗ Patent 
auf Grund wider befferes Wiſſen gemachter unrichtiger Angaben erlangt if, bed» 
gleigen in allen denjenigen Fällen, in welchen nach 68. 16 und 20 ber rebldirien 

tädte-Orbnung vom 12. März 1831 das Bürgerrecht entzogen werben muß oder 
von ben Gtabibehörben entzogen werden kann. Gegen das die Entziehun ⸗ 
fepende Neſolut der Regierung if der Rekurs an ben ſter des Innern ala 


IX 


derſelbe binnen einer 10t& pracin faung 
des — Reglrng engendag wer ſwilen Din ves Ere 


Ueber diejenigen jänit en inwohter der im Pofen, weiche ſich zur Aufs 
nahme in die Kla aturalifirten noch nicht ciguen, And, wie bioher, voll 
Rändige Berzgeichniffe zu Au führen, 


Auf den Grund derfelben ift von ve Dr DriesPetizeibepänbe je jedem —— 
oder einzelnen volljährigen und feisafiänbigen Idr mit der Nummer des 
Serzeicnifiee verſehenes Gertificat zu ertheilen, welches, — es Familien um⸗ 
— Namen der ſämmilichen Mitglieder derfelben entalten muß und nach der 

hrlichen Reviſion mit einem Viſa berfepen oder berichtigt wird 


Ale noch nicht naturalifirten mit Gertiffaten verfehenen Juden find folgenden 
befonderen Befhräntungen unterworfen: 

a) or äurüdgelegtem 2aften Jahre ift ihnen bie Schließung einer Ehe, wenn 

nic der Ober-Präfident in dringenden Fällen dazu befondere Erlaubniß er⸗ 
It Hat, nicht zu geſtatten. 

BJ ie follen ihren Wohnfitz in der Regel und, mit Ausnahme der weiter uns 
ten unter c. angegebene Fälle, nur in ten nehmen. Zu Gewinnung des 
Kädtifhen Bürgerrechte find fe nicht fäh 

c) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ra Wohnſitz nehmen, wenn fie en 
weder einen Bauerhof erwerben ober pa und benfelben ſelbft —8 
ſchaften, oder wenn ſie ſich bei ländlichen er als Dienſtboten oder 
gum um Betriebe einzelner Zweige des landwirihſchaftlichen Gewerdes, + B. dis 

renner oder Brauer, vermiethen; 

d) das Scharifgewerbe darf ihnen nur auf ben Grund eines befonderen Quts 
achtens der ne hinfichts ibrer perfönlichen Qualification an 
der Regierung, iemals auf dem Lande geflattet werden. Dr € 
fauf und auf im Umherziehen ift ihnen unbedingt unterfagt. 

e) Dariehngel äfte dürfen fie nur gegen geistig aufgenommene Schuld⸗Ur⸗ 

kunde, bei Strafe der Ungültigkeit ab Nplieden 

f) HN derfeiben für verfanfte rauichende Geitranke haben keine recht⸗ 


Zu ihrer Ver eiratpung bedürfen vr naturalifirte Juden eines Trauſcheins, 
der ihnen von Selten des Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei ertheilt werden Toll, 
fobam fie Rich darüber ausweiien, daß fie das 2afte Lebensjahr erreicht Haben, 
oder vie Dispenfation des Ober» Präfibenten von dieſer Beſchränkung beibringen. 


. 56. 
Bon ven im Abfchnitt 1. in Betreff der bürgerlichen Berhättniffe der Juden 
artroffenen Beflimmungen finden diejenigen des 
$. 35. wegen Zulaflung au p unmittelbaren und mittelbaren Staats⸗, Kommunale’ 
und alademifchen Yehr-Aemtern ꝛc. und des 
af 37. wegen des GewerbesBetriebes 
a bie natırafifrten Juden des Großherzogthums Pofen, dagegen die Beſtimmun⸗ 


. 4 wegen der Rändifchen Rechte, bes Patronats ıc 
. 38. wegen der Zamilien-Ramen, a rung des Handelsbächer ⁊c., 
. 39. wegen ber ſudiſchen Zeugen⸗Eide, 
. 40. wegen der bei Trauungen unter den Zuden zu beobarhtenben Borfchriften, 
. a. wegen der Ehen zwifchen inländifhen und fremden Zub 
. em der’ Riederlaffung und des Aufenthalts fremder Juben 
a alle vo gen Juden Anwendung. 


Die naturalifirten Juden bebärfen behufe ihrer Heberfiebeiung aus dem Groß⸗ 
esn Poſen in eine andere Bon) Unferer Monardie Tünftig nicht me 
befenderen Genehmigung Unſeres Miniftere des Innern. Dagegen bieiben 
bie e bisherigen Seigränfungen in Betreff des Umzugs der nicht naturalifieten Juden 
in andere He und Ihres deitweifen — Aufenthalte daſelbſt beſtehen. 


Spaten ber jübl en Eorporationen und deren Tilgung, wait 
— der Beim ichkeit zur Ablöfung der Eorporationd-Berpflichtungen, ver 
feiht e8 überal bei den befiehenden Bortipriften und Mmochuunaen. WAR Krk 


Achte Abloſimgs⸗Kapital kann von ben Regierungen im Wege ber abıkinifirativen 
Execution beigetrieben werben. 


. 59. 
Algemeine Befimmungen. 
In Betreff der Perſonenſtands⸗Regiſter find die beſtehenden Berorbnungen in 
Anwendung zu bringen. 


. 60. 
Alle von den vorſtehenden im —8*— I. und II. enthaltenen Beſtimmungen 
abweichenden allgemeinen und befonderen Geſetze werben hiermit außer Kraft 


gelebt. 
61. 
Unfere Miniſter der geiftlichen — und des Innern haben we⸗ 


gen Ausführung dieſer Verordnung das rderliche zu veranlaſſen. 
Gegeben den 





Denkfgrift 


zu dem Entwurf einer Verorbnung, 


die VBerbältniffe der Juden betreffend. 





Bereits im vorigen Jahrhundert wurden bie Berhältniffe der Juden im preu- 
ßiſchen Staate Durch allgemeine Geſetze geregelt. Die General⸗Juden⸗Reglements 
vom 17. April 1730 für die damaligen Landestheile der Monarchie und vom 17. 
April 1797 für Süd» und Neu⸗Oſt⸗Preußen befimmten in umfallender Weife 
über den den Juden zu gewährenden Schuß, die von ihnen zu entrichtenven Ab⸗ 
gaben, Ihren Gewerbebetrieb 2c., wie über bie Religions» und Ritual- Berfaffung 


elben. 

Nach dem tilfiter Frieden ordnete das Edikt vom 11. März 1812 die bürger⸗ 
lichen Berhältniffe der Juden in den bei der Monarchie verbliebenen Provinzen, 
behielt jedoch die Beflimmungen wegen des Kultüs und der Berbeflerung des Un⸗ 
terrichts noch vor, bei deren Erwägung Bertrauen genießende Männer jüdiſchen 
Slaubens zugezogen werden follten. Dusch die Erweiterung, welche ber preußtiche 
Staat durch die Friedensſchlüſſe der Jahre 1814 u. 1815 in Zolge der Beiteiungs- 
kriege erfuhr, trat an die Stelle der durch das Edikt vom Jahre 1812 erzielten 
Ein je eine Dannigfaltigleit der verfchievenartigften Geſetzgebungen über das Ju⸗ 


eu. 
In eingelnen der neuerworbenen Landestheile, wie in der Laufiß, in einem 
Theile der Provinz Sachen, in Neu-Borpommern, befanden fi) wenige Juden, und 
gegen bie Ueberſiedelung derſelben aus anderen Provinzen dorihin warb auf Grund 
der früheren Berfaflung vielfach protefirt. Einzelne Städte fuchten befondere ihnen 
zuſtehende Befreiungen gegen den Zuzug der Juden darzuthun. Borzugsweile ward 
ein unverhältnißmäßiges Zupringen aus ber Provinz Polen gefürdtet. In der 
Rein» Provinz und Weſtfalen ward über die Bebrüdungen, namentlich der länd⸗ 
lichen Bevölkerung, durch jüdiſchen Wucher lebhaft geflagt- Trat einerfeite dieſe 
fid mehrfach Tundgebende Abneigung gegen die Ueberſiedelung ber Juden einer all» 
gemeinen Regulirung ihrer Berbältniffe entgegen, fo bot andererfeits ber verfchie- 
denartige Bildungs» und Kultur-Zuftand der jüpifchen Bevölkerung nicht geringe 
wierigleiten. Durch Allerhöchſte Ordre vom 29. April 1624 ward beiimmt, 
daß, bevor im Wege der Allgemeinen Geſetzgebung weiter vorgegangen werde, Zus 
vözderfi Die Provinzial-Stände mit ihren Anträgen gehört werben follten. Dem⸗ 
gemäß wurden im Jahre 1824 die Landlags:Kommiflarien durch das Minifterium 
des Innern veranlapt, von den zu berufenden Provinzialländen eine Erklärung 
darüber gu erforbern: 
ob und weit Vorfchläge und Wünſche fie hinfichtlich der beſtehenden Befepge- 
0, Fe b bürgerlichen Berhältnifie. der Juden in ihrer Provinz vorzubrin« 
IR en. 


xı 


Es warb den Ständen hierbei in ven Landediheilen, wo das Edit vom 
13. März 1812 nicht gilt, gugleih eine Zufammenftellung über den Zufland und 
die Rechtsverhältniſſe der bortigen Juden vorgelegt. 
Rach den in den Jahren 1824 — 28 abgegebenen Erllärungen erachteten bie 
ialtände mehr oder weniger übereinflimmend Befchränkungen in den Rech⸗ 

ten der Juden zum Schuß ber chriflichen Bevölkerung für erforderih. 
(&. die in ver Beilage I. unter D. enthaltene Zufammenftellung der ſtändiſchen 


Gutachten.) 

Der preußiſche Landtag fchlug neben dem Antrage auf fcharfe Prüfung ber 
Staate-Angehörigkeit der vorhandenen Juden und Hortfchaffung ber Fremden vor, 
das Evift vom 11. März 1812, deſſen Zweck, 

die Juden zu anderen Gewerben als ben Handel binzuleiten, 
verfehlt fei, nur mit weſentlichen Beſchränkungen beizubehalten und mit biefen in 
die neus und twiedereroberten Provinzen einzuführen. on 

Der erſte pommeriche Landtag erachtete dafür, daß die beim Erlaß des Edikts 
vom 1. März 1812 gchegte Abficht, die Juden von dem für ihre Moralität fo 
verderblichen Schacherhandel abzuziehen, ihren Charakter zu veredeln und fie zum 
Chriſtenthum binzuführen, nicht erreicht worden, daß bei der Fortdauer des Geſetes 
und bei der wachſenden Zahl der Juden die Wohlfahrt der chriftlichen Unterthanen 
gefährbet werde, weshalb, neben der Einwirkung auf religiöfe und fittficge Aus- 

ildung der Juden, chränkungen ihrer Rechte notbtverig fein. Demgemäß 
wurde für Alt» Pommern eine Declaration des Edikts vom Jahre 1812 in diefem 
Sinne, für Neu-Borpommern aber im Befentlichen die Beibehaltung der dortigen 
Berfaffung beantragt, indem man bie nicht nachiheilige Einwirkung der Juden auf 
die Moralität und die Gewerbfamteit der übrigen Bevöfferung neben der geringen 
Anzapl und der guten Sägen der dortigen Juden auch den beftehenden Beſchrän⸗ 
kungen ihrer Rechte und Freiheiten beimaß. 

Die brandenburgiſchen Stände wünfchten, daß das Edikt vom Jahre 1812 von 
denjenigen Landestheilen ausgefchloffen bleibe, wo daflelbe noch nicht beftehe, und 
daß ſolches da, wo es bereits eingeführt fei, Abänderungen erfahren möge, weil 
die bieherige Erfahrung gelehrt habe, daß die den Juden zu einer höheren Aus⸗ 
biwung und nüplipen Berufsarten reichlich bargebotene Gelegenheit unbenußt, ihre 
Reigung zum Haderhanbel porherrfchend geblieben fei. 

Der fächfiiche Landtag Hielt mit Rückht auf die gemachten Erfahrungen, 
wonad die Juden in die Eigenthums⸗, Gewerbe» und fonftigen Lebensverhälmiſſe 
ber Chriſten flörend und zerrüttenn eingriffen, Maßregein ‚erforberlih, wodurch 
der Berbreitung der Juden und ihrem gewerblichen Verkehr insbefondere gefehliche 
Gränzen geſetzt wũrden. 

.Die ſchleſiſchen Provinzialſtände, unter denen bie Abgeordneten der Oberlauſitz, 
wũnſchten, daß es bei der daſelbſt beſtehenden Juden⸗Verfaſſung unverändert bes 
laſſen werden möge, gingen davon aus, daß bie bei Erlaß des Edikts vom Jahre 
1812 gebegte Hoffnung, in ben Juden Bürgerfinn und Gemeingeiſt zu erweden, 
bie bahin größtentpeild unerfüllt geblieben, die Ertheilung der den Juden einges 
räumten Rechte zu voreilig erfolgt fei und das dieſelben ausiprechende Geſetz einer 
Seſchränkung bevürfe. 

Der wehfäliiche Landtag bielt es bei der fortvauernden moralifchen Ver⸗ 
berbtheit der Juden und bei dem unglüdlichen Einflufle, welchen biefelben auf bie 
chriſtlichen Unterthanen in mehr als einem Zheile der zrosin übten, für eine 
dringende Pflicht, vieler verderblichen Einwirkung Schrunfen zu fehen. Die Stände 
waren daher der Anficht, daß den Juden vor allen Dingen das ihnen unter der 
Fremdherrſchaft voreilig ertheilte Staatsbürgerrechpt zu entziehen fet und biefelben 
vorläufg nur als Schußgenoflen behandelt werben müßten. 

‚ Au der rheiniſche Landtag war der Anficht, daß den Juden unter And- 
ſchließung von dem Staats» und GemeindesBürgerrept als Schußverwandten die 
Uebernahme von Staats- und Gemeinde» Aemtern zu verfagen fei. Die Stände 
wünfchten insbefondere, daß das auf ber linken Seite des Rheins beſtehende bes 
ſchraͤnkende franzöfiihe Defret vom 17. März 1808, mit Ausfchluß der auf bie 
aliährlihe Löſnng der Moralitäts- Patenten bezüglichen Befimmungen (Art. 7, 8), 
als verbindlich für Die Juden der ganzen Provinz erflärt werben möchte. 

Der pofenfche Yandtag endlich hielt mit Rüdfiht auf die unverhältnißmäßi 
große Anzahl ver Juden in dortiger Provinz und da die Allerhöchſte Abficht b 
der Geſetzgebung über die Juden in den üb gen Provinzen nicht erreicht worden, 
indem bielelben vielmehr nach wie vor dem Schacher und Handel Me und 
ihre Abneigung gegen alle mit Anfisengung phyſiſcher Kräfte vrenuahre BAHR. 


ti n und Hanbdarbeiten fortdauernd an ben Tag legten, bei Feſtſtellung ihrer 
or bie — wo die Juden insgeſammt zum Staatsbür — zuzulaſſen —* 
würden, ſolche Anordnungen für nothiwendig, wodurch die Chriſten gegen bie Un⸗ 
gebühr der Zuden geſichert würden, wogegen den Zuden jene Rechte in Ausficht 
zu flellen und ihnen bie Mittel zu gewähren feien, ſich ſolche fo bald als möglich 
erwerben zu tönnen. °) 


°) Die oben erwähnte Beilage L enthält unter D. zugleich eine Zufammenflel- 
lung der ſtaͤndiſchen Gutachten vom Jahre 1845, aus denen wir ebenfalls nach den 
einzelnen Provinzen hier Kolgended entnehmen: 

1) Die Stände der Provinz Preußen, wenngleih ber Veberzeugung, 

daß ven zahlreich bei ihnen eingegangenen Petitionen um gänzliche Emaneipation 
der Juden zur Zeit nicht waggege werden könne, beantragen doch im Intereſſe 
des Staats und der in demſelben wohnenden Juden, unter Aufhebung fämmtlicher, 
in einzelnen Randestheilen beſtehenden Juben-Berfaflungen, mit Ausnahme ver rhei- 
nifchen, welche den Juden ausgebehntere Rechte bewillige, meben mehreren fpeciellen 
Beftimmungen, allgemeine Einführung des Edicts vom 11. März 1812. 
2) Der pommerfche Landtag bat ng nah dem Sißungs- Protokoll vom 
11. arärı 1845 mit 28 genen 16 Stimmen für die Jetition des Vorſtandes und 
der Repräfentanten der jüpifchen Gemeinde zu Stettin wegen Regulirung der Kule 
tud- und Unterrichts⸗Verhaͤltniſſe der jüdischen Unterthanen nach Maßgabe des Edicts 
vom Jahre 1812 erflärt. | 

3) Die Stände der Provinz Brandenburg gehen nach ver Denfichrift 
vom 15. April 1845 davon aus, daß für den Umfang —* Provinzial⸗Verbandes 
die Juden ſich überall in einer Lage befinden, welche ſie der Theilnahme an den 
Vortheilen des Edicts vom 11. März 1812 würdig erſcheinen laſſe; ſie glauben 
daß die in dieſem Geſet vorbehaltene Entichridung einjeiner wichtigen Bragen und 
die bei der Anwendung deſſelben getroffenen Modificationen gegenwärtig einer Er⸗ 
Örterung und gefeßlicher Keftftelluug bevürften; daß die im Jahre 1826 abgegebe- 
nen Arungen der Stände nicht mehr unbedingt als den Berhäliniffen der Ges 
genwart entiprechenb angefehen werben könnten, und haben daher mit 48 gegen 
17 Stimmen beantragt: 

Die Einheit der Geſetzgebung für die bürgerlichen Berhättniffe der Juden in 
ber vinz auf den Grundlagen des Edicts von 1812 herbeizuführen, dabei die 
Beftimmungen biefes Geſetzes, mit Rüdiicht auf den fortgefchrittenen Kultur» Zus 
fand der Juden, einer durchgreifenden Revifion zu unterwerfen und den daraus 
hervorgehenden Gefep-Entwurf ihnen zur Begutachtung vorlegen zu Laflen. 

Eine Stimme erhob fih für vol „pe Emanicipation ver Juden: da fie gleiche 
Aigten mit den Chriſten Hätten, müfle man ihnen auch gleiche Rechte einräumen. 

te völlige Emanripation ward aber ınlt 42 Stimmen gegen 20 abgelehnt. 

41) Die Stände der Provinz Schlefien haben nach der Denkſchrift vom 
26. März 1845 zwar die Meberzgeugung gewonnen, daß Gmancipation der Juden 
vorzugsmweife von diefen ſelbſt ausgehen müſſe und die Regierung ſolche Beflrebnn- 
gen nur Schritt vor Schritt unterflügen könne; fie glauben aber, daß Beſchränkun⸗ 
gen ber den Juden bereits gewährten Rechte diefer weiteren Entwickelung hemmend 
entgegenträten und von dem einft zu erreichenden Ziele zurückzuführen drohten. Sie 
beantragen daher bie vollſtändige Wiederherſtellung des Edicts vom 11. März 1812. 

5) Die Stände der Provinz Pofen glauben nad der Denktichrift vom 
5. April 1845, daß die Berorbnung vom 1. Juni 1833 ihren Zweck: bie Hebung 
ber Juden vorzubereiten, bereits größtentheils erfüllt habe und es daher an ber 
Zeit fei, auf dem Wege der allmäligen Emancipation weiter fortzugehen. Zur 
Beſeitigung der am fpmertinfien bisher empfundenen lebelftände, der beſchränkten 

izügigkeit und der Ausſchließung vom Militairdienfte, beantragen fie, und zwar 
ür den ganzen Staat, die Einführung bes Evicts von 1812, nach Befeitigung aller 
fhäteren Zu äpe. Um aber dem immer lebendiger werdenden edlen Drange eines 
Theils der jüdifchen Bevölkerun entgegenufonnmen und mit NRüdficht darauf, 
daß die weſentlichſte Bedingung dm völligen Emancipation die Aufhebung ihres 
Separatismus jel, wünſchen die Stände, daß Einzelne, welche entweder drei Jahre 
lang ehrenhaft im Militair gedient oder ein Gpmnafium oder eine höhere Real 
ſchuie beſucht und ein gutes Sitten» und Moralitätszeugniß erlangt, oder wenig⸗ 
ſtens 6 Jahre lang mit jüdiſchem Gefinde auf eigenem Befisthum Landbau getrie- 
ben haben, ober durch übereinflimmenden Beichiuß der Magiſtrate und Gtabtvers 
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Ef 116), nel Er Fr das Edilt v. J. 1812 mit dem Allgem. 

t und der A noeh htsorbnung in bie neuen und wiebererworbenen 
Te jeführt worden fei, verneinend dahin entſchied, daß es in jenen Lan- 
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ordueten für gualiſicirt ioaui werden: in jeder Beziehung gleiche Rechte mit den 


GEnblig wird um Erlaß eines Geſetzes über das jüdiſche Kultus⸗ 
md © efen zur At des $. 39 des Edilts vom 11. März 1812 


6) Der fähfifhe Landtag hat fih nad dem Gigungsprotofoll_ vom 19. 
März 1845, ai Berg, uf von A ige Oi Ki bie — der ur 
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Zuden fih nit miepeeiaffen 
als die anderen, in welden eine — an Er flattfinde und die — 


und nur den een Busen me mehr. ——— um ihrem waren Bere 
fen —— Ba, eat — —e— mörhten, daß die Aufhebung 


28. März 1845 mit Rüdfiht AH: die günftig Be welche die Berfeip: 
qer politifiger und bürgerlicher Rate fig den ül einen Untertpanen für E4 
Juden in Branfeeigg, Belgien, den Niederlanden une Sordamerite habt; mit 
ferner aı die mungen, He dın jegigen Beſch — 
aeikinen und Rutichen ng ei 
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Die von den Juden ausgelibten wucheriſchen Bebrädungen der ländlichen Be. 
oöfferung in der Provinz Weſtfalen, insbeſondere in Den bier er 
Kreifen, wodurch der Wohlſtand der Banern auf fehr bedrohliche Weife zerrüttet 
wurde, machte das Einfchreiten der Gefeßgebung nothwendig. 

Die Allerhöchfte Ordre vom 20. September 1836 (G. ©. ©. 248) war be- 
een, jenen Vebelſtaͤnden abzubelfen. Die zum fünften Provinzial⸗Landtage ver- 

mmelten weftfälifhen Stände beantragten demnärhft, fene Berorbnung, wenig⸗ 

ſtens deren erften Paragraphen wegen Beſchrankung der Juden Im Erwerbe länd- 

licher Grundftücke auf vie ganze vinz auszudehnen, ein Antrag, welcher abge- 

En De De Zhatfacpen fo dringender Art, wie in jenen Kreifen, für die ganze 
n3 orlagen. 

Supeoilipen ward ein allgemeineres Geſetz vorbereitet, weiches beftinmt war, in 
einem Theile der neu⸗ und twiedererworbenen Provinzen, in welchem das Bedürf⸗ 
niß befonders hervortrat, die Verhältniſſe der Juden zu ordnen. 

Bel der legislativen Seratbung fand der Königliche Staatsrath eine Yorgän- 
gige genaue Ermittelung der faktiſchen Zuftände in ben einzelnen Landestheilen 

demnachſt eine Borlage des danach anderweit auszuarbeitenden Geſetz⸗Entwurfs 


nothwendig. 

Des Föni 8 Majeftät befahlen auf den Bericht des Königlichen Staatsraths, 
durch Allerhöchtte Ordre vom 13. Dezember 1841, daß die vorgebachte faktifche 
Ermittelung und auf Grund berfelben unter Beridfichtigung der Borichläge und 
Beſchlüſſe des Staatsrathes- anderweite Erwägung erfolgen follte. 

Das Ergebniß der erfolgten —— iſt unter Beifügung auch einiger 
anderen den Gegenſtand betreffenden Ueberſchriften in zwei dieſer —2— an⸗ 
— Beilagen zuſammengefaßt. Die geſammelten Materialien find zunächft 

Berathung der Gewerbe⸗Ordnung benußt worden. °) 


°) Aus den erwähnten Beilagen entnehmen wir zunachſt aus B. noch folgende 
Rach der am Schluſſe des Jahres 1843 flattgehabten ‚Bählung betrug die Ge⸗ 


fammtzahl der im preußiichen Staat vorhandenen Juden . 
In den nen uen find die Juden ir ungleich vertheilt; es leben 


nämlich in den 
ofen ...... 79,575. 
2) Schtefien ... . . 28,606. 
3) Rhein-Provinz . 27,970. 
4) Ben..... 27,530. 


5) Brandenburg - . 16,116. 
6) Weftfalen..... . 14,405. 
3 ommen .... 7,716. 
8 Sadfen..... 4,522. 


alfo wie vor 206,050. 
Das Berhättniß der jüdiſchen zur chriſtlichen Bevölkerung in den einzelnen 


vinzen anlangend, fo befanden fih annähernd ein Jude in ben Provinzen: 
vpro oſen...... —* 16 Einwohnern, 
— > 9 
ein⸗ v ⸗ ⸗ 
eſtfa 0 0 4 98 | 
5) Schlefien .oo.o s 102 . 
6) Brandenburg... ⸗ 117 . 
7) ommern e . a 141 s 


8 Sahfn. .. . - » 367 ⸗ 

im ganzen Staat alſo —E einer unter 74 Einwohnern. 

Die Bertheilung der Juden, je nachdem fie in den Städten oder auf dem 

platten Lande wohnen, ift ebenfalls fehr ungleich. Es wurden nämlih gezählt in 
836 Städten 166,332 und auf dem platten Lande 39,718. 


Aus diefen Zahlen ergiebt ih, Daß im Allgemeinen die Neigung der Juben, 
auf dem plaiten Lande neben laflen, Iehr ering iſt; ng nicht voN ein Fünf 
tel der gefammten jan en Bev g hält fe dafelbft . Auch hier iſt wie- 
der die Bertheilung auf die einzelnen grodingen ehr verfihieben; es wohnten näm- 
ih im Jahre 1883 auf dem platten Lande: 
1) in der Rhein-Provinz 16,867. 


zV 

Muh den en bes Piiniüeriumd des Iunerr, welche die Zuftunmung des 
Königlichen Stante-Riniferiums erhirtten, End dur $.190 jenes Geſehes die man- 
niafaspen, zum Theil fehr weſentlichen, gewerbticden Beichräntungen, welche in vie⸗ 
ea Zauvestheilen, für die Juden befanden, in Berug auf ben Betrieb ſtehender 
Gewerbe, mit alleiniger Ausnahme der in ben 58. 3135 bereichneten, aufgeho⸗ 
ben. Demnächſt iR vurch die Allerhöchſte Drbre vom 31. Dit 1845 ( . 
©; Mehl gig: Blarungen 

o ige iche mmu , nw . 
wichtiger Gegenhand in der Berfaflung bes —ãx Staats iR die Dienſtpflicht 

den eere. 

ia in bedeutender Theil der jüdiſchen Bevölkerung war davon ausge 
Dies faud insbeſondere in den ehemals Herzoglich warſchauiſchen Lan 
Ratt, wofeibr über zwei Zünftel der Geſammtheit der Juden des preußiſchen 


ohnen. 
“. Die Allerhõchſte Ordre vom 21. December 1845 (G. ©. de 1846 ©. 22) 
Beßkte die Militairpflicht allgemein her. 

- Zu Berbindung damit IR in ber fernertveiten, an das Königliche Staat Dil - 
niflerium ergangenen Allerhöchſten Orbre vom 31. December 1845 genehmigt, daß 





2) in Schlefien...... 6,99. 
3) in Wefaln ..... 6,861. 
a) in Polen... 2.0... ‚oo 
3) in Preußen... ... 3,19%. 
6) in Brandenburg 1,405 
7) in Dommen ..... 

8) in Sadfen ...... 389. 


Bon den in den Stäpten wohnenden Juden lebten 143,300 in Gemeinden 

von 100 Mitgliedern eh” amd war In an Städten gulammen. Rah 

i inzelnen Provinzen enigen e unter 
er Keoslferung mehr als 100 Juden zählten, folgendermaßen: ’ 


9 Die Provinz ßen hatte 60 Städte mit 21,818 Juden. 
2 . en :» 100 -.  . 74316 » 
3) ⸗ raudenburg ⸗e 1 - - 11,098 ⸗ 
4) ud ern ” 27 9 3 5,196 , 
5) ⸗ thlefien . MB + . 19538 ⸗ 
6) ⸗ Sachſen . 819385 ⸗ 
⸗ Weſtfalen ⸗209 ⸗ ⸗4,260 + 
8 ⸗ Rhein⸗Provinz⸗ ⸗ 30 ⸗ . 717 ⸗ 


Was die Erwerbsmittel der Juden beirifft, fo ergiebt fih nach dem Befammi«- 
verhättniffe in der ganzen Monarchie folgende Reihenfolge ver Erwerbszweige, je 
nachdem fie am meiften von den Juden betrieben werben. Bon 1000 Juden im 


anzen Staate befchäftigen fi : 

aan J) mit en Bande era nnne a1 
2) Handwerker ....... ....... 193 
3) Gefindedienſt................ 101 
4) ohne beſtimmten Erwerb ......... 87 
5) als Gaſt⸗ und Schanfwirtfe ...... a7 
6) als genlähuer rer nnenn. 42 
7) mit Biffenichaften. .... . . . or... 27 

Ri als Rentiers leben „2 .ncee0 en 

9) von ſelbſtſtändigen Bewerben, abgefehen . 

Handel und Handwerl .......... 
10) von dommungl und Gemeindedienſten. 13 
11) vom Lanpb Pe Er 10 





. 1000 
Der fier- Handel ift überwiegend bi tz ä der Juden. 
for von den Epri en un Se ei: * daß 
nach den ſtatiſtiſchen Ermittelungen vom Jahre 1843 (bon ber S8fle Jude ben 
Bauer Bundes 1 ah (rend ds erſt der 1034ſte von der übrigen Bevölkerung 
(2 


In der Beilage F. wird eine Ueberſicht der Anzahl der in den einzelnen euro» 
päiſchen Staaten befinplicpen Juden und ihres —* Ned er ler Wionye 


anf Berbeffermg der Juden, gerichteten Ansnahmenefehe eine thätine Einwirkung 
der Juden feibh jur Brbung ihrer Glanbensgenofien treten zu laſſen. In dem 
Berbande von Judenſchaften ſollen neben ver Befriedigung ihrer vetigiöfen Sedürf⸗ 
niſſe, ohne ſoziale Tremung von der übrigen —— bie beſten Kräfte ge⸗ 
fammelt und zur fortſchreitenden Entwidelung wirkſam gemacht werben. 

Bei der Redaction des Gefeb- Entwurfs it von einer Beibehaltung der befte- 
henden befenderen Geſeggebung über das Judenweſen nach einer vorgängigen Re« 
viſion derfelben, wie foldhe bei der früheren Berathung im Roniglichen Staatsrath 
ven einer Eeite zur Erwägung geflellt worden, ganz abaeftanden, da wie Berfchies 
denheit derfelben zu mannigfad if, um auf einigen praftifchen und befriedigenden 
Erfolg rechnen zu konnen, und provinzielle Eigenthümlichkeiten, um sine ſolche &e- 
panbiung zu rechtfertigen, außer in ver Frobin, Pofen nicht beſtehen. Bielmebr 
ft das Bedürfnig zur Regulirung der Berhälmite ver Juden durch ein möglichft 
allgemeines Geſetz erkannt. 

Der erfte Abſchnitt des Geleh-Entwurfs umfaßt alle Provinzen mit Ausſchluß 
Des Großherzogtihums Polen, in Betreff defien aus den weiterhin angegebenen 
Gründen die Borfhriften des erſten Abſchnins mit den ich als nothwendig erge- 
denven Abändernnaen zur Anwentung achradt worten. Auf dieſe Weiſe wird mit 
einer giringen Modification der Bortbeil einer allgemeinen Gef ebung erreicht. 
Der erſte Abfehnitt betrifft auch Die nit zum Großberzogthum Polen geſchlagenen, 
ehemals warſchauiſchen Landestheife, für welche bei der früheren Serathung die 
Anwendung der Verordnung vom I. Zuni 1833 für geeignet erachtet wurde. Es 
gehören dahin einige Kreife des marıenwerberfchen und die Ortſchaften Schermeiſſel 
und Grochau des Frankfurter NRegierungsbezirts mit einer Bevölkerung ven etwa 
3000 Juden. Die legtgedachten unbedeutenren Ortſchaften den abwrihenden Bors 
ſchriften für die Provinz Pofen zu unterwerfen, kann frinenfalls für zwedmäßig 
erachtet werten. Ein Bedürfniß va fann chen fo wenig für das ehemals wars» 
ſchauiſche Gebiet des Regierungs- Bezirfs Marienwerder anerkannt werden, da 
nach dem Ergebniß der angefleliten Ermittelungen angenemmen werden darf, daß 
die tortigen Juden denen der benachbarten Landestheile, woſelbſt das Edikt vom 
Sabre 1812 gilt, in Eitte, Lebensart nnd Bildung nleichfiehen, weshalb die Res 
gierung zu Marienwerder für die Einführung des Ichteren Geſetzes ſtimmt. 

Die Anwendung tes erfien Abfchnitted des Gefeg-Entwurfs auf alle neu» und 
wiedererworbenen Provinzen kann cden fo wenig Vedenken finten. Die Beſtim⸗ 
mungen entiprechen im Weſentlichen der Gefeßgebung derjenigen Landestheile, wo⸗ 
felbft fie für die Inden am nünftigften if; auf der linfen Seite des Rheins wird 
überdics das Dekret vom 17. März 1808, deflen Beſchränkungen in die Rechtes 
verbältniffe und den ganzen fogialen Zuftand der Juden tief eingreifen (Beilage I. 
A. Anh. c.) aufgeboben. 

Zu &8. 1-60. Bier ift zunächſt der durch das Geſet hergeftellten 

Freizügigkeit 


u gedenken. 
ah der bisherigen Berfaffung bedurfte cd beim Ucherziehen der Zuben aus 
einem Landestheile in einen anderen mit abmeichender Geleßgebung_ciner beſonde⸗ 
ren Genehmigung des Minifleriumsd des Innern. Es wurden die Gemeinden des 
künftigen Riederlaffungs . Ortes zuvor gedört, ohne benfelben jedoch cin Wider⸗ 
ſpruchs recht einzuräumen. Ginzeinen Stadten war, wenn au nicht in der Form 
eines dauernden Privilegiums, eine noch weiter gedende Verwahrung gegen den 
Zrzug ber Zuden gewährt. 

er $. 13_ des Geſetzes vom 31. Oktober 1842 (Geleb- Sammlung 1843 
©. 6) über die Aufnabme neu angiepender Perſonen beläßt es bei jenen Beſchrän⸗ 
tungen. Inſofern diefelben im Allgemeinen eine Folge der Berfchiedenpeit_ der 
Ceſetzgebungen über das Judenweſen find, bedarf es, fobald eine allgemeine Ver⸗ 
ordnung an deren Stelle tritt, jener befonderen Genehmigung nicht mehr. 

Bei den früheren Icgisfativen Berathungen find insbefendere mit Rüdfibt auf 
die ven den Ständen früher abgegebenen Erklärungen gemiffe Befchränkungen 
bei der Wohnfignatme der Juden auf dem Lande und in den Städten für erfor. 
derlih erachtet worden, weil fie ein heterogenes Element in den ländlichen Gemein, 
den bildeten und erfabrungmäßig dem Pandmanne verkerblich feien, und au für 
die Städte, namentlich in den Landestheilen, mo ſich zur Zeit noch wenig Juden 
befinden, einiger Schuß gegen das Ucberzichen aus anderen mit Juden mehr bes 
völferten Gegenden räihlich fchien. Ihre Nicderfaffung follte, fo ping man vor, 
auf dem Lande an den Erwerb eines Ritterguts, fonft an den Betrieb der Land» 
solrtpfipaft mit eigenem Gefinde oder an die Errichtung größerer gewerblicher Ans 


Sagen gelmäpft werben, file andere. Källe von der Genehmigung des Minifiertums 
des Innern abhäugen und bie Wohnftgnahme in den Städten einer Genehmigung 
der Regierung na Anpörung ‚ver. Gemeinde⸗Vehörde bedürfen. 

Bon derartigen Beſchrankungen iſt jetzt abgeſehen. 

Die Zahl der auf dem Lande lebenden Juden if verhältnißmäßig nicht groß 
und in den einzelnen Landestheilen fehr verſchieden. (5. Beilage 1. B) 

Die Regierungen, in deren Bezirk die meiften Juden auf dem Lande wohnen, 
erkennen ein Bepürfniß zu ſolchen Seſchränkungen nicht. 

Es würde den Juden ber Uebergang zum Landbau, welcher andererfeits ge. 
wünfcht werden muß, dadurch weint erſchwert fein. Bedrüdungen aber des 
Landmanns feitens der Juden, wie fie früher in ven paderbornifchen Kreilen vor⸗ 
gekommen, können von den Städten aus eben fomohl ausgeübt werden, und übers 
dies Hat vie Erfahrung in jenen Kreifen ergeben, daß dem Landmann ein Schuß 

egen wucherlide Beprüdungen durch Berbeflerung feiner Lage auf anderem Wege 
derer und nachhaltiger gewährt werden kann. 

Die Einführung einer Genehmigung der Regierung bei Nieverlaflung der Zus 
den in den Städten würde infofern eine erhebliche neue Befchräntung fein, als den 
Juden jet innerhalb des Bereichs derſelben Geſetzgebung bie allgemeine Freizü⸗ 
gigfeit zuftcht. Allerdings haben, ven früher geaußerten Anſichten der Stände 
niehrerer Provinzen und auch der auf dem letzten fächfiihen Provinzial» Landtage 
von der Mehr ausgefprochenen Anficht gemäß, mehrere Regierungen der Lan⸗ 
destheile, in denen ſich eine geringere jũdiſche Bevölkerung befindet, Tür cine Be⸗ 
ſchräänkung der gedachten Art geftimmt, die äbrigen Regierungen theilen dieſe An⸗ 
fidt aber nicht, und namentlich hat fich in den Provinzen, wolelbft das Edict vom 
11. man 1812 gilt, mithin volle Freizügigkeit befteht, das Bedürfniß zu befchrans 
kenden Maßregein nicht ergeben. 

Die Freipeit in der Bewegung ber Gewerbe und bie wechſelnde Konkurrenz 
verändert die Einträglichkeit gewerblicher linternebmungen jebt häufig fo raſch und 
entfchieden, daß die Gewerbtreibenden weit mehr als ſonſt genöthigt werden, ihr 
Geſchäft von dem einen Orte fort nach einem andern, für ihre Beziehungen gün⸗ 
Migeren zu verlegen, wenn fie deflen Beflehen und ihre Eriftenz fihern wollen. 

erbei wirkt außerdem noch ber mäsptigt influg mit, welchen neu entflebenve 

ommunicationg » Mittel, insbefondere pie Anlegung von Eiſenbahnen, auf das 

Ginfen oder die Hebung gewerblicher Erfolge in den einzelnen Ortſchaften aus⸗ 

Aben, & nachdem ihnen der frühere Verkehr entzogen ober ein folcher neu zugewen⸗ 
w 


rd. 
Die hierdurch entſtehende Umgeſtaltung der Gewerbe⸗Verhältniſſe bedingt da⸗ 
die freie Bewegung der Gewerbtreibenden nach allen Richtungen, und wenn 
ven Juden diefe beichrantt würde, fo bliebe ihnen damit dem Erfolge nah cin 
bedeutender Theil der ihnen durch die Gewerbe⸗Ordnung ertheilten Rechte wiederum 


entzogen. 

Wa. kommt endlich, daß für bie Fälle des Widerſpruchs der Gemeinden all⸗ 
—* leitende Grundſähe für die von den Verwaltungsbehörden zu treffende Ent 
cheidung ſich ſchwer feftitellen laſſen. 

Aus dieſen Gründen iſt im Entwurfe von jeder Maßregel der gedachten Art 
Abſtand genommen. 

Durch die Beſtimmungen des 898. 1 und 60 werben ferner bie Juden in allen 
den Landestheilen, in weichen fie noch als Schußgenoflen anzufehen waren und 
beshaib Bas Bürgerrecht nicht erwerben konnten, namentlich in der Fäbigkeit zum 
Erwerbe von Grundeigenthum, den übrigen Unterthanen gleichgeflellt. Eine weitere 
Aufhebung wichtiger Veſchränkungen liegt in der 

Aufhebung des rranzöfifigen Dekrets 
vom 17. März 1808. 

Die hiſtoriſche Entſtehung diefes aus den Klagen über den jüdifhen Wucher 

DemmerBeanmacuen Geſetzes, deſſen bei den früheren legislativen Berathungen in 

age geftellte Aufhebung auf erhebliche Bedenken geflogen ift, kann theils als bes 
kannt vorausgefeht, theils darf auf Das in der Bellage I. A. Bemerkte Bezug ge⸗ 
nommen Werden. 

uriprängfich ſollie daflelbe, wie im Artifel 18 in Ausfiht geflellt iR, nur auf 
10 Jahre gelten, indem bie Hoffnung ausgefprochen wurde, daß mit Ablauf dieſes 
Zeitraumes durch die getroffenen Mapregeln jede Verſchiedenheit zwiſchen den Ju⸗ 
Deu und ben übrigen Bewohnern des Reiches verſchwunden fein werde. Eine Weis 
tere —— der Gültigkeit des Geſezes wurde jedoch vorbehalten, wenn feng 
Doffnung nicht in Erfüllung gehe. Bon dem Inhalte des Derret® TOHn ARasım 
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Befimmungen 
jährfi erneuernden Betriebe Gewerbe Vie Alige- 
jährlich zu —— een Kae. derch | ge 
Bon den Theinigen R 


diung 
m die r f R * 
Neſchrã en * —— weder durch die Erfahrung bewährt, —— one 
wendig. Es find nämlich ſehr felten Hülle der Verweig der ber 


ben erihrilenden — * * *3 bei zwei ——— — a cite 
Sahren nur , . einmal, i üffeworf eiwa 
—* L h merkt zugleich, daß in 8 Sapıen u ri 


3307 Dandeis » Yatenten, 
ifel 9 


von den Gerichten widerrufen worden if. Auch di [» Procuratur zu Eöln 
bewerkte, daß, fo viel fie erfahren, beim rheiniſchen Appellations - Gexichtshofe kein 
Ball eines ſolchen Widerrufs vorgelommen frei. Die Ertfeilugg der Patente ift fo- 
dr wird eh fo aloe ten haben die Aufhebung j Bo 
’ euer 
Setrich im Umpersichen Ankreten au 


auf die g 3 beantragt wor 
Mit Rüdfiht Hierauf Hatte der Königl. Staateraih bei der früheren Berathung 


ben niederen, ihrem verberblichen Einfluß hauptſächlich Dr Klaflen der Be⸗ 
Hölferung in unmittelbare Berührung fommen, ift eine na 


Sen, wo fie ihrer Sad ganz gewiß feien, fonft aber fih lieber mıt ihren Schuld⸗ 
nern verglichen; daß überhaupt die Furcht vor dem Decret und deſſen Anwenbun 
ihrem Treiben noch einigermaßen wirkſam entgegentrete und die bebauerlichen Fo 
gen der Aufhebung defleiben ſich gar nicht abfehen ließen. Auch die im Jahre 1842 
efragten Ober » Procuratoren haben für die Beibehaltung des Decreis, nur der 
Procutor zu Düfleldorf hat für die Aufhebung des Artikels A, welcher den Juden 
at pen Nachweis der vollſtändig und ohne Betrug bezahlten Valuta auflegt, 
ge 
Bon den Regierungen hal ſich nur eine unbetingt für die Beibchaltung des 
Decrets ausgeſprochen. Sie bemerkt, daß daflelbe iweniaftene in einzelnen Bes 
Rimmungen feinen präcanutiven Nutzen bewährt, namentlich der Art. 4 fehr auf 
Berminderung der Proceſſe gewirkt, der Art. 3 über Darlehne an Minderjäprige ıc., 
bie Art. 14— 15 über den Pfandverkehr fih zwedmäßig erwielen hatten, und 
beantragt daher nur die Aufhebung des Art. A für diejenigen Juden, welche mit 
faufmännifchen Rechten Handlung treiben, weil „hen fa nie unter erſchwerenden 
Nmßänden der Einwand ber nicht erhalten Baluta enigegengefeht worden ſei. 


Eine zweite Regierung erklärt fi nur unbedingt für die Aufpebung bes Delreis 
die drei übrigen find dagegen unbedingt für eine folge, theils weil fie die Zwecke 
des Defreis auf geeigneierem Wege erreichbar finden, theils weil die Beſtimmum⸗ 
gen des Geſetzes der Hebung der Juden entgegenfländen. 

Der Anficht für die Aufbebung muß man fi in der That anfchließen. 

Folgt man den Angaben derer, welche für Die Aufrechterhaltung des Dekreis 
fimmen, fo ift der Zwed, welden das a hauptfä Wr im Auge hatte, die mo» 
ralifche Beferung der Juden, in der beabfichtigten Weiſe nicht erreicht, ſondern, 
nachdem das Dekret fat 40 Jahre hindurch in Wirkſamkeit gehanden, dauert viel- . 
fach der füdifche Wucher noch jept fort, und ebenfowenig hat das Dekret die chriſi⸗ 
Hihe Bevõolkerung gegen den Wucher der Juden zu ſchüßen vermocht. 

Der mehrfeitigen Behauptung, daß das Dekret nöch das einzige Mitiel fel, 
welches dem übifeen Wucher, namentlich den unerfahrenen Landleuten gegenüber, 
einigermaßen Schranfen au feßen vermöge, und daß, wenn es auch nicht oft bixret 

ur Anwendung fomme, darin jedenfalle cin Saup gegen Betrug und Wucher 
iege, flieht die Erfahrung entgegen, daß, obfhon im Ganzen die Zahl der von 
Duden angeflellten Civil⸗Prozefſſe verhältnißmäßig ſehr bebeutenv iſt und dieſelben 
aſt nur Waarenfogggrungen und Darlehne detreffen, dennoch von dem Dekret nur 
äußerfi felten Gebr gemacht wird, wofür mehrfache Beiſpiele angeführt werben. 

Der Jude behält, wie aus den Berichten vieler Friedensrichter erhellt, 2. 
immer Mittel genug, das Dekret zu umgehen, wofür ebenfalls evidente Beifpiele 
angeführt werben. 

Redliche Juden werden am wenigften ängſtlich auf Beobachtung der beläfii- 

enden Formen des Geſetzes halten und können alsdann von einem unredlichen 
—** Schuldner beeinträchtigt werden, wie denn auch von einem Friedens⸗ 
richter bemerkt wird, daß es ſelten die ſchlechteſten Zuden feien, gegen welche das 
Dekret geltend gemacht worden. Darf man ſich auch bei einer Aufhebung dieſes 
Grfeges nicht der Erwartung überlaflen, daß die Bedrüdungen des Lanbmannes 
durch die Juden fihtbar abnehmen werben; iſt e8 vielmehr, wie eine Regierung 
beforgt, fogar wahrfcheinlih, daß die einem fol wucherlichen Berkehre einmal 
hingegebenen Juden denſelben noch ungehinderter betreiben werden, fo ifl doch von 
der Aufhebung des die iibilihe Bevölkerung im Algemeinen als demoralifirt vor⸗ 
auszufebenden Defrets infofern ein günfligerer Erfolg wohl zu hoffen, als das 
durch das Eprgefüht angeregt und der beflere Theil der jüdiſchen Bevölkerung zur 
Einwirkung auf die fttliche Hebung feiner Glaubensgenoſſen aufgerufen wirb. 

Muß eine — der beſtehenden Zuſtände einerfeits weſentlich von der 
Erziehung und dem Unterricht der fünifchen Jugend gehofft werden, fo iſt anderer« 
felts angunehmen, daß eine gründliche Abhülfe der floifgen Bedrüdungen, denen 
der Landmann in ver Rhein» Yrovinz auegeieht iR, hier nicht ſowohl durch be- 
fchräntende Borfchriften, fondern durch Berbeflerung der Lage bes Landınannes bes 
gründet werden Tann. Die Ermittelungen ergeben, daß da, wo der Landmann ſich 
n geordneten Berhältniffen befindet und feine Lage mehr gefichert ift, eine nach⸗ 
tHeiltge Einwirkung der Juden einen leichten Boden findet, wogegen ber ärmere 
Landbauer, dem es mit den nöthigen Hülfsmitteln, auch an der erforberlichen 
Fre Ientt, mie gen Bewohnern der Moſel⸗ und Eifel⸗Gegenden dem Bucher 

pre eben if. 

Dies Aamt mit den Erfeheinungen in den vier paberbornfchen Kreifen vollkom⸗ 
men überein. Auch vor dem Erlafle der Allerhöchſten Ordre vom 20. September 
1836 Haben dort die mohlhabenderen Dörfer fih gegen den nachtheiligen Einfluß 

der Juden zu ſichern gewußt. - 

Die Bedrüdungen, welche die dortigen Bauern in den ärmeren Gemeinden in 
fo hohem Grade durch die Juden erlitten, find nach den angeflellten Ermittelungen 
nicht durch die beſchränkenden Borfchriften jener Berordnung gehoben, vielmehr ift 
fein Fall befannt geworden, in welchem der Richter der ihn im Geſeß beigelegten 
Befugniß gemäß die Aufnahme cines Eontractes wegen Verdacht des Wuchers ver 
fagt Titte, Die Landleute fanden ſich flets bereit, die nöthige gerichtliche Erklä⸗ 
tung abyugeben; vie Inden mußten Iedergett das Geſetz ji" umgepen. Dagegen 
find die ten Landleute durch die mopithätige Wirkfſamkeit ver zig 8. Kaffe 
uud mit den anderweit auch ohne Zutritt des Staats hervorgerufenen Hülfsquellen 
dem jüdifchen Wucher enthoben, indem fie mit jener Hülfe zugleich die Einſicht 
über die richtigen Mittel zur Beleitigung eintretender Verlegenheiten gewannen. 
zum man boffen darf, daß in ähnlicher Weife dem bäuerlichen Stande in bey 

nprovinz wird geholfen werben, {ft die Aulpehume des Dekrets räthlich, wor⸗ 
mut andy neuerlich Die Anträge der rheiniſchen Stände gerlchut Ko, 





In Betreff der durch die 88. 1 und 60 außerdem aufgehobenen in einzelnen 
Landestheilen befichenden Beſchränkungen darf auf die den Beilagen beigefü 
Tarfleuung (I. A.) lediglich Bezug genommen weıden, infoweit nicht zu den 
35 ff. ofnchin darauf eingegangen wird. , 

Noch iſt des Anſpruchs zu getenfen, welchen cinige Städte, Danzig, Thorn 
ımd Bremberg, daranf machen, Juden von ber Riederlaflung auszufchließen. Auch 
die Etadt Greifswald ſtützt ſich in dieſer Finficht auf ein ihr im Jahre 126% ver⸗ 
lichened Privilegium. u 

Aus den oben für die allgemeine Freizügigkeit aufgeftcliten Gründen bebarf 
c6 einer beionderen Ausführung nicht, daß bintort auch biele den erfigebachten brei 
Etädten überdies nur unter _Dinweifung auf die künftige Gefebgebung zugeſtande⸗ 
nen Befugniſſe wegfallen müflen. 

Bildung von Jubenfdaften. 

Kür eine weitere erfolgreiche Entwidelung der Verhältniſſe der Juden im Staat 

und in ter bürgerlichen Geſellſchaft hat die Geſetzgebung die Aufgate, 
mit Vermeidung alles deſſen, was über die Durch ihre religiöfe und in gewiſſem 
Mage auch nation bemabrte Eeſchicdenheit von der übrigen Bevölterung hin 
aus eine vem bürgerlichen Leben und deshalb aud den Supgp ſelbſt —* 
Trennung beſordern oder verſtärken könnte, 

den Juden eine Organiſation zu gewähren. ., 
welche ihnen eincdtheils Die erforderliche Selbftſtändigkeit giebt, nach innen ihre 
cigenthümlichen und infoweit auch ſtets abgefondert zu behandelnden Intereſſen 
gu ordnen, anbererfeits aber ihnen eine chrenhafte Stellung fihert und iuglei 
eine weitere Annäherung mit der chriſtlichen Bevölkerung durch vermehrte il 
nahme der Juden am Gemeindeleben und durch Eröffnung einer geregelten Mit⸗ 
wirkung bei den Angelegenheiten des letzteren vermittelt. 

Allerdings vermag die Geſetzgebung allein dies Ziel nicht zu erreichen. Sie 
fann nur die Grundlagen und Formen dafür gewähren, giebt aber damit fo vieh, 
baß die Hoffnung begründet erfcheint, ed werde aus den dargebotenen Mitteln, 
wenn dieſelben mit entgegenfommendem Bertrauen richtig benußt werden, eine für 
die Juden im Staats⸗ und im Gemeindeleben nach allen Seiten hin befriedigende 
Stellung hervorgehen. 

Die Rothwendigkeit der Bildung korporativer Verbände für das jüdiſche Kuls 
insroefen bat fich mit der Zeit unabweisbar herausgeſtellt. Im $. 39 des Edikts 
vom 11. März 1812 über die bürgerlichen Verhälmiſſe der Juden in den bamals 
zum preußifchen Etaate gehörigen Landestheilen wurde auch die Ordnung bee jü⸗ 
diſchen Kultus: und Schülweſens dahin vorbehalten, 
daß die veshalb erforderlichen Beſtimmungen unter Zuziebung von Männern des 

Korn Glaubensbekenntniſſes, die wegen ihrer Kenntniffe und ihrer Rechtichafe 
enbeit dag öffentliche Bertrauen genießen, getroffen werden follten. 

Die bisherigen Verwaltungs⸗Maßregeln haben nicht befriedigen können. In 
einigen der neuen und twiebererworbenen Drovinzen, auf welche die Befimmungen 
tes Edikts vom 11. März 1812 feine Anwendung finden, hatte eine vollfländ 
organifirte Srmagenen Berfaffung beftanden, welche fpäter, in Folge ber Berein 
gung jener Landestheile mit der Krone Preußen, ihre eigentliche Grundlage verlor. 
Bei den früheren Berhandfungen über die Negulirung des Judenweſens iſt von 
einer Einwirkung, auch nur auf die äußeren jüdifchen Kultus » Berhältnifle, abges 
flanden, weil man annahm, daß eine Berbefferung fi) aus der jüpt gen Religions« 
Geſellſchaft ſelbſt herausbilden müfle und diefe (Erfolge eben fo wie eine weitere 
Erfahrung darüber abzuwarten fei, in welcher Weife eine nähere Anfhtiefung der 
Suden an bie bürgerliche Geſellſchaft, zu welcher in den älteren Provinzen dur 
das Edikt vom 11. März 1812 die Bahn gebrochen worden, fi geflalten werbe. 

„Auch im Großherzogtfum Pofen haben fi die Behörden von jeber Ein⸗ 
miſchung in bie ugeiegenpeiten des jüdiſchen Kultus, infoweit eine ſolche ni 
im polizeilichen Interefle notpwendig erfchien, flets ferngehalten. Die Allerhöch 
Ordre vom 13. Dezember 1841, woburd die Vorbereitung eines anderweitigen 
eich » Entwurfs angeordnet warb, beftimmie zugleich, daß in Betreff der Oid⸗ 
nung des jüdiſchen Kultus- und Unterrichtsweſens neben GErmittelung ber betrefa 
fenden faktiſchen Zuflände in den einzelnen Landesihpeilen die eigenen Borfchläge 
ber Juden gehört werden follten. 

Das Ergebniß ift in der Beilage IT. zuſammengeſtellt, auf deren Inhalt Bes 


ug genommen wird. 
Jüdiſches Kultuswefen. 
Aus dem gegenwärtigen Zufande deſſelben in ben sinzeinen Landestheilen 





(Beil. II. A.) ergiebt ſich, daß es faſt überall an Einrichtungen fehlt, welche, 
aud wenn man das Berhältniß zunächft nur rein äußerlich auffaßt, cine gehörige 
Ordnung in den jüdifhen Gemeinden herbeizuführen geeignet find. &Sämmtlicde 
Regierungen, in deren BerwaltungssBezirte das Edikt vom 11. März INI2 zur 
Anwendung kommt, haben in den auf die Berfügung vom 8. März 1843 (Beil. UI. 
A. b.) erflatteten Berichten übereinfiimmend dahin angetragen, 

daß der Berheißung des $. 39 des Edikts wagen des Erlaſſes ter nöthigen Be⸗ 

ſtimmungen in Betreff der Kultus, Berhäftmiffe entiprochen werden möge. 

Die Regellofigteit, in welde das jüdiihe Kultusweſen durch ven Mangel 
folder Befimmungen geratpen ift, hat durch das Auseinandergehen ber seligtöfen 
Anfichten unter den Juden und durch die in den einzelnen Gemeinden immer mehr 
hervortretenden Parteiingen rine noch größere Bedeutung gewonnen. Es Tann 
zwar die innere religiöfe Ueberzeugung einem Gelebe nicht unterliegen, es bedingt 
aber der äußere Berband, der auch für bie Belenner des jüdiſchen Glaubens 
jur Erhaltung ihrer kirchlichen Einrichtungen erforberlih ift, mehr Anerkennung, 
Schutz und Auffiht des Staates, als ihm feit der Durch das Edikt vom 11. März 
1842 _in der Geſeßgebung verbliebenen Lüde zu Theil geworden ift. 

Die Behandlung der Juden » Gemeinden als reliaiöfe Privat » Gefcllichaften, 

denen Corporationsrechte nicht zuſtehen, 3. B. in denjenigen Landestheilen, wo 
das Edikt vom 11. März 1812 gilt, in den vormals ſächſiſchen Territorien, in 
Reuvorpommern nud Rügen ꝛc., — hat ſowohl im Allgeratinen, als auch insbes 
fondere bei der Bertretung ihrer gemeinfchaftlihen Bermögens » Angelegenheiten 
nah außın, 3. B. in Betreff der Eriwerbung von Grund» Eigenttum, Einzie⸗ 
Bund, N Gemeinde» Beiträge, Anflellung von Klagen u. f. w., viele Uıbriftände 
ur Bolge. 
’ Um ben Rachtheifen vorzubeugen, welche bie bisherige Stellung ber Juden 
als bios erlaubte Privat » @efelffhaften mit fih führt, crfcheint ed notbwendig, 
den Juden in der Belorgung ihrer eigenen, beſonders der Kultus⸗Angelegenheiten, 
durch Dilbung von Judenſchafts⸗Verbänden mit forporativen Rechten eine größere 
Selbſtſtändigkeit und Autorität einzuräumen. Es bleibt daher unerläßlih, cine 
äußere Einrichtung zu treffen, wodurch die Juden in ben Stand geſetzt werden, 
über ibre Kultus⸗Augelegenheiten auf gefeßlihem Wege & befchließen, dergleichen 
Beſchlüſſe zur —— bringen und die zum Gottesdienſte, ſo wie zur 
Erhaltung des gottesdien liden Berbandes, erforderlichen Mittel von den ſäumi⸗ 
gen Düglievern im Bege der Erecution einziehen, ohne ben Weg Rechtens 
befgreiten zu müflen, weicher faft einer Rechtsloſigkeit gleichſteht. 

Die Bildung von Judenfchaften mit forporativen —** bt auch mit den 
Berhältniffen der Juden ale einer blos gedulpeten Religions⸗Geſellſchaft nicht in 
Biverfpruh,, fo wenig wie daraus weiternreifende Anorbnungen und insbefondere 
eine gung auch in die inneren Kultus» Angelegenheiten nothwendig zu 
olgern fin 

Wird die Bi von Judenſchaften als ein Bedürfniß anerlannt, fo unter 
liegt es auch feinem Bedenken, eine folche Einrichtung für alle jüdiſchen Gemeins 
den im ganzen Umfange der Monarchie ins Leben treten zu laſſen. 

In den ehemals Tranzöflichen und weſtfäliſchen Landesipeilen war, durch bie 
Dekrete vom 17. März und 31. Dezember 1808 eine förmlich organifirte Syna⸗ 

gen » Berfaflung eingerichtet; dieſelbe hat jedoch in Folge der Bereinigung jener 
andestheile mit der Krone Preußen und in Folge der Lostrennung der bortigen 
Synagogen» Bemeinden von den Central» Eonfiflorien du Paris und Kaffel A ⸗ 
ſtehen aufgehört. Es wird daher auch für die Juden in den ehemals franzöſiſchen 
nnd weſtfaͤliſchen Landestheilen unter Aufhebung des übrigen auf die jeßigen Ber» 
hältnife nicht mehr anmwendbaren Inhalts jener Dekrete die Bildung von Juden⸗ 
haften in ver beabfichtigten Art anzuoronen fein. In Betreff der Juden im 
Großhergogthum Poſen iR_bei dem Inhalte der Berorbnung vom 1. Juni 1833 dem 
beabfihtigten Zwede im Weſentlichen bereits genügt worden, und in den übrigen 
Landestheilen find bie jüdiſchen Gemeinden bisher nur als Privat - Gefellichatten 
behandelt worden, fo daß die Berbeflerung ihres Zuflandes durch Bildung von 
een weichen die Rechte furifliicher Perfonen beigelegt worden, ihnen nur 
erw ein kann. 

Es bleibt hier nur noch kurz zu erwähnen, in welcher Weiſe dem Allerhöchſten 
Befehl Sr. Majeftät des Könige, daß über die Ordnung ber jüdiſchen Cultus⸗ 
Berpäftaiffe A die Zuden felbft mit ihren Borfchlägen gehört werben follen, 

worden ifl. 
er ofern jener Beſtimmung bie Deutung zu geben fein möchte, daß die jüdi⸗ 
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den Gemeinden durch ihre Organe mit ihrem Gutachten vernommen - werben. 
oliten, hat die Ausführung derfelben nur unvollftändig bewirkt werden fönnen, da 
die Juden in den meiften Landestheilen fih zur Zeit nicht 'n abgegrängten Bere 
bindungen befinden, welche durch beftimmte Organe fih zu äußern im Stande find, 
und die jet fungirenden Rabbiner überall nur als Privat» Beamte der jüdiſchen 
Gemeinden in Betracht fommen, von melden überdies, mit etwaiger Ausnahme. 
der. bei größeren Gemeinden fungirenden Rabbiner, eine befondere wiflenfchaftliche 
Befähigung nicht erwartet werben darf. Es hat mithin nur angenommen werben 
tönnen, daß jene Allerhöchſte Anordnung nichts Anderes bezwede, ald was bereits 
ber $. 30 des Edikts vom 11. März 1812 in Ausficht geſtelt hatte, daß nämlich 
bei der Erwägung der nöthigen Bellimmungen wegen der. Rultus-Berhältnifle und 
wegen der Berbeilerung des Unterrichts der Juden nicht die Vertreter der jüdiſchen 
Gemeinden als ſolche, Fonbern einzelne Männer des jüdiſchen Glanbensbekenntniſſes, 
die wegen ihrer Kenntniffe und Rechtſchaffenheit das öffeutliche Bertrauen genießen, 
zugezogen und mit ihrem Gutachten vernommen werben follen. 
on diefem Gelichtspuntte ausgehend, find die Regierungen beauftragt worden, 
in den auf die Berfügung vom 8. März 1843 vu erfiattenden_ Berichten auf bie 
bei ihnen etwa gemachten Borfchläge der Juden befondere Rüdficht zu nehmen. In 
diefer Beziehung ergeben indeflen die Berichte nur wenig. Außerdem find ſowohl 
von Seiten der bedeutendſten Judenfchaften, als auch von einzelnen jüdiſchen Ge⸗ 
lehrien verfchiebene Gutachten bei dem DMinifterium der geiftlihen 2. Angelegen⸗ 
heiten eingegangen, welchen aber ebenfalls num ein geringer praktiſcher Werth beis 
elegt werben kann, da fie ſich meiftentpeils nur auf innere Kultus-Einrichtungen 
Degiehen. Unter ſolchen Umftäuden hat es zwedmäfig geichienen, um ber Aller. 
yontten Abfiht Sr. Majeflät des Königs möglihft zu entſprechen ng einige hie⸗ 
ge Juden von denen eine möglichft gorzue Kenntniß der jüdiſchen Zuſtände und 
ein ſicheres Urtheil über die zur Abhülfe der jetzigen Uebelſtände dienenden Maßre⸗ 
gein erwartet werden darf, mit ihrem Gutachten zu vernchmen. Dit dieſen Mäu⸗ 
nern find diejenigen Berhandlungen aufgenommen und es ift demnächſt von ihnen 
non befonders dasjenige Gutachten abgegeben worden, wovon ein Aborud in der 
Beilage II. e. f. g. unten enthalten ifl. 

Später find auch noch durch Bermittelung der DOber-Präfidenten andere Män⸗ 
ner jüdiſchen Glaubens in den verſchiedenen Provinzen des Staats gehört worden, 
weiche faft übercinftimmend ihr völliges Einverfländniß mit den Grundzügen des 
vorliegenden Geſetz⸗Entwurfs, fo weit derfelbe die Kultus» und Unterrichts⸗Ver⸗ 
hältniſſe betrifft, erflärt haben. Nachdem in dem Vorſtehenden die allgemeinen 
Grundfäße bargelegt worden find, von welchen bei der im &. 2 des Entwurfs an 
genommenen Bildung von Judenſchaften ausgegangen ift, bleibt zu dieſem Para⸗ 
sraphen und den einzelnen fpäteren Beftimmungen noch Folgendes zu be : 

Der $. 2 fchreibt vor, daß bie Juden nah Maßgabe der Orts. und Bevöls 
ferungs»Berhältniffe dergeſtalt in Zupenfchaften vereinigt werden follen, daß alle 
innerhalb eines Judenfchafts.Bezirts wohnenden Juden bemfelben angehören. Der 
Zwed des vorliegenden Gefeß-Entwurfs, Dronung in die äußeren jüdiſchen Kul⸗ 
tussAngelegenheiten zu bringen, würde nad ben bisherigen Erfahrungen vereitelt 
werden, wenn es lediglich von der freien Einigung unter den Juden abhängig ge⸗ 
macht werden follte, ob fie der Wohlthat eines forporativen Berbandes theitßaftig 
werden wollen ober nicht, vielmehr iſt es nothwendig, 

bie allgemeine Berpflihiung der Juden zur Bildung folcher Judenſchaften durch 
das Grfep feflzuftellen, 
wobei diefeiben jedoch allerdings mit ihren eigenen Wünſchen und Borfchlägen über 
bie Art der Ausführung, He hören find. 

Es ift daher die Bildung von Judenſchaften in dem Maße für nothwendig 
gu erachten, daß dieſelben allgemein eingerichtet werben müflen, und daß, wenn 
ein Judenſchafts⸗Bezirk abargrängt worden, auch jeder innerhalb des Bezirks woh⸗ 
nende Jude der Judenfchaft und der innerhalb verfelben befiehenden Synagoge ans 
achören muß. Denn da die jübifche Synagoge in der Regel ausſchließlich durch 
die Beiträge der Bemeindeglieder unterhalten wird und die Bildung von Berbän, 
den gerade die Befeitigung des Webelftandes bezwedt, daß die Berfagung der Bei⸗ 
träge von Seiten eines Theils der Mitglieder das Beſtehen der vorhandenen Kuls 
ie a tungen gefährden kann, fo erfcheint es unnmgänglich notwendig, auch 
ie Brage: 

welcher Synagoge ein Jude angehören und zu welcher er beitragen müfle? 
geig von dem Wohnſitz abhängig zu machen. Wollte man es den Betheiligten 
ſelbſt überlaffen, ob fie ber innerhalb der Judenſchaft, gu welcher fie gehören, 


XXV 


befiefenden Synagoge aufchließben wollen, fo würben bei bei voͤllig en s 
ten religiöfen En unter den Juden durch die Losfarung eines Hr ber 
itglieder von ber beſtehenden Synagoge einzeine Verbände in ihren Kräften 

leicht fo geſchwächt werden, daß ihnen die Mittel aut Beflreitung ihrer Bedürf⸗ 

nifle mangeln fönnten. Bei der Freiheit der Wahl eines Synagogen. Berbandes 
würde es auch immer im Interefle der einzelnen Mitglieder Liegen, Ach dem reich« 
fien und in Betreff der 3ajl feiner Mitglieder ſtä Berbande anzufchliegen, 
wodurd andere Berbände leicht ganz verarmen könnten oder die af der einzelnen 

Mitglieder doch verhäftnißmäßig fehr groß werben würde. 

Unter diefen Umſtänden erfcheint e8 auch nicht zweckmäßig, von den Grundſatze: 

daß jeber innerhalb eines Judenſchafts⸗Bezirks mohnende Jude derſelben als 

Mitglied angehören muß, 

Ausnahmen mit der Wirkung zu geflatten, daß durch die Anfchließung an einem 

anderen Berband die Beitragspflichtigkeit zum Berbande des WBohnorts aufhört. 

Es Fönnen allerdings in einzelnen Fällen befondere Gründe vorliegen, welche ci» 

nem Juden ben Anſchluß an eine andere als an die Synagoge feines Bezirke 

wünfchenswertb machen, und es unterliegt an fi feinem Bedenken, daß in ſolchen 

Sällen unter einzubolender befonderer Genehmigung ber betreffenden Regierung ber 

Eintritt in eine andere Synagoge nachgelaſſen werden fann; auf der einen Seite wird 

indeß ber Webertretende die zuftimmende Erklärung derjenigen Judenſchaft, welcher 

er außer dem Berbande feines Wohnorts angehören will, beizubringen haben, und 

—7—* anderen Seite darf die Beitragspflicht zur Synagoge des Wohnorts nicht 

au Ten. " 

Sind innerhalb eines Subenfpafte,Begirte mit Genehmigung des Staats 
mehrere aus Berfchiebenpeit der religiöfen Anfichten hervorgegangene Synagogen 
entttanden, fo kann neu anziehenden Iuten bie Wahl der Spnagoge, weicher fie 
ch anſchließen wollen, überlaflen bleiben; jedoch werden fie ſich über die getroffene 
Wahl innerbalb einer beſtimmten Friſt zu erflären haben. Erfolgt dieſe Erklärung 
nicht, fo müſſen Pie Regierungen ſolche Juden alddann einer der beſtehenden Sys 
nagogen zuweiſen. 

ex 8. 3 beſtimmt näher, wie bei Bildung der Judenſchaften zu verfahren 

il. Daß eine jede Judenſchaft eine Stadt zum Mittelpunfie erhält, rechtfertigt 

ſich dadurch, das mit feltenen Ausnahmen nur in den Stäbten die zu einen ne» 

ordneten Kultus erforberlichen Anftalten anzutreffen find. Die Bezeihnung der 

Judenſchaften nad dieſen Städten bietet fi zur äußeren Unterſcheidung berielben 

von ſelbſt dar. Ergiebt fih vie in Folge der Freizügigkeit für einzelne Landes⸗ 

theife vielleicht bald eintretende Notwendigkeit, die geblideten Judenſchafts⸗Bezirke 
abzuändern, fo find die Regierungen in gleicher Weiſe ermächtigt, die bezüglichen 
älın:ffe zu ordnen. 

Die Gründe für die in $. A erfolgte Berleifung der Rechte juziſtiſcher de 
ſonen an die Judenfchaft find bereits erörtert. Der Berband der Judenſchaften, 
welcher auf die ihnen befonders überwielenen Angelegenheiten gerichtet if, wird 
rad $. 5 dur Borkand und Repräfentanten vertreten. 

Zu t: 6. Die für erficren beflimmte Zahl feiner Mitglicher von mindeſtens 
drei bis höchſtens ficben ift auf die Erfahrung gegründet, daß einerfeits ſelbſt bei 
den größten jüpifchen Gemeinden, 3. B. bei derjenige in Berlin, bisher die Zahl 
von 7 Borkande- Mitgliedern nicht überfchritten worden if, andererfeits aber auch 
bei den Meinen Gemeinden nicht unter die Zahl von 3 Mitgliedern herabgegangen 
werben kann, wenn eine kollegialiſche Berathung flatifinden und die Möglichkeit 
einer Bertretung in Bebinderuugsfällen einzelner Mitglieder gefichert fein fol. Die 
Anordnung der unentgeltlihen Amts⸗Verwaltung foll bazu beitragen, die Borficher- 
ſchaft zu einem Ehrenamte zu erheben, deſſen Berwaltung ſich in den Händen ber 
angefehenfen Mitglieder der Gemeinde befinden wird. 

Der Befimmung des $. 8 Tiegt die Erfahrung in der Provinz Pofen zum 
Grunde, welde es nothiwendig gemacht bat, durch die Allerhöchſte Ordre vom 
10. Sebruar 1841 (Oefepiammiung ©. 52) die im $. & der Berorbnung vom 
MA P än 1833 feſtgeſetzte Stimmfähigleit in der hier vorgefehenen Weife zu bes 

ränfen. 

Die ferner im $. 8 wie in den 88. 6— 13 enthaltenen Beflimmungen über 
die Wahl, die Dauer der Amts-Berwaltung ıc. entſprechen den Borfchriften ber 
Berorbnung vom 1. Juni 1833. 

Auf die in Betreff der Auffichte- und Entlaflungsbefugniß ber Regierung bes 
— —— führt die Erwägung, daß bei dem ee der südlichen 

aubensgenofien in manchen Landesiheilen eine nähere Aurkht Üher vi Wermof. 


tung bes Borflandes erforderlich iR, und daß bie Drgantfation für mehrere Lane 
destheife erfolgt, in denen es den Jubenicaften bisher an einer geregelten Ber 
waltung noch gänzlich gefehlt hat. Im Uchrigen iſt den Betbeitigten hinſichtlich 
ber Ordnung ihrer eigenen Angelegenheiten alle zuläffige Breipeit gewährt. In 
diefem Sinne find in Berbindung mit $. 10 die $$. 12 und 13 vebigirt, indem 
den Vereinbarungen der Mitglieder über bie innere Organifation der Zudenicaft 
möglicäft freier Spielraum gelflen worden. 

Die den Regierungen für ben Fall, daß innerhalb der gefebten Friſt cin Sta⸗ 
tut nicht gu Etande fommen follte, im 8 beigelegte — iſt um fo mehr 
erforderlich, als fih der Hall vielleicht öfter ereignen wird, daß bie Judenſchaften 
es zu einer Bereinbarımg über ein Statut gar nicht bringen, es vielmehr bei den 
Gealementarilgpen Beftimmungen belaffen, wie dies bei den jũdiſchen Eorporationen 
des Regierungs «Bezirke Som der Ball if, während diejenigen des bromberger 
Drpartrinents mit Statuten verfehen find. 

Zu 8. 14. Es hat den Juben feither, bem Gtaate gegenüber, an einem Orte 
‚game nefebft, dur welches fie ihre Intereflen geltend zu machen vermomten, an 
weldes die Behörden fi wenden konnten, um über allgemeine Angelcnenbeiten und 
einzelne Perfenen Auskunft zu ertpeiten. ‚himn wird fünftig der Borfland der 
— beftimmt fein. Im ſoll die ya obliegen, über alle Gegenflänbe, 

ie mögen die Gefammiprit oder einzelne Mitglicder der Judenſchaft betreffen, deu 
Behörden die erforberfige Auskunft unter eigener Berantwortlihkcit zu erteilen. 
Dies und die Befugniß, durch Anträge und im Wege der Beihwerbe bie Intere 
effen der Juden bei den Behörden zu vertreten, wird dem Borflande das gebühn 
rende Anſchen fihern. 

Zu $. 15. In den Stadten, wo eine der beiden Städteordnungen gilt, kön⸗ 
nen übrrafl auch jept Bürger aus der jünifhen Benölferung des Ortes in bie 
StadtverorenetensBerfammlung gewählt werden. Da, wo die Juden einen weicnts 
lichen oder überwiegenden Beftandtheil der Stabt-Bewohner bilden, wie im Großs 

jerzogtpum Polen, if ihnen eine regelmäßige und genägende —— Bun 

ärger fübifhen Glaubens ‚gengert, Auch in anderen Städten fallen die Wahlen 
u Siadiverordneten auf Bürger aus der Zahl der Juden, und es fehlt nicht an 
Beifpieten einer von biefen an folder Stelle anerfannten bewährten Tüchtigkeit; 
allein die Wahlen fallen bei den beftehenden Wahlnormen keinesweges im Ber« 
bäftniß der Zahl der jüpifchen zu den criflichen Bürgern quf erftere. Wie bie 
Zheilnabme an Erfüllung der Dienfipfliht im fependen Hrere ale wichtig und 
eprenbaft für die jüdische Bevölkerung betrachtet werpen muß, eben fo wichtig und 

renhaft ift es für fie, daß die dazu befähigten Bürger aus ihrer Mitte zur Mits 
wirkung in den Räptife en GemcindesAngelegenpeiten berufen werden. 

Wenn der Entwurf, 

unter Borausiegung einer biesfälligen Bereinbarung mit der Bürgerfchaft, 
für die Städte, wo eine gahfreihe Judenfhaft vorhanden if, eine flatutarifche Dre 
gantfation vorbereitet, melde jene in den Stand fept, 
dur die Wahl von Stabtverorbneten aus ihrer Mitte fih an ver Verwaltung 
der ftäbtifchen Angelegenpeiten nach einer gewiflen Rorm fortbauernd zu betpeiligen, 
fo if baven ausgegangen, 
das durch eine folhe regelmäßige Theilnahme der Gemeinfinn der Juben für 
‚bürgerliche allgemeine Zwede in weit erhebliherem Maße als bisher gewedt 
und befeftigt werden muß. 

Diefe Befugniß if nur für diejenigen Städte in Ausſicht genommen, wo eine 
ber beiden Gtädfe- Ordnungen gilt, weil bie ſtädtiſche Berfaflung nur dort einen 
angemeffenen Magſtab für die Autanung einer entſprechenden Anzahl jünifher Ver⸗ 
freier im ber Rädtifhen Gemeinde barbietet. Sofern der Erfolg fidy günftig ertveif, 
würde damit auf gefeglichem Wege nad Befinden weiter do: em fein. je 
eine Derartige Drganilation un he geltend machen, baß-eine Rüdfiht_auf Res 
Tigions= Berichiebenpeit den Grundfägen ber Städte-Drbnung über die Wahl der 

tabtverorbneten fremd und, wo das Bertrauen der wäplenden Bürgerihaften nicht 
einen jüplfhen Mitbürger {n die Berfammlung berufe, faum auf eine gedeihliche 
Birkfamteit zu rechnen ſei. 

Es {ft indeffen bei den Juden eine flärkere Sonderung von ber übrigen Be- 
Börterung ais bei anderen Giaubens⸗Genoffenſchaften vorhanden, woburd der Eine 
teitt_in die Stadtverorbneten« Berfammlungen mittelft der Wahlen, wie fie jept 
Bin GIETTE LEER EEE 

um Polen und in einigen Oki efpreußen, J ei 
SEEN na eine — —— 


greift in bie beſtehende ſtädtiſche Berfaflung nicht unmittelbar ein, fonbern überläßt 
es der Erwägung der ftädtiſchen Behörden und dem Borflande der Judenſchaft des 
Drtes, in weicher Weile den jüdiſchen Bürgern eine geordnete Mitwirkung in ver 
ftädtiſchen Vertretung der Bürgerigaft einzuräumen frei. 

Es wird dafer vorzugsmeile auf die Stellung antommen, welde die Juden⸗ 
{haft am Orte inmitten der übrigen Bürgerſchaft einnimmt, ob fie tasjcnige Bere 
frauen zu geiwinnen vermocht bat, welches jede bicsfällige fatutarifhe Bereinbas 
zung vorausſetzt. Erkennt die Judenſchaft das Gewicht einer ſolchen Vereinbarung 
als die Grundlage für ein neues Zeld chrenhafter Wirkſomkeit und einer Quclle 
bürgerlichen Gemeinfinns, fo darf man hoffen, daß die ſtädtiſchen Behörden auch 
ihrerſtits die Hand dazu bieten werben. Wenn den Judenſchaften auf dieſe Weile 
ugfeich Raum gewährt wird, ihre innerhalb des bürgerlichen Gemeindeweſens bee 

* und pr wohl ohne Gefährdung deſſelben einer weiteren Entwickelung 
fähigen, eigentpämlichen Intereffen auf organifhe Weile zur Sprache zu bringen 
und zu vertreten, fo darf bei einer auf gegenſeitiges Bertrauen gegründeten Bıre 
einbarung um fo weniger brforgt werden, Daß die Juden bei ber ihnen eröffneten 
Mimmirtung an dem gemeiniamen äbtilen Berufe irgendiwie privative Awede 
berfolgen möchten, wodurch die gemeinfame Thätigleit gelähmt oder berinirädtigt 
wurde. 

Rah den Bedingungen, welche der $. 15 für eine ſolche ſtatutariſche Einriche 
tung in der ſtädtiſchen Bertreiung feftgefeht, ift vorgeichen, daß unter Bewahrung 
der allgemeinen Vorſchriften nicmals cin bebenklihes Uebergewicht auf Seiten dir 
jũdiſchen Stadtoerordneten in der Berfammlung eintreten kann. 

Die Beflimmung des $. 16 findet in _ber Stellung bes Staats, den Juden⸗ 
ſchaften gegenüber, und in bem Berhäftnifte der jüdiſchen Religion als einer bios 
geduldeten ihre Begründung. 

Der $. 17 handelt von den jüdifchen Kultus⸗Beamten. 

Es ift dabei in Erwägung zu ziehen: 

a) ob die Judenſchaften angehalten werben follen, beflimmie KultussBramte ano 
zuſtellen und event. welche? 
8 welche Qualification von dieſen Beamten gefordert werden muß? und 
c) in welcher Weiſe dieſelben beftellt oder reſp. gewählt werden follen ? 
Die jüdiſche Religions-Gemeinichaft erfennt eben fo wenig ein geiftliches Obers 
upt, wie einen Unterfchieb zwiſchen Geiftlihen und Laien im Sinne der chrifts 
ichen Kirche an. Insbeſondere flieht den Rabbinern eine potestas exclesiaslica 
im gefeßlihen Sinne des Wortes nicht zu, und fie haben in ihren Functionen mit 
den chriſtlichen Geiftlichen in keiner Beziehung irgend eine Aehntichkeit. Sie find 
fogar nach jũdiſchen Religions-Begriffen jur Begehung von feiner Art gottesdienfte 
liger Handlungen erforberiich, vielmehr Tonnen dieſelben mit gleicher Wirkung von 
jedem beliebigen Mitgliede der Gemeinde vorgenommen werden. Wo Rabbiner 
vorhanden find, wird deren Autorität nur inſoweit anerkannt, als das ihnen ge⸗ 
ſchenkte Bertrauen der jüdiſchen Glaubensgenoſſen folches zuläßt, und ihre Ents 
ſcheidungen über Gegenftände des Ceremonial⸗Geſetzes haben nur infofern Gültig» 
feit, ald man im Bertrauen auf ihre Geſetzkunde anerfennen will. Noch weniger 
erfordert es der Zweck der jüdiſchen NeligionsGefellfehaften, daß außer dem Rab» 
biner noch andere Kultus⸗Beamte beftellt werben. 

Unter diefen Umftänden kann den Judenſchaften die Anftellung von Kultus⸗ 
Beamten überhaupt nicht zur Pflicht gemacht werden, und es wird insbefondere 
lediglich ihrem eigenen Gutbefinden AN überlaften fein, ob fie für die Beier ihres 
Gottespienftes und zur Ertheilung erforberlicher Belehrungen in Ritualfachen einen 
ber Gefehe umigen Beamten annehmen wollen. erburch finden auch die unter 
b. nnd c. aufgeftellten Fragen ihre Erledigung dahin, daß barüber allgemeine ges 
jeptige Vorſchriften nit eriheilt werden können. Der übrige Inhalt des &. 17 

Sur YRotiokung De den &$. ten Borfchläge if 

r Motivirung der in 18—22 gemachten Borichläge ift Dagegen 
Belgendes zu bemerken. vis “a 
‚Es ift oben bereit8 darauf aufmerffam gemacht worden, daß im Laufe ber 
Zeit unter den Juden eine Richtung hervorgetreten if, deren Anhänger den Boden 
bes pofitiven und traditionellen Glaubens⸗ —5 — mehr und mehr verlaſſen und 
das Beharren in der Sonderung von den Chriſten, welche die Eigenthümlichkeit 
ihrer religiöſen und nationalen Stellung verlangen würde, aufgeben. Neben Dies 
ſem Theile der jühifchen Bevölkerung hat fi durch alle Jahrhunderte hindurch auch 
ein der Zahl nach vielleicht nicht geringerer Theil der Juden erhalten, welder, jes 
nen „ der orifopore genannt wird. 


x 


kıvm 


enheiten des jüdifchen Kultus und Glaubens von jeher ten worden if, fo 
at ſich doch zu verichiedenen Zeiten eine weſentlich verſchiedene Auffaflung des 
Berhältnifies geltend gemadt, und es haben ſich vemgemäß auch die äußeren Fol⸗ 
er u Anwendimg jenes ips abweichend und einander fogar widerfprechend 
a 
Bei der Anſicht, daß die Oberaufficht des Staats ſich darauf zu beſchränken 
habe, fi verhüten, daß die jünifhe Synagoge nicht eine für das Staate-Intereffe 
bedenkliche Richtung nehme, wurde früher der Grundſat fefigehalten, daß, wenn 
auch im Allgemeinen vie religiöfen Einrichtungen der Juden einer näheren Beauf- 
ſichtigung der Staats. Behörden nicht unterliegen, biefe doch darüber zu wachen 
haben, daß nicht eine ſolche Aenderung in der religiöfen Berfaflung der Juden ein» 
trete, welche die Bafis verrüden würde, auf welcher die Zuden im preußifchen 
Staate geduldet find, und des hochfeligen Königs Majeſtät haben deshalb wieder- 
holt zu befehlen geruht, daß der Gottespienft der Juden nur nach dem hergebrach⸗ 
ten Ritus, ohne die geringfte Einmifhung von willfürlihen Reuerungen in den 
Eeremonien, Gebeten und Gefängen, nach dem alten Herkommen gehalten werben 
folle, und daß auch der Neligions-Iinterriht nach den Glaubens⸗Lehren der Juden 
—* ſoge Abweichungen, durch welche ſich eine neue Sekte bilden könne, zu er⸗ 
en fe ' 

Dem entfprechend, ift dieſe Angelegenheit mehrere Zahrzehnde hindurch behan⸗ 


beit worden. in neuerer Zeit iſt man in Zolge ber uche einzelner Juden» 
daß, wenn eine Einmifhung der Staats⸗Behörde in die inneren —*8* Kultus. 


achtet aber ber Grundfaß ber — in bie inneren 


nagoge unverändert in der Berfaffung erhalten werbe, in welcher er erweislich 
feit dem Beftehen der Synagoge gen en if. Hierdurch würde aber der füife 
te Unver daß derfe 


wendung gebracht worden, 

daß eine Einmifhung der Staats-Behörden in die Differenzen, welche unter 

den Juden über ihren Kultus entfichen mögen, zwar nicht flatthaft und es ledig⸗ 

lich ihre eigene Sache fei, fi darüber zu eignen, was dem Geifte ihrer R 

giond- Sapungen angemeflen ift oder nicht, daß aber auch, wo es zu einer foldhen 

inigung nicht komme, einer Trennung in verfchiedene Gemeinden nicht hindernd 
entgegenzutreten fri. 

„Dies iſt die gegenwärtige Lage der Sache. Es ergiebt fih hieraus, Daß, 
während auch jept noch der Grundſatz der Nicht⸗Einmiſchung in die inneren Kultus» 
Angelegenheiten ber Juden feflgehalten wird, fich die praftifchen Folgen wefentlich 
anders geftaltet haben. Denn während früher jede Lostrennung von der befte- 

enden Gemeinde und jede Abänderung in den hergebrachten Kultus-Einrichtungen 

eng unterfagt war, wird er den Judenſchaften die Anordnung ihres Kultus 
und bie Abfonderung in verichiedene — freigeſtellt. 

Es bedarf keiner Ausführung, daß ſowohl die eine als die andere ber bis⸗ 
herigen Behandlungsweiſen nicht völlig befriedigt. Wird, wie es früher geſchab, 
jede Aenberung in dem Religionsweien fireng ausgefchloffen und jede Entwidelun 
verboten, fo Halt die Anwendung diefes Grundfages die niedere, ungebilvete Klaſſe 
der Juden in der überlieferten Kultus» Einrichtung feft, entfernt die auf Bildung 
Anſpruch machenden Juden immer mehr aus der Spnagoge und führt diefelben 
entweder dem Deismus oder dem Indifferentismus entgegen, während die Durch⸗ 
führung des in neuerer Zeit befolgten Grundfaßes die beflehenden Giemeinden 
nothiwendig in verfchiedene Selten theilen wird, welche, in vielen Fällen wenigfteng, 
wegen der geringen Zahl ihrer —— nicht im Stande ſein werden, ein Anımes 
Kultusweſen einzurichten und zu unterhalten, fo daß die Folge alsdann ein völli⸗ 
Serfalien aller gemeinfhaftlicden Kultus - Einrichtungen unter den Juden 
ein würde. 


Es verdient daher in nä Ermä werden : 
sb nit auf einem —* Be cn Belt Schaapen werden kann, durch 


welches es möglich wird, in Veiſe Konflikten über innere Kultus 
Angelegenheiten, welche auf Bildung neuer Synagogen abzielen, vorzubeugen 
und, wo folhe vorhanden find, dieſelben beigulegen und, ohne daß ben Diſſen⸗ 
tirenden_ein Gewiſſenszwang auferlegt wird, einen befriebigenberen Abſchluß 
ſolcher Differenzen herbeizuführen. 
Einzelne deutiche Bundesftaaten, 3. B. Württemberg und Baden, haben (1. Beil. 
il. B. IV. Vi.) zur Entſcheidung über äußere wie innere, Kultus» Angele enheiten 
befoudere jüdiſche Kirchenbehörden eingefeht, deren Mitglieder, aus jüniihen Ge⸗ 
lehrten beitehend, unter Zuziehung eines inifierial-Rommiffarius, weicher die lan⸗ 
desperrlichen Rechte wahrninmt, ihr Amt verwalten und deren Entſcheidungen mit 
der Wirkung in Bollzug gefeßt werden, daß ihren Ausſprüchen die Intereifenten 
ſich unweigerlich zu unter ‚haben. In anderen Bundesflaaten dagegen. z. B. 
in Medienburg.Streliß und Weimar, flieht dem von ber Staatsregierung einges 
fegten Dber-Kabbiner oder Landes-Rabbiner die ſelbſtſtändige Entfcpeidung in allen 
Kultug-Angelegenpeiten m Keine diefer beiden im Auslande beflebenden Einrich⸗ 
tungen wird für ben hier borliegenden Zweck nusbar gemacht werden können. 
Denn das Judenthum erfennt eben fo wenig in feinen Rabbinern eine geiflidye 
Autorität, wie überhaupt eınen Unterſchied zwiſchen Geiftlichen und Laien im Sinne 
ver chriflliden Kirche an. Es läßt fich daher auch nicht redhifertigen, die Juden 
einem geiftlichen Oberbaup:e unterzuordnen, deflen Autorität fie nit anerkennen. 
Eden fo wenig ſcheint es zulälfig zu fein, wenn man die Entſcheidung über Anger 
legenpeiten der bezeichneten Art einer jüdifchen Behörde in der Weile übertragen 
wollte, aß man deren Ausiprühe als eine Entiheivungsnorm anzufehen hätte, 
welcher fich die Interefienten auch wider ihren Willen unterwerfen müßten. Man 
wird vielmehr den Grundfaß, den Parteiungen unter den Zuden in Betreff ihrer 
Religions und Kultusverhältnifie auf äußerlihem Wege nicht entgegenzutreten, 
auch künftig feſthalten müflen. Den Judenſchaften muß daher zunächft überlaflen 
bfeiben, lich darüber zu einigen, was dem Geiſte ihrer Religion angemeflen iſt ober 
nit, und wie es im Falle der Berfchiedenheit in ben religidfen Richtungen mit 
dem Gottesdienſte gebalten werden fol. Wo aber eine Bereinigung hierüber inners 
Halb der Judenſchaft nicht herbeizuführen if und es ſich vielmehr um die Divung 
neuer Rultus-Einrichtungen in befonderen Synagogen handelt, da muß zwar, 
über die Glaubensangelegenheiten die Meinung der Majorität nicht enıfcheidend fein 
kann, um Gewiſſenszwang gu vermeiden, die Abfonderung der Diflentirenden und 
ihre Sereinigung, zu einer eigenen Kultusverbindung geftattet fein; es wird aber 
von Seiten des Staats darauf gehalten werden müflen, daß durch die Abtrennung 
das Beflehen der bisherigen Synagoge nicht gefährdet wird, und daß mithin bis 
dahin, wo die Genehmigung zur Bildung einer neuen Spmagene ertheilt fein 
— Die Beitragspflichtigfeit der von jener fich getrennt haltenden Mitglieder nicht 
au 


Hierauf beziehen fi die in den $$. 18 bis 22 enthaltenen Beflimmungen, 
nad welden die Einfehung einer Kommilfion zur Abgabe von Gutachten über 
Streitigkeiten, welche innere KultussAngelegenheiten und die Bildung neuerer Sys 
nagogen betreffen, erfolgen fol. 

Es muß hier wiederholt darauf aufmerffam gemacht werben, daß eine Ein- 
mifhung des Staats in die inneren Kultus-Angelegenheiten im &. 16 beflimmt 
anagefcpiofien il. Der Staat fann ſich aber von einer Kenntnißnahme deſſen, 
was rüdfichtlich neuer Neformen vorgeht, nicht ganz losfagen, da cr mindeftens 
wiflen muß, ob die beabfichtigten Umgeflaltungen nicht ganz und gar die weſent⸗ 
lihe Grundlage des Judenthums verlaflen, auf welcher daſſelbe allein Anſpruch 
auf Duldung im Staate hat, und da es eben fo fehr in feinem Interefle liegt, 
vernünftige Reformen innerhalb des Judentums nicht zu erfchweren, als einer 
gerfplitterung deflelben in fo viele Sekten porubengen, daß ein Beſtehen einzelner 
Judenſchaften und mit diefen eine religiöfe Erziehung und Erbauung unter den 
Juden ganz unmöglich wird. Nur diefen Neformbehre bunden gegenüber, wird die 
Anordnung einer ie en begutachtenden Kommiffion beabfichtigt, welche ſich den 
einzelnen Audenfhaften und dem Staate gegenüber in ihrem rein äußerlichen Bere 
pältniffe zu denfelben darüber ausipreche, welche Anfihten und Reformen ben 
Standpunkt des Judenthums verlaflen, welche venfelben feflhalten, um danach 
beurtheifen zu können, welcher Theil der biffentirenden zubenfhaft als die eigent» 
lich jüpifche Gemeinde anzufehen ift und baher zunächft ein Recht auf die beſte⸗ 

benden Kultus» Inftitute und deren Bermögen bat. | 
j Dem Gerwilfen der Einzelnen foll und darf fein Zwang angethan, au Nies 
mand gezivungen werben, bei der beftehenden Synagoge zu bieiben; aber Üher dox 


Berhättniß der Bel Gemeinde 
— 17 Sn — 


bis 
der Sicherung des Äußeren Beftehens 
—8 zu beffimmen, und dazu [at das Gulachten der Kommiffion einen An- 
ten. 

Die Modalitäten, unter welchen bie Kommiſſion ins Leben treten und ihre 
Wirkfamkeit äußern fol, ergeben lid aus dem Entwurfe felbfi. Es bedarf feiner 
Erivähnmg, daß die Begutachtung der obwaltenden Differenzen nur in fol 
gilen Eintritt, wo von intereffenten ausbrüdtih darauf angetragen wird. 

fe diesfälligen Anträge werben bei den Ober-Präfibenten anzubringen und durch 
den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten der Kommiffton vorzulegen fein, 
und die legtere wird niemals mit den einzelnen Spnagogen- @emeinden, fondern 
immer nur mit ber Stante- Behörde verhandeln. Werden durch den Smpalt des 
Gutachtens die Konflikte ausgeglinen, fo hat_e6 dabei fein Bewenden. 173 
dagegen ein Theil der Gemeinden durch ben Mur ich der Kommiſſion 4 
fo werben die Minifter der geiflli— Angeiegen iten und bes Innern darüber 
Anordnung treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Einrihtung eines abgefon- 
derten Gottesdienſtes oder bie Bildung einer neuen Spnagoge zu geftatten if. 
Ueber die Frage, welcher Theil der Judenſchaft bei erfolgender Bildung einer neuen 
Kultus-Einritung im Befige des Vermögens ver feitherigen Spnagoge zu belaflen 
ff, Tann eine Gntfcheivung im Regtswege nit vorbehalten werden. Das vor⸗ 
handene Bermögen gerört ungweifelpaft der auernd beftehenben furiftifchen 
Perſon; es fommt alſo nur darauf an, diefe zu ermitteln und ale ſolche zu de 
nen. IA hierüber Beftimmung erfolgt, To f) mit_berfeiben auch ber Befipfaud 
feftgeellt. Dem fi abtrennenden Theile muß es überlaflen bleiben, neue Kultus. 
Sineigtungen zu , wenn dazu die Erlaubniß der Staats- Behoͤrde ertheilt 
worden iſt 

Die Mitglieder der Kommiſſion werben unzweifelpaft Reiſekoſten und Diäten 
für die Zeit des Zufammentretens erhalten müffen, welche von fämmtlichen 
ſchaften aufaubeingen fein werben. Weber die Höhe der Diäten und Reiſekoſten 
wird ein angemeflener Tarif —X ‚werben. 

NR $. 23 handelt von der Aufbringung der die Judenſchaft betreffenden Bes 
iſſe. 

Es if aber nothwendig, daß ein Zwang ber Einziehung ber Seiträge, und 
mar nicht durch Die Berichte, fondern im Wege der adminifirativen Execution Ratte 
Äoe. Die einzelnen Beitragspflichtigen werden gegen eine folhe Einrichtung eine 
gegründete Beſchwerde nicht erheben Tönnen, wenn nur dafür Sorge getragen 
wird, daß die aufgeftellten Bertheilungsliften eine beftimmte Zeit ‚pimeuncn Öhente 

m wird, 


Reclamationen au! gesronstem vo zur Erledigung zu bringen. Die Auf 
tegierungen hin 


au beftätigen, die Beitrags. Repartitionen bei nicht erhobenem Wiverfpruß, oder 
nachdem die dagegen erhobenen Reclamationen erledigt worden find, feſtzuſchen 
und für erecutorifh zu erflären und die Beiträge fetoR nad Grforberniß ale öfe 
fenttige Beifteuern und nah den für folche geltenden Beflimmungen beitreiben zu 
Taffen. Dabei if es dos nit ausgeiatoflen, daß dag rchtlihe Gehör nach ber 
Borfhrift des $. 79 Tit. II. Thl. 18 A. 2. R. und der Verordnung vom 26. Des 
cember 1808 99. Al, A2 denjenigen geftattet fein muß, die aus befonderen Redts« 
titeln die Befreiung von Angaben und Leitungen zur Unterhaltung bes gemeine 
T&afilihen Kultusweſens gelten maden wollen oder in der Beflimmung ipres 
Antheils über bie Gebühr belaftet zu fein behaupten. 

Es verſteht ſich, daß dur die Beſchreitung des Resteteges von Seiten der · 
jenigen, welde eine ſolche Befreiung oder Prägravation haupten, bie executioifche 
Einnehung ar Taufenben Beiträge, wenn fie deren Zahlung nicht verweigern, nit 
gehemmt wird 

Da es fid Tediglih um bie Aufbringung derjenigen Koſten handelt, welche 
im Erreihung der een Zwede der ubenfeat a find, fo fann 

enfilben die eimmung über bie Art der Aufbringung vorbehaltlih der Genehe 
migung der Regierung füglich überlaffen bleiben. 

Es Hat, übrigens für amedmäßig erachtet werben müflen, unter den bie Juden ⸗ 
ſchaft betreffenden Bedürfnifien au die Laſten für den ſübiſchen ‚Beoräbniäplaß " 
aiã⸗prucuich zu erwähnen. Die Aufbeingung der Koſten für bie Erwrrbung 


XX 


inter ber Begräbnispläge wird zwar nicht anf Wefelbe. Weiſe erfolgen kön⸗ 
nen, wie die der übrigen Kultus Bedürfniffe, weil für die Juden jedes Orte cin 
folder Diag eeforoerti iR; da indeflen die Art der Repartition der Bepürfnifle 
durch das Statut jeder Judenſchaft feſtgeſetzt werden fol, fo können in dieſes auch 
füglich die befonderen Befimmungen über den Tarif und vie Aufdringung der 
galten für die Begräbniß⸗Plätze in den einzelnen zu jeder Synagoge gehörigen Ort⸗ 
haften aufgenommen werden. | 

Werden alle Zuden einem beftimmten Indenſchafts⸗Bezirke zugewieſen, fo er 
fordert es die Billigkeit, Daß über die Beitragspflihtigfeit einzelner zerſtreut und 
von dem Mittelpuntie der Judenſchaft entfernt wohnender Juden befondere Beſtim⸗ 
mung erfolge, da mande derfelben aus der Birbindung mit der Judenſchaft nur 
geringe oder keine Bortheile ziehen können. . 

gur Erläuterung der am Schlufle des $. 23 vorgrichlagenen Beftimmung fin 
det fi Folgendes zu bemerken: 

Da nad dem vorlicgenden Entwwurfe jeder neu anzichende Jude in Folge ſei⸗ 
ner Ricderlaflung innerhalb der Gränzen eines Judenſcdafts⸗Bezirks Mitglied der 
daſelbſt beſtehenden Synagoge wird und den Judenfchaften ſelbſt Eorporationsredie 
beigelegt werden, fo iſt die Erhebung eines Eintrittsgeldes, auch wenn es in der 
Gemeinde hergebracht fein ſollte, ferner nicht zu geftatten. Denn durch den Eine 
tritt neuer Mitglieder in die Zudenfchaft werden die Rechte der bisherigen Mit⸗ 
giierer nicht geichmälert, da dem Einzelnen nirgends mehr ein privatices Eigenthum 
an einem aliquoten Theile, Tonnen das Geſammt⸗Eigenthum dem Berbande als 
Jurifiifcher Perſon zufleht. ' 

Zu $. 24. Erfahrungsmäßig bethätigen bie Juden bei der Armen- und Krans 
fenpfiege brer Glaubensgenoſſen die Vorſchriften iprer Religion in umfallender Weile, 

o fih cine hinreichende Zahl bemittelter Mitglieder in ven Zudenſchaften 
findet, pflegt, abgefehen von der den bürgerlichen Gemeinden obliegenden diesfülkis 
gen Berpfukung für alle Ortseinwohner — theils durch Stiftungen dauernd, 
theils durch Autbringung jährlicher Beiträge fortlaufend für bie jüdiſchen Hälfs- 
bedürftigen und Kranken befondere Fürſorge getroffen zu werden. Unbeſchadet der 
den Juden in den dazu greigneten Fällen nad den allgemeinen Grundſätzen der 
Armenpflege zuſtehenden Anſprüche an die Ortsarmenkaſſe, wird den bürgerlichen 
Gemeinden hierdurch in ähnlicher Weiſe faktifh eine mitunter erheblige Erleichte⸗ 
rung gewährt, wie dies an manden Drten ar hinfihttich einzelner chriſtlicher 
Konfelfionen der Fall if, melde fih neben der Öffentlichen Armenpflege noch einer 
deſonderen Fürforge für ihre hülfsbedürftigen Gemeindeglieder unterziehen. Der 
Borfland wird Durch bie hier getroffene Beſtimmung, unter Borbehalt des Obere 
Auffichtsrechts der Regierungen, in den Stand gefept, Einbeit und Zufammenpang 
im der Wirkſamkeit folcher wohlthätiger Einrichtungen herbeizuführen und eine mög⸗ 
HR gleichmäßige Verwendung zu gewinnen. 


Jüdiſches Schulweſen. 

Durch geſchärfte Banbhabung der: allgemeinen gefeßlichen Verordnungen für 
das Unterrichtsweſen ift bereits ſeit längerer Zeit zunaͤchſt dahin gewirkt worden, 
ven von den jüdiihen Gemeinden oder auf eigene Rechnung von einzelnen Privat, 
lehrern unterbaftenen Schulanflalten, foweit fie für den wirklichen Elementar-Unters 
richt dienen follten, die erforderliche Einrigtung geben zu laflen, damit fie entweder 
mit Erfolg für den Unterricht der jüdiſchen Kinder benußt, oder viele, wo Feine 
dergleichen ordentlich eingerichtete Anſtalt ſich vorfand, mit vorfchriftsmäßiger 
©trenge um Befuh der chriſtlichen Ortsſchulen angehalten werben konnten. In 
diefem Sinne find die Regierungen durch die in den Beilagen abgeprudten Cir⸗ 
Bular- Refkripte vom 15. Mai 1824 und 29. April 1827 darauf aufmerffam gemacht 
worden, dem Sculunterrichte für die Kinder jüdiſcher Unterthanen, fo wie der 
fortichreitenden Berbeflerung der jüpifgen Unterrichts» Anftalten und der gefigerten 
Stellung der von Pi Gemrinden angenoınmenen Lehrer, ihre befonbere Sorge 
falt zu widmen. Im Einzelnen befhränten ſich die Borfchriften diefer Neffripte, 
wodurd jener Zweck wenigſtens annäherungsweife erreicht wurde, hauptſächlich auf 
drei Punkte, naͤmlich darauf: 

1) daß die Juden, welche den nöthigen Unterricht für ihre Kinder durch Pris 

vatlehrer oder in einer jũdiſchen Privatſchule nicht beforgen laſſen können, 

edalten fein follen, diefelben während bes ſchulpflichtigen Alters in die 
entlihe Drisfchufe zu ſchicken; 

2) daß auch jüdifche Privat- und Gemeinde Schuliehrer keinen Unterricht er⸗ 

.. Meilen dürfen, wenn fie nicht zuvor in eine Don ver Sans Urüiiir In 


—e— Prufung über ihre Duatification ſich ausgewieſen haben, 

und en 

3) daß die —BA———— angewieſen worden ſind, bei Ertheilung 
der Konzeſſion für jüdifhe Schulen und als Bedingung derſelben für eine 
tedmäßige Einrichtung und genügende Dotation derfelben und für Sicher- 
* dieſer Bedingungen durch vollſtändige und bündige Kontrakte 
orgen und die jüdiſchen Schulen einer fortwährenden Beauffichtigung, 
ber namen Art, wie alle übrigen Privat- Schul» Anftalten, unterwerfen 
zu laſſen. 

Es zeigte fih aber bald, daß man auf diefem Wege, wo die Anlage oder 
die verbeiferte Einrichtung eigener jüdiſcher Schulen dem freien Entichluffe der 
Gemeinden überlaffen blieb, häufig wegen der nicht zu Stande kommenden Bers 
einigunges eben zu dem obigen Auswege geführt wurde, bie jüdiſchen Kinder zur 
chriſtlichen Schule anzupalten. Hierbei konnte es indeß rüdfichtlih derjenigen Pros 
vinzen, wo befonders in den Städten fi jüdiſche Einwohner in bedeutender Zahl 
vorfinden, nicht unbeachtet bleiben, daß die dort vorhandenen chriſtlichen Schulen 
häufig zur Mitaufnahıne der jüdifchen Kinder zu beichränft waren, oder beren 
Aufnahme in viefelben aus anderen Gründen nicht flattfinden konnte, und Daß des⸗ 
halb mit bloßer Beförderung jeher Privat-Schulen nicht auszureihen fei, es 
vielmehr, mo ſolche Verhältniſſe obwalten, notbiwenbig einer Abtrennung der jüdi⸗ 
fhen Einwohner zu befonderen öffenlichen jüdiſchen Schulen bevürfe. 

Um daher für die Verbeflerung des jüdiſchen Schulweſens zu wirken, if bie 
in den Beilagen enthaltene Eirkular-Berfügung vom 34. März 1842 erlaffen. 

In Folge derfelben find nur wenige öffentlihe Schulen in der Weife ind Le⸗ 
ben getreten, welde die in den Beilagen enthaltene Allerhöchſte Ordre vom 12, 
Juni 1845 ergiebt, während die Berordnung vom 1. Zuni 1833 folche Schulen 
für die Provinz Pofen bereits eingeführt hatte. 

As Grundfag foll auch ferner fefigepalten werben, 

daß die jüdiichen Glaubensgenoffen in ber Regel ver Angehörigkeit zur chriſtli⸗ 
öffentlichen Elementar-Schule unterworfen find. 
Auf der anderen Seite if aber au die Errichtung eigener jüdiſcher Schul: Ans 
falten mit ven Rechten und der Eigenſchaft ößlfentlicher Schulen nicht allein 
als zwedmäßig, fondern im Intereſſe der betheiligten chriftlihen und jüpifchen 
DOrtösEingefeflenen felbft als nothbwendig und ale ein weſentlicher Schritt zur Ber» 
beflerung des jüdifhen Schulmelens anzufchen. 

Die Beflimmungen ver $$. 25 und 26 finden in den beflehenden gefeßlichen 
—— bie Verpflichtung der Aeltern, ihre Kinder zur Schule zu halten, 
ihre ndung. 

Die Beimmung des $. 10 der Berorbnung vom 1. Juni 1833, nach welcher 
der Privat-Iinterricht der Kinder den Aeltern nur ausnahmesweife, mit aus—⸗ 
drüdlicher Genehmigung der Regierung, überlaffen werden darf, widerfpricht der 
allgemeinen gefeplihen Befugniß der Aeltern, ihre Kinder auch im ihrem Hauſe 
unterrichten zu laflen, und wird daher um fo weniger feftzuhalten fein, als dieſe 
Befugniß auch den hriftlihen Aeltern unzweifelhaft zufteht und fein ausreichender 
Grund vorzulienen ſcheint, die jüdifhen Glaubensgenoſſen in diefer Beziehung ans 
ders als die Chriſten zu behandeln. 

Ess iſt hierbei noch zu bemerken, daß die Verordnung über das Judenweſen 
im Großhergogtbum Poſen die Berbindlichleit, für ven regelmäßigen Beſuch der 
öffentlichen Schulen feitens der ſchulpflichtigen jübifchen Kinder zu forgen, nicht 
den Acltern, fondern den jüdifchen Eorporationen und insbefondere ihren Bertwals . 
tung6- Behörden auflegt. Hierzu iſt eine genügende Beranlaflung nicht vorhanden, 
ba der beabfichtigte Zweck fiherer erreicht wird, wenn man, tie dies auch den 
Beflimmungen des Algemeinen Landrechts entfpricht, die Aeltern, reip. Pfleger 
für den regelmäßigen Schulbeſuch ihrer Kinder und refp. Pfleglinge verantwortli 
macht. In diefer Weife Hat fih, ungeachtet jener Beſtimmung ber Berorbnung 
vom 3. Yuni 1833, auch im Großherzogthum Pofen die Sache praktiſch geftals 
tet, indem die Schulverfäumniß » Strafen nicht gegen die Corporation, fondern ges 
gen die nachläfflgen Aeltern vollfiredit werden. 

Zur Erläuterung des $.27 iſt Zolgendes zu bemerken: 

Es könnte rag ich fein, ob in einem ſolchen Falle, wo an einem Orte fi 
mehrere chriſtliche Elementar⸗Schulen befinden, es überhaupt erforderlich fei, eine 
Beltimmung über die Zutheilung der jüdiſchen Glaubensgenoflen zu einer beſtimm⸗ 
ten Schule zu treffen, da die Zutheilung der Einwohnerfhaft eines gewiſſen Bes 
Aria zu einer. Elementar» Schule, als deren Schule, geiehlich niemals zur Folge 


hat, daß bie Kinder nur in diefe Schule geſchickt werben bürfen, es vielmehr ben 

eltern, ſobald fie nur überhaupt ihre Pfluht wegen eines ordentlichen Unterrichts 

rer Kinder erfüllen, freigee bleibt, ob fie ſich dazu des Mittels des Häuslio 

en Unterrichts oder des gute und im leßteren Kalle, welche der ordnungs⸗ 
mäßig beſtehenden Schulen fie fich bedienen wollen. Rad der Wahl, melde die 
Aeltern zwilchen den Schulen in oder außerhalb ihres Wohnortes treffen, richtet 
fih auch die Zahlung des Schulgeldes, fo weit auf folhes die Schulen überhaupt 
oder in Betreff ‘der nicht zu ihnen gehörigen Kinder angetvieien find. Erftereg, 
die Zahlung von Schulgeld aus der Gemeinde felbft, fol aber, nach der Beftim- 
mung der 98.29, 32, ZHL IL. Zit. 12 Allg. Landrecht, eigentlih gar nicht ftatifin- 
ben, fondern die Schule durch firirte Beiträge aller Hausväter unterhalten werden, 
und au, wo die Einrichtung des Schulgelves noch befteht, müflen Die Hausväter 
doch mit jenen emeinen Beiträgen infomweit hinzutreten, als ber Schulgelb-Er- 
trag für das Bebürfniß der Schule nit ausreicht. In diefer Beziehung bleibt es 
daher allerbings nothwendig, den Regierungen die Befugniß beizulegen, erforber- 
lichenfalls Die auniioen Aeltern einer beftimmten Schule zugumweifen oder unter 
mehr u vertheilen, da bie jüdifchen Einwohner fi fonft, wenn an einem Orte 
mehrere Schulen zunachft für verſchiedene chriftliche Konfeſſionen und infofern ohne 
Zerritorial-Abgrängung errichtet find, den Unterhaltungs-Beiträgen zum Nachtheil 
ber chriſtlichen Einwohner ganz würden entziehen können, oft aber auch eine ein- 
zeine Schule allein Die Kinder der Juden aufzunehmen nicht vermag. 

Benn die jüdiſchen Kinder die criftlichen Schulen beſuchen, fo müflen fie, 
damit die nöthige Ordnung und Bollftändigkeit des Unterrichts nicht geftört wird, 
in der Regel an dem Unterrichte in allen in der betreffenden Schule vorkommen⸗ 
den Lehrgegenfländen theilnepmen. Nur dazu können fie wider ihren Willen nicht 
angehalten werben, Daß fie dem Unterrichte in den eigentlich chriſtlichen Religion» 
Wahrheiten beimohnen, vielmehr muß die Theilnahme an dem chriſtlichen Reli⸗ 
gions⸗Unterrichte überhaupt ver freien Wahl der Aeltern oder Bormünder ber jü- 
diſchen Kinder anpeimgeftellt bleiben. Dies beftimmt der erfte Gap des $. 28. 
Hierauf wird man fich jedoch nicht befchränten bürfen. 

Benn Mapregeln in Borfchlag zu bringen find, durch welche den jüdiſchen 
Kindern eine vollftändige Elementar-Bildung gewährt wird, fo kann dabei bie 
Zürforge des Staates für einen mwefentlichen Theil des Elementar-Unterrichts, dem 
‚Unterricht in der Religion, infomweit dies mit der Stellung der Juden, als einer 
blos gedulbeten Religions» Partei, vereinbar ift, nigt ausacietofien bleiben. Bis⸗ 
ber hat man es den jüdifchen Aeltern überlaflen, für die Unterweifung ihrer Kin⸗ 
der ın der Rehaion zu forgen, und au bie Berorbnung vom 1. Juni 1833 ent 
hält nur die allgemeine Beſtimmung, 

daß es jeder Gemeinde vorbepaten bleibe, für den befonderen Religions⸗Unter⸗ 
richt der jũüdiſchen Kinder zu forgen. 
es indeß im Intereſſe des Staates liegt, darüber zu wachen, daß feine 
Unterthamen ohne Ausnahme in der Religion, zu welcher fie fich befennen, auch ers 
zogen werben, nach der jeßigen Lage der Sache es aber lediglich dem Beichlufle 
und dem eigenen Gutbefinden der jüdifchen Gemeinde anheimgeftellt iſt, ob fie ih⸗ 
ren Kindern Religions⸗Unterricht ertheilen Iaflen wollen oder nicht, fo werden nicht 
felten einzelne jüdifche Kinder überhaupt ohne allen Religions-Unterricht aufwach⸗ 
fen. Es wird daher nothwendig Beranftaltung getroffen werben müflen, daß ſolche 
Fälle künftig nicht vorkommen. 

In verichiedenen deutfchen Bundes-Staaten, 3. B. in Braunfchweig, Olden⸗ 
burg und Weimar, hat man den Ausweg gewählt, die jüdiſchen Gemeinden zur 

chtung und Unterhaltung befonderer füdifcher Reftgionsfehulen zu verpflichten, 
an wel jüdifhe Religiongiehrer duch die SchuleBehörde des Staats nach der 
von dieler Behörde unter Zugiehung eines Rabbiners erfolgten Prüfung ihrer Qua⸗ 
Iification angeftellt werben, und morin fämmtliche jüdiſche Kinder während bes 
ſchulpflichtigen Alters unterrichtet werden müſſen. Wenn es indeß den Verhält⸗ 
niffen der Juden als einer gebuldeten Religiongfekte entfpricht, daß ber Staat le⸗ 
a den Judengemeinden die Entfcheidung über das Maß von Religionetennt- 
niſſen, welches fie von ihren Religionslehrern verlangen wollen, und über deren 
Aral! Täubigteit überläßt, und daB er auch von dem materiellen Inhalte des den 
füp * ndern zu ertheilenden Religions⸗Unterrichts keine nähere Kenntniß neh⸗ 
men Tann, fo läßt ſich auch die zwangsweiſe Anhaliung der Juden zur Errichtung 
befonderer Refigions-Schulen für ihre Kinder, abgefehen Davon, daß die Ausfühe 
zung der Maßregel da, wo die Juden nur zerfireut wohnen auf vielfacge Schwie⸗ 
—* ſtoßen würge, nicht wopl rechtfertigen. Dem 
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auch fon — bedeutend naͤher getreten ven Fer web die Verfügung 
uf mia dent Kinde während des fehulpfli en Alles nothiwendig 

t mv — igiom ertpeilt werden muß und Eh Irforge —5 nicht fl das 

Sie m ber Acltern, fondern bie diesfälige Sece —* den Judenfhaften auf · 

erh wird, opme ihnen jedoch die Mittel, welcher fie fich gu vielem Behufe zu be 

haben, Haben, frac vorzufgpreiben. Bon biefem Gefihtepunkte aus if der zweite 

in des entworfen. 


Bon an a4 —R ame Fr) in den kommiſſariſchen Berkanblungen 
eine 


Gegen ein folpes bireltes Ei ern Beftimmungen: find bie oben 
— — ulen — ebenfalls 


erri len 

von 5* der Stantsbehörde in der Weife, daß diefelbe bie en pi 

Seminarien anorbnet, nicht ge jenangen werden. Eine folge 

vielmehr unter Zuftimmung a 16 eilt dm Side fefor zu beten 

fein, Kom ih ich davon Anm rforg dert 

mung des $. 29 {fl eine et der im & 23 —A— An. 

gehörit J der —— Giaubensgenoſſen zur Oxis⸗Schuigemeinde. Die_ allge 
Seine Hat jaflung diefes Paragraphen if deshalb nothwendig, weil in den verſchiede · 

vun de —ã die Bau- und Unterhaltungslaft auf Drehen "Sranblagen 


eich die Errichtung öffentlicher —F Sgulen nicht von dem alleini⸗ 
gen Bennateig d Zudenfe —— ober der ‘ de en HH abt 
macht werben darf und die Juden eine —5— von den ordentlichen 
ſquien aus ihrem einfeitigen, namentfli —— nicht verie ” 
am fo wird es ihnen doch undedenklich zu geflatten fein, im Sigemem Interefe, 
auf Grund biesfälliger Bereinbarungen unter fih und mit Genen! ung Ber 
Sgutbehöreen BER » Lehr» Anftalten nad den darüber befichenden 
immungen ichten. Einer weiteren Ausführung über die Tee — 
Ktät einer folden efonderen jüpifhen Elementarfchufe — es nit, fobate fie 
zur als Priv at ſchuien bezeichnet und bad der Gegenfag gi gen ie alle 
Öffentlicgen Ortsfchulen fergepalten wird. Di ! Unterhaltung ‚fben beraht baher 
* ich auf den jwiſchen den detheiligten Juden unier fh und mit dem Lehrer 
gif offenen Kontraften, und biefe Santen unferfiegen nach der allgemeinen. Bor 
ſchrift vn 3, & Tit. 32 Th. II. Alg. Landrechts den in Betreff der ordnu 
mäßigen “ ri tung und Beanffihtigung der conceſſionirten Privat -Lehran! 
ergangenen mungen. 
$. 30. Zur Ereihtung einer gofent ‚en jäbifhen Schule werden folgende 
Gründe ausreigende Beranlafuny s 0 © 
1) Mangel an Raum in der gelten en Säule zur Mitaufnahme der jübtichen 
Kinder bei regelmäßigen Ka 
2 HR rbarteit einer abhei — eiterung überhaupt und unverhältniß ⸗ 
mäßige wierigkeit und Koffpieligkeit derfelden nad den Local-Imfänden; 
3) Unbillige Bclaftung ingbefondere der hriftlihen Einwopner bei Miterziefung 
au den, für da das vorzugsweiſe Brdürfniß des jüdiihen Teils erforderlichen 
neuen Anla; 

3) Beforgliche Redtsvenvoidelung in Betreff vorhandener, das Religionsbebäirfniß 
3) Dimalenes Bedenken In Febchogiiäer Buch die. gemeinfaft 
walten! er tehun mei 

HR 


Die M 33. and 30 befiimmen das Verfahren, weiße bei Defenbener Zenit 


mäßigfett over Noihwendigkeil der Sonderimg bes chrifflichen und jſtdiſchen Schub 
weſens zum Zwed der Errichtung eigener jübiicher Schulen u beobachten ne 

Weber die rechtliche Qualität der im allgemeinen Schul » Interefle errichteten 
jũdiſ Schulen enthält der 8 33 die näheren Befimmungen. 

ach belimmen fi die Rechtsverhältniſſe, in weiche pie öffentlichen jüdi⸗ 
fhen Schulen treten, von felbft, und es ift darüber nur noch zu bemerken: 

a) daß bie ein zur Unterhaltung Öffentlicher jüdiſcher Schulen und zur 
Beſolbung der an denſelben angeflcliten Lehrer als cine Öffentliche Laft angeiehem 
werben mäflen, welche der Zeitfehung und Einziehung im abminiftrativen W 
nach Maßgabe der Beflimmung des $. 23 umterliegen, ift eine Kolge der Gle 
ſtellung der chriſtlichen und jübiichen Schulen. 

b) Shen nach jeßiger Lage der Sachen if von ben Bermwaltungsbehörben 
wiederholt angenommen worben, baß, wenn bie Anorbnung der jüdiſchen Schufe 
als einer öffentlichen Anflalt des Orts von der Regierung ſelbſt ausgegangen if 
ber füdiſchen Gemeinde alsdann die Beflimmungen der 8%. 30. 34. Tit. 12. TE. i 
A. 2. R. zu Ratten kommen, wonach bei Exiſtenz mehrerer Gemeinde⸗Schulen für 
die Einwohner verſchiedenen Glaubensbekenntniſſes an einem Orte jeder Einwoh⸗ 
ner mir zur Unterhaltung der Schule feiner Religionspartei beizutragen bat, und 
daß in folchem Re e die jüpifhen Einwohner von der Mitverpflichtung zur Unter⸗ 
haltung der chriftlihen Schulen bis dahin befreit bleiben müflen, wo Le durch bie 
Wiederaufpebung (pre Stuten in den allgemeinen Schulverband des Orts wer- 
den zurũd en fein. Hiergegen ift zwar in einzelnen zur richterlichen Entſchei⸗ 
bung gelommenen Fällen von den Gerichtsbehörven neltend gemacht worden, daß 
die erwähnten immungen des Allgemeinen Landrechts nur auf chriſtliche 
An Mn beziehen find, und es läßt fi allerbings nicht verfennen, daß dieſer 
Anſicht nicht unerbebliche Gründe zur Seite fließen; dieſe De unpebenfipieoenpeit 
wird aber ihre Erledigung finden, wenn, wie in dem $. 33 des Entwu 
fihlagen worden if, allgemein beſtimmt wird, 

Beh Tier jüdiſche Schulen die Eigenfchaften und Rechte einer öffentlichen Orts 
ule haben, 
indem es alsdann keinem Bedenken unterliegt, 
daß im Falle der Erritung einer befonderen öffentlichen jüdiſchen Schule bie 
iu pieier Schule gehörenden jüdiſchen Einwohner von der Leiflung derjenigen 
iträge, welche nach 9. 29 bie 32. Tit. 12. Th. IL U 2. R. von den zur 
Schule gewicienen Hausvätern entrichtet werben, befreit bleiben. 
Daß diejenigen Beiträge, welche nur beim wirklichen Schufbefuche jüdiſcher Kin- 
der ıu entrichten find, 3. 8. Schulgeld, durch Hebertoe fung der rigen Kinder 
in eine eigene jüdiſche Schule von ſelbſt fortfallen, bedarf feiner Erwähnung. 

An folgen Orten, wo, wie ſchon dr in den weftlichen Provinzen, die Inter» 
poltung der beftebenden chriſtlichen ule eine Berpflichtung der Ortsgemeinde 
ft, wird fich diefe, da die Juden unter den Konmunallaften mit zu deren Unter 

a ern, nicht entziehen fönnen, den Juden aus dem Eommunal- Schul 

uds auf angemeflene Weile zu Pülfe zu kommen, wenn biefelben auf Anord⸗ 
nung der Gchufbehörde durch chtung eines eigenen jüdiſchen Schulfpfiems ihre 
Kinder aus der riflichen Schule ausiondern und dadurch bie Unterhaltungslaft 
ver I verringert wird. 

c) Der Beug bee Öffentlichen jüdiſchen Schnien muß anf die jüdiſchen Kin- 
der beichränft bleiben, denn dem Eiementaruntenrichte der chriftfichen Kinder liegt 
überall eine dem Chriſtenthum entipre ende Auffaflung der Lebensverhältnifle zum 
Grunde, und die Spule ſoll zugleich im chriftlichen Geifte bilden und erziehen. 


Im Vebrigen darf noch auf Folgendes aufmerkſam gemacht werden, worüber 
e6 jedoch einer befonderen aefegticpen Beſtimmung nicht bedarf: 

Die Gleichftellung der öffentlichen jüdiſchen Schulen mit den hriftlichen kann 
nur fo weit reichen, als dabei die Qualität der Juden als einer bios geduldeten 
Religionspartei nicht in Betracht kommt. Es folgt hieraus, daß die an öffentlichen 
Schulen fungirenden jüniichen Lehrer auf diejenigen Borrerhte, welche den chriſtli⸗ 
hen Lehrern zuftehen, wie auf bie Befreiung von der Zahlung der Kiaffenfteuer 
and von den Kommunalfaften Beinen Anfprnd zu machen haben. Eines befondes 
ren Borbehalts bedarf es indeß in diefer Beziehung nicht, weil die jüdifchen Leh⸗ 
rer, auch wenn fie an öffentlichen jüdiſchen Schulen angeftellt find, nicht den Cha⸗ 
rakter als mittelbare Staatsbeamte haben. gegen verficht es ſich von felbfl, 
daß vie an öffentlichen jüpifchen Schulen Fre Lehrer nicht willkürlich ente 
laſſen werden dürfen, fondern fo lange als Öffentliche Kiementatiegtrr suue 
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find, bis die Regierung ſich veranlaßt ſieht, ihre Entlaſſung im verfaſſungemäßigen 
Disziplinarwege auszuſprechen. 


Es fragt 

ob der idbifge Religions -Unterricht in ben Lehrplan ber Öffentlichen jüdiſchen 

Schulen aufgenommen werben barf, oder ob berfelbe den jübifchen Gemeinden 

zur befonderen Beranftaltung überlaflen bleiben fol? 
Streng genommen, ift die Ausfchließung des Neligions.Interrichts von dem Lehr- 
plan der für jünifche Glaubensgenoſſen beflimmten öffentlichen Ortsſchulen lediglich 
eine Folge des allgemeinen Grundſatzes über das Berhältniß ter Juden als einer 
blos geduldeten Religionsgefellfcpaft, von welhem Grundſatze es abzuweichen fcyeint, 
wenn in der Efementarfhule, als einer zu öffentlichen Rechten befichenden Anſtalt, 
auch der jüdifche Religions» linterricht ertheilt wird. Es war hierbei indeß ſchon 
immer vorausgefeßt, daß bie Juden fi des Lokals und des Kehrerperfonals ber 
Elementarſchule auch zu den en unden in ber Religion, in einer praktiſch 
fonach ziemlich auf daſſelbe hinausgehenden Art, bedienen könnten und würben. 
Um fo weniger fcheint es einem Bedenken zu unterliegen, daß, nachdem inmittelſt 
auch in einem Spezialfalle mit einer Abweichung von jenem Grundſatze borgegan- 
en iſt, die Aufnahme des Religions-linterrichts in den Lehrplan einer öffentlichen 
—2— Schule, ohne ausdrückliche Beſtimmung hierüber in dem zu erlaſſenden 
Geſetze, nachgegeben werde. 

dlich if noch zu bemerken, daß die beſonderen jüdiſchen Schulen, namentlich 

auch in Betreff des Schulgwanges, diefelbe Behandlung wie die hriflligen Schulen 
werben zu erivarten haben. 

Es verſteht fih jedoch hierbei von ſelbſt, daß, auch wenn eine befondere jüdi⸗ 
ſche Schule befleht, die Mitglieder der jüdiſchen Gemeinde dennoch nicht verpflichtet 
find, die jüdiſche Schule zu benußen, fondern daß fie bereihtigt bleiben‘, ihre Kin- 
der auch in die chriſtliche Elementarfchule zu fchiden, und daß fie alsdann das 
Pa nur an benjenigen Lehrer zu bezahlen haben, welcher ihre Kinder un⸗ 


Zu $. 34. Der Entwurf überträgt hier den Vorſtehern der Judenfchaften eine 
ürforge dafür, daß die heranwachiende ae Jugend der jüpifhen Bevöl⸗ 
erung überall zu einem nüßlichen Lebensberufe herangebilvet, insbelondere von 
dem Dane im Umherziehen abgehalten werde. 

er $. 13. der Verordnung vom 1. Juni 1833 enthält für das Großherzog- 
thum ofen eine ähnliche Beflimmung und Iegt in Berbindung damit im 6. 9. 
neben der Berantwortlichkeit für den regelmäßigen Befuch der öffentlichen Schulen 
feitens aller jüdifchen Kinder während des Tten bis 1aten Lebensjahres der Cor⸗ 
poration und deren Berwaltungs»Bchörden befonders no die Pflicht auf, ganz 
bürftigen Kindern die nöthigen Kleidungsſtücke, das Schulgeld und bie fonfligen 
Schulbedürfniſſe aus den dafuͤr befichenden befonderen Bonds, in deren Ermangelung 
aber aus dem Eorporationg>Bermögen gu gewähren. Die letzgedachte Berpflich- 
tung, fo weit fie n g fhon in der dee L 13 enthalten, bat in dem früheren Zu» 
flande der jüdiſchen Bevölkerung des Großherzogthums Pofen ihre genügende Be⸗ 
sründung gefunden und gute rũchte getragen. Die darin liegende Abweichung 
von den allgemeinen gefeßlichen Borichriften über Beauffihtigung des Schulbeſuches 
und über Orts-Armenpflege ift jedoch als eine Ausnapme-DRa regel zu befeitigen, 
fobald die erzielten Erfolge es irgend geftatten. Die Behörben —2 dies für 
das Großherzogthum Poſen für ld und wie die diesfällige Vorſchrift daher 
nunmehr für die Provinz Pofen aufgehoben wird, fo if von einer fo weit gehen- 
den Berpflidtung au überall Abftand zu nehmen. Dagegen iſt die im $. 34 an- 
georbnete Fürſorge durchaus räthlich. Die in der Provinz Pofen erzielten Erfolge 
prechen unverkennbar dafür. Wenn in dem Zuftande ber unteren Klaflen ber jü- 
bifchen Bevölferung des Großherzogthums Polen unter dem wohlthätigen Einfluß 
der Berordnung vom 1. Juni 1833 in einem verb&imipmäpig kurzen Zeitraume 
eine erfennbare Beflerung eingetreten if, fo darf jener den Eorporationen aufer- 
legten vorſorglichen Pflicht ein weſentlicher Einfluß darauf beigemefien werben. 
Die Provinz iſt nicht mehr, wie früher, von hauficenden Handels juden überſchwemmt, 
vielmehr ift unter Berminderung ber handeltreibenvden jüdiſchen Haufirer die Zahl 
jüdiſcher Handwerker fichtlich gewachſen. Erſt der 113te Jude betreibt jet daſelb 
den Handel im Umherziehen, während bies in Schleflen ion beim Voten ber Fa 
a Fir herab in die Provinz Sachen, wo bereits der 2dfle Zube dieſes Gewerbe 


Die größte Zahl jüdiſcher mechanifcher Künſtler und Handwerker befindet 
im an Pofen. Unter 1000 felbfiflänbigen Junden finden fi — 
207 dergleichen Gewerbtreibende, in der Rheinprovinz 147, bis auf Sachſen peraß, 
wo nur 58 auf 1000 felbfifländige Juden vorkommen. Es kann dies bei dem 
Berhäftniß des Kultur» Zuftandes ber fühilchen Bevö jener Provinzen we⸗ 
fentlih als ein Reſultat ber Berorbnung vom 1. Juni ı betrachtet werben. 
(S. die näheren Angaben in Beilage B. ) 

Sp nützlich ang der Handelsbetrieb im Umherziehen fein kann, und fo un. 
weifelhaft unter vielen Gewerbtreibenden bei den über bie Zulaffung zu demfelben 

henden gefehlichen Anorbnungen 1a überiviegenb Leute von tabelftzier ührung 
befinden, ſo wird dennoch der vorh ende Hang ber Juden zum Hauſtten von 
ven Berwaltungs- und Bandes = Zufig- hörden vorzugsweiſe als i fittlichen 
Hebung entgegenfiehend angefehen. (©. Beilage 1. 8 

Indem die Vorſtände der Indenſchaft in dieſer Weiſe zu einer durch bie Er⸗ 
fahrung bewährten Mitwirkung für die togiafe Hebung und fittlihe Berbeflerung 
iprer Glaubensgenoſſen berufen werben, dürfen biefelben darin eine ihnen aufer⸗ 


legte 1ä t nicht erke vielme arten, da überall bi 
genen. Geige —— fh era ——— * Det Abel 





Zu &. 35. Staats⸗Aemter haben die Juden feither nicht bekleidet. Sie follen 
künftig dazu verflattet werden, fofern fie fih Eivil-Berforgungs -Anfprüde im 
lebenden Deere erworben haben. Durch die an das Königl. Staats. Minifterium 
ergangene Allerhöchſte Ordre vom 31. Dezember 1845, wodurch den Juden das - 
Avancement zum linterofficier geflattet ift, find fie in Stand gefeßt, fich jene An⸗ 
ſprüche zu eriverben. In Betreff der mittelbaren Staats- und Kommunal Xemter 
Dagegen bewenbet es bei den beftehenden Vorſchriften. (S. Beilage I. A.) Ueberall 
aber wird beim Eintritt in diefe Aemter die Gränze feflgehalten, daß mit deren 
Ausübung eine obrigfeitliche Autorität nicht verbimden if. Diefe Gränze ift durch 
die Rüdfiht auf die chriftliche Bevölferung bes Staates bedingt. Es kann nicht 
für zuläffig erachtet werden, den Juden eine obrigfeitlihe Gewalt über chriftliche 
Unterthbanen einzuräumen. Die bereits im Eingange berührte, von den Juden in 
geroiffem Maße bewahrte Nationalität, die mit ihrer Religion eng verbundene 

onderung und Stammesverfchiebenheit muß ale ein Hinderniß für den Eintritt 
in einen Beruf betrachtet werben, deſſen Wirkſamkeit in feiner Weiſe durch ein 
Mißtrauen oder Borurtheil beeinträchtigt werben darf. Eine längere Dienftzeit im 
ſtehenden e darf indeſſen erfahrungemäßtg als ein Mittel angefehen werben, 
wodurch die nationelle Sonderung, fo weit folche hier zur Berüdfitigung fommt, 
in vem Maße befeitigt wird, um ben Juden innerhalb ber go enen Gränze 
Stantsämter unbedenklich übertragen zu bürfen. Die eigenthüm ide Berfaffung 
des preußiſchen Staats in Bezug auf die Borbereitung zu ben Staatsämtern 
und bie fung in dieſelben geftattet bei der weſentlichen Berfchiedenpeit hierin 
ben übrigen enropäifchen Staaten gegenüber, eine Bergleihung nicht. Aber au 
abgefehen davon, in welcher Weile dort Beamte in die Staatsämter gelangen 
und daraus entfaflen werben, bietet auch noch bie fehr erhebliche Abweichung in 
dem Berhältniß der jüdiſchen Einwohner An den chriftlichen ganz verfchievene Ge⸗ 
Kiptey . Außer in den Niederlanden ift das Verhältniß (f. Beilage I. F.) in 
der Zahl der fentigen ben chriftlichen Einwohnern in Preußen bedeutend flär- 
fer. In England und Franfreio gehört erft der 2076fle refp. 487ſte, in Preußen 
bereitö der 7Afte Einwohner den jünifchen Glaubensgenoſſen an. 

Dagegen fteht nichts im Wege, den Juden vie Schlichtung flreitiger Angeles 
genbeiten, toenn von ihren Glaubensgenoſſen zu Schievemännern gewählt wer⸗ 
den, agen. 

n den 7 und 8 des Edikts vom 11. März 1812 if die Beſtimmung ents 

Iten, daß es alademifche Lehr» und SchulsAemter giebt oder geben fol, welche 
üdifchen Gelehrten anvertraut werben dürfen; eine unbepingte Befähigung ber 
Zuden zu alten alademifchen Lehrämtern iſt aber nicht darin enthalten. Cs darf, 
um eine folhe Deutung auszuſchließen, nur an die theologifchen Fakultäten über 
Jaupt und an folche Univerfitäten erinnert werden, welche ftatutenmäßig von allen 
ebrenden das Belenntniß einer beftimmten chriſtiichen Konfeffion fordern. Diele 
Beflimmung des. Geſetzes Tieß daher, um ihre Anwendbarkeit innerhalb bes aus 
der Ratur der Sache abzuleitenden Umfanges feftzuftellen, eine nähere Erläuterung 
erwarten. dem Zeitraum von 1812 bis 1820 waren auf preußiichen Univer⸗ 
täten als —* Ausnapmen nur drei judiſche Docenten Für warsinoiter ut ua 


rwiſſenſchaftliche Fächer aufgetreten, von denen zwei jedoch bald nachher zum 

hriſtenthum übertraten. Im Jahre 1820 meldete fi zum erfienmale ein Jude 
zue Brivat- Doction in der juriftiihen Fakultät, und diefer Fall gab Beranlaflung, 
den Umfang der Zuläffigkeit jünifcher Gelehrten für akademiſche Lehr- und Schu 
ämter in näbere Erwägung zu ziehen. Das Nefultat derfelben wurde von dem 
Königlichen Staats⸗Miniſterium des hochieligen Könige Majeflät vorgetragen, 
welche die im $. 8 des Eviftes vom 11. März 1812 enthaltene Beflimmung in ber 
Allerhöchſten Ordre vom 18. Auguft 1822 wieder aufhoben, weil fie, ohne große 
Mipverhäftnifie zu veranlaſſen, nicht burchzufüpren fei. Die dem Ron Staates 
Minifterium anheimgegebene Bekanntmachung dieſer Abänderung erfolgte untere 
dem A. Dezember 1822 (Gefeß-Sammlung ©. 221). , 

Im Jahre 4845 haben die preußifchen und fchlefifhen Stände die Wiederher⸗ 
ftellung des $. 8 des Edikts von 1812 beantragt, und die pofenfchen — 
Stände haben ſich dieſem Antrage dadurch angeſchloſſen, daß fie die Einführung 
jrueg Geiebes in bortiger Provinz, „jedoch nach Befeitigung aller Tpäteren Zus 
ätze“, erbaten. 

! Wenn nun der vorliegende Entwurf anf die in dem Edikt vom Jahre 1842 
wegen Zulaflung der Suden zu akademiſchen Lehr- und Schul» Aemtern enthaltene 
Sehimmung zurückzugehen beabfichtigt, fo konnte es nicht räthlich erfcheinen , dieſe 
Zuläffigkeit in jenen allgemeinen und eben deshalb für einzelne Fälle einen fiche- 
ren Anhalt nicht bietenden Ausprude zu wiederholen, fondern es ergab ſich die 
Rothwendigkeit, auch zugleich den Umfang befiimmt auszufprechen, in welchem bie 
Unftellung jüdiſcher Gelchrten zufäffig fein follte. Bei Feſtſtellung diefes Umfan⸗ 
zes iR von folgenden Gefiptepuntten ausgegangen worden. 

Wenngleich die in deuticher Rationalität begründete Eigenthümlichkeit und das 
Chriſtenthum auf die Geftaltung aller derjenigen Berhältniffe, auf Denen unfere 
Geſammibildung und die gefellfhaftliche Ordnung beruhen, vorzugsweiſe eingewirkt 
haben, fo find doch in den legten Jahrhunderten zu den vorhandenen Bildungs. 
mitteln neue binzugelommen, bei deren Förderung und weiterem Anbau der Ein- 
AAuß des chriftliden Religions⸗Bekenntniſſes zurücktritt. Hierauf if bei der Er. 
mittelung, in welchen bie Zakultäten, für welche Fächer und für welche Stufen des 
Lehramts die Anftellung der Juden zuläfſig erfcheine, vorzüglich Rüdficht zu ach⸗ 
men. Die theologiihen Fakultäten dürfen nur genannt werden, um fotort die 
Weberzeugung herborzurufen, daß bie in denfelben beſtehenden Lehrämter one Aus⸗ 
nahme nur Epriften übertragen werden fönnen. Das öffentlihe und Privatrecht 
geht in dem Grade aus der gefammten Staats» und Familien» Orbnung hervor 
und wirkt auf Diefelbe erhaltend, fortentwidelnd und fihernd ein, das qhriſtliche 
Lebens -Anfchauung in Beziehung auf Recht und Berfaflung, fo wie deren Forts 
bildung, ſtets ein entfcheidendes und niemals ausfchließendes Moment bleiben wird. 
Muß ß on dieſe Erwägung auf eine Ausſchließung der Juden von den Lchr-Aem- 
tern der jurififchen Fakultät küheen, fo ftellt es fih auch als unvereinbar dar, ben 

uden den Eintritt in das Richteramt und in obrigkeitliche Aemter nicht zu ges 

atten und fie doch als Rechts, und Gefekesichrer auftreten au laſſen und ihnen 
bie Bildung derjenigen anzuvertrauen, welchen fünftig das re und bie 
Bollziehung ver Geſetze übertragen werden fol. Da die Medizin ſich vorzugeweife 
mit den leiblihen Zuftänden des Menfchen und der Herflellung und Grhaltung 
feiner Gefundheit beichäftigt, bie öffentliche Sitte auch Ichon längſt jüdiſche Xerzte 
angelafien at, fo kann den Juden auch ber Vortrag der medizinifchen Wiflen- 

haften geftattet werden, wenngleich fie für ben Vortrag der Seelembeillunde min- 
der geeignet erfcheinen. In der philoſophiſchen Fakultät werden diefenigen Diszi- 
plinen chriſtlichen Lehrern vorzubehalten fein, deren Auffaffung und Darfellung 
mehr oder weniger durch bie religiöfe Anficht beſtimmt wird und welche insbefon- 
dere auf die ganze geiftine Richtung derjenigen Zuhörer entfcheivenden Einfluß 
äußert, die fünftig als Richter oder Bermaltungs:Beamte oder ald Diener der Kirche 
und an chriftlihen Schulen nicht bloß als Lehrer, fondern auch als Erzieher im 
Geile des C eiftenttums wirken follen. Es exgiebt fih von ſeibſt, daß hiernach 
nur die mathemathiihen und naturmwiflenfchaftlichen Disziplinen als folche übrig 
bieiben, welche von den jüdiſchen Gelehrten vorgetragen werben können. Bei ver 
Frage, für welche Stufen des Tchramts Juden angeftellt werben können, kommt 
weniger bie wiſſenſchaftliche Thätigkeit der Dozenten, als die disziplinariſche und 
obrigkeitliche Einwirkung derſelben auf die Studirenden in Betracht. Können Ju⸗ 
den überhaupt nicht in Aemter eintreten, mit welchen die Ausübung einer obrig« 
keitlichen Autorität verbunden if, fo find fie auch nicht als —— Obere jü- 
Jwiaffen uns ſchon Deshalb von vem Rektorate und alabemifchen Senate auezufchkießen, 


weine in Berbindung mit bem Iniverktätsrichter die Siegrrene und academiſche 
Jurisdiction ausüben. Aber auch ber Fakultät als Geſammtheit liegt es ob, 
Rektor und Senat in ber bisziplinarifchen Thätigkeit zu unterflügen; aus ihrer 
Mitte geht ver Dekan bervor, welcher die Promotionen vollzieht und dabei dem 
Promovendus den Eid nach chriſtlichem Kormulare abnimmt; Hafultäts.- Mitglieder 
treten im verſchiedene Prüfungs-Komuniftionen, welche bei Abhaltungs ber Gras 
ınina don ber chriflichen geben» Anfibaunng. und chriſtlichen Deniungsart ver 
Gramirenden in vielen Fällen weder abfehen fönnen noch dürfen, übernehmen mit- 
hin Functionen, welche von Juden nicht audgeübt werden können. Grfcheint es 
aber hiernach nicht zulälfig, Juden den Eintritt in die Fakultäten zu geftatten, 
weil diefer Eintritt die Wählbarkeit zu den bezeichneten Functionen, zum Delay 
und zum Senats-Mitgliede in ſich ſchließt, ſo können fie überhaupt zu orbentlidgen 
Profefioren, melde als ſolche au Mitglieder ber Bakultäten find, nicht ernannt 
werben, da es nicht angemeſſen if, fie zwar zu orventlihen Profefloren zu ernen⸗ 
nen, dagegen an ben ftatutenmäßigen Rechten berfelben nicht theilnehmen j laflen. 
Der Umfang der den Juden einzuräumenden akademiſchen Lehrertpätigfeit wird 
daher auf die Privatdoction und die außerordentliche Profeffur für die mathema⸗ 
tiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfäcer zu befchränten fein, ins 
fofern nicht an einzelnen Univerfitäten flatutenmäßig die Ausübung des Lehramts 
an das Belenntniß einer beflimmten chriſtlichen Konieffion gefnüpft if und Juden 
daher in Folge einer ſolchen ſpeziellen Beftimmung ausgeſchloſſen find. So ſetzen 
. B. die Statuten der Univerfität zu Königsberg $. 105 fe, daß, der urſprüng⸗ 
Üigen Stiftung gemäß, bei derfelben nur Lehrer evangelifcker Konfeſſion zuzulaſſen 
und anzuftellen find. Bei den übrigen Unterrichts-Anftalten, Symnaften, höheren 
Bürgeribulen, Elementarfchulen u. 1. w. ift Das ganze Mirken der Lehrer paͤdago⸗ 
gifcher Ratur, fo daß ber Unterricht niemals aushhtichlich ſich geltend macht, fon» 
dern flets in Verbindung mit ver Erzichung den ganzen Menſchen erfaßt, jedes 
Lehramt an diefen Schulanftalten daher auch an der Ausübung der Disziplin An- 
theil dat. Das erziehende Clement kann aber in allen dieſen Schulen nur auf 
&riftlicher Grundlage beruhen und bie religiöfe Seite derfelben mit den erforder, 
lichen gottesvienftlihen Anoronungen nur dem Geifle der chriſtlichen Kirche ent⸗ 
pen, fo daß alle diefe Schulen, abgeſehen von einer ftiftun smäßigen Feſt⸗ 

Hung ihres konfeſſionellen Charakters, nur als chriſtliche Shulankalten erachtet 
und bezeichnet werben können, welche ats ſolche vie Anftelung jübifcher Lehrer 
unbedingt ansichliegen. Es hat daher auch die Anftellung der Juden als Lehrer 
außer der ihnen einger umben Theilnahme an einigen akademiſchen Lehrämtern, au 
jüpifche Unterrichts-Anflalten beſchränkt werden müffen. 

Zu $. 36. Die in bielem Paragraphen aufgeführten Beſchränkungen beruhen 
theils in den ſtändiſchen Geſetzen, theils find fie in der Allerhöchſten Ordre vom 
30 Auguf 1816 gegründet. Die Beilage I. A. enthält darüber das Nähere. Die 
Befiimmungen folgen theils aus der Natur der chriftlichen —— und 
der den chriftlichen Kirchengemeinden im Staate gebührenden Stellung, theils aus 
dem Grunbfage, daß ben Juden die Ausübung obrigkeitficher Rechte nicht einges 
räumt werben Tann. (ben deshalb müflen auch bie aus dem gutsherrli Aufe 
ſichtsrechte über das Kommunalvermögen hergeleiteten Befugniffe, welche bie 89. 33 
u. fog. Tit.7 Thl. T.A.8 R. eimmäumen, während des Befiges eines Nittergutes 
feitens eines Juden ruhen. 

Zu $. 37. Die in einigen Landestheilen in Bezug auf den Gewerbetrieb ber 
Yuden im Umherziehen no vorhandenen De gränfungen , worüber die Gewerbe⸗ 
ordnung $. 14 weitere Beftimmung vorbehalten hat, ſollen, mit Ausichluß der in 
der 3 Pofen Hinficptlih der nicht naturafifirten Juden beibehaltenen ($.54 d. 
bee 2 ae werden. Sole find an fi von keinem erheblichen Um⸗ 
ange. . B. J. A. 

Der Hang zum Hauſiren iſt von jeher als ein wefentliches Hinderniß für bie 
Hebung der judiſchen Bevölkerung betrachtet worden. In den deutſchen Bundes» 
ftaaten beflehen daher die mannigfachſten Borichriften, um biefer Neigung der Zu⸗ 
den entgegenzuwirfen und fie zu ſtehenden Gewerben überzuführen. (5. B. 1. E.) 
Die flariflifhen Ermittelungen ergeben (S. 3. I. B.), daß die Zahl der Juben, 

den Handel im Umherziehen betxeiben, noch jetzt verhältnißmäßig fehr über- 
wiegend if. Auch von den Provinzial⸗Ständen if früher jener Hang der Juden 
als ß ihrer Berbefferung hervorgehoben, wobei verfchiedenartige Vor⸗ 
(läge gemacht wurden, demfelden wirkſam entgegenzutreten. Die Landes Fuflize 
behörben haben bei Gelegenheit der im Jahre 1840 erfolgten Exmittelung des Ber. 
hältniffes ber Angefufbigten jüdischen Glaubens zu der Übrigen Bruölkerung, meh 
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ö 
chende Neigung zu den evadten Erwerbsquellen angeführt. Mehrere Regierun. 
en haben —* in —3— 
Dange ber Juden zum 


‚ mit Ausnahme jedoch ber 
ofen, wo zu ſolchen ein fortbauerndes ürfniß —D jedoch Provinz 


Kultus und Religions⸗Unterrichts erleichtert, und vermöge der nach $. 3A ben 
Vorſtehern der Judenſchaften obliegenden Ueberwachung bei der Vorbildung fübi- 


Die Gewerbe- Ordnung hat, fo weit bisher Die äulaflung zu den in den 


bunden tft. 

Den Juden wird namentlih das Apotheler- Gewerbe offen fliehen. Ihre bis⸗ 
herige Ausichließung beruhte weientlih auf der ihnen als Zeugen in Kriminal- 
Unterfuchfungen mangelnden Glaubwürdigkeit, während in manchen Gattungen von 
Berbrechen die Unterfudungen der Apotheler von entfepeibender Wichtigkeit find. 
Dies Hindernig fällt na 8 39 jetzt hinweg. Sa gleiten bei Ausübung bes 
Apotheker⸗Gewerbes durch die CeremonialsBorfchriften der Juden find dadurch zu 
befeitigen, daß auf eine Stellvertretung gehalten werden kann. 

ußerdem verdient das Schanfgewerbe befonderer Erwähnung. Es ift mehr- 
fah zur Sprache gebracht worden, daß der Betrieb der Schankwirthſchaft beſon⸗ 
ders auf dem platten Lande ſich als ſchädlich erwiefen habe. 

Allerdings ift der Zudrang der Juden zum Schantgewerbe in manchen Pro⸗ 
vingen, namentlih in Schleften, Preußen, Polen und Pommern, erheblich, dagegen 
findet fi dies in andern Provinzen nit. (©. Beil. I. B.) Dieprere Regierun- 
gen halten den Schankbetrieb der Juden auf dem Lande wegen Berleitung zum 

runf, ausgedehnten Kreditirens, Webervortheilung der Sculpner bei Annahme 
von Landesprodukten ober wegen Deherbergung liederlichen Gefindels für nachtheis 
fig. Die Provinzialftände haben früher mehrieitig diefe Anficht getheilt. (S. Beil. 
1. D.) Rad der über den Gegenftand im Königlihen Staats -Minifterium ver. 
anlaßten Berathung ift jedoch in Berüdfichtigung, daß die Borfchriften der Ver⸗ 
ordnungen vom 7. Sebruar 1835 und 21. Funi 1841 den Berwaltungsbepörden 
genügende Mittel gewähren, alle nicht zuverläffige Perfonen von biefem Gewerbe 
auszufchliegen, für hinreichend erachtet, die Provinzial» Behörven, in deren Bezirk 
fih eine nachtheilige Einwirkung auf bie Beoölterung feiteng jüpifcper Schänker 
ezeigt, auf ein m gli firenges erfahren bei Ertheilung derartiger Konzeffionen 
inzumweifen. Bei diefen allgemeinen geleßlichen Borfchriften über das Schankge⸗ 
werbe ift bie Aufpebung der biesfälligen, in manchen Landestheilen für die Juden 
noch beftehenden fpeziellen Beſchränkungen unbedenklich. Im Großherzo thum Po⸗ 
fen müſſen ſolche jedoch, in Uebereinſtimmung mit den Anträgen der Stände und 
ber Regierungen diefer Provinz, beibehalten werben. 

Zu $. 38. Die Führung fer beftimmter Bamiliennamen iſt den inländiſchen 
Juden dur den $. 2 des Edikts vom 11. März 1812 für die alten Provinzen, 
dur die Allerhöchſte Ordre vom 22. Dezember 1833 für das Gro — 
Poſen, durch das Dekret vom 20. Juli 1808 für die ehemals franzoöſiſchen und 
weſtfaͤliſchen Landestpeile, endlich durch die Allerhöchfte Orbre vom 31. Oftober 
1845 (G. ©. ©. 682) für alle übrigen vorgefchrieben. Räthlich exicheint es, im 
Geſet auszubräden, daß es auch in Zukunft hierbei verbleiben foll, damit Fein 


der diesfälligen Borſoriften uf die erft Fünf» 
Fr eig um den 337 taaten —— Juden ech Tann. 


und 55* ale immung des &. 2 — Editts vom MH. März 1812 


Hal leiten. Bei Abfaflung von Bertri Id t⸗ 
Een een * Be onfigen Hhritihen Berhanslangen, —* 
der Gebrau ber keutfi oder einer anderen lebenden Gprade und deutſcher 


Haha fo ‚er Juden nicht jen werben Bi 
3u_$. 9. ein 2. laubwürdi ger AS ‚seiten —E bie Eis 
—8 unb Strafſachen verſchiedene Vorſchriften. (©. i. A.) Daß ben 
miſſen der Saft in a nkefen in ale Gene wo aut Zeit hierin 
räntungen noch beftefen, in Webereinfimmung mit dem Gilt vom Jahre 
3812 und der Berorbnung vom 1. Juni 1833, eine gleihe Glaubrürbigkeit mit 
ven Zeugniflen der &hrifen beigelegt wird, if eine Seige ihrer im Algemeinen 
ausgefprochenen Gteihftelung mt lichen Untertanen & 2). pero 1. $. 88 des 
Unhangs zur Allgem. Gerichte-Drbnung au 9. 230 Zit. 10 ZI Ya 
Der Mangel (an voller Glaubwärbigkeit jünifher Zeugnifle in Sriminatfaden 
iR en den Landestheilen, wo gemeines Recht zur Anwendung kommt, auf 
Ben jegrändet; in den Provinzen, wo das Edict vom Jahre 812 gilt, 
und im @roßh: hum Polen erait jene Ausnahme auf den Seftimmungen der 
Auge, Geripts-Drbnung_$. 351 fgg. a. a. D. und ber Eriminal- Ordnung 
$$. 335 und 357, wonah Juden nicht gezwungen werben fönnen, in Unterfuhun» 
gen einen Zeugeneid abzulegen, wenn die Strafe eine Geldbuße bis 50 Rıhlr. 


oder © Dl bis 6 Wochen Überfeigt er die wolle Beweistraft auch ipren 

in felgen Bü jen freiwilli— — eiblie ugniffen entzogen bleibt. 
Aus den ber Rı biefer — ſehlichen Fi eföpriften veringrgangenen Bro 
icher für die preußiſche Gefeßgebung Bd. 38. 


& wlangen (f. von Kampp's Jahrbi 
aa S ‚ergiebt 107 daß jenen Beſchränkungen weſentlich die gutachtlichen Arußes 
ſes Mendelsiopn’s zum Grunde liegen. * bemerkte auf bie ihm 
Dordele a Grage in Betreff der Eidesteiftungen der Juden, 
daß Zeugen den Eid in Eriminaffachen Berne binden feien, infos 
weit nicht die Lebensfizafe oder eine unausſiehliche Le — daraus entſtehe 
Unter ber hiernach angenommenen Borausfegung, daß den Juden nad ihren 
Glaubensgrundfägen bie Ablegung eines eibli en geugmiis in Kriminalfachen 
nicht erlaubt fei, wurben bie gedachten gefeglihen Beftimmungen getrofen, und 
ſchien es us nick ya ‚den a Sei freiwillig ge 
Zeugnifle © irdigfeit bi mei, wie ‚man annahm, dieſe Eives« 
leiftung mit Berlegung einer Religions Berl ft verbunden war. Die Riche 
Be jener —ã— iſt in neuerer Zeit von den Juden beſtritten. Zwei 


legten eidlichen 


der jüdifhen nee in Berlin, — eine genaue Kenntniß der 

pi! —— en jetraut werben darf, haben fih_bahin erklärt, 
ee en E eidliche une ‚eines Zeugniffes nur 

— r erfordert chtet werde, weil ben Zeugen-Ausfagen der 

Juden auch ohne eidliche ne! voller Glauben beigemeflen worden, daß 

nit al juben verboten anzufehen fel, auf CTrfordern bei er: 
es ji icht als ben Juben verboten fehen fel, — des Richters 


ein eidli Ha miß abqugeben Hr heere jübifge Gelchrn eh k 
iſche u , namente 

Ki der D — —— 8 Dresden fol ein vom Im Sabre 1616 
Iihtenenen Werke: „ber gerihtlige. Beweis nach Bi ſaiſch- talmudiſchem Rechte‘ 
man auf bie Ausführung in dem ten Mendelsſohn's vom 1. Juni 
1782 (Kampg's Jahrb. a. a. D. un urüd, fo ergiebt fih, daß foles info. 
weit mie he ber vorftehend gedachten AÄnfiht dbereinnimme, als aud er darin wörts 


Degen ot fa Gib aufat, bean Das Gele, Averigen vie Roliiner, 
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ges ein erhebliches Uebergewicht auf Seiten der Juden ergab (S. auch hierüber 
eil. I. B.), unter den Gründen dieſer Erſcheinung mehrfeitig neben der ungenü⸗ 
enden Schulbildung und der mangelhaften velaio en Erziehung auch bie vorherr⸗ 
ende Neigung zu den gedachten Erwerbsquellen angeführt. Mehrere Regierun. 
en haben ſich in ähnlicher Weile geäußert. Wenngleich in dem überwirgenden 
Pange der Juden zum Handel im limberzieben ein erheblicher Uebelſtand zu er» 
ennen und die Weberleitung zu ſtehenden Gewerben, zum Handwerk und zum Land» 
bau für die Hebung namentlich der unteren Klaflen von Wichtigfeit if, fo muß 
doch Anftand genommen werden, neben ben beficpenben geſetzlichen Boririften, 
wodurch bereits vorgefehen tft, daß Das Gewerbe im Umberziehen nur von Per- 
fonen in reiferen Jahren bei vorwurfäafreier Bührung betrieben werben darf, ben 
Juden befondere Beſchränkungen aufzufegen mit Ausnahme jedoch ber Provinz 
Poſen, wo zu folden ein fortdauerndes Bedürfniß vorliegt. 

Durch die den Juden jeßt verliehene DOrganifation iſt bie Berbeflerung bes 
Kultus und Neligiong- Unterrichts erleichtert, und vermöge ber nach $. 3A ben 
Borftehern der Judenſchaften obfiegenvpen Hebermagn bei der Vorbiſdung füdis 
ſcher Knaben fann eine günftige Einwirkung, wie n der Provinz Polen ſtatt⸗ 
gefunden, überall erwartet werben. Es fcheint hiernach denn auch nicht bevenklich, 
die in Betreff des Gewerbebetriebes im Umherziehen nur noch in einzelnen Landes 
theilen beſtehenden Beſchränkungen aufzuheben. 

Die Gewerbe⸗Ordnung hat, fo weit .bisher die Zulaflung p den in den 
8 31 — 55 bezeichneten ſtehenden Gewerben die Gemeinſchaft mit einer der chriſt⸗ 
ichen Kicchen erforderlich war. es vorläufig dabei belaflen. Diefe Gewerbe wer- 
den den Juden fortan freigegeben, fo weit fie davon noch ausgeſchloſſen geweſen 
find. Nur ift auch Hier die im 6. 33 aufgeflellte Norm fehgehalten, fofern mit 
De Bette bes betreffenden Gewerbes ein Staats» ober 

unden fl. 
Den Juden wird namentlih das Apotheler «Gewerbe often fliehen. Ihre bis⸗ 
perige Ausichließung beruhte weientlicd auf der ihnen als Zeugen in Kriminal- 
nterfuchungen mangelnden Glaubwürdigkeit, während in manchen Gattungen von 
Berbrechen die Unterſuchungen der Apoiheker von entfcheidender Wichtigkeit find. 
Dies Hinderniß fällt nach $. 39 jet hinweg. Schwierigkeiten bei Ausübung bes 
Apotheker⸗Gewerbes durch die CeremonialsBorfchriften der Juden find dadurch au 
befeitigen, daß auf eine Stellvertretung gehalten werben Tann. 
ußerdem verdient das Schanfgewerbe befonderer Erwähnung. Es iſt mehr- 
fach zur Sprache gebracht worden, daß der Betrieb der Schankwirthſchaft beſon⸗ 
ders auf dem platten Rande fih als ſchädlich erwiefen habe. 

Allerdings if der Zubrang der Juden zum Scanfgewerbe in manchen Pros 
vinzen, namentlih in Schlefien, Preußen, Pofen und Pommern, erheblich, dagegen 
findet fih dies in andern Provinzen nicht. (S. Beil. 1. B.) Me Regierun⸗ 
gen halten den Schankbetrieb der Jupen auf dem Lande wegen Berleitung zum 

runf, ausgedehnten Krebitireng, Uebervortheilung der Schuldner bei Annahme 
von Randesprodulten oder wegen Suherbergung liederlichen Gefindels für nachthei⸗ 
lig. Die Provinzialſtände haben früher mehrſeitig dieſe Anſicht getheilt. (S. Beil. 
1. D.) Rad der über den Gegenſtand im Königlichen Staats⸗Miniſterium ver 
anlaßten Berathung ift jedoch in Berüdfichtigung, das bie Borichriften der Ber- 
orbnungen vom 7. Februar 1835 und 21. Kun: 1841 den Berwaltungsbehörven 
genügende Mittel gewähren, alle nicht zuverläffige Perfonen von dieſem Gewerbe 
auszufchliegen, für hinreichend erachtet, die Provinziale Behörden, in deren Bezirk 
fih eine narhtpeifige Einwirfung auf die Bevölkerung feitens jüdiſcher Schänter 
ezeigt, auf ein möglichſt ſtrenges Berfahren bei Ertheilung berartiger Konzefſionen 
Binnmeifen. Bei diefen allgemeinen geleßlichen Borfchriften über das Schanfge- 
werbe ift die Aufhebung ver diesfälligen, in manden Landestheilen für die Juden 
noch beftebenden fpeziellen Beſchränkungen unbedenklich. Im Öroßpergogtpum Po⸗ 
ſen müſſen ſolche jedoch, in Uebereinſtimmung mit den Anträgen der Stände und 
der Regierungen dieſer Provinz, beibehalten werben. 

Zu $. 38. Die Zührung fe befimmter Familiennamen {ft den infändifchen 
Juden durch den $. 2 des Edikts vom 11. Mary 1812 für Die alten Provinzen, 
durch die Allerhöchſte Ordre vom 22. Dezember 1833 für bas Großherzogtum 
Poien, durch das Defret vom 20. Juli 1808 für die ehemals franzöftihen un 
weftfäliihen Landestbeile, endlich durch die Allerhöchſte Orbre vom 31. DOftober 
1843 (8. ©. S. 682) für afle Übrigen vorgefchrieben. Räthlich erſcheint es, im 
Geſetz auszudrüden, daß es au in Zukunft hierbei verb fol, damit fein 


ommunals Amt ber» 


Zweifel über die Anwendung der biesfälligen Borichriften auch auf die erft fünf: 
ng ĩch in den Königlichen Staaten niederiaffenden Juden enstehen kann. 

Der Vorſchrift wegen Fübrung der Handelsbücher in landüdlicher Sprache 
und Schriftzeichen liegt die Beſtimmung des $. 2 des Edikts vom H. März 1812 
zum Grunde. Die angedropte Strafe der Ungültigkeit erigeint als das einfachſte 
und wirkfamfte Mittel, vie Juden auf den Gebrauch der in vem betreifenten Lan⸗ 
desthe ile üblihen Sprachen hinzuleisen. Bei Abfaffung ven Berträgen und recht⸗ 
lichen Willens. Erflärungen, wie bei fonftigen fchriftlichen Berhanplungen, ift nur 
ver Gebrauch der deutſchen over einer anderen lebenden Sprache und deutſcher 
oder lateiniſcher Schriftzüge geſtattet. Da hier derjenige, melde den Beweis aus 
dergleichen Urkunden zu erbringen hat, in der Regel nicht ber verpflichtere Aus⸗ 
fieller, if, fo muß anftatt der angedrohten Richtigkeit bier eine Geld- oder Frei⸗ 
heits⸗Strafe treien. Die Strafe des $. 6 des Edikis von 1812, wonach die, welche 
—F jene Vorſchriſt fehlen, als fremde Juden behandelt und demgenſäß aus dem 

ande geſchafft werden follen ($. 35), flebt theild außer allem Berdältniß mit der 
ebertretung,, theils iſt fie infofern unausführbar, als fremde Stauten zur Aufs 
nahme folcher Juden nicht gezwungen werben konnen. 

3u_$. 39. Ueber die Glaubwürdigkeit jüdiſcher Zeugniſſe gelten für die Eis 
silprocefie und Strafſachen verſchiedene Borfchriften. (5. Beil. I. A.) Daß den 
Jeugniffen der Juden in Civilprozeſſen in allen Landestbeilen, wo jur Zeit hierin 
Beſchränkuagen noch beſtehen, in Webereindimmung mit dem Edit vom Sabre 
1812 und der Berorpnung vom I. Juni 1833, eine gleihe Staubmwürdigfeit mit 
ven Zeugniflen der Chriften beigelegt wirt, if eine Folge ihrer im Aligemeinen 
ausgefprocdenen Gleichſtellung mit riftlichen Untertbanen ($. 1), vergl. $. 88 des 
Anhangs zur Allgem. Gerichts-Ordnung au $. 230 Zit. 10 pl. 1. 

Der Mangel an voller Glaubwürdigkeit jũdiſcher Zeugniſſe in Criminaliachen 
iR in den Landestheilen, mo gemeines Recht zur Anwendung kommt, auf deren 
Boririften gegründet; in den Provinzen, wo das Edict vom Jahre 1812 gilt, 
und im Großherzogthum Polen berupt jene Ausnahme auf den Beſtimmungen ber 
Allgem. Gerichts⸗Ordnung 8. 351 fgg. a. a. O. und der Criminal» Ordnung 
$8. 335 und 357, wonach Juden nicht gezwungen werden Fönnen, in Unterſuchun⸗ 
gen einen Zeugeneid abzulegen, wenn die Strafe eine Gelpbuße bis do Rihlr. 
oder Gefängnißittafe bis 6 Wochen überfteigt und die volle Beweisfraft auch ihren 
in ſolchen Fällen freiwillig abgelegten eidlichen Zeugniflen entzogen bleibt. 

Aus den der Redaction dieler geiegtien Vorſchriften vorangegangenen Bers 
handlungen (1. von Kamptz's Jahrbücher für die preußifche Gefeßgebung Bd. 38. 
S. 401 ff.) ergiebt fih, Daß jenen Beſchränkungen wefentlich die gutachtlichen Aeuße⸗ 
rungen Moſes Mendelsfopn’s zum Grunde liegen. Derfelbe bemerkte auf die ihm 
vorgelegten Kragen in Betreff der Eidesleiftungen der Juden, 

daB Zeugen durch den Eid in Eriminalfachen allerdings zu binden feicn, infos 
weit nicht die Lebensſtrafe oder eine unausftebliche Lerbesttrafe daraus entſtehe. 
Unter der hiernad angenommenen Borausfegung, daß den Juden nach ihren 
Glaubensgrundſätzen bie Ablegung eines den Zeugniffes in Kriminalfachen 
nicht erlaubt fei, wurden bie gedachten geſetzlichen Beſtimmungen getroffen, und 
bien es auch nicht zuläffig, den Juden felbft bei freiwillig abgelegten eidlichen 
Zeugniffen volle Glaubwürdigkeit beizulegen, weil, wie man annahm, dieſe Eides⸗ 
kiftung mit Berlegung einer Religions» Borfchrift verbunden war. Die Rich— 
rateiı jener Borausfeßung {ft in neuerer Zeit von den Juden beftritten. Zwei 
itglieber ber jüdiſchen Gemeinde in Berlin, welchen cine genaue Kenntniß ber 
üditihen Religions» Borfchriften zugetraut werben darf, haben ſich dahin erklärt, 
daß nah jüdiihen Satzungen die eidlihe Belräftigung eines Zcugniffes nur 
deshalb nicht für erforderlich erachtet werde, weil den Zeugen» Ausfagen der 
Juden au ohne eidlihe Beſtärkung voller Glauben beigemeflen worben, daß 
es jedoch nicht als den Juden verboten anzufehen fei, auf Erfordern des Richters 
ein eidliches Zengniß abzugeben. 

Diefe Anficht Haben neuerlich mehrere jüdifche Gelehrte ausgefprochen, nament« 
ih bat der Dber-Rabbiner Frankel zu Dresven folhe in dem im Jahre 1846 

— Werke: „der gerichtliche Beweis nach moſaiſch⸗talmudiſchem Rechte“ 
au 

et man auf die Ausfügrung in dem Gutachten Mendelsſohn's vom 1. Juni 
1782 (Kamptz's Jahrb. a. a. O. ©. All) ‚auräd, o ergiebt fich, daß folches inſo⸗ 
weit mit der vorſtehend gedachten Anficht 


Zeugen wird fein (ib aufgelegt, denn das Geſetz, ſprechen bie Rabbiner, 


bereinftimmt, als au er darin wört⸗ 
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als aufgehoben angeleben werden, welche binfichtlich einzelner Judenſchaften beftes 
hen, wie namentlich in Betreff der Juden des ehemaligen Fürſtenthums —e 
der Fall iſt, weiche in Bezug auf die. aus älterer Zeit herrührenden Schulden als 
ein noch fortvauernder korporativer Verband betrachtet werden, deren Schulpentil- 
gung erft neuerlich durch ein Allerhöchſt genehmigte Regulativ geordnet ifl. 

Was dagegen die ſonſt noch beſtehenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen 
der Juden betrifft, fo beſtimmt $. 14 des Edikts vom Jahre 1812, daß inländifihe 
Juden mit befonderen Argaben nicht befchiwert werden dürfen. 

- Rah den Berichten ber Provinzials Behörven follen dergleichen perſönliche 
Abgaben an Grundherrfchaften 2c. nur an zwei Orten entrichtet fein. Im Laufe 
der Berhandlungen ift es jedoch zweifelhaft geworden, ob dies nicht an noch me 
reren Orten flattfindet. Es fchweben hierüber noch Erörterungen, und die Erw 
gung über eine etwanige Ablöſung bleibt vorbehalten. 

Die Gleichflellung mit den Übrigen Untertfanen ($. 1) ohne Borbehalt in 
Betreff der etwa an den Fiskus zu entrichtenden Abgaben hebt folche, wo fie befte- 
ben, für die Juden auf. 

Die für die Fresin Holen ergangene Berordnung vom 1. Juni 1833, welche 
im $&. 20. bis auf die im Gefege bezeichneten Beſchränkungen die Juden in ihren 
Rechten den chriſtlichen Einwohnern gleichflellt, hat fih im Allgemeinen als wohl 
thätig bewährt. Dies erkennen namentlih die Stände ber Provinz Pofen an (f. 
Beilage I. D.) Die Regierung zu polen hat ſich in- ihrem allgemeinen Berichte 
darüber ausführlicher verbreitet. Die Zahl der Juden, welche fih nüßlichen Hand⸗ 
werten, der Kabrication und dem firhenden Handel zugewendet, hat fich erheblich 
vergrößert. Die äußere Sitte ift unter ben dortigen Ruden um Biele6 würbiger, 
die weltliche Erziehung der Kinder beffer, das Beftreben, die nationalen Eigene 
thümlichkeiten abzulegen fichtbarer geworden. Gleichwohl wird, namentlich von 
der Regierung zu Poſen, bie jüdiiche Bevölkerung andererfeits als noch vielfach 
in religiöfer und fittlicder Berwahrlofung befangen gefchilvert, indem ber Gottes⸗ 
dienſt weder erbaulich noch beiehrend fei, den Rabbinern vielfach die nöthige Bil⸗ 
bung fehle und für ben Religions „Unterricht ‚der Kinder nichts Genügendes ges 
ſchehe, Icgterer vielmehr beim Mangel qualifcirter Lehrer und ohne obere Leitung 
bes Erziehungsweſens ſich auf das Erlernen von Ritualien beſchränke, fo daß ver 
fittlich »religiöfe und foziale Zufland der dortigen Juden fi zu deren Nachtheil 
noch weſentlich von dem der Juden in den benachbarten Provinzen unterfcheive. 

Diefe niedrige Stufe des Kultur«Zuftandes, auf welcher fig ber überwiegende 
Theil der jüdiſchen Bevölkerung bes Großherzogthums Polen noch befindet, if in 
den anderen Provinzen nicht unbefannt, und hieraus iſt es erklärlich, daß die Re⸗ 

ierungen bei ihren gutachtlicden Aeußerungen über die Kreizügigfeit, wenngleich 
de im Allgemeinen bafür flimmen, dennoch mehrfach eine Ausnahme in Be der 
pofener Juden beantragen. 

Wenn hiernad die Zuden des Oroßbergogtpume Holen, deren weit überwie⸗ 
gende Mehrzahl füch zur vorläufigen Naturalilation nah ber Berorbnung vom 
1. Zunt 1833 noch nicht befähigt hat — von ungefähr 80,000 Juden find etwa 
314,500 naturalifitt — zu einer völligen Gleichſtellung mit denen der übrigen Pros 
pinzen noch nicht für geeignet zu erachten find, fo erfcheint ein Fortſchreiten auf 
dem eingefchlagenen Wege durchaus rätbiid. 

Em wefentliches Drittel zur Hebung der jüdifchen Bevöfferung if in der ben 
Wünſchen der Juden felbft und den Anträgen der Regierungen wie ber Provinzial 
Stände gemäß erfolgten Einführung der allgemeinen Dienftpfliht im flehenden 
Heere bereits binzugetreten. . 

Um feftzuftellen, dur welche Abändberungen der Berordnung vom 1. Juni 1833 
der Zuftand der Juden zu verbeflern und eine völlige Gteichflellung mit denen der 
übrigen Provinzen weiter vorzubereiten fei, ift unter dem Vorfitze des Ober» Prä- 

denten eine Kommiffion zufammengetreten. Hierbei find insbefondere bie Yon ben 
tänden ausgelprochenen Wünfche und die von der Regierung zu Pofen gemachten 
Borfchläge einer forfältigen Prüfung unterzogen. 
ie Vorſchläge der Kommiſſion gehen dahin, unter Seibepaltun ber wefent- 
lichſten Beflimmungen der Berorbnung vom 1. Juni 1833 mehrfache Abänderungen 
und Ergänzungen derfeiben eintreten zu Laflen. Unter Berüdfihtigung biefer Vor⸗ 
fhläge werben in den 88. Aa—58 Die Beftimmungen des bie übrigen Provinzen 
ber Monarchie umfaflenden erften Abichnittes des Geſetzes, mit einigen Ausnahmen 
auf die Provinz Pofen a Anwendung gebracht. 
Im &. 44. entſpricht die unter Rr. 1 den Regierungen eripeilte Ermächtigung 
bem 5. 2 des erſten Abichnitie, 
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. * Dur die Beftimmungen in den 48. I—3 der Berorbnung vom 1; Juni 1833, 
welche es bei dem früheren factiſchen Zuſtande bewenden ließen, ift die Regulirung 
beftimmter GEorporations «Bezirke nicht, angeorbnet. Es hat deshalb bisher nur 
darauf gehalten werben fönnen, daß die beim Erlaß jenes Geſetzes factifch zu Tel 
ner Synagoge gehörigen Juden ſich irgend einer Corporation nad ihrer Wahl 
anfchliegen mußten. Hierdurch find_aber theils fehr ausgedehnie Synagogen - Bes 
U entflanden, welche anfangen, fih zu durchkreuzen, theild kommt es vor, daß 
ch die Einwohner einzelner Ortichaften zu verfchiedenen Synagogen galten auch 
manche auf dem platten Lande zerſtreut wohnende Juden, indem fie ſich der über 
fie zu führenden Kontrolle ganz zu entziehen willen, Zeiner beftimmten Synagoge 
angehören. Dielem Webelflande fol nunmehr abgeholfen werden. Die Bellinte 
mung unter Nr. 2 bezweckt nur eine Webereinflimmung in der Bezeichnung. des 
Borftandes der Judenfchaften in Polen mit dem in den übrigen Provinzen. Unter 
Nr. 3 wird die Einwirkung der Regierung auf die Verwaltung der Gorporationen 
über die Vorſchriften der revidirten Städteorbnung hinfichtlich der der Regierung 
übertragenen Auffiht hinaus ausgedehnt, fo daß in mehreren Källen, mo nad dem 
gedachten Geſetz die Beſchlußnahme ded Magiflrats und der Stadtverorbneten — 
hier des Borfiandes und der Repräfentanten — genügt, die Genehmigung der Res 
gierungen vorbehalten ifl. Die Erfahrung hat eine foldhe weiter gehende Einwir⸗ 
ng erforderlich ericheinen laſſen, auch ift dieſelbe bisher ſchon eingetreten, um die 
Eorporationen gegen Rachtheile Niher zu fellen, welche aus einer minder beaufftch« 
tigten Berwaltung hervorgetreten find. Die Befimmung des &. 13 wegen Ber 
tretung der jüdiſchen Orts⸗Einwohner durch Bürger aus ihrer Mitte in den Stadt 
verorbneten-Berfammlungen ift für das Großherzogthum Poſen nicht übernommen, 
weil dort, wie bereits oben bemerkt, mit fehr geringen Ausnahmen eine beträchts 
liche Zahl Juden in den Städten vorhanden ifl, fo baß eine genügende Müwirkung 
jũdiſcher Bürger bei den Wahlen nicht fehlen fann, um ſicher zu ftellen, dag Stabt« 
veroronete auch aus ihrer Mitte in die Berfammlung gewählt werben. Ueberdies 
iR von den bortigen Regierungen bemerkt worden, daß die Juden dahin neigen 
bermöge ihrer Torporativen Berfaflung fi als ein geſondertes Ganze innerba 
der bürgerlichen Gemeinden anzufehen und bei ihrer Mitwirkung in der ſtädtiſchen 
Berwaltung privative Intereflen zu verfolgen „eine Wahrnehmung, welche in dem 
Zuftande ber dortigen jüdischen Bevölkerung ihre Erflärung findet. 
. 45 bevarf feiner Erläuterung. 
enn im $ a6 die bisherige, den Borfchlägen der Provinzial- Stände im 
Jahre 1828 entſprechende Unterfpeidung der Juden der Provinz Polen in natura» 
lfirte und n% naturalifirte aus der Berorbnung vom 3. Juni 1833 beibehalten 
worden, fo ift im 

8. 47 an Stelle der oehimmung, jener Berordnung, wonach jur Raturalifas 
tion der Nachweis des befländigen Wohnfibes in ber Provinz Polen feit dem 1. 
zum 1815 ac. erfordert wird, bei der inzwiſchen überall erfolgten Ordnung ber per- 
oͤnlichen Berhältnifie der Juden jet die Bedingung eines feiten Wohnfites inner- 
halb der Provinz getreten. 

Zu &. 48. Dur die mit dem Dienfle im flebenden Heere verbundene Aus⸗ 
fiht auf NRaturalifation wird die Neigung gut Erfüllung der Dienfnrigt geför⸗ 
dert werden, und während bei den freiwillig Eintretenden, deren Dienſtzeit eine 
kürzere iſt, ein gewiſſer Grad von Schulbildung erworben ſein muß, verbürgt bei 
den übrigen die längere Dienſtzeit einen durchgreifenderen wohlthätigen Einfluß auf 
ihre ſoziale Verbeſſerung. 

Im Jahre 1845 ſchlugen die poſenſchen Provinzialſtände vor, auch die Juden, 
weiche ein Gymnafium oder eine höhere Realichule beſucht und daſelbſt ein gutes 
Sittenzeugniß erlangt, oder welche wenigfiens 6 Jahre Tang mit jüdiſchem Gefinde 
auf eigenem Befitzthum Landbau getrieben oder dur übeinfimmenden Befchluß der 
Magiſftrate und Stadtverordneten für qualificirt erachtet würden, den Chriflen 
gleichzuſtellen. Die Regierung zu Pofen beantragt, auch denjenigen Juden, welche 
sur die Qualification zur Berechtigung für den einfährigen Militairdienft erlangt 
baten, die Raturalifation gu ertheilen. Die Kommiffion will diefelbe allen denen 
bewilligen, welche die zweite Klafle eines Gymnafiums oder die erfte Klaſſe eincr 
ſolchen Real» oder höheren Bürgerfchule befucht paben, auf welche das Reglement 
vom 8. März 1832 Anwendung findet. Auf Diele Borfchläge, welchen die Abficht 
zum Grunde liegt, daß die nicht naturalifirten Juden fih mehr und mehr, einer 
geiftigen Bildung, höheren Gefittung und dem Landbau zumenden möchten iſt im 
GEntwurfe nicht eingegangen, da das Maß der geforderten Qualification gu gerin" 
iſt, um eine ſichere Gewaäͤhr daflr zu bieten, daß die Aeleht ve Brit nis 


’ 


aim 

werbe, für den Beirleb ber 2 {haft aber ker 8. 48 bereils ef 
** * — ch ne 
gegen zumal bei einer jädifchen Bevölterung, erhebliche Bedenken barbieten 


vespflicht, worauf ein ügliches Gewicht gelegt werden muß, dadu indert 
und der Werth des — im ſtehenden Heere für die nicht naturali En Supra 
weientlih an feiner Bedeutung verlieren würde. 

Außerdem iſt im $. A8 noch befiimmt, daß au die aus anderen Yrovimen 
in das Großherzogthum Pofen überfieveinden Juden in die Klaſſe der naturafilfee 
ten eintreien. Bisher warb bei ber dortigen Ricderlaflung ſowohl ausländiſcher, 
ale aus anderen inzen einziehender Juden nad den Borfchriften der Verord⸗ 
mung vom 1. Juni 3833 jedesmal geprüft, ob bei denfelben bie gefehlichen Bedin⸗ 
gungen der Raturallfation gutrafen oder nicht, und dem Ausfall dieſer Prüfung 
gem wurden ſolche Juden in die Klaſſe der Raturalifirten oder der nicht Natur 
zalifirten aufgenommen. Daß Juden, namentlih wohlhabendere Gewerbtreibende, 
Aderbauer und Handwerker, aus den übrigen Provinzen nach Poſen überficheln, 
darf im Allgemeinen für wünſchenswerth erachtet werben. enn aber ſchon vie 
Schulvverbindlichkeiten der Eorporationen des Großherzogthums Pofen, in welche 
‚dorthin überzichenden Juden eintreten, von leberfievelungen in jene Provinz 
abhalten, fo muß die nach der bisherigen Berfaflung vorhandene Möglichkeit, dort 
in die Klafle der nicht Raturalifixten verfeßt zu werden, und fomit bei einem künf⸗ 
tigen Entſchluſſe, in andere Provinzen überzugehen, Schwierigkeiten zu finden, 
vollends davon abfihreden. 

’ au V immung bes 8. 49 entſpricht dem $. 19 ber Verordnung vom 
. Sun . 

Zu 5 do. Die Verwaltungs⸗Behoörden haben ſchon bisher den allgemei⸗ 
nen geſetzlichen Vorſchriften entſprechenden Grundſatz, daß Ehefrauen und Wittwen 
naturalifirter Juden bis zu ihrer Wiederverheirathung an einen nicht naturafifirten 

uden an den Rechten ihrer Ehemänner Theil nehmen, befolgt. Dies wird jetzt 
$. 30 ausgefprochen. Daß geſchiedene, für den ſchuldigen zpeit erflärte Che- 
frauen die Raturalifations- Rechte verlieren, fofern bei ihnen nicht perfönlich die 
—ã Raturatifation zutreffen, entſpricht ebenfalls den allgemeinen 
echtsgrun 

Zu & 31. Ueber den Verluſt der durch die Naturaliſation verliehenen Rechte 
enthält der Entwurf eine neue Beſtimmung. Daß die Rechte der Naturaliſation, 
weiche nur bei vorhandener völliger Unbeſcholtenheit ertheilt werben, einem natu⸗ 
za Juden b Beräbung ſelbſt fchwerer Verbrechen nicht wieder follten ent⸗ 
sogen werben, kann in der Adficht der Berorpnung vom 1. Juni 1883 nicht gele- 
se haben, vielmehr entfpricht es derfelben durchaus, daß die Klaſſe der Natura- 
ifirten, als eine bevorzugte, von unwürdigen Mitgliedern freigehalten werde. 

Die analoge Anwendung der Vorſchriften der revidirten Städte⸗Ordnun 
fepeint feinem Bedenten zu unterliegen, da die Erhaltung der Ehre in der Klafle 
der naturalifirten Juden nicht minder wichtig wie in der Bürgerfhaft if. 

Die Entfheidung ift den Regierungen übertragen, da die Raturalifationg- 
Rechte von ihr imitteif Ertheilung des Naturalifations- Patente verlichen werden 
und ihr ale vorgeiehter Inſtanz die Organe der Berwaltung zu Gebote fliehen, 
durch welche cin begrünbetes Urtheil zu gewinnen if. Wenn nach Analogie der 
allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung $. 71. die Entſcheidung Über den Berluft ber Ratu- 
raltfation dem Plenum der Regierung übertragen wird, fo wird baburd eine der 
—— des Gegenſtandes entſprechende Gewähr für ſorgfältige Prüfung und 
gründliche Erwägung der Sache geleiſtet. 

Daß die Eintegun des Rekurſes, welcher gegen die Enticheivung der Regie- 
rung an das Minifterlum des Innern zugelaflen ifl, an eine praͤkluſiviſche Friſt 
—5* wird, entſpricht dem in ähnlichen Fällen landespolizeilicher Entſcheidungen 

a en 


1.3 ie 8 52 und 53 eniſprechen den 808. 22 — 24 der Verordnuug vom 
® un ® 

Im $. 54 find im Wefentlichen die Beftimmungen bes $. 25 der Berorbnung 
vom 1. Zunt 1833 übernommen. Die dafelbfi sub c. enthaltene Ausfchliefun 
der edle naturafifirten Zuden vom Handel und von Taufmännifchen Rechten i 


3 


ausgeſchieden, nachdem die allgemeine Gewerbe⸗Ordnung bie Beſchraͤnkung ber 
ſtehenden Gewerben aufgehoben hat. 
Sodann if die Befchräntung der nicht naturaliſirien Zuben, wonach ihnen das 


bi 
Palten Ariftigen Orfindes verſagt iR, weggefallen. 


ie Yreovinziaf- Behörden haben ſich dafür ausgefprochen bem durch die 
eigene Gewerbe. Drbmung N, Bert chriftli oe Ynd Gefelen zu hal⸗ 
ten, aufgehoben worden. Allerdings iſt das Verhältniß des Lehrlings zu dem Mei⸗ 
fier ein noch engeres, als das des Gefindes zur Herrichaft, und wenn gleich na- 
das ndtihe —— einen a Iofienen De — 73— Yo Fo bem 

Eiufl Herrſ eben als das ſtädtiſche, fo ſcheint do 
— una des Gefinpes zu den Herrichaften überhaupt Die Kufbebung 


Bierauf iſt Indeflen mit Rädfiht auf das oben zu $. 37 Bemerkte nicht ein⸗ 
augeben, vielmehr darf bie unter d. des $. 57 ausgeſprochene Beſchränkung neben 
den über das Schantgewerbe beſtehenden allgemeinen Vorſchriften als ausreichend 
angeiehen werben. 

aa . 35 it dem 9. 26 der Berorbnung vom 1. Juni 1833 entfprechend. 

Im L 56 werben bie Borfihriften der &6. 35 und 37 des erſten Abfchnittes 

auf vie natwzaitfirten Juden, der 88. 36, 38—42 anf alle Juden ber Provinz an- 


wendbar erflä 

Die erfiere un, verleiht den naturalifirten Juden neue Rechte. Im 
Hebrigen if hierin, bis auf die Borfchrift wegen der Glaubwürdigkeit jüdiſcher 
Zengen-Ausfagen in fchweren Kriminalſachen, gegen den Inhalt der Berorpnung 
90m 1. Juni 1833 etwas wefentlih Neues nicht enthalten. 

Zu $. 37. Da die naturalifirien Juden der Provinz Polen denen ber übrigen 
Propinzen nunmehr gieichgeflellt ind, fo fehlt es an Beranlaflung, ihren Umzug 
n einen anderen Landestheil auch ferner, wie im $. 20 d. der Berorbnung vom 
1. Imni 1833 gischen, von der Genehmigung bes Minifters des Innern abhängig 
au machen. agegen iſt dieſes in —* der nicht naturaliſirten Juden, eben fo 
wie das bisherige Erforderniß einer befonderen Exlaubniß für den geitweifen Auf- 
enthalt derfelben in anderen Provinzen, beibehalten, letzteres namentlich deshalb, 
damit kt —* Br ufenthalt nicht zur Umgehung ber geſetzlichen 
Borf emißbrau e. 

8.°58. Daß bei der den naturalifirten Juden zuſtehenden Ah ügigkeit 
—5 die beſtehenden Vorſchriften wegen der Berbindlichkeit zur [öfung der 

orporationg „Berpflihtungen aufrecht erhalten und die Regierungen zur Beitrei⸗ 
bung des fefigehelten Abloſungs⸗Kapitals ermaͤchtigt werden, Hi in den eigen⸗ 
thũmlichen Berhättnifien der Provinz begründe. Die gedachten Borfihriften, 
weiche theils im $. 20 d. der Berorbnung vom 1. Juni 1833, theils in der Aller 
hoöchſten Ordre vom 24. Juni 1884 (Geſetzſ. S. 250) enthalten find, gehen bapin, 

der aus der Corporation Wenziehende ſowohl beim Berlaflen der Prov 

ats beim erſten Umzuge innerhalb derſelben, fich mit der Judenſchaft, welcher er 
angehört, wegen der Eorporations-Berpflichtungen abzufinten bat. 

Die Schulden der jüdiſchen Corporationen im Großherzogthum Poſen find 
nicht unerheblih. Sole betragen zur Zeit noch ungeführ 300,000 Rihlr. und 
die Zilgungs> Zeiträume find zum Theil weit Hinansgefit, für Frauſtadt 4. B. bie 
zum Jahre 1895. (Siehe Beilage I. B. Anhang.) 
es — nenn * Sauben, a er batbine Abtragung wüun⸗ 

e N noch ſehr viel weiter a on eht, Bina hoben 
werden, fo wird es bei den bisherigen Rormen —— binaues 

Gerade die wohlhabenderen Juden aus der Klaſſe der Raturalifisien find er 

i 


wel e Provinz in nicht geringer Zahl verlaſſen, während ein Zugmg 
Deaıketier Serfonen und andern xectheilen ſehr gering if... -  - f 


Es ift paper geraiben, an jenen Vorſchriften zur Zeit nichts gu ändern. Die 
den Regierungen beigelegte Be uni wegen Beitreibung der Abfinpungsfunmen 
wird dadurch bedingt, daß benfelben bie Fefftellung bes Betrages des Abloͤſungs⸗ 
Kapitals bereits übertragen ift, eine Einziehung im Rechtsowege den Corporationen 
mannigfache Weiterungen verurfadt, Einreden aber gegen den Anſpruch der Cor⸗ 
porationen, welche eine richterlihe Cognition räthlich magıen mörhten, nicht füglich 
vorfommen tönnen. Das Intereile der Corporations- Verwaltung erheifcht eine 
fihleunige Beitreibung der fchulpigen Abfindungsiumme, und es iſt eine darauf 
gerichtete Anordnung künftig um fo mehr erforderlich, als die Ueberſiedelung der 
naturalifirten Juden in andere Provinzen nid mehr von der Genehmigung bes 
Minifters des Innern, wie früher, abhängig bleibt, wobei ben Zubenfhaften Bisher 
ein genügender Schuß dadurch gefi ert war, daß jene Genehmigung erft auf vor» 
gängig geführten Nachweis der erfolgten Abfindung mit der betreffenden Corpo⸗ 
ration ertheilt ward. 


Zu 8. 39. In Betreff der gäprung der Perſonenſtands⸗Regiſter beläßt es 
ber Entwurf bei den bisherigen Beflimmungen. Diele Regifter find mit Ausnahme 
ver Rheins Provinz, wofelbft die allgemeinen geieglichen orſchriften über dieſen 
—— auch auf die Juden Anwendung finden, überall von den Polizei⸗Be⸗ 
hörden geführt worben, indem die hierüber erlaffene und zunächſt nur für bie alten 
Provinzen beſtimmte Infiruction des Staatslanzlere vom 23. Juni 1812 durch die 

efanntmachung der Dinifterien des Innern und der Juſtiz vom 16. April 1825 
auf die ganze Monarchie ausgedehnt worden if. In dem Immebdiat-Berichte des 
‚Königlihen Staats » Minifteriums vom 2. Oktober 1839 find als Uebelſtände, 
weiche mit diefer Führung der Liſten durch die Polizei» Behörden, befonders hin⸗ 
ſichts der jüdifchen Aufgebote und Zrauungen, verbunden feien, hervorgehoben, 
einmal, daß viele Juden ſich zu gar feiner Synagoge hielten und es deshalb an 
einem Anhalt fehle, in welcher Synagoge die das chriſtliche Aufgebot vertretende 
Bekanntmachung erfolgen müfle; zweitens, daß es zweifelhaft fei, ob die Syna- 
gogen-Benmten behufs Prüfung der zur Rachſuchung des Aufgebots erforberlichen 

egitimation die nöthigen Kermtniffe befäßen; daß ferner nah jüdiſchem Ritus 
teder jüdiſche Hausvater eine Zrauung vornehmen könne und von dieſem noch 
weniger zu erwarten fei, daß er im Stande fein würde, zu prüfen, ob ben gefeh- 
lichen Bedingungen zur Eingehung einer Ehe genügt fei. 

Der erflere der hier angebeuteten Uebelftände endet feine Erledigung durch die 
nunmehr über die Drganifation des Kultusweſens getroffenen Beflimmungen. Es 
werden fonach künftig für icden Bezirk gewille Synagogen beflimmt werben können, 
in welchen die Befanntmachungen erfolgen müflen, welche die Stelle des Aufgebots 
vertreten. Was den zweiten Webelftand betrifft, fo ift demfelben durch Uebertragung 
der Führung der Perſonenſtands⸗Regiſter auf die füdifhen Kultus- Beamten nicht 
oeaheten da das Judenthum die Stellung einer geduldeten Religions⸗Geſellſchaft 
behält und den Beamten der Juden⸗Gemeinden der Charakter Öffentlicher Beamten 
ermangelt. Bei ber Stellung der jüdiihen Kultus» und Berwaltungs- Beamten, 
welche ſtets nur als Privat-Beamte betrachtet werden, deren Auswahl ganz ren jü⸗ 
diihen Gemeinden überlafien werden fol, fann nicht nad) der Analogie der hinſichts 
der Perfonenftands,Regifter bei den Chriſten geltenden Borfchrift verfahren werben, 
wonach der Kirche die Synagoge, dem Prediger der Rabbiner ober ein anderer 
Beamter der jüdifchen Aelig ons⸗Geſellſchaft zu fubftituiren wäre. 

Indeſſen ift auch ein Bedürfniß zur Abänderung ber bisher befolgten Vorſchrif⸗ 
ten nicht hervorgetreten, da dieſelben ſich im Ganzen als zweckmäßig bewährt haben. 
Namentlich darf die bisherige Einrichtung bei Zührung der Geburts» und Sterbe- 
liften nad der Inftruction vom 25. Juni 1812 für ausreichend erachtet werben. 

Hinfihts der Aufgebote und Trauungen fcheint die Mögktichkeit vorkommender 
Mipgriffe näher zu liegen. Allein es find Klagen über wirklich eingetretene derar⸗ 
tige Mebelflände dem Miniſterium des Inneren im Laufe vieler Jahre nicht befannt 

etworden, während die Regierungen in den erflatteten allgemeinen Berichten hinrei⸗ 
ende Beranlaflung gehabt hätten, ſolche ausführlich zur Sprache zu bringen. 

Es darf Hierbei nicht unbeachtet bleiben, daß Ehefcheidungen und demnächſt 
wieder erfolgende Berheiratfungen, welche ber praktiſchen Behandlung die meiften 
Schwierigkeiten darbieten, bei den Juden nur als bereingete Ausnahmen vorkom⸗ 
men. Der Entwurf beläßt es daher bei dem bisherigen Verfahren. 

Zu &. 60 darf auf dasjenige verwieſen werben, was bereits oben in Verbin⸗ 
bung mit $. 1 des Entwurfs bemerkt worben. 

Im 8. 61 werden bie Miniſter der geiſtlichen se. Ungelogenbelten und bed In⸗ 


Er 


nern ermädtiat, das Grforberliche zur Ausfährung der Verordnung zu veranlaffen. 
Insbeſondere find in Betreff der Örganifation der Judenſchaften näbere Anweiſun⸗ 
gen nothwendig, damit überall im Weſentlichen nad denfelben Grundfägen verfah⸗ 


ren werde. 
Der Minifter der geiftlihen ar. Der Minifter des Innern. 
Angelegenbeiten Im Auftrage 
Im Auftrage (ge3.) Matpie. 


(ge) von Ladenberg. 
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Gutachten 


der erſten Abtheilung der Kurie der drei Stände des 
Vereinigten Landtags 


über den Entwurf einer Berorduung, die 
Berbältniffe der Juden betreffend 


und Erläuterung des Landtags-Kommiſſars. 


Durch das Edikt vom 11. März 1812 wurden alle im preußifchen Staate mit 
General-Privilegien, Naturalifations- Patenten, Schupbriefen und Konzeffionen ver⸗ 
fehene Juden für Inländer und preußiſche Staatsbürger erflärt. Es wurden ih- 
nen mit wenigen Mobificationen alle Rechte eingeräumt, deren die chriſtlichen 
Staatsbürger theilhaftig waren. Zur Zeit des Erſcheinens gedachten Edikts hatte 
jedoch der preußiſche Staat noch nicht feine jchige Ausdehnung. Erſt in Yolge 
des Krieges. ven 1813—15 und nach denfelben wurde ihm folche zu Theil, indem 
nicht nur die früheren Befigungen wieder unter feine Herrichaft gelangten, fondern 
auch bedeutende neue Länder⸗Gebiete demfelben zufielen. In jedem Gebiete befan- 
den fih Juden unter anderen Geſetzen. Da die letteren im Allgemeinen beftehen 
blicben und bie acquirirten Landestheile nach ihrer geographiſchen Lage den alten 
Zrobingen aunerbeit oder zu neuen Provinzen vereinigt wurden, fo fam es, daß 
n ber preußiichen Monarchie überhaupt achtzehn verichiedene Aupen» Berfaflungen 
eriftent wuroen und in einer und derfelben Provinz drei, vier, fogar fieben ver» 
ſchiedene Gefeggebungen Gültigkeit erlangten, nah welchen die Rechtsverhältnifie 
der Juden bis auf den heutigen Tag beurtbeilt werden. — Rad der einen Ber- 
faffung kat ver Jude das Recht, Grunpbefiß zu erwerben, darf aber ohne Gench- 
migung der Regierung feinen Wohnfig nicht verändern. Nach der anderen fann 
er zwar feinen oh beliebig nehmen, aber feinen Grundbeft oder ſolchen nur 
unter erſchwerenden Umftänden an fich bringen. Sept er feinen aup aus dem Ber 
reiche heraus, der ihn einmal angewieſen ift, fo kann er fich nicht mehr auf die 
Rechte berufen, welche er in demſelben genoß. Wendet er fid namentlich aus ei⸗ 
ner der alten Provinzen, in welcher er bie Rechte eines Staatsbürgers hat, nach 
einem nen hinzugetretenen Thrile des preußifchen Staats, fo wird er daſelbſt als 
ein fremder Jude behandelt, und es giebt fogar cin Gebiet, bie ehemalige Graf⸗ 
ſchaft Wittgenftein, wo er ſich de jure gar nicht betreten laſſen darf. 

Das ein folder Zuſtand der Dinge dem allgemeinen Staats « Interefle nicht 
aufagt, iſt augenſcheinlich. Es mußte fi bald das Bedürfniß geltend machen, 
demielben im Wege der Eefeßgebung abzuhelfen. Zu dem Ende erging unterm 
29. April 1824 cine Königliche Kabinets-Drdre, welche beftimmte, daß die Pro⸗ 
vinzial, Stände zu hören feien, ob und welche Vorſchläge fie hinfichtlich der beſtehen⸗ 
ben Geſetzgebung über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden vorzubringen hätten. 
Die Erklärungen der Etände fielen in den Jahren 1824—27 mehr oder weniger 
dahin aus, daß zum Beſten der chriſtlichen Bevölkerung in den Rechten der Juden 
Beſchränkungen eintreten müßten. Sie waren dabei fo mannigfach und zum Theil 
fo tief cingreifend in die beſtehenden bürgerlichen Berbältniffe der Juden, daß die 
Geſetzgebung Bedenken tragen mußte, ihnen in ihrem ganzen Umfange Folge zu 

eben. Dielelbe befchräntte ſich darauf,"die Berhältniffe der Juden in der Provinz 
ofen duch die Berordnung vom 1. Juni 1833 3: regeln und in Betreff ver Rechte 
Der Suben in den anderen Provinzen einzelne abandernde Beflimmungen zu treffen. 


zu. 


Inzwiſchen blieb das Bedürfniß eines allgemeinen, für bie ganze Monarchie gel 
—* Geſetzes beſtehen. Daſſelbe wurde je länger deſto leb after empfunden And 
befonders im Jahre 1845 von verfhicdenen Seiten angeregt. Es war mittlere 
weile feit jenen Erklärungen der Provinzial-Stänre ein Zeitraum von zwanzig 
Jahren verfloffen und in ſolchem mande neue Erfahrung gemadt. Die Anfichten 
über den filtlihen Standpunkt der Juden hatten fich geändert, denn es befand bie 
Gmeration nit mehr, welche die Provinzial⸗Stände zu ihren Anträgen auf deren 
Befchränfung in_ den Jahren 1824—27 veranlaßt hatte. Bon den acht Provinzial 
Landtagen des Jahres 1845 erklärten fih fünf für weſentliche Erweiterung der 
Rechte der Juden, unter ihnen zwei für gänzliche, reſpektive bepingte Gleichſtellung 
derfelben mit den Epriten. Mit dieſen provinzialfländifgen Anträgen übereinftim- 
mend, find die Petitionen, wilche jeßt dem Bereinigten Yandtage augegan en, näm⸗ 
lich die Petition des Abgeordneten v. Gottberg um volftändige Ausführung des 
Edikts vom 11. März 1812 und des Abgeorbneten Ritter um Emancipation ber 
Juden, ferner die Petitionen der Abgeordneten Möwes, Schauß, Knoblauch, Wäch⸗ 
ter, Saumann und Werner, um völlige @lcichfiellung der Juden in Betreff ihrer 
bürgerlichen und polisiichen Rechte mit den Cpriften. 

Die Gründe, welche die Petenten für ihre Anträge angeführt haben, und bie 
letzteren ſelbſt einer befonderen Prüfung zu unterwerfen, ſchien der Abtheilung nicht 
angemeflen, weil eine Allerhöchſte, denſelben Gegenſtand betreffenne Propofition 
vorliegt, bei deren fpeziellen Berathung jene Gründe und Anträge in Betracht ge 
zogen werben können. Diefe Allerhöchſte Propoſition, beſtehend in dem Entwurfe 
einer Berorbnung, die Nerhältniffe der Juden betreffend, iR eben beflimmt, dem 

eiehliverten Bedärfnig ter Geſehgebung abzuhelfen. Nachdem alfo die einzelnen 

Wetitionen verfefen waren, ging die Abtheilung zur Berathung der Propofition 
über, und wird fid aus dem Folgenden ergeben, inwieweit biefelbe den Anträgen 
der fünf Provinziai⸗Landtage von 1845 und den Wünſchen der Petenten entipricht, 
inwiefern fie vielen Anträgen und Wünfchen gemäß au amendiren if. 

Was zunächſt das Gpflem, die Ordnung der Materien in dem proponirien 
Entwurfe anbetrifft, fo find die Beſtimmungen, melde die bürgerlichen, Tirchlichen 
(viefer Ausdruck wird nur der Deutlichleit wegen gebraucht) und privatredtlichen 
Berhättnifte der Juden beixeffen, durch einander gemiſcht. Derfelbe enthält fogae 
Seftfebungen, durch welche bie bürgerlichen und kirchlichen Berhältniffe zugleich ge⸗ 
regelt werden follen. Diefe Wahrnehmung veranlaßte bie örage, 

ob ſolches zweckmäßig fei, ob nicht vielmehr die bürgerlichen und kirchlichen 
Verhäliniſſe, wenn Fon in demſelben Geſetze, wenigftens in beſonderen 
Abfchnitten zu behandeln wären! 

Die Adtheitung entſchied ſich einftimmig für das Leßtere, weil 

I) ein gleiches Berfahren in Beziehung auf alle andere Staats » Angehörigen 
in der Regel flattfinde, daſelbe alſo Princip der Gefepgebung ſei. 

2) die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden bereits mehr geordnet feien als bie 
firchlihen, — in Beziehung auf beiderlci Verhäl niſſe die Gefeßgebung ſich 
auf cinem zu verfchiedenen Standpunkte befinde, und 

3) die Vermiſchung beiderlei Ber: ältnifle, die Regulirung berfelben durch eine 
und bie näuiliche Beſtimmung zu leicht den Rachtheit mit ſich führe, daß, in- 
bem auf ber einen Seite, der kirchlichen, den Juden mehr Rechte, als fir bis⸗ 
her genoflen haben, eingeräumt, auf der anderen Seite, der bürgerlichen, it« 
nen wefentliche Rechte entzogen werden, welche ihnen nach der bisherigen Ge» 
feggebimg bereits zugeſtanden waren. 

Zum Belage dieſer ihrer Anfiht glaubt die Abtheilung nur auf eine Haupt⸗ 
Beſtimmung des Geſetes, die Anordnung von Judenſchaften mit Corporationsrech⸗ 
ten, hinweiſen zu dürfen; indem dieſe Anordnung in kirchlicher Beziehung einem 
weſenilichen Bedürfniß abhilft, ven Wünſchen ver Juden entſpricht, führt fie in 
bürgerlicher Beziehung dahin, daß ter einzelne Jude feine bisherigen Rechte ein⸗ 
büßt. das Individuum in ber Corporation aufgeht und nur leßtere an der bür⸗ 
eigen Verfaſſung der hriflihen Staatsbürger noch Theil nimmt. — cl. 15 dee 

®. 
en materiellen Inhalt des Gefeb-Entwurfs ſelbſt anfangend, fo war vor als 
fen Dingen der Geſichtspunkt feftzufiellen, von weichem aus cr zu beurtheilen if. 

In unferem Staate gilt — des Rechts und des Foriſchritts. Dieſem 

inzipe gemäß muß fi feine Geſeßggedung foribewegen, wenn er gicht von dem 

te herabſinken fol, weichen ex ımter ven übrigen Staaten Europa’s ein⸗ 
nimmt. 


Die Juden befinden ſich zur Zeit im Gennſſe gewiiee Yrartyer ara, 
n° 
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weiche ihnen nicht mehr entzogen werben können; dies um fo weniger, als ſämmi⸗ 
liche zum deutfren Bunde gehörenden Regierungen fih dazu ausdrüglich verpflich⸗ 
ter baben. fie ihnen au erhalten, indem der Artikel 16 der Bundes⸗Alkte lautet: - 
: „Die Bunded-Berlammlung wird in Berattung aiehen, wie auf eine möglichſt 
fibereinflinnmende Weiſe die bürgerliche Verbeſerung der Bekenner des jünichen 
. Glaubens in Deutichland zu bewirken fei und wie infonderheit denſelben der Ge⸗ 
: nuß'der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme alter Bürgerpflichten in ben 
Bundes⸗Staaten verſchafft und gefichert werden könne. Jedoch werben den Bes 
Tennern biefes Glaubens bis dahin die denfelben von den einzelnen Bundes⸗ 
- Staaten bereits eingeräumten Rechte erhalten.‘ 
Weonn alfo die Berhäfiniffe der Juden einer Regulitung unterworfen werben 
follen, fo darf folhes nur unter firenger Beachtung ihrer bisherigen Rechte ge- 
fhehen. In dem größten Thelle der Monarchie, den alten Provinzen, gilt das 
Edikt vom 11. März 1812. In denjenigen neueren Landestheilen, in melden bie 
Juden früher ausgedehntere politiiche Rechte genoflen, haben fich deren Verhäliniſſe 
{m Laufe der Zeit denen in den alten Provinzen nleihgeftellt. Deshalb erſchien es 
der Abtheilung, mit Audnahme eines einzigen Dritgliedes, angemeflen, 
das gedachte Edikt der prüfung des vorlicgendin Gefep- Entwurfs zum Grunde 
: zu legen. 
j Bei dem, was dies Edikt zu Gunſten der Juden beflimmt, darf aber nicht 
Reden geblieben wervn. . 
Der Vorwurf der Abfonderung, welcher den Juden gewöhnlich gemacht wird, 
teifft auch vie Ehriften. Er trifft vorzugsweiſe die Geſetzgebung, weiche durch ihre 
ungleiche Behandlung die Juden niederbrüdt, in den Erriften das Gefühl der Sus 
yeriorität hervorbringt. > . 
ı Die Religion der Juden dürfte nichts enthalten, was dem Staate und ber 
unter feinem Schutze ſtehenden chriſtlichen Kirche nachtheilig werben Fönnte, da 
mehrere auswärtige Staaten denfelben Tange ſchon ale Rechte ihrer chriſtlichen 
unkertpancn „eingeräumt und zu deren Wieder-Einfchränfung feine Beranlafiung 
nden haben. 
s Von einem Bedenken, welches in den Religionsgebräuchen ſeinen Grund haben 
könnte, darf noch weniger die Rede ſein, weil unſere eigene Staatsregierung dem⸗ 
ſelben nicht mehr Raum giebt und die Juden zum Militair⸗Dienſte und zu Aem⸗ 
tern fäbig erachtet. 
: Was aber den allgemeinen fittlihen Zufand derfelben anbetrifft, fo if ſolcher 
jedenfaus von der Art, daB ihnen eine mwürdigere Stellung im GStaatsverbande 
angewiefen werben muß. defteree fordert Taut die öffentliche Stimme. Es ſpre⸗ 
en dafür die Anträge der fünf Landtage von 1845 und bie eingegangenen Pe⸗ 
tivnen. 

Es wird alſo bei der Prüfung des Geſetz⸗Entwurfs nicht blos darauf zu ach⸗ 
ten fein, daß keine Beftimmung deſſelben hinter dem Edikte vom 11. März 1812 
zurückbleibt, ſondern auch darauf Bedacht zu nehmen fein, ob und inwiewrit bie 
Den ‚juben vortheilhaften Beflimmungen eine Ausdehnung und Erweiterung erfah- 
ren Tonnen. 

Wir haben aus dem eben verlefenen Theile des Gutachtens erfehen, daß dem 
Bereinigten Landtage Petitionen zugegangen find, welche auf Emanctipation oder 
vollftändige Gleichſtellung der Juden mit den qriftlichen Mitbürgern geriiptet find. 
Es könnte die Frage entiteben, weshalb die Abtheilung ſich nicht zunächſt mit die⸗ 
fen Petitiong-Anträgen befchäftigt bat, da fie fo allgemein find, daß fie Alles um- 
faflen was hier nur zu Gunften der Juden beſchloſſen werben kann. Aber gerade 
wegen diefer Allgemeinheit hat die Abtheilung geglaubt, fi ber Erörterung ent- 

Iten zu müflen. Der Begriff der Emancipation if zu umfaſſend, als daB die⸗ 

Ibe im Stande geweſen wäre, fi fogleich ein Hares Bild von derſelben zu ent⸗ 
werfen. Es liegt ihr außerdem eine Propofition vor, welche alle bürgerlichen 
Rechts. Verbältniſſe der Juden berührt und zum Gegenflande ihrer Erörterung ge» 
macht werden mußte. Wenn wir nun zunächſt diefe Provofition in Berathung zie⸗ 
hen, werben wir durch Zugeftändniß der einzelnen Rechte an die Juden gewiſſer⸗ 
maßen fpnthetifch zu demfelben Refultate kommen, g° welchem wir gelangen wür⸗ 
ben, wenn wir eine Berarhung eines allaemeinen Antrages auf Gleichſtellung ver 
Juden mit den Ehriflen vorweg vornehmen wollten Daher wird ed der Beſchluß⸗ 
nahıne der hahen Berfammiung und der Beſtimmung des verehrten Herrn Mar- 
falls nnterworten, inwieweit wir uns überhaupt auf die allgemeine Discuffion 
einzufaflen haben. Gewiß würde es zur Abkürzung der Debatte beitragen, wenn 
wir ung daranf befchränten wollten, die Anfichten welche wir überhaupt zu ent, 
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wideln in Begriff find, bei den einzelnen Paragraphen vorzutzagen, wozu biefelben 
vielfache Gelegenheit darbieten. Was den Stanppunft anbetrifft, von dem die Ab- 
theilung bei der Beratbung ausgegangen ift, fo it es derfelbe, den die hohe Ber 
famntung gleich bei Beginn ihrer Berathung eingenommen und bisher feftgehalten 
dat. Es iſt verfelbe, den Das Bouvernement als den feinigen anerkennt. Inwie⸗ 
weit folder von dem leßteren bei der Entwerfung bes vorliegenden Geſetzes beibes 
ha'ten if, wird das Reſultat der Berathung zeigen. 

Landtages » Rommiffar: Der Geleh » Entwurf, welcher heute zur Bes 
rathung vorliegt, iſt mit fo ausführlichen Denkichriften begleitet, daß alle diejeni⸗ 
— geehrten Mitglieder, weiche fich der Durchſicht dieſer Erläuterungen unterzogen 

abın, ſo vollſtändig informirt fein werden, daß ich mich auf eine kurze Einlels 
tung beſchränken und die foflbare Zeit nicht zu fehr in Anſpruch nehmen darf. 

Der Zweck des Entwurfs, fo weit er ſich auf die bürgerlichen Berhältnifle 
ber Juden bezieht, acht vorzugsmeife dahin, die Geſetzgebung über dieſen Gegen» 
fland zu generalifiren, die beflehenden actzchn verfchierenen Juden » Berfaflungen 
ber preußiichen Monarchie mit einer einzigen, noch problematiihen Ausnahme des 
Großherzogthums Polen in Eine zu verſchmelzen und nicht nur dadurch der Ads 
minifration cine große Erleichterung zu verfchaffen, fondern auch der Zudenfchaft 
ſelbſt weſentliche Bortheile zu gewähren, namıntli in der Beziehung, daß fie 
volle Freizügigkeit erlangen und nicht mehr, wie feitber, in eben fo viele Bezirke, 
als es Yuden » Berfaflungen giebt, eingezwängt fein wird. Außerdem gebt die 
Abſicht dahin, in denjenigen Heineren Randestheilen, in melden der Drud der 
mittelalterlichen Juden - Berfaflung nech beflebt, den Juden diejenigen Bortheile 
zuzuwenden, welche fie bereits in dem größten Theile der Monarchie feit länger 
als dreißig Jahren geniegen. In Beziehung auf die Kultus. Berhältnifle geht der 
Zwed des Gefehes dahin, diefe Berhäftniffe, welche theils gar nicht, theils nicht 
auf rechtlichen Srundlagen geordnet find, gu orbnen und auf rechtlichen Grund⸗ 
lagen Ay bafiren. | 

as nun die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden betrifft, fo hat das Edikt 

som 11. März 1812 dem vorliegenden Entwurf als Anhalt gedient. Ich glaube 
nicht auf den Zufland aufmerffam machen zu mäflen, in welchem fi die Juden 
au ber Zeit, als dies Edikt erlaffen wurde, in der preußifchen Monarchie brfan- 
ben ; ich glaube nicht hervorheben I dürfen, welche fehr weſentliche Verbeſſerungen 
durch vieles Edikt für fie herbeigeführt wurden; es genügt, anzuführen, daß das 
Edikt die Juden in ihren bürgerlichen Berhältniffen, bis auf wenige Borbebalte, 
den chriſtlichen Einmehnern völlig gieihgehelt hat. Als nicht lange nach Erlaß 
beffeiten durch die rubmmürdigen @reigniffe ber Jahre 1813 und IRIA von dem 
früher verloren gegangenen Provinzen mehrere wieder mit der Menarchie verei⸗ 
wigt und neue hinzugefügt waren, lag es natürlich nahe, die bürgerlichen Verhält⸗ 
nie der Juden in ber ganzen Monarchie gleihmäßig zu orbnen. Bekanntlich 
aber die deutfche Bundesafte infofern ein Hinderniß in den Weg, als folche 

die Ordnung dieſer Berhältniffe für ſämmtliche Bundesftaaten in Ausfiht geftilit 
Yatte. Es mußte alfo der Erfolg diefer Aufage abgewartet werden. Welche Hin⸗ 
bernifle es geweſen find, Die der Ausführung diefer Abficht entgegengetreten find, 
glaube ich Hier nicht unterfuchen zu dürfen; es würde außerhalb des Bereiches der 
enwärtigen Berbandfung liegen. Nur als wahrfcheinlich kann ich bezeichnen, 
# in mehreren Heineren Staaten ſich fo abweichende Berbältnifle der Judenver⸗ 
gen gefunden haben, daß man darin eine unüberwindlide Samwirrigfeit ber 
Einführung gleihmäßiger Beflimmungen für fämmtlihe Bundesſtaaten erkannt 
hat. Als der Bund ſchwieg, mußte fich die fegislatorifhe Zhätigfeit auf den 
ßiſchen Staat zurüdiwenden, und es geſchah dies fehr bald nach Kreirung ber 
—— Es wurden in den Jabren 1824 —27 denſelben Propoſitionen 
Seziehung auf die Geſtaltung der bürgerlichen Berhältnifle der Juden vorgelegt; 
Die Gutachten, welche erfolgten, waren fehr abweichend von einander; darin ſtimm⸗ 
ten fie aber überein, daß fie neue Beſchränkungen der Juden zum Schuß des Verkehrs⸗ 
und Erwerbs. Berbältniffe ver riftlichen Einwohner forderten. Derielbe Paragraph 
der beutfchen Bundes⸗Akte aber, welcher eine Gleichſtellung der Juden⸗Geſetzgebung 
für fämmtliche Bundesftaaten in Ausficht ftellte, hatte vorgefehen, daß bie ben 
Juden von einzelnen Bunvesftaaten bereits eingeräumten Rechte zu ihrem Rachtheil 
nicht geändert werben follten. Ohne Berlegung diefer Bundesbeſtimmung konnte 
alfo die preußifche Geſetzgebung nicht auf den einſtimmend geäußerten Wunfc ber 
ovinzial-Stände eingehen, und es blieb daher, wenn man fi nicht in vollftändige 
tion mit den Ständen feßen wollte, nichts Anderes übrig, ale die Sache 
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weiche ihnen nicht mehr entzogen werben können; dies um fo weniger, als ſämmi⸗ 

liche zum deutfaen Bunde gehörenden Regierungen ſich dazu auspdrüdlich verpflich⸗ 

ter baben, fie ihnen ji erbalten, indem der Artifel 16 der Bundes⸗Akte lautet: 

: „Die BundessBerlammlung wird in Berattung ziehen, wie auf eine möglichſt 
fibereinftinnmende Weife die bürgerliche Verbeſerung der Bekenner des jüdiſchen 
Glaubens in Deutfhland zu bewirken fei und wie inſonderheit denſelben der Ge⸗ 
nuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme alier Bürgerpflichten in ven 
Bunves-S taaten verfchafft und gefichert werben konne. Jedoch werben den Bes 
kennern dieſes Glaubens bis dabin die denfelben von den einzelnen Bundes⸗ 
Staaten bereits eingeräumten Rechte erhalten.‘ 

Weaenn allſo die Berhälinffe der Juden einer Regulirung unterworfen werben 

follen, jo darf ſolches nur unter firenger Beachtung ihrer bisherigen Rechte ge- 

heben. In dem größten Theile der Monargie, den alten Provinzen, gilt das 

Edikt vom 11. März 1812. In denjenigen neueren Landestheilen, in welden bie 

Juden früher audgedehntere politiihe Nechte genoflen, Haben ſich deren Verhäliniſſe 

im Laufe der Zeit denen in den alten Provinzen gleichgeſtellt. Deshalb erſchien es 

der Abtheilung, mit Ausnahme eines einıigen Mitgliedes, angemeflen, 

das gedachte Edikt der prüfung des vorliegenden Geſetz⸗ Entwurfs zum Grunde 

. zu legen. 

Bei dem, was dies Edikt zu Gunften der Juden beflimmt, darf aber nicht 
ſtehen geblieben werden. 

. Der Vorwurf der Abfonderung, welcher den Juden gewöhnlich gemacht wird, 

trifft auch die Ehriften. Er trifft vorzugsweiſe die Geſetzgebung, welche durch ihre 

ungleiche Behandlung die Juden nicderbrüdt, in den Chriſten das Gefühl der Sus 
yeriorität hervorbringt. " - 

ı Die Religion der Juden dürfte nichts entbaltın, was dem Staate und ber 

unter feinem Schutze ſtehenden chrifflichen Kirche nachtheilig werden Fönnte, da 

mehrere auswärtige Staaten denfeiben lange ſchon alle Rechte ihrer chriſtlichen 

Antertbanen eingeräumt und zu deren Wieder⸗Einſchränkung feine Veranlafſüng 

gefunden haben. 

- Bon einem Bedbenfen, welches in den Religionsgebräuchen feinen Grund haben 
önnte, darf noch weniger die Rebe fein, meil unfere einene Staatsregierung dem⸗ 
felben nidt mehr Raum giebt und die Juden zum Militair⸗Dienſte und zu Aem⸗ 
ern fäbig erachtet. 

: Was aber den allgemeinen fittlichen Zufand derſelben anbetrifft, fo iſt folder 

jebentaus von der Art, daB ihnen eine würbigere Stellung im Staatsverbande 

angewiefen werben muß. — fordert laut die öffentliche Stimme. Es ſpre⸗ 
gen dafür die Anträge der fünf Landtage von 1845 und bie eingegangenen Pe⸗ 
onen. 

Es wird alfo bei der Prüfung bes Gefeh-Entwurfs nicht blos darauf zu ach⸗ 
ten fein, daß feine Beftimmung deſſelben hinter dem Edikte vom 11. März 1812 
zurüdbleibt, Tondern auch darauf Bedacht zu nehmen fein, ob und inwieweit bie 
den ‚juben vortheilhaften Beflimmungen eine Ausdehnung und Erweiterung erfah- 
ten Tonnen. 

Wir haben aus dem eben verlefenen Theile bes Gutachtens erfchen, daß dem 
Bereinigten Landtage Petitionen zugegangen find, welche auf Emancipation over 
vollftindige Gleichſtellung der Juden mit ven chriſtlichen Mitbürgern gerichtet find. 
Es konnte die Frage entſteben, weshalb die Abtheilung ſich nicht zunächſt mit die- 
fen Petitiong-Anträgen beichäftigt bat, da fie fo allgemein find, daß fie Alles um⸗ 
faffen mas hier nur zu Gunften der Juden beſchloſſen werden kann. Aber gerade 
wegen diefer Allgemeinheit hat die Abtheilung geglaubt, ſich der Erörterung ent⸗ 

ten zu müflen. Der Begriff der Emancipatıon if zu umfaflend , als daß die⸗ 

Ihe im Stande geweſen wäre, fich fogleich ein Hares Bild von derfelben zu ent» 
werfen. Es liegt ihr außerdem eine Propofition vor, welche alle bürgerlichen 
Rechts⸗Verbältniſſe der Juden berührt und zum Gegenflande ihrer Erörterung ge 
madt werden mußte. Wenn wir nun zunädhft diefe Brovofition in Berathung d es 
ben, werben wir durch Zugefländniß der einzelnen Rechte an die Juden gewiſſer⸗ 
maßen fpnthetifch zu demielben Refultate fommen, zu welchem wir gelangen wür⸗ 
den, wenn wir eine Berathung eines allaemeinen Antrages auf Gleichſtellung der 
Juden mit den Ehriften vorweg vornehmen wollten Daber wird es der Beſchluß⸗ 
nahıne der hahen Berfammlung und ber Bellimmung des verehrten Herrn Mars 
falle untertworten, inwieweit wir uns überhaupt auf die allgemeine Discuffion 
einzufaflen haben. Gewiß würde es zur Ablürgung der Debatte beitragen, wenn 
wie uns daranf beichränfen wollten, bie Anſichten welche wir überhaupt zu ent, 
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wideln in Begriff find, bei den einzelnen Paragrappen borzutragen, wozu biefelben 
vielfache Gelegenheit darbieten. Was den Standpunkt anbetrifft, von dem die Abs 
theifung bei ver Beratbung ausgegangen ift, fo iſt es derfelbe, den die hohe Ver⸗ 
famntung gleich bei Beginn ihrer Berathung eingenommen und bisher feſtgehalten 
dat. Es ift derfelbe, den das Gouvernement als ven feininen anerkennt. Inwie⸗ 
weit ſolcher von dem leßteren bei der Entwerfung bes vorliegenden Geſetzes beiber 
ha'ten ift, wird das Reſultat der Berathung zeigen. 


Landtags « Rommiffars_ Der Gele - Entwurf, welcher heute zur Be⸗ 
rathung vorliegt, iſt mit fo ausführlichen Denkichriften begleitet, daß alle diejeni⸗ 
* gechrten Mitglieder, weiche fih der Durchficht diefer Erläuterungen unterzogen 

aben, ſo volftandig informirt fein werden, daß ich mich auf eine kurze Einlels 
tung befchräufen und die koſtbare Zeit nicht zu fehr in Anfpruch nehmen darf. 

Der Zwrd des Entwurfs, fo weit er fi) auf die bürgerlichen Berhältnifle 
der Juden bezieht, geht vorzugsmeife dahin, die Gefchgebung über dieſen Gegen- 
ftand zu generalifiren, die beflehenden actzchn verſchierenen Juden » Berfaffungen 
der preußtiihen Monarchie mitt einer einzigen, noch problematifchen Ausnahme des 
Großherzogthums Polen in Eine zu verihmelzen und nicht nur dadurch der Ads 
miniftration eine große Erleichterung zu verichaffen, fonvern auch der Judenſchaft 
ſelbſt weſentliche Bortheile zu gewähren, namentli in der Beziehung, daß fie 
volle Freizügigkeit erlangen und nicht mehr, wie feither, im eben fo viele Bezirke, 
als es Auden » Berfaflungen giebt, eingegmängt fein wird. Außerdem geht die 
Abfiht dahin, in denjenigen Meineren Landestheilen, in welchen der Drud der 
mittelafterlichen Zuden » Berfaffung noch befleht, den Juden diejenigen Bortheile 
zuzuwenden, welche fie bereits in dem größten Theile der Monardie feit länger 
als dreißig Jahren genießen. In Beziehung auf die Kultus. Berhättnifle geht der 
Zwed des Gefehes dahin, dieſe Berhättniffe, welche theild gar nicht, theils nicht 
anf en Grundlagen geordnet find, zu orbnen und auf rechtlichen Grunde 
agen zu bafiren. 

Ä as nun die bürgerlihen Berhältniffe ver Juden betrifft, fo hat das Edikt 
vom 11. März 1812 dem vorliegenden Entwurf ald Anhalt gevient. Ich glaube 
nicht auf den Zuftand aufmerffam maden zu müſſen, in weldem ſich vie Juden 
zu der Zeit, als dies Edikt erlaflen wurde, in der preußifchen Monarchie befan⸗ 
ben; ich glaube nicht hervorheben zu dürfen, weiche fehr wefentliche Berbeflerungen 
durch dieſes Evift für fie herbeigeführt wurden; es genügt, anzuführen, daß das 
Edikt die Juden in ihren bürgerlichen Berhäftniffen, bis auf wenige Vorbehalte, 
den chriſtlichen Einwehnern völlig gleichgeftelt hat. Als nicht lange nah Erlaß 
deſſelben durch die rubmwürdigen Ereigniſſe der Jahre 1813 und 1814 von dem 
früher verloren gegangenen Provinzen mehrere wieder mit der Monarchie vereie 
nigt und neue hinzugefügt waren, lag es natürlid nahe, die bürgerlichen Verhält⸗ 
nie ber Juden in der ganzen Monarchie gleichmäßig zu ordnen. Bekanntlich 
legte aber die deutſche Bundesakte infofern ein Hinderniß in den Weg, als foldhe 
die Ordnung dieſer Berhältniffe für fämmtliche Bundesftaaten in Ausſicht geſtellt 
hatte. Es mußte alfo der Erfolg diefer Aufage abgewartet werden. Welche Hin⸗ 
derniſſe es geweſen find, die der Ausführung diefer Abficht entgegengetreten find, 
glaube ih Hier nicht unterfuchen zu dürfen; es würde außerhalb des Bereiches der 
gegenwärtigen Berbandlung liegen. Nur als wahricheinlich kann ich bezeichnen, 
ba in mehreren Heineren Staaten ſich fo abweichende Berhältniffe der Judenver⸗ 
faffungen gefunden haben, daß man darin eine unüberwindlide Schwierigkeit ber 
Einführung gleihmäßiger Beflimmungen für fämmtlihe Bundesſtaaten erkannt 
hat. Als der Bund ſchwieg, mußte fich die Iegislatorifhe Thätigfeit auf den 
preußifchen Staat zurüdwenden, und es gefchah dies fehr bald nach Kreirung der 
opinzial- Stände. Es wurden in den Jahren 1824 —27 benfelben Propofitionen 
in Beziehung auf die Beflaltung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden vorgelegt; 
die Gutachten, welche erfolgten, waren fehr abweichend von einander; darin ſtimm⸗ 
tem fie aber überein, daß fie neue Beichränfungen der Juden zum zu des Verkehrs⸗ 
und Erwerbs. Berhältniffe ver hriftlichen Einwohner forderten. Derielbe Paragraph 
der deutſchen Bundes⸗Akte aber, welcher eine Gleichftellung ber Juben-Öcieägebung 
für fämmtliche Bundesflaaten in Ausfiht fiellte, hatte vorgeiehen, daß die ven 
Juden von einzelnen Bundesflaaten bereits eingeräumten Rechte zu ihrem Nachtheil 
nicht geändert werben follten. Ohne Berlegung biefer Bundesbeſtimmung konnte 
alfo die preubiſche Geſetzgebung nicht auf den einflimmend geäußerten Wunfd ver 
rovinzial-Stände eingehen, und es blieb daher, wenn man ich nicht in vollftändige 
pofition mit den Ständen ſetzen wollte, nichts Anderes übrig, als die Sache 


— berahen, uf die Zeit walten gu laſſen. Die Zeit hat geiwaltet, meine 
€ meßr ala 20 Jahre bahin geſchwun und es hat fich Die Anficht 
bieien Segenſtaud fehr weientlid verändert, eine Beräuberung, tie wenigfleus 
eilweife auf einer Umgeſtaltung bes Zuftandes ber Juden beruht, was befonders 
in benjmigen Bundestheilen, in welden bie Oriepgebung ihrer Gntwidelung ia 
Koh ar und —— HPinſicht Fein Hinderniß in den Weg gelegt hat, 
berporgetreten if. 

In Kolge dieſer Umgeftaltung, haben mehrere Provinzial:Landtage fehr weit- 

nträge in Beiebung anf anderweitige Drbnung der jüdiſchen Berhält- 

{m enigegengeiepten Sinne als vor 20 Zahren geftelit; es liegen der hohen 
Verfammiung eine Reife von Anträgen auf gänzlihe Emancipirung der Juden 
vor, un» auch die Abteilung hat fih in ihrer Majorität einem babin zielenden 
Prinzipe geneigt ceflärt. Die Berwaltung dürfte ſich daher gegenwärtig in ber 
—— — Lage befinden, als vor 20 Jahren, wo fie die Berhältniffe ber 
Juden tm wollte und vie Stände das Gegenteil verlangten, während fept 
Die TuspoRkionen der Berwaltung hinter den Wünfben der Stände zurüdzubleie 
ben ſcheinen. Doch wird in dieſer Beziehung die Differenz und Divergenz feine 
bedeutende fein. 

9 Habe (igon —*— ehoben, daß das Geſetz vom 11. März 1812 als Grund⸗ 
seit r die in ge Propohtion gedient habe; es find aber über die Beſtimmungen 
eiben hinaus den Juden neue Rechte zugedacht, namentlich in Beziehung auf 
ven für fie ſehr wichtigen Punkt der Glaubwärdigkeit bei Eiden, in Beziehung anf 
vie Seſchrãnkungen, welchen fie beim Gewerbeverkehr feither noch unterlagen, und 
ta Beziehung auf bie Anftellungsfähigteit im Staatsdienſte, verglichen mit dem 
puRane, welcher feit dem Zahre 1812 faktiſch beffanden hat. Die einzigen Bes 

tänfungen, welde nad ben vorliegenden Propofitionen beftchen bleiben follen, 
nden ſich auf das Prinzip, daB der preußifche Staat cin chriftlicher fein und 
leiben wolle, und daß es bemnad bedenklich ſcheint, nicht chriſtlichen Bewohnern 
bie politiſchen Nechte zu geben und ihnen obrigkeitliche Zunctionen anzuvertrauen. 
n Beziehung auf das Corporationsweſen iſt von der Abtheilung das Beden⸗ 
fen hervorgehoben, daß ſich folhe mit Unrecht auch auf die bürgerlichen Berhält« 
niffe begögen. Hierauf muß ich bemerken, daß die Baſis diefer im Geſetze propo⸗ 
nirten Korporationen Tediglich der Kultus tft, daß fich der Entwurf in viefer Bes 
ziehung den in ganz Deutichland beſtehenden Berhältniffen anſchließt, daß eine Les 
galiſirung dieſes Zuftandıs, wie ich glaube, überall als Bedürfniß anerkannt wird, 
und daß, wenn au wenige einzelne Beftimmungen auf eine bürgerliche Wirkung 
dieſer Eorporationen hinweiſen, dieſe thrifs fakultativ, theils unbedentend find, theils 
J— Den anwenbigen Verbindungen zwifchen den bürgerlichen und Kultus. Berhälte 
niffen beruhen. 

In Beziehung auf das Großherzogthum Pofen hat es nicht unbedenklich er⸗ 
fchienen, die völlige Gleichſtellung der Zuden mit denen der übrigen Provinzen 
{don jetzt auszufprechen, einestheils, weil Das numerifche Brrhättuie der dortigen 
füdifchen Bevölkerung gegen die übrigen Provinzen fo ſehr abweicht, dann aber 
auch, weil cin Theil diefer Bevölkerung in Beziehung der Bildungsfiufe ihren 
Glaubensgenoffen in den anderen Provinzen fehr nachfteht, während das daſelbft 
beſtehende Special⸗Geſetz, fo weit c8 ſich bier beurtheifen läßt, bereits günftig anf 
die dortigen Berhältniffe, namentlich dahin gewirkt hat, daß der ärmere Zheil der 
üdiſchen Bevölkerung in feiner Bildung und in feinem fittlihen Zuſtand vorge» 
chritien iſt Ob aber ſchon jept der Zeitruntt eingetreten fit, das Großherzogthum 

ofen in diefer Brzichung mit den anderen Provinzen gleihzuftellen, ob es naments 
ich yuläfe fei, die damit ungertrennlich verbundene Freizügigkeit auf bie jündise 
Bevdlkerung des Großherzogthums auszudehnen, daß erichien beſonders in Bes 
lehung auf die angrängenden Provinzen nicht unbedenklich. Es wird aber gerade 
h diefer Rüdficht vem Gonvernement von Wichtigkeit fein, Das Botum der Stände 
Berfammfungen zu vernehmen, um danach zu bemeſſen, ob jene Bedenken ang. 
lich begründet feien oder nicht. Was denjenigen Theil des Geſetzes betrifft, wel⸗ 
her die Kultus⸗Verhältniſſe behandelt, fo behalte ih mir vor, bei Berathung ber 
einzelnen Daragraphen diejenige Austunft zu geben over durch den Kommillarius 
der geiſtlichen ıc. Angelegenheiten geben zu laſſen, welche von biefer Verſammlung 
gewwünfcht werden möchten. 


Berlin, Ornd von U. W. Sayn. 


Gutachten 


ber Abtheilung ber Herren-Kurie 


und 


Verhandlungen derfelben 


über die 
Emancipationsfrage der Juden. 


Bom 14. bis 17. Juni 1847. 





Gutachten der Abtheilung der Herren-Kurie und 
Berhanblungen ber Tegteren über die Emaneipations- 
Stage ber Juden, 





Sigung der Herren⸗Kurie 
am 14. Juni. 


Wi ne Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
reußen ꝛc. ıc. u 
Nachdem Wir zur Herfiellung einer allgemeinen und gleichmäßigen 
Aal über die Verhältniffe der Juden die beftehenden Borfchriften 
ſowohl über die jüdiſchen Kultus» und Unterrichts - Angelegenheiten, als 
auch hinſichtlich des bürgerlichen und Nechtszuftandes, insbejondere die für 
das Großherzogthum Pofen ergangene Berorbnung vom 1. Juni 1833, 
einer Revifion haben unterwerfen laſſen und in Betracht, daß die eigen- 
thümlichen Berhältnifje der jübifchen Bevölkerung in der Provinz Pofen 
eine gänzlihe Aufhebung der tort gefeglich beſtehenden Verfaſſung des 
denwefens zur Zeit noch nicht geftatten, verorbnen Wir auf den Antrag 
nfere® Staats-Minifteriums und ad Anhörung Unferer getreuen Stände 
des Vereinigten Landtages, wie folgt (fiehe ven Gefeh- Entwurf): 


| Abſchnitt 1. u 

Ueber die VBerpältniffe, der Juden in allen Randestheilen 

Unferer Monarchie, mit Ausfhluß des Großherzogthums 
ofen. 


Es wird nun das Gutachten der Abtheilung zur. Allerhöchften Pro⸗ 


pofition folgen. u 
(Referent Graf von Ipenplig Tieft:) " 
In Folge Allerhöchfter Königlichen ropofition iſt die Herren - Rurie 
aufgefordert worben, einen von den Näthen ber Krone vorgelegten Gefeh- 
Entwurf über die Verhältniſſe der Juden zu begutachten und hat bie unter- 
zeichnete Abtheilung mit der norberatbung beauftragt. 
Diele ift bemüht geweſen, ben efed - Entwurt unter Beachtung der 
in der Denkſchrift mitgetheilten Motive und nach Einſicht des in zwei 
eften vollſtändig Ha Materials unter Zuziehung Königlicher 
äthe vollſtändig zu prüfen, und beehrt fih, ihre Anficht in dem hier 
nachfolgenden Gutachten vorzutragen. 
Die erſte Frage, welche A die Abtheilung vorlegen mußte, war: 
ob überhaupt ein Bedürfniß zum Erlaß eines Oele über 
bie Berhältniffe der Juden in preußifhen Staaten vorhanden feit 
Um diefe beantworten zu können, war es nöthig, Die jedigen Ver⸗ 
ältniſſe, unter welchen bie Juden in preußiſchen Staaten leben, ins 


uge zu faſſen. 
1 


Es Tiegt in ber Pflicht ver abtheilang der hohen Kurie hierüber bie 
wefentlihften Momente zu Ks 

Es wohnen in preuf ei hen Staaten 206,000 Juden und von biefen 
po die ‚Hälfte mit ungefähr 80,000 im Großperzogtfum Pofen. Aufer- 

wohnen nahe an 26,000 Juden in ben Regierungs-Bezirken Breslau 


und Oppeln. 
ppe In der Stadt min wohnen circa 500 Juden, 
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denen der lichen bürgerlichen evöllerung ziemlich gleichlommen; 
wäheen die geringe, —ã und ärmere Klaffe der ſehr felten 
den Ader bebaut, feiten Gewerbe_treibt und ſich in ver Regel mit dem 
gieinpanbel, beigäfigt, welchem fie mit eben fo viel Gewandtheit als 
lusdauer oblu 
Dabei le — ere rücfichtlich der Juden ziemlich in ganz Euro) 
ittige_©efepgebung, ne: gu gi —SeS u u — des preußi⸗ 
hen Staats noch jeht beſteht, ale Juden als eine ae —5 — zu⸗ 
ammenhalten und dahin führen, baß die ſonſt in ſehr verſchiedenen Pa 
ältniffen lebenden Mitglieder diefer eligionepark artei ſi ſtets in vieler 
each ung als Genoffen anerfannten, ül anb einander 
uni 
Su en „en ee age vorgelegten Bericht und Nachweiſungen des 
uf 


— he fe Te im erſten Heft der Beilagen, im Heftchen B. Seite 20 


F werde, wenn e8 von ber einen ober anberen Seite verlangt wird, 
die Stelle vorlefen, fonft habe ee Aöthige im Gutachten ſchon gefagt. 
Be eine Bergleihung ber And —— jbifgen Glaubens mit denen 

riſtlicher Konfeflionen ein für Erſtere ungunftiges Refultat ergehen. 


Nach ver Tabelle (5. 37) war 1830 im Ganzen ber 133fte Eintwoh- 
ner ein Angefchuldigter und von biefen der 135ſte ein Ehrift, der Säfte e 
Jude. — Und im Jahre 1834 im Ganzen der 166fte Einwohner ein An⸗ 
eihulbigter und vom biefen ber 162jte ein Ehrift und ver 8eſte ein Juve. 
ie Aeußerungen ber einzelnen Gerichtshöfe find abgedrudt, nach einigen 
biefer und nad bem Bericht des Juſtiz⸗Miniſteriums follen die meiiten 
Verbrechen der Juden gegen das Eioentbum gerichtet fein und aus Einen- 
nus und Gewinnfucht herrühren; auch will man hier und da bemerkt haben, 
ke Zerbrechen häufiger gegen Chriſten als gegen Glaubensgenoſſen 
ind. 
8 Es ü mehrfeitig geltend gemacht worben, daß diefe Zahlen- und 
Tabellen. Refultate wenig gegen die Juden beweifen fönnten, namentlich 
deshalb, weil Die jübifhe Bevölkerung, welche faft nur in Städten wohnt, 
mit der ganzen, auch ländlichen übrigen Bevölkerung verglichen worben fet, 
während fie nur mit der ſtädtiſchen Bevölkerung hätte verglichen werben 
können und folen. 

Die Wahrheit diefes Einwurfs fann sicht in Abrede geftellt werben, 
denn es ift nur zu befannt, daß die Bevölferung ber Städte unendlich viel 
mehr Verbrechen begeht, als die des Landes, 

Im Allgemeinen iſt zweifelsohne anzuerkennen, daß bie jüdiſche Be— 
völferung, namentlich in den Randestheilen, in welchen fie in geordneten 
und freieren Verhaͤltniſſen Iebt, in Bildung und ©efittung bedeutende Fort⸗ 
ſchritte gemacht und an den Tag gelegt hat. 

Noch wichtiger für die hohe Kurie und bie hier zuerſt zur Beantwor⸗ 
tung vorliegende Frage ift der jetzige Zufland der —S der Juden in 
preußiſchen Staaten gültigen Geſetzgebung. 

In den Landestheilen, welche 1812 zum preußiſchen Staate gehörten, 
ilt das Edikt vom 11. März 1812, welches die Juden im Allgemeinen den 
hriſten ziemlich gleich ſtellt, fie nicht in befondere Eorporationen vers 

einigt, ihnen Kreibeit des Erwerbes und Grundbeſitzes zugefteht, fie auch 

u alabemifchen Lehr» und Schulämtern, vesgleichen zu Gemeindeämtern 

ar befäpigt erklärt, fie aber von Staatsämtern noch ausschließt. Diefe 
Geſetgebung bat rt bie deutiche Bundes⸗Akte eine Beftätigung erhalten, 
welde im Artikel 16 jagt: J 

„Die —— Berfammmlung wird in Berathung viben, wie auf eine 
möglichft übereinftimmende Weiſe die bürgerliche erbeierung ber Bes 
kenner des jüdiſchen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fer und wie 
infonderheit denfelben der Genuß der ünger ichen Rechte gegen die 
Uebernahme aller Bürgerpflichten in den — — berfha und 
gefigert werben könne. Jedoch werben den Befennern dieſes Glaubens 
is dahin die Denfelben von den einzelnen Bundesſtaaten bereits ein- 
geräumten Rechte erhalten.‘ 

‚ Eine allgemeine Bundes» Gefeßgebung für dig Juden ift bisher nicht 
eingetreten. Die weitere Entwidelung der politifchen Verhaͤltniſſe bat aber 
Modificationen des Edikts von 1812 herbeigeführt. 

rch ein Geſetz vom 30. Auguft 1816 ergingen bie nöthigen Ans 
ordnungen, wie e8 zu halten fei, wenn Juden Grundflüde erwerben, mit 
welchen das Patronatsrecht über chriſtliche Kirchen verbunden ift; durch 
ein auf Allerhöchſter Anordnung beruhendes Publikandum des Königlichen 
Staats-Minijteriums vom A. Dezember 1822 (Gefeg-Sammlung ©. 224) 
wurde die Beſtimmung, daß Juden zu akademiſchen Lehr- und Schuläm⸗ 
tern zugelaffen werben können, aufgehoben und endlich durch ein Geſetz 
vom 8. Auguft 1830 feftgeftent , daß das Edikt über die Verhältniffe der 
Juden vom Il. März 1812 mit der übrigen preußifchen Geſetzgebung in 
ven neu oder wiebererworbenen Landestheilen nicht eingeführt worden jet. 

1° 
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Füur das Großherzogthum Poſen erging am 1. Juni 1833 eine vor⸗ 
läufige Verordnung über die Verhältniſſe der Juden, welche diefe Bevöl⸗ 
ferung in zwei Rategorieen tbeilt, deren erfte (bie „maturalifirten‘‘) ziem⸗ 
lich gleiche Rechte mit den Chriften erhielt, während Die zweite (die nicht 
naturalifirten) noch mancherlei Beichränfungen unterworfen blieb. 
Außerdem wurden die Juden biefer Provinz in Corporationen vereinigt, 
denen eine Thätigkeit und Verpflichtung in Beziehung 
auf Kultus» und Schulweſen, 
Armen- und Kranfenpflege und 
Bene und Tilgung der Schulden der früheren Juden⸗ 
aften 
beigelegt und „ausewiefen wurde. 
Dieſe Geſetzgebung hat ſich ſchon in der kurzen Zeit, ſeit 1833, durch 
ſegensreiche Erfolge bewährt. 
Neben den größeren Landestheilen, in welchen die beiden vorerwähnten 
FREE gelten, woaltet nun in der übrigen Monarchie große Ver⸗ 
iedenheit ob. 
Abgefehen felbft von ben befonderen Beflimmungen, welche für bie 
en 


im fottbuffer Kreife und 
dem Gebiet der Stadt Danzig 
elten, ift eine größere Gegend an der Netze, etwa A bis 5 landräthliche 
reife betragend, zu beachten, welche im Sat 1812 zum Großer um 
Warſchau gehörte, jebt aber den Provinzen Weftpreußen und Keliweis 
Brandenburg zugeſchlagen ıft. In diefer gilt ein altes veupilges Juden⸗ 
Reglement von 1750, modifizirt durch einige warfepauifhe erorbnungen. 
— ſind die Juden dieſer Gegend in anderer und meiſt beſchränkterer 
age, als in den Provinzen der Monarchie von 1812 und in dem Groß⸗ 
herzogthum Poſen. . 
In den ehemalig fächfiichen Landestpeilen, im Kurkreis und Thürin- 
en und in der Cher- und Nieberlaufig, desgleichen im Hennebergiſchen, 
eben die Juden im Allgemeinen unter fehr beichranfenden Beflimmungen; 
fie find hier Schug-Unterthanen, bedürfen der Konzeffion zur Anfiebelung, 
dürfen Grundſtücke entweder gar nicht oder nur unter erichwerenden Be⸗ 
PH erwerben, zahlen Schußgeld und waren auch im Gewerbebetriebe 
ehr beichränft. 
Diefe Beftimmungen modifiziren ſich aber noch mehrfach in ben ver- 


In Neu-Borpommern und Rügen gilt wieder eine beſondere Berfaf- 
fung für die Juden, die allgemeine deutiche nach dem Grundſatze: 
der Schuß»Unterthänigfeit, 
an entfprechend, aber durch ſchwediſche Verordnungen mehrfach modi⸗ 
om Geripgtfume Wehfalen (früßer köluiſch, dann Sefffg) lehen Di 
m Herzogthume Weftfalen (früher kölniſch, dann heſſi e ie 
uden unter kehr befchränften Beftimmungen. Cie bevürfen zum Aufent- 
Ite im Lande eines Geleitbriefes oder Toleranz- Scheines, dürfen Hei- 
rathen nur mit Ronfens der Regierung fchließen, und auch nur mit bien 
und unter manchen Befchränfungen Orundflüde erwerben; auch ihr Ge⸗ 
werhebetrieb war hefchränft. 
Im Fürſtenthum Siegen und den fonfligen früher Naſſauiſchen Yan- 
destheilen (welche theils zum are gen, theils zum koblenzer Regierunge- 
bezirk gehören) find die Juden im Allgemeinen au Schuß⸗ FR, 


doch nach mancherlei Diobificationen in den verfchiebenen Gebieten etwas 
freier als im Herzogthum Weftfalen geſtellt. 

In den preufäfhen Gebieten dagegen, welche dem franzöfifchen Kai— 
ferreich angehörten, genießen die Juden auf Grund des Code Napoleon 
im A gemeinen mit den Chriften gleiche Rechte. Ein Kaiferliches Dekret 
vom 11. März 1808 befchränkte aber, um dem Wucher der Juden zu 
feuern, deren Gewerlebetrieb und Darlehns⸗Verkehr auf fehr beläftigende 
und erceptionelle Weiſe. Diefes Defret (es befindet fih unter den Bei- 
lagen Heftl. pag.A2) war urfprünglich nur als eine vorübergehende Maß⸗ 
regel auf 10 Jahre erlaffen, ift aber durch Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 3. März 1818 vorläufig beibehalten worden. Es gilt dafjelbe jedoch 
nur auf dem linfen Rheinufer. Die neuere Zeit hat auberbem die Praris 
Fri daß die Juden in biefen Landestheilen zu Staats-, alademi- 
chen, Lehr⸗ und Schulämtern, desgleichen in den Regierungsbezirken Trier, 
Roblenz und Köln als Gefhworne und nach der Gemeinde-Drbnung ale 
Gemeinde-Borfteher nicht, Augetoffen worden find. 

In denjenigen preußiichen Gebieten, welche früher zum ehemaligen 
Großherzogthum Berg und dem ehemaligen Königreich Weftfalen gehört 
haben, ftehen die Tuben im Allgemeinen den Chriften gleich, nur find ie 

nach der neuen Königl. reubifihen Landgemeinde-Drbnung für die Pro⸗ 

vinz Weſtfalen und nach der revidirten Stäbte-Drbnung 
von den Aemtern der Gemeinde⸗-Verordneten und Vorſteher, 

(alfo wieder von der en Landgemeinde - Ordnungen oerfepieben) 
beögleichen der Bürgermeijter und Ober» Bürgermeifter —A un 
haben auch faktiſch — fo viel bekannt — Staats⸗, akademiſche, Lehr⸗ und 
Schulämter nicht erhalten, 

Hiernach ergeben fih für die Verhältniffe der Anden in bemfelben 
Staate ungefähr 15 wefentlih verſchiedene Gefeßgebungen, und, wenn man 
die geringeren Modificationen in den kleineren Landestheilen mitrechnet, 
ergiebt ſich eine noch viel größere Zahl. 

Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß eine Compilation über die 

eglichen Berhältniffe der Juden in preußiichen Staaten einen anfehnlis 

Oktavband von 316 Seiten füllt. Während circa 126,000 Juden den 

hriften ziemlich gleich behandelt werben, leben etwa 80,000 in demfelben 
Staate ımter fehr drüdenden, Gewerbe und Eigenthum ſchwer befehrän- 
kenden Beflimmungen. 

Erſt ın allerneuefter Zeit hat die Weisheit Sr. Majeflät des Königs 
wenigftens in drei Punkten eine Gleichförmigfeit anbefohlen. Durch ein 
Gefeg vom 31. Dftober 1845 find nun alle Juden in allen preußiſchen 
Lanbestheilen verpflichtet, fefte ae eohfanb anzunehmen, was in meh⸗ 
reren Landestheilen bisher noch nicht feflftand. ur ein Geſetz vom 
31. Dezember 1845 find alle preußifchen Juden ver Militairpflicht unter» 
worfen worden, und die Gewerbe-Orpnung vom 17. Januar 1845 bat ven 
Juden überall den Betrieb ſtehen der Gewerbe geftattet. 

Nach den vorfiehend entwickelten Verhältniffen dürfte es wohl feinem 
Zweifel unterliegen, daß die ſchon mehrfach a Geſetzgebung für 
die Juden ım preußifchen Staate nicht nur nüßlich, fondern ein bringendes 
Bedürfniß ift, ſowohl um die Verhältniffe einer fo intelligenten, bewegli- 
den und in fi zufammenhängenden Bevölkerung im Intereffe des Staa⸗ 
tes unter (ie Normen zu bringen, als auch, um die großen Ungleichhet- 
ten wegzuichaffen, denen die Unterthanen deſſelben Landesherrn, bei glei- 
den Zerpfihtungen gegen den Staat, unterliegen. . 

Di en je dies Bedürfniß einftimmig anerfannt und trägt 
darauf an, daß die do e Kurie ein Gleiches thun möge. Wenn hierin —* 
gleich die anerkennende Aeußerung der Äbtheilung über der Eingang des 
vorgelegten Beieh-Entwurfes enthalten ift, jo war dieſelbe ebenmaͤßig auch 
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beigelegt und eoewien wurde. 
Dieſe © ebung dat, fih ſchon in der kurzen Zeit, feit 1833, durch 
egensreiche ge . 

Neben den größeren Landestheilen, in welchen die beiven vorerwähnten 
—— gelten, waltet nun in der übrigen Monarchie große Ver⸗ 

ob. 

Abgeſehen ſelbſt von ven befonderen Beflimmungen, welche für bie 

en 

im kottbuſſer Kreife ud 
dem Gebiet der Stadt Danzig , 
gelten, ift eine größere Gegend an ber $ ,‚ etwa A bis 5 Ianbräthliche 
reife betragend, zu beachten, welche im Jahre 1812 zum Großherzogthum 
Warſchau gehörte, jetzt aber den Provinzen Weftpreußen und theilweis 
Brandenburg zugefchlagen ift. In viefer gilt ein altes preußifches Inden⸗ 
Reglement von 1750, mobifizirt durch einige warfhanit e Berorbnungen. 
pierne find die Juden diefer Gegend in anderer und meift befihräntterer 
—— — 6 ae Provinzen der Monarchie von 1812 und in dem Groß⸗ 
ogthum ofen. 

& den ehemalig fächfifchen Ranvestheilen, im Kturkreis und Thürin- 
en und in der Dber- und Nieverlaufig, vesgleihen im Hennebergiichen, 
eben die Juden im Allgemeinen unter fehr beichranfenben Dein mun den; 

fie I en Schug-Unterthanen, bedürfen der Konzeſſion zur Anftedelung, 
bür rundſtücke entweder gar nicht oder nur unter erichwerenden Be⸗ 
en erwerben, zahlen Schußgeld und waren auch im Gewerbebetriebe 
ehr beichränft. 

‚ Diefe Beftimmungen mobifiziren_fich aber noch mehrfach in ben ver- 
ſchiedenen vorgenannten ehemals fächfiichen Gebieten. 

33 habe . zu ausführlich fern wollen, um nicht bie Gebulb ber 
hohen Kurie zu fehr in Anfpruch zu nehmen, und weil ich glaubte, daß 
es nur darauf anfäme, ein allgemeines Bild zu entwerfen. 

ieft: 


In Neu-Borpommern und Rügen gilt wieder eine befonbere Berfaf- 
fung für die Juden, die allgemeine deu HF nach dem Grundſatze: 
der Schuß-Unterthänigkeit, 
an entſprechend, aber durch ſchwediſche Verordnungen mehrfach modi⸗ 
ae und PN ar Köfnif, dann Heffih$) leben bi 
m Herzogthume Weftfalen (früher kölniſch, dann ĩ eben die 
Den unter fehr befchränften B un en. Sie bedürfen zum Aufent- 
alte im Lande eines Geleitbriefes oder Toleranz. Scheines, bürfen Dei- 
rathen nur mit Konſens der Regierung fchließen, und auch nur mit dieſem 
und unter manden Befchränfungen Orunpüce erwerben; auch ihr Ge⸗ 
werbebetrieb war befchräntt. oo, 
Im Fürftentfum Siegen und den fonftigen früher Naflauifchen Lau⸗ 
bestheilen (welche theils zum arnsberger, theils zum koblenzer Regierungs- 
bezirk gehören) find die Juden im Allgemeinen auch Schug-Unterihanen, 


boch nach manderlei Mobificationen in den verfchiebenen Gebieten etwas 
freier als im Herzogthum Weftfalen geftellt. 

In den preußäfhen Gebieten dagegen, welche dem franzöfifchen Kai— 
ler angehörten, genießen bie Juden auf Grund des Code Napoleon 
im gemeinen mit den Chriften gleiche Rechte. Ein Kaiferliches Dekret 
vom 17. März 1808 befchränkte aber, um dem Wucher der Juden zu 
fteuern, deren Gewerbebetrieb und Darlehns⸗Verkehr auf fehr beläfigenbe 
und erceptionelle Weiſe. Diefes Dekret (es befindet fih unter den Bei- 
lagen Heftl. pag.A2) war urfprünglich nur als eine vorübergehende Maß- 
regel auf 10 Jahre erlaffen, ift aber durch Allerhöchfte Kabinets⸗Ordre 
vom 3. März 1818 vorläufig beibehalten worden. Es gilt dafjelbe jedoch 
nur auf dem Iinfen Rheinufer. Die neuere Zeit hat außerdem die Praris 
A Ba bag bie Juden in diefen Lanbestheilen zu Stants-, alademi- 
chen, Lehr⸗ und Schulänmtern, desgleichen in den Regierungsbezirken Trier, 
Koblenz und Köln ale Gefhworne und nad der Gemeinde- Ordnung ale 
Gemeinde-Borfteher nicht ugelaffen worden find. 

In denjenigen preußiichen Gebieten, welde früher gem ehemaligen 
Großherzogtbum Berg und dem ehemaligen Königreich Weftfalen gehört 
haben, ftehen die Juden im Allgemeinen den Chriften gleich, nur find fie 

nach der neuen Königl. preußifchen Landgemeinde⸗Ordnung für die Pro⸗ 

vinz Weſtfalen und ah der renibirten Etädte-Ordnung 
von den Aemtern der Gemeinde-Verorbneten und Borfteher, 

(alfo wieder von ber en Landgemeinde- Ordnungen verfrhieben 
besgleichen der Bürgermeifter und Dber-Bürgermeifter ausgeſchloſſen un 
gaben auch faktiſch — fo viel befannt — Staate-, akademiſche, Lehr⸗ und 

chulämter nicht erhalten. 

Hiernach ergeben fih für die Verhältnifle ver Juden in demſelben 
Staate ungefähr 15 wefentlih verſchiedene Gefeßgebungen, und, wenn man 
die geringeren Modificationen in den kleineren Lanvestheilen mitrechnet, 
ergiebt ſich eine noch viel größere Zahl. 

Es kann daher nicht Wunder nehmen, vaß eine Compilation über Die 
geſetzlichen Berhältniffe der Juden in preußiichen Staaten einen anfehnlis 

den Dftauband von 516 Seiten füllt. Während circa 126,000 Juden den 

hriften ziemlich gleich behandelt werden, Ieben etwa 80,000 in demfelben 

Stante unter fehr drüdenden, Gewerbe und Eigenthum ſchwer befchrän- 
kenden Beflimmungen. BI Ba 

Erft ın allerneuefter Zeit hat die Weisheit Sr. Majeftät des Rönige 
wenigftens in brei Punkten eine Gleihförmigfeit anbefohlen. Durch 
Gefeg vom 31. Dftober 1845 find nun alle Juden ın allen preußifchen 
Landestheilen verpflichtet, fefte Be eehfanb anzunehmen, was in meh⸗ 
reren Randestheilen bisher noch nicht feflftand. urh ein Geſetz vom 
31. Dezember 1845 find alle preußifchen Juden der Militairpflicht unters 
worfen worden, und die Gewerhe-Ordnung vom 17. Januar 1845 bat ben 
Juden überall den Betrieb ftehender Gewerbe geftattet. 

Nach den vorſtehend entwidelten Verhältniſſen dürfte es wohl keinem 
Zweifel unterliegen, daß die ſchon mehrfach FE ir Geſetzgebung für 
die Juden im preußifchen Staate nicht nur nüglich, fondern ein dringendes 
Bebürfniß ift, ſowohl um die Verhältniffe einer fo intelligenten, bewegli« 
den und in fich zufammenhängenden Bevölkerung im Intereſſe bes Staa⸗ 
tes unter ie Normen zu bringen, als au, um bie großen Ungleichhet- 
ten wegzuichaffen, venen die Unterthanen vefielben Landesherrn, bei glei- 
den zerpfihtungen gegen den Staat, unterliegen. 

| Wr {ei dies Bedürfniß einftimmig anerkannt und trägt 
darauf an, daß die do e Kurie ein Gleiches thun möge. Wenn hierin zu⸗ 
gleich die anerkennende Aeußerung der I A: über bei ine es 
vorgelegten Geſetz⸗Entwurfes enthalten iſt, jo war dieſelbe ebenmaͤßig auch 


der Anficht, daß bie nicht naturalifirten Juden im Gr hum Poſen 
für jetzt ihren übrigen Glaubensgenoſſen noch nicht g Arash — ſein 
werden. 

Dieſen letzten Punkt wegen ber nicht naturalifirten Juden in Poſen 
date ih mir erlaubt, deshalb nur vorläuf bier u berühren, weil der 

ingang des Geſetzes, welchen vorzulefen io ie Ehre hatte, ſelbſt fagtı 
bas für Poſen noch einige befondere Beſtimmungen notwendig fein — 
den und dadurch gleich eine Trennung des Geſeges in zwei Abſchnitte ge⸗ 
geben wird, wovon der erfle die Juden im Allgemeinen behandelt und der 
weite diejenigen Beſtimmungen enthält, weibe vorläufig noch -für die 
uden in Pofen befonvers nothwendig find. 

Staats-Minifter Dr. Eihhorn: ei eine hohe Berfammlung zur 
Prüfung der einzelnen Paragraphen des Geſetes übergeht, möge es mir . 
erlaubt fein, mie über die Idee des Geſetzes, feinen Fed fein Verbält- 
niß zur beftebenden Gefeßgebung zu äußern. Ich wünfche eine hohe Ver⸗ 
[ommiung in die Mitte der Betrachtungen bineinzuführen, in welcher die 

Önigliche Regierung ihren Standpunkt genommen hat, als fie diefen Ent- 
wurf ausarbeiten fich. Ich glaube, wenn dieſe Darftellung in einer kur⸗ 
gen fonzentrirten Sufammentaffung geſchieht, Daß —* einer hohen 

erſammlung das Geſchäft der Beurtheilung des Geſetzes ſehr wird er⸗ 
leichtert werden. 

Ehe ich nun zur Darſtellung der Idee und des Zweckes des Geſetzes 
übergehe, erlaube ich mir einige gefchichtliche Notizen über den Gang un- 
ferer Oetehgebung in Beziehung auf die Judenfrage vorauszuſchicken. Die 
preußifihe egierung hat bon eit einer langen Reihe von Jahren eine ganz 

efondere Aufmerkfamfert der bürgerlichen Berbefferung der Juden gewidmet. 
Die umfaffendfte Anordnung für diefen Zwed erfolgte durch pas Edikt vom 
Dadre 1812. Bor dieſem Edikte waren die Juden im Rande nur Fremde, 

nzeffionirt zu einem mehr over minder bebingten dauernden Aufenthalte 
an einem beſtimmten Drte oder in einer beftimmten Provinz mit be- 
flimmten th in Beziehung auf Beſitz, Erwerb und gewiſſe Arten 
von Gewerben. Ihr Verhältniß, wie ſich hieraus ergiebt, war weſentli 
ein fontraftliches, ein prefäres, ein höchft abhängiges. Diefes Verhältni 
wurbe völlig umgewandelt durch das Edikt vom Fahre 1812. Das Evi 
erklärte die Fremblinge zu Inländern, die aus dem Staatsverbande Aus- 
geföloffenen zu Staatshürgern. Das iſt der Sinn des Ausdrucks Staats- 

ürger, ber wefentlih als ein abjlrafter, der Schule entnommener bie 
dahin im preußifchen Staatsrechte eigentlich Feine beftimmte Geltung hatte; 
es follte aber damit allerdings ausgedrüdt werben der praftifche Gedanke, 
daß vie Juden aufhören follten, von dem Staatsverbande ausgelchloffen 
zu fein, und daß fie Glieder des ftaatlichen Verbandes würden. Dieſes 
war bie wichtige Veränderung die vorging. Der Schutzbrief war nicht 
mehr der ausichließende, befondere Titel Fir die Rechte der Juden, das 
Geſetz Hatte fie im Ganzen den ührigen Einwohnern, bis auf die von 
im gemachten Ausnahmen, gleichgeftellt. Bald nachher traten die großen 

reigniffe ein, die einen völligen Umfchwung in unferen vaterländifchen 
Angelegenheiten hervorbrachten. In den Jahren 1814 und 1815 ver- 
einigten fich die getrennt gewefenen Glieder des deutſchen Gefammtvater- 
Yandes wieder zu einer politifchen Gemeinſchaft in dem von ihnen ge- 
ſchloſſenen Bunde. 

ei diefer Gelegenheit vereinigten fie ſich gugleih ‚ über mehrere 

roße Fragen, die den inneren Zuftand und die Berhältniffe Deutfch- 
ands Kerübrten, eıneinfam in Berathung zu treten; unter diefe Fragen 
wurde nun von Ihnen auch die Judenfrage geftellt. Die nächfte Folge 
biefer Verabredung war, daß die einzelnen deutſchen Staaten der Thätig- 
keit und Entwidelung ihrer befonderen Geſetzgebung Anftand gaben. 
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wurde aber auch noch in der Tender zu einer pofitiven weiteren Ver⸗ 
befieran Ihres Auftandes eine gemeinfa x 
übereinftimmende Weife der Genuß der bürgerlichen Rechte gie 

uden 


bald die größten Schwierigfeiten, zu 
elangen. ehrere ber Heineren Staaten „na⸗ 


ee Die preußifche Regierung that dies, indem fie zunächft die Ans 


in Berathung, es gelangte die Sache bie in den Staatsrath. Hier 
überzeugte man hr 


sun mit zugleich auf die Röfung einer Anfgabe au6, ee Koi bon 
egulirung ⸗u 


Auregung der Regierung neue Stimmen der Provinzialſtände laut, bie 
viel uffiger als früher für die Juden waren. Als diefe günftigen Stim⸗ 
men 7 8 i 
von der 
Schritte vorwärts au geben, glaubte fie nun auch nicht Tänger damit zö⸗ 


wende mich nun zur Idee des vorgefchlagenen Geſetzes felbft, 
zu feinem Zwecke und feinem Verbältniß zur beſtehenden Gejehgehun“ 


Der Zweck des Geſetzes ift einmal barauf gerichtet, bie Beſtimmun 
des Edikts von 1812 auszudehnen auf —— — Provinzen, die nach 8 
Jahre 1812 mit der Monarchie wieder oder neu vereinigt worden find, 
infofern dort der Zuftand der Juden ungünftiger angefunden ward, als 
das Edikt ihn beftimmt. 2. 

Neben diefer Ausbehnung iſt ein anderer Zwed, bie früheren 
Rechte, welche die Juden gegenwärtig nach dem Edikt von 1812 und dem 
nach biefem ſpäter ergangenen Verordnungen befigen, durch neue zu er- 
weitern, endlich auch die Kultusverhältnifie und das Unterrichteweſen ber 
Juden zu ordnen, was das Geſetz vom Jahre 1812 fih vorbehalten hatte. 
Es ift alfo die Tendenz des Gefehes in iehung auf. bie erung 
des Juftandes der Juden überall ein Kortfchreiten. Hier und da fcheint 


attgefunden. Es kommt nur auf die richtige Auffaffung der Ber- 
ältniffe an. 


auf die Lande, die frü a Frankreich, au 
er haben, ift War an —eã — daß die 3 


Dekret in den Rheinlanden gang aufgehoben wird, fo gefchieht gm allein 


beſchränkt. Dan könnte daher vielleicht [rasen wenn in denjenigen 

en gehört haben, den Juden 
gleiche bürgerlihe Rechte zuftanden, ob nicht durch die Einführung des 
vorgefchlagenen Belegen, namentlich durch die Ausdehnung des Edikts von 
1812, die Juden ın 


—— ſoll immer noch in Beziehung auf Zige — 


ſetze für die Juden hatten, dennoch der gegenwärtige Geſetzesvo 
ausgedehnt werde? 
ierüber bemerke ich Folgendes: XTreunt man die fogenannten politi- 
. Shen Rechte, welche das Edikt von 1812 den Juden nicht zutheilt, in ſolche, 
bie fih in ber Mitwirkung an ftändifhem DBeirath oder in der Theil- 
nahme an der Staats-Berwaltung fuubgeben, fo ifl, was bie erſte 
Klaſſe politifcher Gerechtfame anlangt, bereits Durch die Einführung ber 


kreis⸗ und provinzialfländifchen Einrichtungen die Sache auch für die gedach⸗ 
ten Ennbeekheife Tingft entſchieden. I Deriehung auf die zweite & g 
lung politifcher Rechte oder auf die Arage, ob die Juden Stantsämter 


thei⸗ 


bekleiden können, fo wird es einleuchten, daß die Juden in den ehemaligen 


Großherzoglich bergiſchen und weſtfäliſchen Landestheilen für ſich allein 
und beſonders feinen Anſpruch machen können, zu Staatsämtern zugelaffen 
zu werben. Die Fähigkeit zu Staatsämtern iſt ein Gegenftand des inneren 
reußifchen Stanteredts, % kann nicht provinziel verſchieden fein, das 
incip des inneren Staatsrechts über bie gabigfeit zu Staatsbeamten ifl 
nothwendig ein allgemeines. Wie alle Landestheile, welche früherhin 
anderen Staaten angehört haben, mit dem Webertritt in den neuen Staats« 
Berband im Allgemeinen nur diejenigen Rechte in Anſpruch nehmen kön⸗ 
nen, welche dieſes innere Staatsrecht zuläßt, fo gilt diefer a: be⸗ 
ſonders auch von dem Rechte auf Staatsämter. Das innere preußiſche 
Staatsrecht Läßt in Beziehung auf die Fähigkeit zu ſolchen Aemtern nur 
ChHriften zu. Es kann alfo nicht gefagt werden, daß in Beziehung auf die 
ehemals zum Königreich Weftfalen und zum Großherzogthum Berg gehös 
rig geweſenen Lanvestheile, mit der Auspehnung der Beftimmung bes 
Edikts von 1812 in der Art und mit der Ausdehnung, wie ſolches durch 
ben neuen Geſet⸗Vorſchlag en wird, irgend eine Verlegung ftatt« 
findet. Ich füge noch hinzu, es ift auch feit ver Beſitznahme diefer Lan⸗ 
bestheile nie ein Anfpruch auf eine Anftellung gemacht worden, und nie hat 
auch eine Anftellung von Juden flattgefunden. 

Das wollte id nur bemerken zur Widerlegung jeder irrigen Vor⸗ 
ſtellung, ale ob durch das Edikt, indem es auf einer Seite die Rechte der 
Juden ausvehnt, auf der anderen Seite eine Beſchränkung ſchon erworbes 
ner Rechte herbeigeführt würde. Ä 

Was die neuen Beilimmungen des Gefeg-Entwurfs in Beziehung auf 
Rultusverhältniffe und Unterrichtsweien anlangt, fo bemerfe ich darüber 

olgendes: Der Staat will fi auf feine Weile einmifchen, er will den 
den die höchfte Freiheit laſſen, ihre Kultusverhältniffe felbft zu ordnen, 
er will ihnen dabei nur zu Hülfe fommen. Während fie bisher in Be⸗ 
iehung auf Rultueverhältnifie bloße Privat⸗Geſellſchaften bilveten, follen 
die fünftig Corporationen einrichten können. In anderen deutfhen Staaten 
Hlaukte man, nach dem Borgange Frankreichs unter Napoleon, den Juden 
dadurch eine große MWohlthat zu erzeigen, daß man ibr Rultuswefen in 
einer gewiſſen hierarchiſchen Weife or; anifirte, daß man Synagogen Bes 
görben oder, wie man fie auch nennt, Konſiſtorien errichtete, oder daß man 
anbrahbiner beftellte und ihnen befondere Rechte, Attribute in Beziehung 
auf Rultusverhältniffe heilegte. Auf diefes Soflem wollte die Königliche 
Regierung nicht eingehen, fie fand darin eine zu große Einmilhung von Sei- 
ten des Staats in die religiöfe Gemeinfchaft der Juden. Ste glaubte um 
fo weniger, ſich dazu entfchließen zu dürfen, als gerade in ber jehigen Zeit 
eine große religiöle Bewegung unter den Juden ſich fundgiebt. Dies 
föticht jedoch nicht aus, wenn Synagogen-Bereine gebildet find, wenn fie 
einen forporativen Beftand gewonnen haben und die Juden fonflige Wünſche 
wegen anderweiter Drganifation ihrer Rultusverhältniffe an die Regierung 
bringen, daß man mit Rüdficht auf diefe Wünfche ihre weiteren Einrige 
tungen oder Anordnungen zuläßt, jedoch darf dieſe Zulaſſung nicht zu 
einer poſitiven Einmiſchung übergehen. Nur in Beziehung auf eine Frage 
glaubte die Regierung auf die Bildung eines Organs hinwirken zu muffen. 
6 treten nämlich unter den Juden mandherlei religiöfe Bewegungen und 
Spaltungen hervor. Wollen fich bisher zu einem Gottesdienft vereinte 
gaben trennen, fo entftehen hierbei Jrasen welche notwendig ud äußere 
erhältniffe berühren, und die daher auch nur unter Mi ng bes 
Staats georvmet werben können. Blos in Beziehung darauf alanbie d 


Königlige Regierung die Bildung eines Organs hervorrufen zu müſſen 
was ent auch nur aus der freien Wahl der S —— > Geme abe 
, perorgehen fol. Dies Organ fol nicht berrihen, fondern begutachten; 

je Gutachten follen von der Gemeinde nur freiwillig beachtet werden, dem 
Staate aber —* de eventuell zum Anhalte dienen, um in Beziehung auf 
äußere Verhältniffe das zu tbun, was dem Rechte gemäß ifl. 

In Abficht des Unterrichtsweſens tft die Grund. Xbee bes Gefehes fol- 
gende: Die Juden follen wie andere geduldete religiöfe Gemein ‚ 
wenn fie es zwedmäßig finden, auch befondere Schulen bilden können, vor- 
anögefegt freilich, daß die Schulen das in der That leiften, was nach ben 
Staatsgefeßen überhaupt von Schulen gefordert wird; die Juden ſollen 
jedoch zur Anlegung folcher befonderen Schulen auf Feine Weiſe gebrängt 
werden, es fol ıhnen nur in Abficht des Schulweſens dieſelbe Kreiheit ge⸗ 
geben werben, welche nach den beſtehenden Gefegen für die chriftlichen Ke- 
tsions- Gefellichaften verfchiedenen Belenntnifles auläfiie fl. Dabei 
fen die Juden nach wie vor freien Zutritt haben zu allen chriftlichen 

iſdungs⸗Anſtalten ohne Unterfhied von der Klementar- Schule bis jur 
öchften Unterrichts» Anftalt; freilich in Beziehun eu bie Arage, ob bei 
tlichen Anftalten, welche bicper einen hriftlihen Charakter gehabt ha⸗ 
ben, auch jüdiſche Lehrer anzujtellen feien, in Beziehung hierauf iſt eine 
Ausnahme gemacht. 

So viel über die Idee, den Zweck des Gefehes und fein Verhältniß 
zu der befiehenden Gefeggebung im Allgemeinen. 

Ich glaube noch zwei Hauptpunkte hefonders berühren zu müſſen, 
welche hie in die ganze Defonomie des Gefeges eingreifen und prinzipiell 
mehr oder minder die abweichenden Bemerkungen veranlaßt haben, welche 
von Seiten der Abtheilung gegen das Geſetz geragt worden find. Der 
eine Punkt betrifft Die iehihe Corporation oder bie Subentihaften. Es 
iſt das Deich fo aufgefaßt worven, als fei es Tendenz beffellen, eigene 
polstifche Gemeinden der Juden zu bilden, und dies hat man nicht zweck⸗ 
mäßig gefunden, fo wenig im Intereſſe ber Judenſchaften felhft, als im 
Iniereſſe der öffentlichen Ordnung. 

Ich will mich über die Idee, welche die Königliche Regierung bei den 
Eorporationen des Geſetz⸗ Entwurfs hat, näber auslaffen. Es follen Feine 
nenen Eorporationen erfi gefehaffen werden, fondern das Gefeh nimmt 
gegebene, wirklich ſich vorfindende Zuftände auf. In großen Städten, 
. 3. bier in Berlin, haben wir eine Öemeintehoft von Yuden, die fich 
Erop Judenſchaft nennt, deren Vorftand in feinen Eingaben an die Diini- 
flerien des Innern und der geiftlichen Angelegenheiten ei fo unterzeichnet: 

‚. „Worſtand und Xelteite der Judenſchaft in Berlin.’ 

Diefe Audenfchaften, welche exiftiren, ziehen in den Kreis ihrer Thä- 
tigkeit aunächft und hauptfächlich Kultusverhältniffe; fie find alfo pumaoft 
und weſentlich Synagogen⸗Vereine. Diele Synagogen - Bereine üben ju- 
gleich eine Fürforge fir bie jüdiſchen Schulen aus; und ich m⸗ rühmend 
anerlennen, daß gerade von der berliner jüdiſchen Gemeinde ſehr viel für 
bie Erziehung der jübifchen Jugend gefchieht, mit großem Ernſt und mit 
wicht geringem Erfolge. 

erner dehnt —* die Thätigkeit dieſer Iudenfchaft auch auf die Ar- 
menpflege, auf die Kürforge für arme Juden aus. Das find Gegenftände, 
die ohne Zuthun des Staates, von felhft aus der Natur der Verhältniſſe 
ch als Geſchäfte der Iuvenfchaften gebildet haben. Am nun diefe Ge⸗ 
fte mit größerem Erfolge üben zu können, follen dieſe Yudenfchaften 
srporationsrechte erhalten. Eriftirt einmal eine ſolche Corporation, der 
wicht verwehrt ift, dieſe eben von mir bezeichneten Gegenſtände zufammen 
in den Kreis ihrer Thätigkeit zu ziehen, wobei immer die Synagoge ber 
Kern bleibt, fo ſchli ich fehr leicht noch andere gemeinnügige Veran⸗ 
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Iungen an. Als man die Verordnung für das Großherzogthum Poſen 
im Jahre 1833 gab, Hat man ſchon diefe eben von mir bezeichneten brei 
Gegenftände in die Summe der ufgaben aufgenommen, die Die zivile 
Corporation dort zu, Töfen hat. Dean hat aber noch eine nene Aufgabe 
Hinzugefügt. Dort gibt es naͤmlich viele verwahrlofte Juden, die deshalb 
Lo nicht in der Lage find, daß man fie naturalifiren kann. Es iſt wich» 
tig, daß für die Kinder dieſer Juden, welche die Schule verlafien, geforgt 
werde, um fie einem angemeflenen Rebensberufe zuzuführen, um fie 5 
viel als möglich dem Schacher zu entziehen. Es wurde daher in ber 
Berorbnung für Pofen auch diefe Fürforge als eine Aufgabe der Corpo- 
ration aufgenommen, und nach dem Borgange diefer Verordnung iſt eine 
ähnliche Beftimmung auch in dem jeßigen Gefeg-Entwurf enthalten. Dan 
Hr fodann noch etwas Anderes hinzugenommen. Nach der jetzigen Ver⸗ 
affung haben die Juden im Allgemeinen Anfpruch auf Stellen von Stabt- 
verorbneten und auf Gemeinde-Acmter. Wenn das Bertrauen der Ge 
meinde fih ihnen zumendet, können fie zu Stabtverorbneten gewählt 
werben; wenn aber das Vertranen fich ihnen nicht zuwendet, fo kann auch 
eine größere jüdiſche Bevölkerung in der VBerfammlung der Stadtverorbneten 

ar nicht vertreten fein. Es Ichien angemefien, im Intereſſe der Juden 
IR nfeßen, daß im Verhältniß der Zahl ver Tuben in der Gemeinde auch 
wirklich Juden in die Berfammlung der Stadtverorbneten aufgenommen 
werden. Sind diefe von der Judenſchaft gewählten Mitglieder aufgenom- 
men, fo follen fie aber nicht die fpeziellen N der Judenſchaft, 
ber übrigen Bevölferung gegenüber, allein vertreten, fondern fie find Re⸗ 
präfentanten der Gemeinde ım Ganzen, wie bie übrigen Mitglieder, fie 

eten nur in Selge der Berufung ihrer jüdifchen Olaubensgenoffen ein 
and werden allerdings von ihrer jüdifchen Anfchauung und Sufffun der 
Berhältniffe aus die Dinge eurtbeifen, rüfen und infoweit das Int 
ihrer Slaubensgenoffen wahrnehmen; fe ind aber als Stadtverordnete 
dennoch zu nichts Anderem verpflichtet, als für das Wohl der ganzen Ge⸗ 
meinde zu ſorgen. Es iſt dem gan ähnlich, wenn Glieder der Ritter 
haft oder aus dem Stande der Städte in die ſtändiſche Verfammlung 
ufen werden. In keinem andern Sinne follten nah dem Geſetz⸗ 
Entwurfe die Juden als Stabtverorbnete nach einer feiten Regel_aufge- 
nommen werden. Es ift noch hinzugefügt, daß hinfichtlich dieſer Einrich⸗ 
tung in feiner Ball ein Zwang aktfinden fol. Die Juden follen nicht 
gun befonberen Wahl von Stabtverorbneten nah Maßgabe ihrer Bevöl⸗ 
ng angehalten werben; eben fo wenig follen die heftehenden Kom⸗ 
munen gezwungen werben, eine ſolche befondere Wahl jüdiſcher Stabtver- 
orbneten zuzulaſſen, fondern die Einrichtung ſoll auf dem Wege freier 
Vereinbarung ee werben; wo eine freie Vereinbarung nicht ſtatt⸗ 
findet, fällt Die Sache von felbft weg. Dennoch hat man Einwendungen 
im Intereſſe der Juden und der öffentlichen Ordnung dagegen gemacht. 
Man fagt: Ya, wenn auch nicht abfichtlich das Geſetz die Suben abſon⸗ 
dern und getrennt halten wolle, ſo führe doch am Ende die Einrichtun 
dahin, das fer nicht gut; man müſſe vielmehr Alles anwenden, damit bie 
Auden ſich nicht abfonvern, fonvern daß fie mit der chriftlichen Bevdlfe- 
rung vermifcht werden. Alfo doch Zwang angewendet ‚werben, und zwar 
für die Bermifchung! Darauf läuft die der vorgefhlagenen Einrichtung 
widerfprechende Ant t hinaus. Selbſt da, wo eine Neigung bei den Ju⸗ 
ben zu einer foldhen Vereinigung vorhanden ift, wo von Seiten einer fläb« 
A Kommune fein Widerfpruch ftattfindet, ſoll fie dennoch nicht zuge⸗ 
Iaffen werben! Da könnte man fragen: Iſt Das nicht eher eine Beſchraͤn⸗ 
fung der Freiheit, als eine Bermehrung derfelben, ift e8 nicht ver eine 
Berfchlimmerung des Zuftandes der Juden, als eine Berbefferung deſſelben? 
Eben fo wenig erfcheint der Einwand, welcher aus bem Jutereſſe des Staa 
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tee ae bie beabfichtigte Einrichtung abgeleitet wird, an ſich motivirt. 
Es ſoll ja die freiwillig zwifchen der Judenfchaft und ben Vertretern ber 
Stadtgemeinde vereinbarte Maßregel nirgends ohne Genehmigung ber Re- 
ierung in's Leben treten. Insbeſondere fteht auch nichts im Wege, eine 
einigung auf Zeit zu gründen, auf 10 und 20 Jahre, nicht permanent, 
um die Erfahrung zu befragen. In einem Staate, der den Juden die 
größten Begünftigungen hat zu Theil werden laffen, die in Deutfchland bie 
jet gewährt find — ob fie auch ins Leben getreten, weiß ich allerdings 
nicht — in Württemberg, ift man fo weit gegangen, daß man fogar fübifee 
olitiſche Gemeinden in eigenen Markungen Iı etabliren läßt. Der betref- 
Ende Geſetzvorſchlag iſt alſo einerfeits aus wohlwollender Tendenz ber Re- 
gierung, Die ‚ben ber Juden verbeflern will, und andererſeits ohne 
forgniß einer Gefahr für die öffentliche Ordnung gefchehen. Bei Ge- 
legenheit der beabfichtigten Bildung forporativer Berhälmi e unter den Ju⸗ 
den gibt fi etwas fund, was oft der Staatsverwaltung hindernd entgegen- 
tritt, — eine Scheu vor jeder neuen organiſchen Bildung in unſeren 
geiehfipaftti en Zuftänden überhaupt. Nachdem der Reichthum organifher 
dung in früheren Zeiten größtentheils aus unferen gefellfchaftlichen 
Zuftänden verfhwunden ift, glaubt man, aus Furcht der Wiederkehr 
ähnlicher Einrichtungen, die ſich überlebt hatten, überall bei Zeiten bage- 
a eintreten zu müffen, wo neues forporatives Leben fich entwideln und 
i will. 

ch erinnere dabei an die korporativen Verbände in Beziehung auf 
das Gewerbe. Nachdem die hierauf ſich beziehenden organiſchen Einrich- 
tungen, die man unter dem allgemeinen Worte Zunftverfaf Inge be- 
greift, aufgehört haben, fühlt man jetzt gleichwohl das Bedür wi daß 
wieder etwas gefunden werben müffe, um die ungemifchte maſſenhafte An- 
bäufung zu allen Thätigfeiten im Gebiete der Gewerbe wieder zu gliedern 
und die mit jener Vermiſchung für die Geſellſchaft entfiandenen Nachtheile 
abzuwenden. Für biefen Zweck find befanntlih in der neuen Gewerbe- 
Drdnung Andeutungen niedergelegt, deren Wichtigkeit jetzt fehon anfängt, 
anerkannt zu werden; aber man ſcheut fih doch noch, recht Hand anzu: 
legen, wie nothwendig es gleichwohl fei, daß geholfen werde, das beweiſt 
der gebe Trieb nad Affociationen, nach Vereinen. Dennoch ſcheitern 
bie meilten Verfuche, Die gemacht werben, und warum? Sie Ir feinen 
recht feften Mittelpunkt, feinen Kern, woran fie ſich anſchließen könnten, 
und fo bleiben fie nur Eonceptionen, fie zerrinnen und laften nichts hinter 
fih zurüd! Aber daß diefer Trieb fo mächtig ift, das beweiſt ir gleicher 
Zeit das Bedürfniß organischer Geftaltungen in der Geſellſchaft. Wenn 
alfo irgendwo etwas von ſelbſt auftaucht, ohne Zeiler des Staates, 
was ein organifches Leben gewinnen will, wo man ſich überzeugt, Daß die⸗ 
fes Leben, was fich zu bilden beginnt, nicht die beftehende lfentlice Ord⸗ 
— ſtort, wobei man es in der Hand hat und behält, die Modalität des 
sort chreitens zu beitimmen, da ift die Gelegenheit nicht zu verfäumen, ben 
eeren Raum wieder mit neuen Lebensformen anzufüllen. Wenn ein Stre⸗ 
ben biefer Art fich kundgibt, ift es da nicht Pflicht einer aufmerkfamen Re- 
ng, einer Regierung, bie ſich die Mühe gibt, fo viel fie e8 vermag, 

13 inmitten der — hineinzuſtellen, in welchen eine bewegende Kra 
kundgibt, iſt es nicht Pflicht derſelben, ſtatt zu hemmen, ſtatt zu zerſtö⸗ 
ren, vielmehr das keimende neue Leben ſich bilden zu laſſen, langſam, ange⸗ 
en, immer die Erfahrung zu Rathe ziehennt Das ift die Yuffaffung, 
woraus der Vorſchlag wegen dieſer judenfchaftlichen Corporatiouen hervor⸗ 
egangen iſt. Stößt man ſich an den Namen Sudent aftt Ich habe 
on die Ehre gehabt, zu bemerken, daß eine der geachtetiten und größten 
einden, die Gemeinde von Berlin, ſich Sudenfeaft nennt. Alſo daran 
kann es wicht Tiegen. Sch bitte, fich immer zu vergegenwärtigen, baß der 
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Kern ber Verbindung bie Synagoge bleibt, um bie ſich das -andere an. 


Der zweite Punkt, den ich noch befonders berühren möchte, iſt der: 
Man wird wohl die Frage aufwerfen, warum, nachdem man durch das 
vorgefchlagene Geſetz die Beftimmungen des Evifts von 1812 habe erwei⸗ 
tern wollen und aud wirklich erweitert habe, man nicht noch weiter gegan- 
gen fei, warum man nicht völlige Gleichheit, namentlich au — 
der politiſchen Rechte, zugelaſſen habe? Auch über dieſen Punkt hat die 
Koͤnigliche Regierung eine ſorgfältige Prüfung angeſtellt und Stimmen 
aller Art vernommen. Sie hat zuerſt die Wünſche und Anträge der 3 
den felbft gehört, fie bat die Behörden in der ganzen Monarchie zur 

utachtung aufgeforbert, fie hat die Anträge der Stände vernommen, fie 
hu en ah bie Preffe in Bezug auf das Für und Gegen nicht unbe 
achtet gelafjen. 

Sehr beachtungswerthe Stimmen in allen diefen Gebieten, welche ich 
eben berührt habe, ſprachen fih für die vollfändige Gleichflellung aus, 
während andere eben fo beachtungswerthe Stimmen auf das entfchiedenfte 
ſich dagegen erflärten. rn 

ch glaube am beften zu thun, wenn i diejenigen, die dafür find, 
leichſain ſelbſt ſprechen laſſe und eben fo auch Diejenigen, welche Dagegen 
nd. Gie find gleihfam wie gun Parteien vor die Regierung hingetre- 
ten, ehe biefe einen Entfchluß gefaßt bat. Es verficht I von ſelbſt, 
daß die Regierung überhaupt Feiner Stimme ihr Ohr geliehen, die von 
Haß, Antipathie oder von irgend einer anderen unedlen Regung eingenom- 
men war, fondern nur folden Stimmen, die in befonnener Yufaffung 
reale Momente für ihre Anficht geltend machten und barauf das Recht vi 


Aber wir meinen befonders, wenn wir bier von der ighei der Rechte 
ſprechen, daß die nationale Abſtammung und der religiöſe Ola 
Unterfhiet machen, daß fie fein Moment für die Ungleichheit ver Rechte 


lung mit den Chriftent Seht an, welche Intelligenz die Juden beweiſen! 
Ale Zweige der wa werben mit dem größten — ihnen 
kultivirt, es giebt faſt fein, Ge nicht Meifterwerfe 
liefern. Ferner ihre Sittlihfeit, Da werdet hr Doch nicht die Liſten vor⸗ 
I n, die Ihr Habt aufnehmen laſſen. Wir kennen eine Maffe edler 

enfchen, die Juden find. Freilich müflen wir — daß auch in Be⸗ 
et, auf Sittlichfeit unter einem anderen T 
Br e 


auch hier das Beſſere bald finden. Alſo Greigpeit der Rechte und 
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Nun erlaube ich mir die Reben ber Anderen anzuführen, welche ba 
en find. Die fagen: ſprecht von einem Rechtsſtaat. Auf biefes Ge 
tet wollen wir ung nicht einlaflen, das ft ein Staat, aus Begriffen er- 

baut, und wir hüten uns, die ogilgen onfequenzen eines nur auf Be⸗ 
ariffe gebauten Staates auf das Leben anzuwenden. Uufer Staat iſt un- 
zerivennlih von einem wirklichen Volke, wir kennen Fein Gtaatsleben, 
als in der innigften Gemeinfhaft mit dem Volksleben. Wer nicht fähi 
iR, völlig in die Volksgemeinſchaft aufgenommen zu werben, kann au 
nicht volllommen in die Staatsgemeinfchaft aufgenommen werden, um alle 
Rechte genießen zu können. Wenn es die Nationalität allein wäre, die bie 
Schranke feste, jo ginge es bald; denn es giebt in dem preußischen Staate 
neben einander mehrere Nationalitäten; die Schranfen aber, welche bie 
Nationalität in Beziehung auf das politifche Leben aufftellt, find ausgegli- 
hen und aufgehoben durch die Gemeinfhaft in dem Chriſtenthume. o 
das chriſtliche Jriuni waltet, da werden die Schranken aufgehoben, welche 
bie Nationalität bildet, ba baut die Religions » Gemeinf Wege und 
Brücken zu einer Volks⸗Gemeinſchaft. Bei den Juden iſt es aber nicht 
bie Abftammung allein, bie fie von uns trennt, benn wir nehmen bie Ju- 
den, fo wie fie Chriften werden, geis in die — RX8 — auf, dann 
erhalten fie gu gleicher Zeit an allen bürgerlichen und politiſchen Rechten 
ohne Unterfchied Antheil. Es iſt alfo nicht bie Nationalität für na eben 
9 wenig auch der Glaube für fih, die beitimmte Art des Gottbewußtſeins 
i den Juden, welche die Schranke zwilchen ihnen und ung ſetzt. Wir 
ind weit entfernt, ihnen nadyutragen, was er ungebilbete Men⸗ 
chen, die fich vielleicht auch beiten neunen, ausiprechen: „Mit Juden 
ben wir feine Gemeinſchaft, fie haben Chriftum gekreuzigt.“ Denn uns 
iſt gegenwärtig das Wort, was auch vom Kreuze gefprohen wurde: „Va⸗ 
ter, vergieb ihnen, denn fie willen nicht, was fie un. Alſo das Dogma 
an und 7 ſich iſt nicht das, was uns von der völligen politiſchen Ge⸗ 
meinſchaft mit den Juden abhält; wir wiſſen ja, wir haben heilige Bücher 
mit den Juden gemeinſchaftlich, auch wir ſchöpfen fromme Begeilierung 
aus ihren Pfalmen und Propheten. Wir wollen felbft nicht in Abrede 
fetten, daß viele Juden in Beziehung er Gottbewußtſein eine tiefere, 
ebendigere Auffaffung haben als viele eye bie wir fennen, in de⸗ 
nen das Gottbewußtjein fehr abgeſchwächt iſt. Das erkennen wir Alle an; 
aber dennoch Fönnen wir uns Eurer Meinung nicht. auſchließen, weil bei 
den Juden Abſtammung und religiöfe Auffaflung mit dem fich daran an- 
hließenden, die Lebensweife der Juden im Ganzen regelnden Ritualgefeß 
ich gegenfeitig durchdringen und ın biefem Durchdringen ein fo ifolirendes 
oment bilden, daß, fo lange diefe Trennung, flattfinvet, eine Volksge⸗ 
meinfchaft bei dem beften Willen, den wir haben, nicht ansführbar iſt. 
Wir wollen — fprechen weiter die, welche zu ber zweiten Partei gehören 
— den Juden die vollſtändigſte Freipeit geben, ihre Angelegenpeiten unter 
ſich zu oronen, fie follen, bet uns durchaus frei leben, fie follen alle Inſti⸗ 
tute, die wir für uns eingerichtet haben, zu ihrer Bildung benupen, wir 
wollen fie zulaffen zu Allem, was hriftliche Civiliſation bei uns hervorge⸗ 
bracht hat, an allen Wohlthaten unjerer hriftlichen Civiliſation follen fie 
teilnehmen; wo es aber gilt, von Staats wegen über Ehriften zu regie- 
ven, oder wo eine hriftliche Jugend jüdiſchen Lehrern anzuvertrauen, 
wenn es fich nicht um bloßen Unterricht handelt, ſondern um Die ganze gei⸗ 
ge Bildung, ſo weit Eönnen wir auf eine Gemeinfchaft nicht einge 
aß wir übrigens weit entfernt find, in —A— auf die Theilnahme 
an unſeren derogeger Inſtituten die Juden zurückzuſetzen, wird 
dadurch bewieſen, daß jetzt | on Juden in die hoͤchſte wiſſenſchaftliche An- 
ſtalt, in die Akademie, zugelaſſen werben, darum, weil hier es ſich lediglich 


am bie Bildung und Förderung der Wiſſenſchaft ſelbſt Handelt, nicht um 
geiflige Erziehung und Bildung unferer Jugend. 
a8 waren bie verſchiedenen Sprachen, die ber Königlichen Regie 
rung gegenüber geführt wurden. Wie follte fie dieſer Bertihievenpeit ge⸗ 
genuiber ſich —2 — Sollte ſie das Beſtehende bis zu dem Maße 
aͤndern, die Schranken bis zu der Gränze aufheben, daß die Momente, 
welche die zweite Partei geltend gemacht hatte, gänzlich —— 
blieben? Oder war es nicht nothwendig, hier des Weitergehens über 
Vorſchläge des G —A hinaus ſich zu enthalten? Wie ich ſchon 
vorhin erwähnt babe, find noch nicht 20 Fahre abgelaufen, wo Provinzial 
Stände verlangt haben, den Juden folle zum Theil genommen werden, was 
das Edikt vom Jahre 1812 ihnen verlieben. Wer weiß, wenn die — — 
rung den Juden gegenwärtig völlige Gleichheit der Rechte zugeſtehen wollte, 
ob nicht nach 20 Aadren ganz andere Stimmen fich wieder erheben wür- 
ben. Ich erinnere an den Borgang in ee Dort war Hr völlige 
Rechtegfeichpeit gegeben, und Napoleon hat fich gedrungen gefühlt, fein 
die Juden % ſchmachvolles Dekret zu erlafien. Das_find die Bemerkun⸗ 
Be P bie ich mir erlauben wollte, der beginnenden Berathung vorauszu⸗ 
icken. 

gürf & Lynar: Auch ich werde mir erlauben, über den vorliegen⸗ 
ben Geſetz⸗ Entwurf eine allgemeine Betrachtung anzuſtellen, an welche ich 
meinen Antrag zu knüpfen bezoſihtige Bon einem Unwohlſein niederge⸗ 
Fa nd We mir aber die wohlwollende Nachficht der hohen Kurie in 

nfpruch zu nehmen. 
? ch werde das Gefeß aus dem Standpunkte bes Rechtes und ans dem 
der Nüslichleit mit wenig Worten befprechen. 

In Abfiht anf das Recht, fo ie der hohen Berfammlung bekannt, 
daß viele verſchiedene Juden⸗Geſetzgebungen noch heute in unferem Staate 
©eltung haben, EEE die aus dem Edikte vom 11. März 1812, 
welches in allen Landestheilen, die damals dem preußifchen Scepter unter- 
worfen waren, Anwendung findet. Große Rechte wurden den Juden da- 
durch eingeräumt, noch andere in Ausficht geftellt, und die Juden durften 
biefer erworbenen Rechte um fo fiherer fein, als der 16te Artikel der deut» 
fhen Bundes⸗Akte ſolche ausdrücklich garantirte. 

Deſſenungeachtet ſind durch ſpatre Verordnungen Schmälerungen jener 
Rechte beliebt worden, und ich glaube, daß hierdurch eine Rechtsverlezung 
für die Juden begründet ift. >. 

Bon mehreren der leuten Provinzial» Randbtage iſt biefe ne 
letzung anerfannt worben, und mit Rüdficht darauf, daß feit 1812 ſo viele 
Jahre auch für die Juden nicht nutzlos vergangen, und Daß auch fie im 
Allgemeinen in der Intelligenz, in ber Sittlichkeit und in der Befähigung 
ur Theilnabme an dem politifchen Leben fortgefchritten wären, die ehr⸗ 

rchtsvolle Bitte an den Ir gebracht worden: eine neue Juden⸗ 
gung im Sinne des Fortſchritts „lergnäbigft oprbereiten zu tolen. * 
it Sehnſucht en die Juden diefem Geſetze entgegen, in dem Bewußt⸗ 
fein, daß fie fich durch treue Pflichterfülung gegen den Staat eines vew 
ſſerten Zuftandes nicht unwerth gezeigt hätten, We; auch für fie der 
—5 der Zeit auf der erleuchteten Ziffer des neunzehnten Jahrhunderts 
eben müſſe. 

Eur erfcheint der erfehnte Gefey - Entwurf und Tiegt uns hier zur 
Begutachtung vor. Mit der innigften Freude begrüße “ den leitenden 
Grundſatz deſſelben, nämlich den: daß gleiche us ten auch gleiche Rechte 
bedingen follen. Aber leider bemerke ich bei Durchlefung der folgenden 
—— en, daß das an die Spigtze geſtellte a ip Beine durchgreifende 

awendung gefunden habe. Die moſaiſchen Glaubensgenoſſen ſollen da⸗ 
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kann mich mit mie Eorporations-Plan di Int bien et 
ven. Es würde wieder ein mittelalterliches Inftitut bilden, 
es in ben un — we Ban unferer 
eine neue — — zwiſe * 
doch — immer mehr und mehr alle 
des Clanisfebens 
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nur zur Hälfte angehören und mit ihrem —— Weſen zu einer 
Sfolirung gezwungen fein, die dem Gtaate gı Ei werben fann, benn 
‚alle Kräfte, deren gefeglicher Gebrauch nicht geftattet wird, können au Miß · 


Kar ‚bebenklicher erſcheint aber diefe iſolirte Stellung der Juden, als 
ſtens zu; * wird, daß dieſer PH ſſtamm fich —* — 


einen 
a augzei Such, und wenn man rer bt 35 — Zul 
bon großen materiellen Mi I “ erſcheint es als ein 
der Staatsflugheit, fie vollkommen mit ven © iren und 
bie fo bereitwillig mit allen ihren ekktrn tem Ole ven wol⸗ 
* t länger mit einem Mißirauen een weihee Ye einer 
rung als ganz ungereihtfertigt erfepeint und fie enblich gegen 
1 Saat erbittern fan. 
— — FA e gegenwärtig eine Art von Staat im © — 
befti —— Element beſeitigt werben. aufend- 
Air dep, a ip erfolgung haben fi ie ht aus! her können 
Wohlan, meine alle BR ung einen 
— Weg —52 verſuchen wir, — 
nung zu den Unſrigen zu machen, indem toi — fen 
jeges burchgreifend in Anwendung bringen: — 13 — 


will nı 
der Juden zu 
Greene din Juden —— fee 9 oe f 
Taube nicht, daß der chriſtliche Staat es ein Hindernif — werden 
Fonne, indem bie volle Anerfennung jeder menfchlichen and mithin 
—* die ee! der Nerhte ber * recht ei enttig o ve Pflicht eines 
Ich * nämlich ms Seit edel feinesweges nur für eine * 
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bie Aufgabe, die chriſtliche Grund⸗Idee immer mehr und mehr zu verwirk⸗ 
lichen. Diefe chriſtliche Lebens⸗Idee aber ift die Liebe, und dieſe wird 
in ihrer oe in ihrer praftifchen Anwendung die — Berföhnung. 
Ich ſpreche aus dieſes große Wort Des hc enthums — die BVerföh- 
nnd R welche nad allen Richtungen verwirklicht, Das ganze Chriſtenthum 
ifde 
Die chriſt liche Staats-Ydee iſt mithin die Verföhnung jedes Ein- 
zelnen mit der Geſellſchaft. Diefe allgemeine Berföhnung muß in einem 
chriſtlichen Staate aber auch denen zugute kommen, bei denen die chriftliche 
Liebe noch nicht den ganzen Inhalt ihrer Religion bildet, damit fie immer 
mehr und mehr hinüber gezogen werden zur Annahme unferes hriftlichen 
Staats-Prinzips, das au unter uns immer mehr und mehr eine wahrhafte 
Geltung finden möge. 
Bon biefen Anfiöten geleitet, halte ich den vorliegenden Gefet - Ent- 
warf für nicht geeignet, dem Bebürfniffe zu genügen, und ich wage daher 
den Antrag: die hohe Kurie wolle dieſen Entwurt ehrfurchtsvoll ablehnen 
and dagegen Se. Majeſtät unferen Allergnädigften König und Herrn eben 
ſo —— bitten, einen anderen Geſetz⸗Entwurf vorbereiten zu laflen, 
in welchem die Emancipation der Juden ausgefprochen oder doch vorberei- 
tet werden möge. 
Marfhall: Dies würde involviren, daß Die Berathung nicht weiter 
ortzufegen fei, und ich frage alfo, ob diefer orfchlag die —* Unter⸗ 
gung von 6 Mitgliedern findet? 
(Wird nicht ausreichend unterftügt.) 
Er Hat fie nicht ge 
Graf York: Ich Habe aus dem ausführlichen Vortrage Sr. Ercellenz 
bes Herrn Minifters mit Freuden entnommen, daß Die Regierung gewillt % 
die Suftände der Juden zu verbeflern. Sch muß geftehen, daß mir bei Durch⸗ 
Iefung der Denff rit mancherlei Bedenken im entgegengeſetzten Sinne auf⸗ 
geſtoßen —8 Ich freue mich um ſo mehr, daß id gig das Gegentheil 
ahren habe. Ich muß ge es ausfpredhen, daß ich der Majorıtät an- 
gehört habe, die mehrere Beflimmungen, welche den Zuftänden ber Juden 
nicht entiprechend fchienen, erweitert und verbeflert wünfchte; ich habe aber 
auch ferner der Minorität angehört, welcher diefes noch nicht genug war, 
die noch gr ere Freiheit für die Fuden wünſchte. Ich weiß nicht, ob ich 
hierin vielleicht der Einzige in der Verſammlung geweſen bin; doch glaube 
ich nicht, denn ſo viel ich aus Geſprächen entnommen habe, iſt ein durch⸗ 
fauchtigftee Mitglied der Abtheilung, welches leider heute nicht gegenwärtig 
it, meiner Anficht gewefen. Ich für meinen Theil bin noch der Ueberzeu⸗ 
gung, daß den Juden alle politifchen und bürgerlichen Rechte gegeben wer- 
den müffen, und daß biefes nur eine Nechts- Gewährung von Seiten des 
Staats wäre, und diefen meinen Wunſch, deſſen baldige Erfüllung ich bofer 
baſire ich darauf, ; in der neueren Zeit endlich das Staatsrecht zur De- 
finnung gekommen it, ſich felbft erſt recht erfaßt hat und ſich den Staat 
als von der Kirche gefondert gedacht hat und diefe Sonderung fordert, und 
je —* die beiden götttigen Inftitutionen Des Staates und der Kirche mir 
ftehen, um fo entfchievener muß ich die Trennung berfelben, fo weit fie ir- 
gend zuläffig und möglich ift, verlangen. Ich habe bis jegt Durch die ganze 
Geſchichte nur unglüdlihe und traurige Verhältniffe ſich entwickeln ſehen, 
wo irgend bie Kirche mit dem Etaate vermengt worden ift, wo der Etaat 
entweder feine Gewalt gebraucht hat, um die Kirche oder cine ſpezielle Kon⸗ 
feffion or zu erhalten, oder wo eine Staatskirche zu ihrem eigenen 
Wohle geftrebt hat, den Staat fih ynterzuordnen. Je mehr ich alfo dieſe 
Sonderung wünfhe und den Bürger bes irbifhen Reichs non dem 
Bürger des himmliſchen Reichs trenne, um fo mehr verlange ich Gleichſtel⸗ 
lung aller dieſer Bürger. Es ſcheint mir aber aͤuch, als wenn bie preu⸗ 


% 
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iſche Regierung, die von jeher im Sinne einer edlen Breibeit gewaltet 
at, dieſe meine Auſicht von jeher hat verwirklichen wollen. Unſer Geſetz⸗ 
uch, das, wenn ich nicht irre, im &. 2 Theil li. Titel 11 des Landrechis 
einem Jeden Glaubensfreiheit verheißt, will_offenbar damit Fein bürgerli- 
ches Necht befchräntt willen, fonft wäre dies —* ein äußerliches Beſchrän⸗ 
ken der Glaubensfreiheit, was der Staat nicht will. Der Staat ſagt aber 
ferner im $. 13 er 1. Tit. 11 des A. L. R.: 
„Jede Kirchengejellichaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht 
gegen die Gottheit, Gehorſam gegen bie een Treue gegen den 
Staat „and fittlih gute Gefinnungen gegen ihre "Mitbürger e’'nzu- 
en. 

Dies ift alfo bie Forderung, die der Staat an die Mitbürger fteilt, 
und alles Uebrige, was den "Glauben, was bie Religion angeht, ga er 
bei Seite gelaften, und wie mir fcheint aus hoher Weisheit. Es ıft auch 
fernerhin_ das noch für meinen Wunſch und meine Anficht anzuführen, daß 
das preußiihe Gonvernement von jeher ein gerechtes gewefen ift, wie ich 
auch mit Freuden aus dem Munde des Herrn Minifters die ätigung 
davon gehört habe, indem es die Abficht der Räthe der Krone ſelbſt «ft, 
das Gefet von 1812 ferpudetten und auf ihm weiter im-Sinne der Frei» 
heit fortzubauen. Das Gefes von 1812 fann aber nur feftgehalten wer- 
den, wenn man nad ber ftrengften Gerechtigkeit gehen will, für alle die⸗ 
jenigen Juden, die bis dahin weniger Rechte genoffen haben, und nicht 
br diejenigen, die mehr Rechte genoffen haben. Es ſcheint mir eine folde 

eſchränkung nicht gerechtfertigt. Wenn wir ung denken, daß der Staat 
vollkommen gerecht Ein will, fo fann diefe Gerechtigkeit nur darin befte- 
ben, daß er die minder Begünftigten ben Degünftigteren gleichftellt, und 
wir haben allerdings in unferem Staate folhe mehrberechtigte Juden. 
Das Geſetz, deilen hier erwähnt worden ift, welches Napoleon für bie 
jegige Rheinprovinz gegeben hat, ift nur temporair gewefen, ift nur auf 
10 Kasre egeben und nach Ablauf diefer 10 De nicht erneuert worden. 

Sie An vollberechtigte Staatsbürger geweſen. Das Gleiche hat im 
Meftfalen erg Es iſt alſo, 8 wir den Entwurf vom Jahre 
1812, der bejonders dem neuen Gefet -Vorfchlage zum Grunde liegt, ein- 
— wollen, eine Ki FAR ber Rechte der Juden. Eine ſolche Be⸗ 
chraͤnkung rechtfertigt fi in feiner Weife. Sie haben fih im Gegentheil 
als gute Staatsbürger erwiefen, fie haben mit gleicher efinnung wie bie 
Chriſten die Staatslaften getragen und, fo viel mir befannt ift, ift keine 
Beſchuldigung gegen fie oben worden, daß fie ihren Stantebürgerpflich- 
ten nicht nachfommen. Ih für meinen Theil möchte baher auf vollftän- 
dige Gleichſtellung der Juden mit den Chriften anfragen. Ich halte dies 
aber noch aus anderen Gründen für wünfchenswerth, denn allerdings hege 
ih den Wunſch, daß der jüdiſche Glauben als folder allmälig or winde. 
Ich wünfche, daß die Juden Ehriften würden. Die Erfahrung lehrt, daß 
dazu das beſte Mittel die Emancipation N: Wir haben gefehen, daß bie 
— wo der Glaubensdruck gegen fie beitand, ihm nur defto zäher wider“ 

anden haben. Es ift gleichfalls durch Nachweiſe erhärtet, daß in den Län- 
dern, wo die Juden den Vollgenuß der politifchen Rechte haben, der Ueber⸗ 
tritt derfelben zum Ehritentdum in bedeutendem Maße zugenommen bat. 

ch bin der Anſicht, daß ein konſequentes Verfahren die völlige Gleichſtel⸗ 
lung der Juden ausfprechen muß, und will die hohe Kurie bitten, biefer 
Anl t beizutreten. Ich erlaube mir nun noch einige Data anzuführen, 
bie fi au ben Vortrag des Herrn Referenten beziehen. Unter den mit- 
getgei ten Angaben ber _Bevölferungs,-Verhältniffe in den verſchiedenen 

taaten finden wir, daß fich einige noch, wenn wir e8 fo nennen wollen, 
un Dr ftellen, al6 bei ung; 4 hre die Niederlande an. Das Ber 
haltniß, in welchem die Zuden zur Chriſtenbevoͤllerung ſtehen, if allerdings 


der Zahl nach fi die chriſtliche Bevoͤllerung ungänftig; wenn wir aber Pofen 
abrechnen, fo ift dieſe nen minder bedenklich, Ylofern es —8 if 
wie manche glauben möchten, zu denen ich aber durchaus nicht gehöre... Es 
würde in ber Monarchie dann nur unter 113 Einwohnern 1 Jude fein, wäh⸗ 
rend in A allerdings die Bevölkerung en Emäbis groß iſt. Es iſt 
aber auch, und, wie ich glaube, mit Recht, Polen nicht mit in Betracht gezo⸗ 
gen, und ich felbft würde, wenn ich auch ven Wunſch völliger Gleichſtellung 
der Inden mit der übrigen Bevölkerung ſege Poſen zum —— ausnehmen, 
weil dort ein Theil derfelben noch auf einer Kulturftufe fteht,. daß man, 
ohne eine neue Ungerechtigleit zu begehen, ven, dort beftehenden Zuftand 
u auf einmal aufheben könnte. Ich muß mich der Anficht anfchließen, 
daß es räthlich iſt, Die Juden nach and nach zur vollen Freiheit zu erziehen. 
Wenn nun, um auf einen zweiten Punkt überzugehen, behauptet wird, daß 
in Preußen feit dem Edikt vom Jahre 1812 der moralifche fittlihe Zuftand 
der Juden ſich gebeſſert habe, fo wird es auffallend erfcheinen, daß nach den 
auf Seite 3 des Gutachtens mitgetheilten Notizen das Verhältniß der Ju⸗ 
den in Beziehung auf die Verbrechen ein ungünftiges iſt. Ich freue mich, 
ger ausſprechen zu können, daB diefe Notizen, jedoch ohne Berfhulden des 
eferenten, falfch find. Ach berufe mich ın dieſer Beziehung auf ein mir 
vorliegendes Seitungeb akt worin erklärt wird, nn biee Notizen falſch 
fm. Nah diefer Mittherlung des Miniflers Mühler Ercellenz ift pas 
erhältniß der Juden um mehr als das Doppelte zu Gunften der Juden zu 
ändern. Wenn ich für nöthig gehalten babe, daß den Juden wie ben 
Chriſten volllommene Freiheit ertheilt werde, fo iſt nicht allein die Noth- 
wendigfeit eines neuen Geſetzes, fondern die Nützlichkeit eines ſolchen da- 
mit ſchon ausgefprochen, und ich brauche kaum zu erwähnen, daß die Auf- 
hebung der verſchiedenen Oefehgedungen in einem und demfelben Staat an 
und für ſich unerläßlih zur Beſeitigung der bedeutendften Schwierigkeiten 
und Demmmifle iſt. Ich kann Darum nur befürworten, daß durch eın fpe= 
zielles Geſetz, das als allgemeines gelten fol, dieſer Uebelftand befeitigt 
werde. Ich werde mir erlauben, bei Berathung der einzelnen Paragraphen 
meine Anfichten fpeciell zu entwickeln und in mehren Punkten der Erklärung 
des Herrn Minifters des Kultus entgegenzutreten. Ich unterlaffe es jebt, 
weil “A glaube, daß es befler ift, da wir noch nicht zu dem einzelnen Pa- 
ragraphen gefommen find, mir das Wort vorzubebalten. L, 
ebeimer Regierungs-Ratt Schröner: Ich wollte mir nur die Bitte 
erlauben um Mittheilung des Neffripts, worauf Herr Graf von York auf⸗ 
merkſam gemacht hat. 
Graf von York: Es ift kein Reffript, ſondern es Tiegt mir nur ein 
Zeitungsblatt, außerordentliche Deilage uder Spenerfhen Zeitung vom 
7. Mat 1847, vor, welches einen alas enthält, die preußifchen Prozeß⸗ 
Tabellen und bie guben betreffend, und wo fih am Schluß eine Erklärung 
des Deren Yufliz-Minifters Mühler findet. Auf den Aufſatz und dieſe Er- 
Härung nehme ich Bezug. 
imer Regierungs-Rath Schröner: Aus dem Reffript des Herrn 
ſtiz⸗Miniſters Mühler iſt durchaus nicht zu entnehmen, daß feine früheren 
ngaben, wie ſolche in den Beilagen der Denkſchrift zum Gefeg-Entwurfe 
abgebrudt find, unrichtig feien. Dies ift nirgends nachgewirfen. 
Graf von York: Der Aufſatz weit dies nad. u 
Geh. Regier.⸗Rath Schröner: Der jegige Herr Yuftiz-Diinifter hat 
fi Darüber geäußert und nacdhgewiefen, daß e8 nur Vermuthungen find, wo⸗ 
durch das Refultat der Ermittclung, wie fie in den Beilagen des Entwurfs 
pur Denkſchrift aufgeftellt find, in Smeilel ezogen wird. Ich glaube nicht, 
bie Angaben in diefem Zeitungs - uffage die Nichtigkeit des Ergeb» 
niſſes jener Ermittelungen alteriven können; jedenfalls würde ein — 3— 
Gingeden auf dieſen Gegenſtand nothwendig fein. In dem vorgeleſenen 
2,’ 


Refkripte des Herrn Zuftiz -Minifters Mühler iſt nur ausgefprochen, da 
ber Herr Minier feinen Anterfihteb finde zwifchen dem, was in ber Ar 
joe Denkichrift hervorgehoben it, und was die von ihm mitgetheilten 

otizen enthalten; aber es tft darin micht zugeftanden, daß die Ergebniffe 
feiner Ermittelung unrichtig feien. 

Graf von York: Das wird aber doch, wenn der Aufſatz zur Notiz 
genommen werben follte, daraus hervorgehen. 

Referent Graf von Itzenplitz; Ich glaube, daß eine Unrichtigkeit ber 
Thatfachen, wie fie von dem Herrn Miniſter ermittelt worden find, nicht be» 

auptet werden fann, fondern daß nur in dem Zeitungsartifel bebugirt worden 
tft, daß aus den Zahlenverhältniffen nicht Die ungänßt en Schlüffe auf die 

erhältniffe der Juden zu ziehen fein möchten. Mir if biefer Artifel wohl 
befannt gewefen, als ich das Gutachten verfaßt habe, und ich habe wahrge- 
nommen, daß man den Juden Unrecht thue, indem man fie nur ınit der Be⸗ 
oölferung im Allgemeinen und nicht mit der ftäptifchen verglichen hat. 
Dies ift auch im Outachten der Abtheilung bemerkt. 

Graf von York: Unrichtigkeit der Zahlen habe ich auch nicht gefagt, 
—* von der get der Behauptung im Allgemeinen habe ich ge⸗ 
prochen. Es find 77,000 Verbrechen, auf die Konfeffionen vertheilt, berechnet 
worben. Man hat aber ausgelafien, daß wegen Holzdiebſtahls allein 161,000 
Kriminalfälle vorgelommen find und wegen Korfifrevels über 30,000, und daß 
alfo nicht die je Bevölkerung p ben 77,000 Verbrechen, die unterſucht 
worden find, im Verhältniß zu ſtellen iſt, ſondern zu den 240,000. Das iſt 
mehr als noch einmal fo viel. 

Graf von Dyhrn: Wenn ich mich vorhin erhoben habe, um den Antrag 
bes fürftlichen Mitgliedes aus der Lauſitz zu unterflügen, fo babe ich dies nicht 
in dem Sinne gethan, wie die Frage von Ew. Durdlauct gefiel wurde, 
nämlich die Diskuſſion über die vorliegende Angele Me abzufchneiden, 
fondern vielmehr in dem Sinne, in welchem mir der a liche Antragfteller 
das Amenvement zu ftellen fihien, nämlich in dem, daß in dem Geſetze zu 
wenig Rechte und Freiheiten gegeben wären, ehe es als ein auch nur Kleiner 
Fortfchrit anerfannt werben könnte. In dieſem Sinne habe ich den Antrag 
des fürftlihen Mitgliedes unterftügt. Es folgt daraus, daß sch Die eben aus⸗ 

efprochene Anficht meines Freundes aus Schlefien ganz der auch ich dafür 

imme, den Suden volle politifhe und bürgerliche Nechte zu geben. Die 
Seite des Rechts iſt von meinem Freunde auf eine Weile DR Alam 
worden, daß, wenn ich noch weiter barüber fprechen wollte, ih mid nur 
Wiederholungen ſchuldig machen würde. Sch muß mich aber gegen einen 
Ausdrud, der von Sr. Ercellenz dem Herrn Minifter gebraucht wurde, ver- 
wahren. Es wird fich vielleicht im Laufe der Debatte über das Geſetz noch 
eine Stelle finden, wo ich näher auf Diefes Thema eingehen kann; für jetzt be⸗ 
grüge ich mich mit einer Berwahrung. Der Herr Miinifter hat gefagt, daß 
der Rechtsſtaat ein Ieerer Begriff fei. Der Rechtsſtaat —* der konkreteſte 
Begriff, er iſt der geſchichtliche Staat, der in ihm zu ſeinem wahren Rechte 
kommt. Er iſt für mich eine konkrete Wahrheit, er befteht wahrhaftig und 
lebendig in der Weltgefchichte und fann kein Staat fein, wenn er nicht dieſe 
konkrete Wahrheit in fich hat. Dies hier nur in Parenthefe. 

Da nun mein Freund diefe Rechtefeite —* hervorgehoben bat, fo er» 
lauben Sie, daß ich einen anderen Grund an Der weshalb ich für Die volle 
Gewährung aller politifhen und bürgerlihen Rechte an die Juden flimme. 
I ſtimme als Chriſt dafür, und wenn der fürftlihe Redner, auf den * 
chon hingedeutet habe, die Liebe als feinen Beweggrund darſtellt, fo ann i 
mich dem allerbings nur anfchließen, und für mi iſ die That der Liebe des 
Chriſtenthums eben die Erlöfung. Ich will, daß die Chriſten von Laſtern und 
die Suden von Laften erlöft werden, und glaube i ganz una des 
chriſtlichen Standpunktes zu ſtehen. Es iſt num gefagt worden, 
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wören nicht wäre ‚ an-biefer Erlöfung Theil a nehmen, fie wären noch 
nicht reif 5 eine Herren! Jedem in der Welt, dem man etwas ver⸗ 
weigern wollte, iſt geſagt worden: Du biſt nicht reif! und wenn das Ver⸗ 
weigerte nachher gewährt wurde, zeigte derſelbe Dann ſich keinesweges ale 
unreif. Ich frage Sie, ob nicht viele Stimmen, auch 1808, als das ewi 
denkwürdige Seh gegeben wurbe, laut fagten, daß unfere Bauern nicht ve 
wären zu der Erlöfung, die fie im echt hriftlichen Sinne damals erfuhren. 
Das Geſetz wurde gegeben, das Geſetz der riftlihen Liebe wurde zur 
hriftlihen Tapferkeit, das Gefeg wurbe durchgeführt, und ich frage Sie 
meine Herren, wer heute noch den Muth hat, zu fagen: Ste wären nıdt reif. 
Ich glaube, fo würbe es gerade mit diefen Klaſſen gehen, die wir hier erlöfen 
arg — wir ihnen die Erlöſung, und wir werden ſehen, ob ſie reif 
ind oder nicht. 

Dann, meine Herren, erlauben Sie, daß ich noch auf etwas aufmerkſam 
mache. Wenn ich ein Feind von irgend einer Religions⸗Anſchauung, von 
irgend einer Genoflenfhaft wäre, was ich meinen Prinzipien na Be fein 
fann, wenn ich alſo Feind der Juden wäre, dann eben würde ich recht auf 
Emancipation befteben; denn ich glaube, fie ıft das befte Mittel, die Juden 
als die Juden verfchwinden zu machen, wie mein edler Freund ſchon ange 
führt hat. Sehen Sie hier im Gutachten den Nachweia, auf Seite 2 an. 
In den Staaten, wo die Juden große Rechte haben, wo fie vollflommen 

leichgeſtellt find mit den Chriſten, befinden fich die allerwenigften Juden. 
dp weiß nun nicht, ob ich das als eine hiftorifche Entwickelung anfehen fol; 
ih glaube aber nicht, denn im Mittelalter waren die Juden über Europa 
temlich zu gleichen Theilen ausgetheilt, und gerade in den romanifchen Län⸗ 
ern haben fih damals mehr Juden befunden, als in den Ländern, wo fie: 
beute am allermeiften zu Daufe find. In der damaligen Zeit, glaube ich nicht 
daß in den Ländern der Slaven vor 1000 Jahren irgend ein Jude gefunden 
worden iſt, fie haben ſich erft fpäter hingezogen, und die Juden, welche in 
jenen Ländern lebten, in benen wir jest das Verhältniß geringer, als in 
den öſtlichen Rändern fehen, find ſchon Ehriften gemworten. Erlauben Sie 
mir, meine Herren, hier eine Nebenbemerkung zu machen. Der einzige Mann, 
der ſich eigentlich mit Fug und Recht gegen die Emancipation ausfprechen 
müßte, if nach meiner aufrichtigen Dieinung einzig und allein Rothſchild, 
denn ich glaube, Daß die exceptionelle Stellung, welche ihm fein Glaube ges 
geben hat, nicht wenig dazu beigetragen hat, die Stellung einzunehmen, Die 
er jet einnimmt. Zuletzt nur noch einige Bemerkungen über den Geſetz⸗ 
Entwurf, der ung eben vorgelegt worden ift. Sie werden ſich allerdings auch 
paflender an die Paragraphen anfchließen, ich erlaube I mir daher nur kurz 
anzudeuten. ch ftimme — mit dem ſchon oft erwähnten fürſtlichen Mit- 
liede überein, daß die Corporation, wie fie hier im Gefe beliebt wird, zu 
ehr nad den Ghetto mir ſchmeckt, oder man wird mich beſſer verfteben, 
wenn ich fage, riecht. Wenn gefagt worden tft, daß es Die Pflicht des Staats 
iſt, das organifche Leben und alle die Eorporationen zu unter ißen und zu 
befördern, welche fich freiwillig und von felbft zufammenfinden, jo wird ge⸗ 
wiß keiner von uns, meine Herren, den Staat daran — wollen, wir 
werden gewiß aus allen unſeren Kräften diefe Unterflübung von unferer 
Seite jeder organisch fih ſelbſt entwickelnden Thatſache der Geſchichte fehr 
ern angedeihen laſſen. Diefe Eorporationen fiheinen mir aber nicht ganz 
—— zu ſein, denn ſie ſind durch das Geſetz geboten. Das Geſetz ſagt 
nicht: wo die Juden das thun wollen, können ſie das thun; ſondern das 
Geſetz ſagt: die Juden müſſen es thun. Darum hat, nach meiner Anſicht, 
die Abtheilung das Wort Judenſchaft in ſehr richtigem Gefühle geſtrichen 
und blos Synagogen-Vereine geſetzt, um anzudeuten, daß der Verein kein 
olitiſcher, ſondern nur ein religiöſer ſein ſoll. Aber auch dieſe Corporation 
— * mir mit der Zeit doch wieder auf Beſchränkungen hinführen zu müſſen, 
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von mir gemeint, fo hat er nur daun das Recht dazu, wenn er mich irgend 
einmal auf einer That getroffen haben wirt, durch welche ich dieſer Erlös 
fungs-Theorie untren geworben bin. Es giebt allerdings noch fehr viel zu 
erlöfen. Aber davon ift hier nicht die Rede, und ich werde hoffentlich noch 
recht oft zeigen fönnen, ob ich diefer Erlöfungs-Theorie je einmal werde 
uniren werben. Hier handelt es ſich blos darum, ein —ã——— Unrecht 
wieder gut zu machen, ein taufendjähriges Unrecht endlich aufhören zu laf⸗ 
fen, und eine Race, eine Nation, welche die Grundlage des Chriſteuthums 
gewefen if, welche lange Zeit die Trägerin der Gottes.Ipee in der 
gewelen iſt, wieder zu einer ganz einfachen, menſchlichen, bürgerlichen Ans 
erfenntniß zu bringen. Nehmen wir und auch hierbei ein Beilpiel an dem, 
was vor faum 20 Jahren in England geföehen ift, das ein —A 
langes Unrecht gutgemacht hat. Wir haben hier aber ein taufendjähriges 
Unrecht zu fühnen. Werbe ich Hierbei ein einziges Mal der Ablöfungs- 
Theorie untren; erft dann hat das edle Diitglied recht, biefe in dem Yhte 
darzuftellen, wie es gefchehen ift. , 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich zweifle nicht einen Augenblick daran, 
daß mein geehrter Freund diefe Anfıcht ganz ernftlich gemeint hat; ich wollte 
nur auf die Konſequenzen aufmerkfam machen, die ohne Zwang daraus ges 
zogen werben können. 

Oral Dydın: Und ich habe bie Ronfequenzen angenommen. 
Graf Sterftorpff: Die Juden find ung cine unangenehme Körpers 
ſchaft geworben. Wir wollen ihrer los fein. Wir Haben dazu fein aude ⸗ 
res Mittel, als die Emancipation. Cs ijt nicht alleın billig, fondern auch 
reiht, fie als Staatsbürger im vollen Sinne des Wortes anzuerkennen. 
Aber Hier treten andere Umflände ein. Sie wollen zwar unfere Rechte mit 
ung theilen, aber ihre Iutolerang, in Betreff ihrer Sitten gegen ung bes 
wahren. Dadurch würden fie ein Vaterland bei ung finden und eine andere 
Heimath in der Abgeſchloffenheit ihrer Sitten und Gebräude. Dies wären 
ungleihe Verträge. Ich bin daher der Anfiht, daß der Staat jeden Augen» 
blid bereit fein möge, fie zu emanzipiren, fobald fie erklären, daß fie diefe 
Intoleranz aufgeben, und namentlich, wenn fie den Sabbath auf den Sonn- 
tag verlegen, weil er bisher die ftaatliche und geſchäftliche Dronung ftörte, 
Dann aber eine freie, eine wolle Emanzipation! (Eine halbe ift ein Wall, 
der leicht durchbrochen wird. Barum wollen wir fie überhaupt nit eman« 
ipiren?_ Weil wir ihnen nicht immer das Bewußtfein der freien, ehren. 
aften Selbftjtändigfeit zutrauen. Zrüher fonnte ung dies ganz gleihgultig 
jein, jegt aber nicht, namentlih, nachdem fie in die Reihen der Bater- 
Iand6»Bertpeidiger aufgenommen worben find. ir muflen ihnen da⸗ 
her jenen Begriff beibringen. JG febe in biefer Röniglihen Propofition 
nicht eine Emanzipation, fondern eine Conglomeration. Durch biefelbe en 
ein Rörper gebilet, der, aleih einem Buinzel Pieife, um fo Härter baflchl 
je enger er gefchnürt ift. Turch fie wird ibnen nicht ein arüßered Keld ber 
Freiheit gewährt, fenrern ein Belwerf, in welhem vie Abgefhlofienheit 
ihrer Gitten fi befetigt. Somit murte fi nicht allein ihre Intoleranz 
jegen bie Epriften, Tonbern au umgetehrt, Lie ber Ehriften gegen bie Auen 
eigern, und follte fpäter ber Zal rintreien, mo die Emanzipation Er 
inden müßte, fo wäre e6 Ibmirriser, Lirfen beirisigten Rörgee — en, 
al einzelne Jntiritmen, wie jept, unırı die Etaarebürgrr au N opofitiom 
36, mu mic) nach alen dem gran die Tentenz der Koniglichen Fropofition 
lären. un; . 
fürft Rabaimill: Ja babe tem Yintrag, ben ih io mad w 
zurücfbehalten, fo Iange unenti®wsen war, ob Dir 99 Ri 
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wenn ich den &. 27 anfehe, nach welchem allerdings, wie der Herr Miniſtei 
ſchon angeführt hat, bie Du ihre Kinder in ne Schulen fhiden 
bürfen, aber die Polizei ihnen die Schule anweifen fann. Nun eine 
olizei den Juden nur eine Schule in einem aa Drte anweifen, in einem 
rte, ber vielleicht, wie wir das in jeder großen Stadt finden, noch nicht 
aanz bebaut ift, fo fann es ſich in 20 Jahren finden, daß wir dort wieder eine 
Judenſtadt haben. on 

Darum halte ich die Corporation niät als eine fo freiwillige, wie fie 
geſchildert worden ift, habe übrigens dieſe emerlung Dur gemacht, um dies 
im voraus barzuftellen und behalte mir alle übrigen Bemerkungen bis dahin 
vor, wo über die einzelnen Paragraphen diskutirt werben wird. 

Marfhall: Sie find vorläufig bei einem Paragraphen, auf deffen 
Wegfall die Abtheilung angetragen bat. 

Staats» Minifter Eihhorn: Der verehrte Redner, der eben gefprochen 
at, nimmt an, daß ich felbft den Nechtsftaat für einen bloßen Begriff er- 
färt hätte. Da bin ich mißverftanden worben, ich habe nur verfucht, die 

Anfihten, die für und gegen bie Bewilligung politifcher Rechte fich fund- 
egeben haben ‚ ‚in fprechenden Parteien vorzuführen, und da ift von mir ge⸗ 
agt worden, die eine Partei gehe von dem Nechtsftaate ans und glaube 

namentlich, daß "sc Rechtsſtaat unverträglich mit einem Unterfchiebe fei, der 
auf Konfeffionen und Nationalitäten gegründet werde. Dem hat nun nad 
meinem Bortrage bie andere Partei wiverfprochen. Was ich ſelbſt darüber 
gedacht, darüber habe ich bis jetzt noch einer Aeußerung mich enthalten. 

Sodann erlaube ich mir zu bemerfen, daß es durchaus nicht die Abficht des 

Geſetzes ift, und wenn der Entwurf fo aufgefaßt wird wirb er mißverflanden, 

daß die Polizei den Juden die chriftlihen Schulen fol anwerfen können. 
abenn * Materie zur Sprache kommt, werde ich mich ausführlicher dar⸗ 
er äußern. 

Graf Dyhrn: Ih danke Sr. Excellenz ſehr für dieſe Berichtigung. 
Allerdings hat es Se. Excellenz nicht als ſeine Meinung ausgeſprochen, daß 
der Rechts⸗Staat ein leerer Begriff wäre, ſondern als die Meinung einer 

artei angeführt. Mir erſcheint aber eben das — der Art, daß es 
ich ganz der Partei anſchließt, welche eben den Rechts⸗Staat für einen leeren 
egriff hält. Ebenſowenig kann ich Ya Iau einer anderen Erklärung der 

Worte des $. 27. hinneigen, denn in dieſem ſteht ganz deutlich: „So bleibt 
es der Regierung überfaffen , ven jüdifchen Einwohnern nöthigenfalls er 

Maßgabe der Orts» Berbältniffe entweder eine diefer Schulen ausſchließli 

zuzuweiſen oder fie nach einer beflimmten Bezirke „Abgrenäung u vertheilen. 

A kann alfo die jüdiſchen Kinder in eine Schule weifen, in 

welche fie will. 

Staats» Minifter Eichhorn: Sch will nicht vorgreifen, sch wiederhole 
nur, daß ich über den Sinn eine Erflärung abgeben werbe, welche wohl den 
verehrten Redner beruhigen dürfte. Die Regierung will den Juden gegen» 
über fein anderes Recht 9 beilegen, als welches der chriſtlichen Bevöllerun 
g° enüber befteht. Wenn an demfelben Orte mehrere Kriftliche Schulen fi 

enden ‚ 10 kann es aus nicht der Willkür der Einzelnen überlaffen werden, 
welche Schulen fie ihre Kinder befuchen laſſen wollen, weil durch Ausübung 
einer ſolchen Willkür das Beſtehen einer Schule, z. B. durch Veberfüllung 
oder Entleerung von Rindern, leicht gefährdet werben koönnte. 

Referent Graf von Iuenplig: Ich geftatte mir zunächft eine kurze 
faktiſche Bemerkung: Dein geehrter Nachbar zur Linken hat bemerkt, daß das 
napoleonifche Dekret von 1808 nicht mehr gelte, während ich vorgetragen 
I e, daß es am Rhein noch gültig fei. Mein geehrter Nachbar zur Tinten 

at es wohl fo gemeint, jur bas Dekret von 1808 in Frankreich nicht mehr 
gelte, was richtig iſt. Auf dem rechten Rheinufer gilt es auch nicht weht, 
in den preußifchen Staaten auf dem linken Rheinufer gilt es noch im Folge 


} 
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der Alerhöchften Kabinets-Drbre von 1818, nämlich das Dekret gilt bort, 
gi als es Beſchränkungen in Beziehung auf den Handel und Verkehr 
ber Juden enthält. Ich möchte aber den Herrn Dlinifter bitten, zu fagen, ob 
meine Angabe eier war. 

Minifter Eihhorn: Es ift fo ganz richtig. Schon vor langer Zeit 
war die Rebe davon, das Dekret von 1808 auch für die Rheinprovinz auf- 
ug s fand darüber eine ausführliche Berathung im Staatsrath ftatt. 

erfwärbiger Weiſe erklärten fi damals gerade Nheinländer, welche vie 

ände ihrer Heimath, namentlich der dortigen Juden, genau fennen, ent» 

gegen Wr unbebingte Aufhebung. Darum wurde damals auch diefe 
ung ausgeſetzt. 

Referent iR von Itzenplitz; Ich glaube, daß der fürftfiche Renner 
mit dem Antrage gefchloffen hat, dies Geſetz, da es nicht die voll ändige 
Emancipation enthält, abzulehnen und zu bitten, daß Se. Majeſtät ein 
anderes möge entwerfen und vorlegen faffen. Habe ich in dieſer Beziehung 
recht verſtanden (Eine Stimme: Ganz recht!) 

Im Hebrigen will ich mir nur Die Bitte an die Verſammlung erlauben, 
daß fie vielen Weg nicht verfolgen möge; es wird, felbft wenn die Minorität 
der Abtheilung hier die Majorität in der Berfammlung erlangen follte, fich 
Gelegenheit finden, die Befchlüffe der Verfanmlung in den Tert des 
Gejepes vorſchlagsweiſe einzufchalten. Die Verfammlung ift infofern voll⸗ 
ſtaͤndig frei, und ich möchte ihr Dringend ans Herz legen, die Sache hier fo 
weit vorzubereiten, daß die Gefeßgebung vorfchreiten fann, denn es ſcheint 
mir wirklich höchſt wünfchenswerth, der Verfchiedenheit der Gefeßgebung in 
den verfchiedenen Provinzen ein Ende zu machen. 

Fürſt zu Lynar: Ih will nur ein Faktum berichtigen. Mein Antrag 
King dahin, aus den entwickelten Gründen, und da das Geſeztz nicht völlig 
dem Bedürfniß entfpricht, daſſelbe ehrfurchtsvoll abzulehnen, Dagegen zu 
beantragen, ein Geſetz ausarbeiten zu laſſen, welches die Emancipation ber 
Juden ausſpräche oder fie wenigften vorbereite. 

Marſchall: Graf von Sierftorpff verzichtet auf das Wort. 

Graf zu Dohna-Laud: Jh muß mit wenigen Worten gegen bie 
Aeußerungen der legten Redner mich ausfprehen. Mit Ausnahme des Herrn 
Referenten haben die drei Redner, welche zulegt gefprochen, fich für die voll⸗ 
fänbige Emancipation der Juden auch in polttifcher Brziehung erklärt. Ich 
ann nicht dafür ftimmen, jondern muß dem Prinzip des vorliegenden Ge- 
fees dahin beipflichten, daß die Emancipation, wie man es nennt, nur auf 
die bürgerlichen Rechte auszudehnen, die politifchen Rechte aber von folcher 
Emancipation auszufchließen feien. Nach meiner Ueberzeugung hat die Ent- 
widelung eines Staates. oder das gefammte Staatsleben durch viele wich- 
tige Momente bedingt, und eines der wichtigfien Momente im Staats 
Ieben, in der Gefeßgebung und Befittung der Nation ift die Religion. Ich 
glaube, man kann namentlich die Sefeggebung nicht als etwas betrachten, 
was ohne Einwirkung des religiöfen Elements im Staatsleben zu Stande 
gelommen oder aus demfelben hervorgegangen wäre. Im Gegentheil, ich 
glaube, daß die Gefepgebung eines Staates nur als ein Produkt des Volks⸗ 
ei und Volkslebens in Verbindung mit dem religiölen Prinzip der in 

em Bolfe berrfchenden Neligion anzufehen fei. Faß man das ganze 
Stantsleben und feine Entwidelung aus diefem Gefihtspunft auf, fo glaube 
ich nicht, daß man einer in Beriebung auf ihre Neligion ganz gelonberten 
Klaffe von Stantsbewohnern, fo hoch man fie auch ftellen möge, alle diefelben 
politifchen Rechte wie denen einräumen fünne, welche als Staats-Einwohner 
ben eigentlichen Staat bilden und allen inneren Beziehungen nad) den eigent- 
lichen Kern des Staates ausmachen. Ich glaube, daß _diefen in biefer Be— 
iehung ein Vorrecht zugeftanden werden müſſe. Es iſt von einem ber vor⸗ 
Vergeaangenen Redner erwähnt worden, daß man Kirche und Staat nicht 
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vermifchen dürfe; die Kirche müffe beſonders daſtehen und eben fo der Staat. 
In gewiſſer Beziehung ift das ganz richtig. Kirche und Staat müflen in 
ihren Organen, worin fie fich In Fan a0 möglichit abgefondert neben ein- 
ander daftehen. Damit iſt aber nicht gelegt, bob der Staat bei feiner are 
gebung auf die herrfchende Religion des Staats feine Rüdficht nehmen dürfe, 
aus dem vorher Entwidelten glaube ich vielmehr, daß es Pflicht bes Staats 
fei, auf die Bedingungen, welche die herrfchende Staats » Religion erfordere, 
NRückficht zu nehmen. Das hebt nicht auf, daß Kirche und Staat in ben 
äußeren Organen, in denen fie leben und wirken, abgefondert daſtehen können. 
Wollte man alſo einer Zahl der Staatsbewohner, die zu einer anderen 
Religion fich befennen, gleihe Nechte mit den übrigen Staatebürgern ein- 
räumen, die den herrichenben Stand des gefammten Volks⸗ und Staats- 
lebens bilden, fo würden dadurch fremdartige Elemente in das innerfte 
Leben des Staats verwebt werden, man würde einem fremden Elemente 
einen Einfluß auf die Geſetzgebung des Staats geftatten, welchen es nicht 
haben fol. Man hat, um der jüdischen Bevölkerung in gleichem Maße die 
politifhen Rechte mit den übrigen Staatsbürgern zuzugeſtehen, gelagt: 
Bleihe Bflichten bedingen gleiche Rechte. So allgemein bingeftellt, ift der 
Sat gewiß wahr; ich glaube aber auch, daß dieſer Ausipruch nur gilt, wenn 
man Individuen anderen Individuen gegenüberftellt. Hier handelt es fich aber 
um das urfprüngliche Necht des beſtehenden Staates, und man fann dieſem 
urfprünglichen Rechte nicht die Rechte einzelner Individuen a ag 
Daher glaube ich auch, daß man dadurch, wenn man einer Klaſſe der 
Bevölkerung, welche ſich zu einer anderen Religion befennt, als der chriſt⸗ 
lichen, die gleichen Rechte einräumen wollte, das urfprüngliche Recht des 
Staats verlegen würde. Alfo dieſer Ausfpruh: Gleiche Pflichten, gleiche 
Rechte, kann bier nicht Anwendung finden. Außerdem wurden noch mande 
andere Anfichten von mehreren geehrten Herren geltend gemacht, nament- 
lich von dem verehrten Nebner aus Schlefien. Er hält dafür, die Grund⸗ 
Idee des Chriſtenthums fei die der Erlöfung, und, um diefe dee geltend 
zu machen, will er die Juden von der Laſt erlöfen, die auf ihnen ruht. ch 
muß geftehen, daß mir diefe Anwendung der chriftlichen Erlöfungs- Theorie 
bedenklich zu fein feheint, und glaube, daß, wenn man folhen Erlöfungs- 
Theorieen freien Spielraum geftatten wollte, ſich noch chriſtliche Erlöfungs- 
Theorieen von manderlei Art geltend machen dürften. Ich Tann einer fol« 
hen Beweisführung nicht beipflichten. Um aber nicht ausichließend in 
einfeitiger Richtung zu erfcheinen, glaube ich na bemerken zu müflen, daß 
nad der Idee des chriſtlichen Staatslebens nicht nur der Jude, fonbern 
jeder Einwohner des Staates, wenn er zu einer anderen Religion gehört, 
als der chriftlichen, von der Theilnahme an den politifhen Rechten ausge» 
ſchloſſen iſt. Es würde alfo dies etwas fein, was nicht allein Die jüdiſche Be⸗ 
völferung träfe, fondern die Geltendmachung des Prinzips würde jede Klaſſe 
von Staats-Einwohnern, die zu einer auderen Religion gehören, in glei- 
her Weile treffen. Um es noch deutlicher hervorzuheben, wie ich dies Prin- 
zip aufgefaßt willen möchte, und wie ich es felbft auffaffe, glaube ich erflä- 
ren zu können, Daß, falls ich als Einwohner in einem anderen Staate als 
einem chriftlichen wohnte, etwa in einem muhamedaniſchen Staate, ich un- 
ter allen Umftänden meinem Prinzip getreu bleiben und, wie ich verfichern 
fann, nie darauf Anfpruch machen wurde, in einer muhamedanifchen Stände- 
Berfammlung zu fißen. 

Graf Dyhrn: Ich würde auf den Borwurf, welcher von meinem fonft 
fehr verehrten parlamentarifchen Sreunde ‚ der leider bier von einer von 
der meinigen ganz verſchiedenen Anficht ausgegangen ıft, erwiedern, daß 
ich ihm allerdings nichts Anderes antworten fann, als daß ich es mir ßg5 
fallen laſſen muß, wenn meine Theorie der Erlöſung ihm nicht nt t; 
wenn er fie aber ın einem Lichte darſtellt, ale wäre fie nicht fehr ernſthaft 
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von mir gemeint, ſo hat er nur dann das Recht dazu, wenn er mich irgend 
einmal anf einer That getroffen haben wird, durch welche ich dieſer Erlös 
funge-Theorie untreu geworden bin. Es giebt allerdings noch fehr viel zu 
eriölen. Aber davon ift hier nicht die Nede, und ich werde hoffentlich noch 
zecht oft zeigen Fönnen, ob ich dieſer Erlöfungs-Theorie je einmal werbe 
untren werben. Hier handelt es fich blos darum, ein ar Jährige Unredt 
wieder gut zu machen, ein taufendjähriges Unrecht endlich aufhören zu Taf 
fen, und eine Race, eine Nation, welde die Grundlage des Ehriſtenthums 
geweſen ift, welche lange Zeit die Trägerin der Gottes⸗Idee in der Welt 
geweſen iſt, wieder zu einer ganz einfachen, menſchlichen, bürgerlichen An⸗ 
erkenntniß zu bringen. Nehmen wir uns auch hierbei ein Beiſpiel an dem, 
was vor kaum 20 Jahren in England gefhehen ift, das ein — 
langes Unrecht gutgemacht hat. Wir haben hier aber ein tauſendjähriges 
Unrecht zu fühnen. Werde ich hierbei ein einziges Mal der Ablöfungs- 
Theorie untren; erft dann hat das edle Mitglied recht, diefe in dem Lichte 
barzuftellen, wie es geicheben iſt. 

raf zu Dohna⸗-Lauck: Ich zweifle nicht einen Augenblick daran, 
daß mein geehrter Freund diefe Anficht ganz ernftlich gemeint hat; ich wollte 
nur auf bie Konfequenzen aufmerkfam machen, die ohne Zwang daraus ges 
zogen werben können. 
Sl Dyhrn: Und ich habe die Konfequenzen angenommen. 
Graf Sterftorpff: Die Juden find ung eine unangenehme Körper» 
ſchaft geworden. Wir wollen ihrer 108 fein. Wir haben dazu fein ande 
res Mittel, als die Emancipation. Es iſt nicht alleın billig, fondern auch 
recht, fie als Staatsbürger im vollen Einne des Wortes anzuerfennen, 
Aber Hier treten andere Umftände ein. Sie wollen zwar unfere Rechte mit 
uns theifen, aber ihre Intoleranz in Betreff ihrer Sitten gegen und be- 
wahren. Dadurch würden fie ein Vaterland bei ung finden und eine andere 
Heimath in der Abgefchlofienheit ihrer Sitten und Gebräude. Dies wären 
ungleiche Verträge. Ich bin daher der Anficht, Daß _der Staat jeden Augen» 
blick bereit fein möge, fie zu emanzipiren, fobald fie erklären, daß fie diefe 
Intoleranz aufgeben, und namentlich, wenn fie den Sabbath auf den Sonn- 
tag verlegen, weil er bisher die ftaatliche und geichäftliche Ordnung ſtörte. 
Dann aber eine freie, eine volle Emanzipation! Fine halbe sit ein Wall, 
ber leicht durchbrochen wird. Warun wollen wir fie überhaupt nicht emans 


aften Selbftftändigfeit zutrauen. Früher fonnte ung dies ganz gleichgültig 
ein, jeßt aber nicht, namentlich, nachdem fie in die Reihen der Vater⸗ 
lands⸗Vertheidiger aufgenommen worben find. Wir müſſen ihnen da⸗ 
ber jenen Begriff beibringen. Sch ſehe in biefer Königlihen Propofition 
nicht eine Emanzipation, fondern eine Conglomeration. Durch Diefelbe wirb 
ein Körper gebildet, der, gleich einem Bündel Pfeile, um fo ſtärker daftcht, 
je enger er gefchnärt ift. Durch fie wird ihnen nicht ein größeres Feld der 
me gewährt, fondern ein Bollwerk, in welchem die Abgefchloffenheit 
ihrer Sitten fih befeſtigt. Somit würde ſich nicht allein ihre Intoleranz 
Febr bie Ehriften, fondern auch umgefehrt, die der Ehriften gegen die Juden 


— — Weil wir ihnen nicht immer das Bewußtſein der freien, ehren-⸗ 


eigern, und follte fpäter der Fall eintreten, wo bie Emanzipation ſtatt⸗ 
nden müßte, fo wäre es fehwieriger, biefen befeftigten Körper aufzulöfen, 
als einzelne Individuen, wie jegt, unter die Staatsbürger aufzunehmen. 
Ich mu mich nach allen dem gegen die Tendenz der Königlichen Propofition 


erflären. 

, Fitt Radziwill: Ich —* den Antrag, den ich jetzt machen will, 
zurückbehalten, ſo lange unentſchieden war, ob die hohe Verſammlung ſich 
darüber entſcheiden wurde, daß das Geſetz gar nicht in Betracht zu ziehen 
fei, fondern daß ein neues vorgelegt werden ſoll. Da über dieſen Punkt kein 
Zweifel obwaltet, ſondern entlhieden it, daB Das Geſetz mit feinen einzel⸗ 


nz — 


nen Paragraphen zur Diskuſſion kommen wird, fo wollte ich mir vorzuſchla⸗ 
gen erlauben, jegt auf dieſe Paragraphen einzugehen. Ich enthalte mic, der 
allgemeinen Bemerkungen über das Geſetz, weil bei den einzelnen Para- 
graphen fih vollfommene Gelegenheit finden wird, meine Anfıchten geltend 
zu machen und mich zugleich über das Praktiſche der einzelnen Paragraphen 
anszufprechen. Nur eins! Ich kann nicht zugeben, daß die tiefbedeutende 
he bie 1800jährige Serftrenung der Juden von dem Gefichtspunfte 
einer philofophiichen Speculation aus betrachtet werben könne. Es iſt ein 
Sottesgericht, welches dieſes Volk vor 19 Jahrhunderten an den Stufen des 
Lithoſtrotos auf fih und feine Kinder herabgerufen Hat. Ich will nicht fa- 
gen, daß dieſes Gottesgericht den Chriften das Necht gebe zur Verfolgung, 
zur Lieblofigfeit, zur ungerechten Behandlung; im Gegentheil, ich erienne 
yolllommen an, daß die Hriftliche Lehre Liebe, Gerechtigkeit, Milde gegen 
unfere Feinde vorfchreibe, und um fo viel mehr gegen Yeute, die wir nicht 
ale unfere Feinde betrachten können, im gemeinſchaftlichen Staatsverbande 
mit und lebend, zu unferen Nächten gehören. Wir dürfen indeffen dieſe 
Gerechtigkeit, diefe Billigkeit nicht mit der völligen Emanzipation verwech⸗ 
feln. Zur völligen Emanzipation find die Thüren alle Tage geöffnet. Mö- 

em fie fih befehren, zum chriftlichen Glauben übertreten, fo find fie unfere 

rüber in Allem und nehmen Theil fowohl an den bürgerlichen als an den 
politifhen Rechten. 

Bon dieſem Gefichtspunfte bin ich bei Beurtheilung des vorliegenden 
Soefenes ausgegangen, auch da, wo ich mich in der Minorität befunden habe. 
Die Gründe, die ich bei den einzelnen Hr: raphen des Geſetzes werde aus- 
zufprechen haben, werben ſich bei dieſen Baragraphen am zwermäßt Tan 
ausiprechen Taffen. Ich wiederhole alfo meinen Antrag, auf bie Dit on 
der Gefeges-Paragraphen übergehen zu wollen, da bei dieſer Diskuſſion 
den verſchiedenen Anfichten die Gelegenheit ſich darbieten wird, näher und 
praftifcher auf das vorliegende Geſeß eingehen zu Eönnen. 

Marfhall: Wir Haben einen Antrag auf Schluß der Berathung über 
bie Bebürfnißfrage vernommen. Ich habe geglaubt, dem nicht entgegen fein 
gu Dürfen, daß Die Berathung über die Bedürfnißfrage den Fortgang nehme, 

e in der That genommen hat. Ich würde mich aber auch der Meinung 
anfchließen, daß die Frage über das Bedürfniß einer gefeglichen Regulirung 
bes Gegenſtandes hinreichend erörtert worben tft, und war beſonders aus 
dem Grunde, weil wir feinen Vorſchlag vernommen haben, der ſich gegen 
das Bedürfniß diefer gefeplichen Regierung erklärt hätte. Man iſt von allen 
Seiten mit diefer Anfiht einverftanden; von feiner Seite ift eine entge- 
genftebende Anſicht ausgefprochen worden, und aus dieſem Grunde fann ich 
der Anficht beitreten, daß der Gegenftand hinlänglich berathen iſt. Iſt die 
Berfammlung nicht diefer Meinung, jo würden wir den weiteren Borigang 
der Berathung vornehmen, und ch würde bie Redner in ber Ordnung 
—* wie fie ſich gemeldet haben. Fürſt Lychnowsoli iſt noch nicht an 

e 


ihe. 
Fürſt Lychnowski: Ich würde Ew. Durchlaucht bitten, mir jeden⸗ 
falls das Wort zu geſtatten, weil ich auf eine Stelle in der Rede meines 
verehrten Kollegen aus Schleſien etwas zu erwiedern habe. 
Marfhall: Der nächſte Redner, welcher ſich gemeldet hat, iſt der 
Graf Au Solms⸗Baruth. Ich weiß nicht, ob er anf das Wort verzich- 
n wi 


Graf Solms-Baruth: 34 wit fehr gern auf das Wort verzich— 
ten, infofern die VBerfammlung es für wünſchenswerth hält, auf die einzel- 
nen Paragraphen des Geſetz⸗Entwurſs einzugeben. Sollten aber noch meh⸗ 
F allen über das Geſetz zu fprechen wünfcen, fo kann ich dem Worte 
nicht entfagen. 

Marlhall: Wir werden alſo die Bemerkung des Fürften Lychnowsli 


— 27 — 
un Dann bie des Grafen Ziethen zu vernehmen haben. Das ſind bie Red⸗ 
ser, 


welche fich noch gemeldet haben. 
i rad Lynar: an ich habe um das Wort gebeten, will aber darauf 


era: Wir werden zu vernehmen haben, mas die genannten 
einer über bie ——— beizubringen haben und dann die Be⸗ 


—— geſchloſſen anſehen können und zu den einzelnen Paragraphen 


Graf Solms⸗Baruth: Der Grundgedanke des Geſetzes iſt, ein 
altes Unrecht, welches den Juden zugefügt, und eine lange Beſchränkung, 
welcher fie unterworfen, aufzuheben oder wenigftens theilweife aufzuheben. 
Der Unsichuß Hat nicht geglaubt, daß diefe Abficht Durch den Gefeh- Ent« 
wurf erreicht werben möchte, er hat aber auch eben fo wenig geglaubt, daß 
eise vollſtaͤndige Bleichftellung mit den chriftlichen Einwohnern des Staats 
in u wenn und politifhen Rechten den Juden für den Augenblick ſchon 


be der chriſtlichen Liebe auch in der Abtheilung befprochen worden, und e6 


& 


if, fie nach und nach, je weiter fie befähigt werden an den Rechten, die 
sn ber bürgerlichen Geſellſchaft ihnen bis jetzt vorenthalten find, Theil neh» 
men zu lafien. Deshalb iſt der Ausihuß von dem Geſichtspunkte ausge» 

augen, eine plögliche, vollſtändige Emancipation noch nicht vorzufchlagen, 
—* nur allmälig darauf überzugehen. 

Fürſt Lynar: Sch wollte nur einige Worte auf eine vorhin gehörte 
Rebe erwiedern. 

Wenn ich meinen fehr verehrten Freund und Kollegen aus Preußen 
sihtig verftanden babe, fo ift er der Meinung, daß die hriftlihe Religion 
ein unerläßliches Erforderniß fei, um an bem politifchen Leben in einem 
—— — Staate Autheil zu nehmen. Ich kann mich dieſer Anſicht nicht 
auſchließen. 

Jede Religion und ſo auch die utlige hat eine doppelte Seite: ſub⸗ 
jectio, als religiöfe Anlage die den Kern bildet, ift fie das Gottbewußtfein, 
und das tiefe Abhängigkeits- Gefühl von ihm; objektiv wird fie aber eine 
Biflenfhaft und beziehungsweife die äußere Darlegung des veligiöfen 
Glaubens. Das Innere, als das eigentliche Weſen der Religion, iR un⸗ 
erkennbar, und man könnte daher höchſtens chriſtliche Aenßerlichkeiten zur 
zeningung bolitifcer Rechte machen. Aeußerlichkeiten aber haben wenig 

lichen Werth, und da es im ftaatlihen Leben doch nur auf die praftifche 
Sittlihkeit anfommt, fo kann es bei politifchen Rechten wohl wenig auf jene 
Aeußerlichkeiten anfommen. 

Wollte man aber irgend eine feftbeftehende dogmatiſche Doktrin zur 
Bedingung fielen, fo würden wohl wenige Staatsbeamte und Landtags⸗ 
Abgeordnete die firenge Probe gelten, da ein jeber Menfch, je nachdem das 
GSefühl oder das kritiſche Vermögen in ihm vorherrſchend iſt, eine 
ihm en umlige Auffaffung der chriſtlichen Wahrheit gewinnt und zu ihr 
berechtigt i 


Lychnow ski: Ich werde ſehr kurz ſein und habe mich nur auf 
eine ernug zu beſchraͤnken, die von meinem verehrten Landomanne vor⸗ 


bin ausgefprochen worben if. Ich gehe auf den eigentlichen Tenor ber 
Rede gar nicht ein, fondern erlaube mir nur zu fragen, ob mit dem Ver⸗ 
glei zwifchen jahrtaufenpjährigem und zwiſchen — Un- 
recht, wie ich ihn verſtanden habe, die Emancipation der Katholiken in Eng- 
land gemeint war. (Eine Stimme: Ja wohl!) 

‚es ift, glaube ich, unmöglich, daß dieſes Beiſpeil irgendwo, und am 
wenigften hier, ausgeſprochen werden kann; ich begreife nicht, wie bier, in 
einer chriftlichen Verſammlung, in einer Kurie, in ber fih 20 katholiſche 
Mitglieder befinden, als Vergleich zur Juden⸗Geſetzgebung, die Emancipa- 
tion der Katholifen angeführt werden kann. Ich will bier nicht theolo ide 
Vorträge halten, auch mich weder auf den religiöfen Standpunkt verjegen, 
noch auf den rechtlichen; ich will mid nur an das biftorifche Faktum halten. 
Irland ift ein katholiſches Reich; England Hat dieſes katholiſche Neich 

und die Bewohner diefes katholiſchen Landes in ihrem eigenen Lande 
auerft Tange unterdrückt, dann endlich emancipirt. Wenn Preußen einmal 
wird Palaflina erobert und die dortigen Juden unterbrüdt haben, dann 
werde ich die Parallele richtig finden. Die Juden find Fremblinge hier, 
wenigftens nicht Die unterbrüdten Ureinwohner; die Irländer waren Herren 
und zu Haufe in dem Lande, in dem fie Knechte wurden. Ich begreife nicht, 
wie irgend dies bat verglichen werben können. 

Graf Dyhrn: Ich habe mich noch nie mit einer größern Verwunde⸗ 
rung in biefer Verſammlung erhoben, als jett, weil ich noch viel weniger - 
begreife, wie das verehrte Mitglied, welches fo eben geſprochen bat, und 
mit oem dis jest zu flimmen ich immer bie rende gehabt habe, meine 
arallele dat fo mißverftehen können. Ich habe nicht die Juden und Ka⸗ 
olifen, ſondern überhaupt zwei Fa Unrechte ers 
auch ich glaube nicht, denn fo viel Gefchichte kenne ich auch, daß das Ver⸗ 
hältniß von Srland mit dem unferer Juden zufommengeftellt werden kann; 
aber ich habe nur überhaupt hier die Sühne eines hi orifden Unrechtes zufam- 
menfiellen wollen nıit der, welche ich begehre. Ob der berehnie Redner Dies 
Ir nrecht Hält oder nicht, fehmerzt mich zwar, aber befehrt mich nicht; 
ch babe es ja blos für mich angeführt und proteftire bier feierlichft gegen 
die Erflärung, welche der verehrte Redner eben gegeben hat. (Fürft Lychnowski 
bittet um das Wort.) rn 

ch begreife nicht, wie ex bei ber Anfchauung, die ich bis jegt an ihm 
Fr fennen lernen, auf diefen Vergleich gelommen ift, wie er meine Worte 
o rn: haben kann, wenn es nicht vieleicht darum gefchehen ift, da⸗ 
mit ih die Freunde haben Fann, dieſes Zwiegeſpräch mit ihm zu führen. 

Marfhalt: Falls von dem Fürften Lychnowski eine perfönlide Be⸗ 
merfung zu machen ift, werde ich ihm das Wort ertheilen. 

Fürft Lychnomski: Auch ich werde dieſem Zwiegeſpräch bald ein Ende 
machen. Ich kann nur Eins nicht begreifen: Der verehrte Rebner fagt, er 
babe diefe Bemerkungen nur für ſich gemacht. Ich muß aufrichtig geftchen, 
daß, wenn von unferem durchlauchtigen Marſchall das Wort begehrt und er- 
aaa worden sit, ich ol halte, daß alle Bemerkungen, die laut ausge- 
prochen werben, für die hohe Kurie und nicht für den Redner gemacht wer- 
den. Herner bin ich meinem verehrten Kollegen für feine Erklärung ſehr 
dankbar; da er ſelbſt einzufehen fheint, daß fein Vergleich nicht paßt, fo 
bin ich vollkommen zufriedengeftellt. 

Graf Dyhrn: Dies kann ich Feinesweges zugeben, und ich weiß wirk 
Tih ebenfalls nicht, was ich antworten foll, weil ber verehrte Redner bier 
in die beutfhe Grammatik eingeht. Alle Bemerkungen, die hier gemacht 
werden, werden allerdings vor der Kurie gemacht, aber der Redner hat 
wohl das Recht, ſie für Hi anzuführen und To abe auch ich hier nur de- 
bauptet, daß ich dies Hiftorifche Beiſpiel für mich und für meine. Meinung 


angeführt habe, Denn überhaupt für die Mitglieder, bie nicht meiner Mei⸗ 
nung find, kann ich nie ein DBeilpiel anführen. 

Graf von Zieten: Sch fehre zur Sache zurück (Heiterfeit.) Liebe Gott 
über Alles und deinen Nächten wie dich felbft, ift die erfte Stüge unferer 
gemeinfchaftlichen chriftlichen Religion; wie Fann ich aber meinen Neben« 
m lieben, wenn ich ihn von mir ftoße und, dem Yaria gleich, ihn 
in engere Banden und Schranfen verfebe und einzwinge, als die, in denen 
ich —* und er ſelbſt ſchon gelebt? Ich glaube daher, daß der beſte Be⸗ 
weis, den ich meinem Nebenmenfchen von der Liche geben kann, der iſt 
daß er gleiche bürgerliche Nechte mit mir genießt, und darum ſtimme i 
für die volle Emancipation der Juden, d. h. infofern für volle Emancipa« 
tion, als es die Modalitäten der einzelnen zu debattirenden Paragraphen 
des Geſetzes mit 29 bringen. Vom praftifchen Gefichtspunfte aber aus« 

gangen, muß ich mich entfchieden gegen eine Neußerung meines geehrten 
—* zur Rechten ausſprechen. Ich halte die Juden nicht für eine 
unangenehme Körperſchaft (große Heiterkeit), ich halte fie im Gegen⸗ 


teil für eine in unendlich vielen Momenten des Lebens fehr erwünfchte, 
alfo DOOR angenehme. (Gelächter), | 
Lauf meines Lebens hat mich oft mit Juden zufammengebradht 
(erneuertes Gelächter); ich hate fie ftets als erfahrene, betriebfame, indul- 
gente, mit einem Worte, als gute, edle Menfchen angetroffen. (Anhalten- 
des, —— Gelächter.) 
an wirb mir einwerfen, daß der Jude fich augzeichnet durch einen 
Hang zum Finanziellen; gut, ich räume es vollkommen ein, und fällt mir 
auch nicht im Geringſten das Gegentheil zu behaupten ein, denn der größte, 
nuerreichlichſte Financier der Welt iſt ja — ein Jude; allein man nehme 
hinweg die Bande, die den Juden, den niedergedrückten Stamm Moſes, 
von ben Chriſten zurückdrängt, und er wird aufbören, fih nur auf das Fis 
nanzwefen zu legen, und gleich und wird er die Mühfeligkeiten des Lebens 
tragen und gleich feinen armen Diitbrüdern unferes Glaubens wird er den 
Spaten ee um mit biefen die oft harte, undanfbare Erbe zu durch— 
wühlen, um ſich und feinen Angehörigen im Schweiße feines Angefichts 
Brod und Nahrung zu verbienen. 


Marfhall: Wir fommen alfo jetzt zur Berathung ber einzelnen 
Jaragraphen da es kaum nöthig ſein wird, eine drag dahin zu richten, 
ob das DBebürfnig einer geſetzlichen Regulirung des egenftanbee aner⸗ 
kannt wird, indem die Abtheilung darauf anträgt und im Laufe der Bera⸗ 
jung von feiner Seite eine entgegenftehende Bemerfung gemacht wor« 

i 


eferent Graf von Itzenplitz (lieſt vor): 
i Nah 9. 17 des Gefchäfts » Neglements für den Vereinigten Landtag 
zwar 
„die affung ber vorgelegten Gefehe von der Berathung bes Landtags 
au offen”, 
und die Abtbeilung ift gewiß bereit, ſich dieſer Anordnung zu unterwerfen. 
Um aber ihre Borfihläge deutlich und präcts zu fallen, bat —8 
fih mehrfach erlaubt, jene in eventuellen Geſetzes-Worten auszuſpre⸗ 
de da fonft oft die nöthige Rlarpeit nicht zu erreichen gewefen wäre; 
te hat aber ſelbſtredend dadurch in Feiner Meile die Br ung des Fünftigen 
® ir antizipiren oder unbefugt in diefelhe eingreifen wollen. 
m 


Abſchnitt I. 
und befien erfiem Parag aphen welcher das Grundprinzip des Geſetzes 
enthält, wurde zwar einerfeitd beantragt, daß grundfäglich außer gleichen 
bürgerlichen ven Juden auch gleiche politische Rechte zugefichert werben 


möchten, und von einer andern Seite, daß das „bürgerlich” aus dem 9. 1 
weggelaffen werden möchte. Die überwiegende Majorität der Abtheilung 
die fih aber dahin, den $. 1 unverändert zur Annahme zu empfehlen. 
3 erlaube mir noch, hinzuzuſetzen, baß diefe unveränderte Beibehal- 
tang ber Faſſung fi auch dadurch noch rechtfertigen möchte, daß der An- 
trag, das Wort „bürgerliche zu ſtreichen oder das Wort „‚politiiche” hin⸗ 
gujnfegen, die Anfı t, derer iſt, die auf eine vollfländige Emancipation 
dringen. Sollte nun fpäterhin_ ſich heransftellen, daß diefe Anficht die 
Masorität der Kurie gewinnt, fo möchte daraus die Beranlaffung folgen, 
auch fen Paragrapjen zu ändern. Da ich aber nicht glaube, daß dies 
der Fall fein wird, jo bin ich der Anficht, daß es bei dem Paragraphen 
wie er jeßt gefaßt ift, bleiben möge. 
- Graf von York: Zu biefer Minorität, die den Zufag „politifche 
Rechte‘! wünſchte, habe 4 gehört, und es iſt richtig, was der Herr Ne= 
ferent angeführt hat, daß aus dem Gefichtspunfte, der von mir ange- 
nommen wird, bie Emancipation erreicht werden fol, und hierbei möchte 
es wohl zur Entſcheidung der hoben Kurie fommen müffen, weil es auf bie 
weitere Berathung des Geſetzes von dem wefentlichiten Einfluffe ift, ob 
eine Gleichſtellung in bürgerlihen und politiihen Rechten den I ge⸗ 
währt werden foll oder nit. Die Gründe dafür habe ich mir vorhin er- 
laubt anzuführen; ich glaube alfo nicht nöthig zu haben, fie zu wiederho⸗ 
len; nur eines einzigen Umftandes möchte ich noch erwähnen. Es iſt von 
einem mir fehr werthen Freunde, deſſen Erlöjungstheorie ich übrigens nicht 
theile, das Wort „Nation und „national von den Juden gebraucht wor- 
ben. Inſofern diefes Wort noch von den Juden gebraucht werben follte, 
muß ich es zurüdweifen. Es giebt Feine jübifche Nation mehr. Das 
Strafgericht, weldes über fie ergangen, und welches ich in feiner ganzen 
Fülle anertenne, hat ihre flaatliche Eriftenz allerdings für ewig vernichtet; 
aber weil fie vernichtet worden ift, weil die Juden als Einzelne zerfireut 
Ieben, find fie eben feine Nation mehr, fondern gehören den einzelnen Na- 
tionen an, die Juden find Preußen geworben, wie fie Grangofen oder Eng» 
länder geworden find; es giebt aber feine guoen mehr, die jüdifch find, 
fofern durch dieſes Wort etwas Nationales, Volksthümlich⸗Geſondertes be- 
eripmet werben foll; das ift das Einzige, was ich mir noch anzuführen er- 
auben wollte. Im Uebrigen aber bin ich aus den angeführten Gründen 
dafür, daß die Suden alle bürgerlichen und politifchen Rechte mit den übri- 
gen Staats⸗Unterthanen genießen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Dem Antrage meines geehrten 
Nachbars zur Linken, jez über die Frage vollſtändig zu entſcheiden, ob den 
Juden durchweg eine Emancipation gewährt werden jet, fann ich mich 
ae anfehließen, indeffen würbe eine Erörterung hierüber der Hälfte, wo 
nicht zwei Dritteln der folgenden Debatte vorgreifen, und ich finde dazu 
um fo weniger Veranlaffung, als eben $. 1 als Grundſagt hinftellt, daß 
die Iuden im preußifchen Stante gleiche Rechte mit den Chriiten genießen 
folfen, und die Ausnahmen von biefem te fih in diefem Geſetze 
ausdrücklich ausgefprochen finden follen, das alfo, was einer vollftändigen 
Emanripation abgeht, find nach dem Gefeßvorfchlage die Ausnahmefälle, bie 
fi in den weiteren Paragraphen finden. Sollte alſo die Kurie ſich dahin 
entfcheiden, den einen oder den anderen ober alle Ausnahmefälle zu firei- 

en, fo fteht dem nichts entgegen, und es wirb bie Sache auf biefem Wege 
ihre vollitändige gefchäftliche elebigung finden fönnen. ch glaube, daß 
die Anfichten der Kurie darüber, ob man die Juden gänzlich emancipiren 
will, oder ob man fie vielleicht blos zu Kommunalämtern oder nur zu eini- 
gen Staatsämtern zulaffen will u. |. w., wahrfcheinlich auseinandergehen 
en, und deshalb halte ich es für zaktifcher, für jeht nur den Grund⸗ 


Pan fielen: fie haben gleiche Rechte mit den chriftlichen Unterthanen, 


Das liebrige aber der weiteren Debatte hei den einzelnen Paragraphen 
vorzubehalten. 

Marſchall: Ich Habe auch die Aeußerung des Grafen York nicht fo 

‚, aI8 habe er darauf angetragen, eine andere Frage zu flellen, 
als die, ob die Berfammlung dem Yntrage der Abteilung beifiimme. 

Die Frage wäre alfo nur dahin zu richten, ob der Paragraph nach 
dem Antrage der Abtpeilung angenommen wird. 

Graf von York: Ganz richtig, Durchlaucht! oder vielmehr auf bie 
Ablehnung des Paragraphen; denn die Abtheilung will die Extheilung ber 
politiichen Rechte ng ausgefprochen haben. 

arfhall: Die Ablehnung würde von felbft erfolgen, wenn bie 
auf die Annahme des Paragraphen gerichtete Frage verneint wird. 

Graf von York: Es würde fih dann nur darum handeln, ob 
wir bie politifchen Rechte ausiprechen oder blos allgemein „Rechte“ fagen 
wo 


rei von Maſſenbach. Ich bin überhaupt gegen die Emanci- 
* ——ã— ich wollte aber, wenn von Rechten, die den Juden ver⸗ 
iehen werden ſollen, die Rede iſt, mich etwas der Juden im A 
annehmen; ich glaube aber J es paſſender iſt, dies bis zuletzt zu laſſen. 

Graf von Dyhrn: Daß ich mit meinem edlen Freunde, ſeiner 
Erklaͤrung gegen mich, bier übereinſtimme, daß das Wort „politiſche“ im 
ben ——— einzufügen ſei, darf ich wohl nicht wiederholen nach dem, 
was ich hier ſchon geſagt habe. Ich wollte mir blos eine perſönliche Be⸗ 
rihtigung erlauben. So viel ich weiß, habe ich das Wort „Nation“ von 
— nur da gebraucht, wo ich von den Juden ſprach, die eben noch 
eine Nation waren; a ie ih mich aber En F 
ihnen gebraucht zu haben. in felbft auch der Meinung, daß es j 
feine —* ahn mehr gibt; aber ich habe von einer — * geſprochen, 
als ih von den vorchriſtlichen Juden ſprach, und dem geehrten Rebner 
hier zu meiner Rechten geantwortet habe. Was das Weltgericht anbe- 
trifft, fo werde ich das gewiß nie Teugnen und babe es nie geleugnet; i 
erinnere aber da an die fchöne Legende, daß felbft Ahasverus zuletzt 
Ruhe en wird. 

Graf von Zieten: Ich würde mir in größter Kürze den Borfchlag 
erlauben, das Wort „bürgerlide” durchaus ftehen zu laſſen, da es der 
Lauf der fpäteren Debatte mit I bringen wird; daß ben Juden weber 
Birchliche noch politifche Rechte glei uns zuerkannt werben werben. Mein 
8 log get auf darauf bin, die Faſſung des $. 1 fo zu laſſen, wie fie 

urf enthält. 

Graf zu Solms-Baruth: Ich wollte darauf aufmerkfam machen, 
daß wenn nad dem Vorſchlage des Grafen York das Wort politifche 
"Rechte Hineinfommt, die hohe Verſammlung ſich Mar machen möchte, ba 
dans eine große Zahl der übrigen Paragraphen vanſtamig Danach 
irt werden muß, und daß das eigentlich darauf hinausläuft, dem ganzen 

etz⸗Entwurf, wie ihn bie Abtherlung begutachtet hat, vollſtändig umzu⸗ 
ändern; er würbe wenigftens etwas ganz Anderes werben. 

Marfhall: Wir können alfo zur Abſtimmung über ben Paragra- 
phen übergeben. Es wird eine förmliche Abſtimmung flattfinden müſſen, 
weil der Antrag, den Paragraphen zu ändern, geftellt worben if. Es 
würden aljo diejenigen, die für die Annahme des Paragraphen, wie er im 
entwurfe vorliegt, flimmen wollen, dies durch Aufſtehen zu erfennen ge⸗ 

. (Der Paragraph wird angenommen.) 

Referent Graf von Itzenpli (lief vor): 


ildung von Fudenſchaften. 


B 
Die Juden follen nach Maaßgabe der. Orts⸗ und Bevollerungs⸗Ver⸗ 


Hältniffe dergeftalt in Judenſchaften vereinigt werben, ba alle innerb: 
eines Judenſchafts⸗Bezirks wo u‘ —— lg, balb 
| u. 2. 

Die Abtheilung theilt ganz die Ahficht des Geſetzes dahin, daß es aut 
und heilfam ift, be dit MPN ihrer ——— — Sn 
äußerlich erfennbare und zu Recht beftändige Körperſchaften zu vereinigen. 
und glaubt auch, daß wo es äußerlich thunlich iſt, die Gründung befonde- 
zer en von dieſen Eorporationen ohne Echaden ausgehen Tann. Sie 
iſt auch damit einverjtanden, daß in dem Geſetze * 1 und 2 und ferner 
die Bekenner des moſaiſchen Glaubens am beſten Juden“ zu nennen fein 
werden; fie ift aber auch der Anficht, daß die Wirkfamfeit der vorgenann⸗ 
ten Körperfchaften fih nur auf religisfe und Echulzwede zu befchränfen 
och werde, und ıjt daher, und weil der Ianbüblihe Ausprud ‚‚SZuden- 
haft‘ oft auch auf politifhe Vereine und Rechte oder Pflichten, 3. B. 
Schulden der Judengenoſſenſchaften, bezogen wird, der Meinung, daß bie 
Benennung „Judenſchaft“ für die zu bildenden Bereine zu vermeiden und 
ftatt deſſen der Ausdruck: 

. „Synagogen⸗Verein“ 
au wählen fein möchte. 

Die Abtheilung hält dafür, daß es der ferneren fittlichen Entwicke⸗ 
lung der Juden nicht förderlich fein kann, fie in bürgerlichen Berhältmiffen 
geſetzlich abzufondern und alle in eine Kaſte zufammenzudrängen, fonbern 
A t, daß die Bermifhung der Juden mit den Ehriften am beften dazu 

hren werde, jene von ber in Europa allgemein verbreiteten Bildung und 
Gefittung zu durchbringen. 

Das Syſtem der Abfonderung und mehr oder weniger Bebrüdung 
der Juden iſt feit der Zerſtreuung berfelben über die Erde nun ungefähr 
1700 Jahre befolgt worden, hat aber nicht dahin geführt, die Juden in 
Sitte und Gefinnung den Chriften gleich zu machen. 

Die Abtbeilung hat daher mit 5 gegen 3 Stimmen befchloffen, das 
Wort „Judenſchaften“ als Degeithnung der Corporation abzulehnen 
und mit 7 gegen I Stimme belieht, vorzufhlagen, daß im $. 2 flatt deſſen 
das Wort „Synagogen-Berein‘‘, und weiter im Text bes Geſeges, wie es 
paßt, ebenfalls die Worte „Verein oder „Synagogen⸗Verein“ gebraucht 
werden mögen. 

Daß alle Juden verpflichtet find, fih zu einem Synagogen - Verein 
zu Fa und die Bezirke angemefen von der Behörde abgegränzt werben 
müflen, wird von der Abtheilung einftimmig als nothtoenbig anerkannt. 

Graf von Zieten: Ach habe mich gegen diefe Benennung erklärt 
und muß meine damalige Anficht rechtfertigen. Ich füge mich namentlich 
— erſtlich, daß von allen Zeiten ber das Wort „Judenſchaft“ herkömm⸗ 
lich ift; zweitens, daß die Juden nicht mehr nur in Syna ogen ihren Got⸗ 
tesdienſt abhalten, fondern die fogenannten reformirten Juden bie Syna⸗ 

oge gar nicht mehr befuchen, und drittens, daß auch von manden Juden 
nftand gegen das Wort „Synagogen » Verein‘! genommen wird, welches 
mir —8 kund geworden. 

Graf von Sierſtorpff: Ich erlaube mir, zu fragen, ob ſtatt Sy⸗ 
nagogen - Verein nicht Juden⸗-Bezirk getan! werden bürfte. Ein Verein 
druckt flets den freiwilligen Beitritt der Mitglieder aus, was bier nicht 
der Fall iſt. Auch foll die Synagoge nicht den Mittelpunkt bilden, fon- 
bern das Staats - Gefeß, welches die Juden als foche in Körperfchaften 


theilt. 

Graf von York: Derjenige Theil ver Abtheilung, zu welchem ich 
gehört habe, hat feinen Werth darauf gelegt das Wort „Synagogen⸗Verein“ 
u gebrauchen. Sie legt aber einen Werth darauf, das Wort „Juden⸗ 
—* zu beſeitigen. Wenn alſo der hohen Verſammlung irgend ein ande⸗ 
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N t Graf von JHenplig: Den Ausdruck „jüdiſche Gemeinde‘ 
finde ich weniger geeignet als „„Sudenfchaft”, venn er fpricht noch viel 
deutlicher aus, was die Abtbeilung hat vermeiden wollen. Das Wort Ges 
meinde wird ſehr oft in politifchen Sinne gebraucht. Wenn man fagt 
„Gemeinde ꝓ⸗ verſteht man darunter in der Regel den politiſchen Verband 

elben. glaube, daß der Ausdruck „Synagogen⸗Verein“ der Inten⸗ 
tion der Juden auch entſpricht. Pehgere Juden haben mir geſagt, fie 

ätten gegen das Wort „Jude“ als Benennung der Belenner des mofai- 
Gen Glaubens nichts zu erinnern; allein das Wort Judenfchaft in die» 
em —eA— gebe zu Zweideutigkeiten Anlaß. Denn in Berlin B. 
ätte diefe nicht allein religiöſe Angelegenheiten, ſondern auch vielerlei 
zu beſorgen. Der Hauptzwed der Benennung „Synagogen- 
Verein“ war ber, recht deutlich hervortreten zu laſſen, daß die Wirkjamfeit 
ln oA ⸗Vereins fih nur auf religiöfe und Schulzwede zu bes 
ränten babe. 

Eine Stimme: Wenn in vielen Teilen der Monarchie ber reli- 
giöfe Berband die „Judengemeinde“ genannt wird, fo wie man auch ſagt: 
Fchriſtliche Gemeinde”, fo ift darin nichts Neues. Es ift eine Beibehal- 
und Dei Alten, und wenn wir ım Intereffe der Juden etwas anorbnen 
wollen, fo müffen wir biefen Ausdruck wählen. ch glaube nicht, Daß dem 
etwas entgegenftehen kann, weil feine Verwechſelung vorkommen wird mit 
politifcher Gemeinde. 

eferent Graf von 3 ee Ich Habe mir gewiß den Borwur 

je maßen, daß ich mich nicht deutlich genug ausgeſprochen habe. m 
erfen, es find in mehreren Gegenden der Monarchie Judenjchaften, 
welche vollftändige Corporationen find, auch in bürgerlicher Hinficht. Sie 
haben öfter auch Eorporations-Vermögen. Es kam aber mir und der Ab- 
—5 — darauf an, ganz ſcharf hinzuſtellen: daß, wo derartige Verhältniſſe 
gehabt haben, wo die Judenſchaften politiſche und religiöſe Vereine 
eweſen ſind, ſie nach dem neueren Geſetz aufhoͤren ſollen, dies zu ſein, 
ndem fie künftig nur für die Schulen und die religiöſen Zwecke als be⸗ 

fondere Corporation fortbeftehen. 

Graf zu Solms⸗Baruth: Sch wollte bafiette anführen, was ber 
Herr Referent bemerkt Hat. Es kömnit bei der Wahl des Ausdrucks nur 
darauf an, auszufprechen, daß ein- anderer Berein, als ein veligiöfer, bei 

Juden nicht Hl fol. 

8 


Fürſt Radziwill: ch habe mich in ber Minorität befunden und 
dafür gejtimmt, daß ber Ausdrud gewählt werde, wie er im Geſetz enthal- 
ten ift. Er bezeichnet eine dee, die im Gefeh - Entwurf nur angedeutet 
iſt, die in ber Rede des Herrn Minifters der Rultus-Angelegenheiten nä- 
ber entwidelt worden, aber im Geſetz⸗Entwurf leider nit vollftändig ge- 
nug Rh iſt. Diefe Idee ſcheint mir nur halb durchzublicken und 

erabe diefe Halbheit hat zur Folge gehabt, daß die Betheiligten mit Miß⸗ 
rauen bie einzelnen, auf biefelte bezüglichen Paragraphen betrachtet ha⸗ 
ben. Ich bin der Anfiht, daß man Forporative Rechte dankbar anzunch- 
men habe, wenn fie von der Regierung angeboten werden, und ich werbe 
die Regierung überall unterftüben, wo fie ed angemeflen findet, aus dem 
bis jest beobachteten bevormundenden Grundſatz herauszutreten und in 
verfchiedenen Beziehungen mehr die Gelbftregierung, eine größere autonv- 
miſche Freiheit zu be ünftigen. Ich würde in diefer Richtuug für die Or- 
ganifation einer jüdifchen Gemeinde geftimmt haben, wenn ß. im Geſetze 
ausführlicher und reiner entwickelt worden wäre. Ich glaube, daß bei 
folder Drganifation den Juden in bürgerlicher — — im Staate mehr 

RN gegeben werben könnte, als fie bie jedt gehabt, und das unbe- 

chadet der allgemeinen Berhältniffe des Staates. Ich habe darum im 
Allgemeinen für den Ausdruck „Judenſchaft“ geftimmt; es wird fih übri- 

ens zur Bezeichnung der Richtung, wie ich mir die Judenſchaft gedacht 

ne noch Gelegenheit geben, befonders im $. 15, meine Anficht zu ent- 
wickeln. 

Miniſter Eichhorn: Ich Habe nur eine kleine Bemerkung zu ma⸗ 
chen. Das Geſetz will nichts Anderes, als was ſich bereits vorfindet, 
aufnehmen und das korporative Leben fich entwideln laffen, obne daß es 
irgend der heftehenden politischen und bürgerlihen Ordnung nachtheilig 
werden fönnte. Es finden fih jest in den Dereinen, welche man Juden- 
[üaft nennt, Thätigfeits-Aeußerungen —— für den Kultus. Das 

aͤbet den Kern bee ganzen korporativen Beſtandes, und baran bat fi, 
wie von ſelbſt, naturgemäß angefcehloffen auch eine Fürforge für das 

Schulmwefen der Juden und für die Armenpflege. Das findet fich bereits 
vor und fol mehr Leben gewinnen; es mag auch noch mancherlei in fich 
tragen, das einer Ausbildung fähig ift, und biefe gewinnen foll, aber 
feinesweges um das Judenthum felbft, um die Abfonderung der Juden zu 
erhalten, fondern um diejenigen Kräfte, welde den Tuben felbft inne- 
wohnen, au ihrer Verbeſſerung, zu ihrer Veredelung —2— zu machen. 
Dies beabſichtigt das Geſetz. Es wollte dabei der Erfahrung nicht vor⸗ 

reifen. Nur die Fürſorge für die aus der Schule entlaſſenen jüdiſchen 

naben iſt aus dem Geſetze für das Großherzogthum gofen übernommen, 

Es ıft, wenn man will, eine Bevormundung; die DBevormundung foll 
aber der Korporation felbft in die Hand gegeben werben, weil man vor⸗ 
ansfegt, fie felbit hätte das größte Interefie dabei, daß dieſe jüdiſchen 
Knaben wirklich veredelt werben, und daß dieſe Veredelung eher zu Stande 
kommt, als wenn. en fich diefer Aufgabe unterziehen. Sodann iſt 
im Gefe weiter nichts hinzugefügt, als daß, nachdem jetzt ſchon die Ju⸗ 
den durch freie Wahl Stadtverordnete werben können, im Intereſſe der 
Juden unter allen Umftänden, nad Verhältniß der jüdiſchen Bevölke⸗ 
Kung) Juden in die Zahl der Stabtverorbneten aufgenommen werden 

nnen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Was der Herr Minifter zuletzt be⸗ 
merkte, bezieht fih zunächſt auf den 9. 34 bes Geſetzes, der von der 
Einwirkung der Synagogen-Bereine auf die jüdifchen Knaben, nachdem fie 
die Schule verlaffen haben, handelt. Die Anſichten find auch über diefen 
Paragraphen getgein. gewefen, und bie Minorität hat beantragt, ihn ganz 
zu fireichen, die Majoritaͤt hat aber die wohlthätige Anficht der Regierung 
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auerkanni nad auch befürwortet, dieſen Paragraphen mit einer geringen 
Frege fiehen zu Iaffen. Ich erlaube * aber nur darauf uge 
zu machen, daß, wenn auch das Wort Synagogen⸗Verein flatt Ju- 
oder eine andere Bezeichnung gebraucht wird, die wohlthätige 
„ daß nämlich der Verein durch Rath und Belehrung auf Beſſe⸗ 
zung der Judenknaben einwirken fol, nicht abgefihnitten wird. — Es 
von zwei Seiten Borichläge beliebt worden, einer, daß man fagen 
*5 Verein, und ein anderer, ſtatt Synagogen⸗Vereine Syna- 
ezirke. Ich muß geftehen, daß biefer letzte Vorſchlag mir annehm- 
ber ef, denn es läßt ſich micht leugnen, ganz freiwillige Vercine 
nen 26 nicht fein, fondern die Juden follen gehalten fein, ſich zu irgend 
einem Bereine zu halten. Synagogen -Bezirt möchte am Ende doch das 
Deße fein, und ich möchte daher den Herrn Marfchall bitten, ob die Ab- 
immung nicht vielleicht dahin gehen follte, ob nicht diefe Bezeichnung 
werben folle. 
Dom 7* von Kroſigk: Da die Anſichten über dieſe Faſſung des 
ehr von einander abweichen und aus ber Verfchiedenheit der 
achten ige ziehe ich die Folgerung, daß die Faſſung des Ge— 
* bie beſte iſt; sch werde mich alſo unbedingt für den Geſetz-Vorſchlag 
usipregen. | 


Miniſter Eihhorn: Ich erlaube mir nur eine kurze Bemerkung in 
Beziehung euf den vom Herrn Referenten gemachten Vorfchlag, die Ver— 
eine „Bezirke‘ zu nennen. Es fommt weientlich darauf an, daß bie 
Bereine moralifche Perfonen werben, daß fie Corporations⸗Rechte Ad 
Einen Bezirk kann man nicht gut zu einer Perfon machen, eben fo we⸗ 
nig wie eine Parochie. 

Graf York: Jüdiſche Kirche! 

@raf Dyprn: Synagogen» Gemeinde würde ich_vorfchlagen. . 

. Graf von Burghauß: Mir feheint, daß, je mehr man bemüht fh 
beu Juden allgemein bürgerliche Rechte zu geben, je weniger haben fie 
noͤthig, Privat- Einrichtungen für ſich zu behalten. Das ſcheint mir bie 
ganz natürliche Ronfequenz, und ich (eb nicht ein, warum dieſe Syna- 
en⸗Vereine oder, wie man fie immer nennen will, andere Rechte haben 
ollen, wie unfere Parochieen. Es fcheint, fie find gerade nur dazu da, um 
den Rirchfpielverband au erfeßen. Darum bin ich der geehrten Abtheilung be- 
fonders dankbar gemeen, daß fie ſowohl bei dem Namen diefer Verbände, 
a6 bei vem Geſetz⸗Vorſchlage felbft überall bemüht geweſen ift, Alles zu 
entfernen, was diefem Berbande irgend eine politifche Richtung geben 
Könnte, und fich lediglich nur auf das religiöfe Prinzip bei der Geflaltung 
diefer Verbände beichränft hat. Wie nun immer biefe Verbände mögen 
enannt werben, ſcheint mir gleichgültig, wenn nur biefer Grundſatz eben 
ß halten wird, und ich werde mich unbedingt bem anfchließen, daß fie 
nagogen- Degirie enannt werden, weil das ganz gleichbedeutend iſt mit 

nuſeren Stirchfpiels- Verbänden. 
Referent Graf von Sgenptiß: Die Majorität der ler hat 
es, wie der letzte Herr Redner, als eine jehr große Wohlthat erkannt, 
welche das Geſetz den Juden erweift, die unter dem Edikt von 1812 Ieben, 
daß fie in Beziehung auf ihre kirchlichen und Schulverhältniffe Korpo- 
rationsrechte befommen, welde fte bisher gar nicht gehabt haben, nament- 
lich in Beziehung auf die Schulen, und das iſt für die Juden nachtheilig 
ewefen. Erlauben fie mir einen einzelnen Fall anzuführen. 3. DB. die 
—* Judenſchaft will eine jüdiſche Elementarſchule errichten, das kann 
ie jetzt nur im Wege der Privat-Subfeription, und wenn dann ſpäter ir⸗ 
gend ein Subferibent ftirbt oder verzieht, dann muß immer im Wege 
echtens geffagt werben, und das ift nicht burcdauführen. Diefem Uebel- 
fand ſoll daducch abgeholfen werden, daß der Staat ihnen von außen her 
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und das wird auch von allen Juden, welde geſprochen A —X os 
ten und Abfonderungen vermieden werde. Rad u —* wir gehoͤrt 


llen 
en den Ausdrudde, Bezirke“ gemacht hat, auerdieg⸗ von —* iſt, 
[,mögte ih nun vorfchlagen, wir une dem 
theitung, berußigen und zunächft darüber abflimmen, ob 
das Wort Enes en⸗ | 


Bebr. Senfft von Pilſach: Ich bitte nur darüber um Belehrung, 
ob die Ab ich. 
liche Gebiet zu ziehen wünſcht. 
Referent Graf von Itzenplitz: Die Abtheilung hat bie Anfıcht, 
— * — berliner 
a gepeßt und verwaltet dat, : nicht entzogen werden follen, und da 
A 


eben 
ch feſtſetzt und anorbnet, daß der Synago⸗ 
enverein ſie verwalten ſoll; die Majorität iſt aber, abweichend von dem 


ommen alſo zur Abſtimmung über den Antrag, 
welchen die Abtheilung geſtellt dat. | 

Ein Mitglied: Ach will mir nur die Frage erlauben, warum blei- 
ben wir nicht bei dem Befepes- Borfihlage, wie bei $. 1% 

Marfhall: Die Adtheilung hat zum 9. 1 ben Antrag geftellt, 
dem Geſetze beizutreten, den Paragraphen, wie er vorliegt, anzuneh⸗ 
men. Darum war bie Frage zu jenem Paragraphen allerdings auf ben 
Antrag der Abtheilung gerichtet. Es ift dies ein Berfahren, das, wie 
ih ſchon bei anderen Gelegenheiten erflärt habe, in allen Fällen, die 
bem Be find, in welchem wir uns eben befinden, gewoͤhnlich und noth⸗ 


wendig ıfl. 

dir fommen alfo jetzt zur Abflimmung über den Antrag der Abthei⸗ 
lung, welcher dahin gebt, in diefem und in den Paragraphen, wo ven And- 
drud „Qubenihaft”" fernerweit noch vorfommt, an beffen Gtelle der Aus. 
druck „Synagogen-Berein‘ zu fehen, und diejenigen, welche dieſem Bor- 
fhlage der Sbeitung beitreten, werden das burch Auffte a erfennen 
geben. Das Nefultat der Abſtimmung ift zwei . Die Herren Se⸗ 
eretaire werben die Zählung vornehmen. (def teht.) | 

Die Majorität von 33 Stimmen hat fi für die Annahme des Bor- 
ſchlags der Abtheilung erflärt. Derfelbe if alfo angenommen. Wir 
fommen zum &. 3. 

‚ Referent Graf von Itzenplitz: Ich erlaube mir, zur Vollſtändig⸗ 
keit noch auf etwas aufmerkſam zu machen; ich habe es zwar fchon vorhin 
verlefen, e8 möchte aber überhört worden fein. Ber 9. 2 ifl auge: 
dem Namen noch der Hauptpunft erwähnt, daß jeber Jude verpflichtet ſei, 

ch zu einem Vereine zu ba ten. Dies ſcheint durchaus nothwendig, da 
onft leicht manche einzeln wohnende Juden übrig bleiben, welde zu gar 
einer Syna oge gehören. 

Marfehall: $. 2 ift mit den von der Abtheilung beantragten Ab⸗ 
Änderungen angenommen. 
Keferent raf von Itzenplitz (lief vor): 


3. 3. 
Die Bildung biefer guberthaften erfolgt durch Die Regierungen 
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der Betheiligten in ber Art, daß jede Judenſchaft eine 
* —— nr nach welcher fie Re —— mit 
3. ini — der umliegenden Stäbte und Dörfer oder 
abe lichen Befigungen verbunden werden. 
—— Weiſe fi die Regierungen ermaͤchtigt, nach dem Be⸗ 
bänderungen der ——— vorzunehmen und bie 
— jäglichen Berhältniffe unter Zuziehung der Beil eiligten, ein 
5 x etwa vorhandenen Gläubiger, zu orbuen.” 
D — —— hat bei dieſem Peragrapfen nichts zu bemerken und 
— er Be anzunehmen fei. 
en —* IH: erwarte, ob eine Bemerkung zu $. 3 zu maden 
en das wit — hiebt, fo iſt der Paragraph angenommen. ie 


Beier! "Sf von Ipenplig Eich vor): 


Die einge {nen nbenf ften ex ten in $ ug auf ihre Vermögens. 
er era erfonen. De Fra der a 
Nicht 6 ei Ari auf die — durch dieſe Verordnung aus⸗ 
ic fenen Angelegen! 
Die 8 befürwortet bie neränberie Annahme des $. A. 
argall: Open teine Bemerkung erfolgt, fo if 9. A ange· 


MRAent Graf von Semtie (dieft vor): 
—— erhält einen Sorfan und eine angemeflene Zahl 
u ee beantragt bie unveränderte Annahme biefes Paras 
tarfgall: Der Paragraph iſt angenommen. Wir kommen zu 
Referent Graf von Shenvlig di (lief vor): 


" Der Borfland befuht, aus abe 3, höchſtens 7 Mitgliedern, 
welde ihr Amt unentgeltiih verwalten.” 
Fr re N Benntragt die unveränderte Annahme. 
arfhall 
en Graf —9 Iyenplig (Tief vor): 


—— Bepräfentanten der Judenſchaft fol mindeſtens 9 und 
ie — beantragt die unveränderte Annahme biefes Para. 


arſchall: 9.8! 
Referent Su von Soenptig (en vor): 


Sämmtli ännliche, Atene Mitglieder ber 
—c — Beige — —— ei Oroente 

jelöftftändig, betreiben, ober fih fo e Unterftägun; ae 
fländig ernäpren und "mit — — Br gaben ür bie —7 
während der Tegten 3 Jahre nicht in Rü x eben find, Sn 
Die kin —F —* zugieich auf eine entfprechende Zahl von Stel- 


— nur folge ide formelle Bemerkung: 
nur eine Ba Fr) — 


— KB — 


nicht wohl abzuſehen, weshalb in dieſem &. fo viele Kategorien neben 
ander Me a? aufgeführt find, da A pi einander nicht aus- 
fchließen. Die Abtheilung war ber Anficht, daB hinter: „welche“ vie 


Worte: , 
„entweder ein Grundſtück befiten, ober ein Gewerbe ſelbſtſtändig 
betreiben, oder —“ | 

und ferner: 
„ſonſt ohne fremde Unterftügung‘‘ 
sanz entbehrlich fein dürften. 
Dana würde der Paragraph nach Antrag der Abtheilung fo lauten: 
„Sämmtlide männliche volljährige, unbeſcholtene Mitglieder der 
Audenfhaft, weldhe fich felbfiftänbig ernähren, und mit Entrictung der 
Abgaben für die Yudenfchaft während der lebten 3 Jahre nicht in Kück- 
ftand geblichen find, wählen die Repräfentanten und biefe den Borftand 
der Judenſchaft auf 6 Jahre. Die Wahl ift überall zugleich auf eine 
entfprechende Zahl von Stellvertretern zu richten.‘ 

Ich bemerke, of in dem Sinne nichts verändert wird. Es iſt eigent- 
lich eine Kaffnngsfadhe. 

von Duaft: Ich wollte mir die Bemerkung erlauben, daß wir uns 
nah $. 17. des Gefhäfts-Neglements nicht auf die Faffung einlaffen dür⸗ 
fen, und daß wir biefed daher nicht beantragen dürfen. 

Marfhall: Um dies zu erledigen, wird es hinreichend fein, auf 
die erflärende Bemerfung ingumeiten, welche die Abtheilung ihrem Gut- 
achten vorausgeſchickt Hat. Wenn feine weitere Bemerfung gemacht wird, 
fo ift der Paragraph nach dem Antrage der Abtheilung angenommen. 

Neferent Graf von Itzenplitz (lieft vor): | 


8 9 
Das Wahlgefhäft wirb durch einen Abgeorbneten ber Regierun 
eleitet. Ar gie der erſten 3 Jahre ſcheidet die Hälfte der Bor 
ftands- Mitglieder und der Nepräfentanten nah dem Loofe, demnächſt 
jedesmal die ältere Hälfte aus.‘ | 
‚ Mit dem Inhalte des $. 8, fo wie des $. 9, ift die Abtheilung ganz 
einverftanden, enıpfiehlt daher folchen zur Annahme. 
Marfhall: ©. lv! 


r 
Referent Graf von Itzenplitz (iefk vor): 


my 
‚ Die Wahlen der Vorfteher unterliegen ber Genehmigung der Re⸗ 
terung, welde die ganze Wirkſamkeit des Vorſtandes au beauffichtigen 
bat und befugt ift, einzelne Mitglieder wegen vorſ gicht Pflicht⸗ 
en over wiederholter Dienftoernachläffigungen durch Beſchluß zu 
entianen. 


Ad &. 10. 

at Die Abtheilung erwogen, ob der Schluß-Paffus, welder von der Be⸗ 

gniß der Entfernung einzelner Mitglieder handelt, neben dem $. 45 des 
Geſetzes vom 29. März 1844 (Gefeg-Sammlung ©. 86) 9. AA noch er- 
orderlich fei, fich aber dir unbedingte Beibehaltung biefes Pafins und reip. 

aragraphen entfchieden. Die darin enthaltene Befugniß der Königlichen 

egirrung iſt gewiß nüßlich und nothwendig, und da ber Vorſtand des 
Synagogen⸗-Vereins nad der Anficht der Abtheilung nicht als der Bor. 
fand einer politifchen Gemeinde, fondern als Kultus. und Schulbeanite 
anzufehen fein werden, fo erfcheint es deutlicher nnd heffer, ben Paragraph 
unverändert beizubehalten. 

Fürſt Radziwill: Ih wollte nur bemerken, daß ich nach dem 
Prinzip, welches ich heute noranöpefent abe, nicht dafür geſtimmt hätte, 
daß aber die Juden, die fi theils Pu 10 über die Gelege: Borlage 
ausgelafſſen haben und mit benen theils mundlich ſprach, ſaͤmmtlich 


— ze 
dieſe Siewmiſchung der Behoͤrden wünſchen und ich deshalb dafür ge— 
e 


Marſchall: F I 
Referent Graf Itzenplitz: 8. 11 des Gefeh-Entwurfs Tautet: 
„Der Borftand Hat die gemeinfamen Angelegenheiten der Juden⸗ 
gef. iu leiten und die Beſchlüſſe der Repräfentanten zur Ausführung 
zu dringen. Er vertritt die Judenſchaft überall gegen dritte deronen 
nsbefondere in allen Rechtsgeichäften, fie mögen Die Erwerbung von 
Rechten oder die Eingehung von Verbindlichkeiten betreffen. Das Ber 
&ltniß der Vorſteher und Repräfentanten gegen einander und gegen bie 
—5 — iſt, ſo lange und ſo weit nicht das Statut (8. 13) ein An⸗ 
deres 8 ‚ nad den Beſtimmungen der revidirten Städte-Ordnung 
vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Magiſtrats und 
der Stabtveroroneten zu beurtheilen. 

Das Gutachten fagt zu &. 11: 

Gegen $. 11 grbet die Abtheilung um fo weniger etwas zu erinnern, 
als bie revidirte Städte⸗Ordnung von 1831 in den Provinzen Pofen, 
Sachſen nnd Weflfalen gilt, alle wohl die Mehrzahl der Juden in 
Städten wohnt, wo Lies Geſetz angewendet wird, und da außerdem Dies 

gefaßte Geſetz aud in den Provinzen, wo die Gtäbte- Ordnung 
von 1808 gilt, wohlbefannt iſt. Es erfcheint daher angemeifen, daß, wie 
m dem Gele» Entwurf gefchehen, auf Die revidirte Gtädte- Ordnung von 
1831 und nicht auf die von 1808 Bezug genommen werde. 

Rückſichtlich des materiellen Inhalts dieſes Paragraphens beantragt 
die Abtheilung einflimmig, um mehrerer Deutlichfeit willen noch einen 

uſatz. 


ach der allgemeinen preußiſchen Geſetzgebung über Corporationen 
(9. 133. Thl. II. Tit. 6. des Allgemeinen Landrechts) können die ſämmt⸗ 
Iichen Mitglieder einer Corporation die Beſchlüſſe ihrer Vertreter, hier 
der Repräfentanten, wieder aufheben. Daß dies nicht die Abficht des 
Gefetzgebers ift, ergieht fi) aus der Beziehung auf die Etädte-Ordnung; 
nach diefer find die Bürger nicht befugt, die Defchlüffe der Stadtverord⸗ 
neten wieder aufzugeben ; da aber der $. 75 der renidirten Städte⸗Ord⸗ 
nung, der dieſen Grundſatz enthält, ſich auf die weiteren. Beflimmungen 
ber Städte- Ordnung bezieht, welche auf die Synagogen⸗-Vereine nicht 
überall und unbevingt nalen möchten: fo erfcheint es nüglih, ja noth- 
wendig, auszufprechen, daß die Mitglieder eines ſolchen Bereins an 
bie —5 ihrer Repräſentanten und Vorſteher nach Analogie der 
Städte- Ordnung gebunden und nicht befugt find, ſolche auf Grund des 
hei TH. I. Tit. 6. des Allgemeinen Landrechts anzufechten oder 
aufzuheben. 
—8 Zuſatz könnte bei 8. 11 eingeſchaltet und möglicherweiſe ſo 
efaßt werden: 
‚Die Mitglieder des Vereins find daher nicht befugt, die Beſchlüſſe 
be Repräjentanten und Vorſteher aufzuheben, und die Anwendung 
ber An Thl. II. Tit. 6. des Allgemeinen Landrechts bleibt aus- 
geimionen. | 
alte. Dinifter Eichhorn: Der vorgefchlagene zu ft ganz in 
der Sintention des Geſetzes, die Negierun Bett jedoch bei Abfaffung des 
betreffenden Paragraphen es für überfläffig, dies _befonders auszuſprechen. 
Man nahm nämlıh an, daß, wenn bie betreffenden Paragraphen bes 
Lan 8 über die inneren Berhäftniffe der Eorporationen und moralt« 
ſchen Perfonen im Zufammenhange aufgefaßt und auf die in Frage fichen- 
den Vereine richtig angewendet würben, es fih von felbft verfteht, Daß, 
was die Organe der einen Corporation befehloffen haben, d. h. die Neprä« 
fentanten mit bem Vorſtande, von der Gemeinde im Ganzen nicht wirber 
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aufgehoben werben könne, denn ber Vorſtand und bie Repräfentanten 

änden nicht im dem Verhältniß, wie ii Bevollmaͤchtigte zu ihren 

adhtgebern. Blog aus dem Grunde, weil fie überfläffig erſchien, iſt vie 
Beziehung auf die betzefenben Paragraphen bes Landrechts nicht ausge- 
ſprochen worden. Ich will übrigens die hohe Verſammlung bier nicht mit 
einer gleribiiggen Deduction aufhalten. 

erent Graf von Itzenplitz: Sp iſt e8 au von der Abtheilung 
aufgefaßt worden, und fie hat nur aus zwei Gründen biefen Zufag um 
der Deutlichleit willen befchloffen. Der erfle Grund iſt der, daß die Ab- 
theilung darauf angetragen hatte, nit, reihe zu fagen, fonvern 
„Synagogen-Berein‘, um biefen Verein aus dem Gebiete der politifchen 
Gefeifepaften in das der kirchlichen zu ſchieben, und daß dadurch die Ana- 
Iogie der Städte-Ordnung weniger treffend wird. Der zweite Grund ift 
ber, daß der $. 75 der Städte-Ordnung fagt: „Die Stabtverorbneten 
vertreten die Bürgerfchaft zc. 2c.; nach der weiteren Anordnung diefer 
Städte-Drbnung”, und dann folgt ſpäter in der Städte⸗Ordnung ein voll- 
kommenes Gefchäfts-Reglement. Damit nun durch diefe Beflimmung des 
$. 75 der Städte-Drdnung, wo e8 heißt: „Nach der weiteren Anorbnung 
der Städte-Drdnung‘ nicht eine Undeutlichkeit nifebe bat fih die Ab⸗ 
theilung erlaubt, diefen Zufag aufzunehmen. Die Abficht des Gefebes 
nicht verfannt worden. 
erfhell: Wenn weiter feine Bemerkung gemacht wird, fo ift ber 

Antrag der Abtheilung und fomit der Paragraph mit dem vorgefchlagenen 

Zuſage angenommen. In 
| eferent Graf von Itzenplitz (iieft vor): 


my "@ 

Ueber die Verwaltung des Vermögens der Jubenfchaften ſteht den 
Regierungen das Recht der Dber-Aufficht in demfelben Maße zu, wie 
nach der revidirten Städte-Ordnung vom 17. März 1831 über die Ver⸗ 
mögens-VBerwaltung der Stadtgemeinden.“ * 

i Die Abtheilung empfiehlt die unveränderte Annahme des Para⸗ 
gra 


phen. 
Marſchall: 4. 13! 
Referent Graf von Ibenpit tz ſieſ vor): 
— 

Ueber die Wahl des Borfigenben in dem Borftande und des Vor⸗ 
ebers ber Nepräfentanten. Berfammlung, fo wie über deren Befugniffe, 

ner über die Zahl der Mitglieder des Vorftandes und ber Repräfen- 

anten-Berfammlung, ber Stellvertreter derfelben, fo wie darüber, ob 
die Wahl in ven Vorſtand auf jüdifche Einwohner der zum Mittelpunkt 
der Judenſchaft beftimmten Stadt befchränft bleiben, und welche Reife- 
a atongune im anderen Falle den Gewählten gewährt werben 
fol, endlih über das Verhältniß der Bor oder und Repräfentanten ge- 
gen einander und gegen die Judenſchaft find bie erforderlichen Beftim- 
mungen in_ein befonberes, der Betätigung des Ober-Präftdenten unter- 
liegendes Statut aufzunehmen. 

Die erfte Wahl des Vorftandes und der Repräfentanten erfolgt nach 
Vorſchrift der Regierungen. Diefe haben auch nach flattgefundener Wahl 
wegen Ahfaffung der Statuten binnen einer feflzufegenden Zrift das Er- 

vderlihe anzuordnen. Sofern die Abfaffung innerhalb der geſetzten 
rift nicht erfolgt, tft von den Regierungen über die dem Statute vor- 
edaitenen Beſtimmungen ein die Judenſchaft bindendes Reglement zu 
erlaſſen. 
ei 9. 13 iſt zwar zur Sprache gekommen, wie es angemeſſen ſei, 
die Stellvertreter neh ber onders zu ni Ien, fondern die — 
ſolche zu proklamiren, welche bei der Wahl der Repraͤſentanten nach die⸗ 
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jen bie meiſten Stimmen haben. Die Abtheilung theilt biefe Anficht, bie 
f ne Beflimmung wirb aber wi in das Statut als ın das 
Geieh pe ören und kann daher jenem überlaſſen bleiben. 
e Abteilung empfiehlt daher die unveränderte Annahme des Pa- 
va 


f York: Die Anficht der Abtheilung ift gewefen, zu Stellvertre- 
tern biejenigen zu ernennen, welche nach den gewählten Vorftehern die 
meiſten Stimmen haben, und dadurch die Wahl zu vereinfachen. 

Referent Graf von Itzenplitz: Sp ift es auch wirklich befürwortet 
worden. Die Abtheilung i 


allerdings der Anficht geweſen, baß es, an⸗ 
einen Stellvertreter be 


ſtatt onders zu wählen, am beiten ſei, daB diejeni⸗ 
gen als Stellvertreter proflamirt würden, die zu Vorſtehern gewählt find 
aber bie zunäät tenigeren Stimmen erhielten, inveifen gehört das na 
ber $ der Abtheilung in das Statut, und fie Hat ſich Daher nur auf 
eine Kr Not 
ar 
der 
mil 







Y befihränft, 

all: Da feine Bemerkung weiter erfolgt, fo ift der Antrag 
Abtheilung angenommen. 

Es wird ehr erlich fein, die weitere Fortfegung zur nächften Sitzung 
aufzuſchieben. Die nächte Situng würde morgen 12 Uhr flattfinden, da» 
bie Abtheilungen nicht verhindert find, vorher ihre Siäungen zu 
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Sitzung der Herren⸗Kurie 


am 15. Juni. 


Graf von Itzenplitz: Die Berathung war geftern bis zu $. 14 
vorgerädt. : 
Der 9. 14 des Gefed-Borfglags Tautet: 


my 18. 

Der Borftand iſt das Organ, durch welches Anträge ober Be- 

ſchwerden der Judenſchaft an die Staatshehörbe gelangen. Er hat über 

e die Judenſchaft betreffenden Angelegenheiten und über einzelne zu 

* gehörige Mitglieder den Staats- und Kommunal» Behörben auf Er⸗ 

orbern p ichtmäßig und unter eigener Verantwortlichkeit Auskunft zu 
en. 


as Gutachten lautet: 
„Der Inhalt des $. 14 hat, ſobald der Geſetz⸗Entwurf bekannt gewor⸗ 
den, bei den Juden viel Bedenken erregt und erhebliche Mipfimmung 
orgerufen. — Dan ger daß durch dieſen —* ra Vor⸗ 
bern des Vereins auch eine bürgerlich-politiſche af t über feine 
itglieder aufgebürbet werben folle und fie dadurch verpflichtet werden 
würden, eine Art Polizei, vielleicht fogar eine geheime, zu üben, um 
über Jeden Auskunft geben zu können. — Daß jede Eorporation über 
Angelegenheiten ihres Gefchäfts- Bereichs der vorgefeßten Regierung 
Auskunft zu geben hat, beruht bereits in der allgemeinen Gefebgebung. 
Dies hier noch hefonders zu wicberholen, erfcheint vielleicht nüglich, da 
das Inftitut der Synagogen-DVereine ein neues if. Warum aber der 
Borftand über alle die Judenſchaft betreffenden Angelegenheiten und 
fogar über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder und unter eigener DVer- 
antwortung Auskunft geben toll, ift kaum abzufehen, und es kann ſchwer⸗ 
lich in Abrede geftellt werden, daß bie Faſſung biefes Paragraphen zu 
den FA ih: bie er peroornt , Beranlaffung gegeben hat. ' 
Die Abt eilung fhlägt daher vor, den ganzen zweiten Gab bes 


9. 14 wegsnlafien. Sollte dies aber nicht beliebt werben, fo würden 
wenigftens tie Worte des jweiten Sagee : 

„und über einzelne zu ibr gebirige Mitglieder‘, 
und ferner: 

„pflichtmäßig und unter eigener Verantwortlichkeit“, 
wegbleiben können, intem jene in ter That bedenklichen Inhalts und 
biete überflüffig eriheinen: denn tie Filichrmäßigkeit verfteht fich hei 
jeder amtlichen Aeußerung von ſelbſt.“ 

Der Haupt-Antrag gebt alio dabin, den ganzen zweiten Satz des Pa⸗ 
Tagraphen wegzulaifen: demgemãß würbe $. 14 fo lauten: 
‚Der Boritand iſt Tas Irgan, durch welches Anträge oder Beſchwerden 
des Eynagogen-Bereind an tie Staats-Behörde gelangen.” 
Staats-Minifter Eichhorn: Dieier Paragraph hat, wie ich bemerfe, 
ein großes Mißverſtändniß erfabren. Zuerſt babe ıch aus dem Gutachten 
ber verehrlichen Abtheilung erichen, Tag Furcht und Beforgniß unter den 
Inden entflanven, es fei tie Abſicht, mittelſt viefes Paragraphen eine Po⸗ 
lizei, ja vielleicht gar eine gebeime Polizei über Individuen einzurichten. 
an muß fich billig wundern, wie kei ben Inden, Die doch auch preußische 
Etnatsbürger find, ein folhes Mißtrauen hat entfliehen fönnen. Stennen 
fie fo wenig die Gefinnung auch ibree Könige und Herrn, um argwöh- 
nen d fönnen, daß Seine Maieſtät den Mintitern erlauben würde, Ihm 
ein Geſetz vorzulegen, welches dieſe Abiicht und Tendenz hättet Im Ge- 
entheil bat gerade der Paragrapb eine wohltbätige Abfıcht für die Juden. 
enn darin gefagt wird, der Vorſiand jolle Auskunft geben auch über 
einzelne Perfonen, jo Liegt die Abfiche fern, von Eeiten der Staats— 
behörde nad Konvenienzen Erfuntigungen über das Benehmen und die 
©efinnung diefer Einzelnen einzuzieben. Für die Staatsbehörbe um 
eines ſolchen Zwedes willen ijt der $. 14 nicht vorgefchlagen, ſondern im 
Intereſſe der Juden ſelbſt. Es follte ibnen nämlih ein ‘Mittel gegeben 
werben, wenn ihnen daran liegt, für Gefchäfte, die fie zu betreiben haben, 
oder bei Gelegenheit einer Anſtellung, die fie wünichen, fich eine Bürg«- 
haft zu verfhaffen, ein Zeugniß zu erwerben, wodurch fie ſich Darüber 
legitimmen fönnen, baß fie wirflih Männer der Art find, um ihnen das 
Bertrauen gerade für das Geſchäft, für diefe Anftellung zu ſchenken. Es 
wird nad tem Paragraphen tiefe Legitimation in die Bände eines Vor⸗ 
anbee Ber t, den fie felbft wählen. Wie würbe die Staatobehörde auf 
en Ein 


ganh au iſt. Mag die Faſſung des Paragraphen, wenn man ein- 


einverflanden erklären, ihn licher ganz wegzuaſen Ich Fl der hohen 
rflärung es für nöthig ar 

daß der zweite Eat des Paragraphen ganz wegbleibe, oder daß eine Zaf- 
Kegierung beftimmter 


‚don Krofigk: Ich würbe mir erlauben, wenn eine andere Zaffung 
beliebt werben follte, folgenden Vorſchlag zu machen. Hier 18 agt: 
‚Der en iſt Das Organ, durch welches Anträge oder Beſchwerden 
ber Yun aft an die Staatshehärde gelangen.” Ich würde fagen: „Der 
S and iſt das Organ zwiſchen der Staatshehörde und dem Synagogen⸗ 

sim, 
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Referent Graf von Itzenplitz: Dies dürfte im Weſentlichen mit 
dem eventuellen Vorſchlage der Abtheilung reinen. ich erinnere 
daran, daß der prinzipale Vorfchlag der I A: dahin geht, den zwei⸗ 

Sap weht affen, wonach der Paragraph Tauten würde: „Der Bors 
Fand iſt das Drgan, durch welches Anträge oder Beſchwerden des Syna⸗ 
gogen-Bereins an die Staatsbehörde gelangen.’ 

Der eventuelle Antrag würde dahin gehen, daß ber erfte Sat bleibe, 
wie er vorgelefen, der zweite aber fo lauten würde: „Er hat uber alle 
denſelben betreffenden Angelegenheiten den Staats» und Kommunal⸗Behoͤr⸗ 
ben Auskunft zu ertheilen.‘ 

In diefem zweiten Satze würde wohl das Tiegen, was ber verehrte 
Nedner zu meiner Linfen berührt hat. 

Graf von Burghaus: Es will mir fcheinen, als wenn bei dieſem 
3 age bes Butadtene die Abtheilung das Prinzip einigermaßen ei 
gegeben babe, welches in dem ganzen Geſetzvorſchlage vorauf geftelft iſt, 
84 nämlich die Synagogen⸗-Vereine ſich nur mit kirchlichen und Edul- 
Angelegenpeiten zu befchäftigen haben. Durch das, was der Herr Referent 
eben jest vorgeichlagen hat, nähern wir und dem einmal aufgeftellten 
ag wieder mehr. Derſelle proponirt, zu fagen, daß die Vorftänbe 
der Eynagogen-Bereine über alle den Verein betreffenden Angelegenheiten 
Auskunft ertheilen follen; wenn dies hineinfommt, würde ich mich damit 
einverflanden erklären fünnen. Wenn der Paſſus aber fo allgemein ftchen 
bleibt, wie er urſprünglich proponirt iſt, fo fcheint ven Auden dadurch mehr 
egeben zu werben, als die chriftlichen Bewohner des Staates haben. Wir 
da en keine Tefonderen Behörden, die von Staats wegen eingefeht find, 
um alle unfere Anträge und Beſchwerden den Staate vorzutragen, und ich 
fehe nit ein, warum die Juden mehr verlangen follten. . 

N t Graf von Spenplig: Der Gefeh- Entwurf hat es im 
Allgemeinen fo gemeint, wie ber geehrte Redner, und wenn ich gefagt habe 

Eynagsgen-Berein‘‘, fo ift dies blos die Aenderung, die wir geftern bes 
(offen baten, nämlih: daß überall, wo in dem Geſetz Judenſchaft fteht 
ynagogen⸗Verein geſetzt werde, womit es fehärfer definirt wird, daß biefe 
Bereine fih nur auf firchliche und Schul-Angelegenheiten beziehen. Wenn 
es intereifant fein foll, die Motive zu diefem Paragraphen zu hören, fo 
will ich fie nus der Denffchrift vorleſen: . 
u $.14. Es bat den Juden feither dem Staate gegenüber an einem 
ane gefehlt, durch welches fie ihre Intereffen geltend zu machen ver- 
mochten, an welches bie Behörden ſich wenden fonnten, um uber allgemeine 
Angelegenheiten und einzelne Perfonen Auskunft zu ertheilen. Pier wirb 
künftig der Vorftand der Judenfchaften keine fein Ihm fon die Pflicht 
obkiegen, über alle Gegenſtände, fie mögen die Geſammtheit oder einzelne 
Mitglieder ver Zudenfchaft betreffen, ven Behörden die erforberliche Aus⸗ 
Zunft unter eigener VBerantwortlichfeit zu ertheilen. Dies und bie Befug- 
niß, durch Anträge und im Wege ver Beſchwerden bie Intereſſen der Ju⸗ 
Pin ben jr Behörden zu vertreten, wirb dem Vorſtande das gebührende 
nfeben fichern. 

Graf von Dyhrn: Ich verzichte auf das Wort, denn ich wollte 
nur das erwähnen, was bag berehrie Mitglied aus Schleſien bereits ge- 
fagt bat. Es wird fih rein um die Gültigkeit des Geſetzes handeln und 
wicht um etwas Politiſches, und da feheint mir, daß der ganze Paragraph 
wegfallen kann. 

von Mafjfenbad: 39 möchte mir bie Frage erlauben, ob in dem 

. 14 gemeint iſt, daß die Erklärung, ob ein Jude im Großherzogthum 
ofen naturaliſirt werden koͤnne, von dem Vorſtande abgegeben wer⸗ 
kann. Bis jest lag es in den Händen ber Polizei⸗Behörden, und ich 
babe erfahren, daß bei den unteren Polizei» Behörben manchmal Menfch- 


ER e 
ihm Radıfrage gehalten werden möchte, flatt die Beantwortung ber Na⸗ 


Staats-Minifler Eichhorn: Es iſt dies allerdings bie — na⸗ 
mentlich traut man dem Vorſtande die Säbigfeit zu, die ganze Stellung 
des Individuums am beften zu beurtheilen. wird gewiß ohne beiondere 
Motive nichts Nachtheiliges von dem jüdifchen — 3* — en ein jü- 
difhes Individuum vorgehraht werden, und umgelehrt darf der Staat 
erwarten, daß er nicht getäufeht werde, daß man einem Unmwurbigen Fein 
vortheilgaftee Zeugniß gebe, darauf bezieht ſich der Ausdruck: Berant- 
wortlichleit. 

Marfhall: Wenn weiter feine —— —— ſo kommen wir 
zur Abſtimmung. Die Frage iſt gerichtet auf den Vorſchlag der Abtheilnng, 
der dahin geht, daß der zweite Saß des $. 14 gen wegfafle, und bie- 
jenigen Mitglieder, welche biefem AAntrage ber heilung beiftimmen, 
würden dies durch Aufftehen zu erkennen geben. 

Der Antrag ift angenommen. Bir Iommen zum $. 15. 

Referent Oraf von Itzenplitz. (Lieſt $. 15 des Gefeh- Entwurfs 
vor, desgleichen die darauf hezügliche Stelle des Abtheilungs⸗Gutachtens.) 


8. 15. 

Wenn in einer Stadt, in welder eine ber beiden Stäbte-Drbuungen 

ilt, fich fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, 

e mindeftens diejenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerſcha 
erreichen, welche eine Theilung der Geſammtzahl ber lehteren durch bie 
Zahl der Stadiverordneten ergiebt, fo Tann auf den Grund einer zwi Zen 
den fäbtifchen Behörden und dem Vorſtande der Yudenfchaft u⸗ 

immung der Repräſentanten ſtattfindenden Einigung ben jüdiſchen wahl- 

erechtigten Bürgern geſtattet werden, einen ober nach dem angegebenen 
Berhältniffe auch mehrere Berorbnete nebſt Stellvertretern ans Mitte 
je —* ei in ber De a in been & 

8 chriſtliche Kirchen» und Schulweſen be ngelegenhei i 
und me aben; dagegen fcheiven alsdann die Juden bei den Wahlen 
der übrigen Stabtverorbneten, deren Zahl fi nah Maßgabe ber ein- 
Fretenden jüdifhen Verordneten vermindert, ald Wähler und Wahl⸗Kan⸗ 

en and, 

Das Ergebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt der Beflätigen 
der Regierung und ift in das ſtädtiſche Orteftatut aufgune men. s 

Ber der ſeitens der Juden ſtattfindenden Wahl von Verordneten aus 
ihrer Mitte finden die Boririften und Bedingungen Anw ‚, welde 
für die Etadtveroroneten - Wahlen überhaupt an dem b Orte 
maßgebend ſind. Zu 6.1 

u &. 15. 

Der $. 15 hat zu umfaffenden Erörterungen Veranlaffung gegeben. 
Derfelbe bezieht fich lediglich auf bürgerliche Berhältniffe ber ben, anf 
ihre Vertretung in der Stadtgemeinde, und es Tann in etwas Wunder 
nehmen, wie diefe Beftimmung hier in das Geſetz fommt, wo fonft von 
Kultus⸗ und Shut - Angelegendeiten gehandelt wird. Zunächſt iſt nun an 
beachten, daß fowohl nach der alten, als nach der neuen Städte-Örbuung 
der jüdifhe Glaube weder die Ausſchließung von der Stabtverorbneten- 
Berfammlung begründet, noch ein Recht, in derſelben zu erſcheinen und 
vertreten zu werden, verleiht. Eben fo verhält es ſich nach der rheiniſchen 


— 45 — 


Gemeinde⸗Ordnung, und nur dur bie weftfälifche Gemeinde - Drbnung 
werben Juden von ber Gemeinde, Vertretung ausgefhloffen. Im Allge- 
meinen fieht alfo jeßt die Sache fo, daß Juden, wenn fie das Vertrauen 
ihrer Deitbürger genießen, in die Gemeinde» Vertretung gelangen können, 
def fie dann aber nicht ale Juden, fondern ald Bürger hineinfommen, 
fie nicht darin erfcheinen, wenn fie das Vertrauen der Mitbürger 
noch nicht in dem Grade gewonnen Fr daß fie gewählt werben. Dies 
Berpältuiß, was wohl ein natürliches und gutes fein dürfte, wirb num 
nicht durch den inhalt des $. 15 aufgehoben, es wird aber eine 
I ng deſſelben elle und — die Aufhebung angebahnt. 
Es ſoll —5— ſein, daß die Juden Stadtverordnete als Juden in die 
Gemeinde- Bertretung ſenden. Wird eine ſolche Einrichtung getroffen, fo 
dann auch Juden ein Recht, als Juden in die Stadtverordneten- 
ammlung zu gelangen ‚au wenn fie das Bertrauen der hriftlichen 
Einwohner gar nicht befisen. Es Tiegt fehr nahe, daß fie fih dann 
für, verpiötet alten werden, zumächft das Iniereſſe der Juden und 
ni der Stadt zu fördern, was dem Gemeinſinn gewiß fihaden wird. 
Außerdem möchten, wenn einmal dies Prinzip Eingang findet, auch chriſt⸗ 
liche Ronfeffions - Verwandte eine befondere Vertretung in der Stadt 
verorbneten » Berfammlung verlangen: fo fönnten wir denn leicht in einer 
großen Stadt die Stabtverorpneten-Berfammlung in Vertreter religiöfer 
örperjipaften getgeitt und zerfallen ſehen. 
me folde Scheidung ift dem Weſen ber Stäbte- Orbnung fremd; 
Ki daß alle Bürger und Vertreter der Stadt durch ein gemeinfames 
d bes Gemeinfinnes für das Wohl berfelben vereinigt werden. — 
Eine —— wie fie der &. 15 vorſchlägt, wiberfpriiht aber au 
dem die Bundes-Afte beftätigten Juden-Edikt von 1812. Na dem 
* 7 dieſes Geſetzes ſollen die Juden gleiche bürgerliche Rechte mit den 
hriften haben, aljo nicht eine befondere Vertretung in der Stadtverord⸗ 
neten» Berfammlung. — jede kaſtenmäßige Abfonderung der Juden bür 
ihrer Fortbildung nicht förderlich, fondern dazu geeignet fein, hergebrachte 
tem, vielleicht Vorurtheile, aufrecht zu erhalten. 
us allen diefen Gründen fehlägt die Majorität der Abtheilung mit 
6 gegen 1 Stimme vor, die Wealaffung biefes ganzen Paragraphen zu 


agen. 
Die Minorität der Abtheilung macht für ihre Anficht folgende Gründe 
BD: 


Itend: 
Sie fiegt in ber vorgefchlagenen Beftimmung die Anficht der Regierung 
ansgefprochen, autonomifche Rechte zu begünftigen; fie ift überhaupt im 
rinzip dafür, Die Regierung gerade da zu unterflügen, wo es fi darum 
ndelt, aus dem Bormundfchafts-Prinzip herauszutreten. Die Minorität 
immt daher für Beibehaltung des $. 15, wenn zu bemfelben der Zu- 
ag gemacht wird: u 
daß es den Juden jederzeit frei ſteht, die Wiederaufhebung der ge- 
troffenen Bereinigung unter Zuftimmung der fläptifhen Behörden 
ee ohne daß hiergegen der Regierung ein Widerſpruchs⸗ 
recht zufteht. 

Bei der Berathung der weiteren Paragraphen diefes Geſetzes ift bie 
Abtheilung in Vebereinflimmung mit dem Gefeß- Entwurf von der Anfiht 
ausgegangen, daß die Juden im gefeglichen Sinne zu den „geduldeten“ 
Feligions⸗Geſellſchaften gehören. Es entfpricht dies den Grundſätzen des 
Religions-Edifts vom 9. Juli 1788, den fonftigen geſetzlichen Berhältniffen 
der Auden in den meiften Lanbestheilen, in welchen bas Religions - Evikt 
nicht gelten möchte, und der bisherigen rare der Staats -Berwaltung. 
Auch aus dem Edikt vom 11. März 181 if ein anderer Orunbfag nicht 
Serzuleiten. (Allg. Landrecht Thl. I. Tit. 11. 9. 20.) Ä 
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EStaats⸗Miniſter Eichhorn; Ich erlaube mir aus meinem geſtrigen 
Vortrage zu wiederholen, einmal daß dieſer ganze Vorſchlag, wie der vor⸗ 
liegende Geſetz⸗Entwurf ihn enthält, darauf gerichtet if, eine fafultative 
Einrichtung zu begründen, indem nämlich eine Bereinbarung vorausgeſetzt 
wird zwiſchen ben ſtädtiſchen Kommunal» Behörden und den Juden; und 
zweitens iſt es nicht die Abficht, Daß die Juden als Juden in die Stabt« 
verorbneten-Berfammlung eintreten und dort nur —* reſſen der Juden, 
den übrigen Stadtverordneten gegenüber, wahrnehmen ſo Dies würde 
der Fall ſein, wenn die Judenſchaft eine ganz beſondere politiſche 
Kommune nach dem Entwurfe ſein golker bie das Recht hätte, eigene 
Deputirte in die Stabtverorbneten- erfemmlungen abzufenden und nad 
Umftänden dort ein Veto einzulegen. Das ift nicht gemeint. Mau hat 
hauptſächlich bezwedt, daß bie Juden, auch wenn ein befonderes Vertrauen 
der chriſtlichen Gemeindeglieder fie nicht zu Stabtverorbneten wählt, den⸗ 
noch nie aus den Stadtverorbneten-Verfammlungen ausgefi Infien werden. 
Befinden fie ſich aber einmal in der Berfammlung, eo ol man nicht 
unterſcheiden, ob fie oem find ober nicht. Ein jeder Stabtverorbneter 
Hat die Pflicht, das Wohl der Gemeinde im Ganzen wahrzunehmen, und 
dies gemeinfame Wohl foll au das jüdiſche Mitglied ber Stabtverorbneten 
nach dem Borfchlage des Gejek - Entwurfes nicht aufhören, ins Auge 
ie von Burghaus: Ich muß meinerfeits erklären, daß ich mich 
dem Vorſchlage der Abtheilung anfchließe, und zwar von dem Standpunfte 
ausgehend, [2 ich awar mit Freuden den Juden gleiche bürgerliche Rechte 
eingeräumt fehe, mit Ausfehluß einiger wenigen, die im Geſetz - Entwurf 
vorbehalten find. Aber ich kann nicht einfehen, warum ihnen mehr Rechte 
eingeräumt werben follen, als die chriſtlichen Einwohner des Staats ge⸗ 
nießen, und es ſcheint mir eben vieler orſchlag ein dr zu fein. Denn 
die Juden erhalten dann nad der Beftimmung des $. 6 das Recht, daß 
immer ein Jude gewählt werden muß, —* die beſtimmte Zahl von 
jüdiſchen Einwohnern in einem Orte vorhanden iſt. Es ſcheint mir aber 
auch im Intereſſe der Juden ſelbſt zu liegen, wenn dieſe Beſtimmung 
nicht Platz greift, indem ein N hergeftalt gewählter jüdiſcher Abgeordneter 
in der Stadtverorbneten-Verfammlung nicht eine fo günftige Stellung ein- 
nehmen wird, als wenn er mit dem ganzen Vertranen der ftäbtifchen Ein- 
wohner gewählt ift, und ich halte es daher wünjchenswerth, daß diefer 
Paragraph weafalle. 
ürft Wilhelm von Radziwill: Ich muß nur wieberholen, was 
ich _geftern ſchon die Ehre hatte zu fagen, und mein Bedauern ausbrüden, 
daß die Anficht, welche die Regierung bei der Faſſung biefes Paragraphen 
ehabt hat, nicht vollftändiger entwidelt worden iſt, da bei einer voll» 
ändigeren Entwidelung der Idee fich ein Vertrauen ber Bethetligten zu 
biefer Richtung des Gelebes würde haben begründen laſſen. Es hat die 
Minorität bie Reciprozität bei dem $. 15 vermißt, die durchaus nothwendig 
hien, um Kin in jeber Desiegung gerecht zu ftellen, hat aber im Uebrigen 
ve wohlwollende Abficht der Regierung nicht verfannt, die darin befteht, 
ben Judenſchaften ihre Vertretung in ben Stadtgemeinden zu fihern, 
wenn fie auch nicht aus den freien Wahlen ber Chriſten hervorgehen 
v 


von Hochberg: Ich wollte mir nur eine kurze Bemerkung erlauben, 
wodurch fich die Anficht vielleicht anders ftellen könnte. Es iſt bisher in 
meiner Nähe und in den Kreifen, wo ich mich befinde, vorgelommen, ba 
die Juden dort das Vertrauen der Stabtbewohner gewonnen haben un 
als Stabtverorbnete und Rathsmänner in den Magifirat eintreten, und 
ie wurden gar nicht von ihrem religiöfen Standpunfte aus betrachtet 
ondern als Männer, bie das Vertrauen der Kommune genießen, und ip 
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wid verpfli ihnen das Zeugniß zu geben, daß fie ſich dieſes 
he —5 — t haben s und Daß man die Juden auch ale 
Gerichteſchreiber angenommen dat, Ich würde mich der Anficht anfchließen, 
Daß. es in Zukunft in Beziehung darauf bei den beftebenden Verhältniſſen 
leiten möge, obgleich dieſer aus meiner Erfahrung geichöpfte Fall freilich 
ein einzeln daſtehender ift und ich auch nicht befugt Ein, eine Auficht für 
Die anderen Provinzen tes Staats auszufprechen. 
Heferent: Ich kann gleichfalls aus meiner dienftlihen Erfahrung 
atigen, daß bei den Stabtverorpneten » Verfammlungen, namentlich in 


mern, ich Juden gefunden habe, die ihre Etellung vollftändig aus- 
ten, und ich glaube alfo, daß die bisherigen Verhäitniſſe im WWefent- 
ichen gut waren, und es möchte wohl Niemand wünfchen deß fich die 
eten⸗Verſammlungen in konfeſſionelle Parteien ſonderten. 


Graf York: Ih wollte nur bemerken, daß ich an der guten — 
die Se. Excellenz ausgeſprochen, den Juden einen außerordentlichen Be- 
weis der Gewogenheit zu geben, nicht zweifeln darf; ich kann ihn u 

als ſolchen nicht aufnehmen, denn es ift eine nothwendige Folgerung, da 
wenn der Inde von der Judenſchaft, alio von einer Körperfchaft, gewählt 
wird, fi auch ein forporatives Intereſſe bei den Vertretern finden muß, 
and wir einen Kampf zwifchen den Intereffen ver chriſtlichen nnd jüdi- 
öfferung hervorrufen, der gegenwärtig nicht mehr eriftirt. Es 
air noch nie zu Ohren gekommen, daß eine chriftliche Stabtverorbne- 
ten-Berfammlung bie jüdiſchen Mitglieder der Kommune nicht mit gleichen 
Augen wie den beißen angefehen, und es würte, wenn das gefchehen 
wäre, ein ſchwerer Vorwurf gewefen fein für den, der gegen Sicht und 
Gewiſſen gehandelt hätte, und es iſt mir auch noch nie befannt geworben, 
Inden über Stadtverordnete eine dergleichen Klage geführt; ich ſtimme 

alfo dafür, daß der Paragraph wegfällt. 

Graf von KRönigsmarf: Ich kann mich dem nur anfchließen, weil 
bie Ueberzeugun bene, daß der Wunſch, ter Paragraph möge weg⸗ 
bleiben, „it den Wünfchen aller Juden im preußifchen Lande über 


einftimmt. 
har all: Wenn feine weitere Bemerfung erfolgt, fo kommen 
wir zur mmung ‚ und zwar in der Art, daß diejenigen, welche dem 
Antvage der Abtheilung, daß der Paragraph wegfalle, beiſtimmen, bies 
durch Aufftehen zu erkennen geben. 
Dem Antrage ift heigeftimmt, und wir fommen zu dem $. 16. 


Referent: Die folgenden Paragraphen handeln von dem Kultus. 
weien. Berlefung bes $. 16 des Deſeges, und des Gutachtens ad. 5. 16. 
D. 


Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben ber 
Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, refp. deren Vorflehern und Re⸗ 
präfentanten überlaſſen. Die Negierung, bat von biefen Einrichten 
nur infoweit en zu nehmen, und Entſcheidung zu treffen, als ie 
öffentliche Ordnung ihr Einfchreiten erfordert. 

Zum $. 16 it bei der Abtheilung nur ein le: in Anregung ges 
tommen, welcher jedoch die Majorität nicht erhalten bat, fondern mit A 
gegen 3 Stimmen abgelehnt worden if. 

‚ Dee Inhalt biete aragraphen entſpricht gens den 89. 46—48,. 
zit. 11. Thl. 11. des Allgemeinen Landrechts. enn alfo die Vereine 
nmagngen - Drbningen annehmen und diefe die Genehmigung der Regie 
rung inſofern erhalten, daß der Staat nichts gegen den Inhalt zu erin- 
nern findet; fo haben diefe Synagogen-Drbnungen die Natur der Goligeie 
Geſetze. — iſt es zuläſſig und auch gerathen, daß die Synagogen⸗ 
Ordnungen zuweilen Geldoſtrafen gegen Störungen bes Gottesdienſtes an⸗ 


broßen: es fragt fi), ob diefe von dem DBorflande bes Vereins ober auf 
Antrag deſſelben von der Fa: or ie feftgefeßt und eingezogen 
werben follen. Die Borfieher der Juden im Poſen wünſchen öfter 
Lesteres, um dem Borflande das Odium ber Str bung du eriparen, 
und Me Minorität hielt dies auch für pafiend, während die Majorität eine 
—* —— Aa Polizei-Behörde, ſelbſt auf Antrag des Vorſtandes, 
r n ie 
Sollte die Anfiht der Minorität bei der hohen Kurie Anflang finden, 
fo dürfte ver beregte Zuſatz möglicher Weiſe dahin gefaßt werden fünnen: 
„Auf Anfuchen des Borftandes hat die ee örde die Geldſtrafen 
fefizufegen und einzuziehen, welche durch eine geſetzlich eingeführte Sy⸗ 
nagogen-Drbnung angedroht worden find.‘ 
m Allgemeinen empfiehlt die Ahtheilung den $. 16 und eben fo auch 
den $. 17 zur Annahme. 
eferent Graf von Itzenplitz: Ich bemerfe zunächſt, daß die Mi- 
norität nicht blos ans meiner Perfon beftanden Hat, fondern dag die Ma⸗ 
jorität 4 und die Minorität 3 Stimmen betrug. Ich kin auf dieſen An- 
trag dadurch geführt worden, weil ich glaube, daß dazu ein praftiiches Be⸗ 
bürfuiß vorliegt. — Wenn die Juden Synagogen-Orbnungen annehmen, 
fo werden dieſe der Regierung zur Anerkennung vorgelegt, und biefe 
äußert ſich den Geſetzen entiprechend in der Regel dahın, daß fie fagt: 
„wir finden gegen die Eynagogen- Drbnungen nichts zu erinnern.” Nun 
it hervorzuheben, daß öfter die eine Partei, welche an ben bisherigen An- 
ordnungen hält uud bei Annahme der Eynagogen - Ordnungen in der Mi- 
worität geblieben ift, dieſe dadurch geltend zu machen ſucht, daß fe den 
©ottesdienft, wenn vr in ber neu vorgeichriebenen Ordnung vor fich 
geht, zu flören a n einem ſolchen Fall ift dann der Borftand er- 
mächtigt, bie Strafen feflzufegen, welche Die Synagogeu⸗Ordnung androht. 
— Es ſcheint wünfchenswertb, daß, wenn ber Fall einer Störung eintritt, 
der Borftand befugt fei, der Polizei - Behörde Anzeige zn machen: „Der 
N. N. hat gegen den und den Paragraphen der Synagogen-Ordnung ver- 
ftoßen und tft daher zu beftrafen.” Wenn berfelbe es nicht zugefteht, fo 
ıft der Beweis zu führen, und wenn der Beweis geführt iſt, "fo wind er 
beftraft. Ich habe dies nur wollen zur Sprache bringen, weil ich weiß, 
daß es von vielen er gewünfcht wird, der Straf- Bent etzung 
überhoben au fein und ſolche der Polizei-Behörde überlaſſen zu können. 
von Maſſenbach: Ich erlaube mir eine Bemerkung dagegen. Ich 
laube, daß die Veränderung nicht eine Verbeſſerung, fondern_ eine Ter- 
i lechterung ihres Gottesvienftes ift, weil es nämlich die jüdiſche Partei 
ft, welche man zu den Lichtfreunden rechnen Tann, und ich fehe nicht ein, 
warum wir diefe Partei unterftügen wollen. Ich würde mich dafür erflä- 
ven, daß es bei den alten Einrichtungen in der Synagoge bleibe. 
Referent Graf von Igenplig: Ich glaube, es geht über unfere 
legislatorifche Defugnd und über die Stellung des Staates, den Inden 
als einer geduldeten Religions⸗Geſellſchaft gegenüber, hinaus, zu, beurthei- 
Ien, was rüdfichtlich ihres Gottesdien ’ lechter oder beſſer ii Dem 
Staate kann es ganz gleichgültig fein, was beffer ift; allein für das, was 
die Majprität en hat, ſcheint mir Außerlich die Präſumtion zu 
rechen, daß es beſſer fer. 
" Graf Busen. Nah meiner Anſicht ift davon hier niet bie Rebe 
es iſt hier von Störungen des Oottesbienftes überhaupt bie Nebe. Ko: 
diefe von einer gewiffen neuen Partei ausgehen können, war, fo viel i 
verflanden habe, nur die Privat-Anficht des Herrn Referenten. ‚Die Stö- 
rungen fönnen von ber alten Partei eben fo gut ausgehen, wie von ber 
neuen. Wir entfcheiven Hier gar nicht über irgend eine Partei Wenn 
wir überhaupt damit übereinftiimmen, daß die Polizei » Behörde bie Stoͤ⸗ 


zungen ftrafen foll, fo fprechen wir dadurch nicht aus, daß wir irgend 
eine | helfen wollen. Wir fprechen blos von Störungen. Nach 
meiner Anficht war es ein Beiſpiel, welches der Herr Referent vertreten 
wird; aber es war nicht die Anſicht ausgefprochen, daß wir dieſe Strafen’ 
einführen follen, damit die neue Partei die alte nicht flöre. 

von Maſſenbach: Der Herr Neferent hatte ſich in eben der Art 
darüber ausgefprochen, und darum hielt ich mich zu meiner Bemerfung. 
verpflichtet. Ich glaube auch, wie der. Herr Referent fagt, dab wir nicht 
daruber zu entfiheiden haben, ob wir eine oder die andere Partei an einer 
Berbejferung verhindern wollen; aber ich fehe auch nicht ein, warum wir 
und EN mifehen wollen, und dadurch der einen ober der andern Partei poli 
jeilige Huülfe gewähren. Ich glaube, bap gerade in religtöfen und fird- 
ichen Angelegenheiten, es fehr felten die Majorität ift, von der man bes 
haupten Fönnte, daß fie Recht habe. 

Marſchall: Es muß bemerkt werden, daß es ſich nicht von Stö⸗ 
rungen be Gottesdienſtes allein handelt, fondern von Webertretungen. 
ü up 
Graf Dyhru: Auch bei Störungen in chriftlichen Kirchen muß die 
Polizei —** werden. Welchen Grund die Störungen ben, va iſt 
ganz gleich. Es kann Jemand in einem unzurechnungsfähigen Zuſtande 
in die zirg kommen und Störungen verurfachen. 

Marfhall: Wenn feine weitere Bemerkung erfolgt, fo fommen wir 
zur Abflimmung, und zwar in ber Weiſe, daB diejenigen Mitglieder, 
welche dem Antrage, wie er vorliegt, beitreten wollen, biefes durch Auf- 
fiehen zu erkennen geben. 

Referent Graf von Itzenplitz: Der Antrag lautet: „Auf Anfı- 
hen des Borftandes hat die Polizei - Behörde die Geldſtrafen feftzufepen 
und einzuziehen, welche durch eine gefeglich eingeführte Synagogen - Drd» 
nung gu Pneopt worder I St verflanden Habe, ſo ſol y 

raf York: Wenn ih recht verftanden babe, fo foll jetzt die Anſicht 
der EHEN ur Abftimmung fommen. I“ ng 

Marfhall: Der Brian iſt von 6 Mitgliedern unterftügt wor 
ben, und dies ift die Veranlafiung, weshalb ich ihn iept zur Abflimmung 
bringe. Es würben diejenigen, welche dem Vorfchlage beitreten, dies dur 
Aufftehen zu erfennen geben. 

Die Majprität ift dem Vorfchlage beigetreten. Wir fommen zu $. 17. 

Referent Graf von Ipenptig: (ie vor.) 


Dem Statute einer jeden Judenſchaft bleibt die Deftinmung darüber 
vorbehalten, ob Kultusbeamte angeftellt und_wie biefelben gewählt werden 
ſollen. Bis dahin behält es wegen diefer Wahlen bei demjenigen, was in 
ben einzelnen Judenſchaften herkömmlich Yu und in Ermangelung eines 
eften Serfommens bei den allgemeinen gefeßlichen Vorfchriften wegen ber 
ahl von Geſellſchafts-Beamten fein Bewenden. Die gewählten Kultus« 
Beamten dürfen in ihr Amt nicht eher eingewiefen werden, bis die Res 
gierung erflärt hat, daß gegen ihre Annahme nichts zu erinnern if. Die 
egierung hat bei diefer Erklärung außer den Körmlichleiten der Wahl 
nur darauf Rückſicht zu nehmen, dab bie gewählten Kultus» Beamten un- 
beſcholtene Männer find. - 
Das Gutachten hierzu Tautet: „Im Allgemeinen empfiehlt die Abs 

theilung den $. 16 und eben fo auch ven $. 17 zur Annahme.” 
. 17 wird zur unveränderten Annahme feitens der Abtheilung 


pfoßlen | 
arfhall: Der —Aã iſt angenommen. 
Referent Graf von Itzenplitz: (Trägt vor.) 


4. 18. 

Entfichen innerhalb einer Iudenſchaft Streitigkeiten über die inneren 
Aultus, Einrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, 
fo find die Miniſter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten und bes Innern 
ermächtigt, auf den Antrag der Interefienten eine Begutachtung ber ob- 
waltenden Differenzen durch eine zu dieſem Zwecke einqufegenbe Kommiſ⸗ 

eintreten zu laſſen. Kann duch ven Ansipruh der Kommiſſion ver 

ikt nicht ausgeglichen werben, fo haben die Minifter unter Benutzung 
des von der Rommilfion abaegetenen Gutachtens darüber Anordnung zu 
treffen, ob und mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines abgefonderten 
Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge zu geftatten ift; 
zugleich haben biefelben mit Ausſchluß des Rechtsweges zu befliimmen, 
welcher Theil im Beſitz der vorhandenen Kultus» Einrichtungen verbleibt. 

Bei dem 4. 18 find der an die Worte: „ob und” (in der 
vierten Zeile von unten) bevenklich erfchienen. Aus vielen könnte gefolgert 
werden, daß die Behörke auch das Hecht hate, bie begehrte Trennung 
pure zu verfagen. Es iſt dies wohl nicht die Abſicht des Geſetzgebers, 
und der Staat kann feinen Grund haben, ſolche Trennung zu hindern; es 
kommt nur darauf an, bie Miodalitäten derſelben zu orbnen und feftzuftellen. 
Die Wbtheilung beantragt Daher einftimmig, die Worte: „ob und‘ weg- 
zulaſſen, übrigens aber den Paragraphen anzunehmen. In ber letzten Zeile 
defielben wird nach der Anficht des Königlichen Rathes, welcher ven Be⸗ 
rathungen der Abtheilung beimohnte, flatt: 

„Kultus - Einrichtungen‘ 
beſſer * ſagen ſein: 

„Vermsgen des Synagogen⸗Vereins“ 

Die Abtheilung war hiermit ganz einverſtanden. 

Staats⸗Miniſter Eichhorn: Es iſt allerdings nicht bie Abſicht der 
Re icerg die Trennung in einer gudergeme inde zu verhindern, wope 
in Folge er fich jet Fundgebenden Dewegungen ein Theil der Gemeinde 
1% entichließen möchte Darüber, ob eine Trennung flattfinden darf, 
oll feine Frage entitehen können. Es fcheint, daß blos die Trennung 
an und für fih im Gutachten der Kommiffion ins Auge gefaßt wird. In 
der Beſchränkung der Frage hierauf erfcheint allerdings Das Wort „ob“ 
gan) überflüffig.. Der $. 18 fpricht aber an der betreffenden Stelle nicht 

6 ron einer Trennung: fondern auch von der Frriistung eines neuen 
Gottesdienſtes und der Bildung einer neuen Gemeinde, Wenn in Abficht 
der Trennung an fih nicht ın Frage kommen kann, ob fie zuzulaſſen ſei, 
fo unterliegt dagegen die andere Frage, ob die Getrennten ale eine neue 
Gefellfchaft zufammentreten fönnen, eben fo einer Prüfung von Seiten bes 
Staats, als fie angeftellt wird wenn Mitglieder einer öffentlich anerfann- 
ten, oder auch einer geduldeten hriftlichen Religions⸗-Geſellſchaft fi 
abfondern und eine neue Religions Gefellichaft bilden wollen. Wie na 
allgemeinen Borfchriften Feine neue Religions⸗Geſellſchaft ohne Geneh⸗ 
migung des Staats ins Reben treten kann, fo fann auch Feine neue jüdi- 
fe Religions- Gemeinfhaft aus der beftebenden hervorgehen anders, ale 
mit Genehmigung des Staats. 

Referent Graf von Itzenplitz: Der fo eben gehörten Anficht dürfte 
es entiprechen, wenn das Wort ob etwas fpäter in_den Paragraphen ein- 
geichaltet würde, wonach es dann beeben würde: Sp haben die Minifter 
unter Benutzung des von ber Kommiſſion abgegebenen utachtens darüber 
Anordnung iu treffen, mit welcher Maßgabe die Einrichtung eines ab» 

a ottesdienfties oder ob die Bildung einer Synagoge zu ges 
en fei 


Minifler Eichhorn: Vielmehr fo: „Mit welcher Maßgabe bie 


Trennung von ber bisherigen Gemeinſchaft unb ob die Bildung einer 
neuen —— iu geflatten iſt.“ 

Referent Graf von Itzenplitz: Nachdem biefe Erläuterung und 
Zufiherung des Herru Staatsminifters ausgefprochen worben ift, könnten 
wir, gande ich, über die Sache pinweggehen. 

Marſchall; So daß es aljo auf der vierten Zeile von unten hieße: 
Mit weiher Maßgabe die Trennung der bisherigen Gemeinfchaft und ob 
die ng einer neuen Synagoge zu geflatten ſei.“ 

Referent Graf von Ienpaie erklärt ſich damit einverſtanden. 

Marſchall: Der Herr Referent hat ſich angeſchloſſen, und ich habe 
zu erwarten, ob eine entgegenſtehende Bemerkung gemicht wird. 

Fürſt B. Radziwill: Ich muß mir doch noch eine deutlichere Er- 
Märang über den Schluß des Paragraphen ausbitten: „zugleich haben bie- 
felben mit Ausichluß des Rechtsweges zu beftimmen, welcher Theil in Befig 
der vorhandenen Kultus. Einrichtungen verbleibt.’ 

Referent: Darauf bezieht ſich das, was ich bereits die Ehre hatte 
zuiegt vorzulefen: 

„ia der letzten Zeile deſſelben wird nach ver Anſiht bes Königlichen 

Raibes, welder den Berathungen der Altheilung beiwohnte, ftatt: 

 „Rultus» Einrichtungen‘ 

beſſer zu fagen fein: 

„Bermögen des Synagogen - Bereing.’' 

Die Abtheilung war hiermit ganz a 
Denn die Worte „Rultus-Einrichtungen” find unbeftimmt, aber wenn man 
fagt, bei der reipeftiven Bereinigung oder Trennung folle darauf Rückſicht 
genommen werben, was mit dem früheren Vermögen der Fudenfchaft ge- 
madt werben foll, fo it fein Zweifel vorhanden. 

„.. WR B. Radziwill: Es fragt fih nur, ob, fo lange darüber 
Ten beftimmt ift, die Bermögens-Berhältniffe dem älteren, dem urfprüng- 
lichen Zwed gefichert bleiben. 

Graf York: Ih muß mir V ein Bedenken auszuſprechen erlau⸗ 
ben, welches mir noch nicht gehoben ift, warum ihnen a der Rechts⸗ 
weg verſchloſſen fein foll? enn man fih die jüdiſchen Verhältniije recht 
deutlich macht, fo iſt diejenige Partei, die eine Trennung beabfichtigt, die 
der neuen Richtung angehörenvde und, wie mir fheint, die rationellere, 
Es dürfte alfo vielmehr im Intereife des Staates Tiegen, daß man eine 
ſolche Abfonderung erleichtert, denn es ift immer wie die größere Zahl 
der Mitglieder eines ee Berbandes, die austreten will, ſo 
auch diejenige, welche die noch beitehende Abfonderung mehr und mehr 
will. Nun finde ich eine gewiſſe Beeinträchtigung für die Ma«- 
jerität, wenn vielleicht die fehr wenigen zurüdbleibenden Nltgläubigen das 
ganze Synagogen» Bermögen behalten follen. Am wenigften möchte ich es 
als Srundfag ausiprechen, daß ihnen das Rechtsmittel verfagt werde. 

Referent: Darüber dürften ung wohl die geehrten Herren Regie⸗ 
rungs⸗ Kommiſſarien die befte Auskunft geben können. Nach dem, wie ich 
mir aber als Referent die Sache gedacht habe, Iiegt fie fo: Der geehrte 
Redner bat felbft gefagt, es möchte wünfchenswerth fein, eine ſolche Tren⸗ 
nung zu erleichtern, er iſt aber bedenklich darüber, daß bei diefer Tren- 
nung die Feftfegung über das Vermögen von den Verwaltungs -Behörben 
ausgeben und der Rechtsweg ausgefchloffen fein foll. Ich glaube aber, daß, 
wenn die Trennung erleichtert werben joll, eine derartige Beftimmung des 
Geſetzes nothwendig ift, denn fonft würden die Interefienten vor Streitig- 

über das Eigenthum fehr ſchwer auseinanderfommen. 

Graf Dyhrn: Das waren Gründe der Nüsplichkeit, vie aber doch 
ben Rechtsweg nicht beichränfen können, denn hier handelt es ſich um 
Dein und Dein, und fo halte ich es aus dem Prinzip des Rechts für 

4* 
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ss Sera: -Rbirie eia Interimiſtikum feſtſetzen köͤnne. Aber ich 


G se 9: ter. ed Nase rein bei der Keitiegung durch die Verwaltung 
122 :2 2.2702. 25 ud Die Juden mie dieſer Feſtſetzung fehr zufrieden 
ne mini: zioe mir aber den Richter bineinbringen, fo muß dieler Die 


Erde der 225 do Nebrönunfe enticheiden und fann auf Einigun- 
x 22 uime an Rußlichkeits-Grunden beruhen, nicht eingeben. 
D:: 8m wir zer mihr su Stande fommen, wo neue Einrichtungen 
St 
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Ran : Zrtim:Nesfreribeidt-Dyd: Zur Unterſtützung ber 
Aria: des Nefrezzez mil ıh bemerflih machen, Daß gerade in der Tatho- 
near Sordr Asite Xi: or vorlommen, daR eine Farce getrennt wird 
ser ;2 Simher Jr des Dermözen und die Kultus⸗Gegenſtaͤnde getrennt 
zen Demir error ter Beier mir Genebmigung der Regie 


3 
Ser erfsigr ader ricbe im Wege Rechtens 


seen Zee des 8. IN zu richten, in dem es heißt: 


Sem: dr ir ik 
Sl Sem m Bots der sorbandenen Kultus⸗-Einrichtun 5 bleiben 
zur Vor dern, NE dreſer legte Zap cin Prinzip in ſich enthält 
1 m... .n . .* .r . u ‘ , . . 9 q 
az? o8 worte mer eh dem zu erfahren, ob ed von der Regierung als 
Znennet One aniber wird, daR, wenn in irgend einer Konfeſſion 
Ka en mFizrinier Tsei INT, dieſem Theil irgend ein Recht auf das 
Karim Nr Sontender Rinde, von ber er fi loegeriiſen, verbleibt. 
Size Terrier Fibre: Ich batte ſchon bie Ehre... 
ger Vränsmii: Id weit ca wohl, wünſche aber, es für mich 


zaam2: 12 Semm, 


Sir: Wert Fröhorr: Wenn von einer anerfannten Kirchen⸗ 
En che, 


Gets or Tel Ha Shin 

sı8: Iran nirberders werden: aber Diefenigen, welche ſich abfondern, haben 
st Ariirı merken Nr Sie fünnen alfe von den Rultue-Einrid- 
arm er seortiezen Sirte gemeinthaftlich nichts fordern. 


i: Je far nur reiumiren, was mein geehrter Kol- 
Xdern-Dreoera: bemerkt bat. Der Tall iſt ganz far, ob es 
: in derdelt. Mer ansſcheidet, bat auf das Gut 


Amerferger veines Bruders nnd Des geebrten Red⸗ 
3 acsrändet And, dabin zu vertreten, daß ich ven 
‘z Dorian, melde Dem Öntmurf zum Grunde 
S "us bar auch Die Bedenken beſeitigt, Die 
ede zer dieſen Punkt erboben hatten. Diefer 


z: will: Ich füble mich gedrungen, bie 
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Sa ware wur ein Bedenken erlauben. Wenn von der 
söersde wird, So bar Diele ein febr feſtſtehendes Be- 
Ser NT 8a ride an dem tridentinnm bekennt, bört auf, 
- a nz dre ?utderiſche Kirche in ihren ſymboliſchen Pü- 

Ar ze ahnen Sea, und wer ſich nicht mebr zu diefen fom- 
derr dxre: oedort nidt mehr zur lutberiſchen Kirche. Ganz 

we Xx- der tr Bei einer Trennung, wie fie jetzt ſtattfin⸗ 
N Tee. fe itien vechte, wahre Juden, und es iſt alſo 
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in vem Sinne von einem Ausſcheiden aus der Kirche bei den Juden nicht 
die Rede, wie dies bei den chriſtlichen Konfeſſionen der Fall ſein kann. In 
einer chriſtlichen Konfeſſion ſteht feſt, wer die moraliſche Perfon dieſer Kirche 
iſt; iſt aber in dem vorliegenden Falle nicht ſo. 

Referent: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß das, 
was der geehrte Kenner über die Trennung der jüdiſchen Gemeinden ges 
fagt hat, auf die hriftlichen Kirchen jedenfalls ohne alle Beziehung 1fl. 

ir haben es bier mit einer gebuldeten Religiong-Gefelihatt zu thun; 
die Fatholifche und evangelifche Kirche find aber anerkannte Kirchen. 
ort: Ich babe es auch nur der Analogie wegen anfüßren 


wollen. 

Miniſter Eihhorn: Ich wollte nur dem geehrten Mitgliebe aus 

Schleſien Einiges erwiedern: 

ie Juden find eine geduldete Geſellſchaft und haben einen beltimm- 
ten Schut von Geiten des Staates; als geduldete Geſellſchaft follen fie 
auch Eorporationen bilden fönnen, und es finden auf diefe Corporationen 
biefelten Orundfäge Anwendung, als auf geduldete dhriftliche Kirchen⸗Ge⸗ 
noffenfchaften. Bildet fi unter den Chriften auch eine Trennimg, fo 
kann die Frage zur Erörterung fommen, welde Partei iſt als diejenige 
anzufeben, der man als die bisher eigentlich geduldete oder orthodoxe Par⸗ 
tei den Beſitz als ihr Recht zuerfennen muß? Soll bie Prüfung, ob etwas 
das orthodore Judenthum ſei oder nicht, vor das Gericht gewiefen wer- 
den? In welcher Rage würden fich die Gerichte befinden? Der Richter 
würde außer Stande fein, zu entfcheiden. Die Behandlung der Sache 
muß der Verwaltungs-Behorbe überlafjen bleiben. 

Fürft Lychnowski: Ich Habe nicht daran gedacht, die Streite im 
Judenthum mit denen hriftlicher Konfeflionen zu vergleichen. 

‚.. „Die Seheimniffe des Talmud und der Tora will ich unerärtert laffen; 
ich habe aber, wenn ich nicht irre, von dem geehrten Mitgliede aus Schle- 
ien gehört, daß die einen und bie anderen Auen, die Alten wie die Res 
rmers, glauben, fie feien die Echten. Da muß ‘ nun befennen, fo fehr 
ich es bedaure, daß es fich ebenfalls ftets gezeigt at, wie die einen ober 
anderen chriftlichen Sekten ſich auch ftets im Rechte glaubten, für allein 
orthodor hielten. Ich Habe nie gehört, daß die Alt-Lutheraner nicht für 
die echten Lutheraner, und die Fatholifchen Diffidenten fich nicht für echte 
Katholiken gehalten en wir allerdings halten fie nicht dafür. Aber ich 
habe nicht theologiſche Erörterungen über die verfchiedenen Selten vorzu- 
tragen; ich wollte nur aus dem Munde des Röniglihen Kommifſars Hören, 
ob das, was hier über das Verhältnig der Guter jübifher Gemeinden 
ihren Diffidenten gegenüber gefagt ift, als allgemeines Prinzip an 
fehen wird, oder ob es nur — — für dieſen Fall, d. i. 
die Inden Anwendung findet. 

Marfhall: Wenn weiter feine Bemerkung gemacht wird, fo kommen 
wir zur Abitimmung. Die Frage iſt gerichtet auf Den Anteoß ber Ab- 
theilung, daß der Paragraph, wie er vorliegt, beizubehalten fet, und bie- 
jenigen, welche diefem Antrage beiftimmen, würden dies durch Aufftchen 
zu erfennen geben. (Die Majorität erhebt fih dafür.) Der Paragraph 
iſt angenommen. 

eferent: Der &. 18, den die hohe Kurie eben angehört hat, ſteht 

im genauen Zufammenhange mit den folgenden 89. 19, 20, 21, 22, und 

je Abtheilung hat daher dieſelben bei ihrer Beurtheilung aufanmmengefaßt 

Wir werden he ken jeßt Hinter einander hören, und dann wirb bie Be⸗ 
urtheilung der Abtheilung folgen. 

Graf von Königsmarf (lieſt vor): 


Diefe Rommilfion fol, fo oft das ‚Berärfniß es erforbert, unter der 


Aufſicht eines Regierunge-Abgeorbneten in Berlin zufammentreten und aus 
neun Rultusbeamten oder anderen Männern jüdiſchen Glaubens beftehen, 
die das Vertrauen der Yubenfchaft, weicher fie angehören, befigen. 


Die Mitglieder der Kommiflion mit einer angemeffenen Zahl von 
Stellvertretern werben von den Miniſtern der geiftlichen 2c. Angelegenhei- 
ten und des Innern Be den Vorſchlag der Oberpräfidenten, welche dabei 
bie Anträge der Judenſchaften ihres Verwaltungs - Bezirkes befonders zu 
berückſichtigen haben, auf die Dausr son ſechs 

Die durch den Zuſammentritt der Kommiſſion erwachſenden Koſten 
werden von den ſämmtlichen Judenſchaften des Staats nach Verhältniß des 
Koſtenbetrages ihrer gefammten Droürfniffe ($. 23) aufgebradt. 


abren ernannt. 


Die Kommiſſion befchließt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten 
Gegenſtaͤnde nach abfeluier timmenmehrbeit und Bat die zu erftattenden 
Gutachten unter Beifügung von Gründen vollfländig auszuarbeiten.“ 
08 gievent (hieft aus dem Abtheilunge - Gutachten ad $$. 19 bie 
997): . 
„Abgefehen von biefen mehr die Form betreffenden Bemerkungen 
kann fich die Abtheilung mit dem Inhalt ver 2. 18 — 22 (einſchließlich) 
im Allgemeinen nur einverftanden erflärcn. Die religiöfen Angelegen- 
heiten der Juden will der Staat diefen felbit anheimgeben, und er thut 
als weltliche Obrigkeit Alles, was die gebuldete Religions-Gefellichaft 
begehren fann, wenn er zuerft die religiöſe Corporation von außen ber 
zu Recht beftändig Fonflituirt, und dann auch wieder den geſeblichen Weg 
eröffnet, auf welchem eine Trennung der religiöſen Corporation ein- 
treten kann, wenn biefe von den jüdiſchen Vereinsgenoſſen gewünfcht wird 
oder fonft erforderlich erfcheint. Diefer Weg iſt Dur die 48. 18 — 22 
angebahnt, und es iſt ber Inhalt derfelben auch — ſo viel befannt — 
von den Inden nicht ungünſtig aufgenommen worden. Nur das ſchien 
der Abtheilung wünſcheuswerth, daß die Mitglieder der gutachtenden 
Kommiſſton zum Theil aus der Wahl der Synagogen⸗Vereine Fa 
gegen möchten. Da der 8. 2U ſchon anordnet, daß die Ober-Präfiventen 
ei ihren Vorſchlägen die Anträge der Juden beachten follen, fo fcheint 
es noch befler, daß ein Theil ber nitglieber aus der Wahl der Juden 
und ein anderer Theil frei aus den Vorſchläägen des Ober -Präfiventen 
bervorgehe. Die Abtheilung beantragte daher einftimmig: , 
daß die Ober» Präfidenten verpflichtet werden möchten, zwei 
Drittel der Mitglieder der Kommilfion aus den von den Syna- 
gogen- Vereinen bezeichneten Perfonen in Vorſchlag zu bringen 
und die betreffenden Diinifterien gehalten fein möchten, zwei “Drittel 
der Mitglieder der Kommiſſion aus ben * onen zu wählen 
welhe die Vereine genannt haben. Diefe Abfiht wird du 
einen kurzen Zufas zum 5. 20 zu erreichen fein.’ 
a 19— 22 werben angenommen. 
raf von Königsmart (lieſt von): 
3 


nDie Koften des Kultus und der übrigen, die Sudenfchaft betreffenden 
Bedürfniſſe, zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Begräb- 
nißpläge gehört, werben nach ben durch das Statut einer jeden Aubentihaft 
näher zu beftimmenden Grundfägen anf die einzelnen Beitragentahtigen 
umgelegt und, nachdem die Heberoflen von der Regierung für vollftredbar 
erklärt worden find, im Verwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg ift 
wegen folder Abgaben und Leiftungen nur in fo weit zuläffig, als Jemand 
aus befonderen Nechtstiteln die gänzliche Befreiung von Beiträgen geltend 
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machen will oder in der Beſtimmung feines Antheils über bie Gebühr be 
laftet a fein behauptet. 
b und inwieweit einzelne, zerfireut und von dem Mittelpunfte ber 
yabenföaft entfernt wohnende Juden zu den von der Judenſchaft aufzu⸗ 
ringenden Koften, insbefondere zu den Kultus-Bebürfniffen, beizutragen 
Haben, ift von den Regierungen nah Maßgabe der Vortheife feftzufegen, 
welche jenen Juden buch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil 
werden. 

Bon neu anziehenden Juden darf ein fogenanntes Eintrittsgeld von ber 
ubenihaft auch an denjenigen Orten, wo folches bisher üblich gewefen, 
äuftig nicht mehr gefordert werden.‘ 

eferent (ieſt $. 23 des Abtheilungs-Gutachtens vor): 

‚Der 9. 23 wird von der Abtheilung zur Annahme empfohlen. Daß 
bie Juden die Koften ihres Kultus tragen, entipricht dem Necht und ber 
bieherigen Berfaflung, und daß die betreffenden Umlagen von der Berwal- 
tungs- Behörde für vollſtreckbar erflärt werden, Tann für die Orbnung im 
Haushalt des Vereins, und alfo für die Juden felbft, nur fehr angemeflen 
and wünfchenswerth erfcheinen.‘ 

* 23 wird angenommen. 

eferent (lieſt vor): 


. 21. 

„Weber die der befonveren Armen» und Rranenpfiege jüdifcher Glau⸗ 
As anal gewidmeten Fonds und Anftalten fteht dem Vorſtande der Ju⸗ 
denſchaft, fofern ihm nicht die Verwaltung bereits fiftungsmäßig übertragen 
iſt, Die Aufficht zu, vorbehaltlich jedoch des Dber-Auflichtsrechts der Res 
gierungen.” 

Das Gutachten Tautet: 


. 24. 
Der $. 24 will dem Verein die Verwaltung aller Fi Juden beitimm- 
ten Armen-Konds übertragen, auch wenn dies nıcht durch die Stiftung oder 
Berorbnung des Wohlthätere befonders angeordnet if. Würde dies beibe- 
halten, fo erhält der Berein wieder theilweis die Functionen einer weltli= 
hen jüdifchen Dbrigfeit, wodurch die Abfonderung befördert wird, welche 
gewiß nachtheilig ift. Wenn ein Teſtator ein Legat zu Ounften z. DB. der 
in Münfter wohnenven armen fatholifchen Sonfel innen ausſetzt, fo wird dies 
zweifelsohne vom DMagiftrat und der Armen - Commiffion verwaltet werben; 
wenn aber ein anderer Teftator für die in Münfter —8 armen Juden 
forgt, fo würde nach $. 24 dies Legat nicht vom Magiſtrat, ſondern von dem 
jũdiſchen Berein verwaltet werden. Es ift nicht abzuſehen, bog für bie 
den ein folcher Unterfchied ftipulirt werben fol, und die Abtheilung kann 
ven einftimmig beliebten ve lag am beften veutlich ie de wenn fie es 
geftattet, ihn in Worte zu faſſen, welche möglicherweife jtatt des $. 21 in 
Geſetz eingerückt werden könnten. Diefe würven fo lauten: 
Ueber die der befonderen Armen» und Krankenpflege der Juden gemwid- 
meten Fonds und Anftalten fteht dem Borftande des Vereins die Ver⸗ 
‚waltung und Auffiht nur dann zu, wenn ber Gtifter, dies ausbrüd- 
lich beitimmt hat. — Diefelbe verbleibt ihm jedoch auch in Rückſicht von 
dergleichen Fonds, welche ſchon bisher von den jepigen und früheren 
Sprzzegen- und Juden-Vorſtänden verwaltet und beaufſichtigt wor⸗ 
en ſind. 
| Staats» Miniiter Eichhorn: Dieler Vorſchlag der Abtheilung weicht 
allerdings von der Idee des $. 24 ab. Nah $. 24 follen auch Unter⸗ 
üßungen, Legate, bie blos den jüdiſchen Armen gegeben werden, dem Vor⸗ 
ande oder den jüdifchen Eorporationen des Drts, wofür fi vom Teftator 
eftimmt find, überlaffen werden. Man würbe nit darauf gefommen fein, 
enn fich nicht überall fände, daB, wo jüdiſche Eorporationen eriticen, ir» 









any befonders fiih ihrer Armen annehmen. Dies ift ein fchöner 
ber fih bei ipuen fundgiebt. ſch 
Die jüdiſchen Gemeinden zeigen ſich für ihre Armen oft beſorgter als 
iſtliche Gemeinden. Run iſt bei der Armenpflege mit Rüdficht auf bie 
hrung, die auch in neuerer Zeit faft überall Anerkennung gefunden bat, 
nicht blos darauf zu fehen, daß der vorübergehenden Noth der Armen ab- 
eholfen werde, fondern mehr darauf, ihnen dauernd zu Hülfe zu fommen, 
einmal dadurch, daß man ihnen Arbeit und Mittel zum Erwerb Ihafft, und 
jweitens, daß man ihnen mehr und mehr einen —* moraliſchen Halt 
giebt, der fie fähig macht, den vorübergehenden Druck zu ertragen, ohne 
u unterliegen, und ihre Kraft zufammen zu nehmen, um fich felbit aus der 
limmen Lage aufzurichten und ihren Zuftand nachhaltig zu verbeffern. 
Staats- und Kommunal⸗Behörden im am allerwenigften im Stande, nach 
ihrer ganzen Organifation und Beftimmung für diefen Zweck ſich wirkfam 
u erweifen. Das Verfchaffen von Arbeit und die Bemühungen, einzelnen 
—* moraliſchen Dalt zu geben, geht weſentlich über die Beſtimmung 
der Polizei und Kommunal-Behörven hinaus. Für diefen Zweck bilvet man 
jest Bereine, und zwar nicht blos im Vaterlande, fondern überall. Wenn 
wir nun bei unferen jübifhen Gemeinden jegt fehon dieſen Geift und dieſe 
Fürforge für die Armen in genügendem Umfange finden, warum wollen 
wir Summen, die ausdrücklich für jüdiſche Armen beftimmt find, Tieber den 
Kommunal: und Staats-DBehörden übergeben, als den Vorſtehern der Ju⸗ 
denſchaft, die jetzo ſchon fo vorzüglich für die Armenpflege ihrer Genoſſen 
beforgt find? Das ift die Anfiht, von welcher bei dem Gefeh- Entwurf 
ausgegangen iſt. Die verehrlihe Abtheilung bringt die Sache in Berbin- 
bung mit der Tendenz, die Judenſchaft zur politifchen Corporation zu machen, 
und um in diefem Zuſammenhan Tidifhe Kommunalrechte in Beziehung auf 
Armenpflege einzuräumen, welde die gewöhnlichen Kommunen baben, Es 
iſt aber gar nicht nöthig, daß man die Sache in dieſem Zuſammenhange 
bringt; man gehe nur von dem Geſichtspunkt aus, den ich eben ent⸗ 
wickelt habe. 
Graf von Durgbaus: Der Vorſchlag in dem 9. 24 iſt gewiß von 
ber wohlmeinendften Adficht ausgegangen und mag auch vielleicht wohlthä- 
tige Folgen herbeiführen; er weicht aber von ven allgemeinen kirchlichen 
Einrichtungen ab, und ich würde mich deshalb für den Borfchlag der Ab- 
theilung erflären, denn er führt die Judenſchaft auf denfelben Standpunft, 
wie he hriftlichen Einwohner, und das ift eben unfere Abdficht und unfer 
Bemühen. 
Graf von Solms-⸗Baruth: Die Abtheilung iſt von dem Geſichts⸗ 
punkte ausgegangen, daß die Fonds, welche etwa ber jüdiſchen Gemeinde 
ehoͤren, wie 3. B. die, welche ihr durch Stiftungen zuftehen oder zufallen 
often, auch nur von Juden verwaltet werben follen und nach den Beftim- 
mungen des Stifters verwendet werden müſſen. Die Abtheilung hat nicht 
gealandt, be! wenn neue Fonds von Juden zur Unterftügung für Arme 
berhanpt beitimmt würden, diefe von Juden an ihre Glaubensgenoſſen al- 
lein vertheilt werden follten; befonvdere Stiftungen aber will man ih- 
ren Zweden nach verwandt wiflen. Ich glanbe, daß die fehr anerfennens- 
werthe milbthätige Tendenz, die fich bei den Juden zeigt, für ihre Armen 
u forgen, nicht durch den Vorfchlag der Abtbeilnng beſchränkt wird, und 
ß die Wopithätigfeit, die die Juden für ihre Glaubensgenoflen fo ſchön 
—* auch ferner fortdauern und Wirkſamkeit finden kann. Der 


felben 
Siam, 


ator hat nur die Def mung, fetan eßen, fo wird von dem Eynagogen-! 


Berein, alfo von dem judifchen Vorſtande, die Verwendung zu Gunften der. 
jübifchen Glaubensgenoſſen vorgenommen werden, für den Hall, daß ein 
efondere Beflimmung nicht gegeben ift, wirb bie Verwendung nad) ber vr 
geſchlagenen Fafſung erfolgen. 


| 


« 
„id 
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von Kroſigk: Ich kann mich nur gegen den Antrag der Abtheilung 
erffären. Ich ſeße voraus, daß nicht die gewöhnliche Kommunal⸗-Armen- 
pflege verſtanden fein Fan, der der Synagogen - Verein unterworfen bleibt, 
wie fich von ſelbſt verfteht. Die Juden haben ihre Beiträge zu den Orte. 
Armen Kafien zu Iciften, eben fo wie verarmte Juden Anſpruch auf die ges 
wöhnliche Orts» Arnenpflege haben; die von Juden und für Juden befon- 
ders geftifteten Fonds möchten aber ihrer eigenen Verwaltung überlaffen 

eiben. 

al Solms⸗Baruth: Sofern die Beftinnmung dabei gemacht 
wird, daß die —* von einem jüdiſchen Vorftande verwaltet werben, fo 
würde ein Unterfchied zwifchen den Juden und Chriften eintreten, oder man 
würde die Verwendung der Behörde, die mit der Verwaltung beauftragt ift, 
überlaffen; es iſt nicht anzunchmen, daß eine nicht gewiſſenhafte Verwendung 
Rattfindet. Ach fehe Fein Bedenken, warum nicht einer Behörde etwas an- 
uvertrauen tft, und dem jüdiſchen Teftator bleibt c8 ja unbenommen, zu 
Tagen, wer es verwalten follte. 

von Duaft: Ich glaube, daß die Arınenpflege überhaupt alsdann ihren 
Zwed am beften erreidt, wenn fie mit der Kirche in Verbindung fteht, da- 

en aber die Ausführung um fo fchwieriger wird, je mehr man fie centra- 
Den. In diefer Stadt, wo die Armenpflege mehrere Hunderttaufende er- 
fordert, wird der Zweck dennoch nicht erreicht, vorzugsweiſe, weil fie zu fehr 
centralifirt ift, und weil eben deshalb die Mitglieder, die an der Spibe 
fieben, nicht fo in die innerſten Verhältniffe der einzelnen Gemeindegliever 
eindringen können, ale wenn fie den einzelnen Armen näher verbunden find 
wie folches gerade bei einer kirchlichen Armenpflege ftattfindet. Es hat fi 
daher in neuefter Zeit das Berürfniß gezeigt und iſt namentlich im legten 
verhängnißvollen Winter mit größtem Erfolge zur Ausführung gefonmen, 
fi fie, von der Eentral » Armen» VBermaltung völlig unabhängige Armen 
Bereine zu bilden. Im Sntereffe der Juden feibh, deren bisherige mufterbafte 
Srmenpfege fo ſehr anerfannt wurde, kann ich mich daher nur der unbe- 
dingten Annahme des Paragraphen anfchliefen. 

Neferent: Ach theile zwar die Anficht des geehrten Redners nicht, und 
ich weiß aus praftifcher Erfahrung, wie die Kommunal» Behörben finden: daß 
ihnen die Armenpflege erfchwert und faft unmöglich gemacht wird, wenn bie= 
felbe theilweis in die Hand der kirchlichen Behörden gelegt wird. denn diefe 
vertheilen nicht nach den Grundfägen der gefeglichen Armen-Pflege, fondern 
nach hriftlicher Milde, und diefe giebt oft mehr, als nach gleichmäßigen ge- 
Teötichen Grundfägen gegeben werden darf, und wenn dann die Fonds, Die 
der Verwaltung ber firhliche Behörde übergeben waren, erfchöpft find, fo 
tritt die gefeliche Verpflichtung der Stadt ein, und die Kommune muß dann 
Rath ſchaffen. Dies Tann fie aber am beften dadurch, wenn fie den Ar- 
mer Beichäftigung in geordneten Anftalten giebt, und diefe werben 
von der Kirche wohl — ausgehen und ——— werden koͤnnen. 
Doch dies nur beiläufig. Im vorliegenden Fall Ich ih nicht ab, warum 
wir für die Juden etwas Anderes feftfeßen wollen, wie für die ande- 
ven Unterthanen; Dies gefhieht aber durch diefen Paragraphen des Gefeh- 
Entwurfs. Wenn Jemand fein Vermögen einer Synagoge vermacht, fo wird 
der Synagogen - Berein es auch verwalten; eben fo, wenn Jemand eine 
Banme ten Arnıen einer Pfarrei vermacht, fo wird diefe es verwalten, ver- 

acht er fie aber den evangelifhen Armen eines Ortes, fo wird es Nie- 
anden einfallen, zu glauben, daß fich eine andere Behörde, als die Armen- 
ommilfton des betreffenden Ortes, darum zu befümmern habe. 

Bermacht aber eın Anderer eine Summe an die in einem Orte wohnen- 
en armen Juden, fo würde nach dem Paragraphen des Geſetz⸗Entwurfs 
zieſe Summe von dem Borftande des Synagogen- Vereins zu verwalten fein, 






U nd alfo für Die Juden etwas Anderes gelten, als für die Ehriften. 


w 


Fürſt Wilhelm von Radziwill: Ich wollte nur eine Bemerkung 
machen wegen ber Kaflung des Paragraphen, und ich glaube das erreicht, 
was der Herr Kultuo⸗Miniſter als Zwed des Paragraphen bezeichnet hat, 
es werden bie einzelnen Zeftatoren nicht fo feft gebunden, aber Diejenigen; 
welche die Abſicht haben, Theile ihres Vermögens zur Dispofition ber 
Synagogen⸗Vorſtände zu legiren, werben durch bie Fofung aufmerffam ge- 
macht, daß in den Iegtwilligen Beftimmungen, in den Fundations-Beftim- 
mungen, fpeziell angegeben werde, daB der Synagogen -Borftand der Ber- 
walter fein fol. . 

Neferent: Der Antrag würde alfo fo Tauten: 

Tritt die Berfammlung dem Borfchlage bei, ftatt des 9. 24 zu fagen: 
‚Weber die der befonderen Armen- und Krankenpflege der Juden gewid⸗ 
meten Fonds und Anftalten ſteht dem Vorftande des Bereing die Verwal⸗ 
tung und Aufficht nur dann zu, wenn der Stifter dies ausdrücklich beftimmt 
bat. Diefelbe verbleibt ihm jedoch auch in Rückſicht von dergleichen Fonds, 
welche fchon bisher von den jetzigen und früheren Synagogen- und Juden⸗ 
Vorſtänden verwaltet und —*8 t worden find?’ 

arihall: Wir fommen zur Abftimmung. Diejenigen, die dem An- 
“trage der Adtheilung beiftimmen, würden das durch Aufftehen zu erkennen 
geben. (Majprität.) 

Referent (verlief): 

8. 25. 


. In Bezug auf den Öffentlichen Unterricht gehören die fchulpflichtigen 
Rinder der bifhen Glaubensgenoſſen den ordentlichen Elementarſchulen 
ihres Wohnorts an. 


8.26, 

Die jüdifchen Olaubensgenoflen find ſchuldig, ihre Kinder zur vegel- 
mäßigen Theilnahme an dem linterrichte in der Ortsfchule während des ge- 
—38 vorgeſchriebenen Alters arzuhalten ſofern ſie nicht vor der Schul⸗ 
behörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unter⸗ 
weiſung oder durch ordentlichen Deut einer anderen vorſchriftsmäßig einge» 
richteten öffentlichen oder Privat-Lehr-Anftalt einen regelmäßigen und 
genügenden Unterricht in den Elementarkenntuiffen erhalten. 

Segen die $$. 25 und 26 findet die Abtheilung nichts zu erinnern und 
beantragt die Annahme derfelben. | 

Diefe Paragraphen werden ohne Diskuffioen angenommen, und ber 
Referent Tieft ven $. 27 des Geſetz⸗Entwurfs: 

‚Befinden fih an einem Orte mehrere chriſtliche Elementarſchulen fo 
bleibt den Regierungen überlaffen, die jüdiſchen Einwohner n digenfalis 
nach Maßgabe der Ortsverhältniſſe entweder einer von dieſen Schulen aus⸗ 
ſchließlich zuzuweiſen oder unter dieſelben nach einer beſtimmten Bezirts-Ab- 
gränzung zu verteilen. 

Sodann das Gutachten ad $. 27: 

„Der Inhalt des 9. 27 hat die Iebhafteften Reclamationen der Juden 
hervorgerufen; fie finden darin eine Wiederherftellung des Ghetto, indem, 
wenn 3. B. bier am Orte alle Kinder von Juden verpflichtet würden, in 
eine Schule zu gehen, welche in der Kochitraße liegt, nothgebrungen auch 
die Heltern würden dahin ziehen müſſen, da die Kinder ut täglıh Amal 
allzu weite Wege, 3. 3. vom Oranienburger Thor nad der Kochſtraße, 
würden gehen fonnen; fie PN, außerdem dadurch verlegt, daß durch 
biefen Paragraph rückſichtlich der jüdischen Kinder der Schulbehörde größere 
Macht und Befugniffe zugeftanden werben follen, als rüdfichtlich der an⸗ 
deren Kinder. 

„In der That ift auch nicht abzufehen, warum bies nöthig iſt. Die 
allgemein gültige Regierungs-Inftruktion vom Jahre 1817 $. 18 Lite. K. 
(Geſetzſ. pag. 200) legt der Schul -Abtheilung der Regierung das Recht 


bei, Säul-Sozietäten zu bilden und zu trennen, wo es entweber gewünſcht 
wird ober notpivenbig erfcheint. Mit diefer Beftimmung ift bisher aus⸗ 
gereicht worden und kann auch wohl fünftig auegereicht werden. Daß die 
jäbifchen Kinder auch außer dieſen gälen, des Wunfches oder der Noth⸗ 
wendigleit, nah Wohlgefallen der Regierung follen vertheilt und unter- 
geſteckt werben können, erfcheint allerdings für die Juden verlegend, und 
die Abtpeifung trägt daher einftimmig darauf an, 
den $. 27 ganz Veen, 

indem die allgemeinen Geſetze bereits alles Nöthige enthalten.’ 

Prinz Biron von Rurland: Ich wollte mir erlauben, an den König- 

lichen Herrn Kommiſſar die Trage zu richten, da aus ber Abtheilung die Aus- 
t eröffnet worden, daß wir ım Laufe der nächften Jahre eine neue Schul- 
ang erhalten würden, ob bei der Abfaflung derſelben auf die jüdiſchen 
Gemeinden Rüdfiht genommen ift oder die neue Schulorbnung in allgemei- 
wen Prinzipien alle Schulen in fih begreift? “ 

Miniſter Eihhorn: Bekanntlich ift für die Provinz Preußen bereits 
eine Schul⸗Ordnung unter Beirath der Provinzial» Stände zu Stande ge- 
fommen und publizirt worden. In gleicher Art find Entwürfe von Schul» 
Drbnungen für alle übrigen —8* ausgearbeitet und würden den Pro⸗ 
vinzial⸗Ständen ſchon in dieſem Jahre vorgelegt worden fein, wenn fie zu⸗ 
fammengelommen wären. 

Diefe Schul-Drbnungen find fo abgefaßt, daß alle Konfeffionen dabei 
berüdfichtigt find, doch fteht e8 den Provinzial-Ständen frei, Abänderungen 
für ihre Provinz zur Sprache zu bringen, die fie für wünſchenswerth oder 
nothwendig halten. Kinden fe es insbefondere angemeffen, für die Juden 
Vorſchriften aus Rückſicht auf eigenthümliche Verhältniſſe der Provinz vor- 
zufhlagen, fo wird die Königliche Regierung foldhe erwarten. In der 
jehigen Verordnung find die allgemeinen Grundfäge aufgeftellt, die für 
—* ganzen Staat und nicht bloß Hr eine einzelne Provinz Anwendung finden 

ollen. 

Es mag allerdings diefer Paragraph für fich ohne die Erläuterungen, 
bie von dem Kommiſſar des Miniſteriums auch einer verehrlichen Abtheilung 
gegeben worden find, fo mißverftanden werden können, wie die Juden ihn 
mi den haben follen, nämlich: daß die Kinder der Juden in Ges 
meinden, wo mehrere chriftliche Schulen beftehen, willkürlich einer oder der 
anderen biefer Schulen zugewiefen werben. Es follte jedoch in Beziehung 
auf die Juden durchaus nichts Anderes vorgefhrieben werden, als was 
wefentlich jegt noch in Beziehung auf die chriftliche Bevölkerung in Fällen, 
wo mehrere chriftliche Schulen neben einander an einem Orte betehen zur 
Anwendung komnit. So wie es in der Kirche Parochieen giebt, fo find auch 

infichtlich der Schulen Schulbezirte feftgeftellt. Dies, ift befonderd in grö⸗ 
eren Drten nötbhig. Vermöge biefer Feftitellung find die Aeltern —3 — 
wee Kinder vorzugsweiſe iu dieſe oder jene Elementarfhule zu ſchicken. Jede 
lementarſchule iſt in Beziehung auf Lokal, auf Gebrer - Verfonal ıc. für eine 
gersifle Zahl von Schülern eingerichtet, Wollte man es in Källen viefer 
t lediglich der Willfür der Aeltern a in welche der einzelnen 
beftehenden Elementarſchulen fie ihre Rinder ſchicken wollen, fo könnte leicht 
za. einer Schule cine Zuftrömung von Kindern eintreten, daB neue Schul⸗ 
räume beſchafft und auch mehr Lehrer angeftellt werden müßten. Das freie 
Zuſtrömen zu einer Schule fönnte oft von vorübergehende, zufälligen Um⸗ 
änden veranlaßt werden. Daher ift feftgefeßt, daß die Bewohner eines be- 
immten Begirtes ihre Kinder in eine beftimmte Schule ſchicken müffen. Es 
t von der Abtheilung bemerkt, daß, wenn auch der Paragraph wegbliebe, 
hon in Folge der Regierungs - Inftrultion vom Jahre 1817 wegen Feſt⸗ 
Hung der Schulbezirfe eine angemeflene en HE ‚getroffen werben 
. Dies if im Allgemeinen richtig, und iniofern 8 es gerade aicht 








ein bringenbes Bedürfniß, dag besfalls eine auedrückliche Beftimmung 
in das feß aufgenommen werbe. Es erleihtert jedoch die Ausführung 
der Dabregel, wenn die Juden felbft voraus darauf aufmerkſam gemacht 


Referent Graf von Itzenplitz: Es dürfte vielleicht der Kurie in- 
tereffant fein, die Motive zu biefem Paragraphen aus ber Dentfchrift zu 


hören. 
Zur Erläuterung des $. 27 ift Folgendes zu bemerken: 

„Es tönnte fraglich fein, ob in einem ſolchen Balle, wo an einem 
Orte fi mehrere chriſtliche Eiementarfhulen befinden, es überhaupt er- 
forderlich fei, eine Beftimmung über die Zutheilung der jübifchen Glau⸗ 
bensgenofjen zu einer beftimmten Schule zu treffen, da bie Zutheilun 
der Einwshnerfe jaft eines gewiſſen Bezirks zu einer Elementarſchule 3 
deren Schule geſehlich niemals zur Folge hat, daß die Kinder nur in dieſe 
Schule gefihictt werden dürfen, es vielmehr den Aeltern, fobald fie nur 
überhaupt ihre Pflicht wegen eines ordentlichen Unterrichts ihrer Kinder 
erfänen, freigefielit bleibt, ob fie fi) dazu bes Mittels des häuslichen 
Unterrichts oder des Schulbeſuchs, und im Ieteren Falle, welder der 
ordnungsmäßig beftehenden Schulen fie ſich bedienen wollen. Rad der 
Wahl, welche bie Eltern zwiſchen ven Schulen in oder außerhalb i 
Wohnortes treffen, richtet fi) auch die Zahl des Schulgeldes, fo weit 
auf ſolches die Schulen überhaupt oder in Betreff der nicht & ihnen 
gehörigen Kinder angewiefen find. jeres, die Zahlung von Schulgeld 
aus der Gemeinde felbft, ſoll aber nach der Beflimmung ber 99. 29. 32 
Thl. 1. Tit. 12 Allg. Landrecht eigentlich gar nicht flattfinden, fondern 
die Schule durch Ei, Beiträge aller Hausväter unterhalten werden, 
and auch wo die Einrichtung bes Söputgeibes noch — müſſen die 
Hausväter doch mit jenen allgemeinen Beiträgen infowert hinzütreten, 
als der Scähulgelb-Ertrag für das Bebürfnig der Schule nicht ausreicht. 
In diefer Beziehung bleibt es daher allerdings nothwendig, den Regie- 
rungen bie Befugniß beizulegen, erforberlichenfalls die jüdifen Aellern 
einer beftimmten Schule zuzuweiſen oder unter mehrere zu vertheilen, 
da die jüdifchen Einwohner m fonft, wenn an einem Orte mehrere Schu. 
len zunaͤch verſchiedene chriſiliche Konfeſſionen und inſofern ohne 
Territoriai · Abgränzung errichtet find, den Unterhaltungs-Beiträgen zum 
Rachtheil der Sriflichen Einwohner ganz würden entziehen fönnen, oft 
* auch eine, einzelne Schule allein die Kinder der Juden aufzunehmen 
nicht vermag. 

Graf von Burghaus: Ich weiß in ver That nicht, wie ohne bie 
Beftimmung, welche F% 27 enthält, darüber hinwegzukominen if. Gerade 
die Zutheilung ber Kinder ge den Schulen, ſcheint mir fehr nothwendig und 
muß in die Hände der Verwaltun— geist werben, weil, wie ber Herr 
Rommiffar hervorgehoben hat, der ir elftanb eintreten kann, daß, wenn 
eltern eine befondere Vorliebe für den einen Lehrer haben, fie alle ihre 
Rinder in jene Schule fenden werben, und es werben dann hier die Räume 
nicht ausreichen, während in einer anderen Schule vielleicht übrige Räume 

Ind. Eo muffen daher die räumlichen Einrichtungen berüdfichtigt werben. 
igens, immer von dem Geſichtspunkte ausgehend, daß den Tuben das 
aber auch nicht mehr geboten werde, was wir Ehriften befigen, fo fheint mir 
dieſe ne peu gerabe dem ganz analog. Bei Hriftlihen Kindern würde . 


ſelbe Fall eintreten. Ich feße den Fall, daß an einem Drte zwei fatho. de 

je Schulen ſich befinden, und die evangelifhen Einwohner bes Drts, bie 

ihre Rinder eine eigene Schule nicht begründen Lönnten, wollten nungeig 
iefe ihre Rinder alle in die eine dieſer beiden Säulen enden, dieſe aber 
dadurch überfüllen, jo würbe ſich die —— jehörbe ing Mittel [hIn-ve 
gem und ben fach diefer evangeliihen Schulkinder mit Rüdfiht artey 


die vorhandenen Räumligfeiten orduen müſſen. Derſelbe Fall würke es 
aum auch bei den Juden fein. 

Referent Braf von Igenplig: Die Regierung hat das Recht und 
die Pflicht, dafür zu forgen, daß alle Kinder Eiementar-Unterricht erhalten, 
and die Kinder, wie man fagt, „einzufäulen“. Dazu ift, wie ich die Ehre 
gehabt habe vorgutragen, in der allgemeinen Regierungs- Juftraktion bie nd 
thige Befugniß bereits erteilt. Die Regierung hat ım Halle des Wunfe 
oder auch ohne Antrag, wo die Rothwendigkeit vorliegt, einer g 
Anzahl Schulkinder, lei e8 evangeliſcher ober katholiſcher Religion, Unter- 
wicht zu verfhaffen, das Recht, die Kinder einzufchulen. Deshalb glaube ich, 
daß es einer befonderen Erwähnung in biefem Geſetze nicht bedarf, um 
bewirfen, daß die Kinder der Juden eben fo behandelt werben follen, 
vie der Esrifen. Es fei denn, daß die Juden fi) eine befondere Schule 

iftet haben. Dice war der Grund der Abtbeilung, und ih finde eiue 
Kung veffelben in dem, was der Herr Minifter gefagt hat, nämlich: ws 
ein ausdrüdlihes Bedärfmiß zu einer folhen Beſtimmung, wie fie $. 
enthält, wicht vorläge. 

Graf von Dyhrn: Ich verzichte auf das Wort. Der Referent 

bereits das — was ich fagen wollte. Ih — für den 

fall des Paragraphen. 
ort: fanu nicht leugnen, obgleich ich die Denl mit 

HR: it — habe, daß es = bei Deka — een wie 
den Juden ergangen ift. Ich bin bedenklich geweſen und muß gehchen, daß 
dieſe Bebenflipfeit durch die Mittbeilung Sr. Excellenz nicht gehoben wor« 
den ift. Die Gründe, weiche durch den verehrten Redner vor mir an, 
woorben find, überheben mich der Nothwendigkeit fie nochmals anzu] 

Ein Beifpiel aber, welches Ce. Excellenz anzuführen fo gütig um 

und für Annahme des Paragrappen zu beftimmen, hat gezeigt, daß bie Tuben 

im größeren Städten fehr jerſtrent wohnen, woburd der notwendige Um- 
1 eintreten müßte, daß bie Kinder fehr weite Gänge nach einer eiı 

Bone macjen müßten, wenn eine folde von den Juden gewählt 

&s müffen dann alfo befonbere Beranlaffungen dazu mitwirtend fein, wen 
ihre Kinder in diefe eine beftimmte Schuie fhiden follten; i 

17 ich nicht in Erörterung ziehen fann. Es hat alfo allerdings gerade di 

fer Umftand in mir die Meinung erregt, al fei e8 mehr ober weniger der 

jumfch gewelen, bie jübifgen Rinder zu vereinigen, unb dies fheint mir 

für die Erziehung der Rinder eben fo nachtheilig, als es für die fpätere Ent 

witelung berfelben ungünftig wirlen fann. Denn fie würden leicht son 

Kisbheit an daran [a ſich abzufondern, während ic für wünidens- 

ve i 

mil 










ten bob ie fo früh wie möglich unter die chriſtliche Beoöl 
werben. 

I: Wir fommen n Abfii und 
— 
fe dem Antrage der Abteilung beiftimmen will, wird e6 bar 
m ertennen geben. (Cs wird dem Antrage ber Wöteilung beigeftinmt.) 
Referent (verlieh): 


928. 
il de iſtli Religions⸗ 
iin Aüber niht verpfßtet, eine Je Jnbenfüa I ar erben 
" feise Einrichtungen En treffen, daß es feinem jübifhen Kinde wäh 
end ——ã ters an dem erforderlichen igions - Unter» 
’ Religioneiehrer 18 L 
Eu weige jur Yunkhung vnce Kreml sum Ola vr Önluhe 


fr 


Das Gutachten lautet: | 

„Mit 9.28 iſt die Abtheilung und um fo mehr einverfanden, als 
fie denfelben fo anslegt, daß die Rinder der Juden zwar nicht „‚verpflich- 
tet”, aber mit Genehmigung ihrer Eltern und Vormünder wohl befugt 
ind, dem chriſtlichen elipiond» Unterricht beizuwohnen; fie ftellt nur an- 

eim, ob dies vielleicht bei der Redaction noch deutlicher auszufprechen 
ein möchte. Die Kinder der Juden zwangsweife von dem chriſtlichen Reli- 
at auszuſchließen, kann offenbar die Abficht des Gefeßgebers 
nicht fein. 

.  &ben fo ift die Abtheilung mit dem Inhalt diefes Paragraphen dahin 
einverftanden, daß den Juden nicht gerade die Anftellung eines befonderen 
Religions-Lehrers als ein Zwang auferlegt werben fol, wenn nur (mie der 
Faragrapb angiebt) dafür geſorgt wird, daß es den Kindern nicht am 
nöthigen Religions » Unterriht te 

(Eben fo iſt es gewiß angemeſſen, daß die Religiong-Lehrer vom Staate 
geprüft werben und bie zum Lehramt im Allgemeinen nöthigen Kenntniffe 
nachweifen müffen. Ein Mehreres, namentlich der Nachweis der Kennt. 
niffe in jübifchen Glaubensſachen, wird der Staat zwar nicht begehren, 
aber geni oft von den Juden gewünſcht werden. 

m nun in biefer Beziehung, wenn ſolche Wünfche vorliegen, zur Er⸗ 
füllung derfelben eine Gelegenheit zu geben, an welcher es bisher in den 
meiften Fällen fehlt, ſchlägt die Abtheilung einftimmig vor, zu beflinimen, 
daß die vorftehend ad 18 — 22 Fonftituirte Kommiſſion dergleichen Prüfun- 
gen jüdiſcher le ehe auf den Wunſch der Synagogen-Bereine vor- 

a und über den Erfolg derfelben Befcheinigungen zu ertheilen befugt 
Kin ol. Solche Beſcheinigungen werden dann —* redend feine offizielle 
Bedeutung a und feine Staats Approbation befunden, dagegen aber 

doch vielleicht durch die Autorität der Mitglieder der Kommiffion für den 
Berein von großem Werth und Bedeutung Tein: 

Mit einem hierauf begügligen Zufag wird der $. 28 von der Abthei- 
fung au Annahme empfohlen.‘ 

8 wird alfo der Erragrand pure jur Annahme empfohlen. 

Graf Botho zu Stolberg: Im Ganzen bin ich mit dem Gutachten 
einverftanden, es ijt mir aber aus dem Gutachten der anderen Kurie ein 

affus aufgefallen, der mir mobifizirt wünfchenswerth erfhien. Ich wün- 
che zwar nicht, daß die Schulen der Juden durchaus abgetrennt werben, 

ir auch ausgeſprochen worden, daß fie Religions » Unterricht_befommen 
follen, es ſchien mir aber zweckmäßiger, wenn durch eine Modification des 
Antrags der anderen Kurie die größeren Synagogen-emeinden verbunden 
würden, einen Religionslehrer en damit fie nicht ohne einen folchen 
verbleiben. Wäre Dies Ießtere der Kal, fo möchte dadurch der religiöfe In— 
differentismus befördert werden, und dies wünfchte ich unter allen Umftän- 
den zu befeitigen. 

Referent: Zunächft fcheint es mir bedenklich, auf den Inhalt des 
Outacpten? ber Abtheilung der anderen Kurie ein ugeben, da wir nicht 
einmal willen, ob nicht jene Kurie das Votum der Abtheilung verworfen 
hat. Zur Sache aber glaube ih, daß der Abficht des geehrten Redners 
durch den Inhalt des Gefeh- Entwurfs genügt if. Der Staat verlangt 
nach diefem, daß für den Religions⸗Unterricht aller jübifchen Kinder ſeitens 
der Synagogen- Gemeinden gefeg werde, das wird bei ben größeren Ge— 
meinden ganz entfehieden von felbit dahin führen, daß fie auch einen eigen 
nen Religionslehrer haben müflen, don wegen ber For der Kinder. Wo te 
man e8 aber blos für die größeren Gemeinden feflfegen, dann er man 
eine gewille Seelenzapl —e—— würde denn aber ausgeſchloſſen, 
was doch ſehr wohl thunlich erſcheint, daB ein Lehrer in zwei na egele,. 
genen, wenn auch größeren Orten unterrichtet, z. DB. in Elberfeld ungb 
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Barmen, deshalb möchte ich vorfchlagen, es bei ber Beflimmung des Ge⸗ 
ſetes By laſſen. 

arfhall: Findet der Vorſchlag die Unterſtützung von ſechs Mit⸗ 
gliebernt (Es geſchieht a: 

Keferent: Die Abtbeilung iſt in Betreff des Sufapes der Meinung, 
den Grunbfah feflyuhalten, daß die Juden eine gebuldete Neligions-Gefells 
haft find. Der Staat verlangt alfo nur, daß der Religionslehrer über- 

aupt die allgemeine Dualification eines Lehrers habe, ob er im Talmud 
and dergleichen Dingen bewandert iſt oder nicht, iſt dem Staate gleichgül⸗ 
ig. Die Abtheilung hat nur geglaubt und Nachrichten darüber erhalten, 
wie die Juden fehr wünſchen, daB ihnen Gelegenheit geboten werbe, ihre 
Religionsiehrer prüfen laſſen zu können auch in Beziehung auf die Kennt» 
niffe in ihrer Religion, und da nun durch die Weisheit Des Geſetzgebers 
eine Kommiffion angeordnet ift von jüdiſchen Gelehrten, fo fragt es fich, ob 
diefe nicht, auf den Wunfch der Vereine, auch in jenen Renntniffen exa⸗ 
miniren und über den Erfolg ein Atteft ausftellen können. 

Minifter Eihhorn: Gegen diefen Vorſchlag findet fein Bedenken ftatt; 
es ift allerdings der Wunfch aller größeren jüdiſchen Gemeinden, daß ih- 
nen Gelegenheit gegeben werde, befondere Neligionslehrer für ihre Ju⸗ 
gend anzuftellen. Hier in Berlin ift der Anfang damit ſchon gemacht, es 
iſt ein Privat- Seminar gegründet, woran ein fehr waderer Mann thätig 
it. Yu diefem jüdiihen Seminar wird nur darauf gefehen, jüdifche Re- 
ligionslehrer zu bilden. Was der Staat feinerfeits ın Beziehung auf die 

eligionslehrer verlangt, ift weiter nichts, als die allgemeine didaftifche 
Ren Eh auch die jüdiſchen Keligionslehrerwerden ihm dieſe nur nach⸗ 
uwei em daben. Wenn dagegen der Wunfch der Juden bapin Be daß eine be» 
onbere Behörde eingerichtet werde, um ihre Lehrer in Beziehung auf Reli 
gions⸗Kenntniſſe und die Fähigkeit, Religions - Unterricht zu ertheilen, zu. 
prüfen, fo iſt nicht das geringfte Bedenken feitens des Staates dagegen 
vorhanden, die preußifche Regierung erwartet jedoch, deß ein ſolcher Vor⸗ 
660 von den Juden gemacht werde. Die verehrliche Abtheilung glaubt, 
aß das geeignetſte Drüfnngsorgan bie Kommiſſion wäre, die na dem, 
Borfehlage des Geſetzes für einen anderen Zwed eingerichtet werben fol. 
Bei Berathung der Sache feitens der Regierung hat man nicht daran ge⸗ 
dacht, dieſe Kommiſſion noch für andere Zwecke, als den im Geſetz⸗Entwu 
angegebenen, einzurichten. Da die Kommiſſion weſentlich aus der Wah 
der Saden felbft hervorgehen foll, fo wird nichts in Wege — daß man 
bie letzteren bei Organiſation der Kommiſſion auch auf dieſen Geſichtspunkt 
aufmerkfam macht. Die Sache iſt übrigens: noch nicht vorbereitet. Der 
Vorſchlag der ar An Abtheilung würde daher jedenfalls von ber Ver⸗ 
waltung näher zu prüfen und ſodann würden die Juden ſelbſt näher dar- 
über * bören fein. 

arfhall: Die Adtheilung hat keinen beftimmten Vorſchlag ge- 
macht, fondern nur den Beitritt zu ihrer Anficht empfohlen, und die Faſſung 
der fpäteren Redaction des Geſetzes vorbehalten. Wir kommen zur Ad» 
Rimmung. Der Paragraph felbft Hat Feine Bemerkung veranlaßt und ift 
daher als angenommen anzufehen, nur in Bezug auf den weiteren Vorſchlag 
ißt noch eine Abftimmung erforderlih. Diejenigen alfo, die der Anſicht der 
Abtheilung beitreten, werben dies durch Aufitehen zu erfennen geben. (Der 
Vorſchlag wird angenommen.) 
Referent lieſt vor: 


§. 29. 
Zur Unterhaltung der Ortöfchulen haben die jüdiſchen Glaubensge⸗ 


noſſen in gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe mit den chriſtlichen 
Gemeinbegliebern ven Geſetzen und heftehenden Berfaffungen gemäß bei⸗ 
zxtragen. 


„9. 29 des Gutachtenee. 
Geinsinien fo * 2 beffen Inhalt allgemein ‚gültigen und gerechten 
rinzipien entfpricht. | 
3 (8. 29 wird angenommen.) 


$ 
Fürft B. Radziwill: Der [nord &. 30 geftattet den Juden, 
eigene Schulen anzulegen, 9. 29 bingegen- läßt fie zu den Drtsfchulen 
beitragen und ih möchte aljo willen, ob, im Kal eine folche jübdiſche 
en ni — die Gemeinde dennoch zur Beiſteuer für die Orisſchule 
verpfli ei. | 
Neferent: Das wird ber ige Paragraph ergeben. 
„$. 30. 


Eine Abfonderung von den ordentlichen Drtsfchulen können die jüdi- 
ſchen Glaubensgenoſſen ver Regel nach nicht verlangen; doch tft den Ju— 
den geftattet, in eigenem Intereſſe auf Grund viesfälliger Vereinbarungen 
unter fih mit Genehmigung der Schulbehörden Brivat-Tehranftalten nad) 
den darüber beftehenden al gemeinen Beftimmungen einzurichten. Iſt in 
einem Drte oder Schulbezirfe eine an Zahl und Vermögensmitteln hin- 
reichende chriftliche und jüdiſche Bevölferung vorhanden, um aud für die 
jüdifchen Einwohner ohne deren Ueberbürdung eine befondere öffentliche 
Schule anlegen zu können, ſo kann, wenn fonft im allgemeinen Schul: 
intereije Gründe dazu vorhanden find, die Abfonderung der jüdifchen Olau- 
bensgenoffen zu einem eigenen Schulverbande auf den Antrag des Vor⸗ 
ftandes der Judenſchaft angeordnet werben.” 

"Sutabten ad &. 30, 

Daß es den Juden, welche in der Regel dem allgemeinen Schulver- 
bande unterliegen, da, wo fie e8 wünfchen und Mittel dazu haben, geftat- 
tet werde, ſich auf ihre Koften eigene Echulen zu ftiften, entfpricht ven 
Grundfägen der Billigfeit und der Parität, und die Abtheilung empfiehlt 
daher diefeh Paragraph, fo wie die &$. 31 und 32, zur Annahme; fie tft 
aber auch einftimmig ver Anficht, daß eine folhe Bildung von hefonderen 
Schulen ftets dem freien Willen anheimgegeben bleiben folle, und bean 
tragt daher, daß den Juden durch das Geſetz auch die Befugniß vorbehal- 
ten werden folle, die Sonverfehule jeder Zeit wieder aufzugeben und ſich 
der oder den allgemeinen Ortsfchulen wieder anzufchließen. fobald auch nur 
die andererfeits Betheiligten damit einverftanden find, und ohne daß 
der Regierung dagegen ein Widerfpruchsrecht zugeftanden wird.’ 

Fürft Boguslaw Radziwill: Es ift bier gefagt worden: Eine 
Abfonderung von den ordentlichen Ortsſchulen können die jüdifchen Glau— 
bensgenoffen der Negel nach nicht verlangen. Ich würde der Anficht fein, 
daß fie es in der Regel verlangen fünnen, wenn fie den Nachweis führen, 
daß ihre Vermögens-Verhältniſſe es geſtatten. 

Graf York: Es ſcheint ein Mißverſtändniß zu Grunde zu liegen; 
denn es iſt ja ausdrücklich in dem folgenden Satze geſagt, daß es e⸗ 
hen könne, wenn hinreichende Mittel vorhanden ſind und es der Wunſch 
der Synagogen-Gemeinde iſt. 

je B. Radziwill: Dann begreife ich nicht, warum es vorher an⸗ 
ders ſteht. 

raf York: Es iſt die allgemeine Verpflichtung ausgelprochen, bie 
für Juden und Ehriften gleich gilt, d. h. daß die Juden den übrigen chriſt⸗ 
lihen Staatebürgern gleichgeftellt find. Es ift ihnen hier nur die Derech- 
tigung zugeftanden worden daß fie nicht gebunden bleiben follen, an Die 
hriftlihen Schulen, wenn fie die Mittel zur Errichtung einer eigenen ha⸗ 
ben. Aehnliche Rechte haben die hriftlihen Staats-Unterthanen, fo viel 
mir befannt ıft, für errihtung konfeſſioneller Schulen. 

Graf von Burghaus: Ueber ein Bedenken, welches fih mir in die⸗ 
fem Augenblick herausgeftellt hat, möchte ich um Erläuterung bitten. Es 


J 


6 nämtih ee daß eine eigene Schule auf den Antrag des Vorſtandes 

—— angeorbnet werben könne. Es iſt damit noch nicht ausge⸗ 

„ dag ſämmtliche Mitglieder der Gemeinde damit einverftanden find; 

Gi fann mir aber den Fall wohl denken, daß die Vorſteher es im jüdiſchen 

Zutereſſe dringend wünſchen, eine eigene Schnle für ihre Judenſchaft zu 

er ‚ ohne Rüdfiht darauf, daß die Mitglieder nicht hemittelt genug 
, die Schule zu gründen, und daß auf den Antrag des Vorſtandes 


es 
den Willen der einzelnen Einwohner eine Schule errichtet würde. 8 
IH ob das edenken fo wichtig erſcheint, um eine Ergänzung 


gen. ’ 
eferent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daß dies Bedenken durch 

Die bereits —* und im Belek enthaltene analoge Anwendung der 
Gtädte-Drbnung erledigt ift. Der Vorſtand verhält fih zu den Reprä- 
feutanten, wie der Magiſtrat zu den Stabtverorbneten. Dritten Berfonen 
ber wird die Stadt durd den Magiftrat vertreten; daß er. pierzu 

i g_der Stadtverordneten haben muß, verſteht ſich deshalb von 

ſelbſi, weil diefe die ‘Mittel bewilligen müſſen. Auch hier Tiegt die Be. 
igung der Mittel in der Hand der Repräfentanten. Der Borftand 
baun aber nur auf Errichtung einer eigenen Schule antragen, wenn bie 
Mepräfentanten damit einverftanden find und die Mittel hewilligen. Und 
da Borftand fowohl, wie NRepräfentanten aus der Wahl des Synagogen- 
Bereines gervorgeden ‚, fo dürfte ihnen wohl daſſelbe Vertrauen zu 
fein, wie dem Magiftrat und den Stabtverorbneten in den 


Graf York: Ich werde mir die Bemerfung erlauben, daß es nicht 
blos ankommt, daß es der Wunſch iſt, ſondern es müſſen ‚auch bie 
Re ver vorhanden und nachgewieſen fein. 

- . Marfhall: Es ift, wenn keine weitere Bemerkung gemacht wird, - 
zum Paragraphen überzugehen. 
Aeferent (lief vor): 


„$. 31. 
Die erung hat in ſolchem Falle über die beabſichtigte Schultren⸗ 
zung — —* entworfenen Einrichtungsplan die Kommunal⸗Behörde 
des und die übrigen Intereſſenten mit ihren Erklärungen und An⸗ 
kragen zu vernehmen. 


1 $. 32. 
Ergiebt fih Hierbei ein allſeitiges Einverſtändniß über bie Zweckmä⸗ 
der Schul-Abtrennung und über die Bedingungen der Ausführung, 
iſt die Regierung befugt, die entfprechenden Feftfegungen und —*8 
unmitielbar zu treifen. | u 
Im — fie obwaltender Differenzen bleibt die Entſcheidung dem Miniſter 
ker: ir 





a 

den 1c. Angelegenheiten vorbehalten.’ 

. 31 und 32 werden ohne Erinnerung zur Annahme empfohlen. 
EEs wird dagegen Feine Bemerkung gemacht, und find deshalb bie 
————— als angenommen zu betrachten.) 
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erent verkeft: 


' &. 33. J 

Eine ſolche nach 68. 303? errichtete jüdische Schule, in welder bie 
— hie deutfche fein muß, hat F Sgenfchaften und Rechte 

rer lichen Ortsſchule. Insbeſondere gelten dabei folgende nähere 


en: 
u) Die Gerihtung und Unterhaltung dieſer Schule Tiegt in Ermange- 
" fung einer anderweitigen Vereinbarung den jüdiſchen Einwohnern 
des Schul, Bezirks allein ob. Die Aufbringung ber_erforberlichen 
Kofen wird nach Maßgabe ver Beftimmung bes $. 22 bemirtt, 
er gi .: . 


b) Wo die Unterhaltung der Dris- Schulen eine Laſt ber bürgerlichen 
Gemeinde ift, haben die jüdiihen Glaubensgenoſſen im Falle der 
Errichtung einer eigenen Öffentlichen Schule eine Beihülfe aus Kom⸗ 
munalmitteln 3 fordern, deren Höhe, unter Berüdfichtigung des 
Betrages der Kommunal-Abgaben der jübifchen Einwohner, der aus 
den Rommunal-Raffen für das Orts-Schuliween fonft gemachten Ber- 

wendungen und der Erleichterung, welche dem Kommunal⸗Schulweſen 

aus der Bereinigung der jübifchen Kinder in eine befonvere jüdiſche 

Schule erwächſt, zu bemeflen und in Ermangelung einer gütlichen 
 Bereinbarung von den Miniftern der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten 
und des Innern Teftqufegen iſt. 

Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen werben, wenn fie eine öffentliche 

jüdiſche Schule unterhalten, ſowohl von der Entrichtung des Schul» 

eldes, als auch von allen unmittelbaren, perfönlichen Leiſtungen zur 
nterhaltung der ordentlichen Ortsfchulen frei. . 
d) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jüdiſchen 
Kinder beſchränkt.“ 
Das Gutachten lautet: 33 


Der Inhalt des 6. 33 ergiebt ſich aus allgemein gültigen billigen 
Grundfägen, und fchlägt die Abtheilung vor, denjelben unverändert anzu- 
nehm 


en. 
Die Abtheilung ift auch damit einverflanden, daß — ($. 33 ad d) 
— bie ſüdiſchen Schulen nur von Kindern dieſer Konfeſſion beſucht wer» 
en dürfen. Ä 
Prinz Biron von Eurland: In den Motiven zu $. 33 heißt es: 
„Es folgt hieraus, daß die an öffentlichen Schulen fungirenden jünifchen 
Sehrer auf bieienigen orrechte, welche den chriftlichen. Lehrern zuftehen, 
wie auf Die Befreiung von der Zahlung ber Klaffenfteuer und von den 
Kommunal-Laften, feinen Anfprug zu machen haben. Eines befonderen 
Borbehaltes bedarf es indeß in dieſer Beziehung nicht, weil Die jübifchen 
Lehrer, auch wenn fie an öffentlichen judiihen Schulen angeftellt find, 
nicht den Charakter als mittelbare Staatsbeamte haben. Dagegen ver- 
ſteht es ſich von felbft, daß die an öffentlichen jüdiſchen Schulen angeftell- 
ten Lehrer nicht willkürlich entlaffen werden dürfen, fondern fo lange als 
öffentliche Elementarlehrer anzujehen find, bis die Regierung fi) ver- 
anlaßt fiebt, ihre Entlaffung im verfaffungsmäßigen Disziplinarwege 
anögufpre en. 
s fragt DR J BR 
ob der jüdiſche Religions» Interricht in den Lehrplan der öffent. 
lichen jüpifhen Schulen aufgenommen werben darf, oder ob der⸗ 
felbe den jüdiſchen Bemeinden zur befonderen Beranftaltung über- 
laffen bleiben foß? 
Streng genommen, ift die Ausſchließung des Religions - Unterrichts von 
dem Lehrplan der für jüdifhe Glaubensgenoſſen beftimmten öffentlichen 
Ortsſchulen Iediglich eine Folge des allgemeinen Grundſatzes über das 
Berhältniß der Fuden als einer blos geduldeten Religions » Gefellfchaft, 
von welchem Grundfabe es abzumweichen feheint, wenn in der Elementar- 
ſchule, als einer zu öffentlichen Rechten beftehenden ainfalt, auch ber 
jüdische Neligions » Unterricht ertheilt wird. Es war hierbei ın —* 
immer vorausgeſetzt, daß die Juden ſich des Lokals und des Lehrer⸗ 
Juſorae der Elementarſchule auch zu den Privat⸗Lehrſtunden in der 
Religion, in einer praktiſch ſonach ziemlich auf daſſelbe hinausgehenden 
Art, bedienen könnten und würden. Um fo weniger feheint es einem 
Bedenken zu unterliegen, daß, nachdem inmittelft auch in einem Spezial⸗ 
falle mit einer Abweichung von jenem Orundfahe vorgegangen ia, die 


c 
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Aufnahme des Religions⸗Unterrichts in den Lehrplan einer öffentlichen 

ijüdiſchen Schule, ohne ausdrückliche Beſtimmung hierüber Al —28* 

erlafenben Geſetze, nachgegeben werde. 

ndlich iſt noch di bemerfen, daß die befonderen jüdifchen Schulen, 
namentlich auch in Betreff des Schulzwanges, diefelbe Behandlung wie 
bie FA Schulen werden zu erwarten haben.” 

Ich wollte den Antrag ftellen, ob nicht den jüdischen Lehrern auch bie 
Rechte zugeftanden werden dürften, die den chriftlichen Lehrern zuftehen. 
Ich Habe mich in der Abtheilung mit meinem Antrage in ber Minorität 

nden, ein verehrter Freund war mir damals beigetreten, und ich ver- 
miſſe leider in dem Gutachten der Abteilung die Erwähnung dieſes Paſſus. 

ch glaube, es Liege in der Gerechtigkeit, daß den jüdifchen Lehrern auch 

bie Vorrechte zu Theil werden, welche die chriftlichen Lehrer zu beanfpruchen 

verentigt nd. Ich trage demnach darauf an, daß die jüdiſchen For von 

— ehe und den Kommunallaften gleich den anderen Lehrern bes 
ein möchten. 

Marſchall: Es fragt fih, ob der Antrag Unterftügung finbett 
(Wird hinreichend unterjtüßt.) 

Referent: Der Antrag ift alfo gerichtet? Wenn ich bitten dürfte, 
ihn nochmals vernehmen zu Fönnen. 

Prinz Biron von Eurland: Auf Befreiung der jünifchen Leh- 
F von der Klaſſenſteuer und den Kommunallaſten gleich den anderen 

rern. 

Miniſter Eichhorn: Ich muß bemerken, daß das Prinzip der Gleich⸗ 
Relung je nicht. I Anwendung fommt. Denn au vie Penufbelen 

Hriftligen Religions » Gefellfhaften haben das Recht, Privat. und 
öffentlihe Schalen anzulegen, ohne daB bis jet ihre Lehrer diefelben 

orrechte genöffen, wie die Lehrer der anderen öffentlichen Schulen ber 
anerfannten drifttihen Religiong- Parteien. 

Graf York: Ich erlaube mir darauf zu erwiedern, daß darüber 
fein Beratfungs- Gegenftand vorliegt. Falls bei den chriftlichen Lehrern 
der gebuldeten Kirchen Bedenken obwalteten, würde ih, falls es der Be⸗ 
vathung anheimgegeben würde, dafür flimmen, daß auch die nur gebuldeten 
chriſtlichen Sekten diefelben Rechte hätten, wie die anerfannten Konfeffio- 
nen. Ich kann mich jedoch bier nur an das halten, was der Kurie jegt 
vorliegt, und dies betrifft nur die jübifchen Lehrer. ch babe ſchon in der 
Abtheilung meinen verehrten fürftlihen Freund aus Schlefien unterftügt, 
und id muß auch jest dafür flimmen, dag den jübifhen Lehrern biefelben 
Vorrechte zu Theil werden, wie den FA ‚da es, wenn auch von 

nicht erheblicher materieller Wichtigkeit, doch der Rechtsgleichheit halber 


tend iſt. 
von Kroſigk: Es ift nicht von Lehrern chriftliher Diſſidenten bie 
Rebe, fondern von den Sselgakfehrem —8 — Konfeſſionen. 
Graf York: Ich bitte um Entſchuldigung; es war bie Rede von 
den Lehrern der geduldeten Sekten. 
Staats - Minifter — Allerdings meinte ich die chriſtlichen 
gebalbeten Religions » Gefellichaften. Sp wie die Geiftlihen der gebulbe- 
chriſtlichen Religions - Geſellſchaften nicht die Vorrechte haben, wie bie 
der anerfannten Religions - Bartei, fo haben auch die Schullehrer Diefer 
blos geduldeten Sekten diefe Vorrechte nicht. 
fe 4% u igk: Aber die Privatlehrer der herrfchenden Kirche haben 
auch nicht. 
Referent: Ich habe gegen den Vorſchlag des Prinzen Biron nichts 
erinnern, ich bemerke nur, daß, wenn auch hier nicht Die Rede ift von 
Schullehrern der Diffidenten- Gemeinden oder der nur gebulbeten 
RI gions⸗Geſellſchaften, wie der Herrnhuter oder Mennoniten, doch die 


- 70 — 


Folge davon unbedenklich fein wird, daß biefe dieſelben Anfprüde machen 
würden, wogegen ich freilich auch nichts zu erinnern hätte. Dauach würde 
ich mir den Vorſchlag erlauben, daß wenn die Kurie den Antrag amimmt, 
berfelbe fo geftellt wurde, daß bie — Lehrer die beregten Begünfti- 
gungen nur infoweit und fo lange genießen follen, als die chriſtlichen Leh— 
ver gleiche Vorrechte befigen. Denn wie wir aus dem Entwurf zur Ein- 
fommenfteuer erfehen haben, geht die Tendenz dahin, auch den chriftlichen 
Lehrern diefe Vorrechte zu entziehen. 

von Maffenbah: Ich wollte mir bie Bemerkung erlauben, daß 
die Mennoniten und Herrnhuter nicht zu ben gebulbeten, ſondern aner⸗ 
kannten Sekten gehören. u 

Referent: Ich beziehe mid auf das Religions - Edit von 1788. 

Marfhall: Wir Iommen zur Abflimmung, und zwar zuerft über 
den Antrag der Abtheilung, welder bahin gebt, ben —*2* des 
Gefeg - Entwurfs anzunehmen. Es iſt keine entgegenſtehende Bemerkung 
gemacht, und der Paragraph wird alſo ale angenommen betrachten fein. 

s wird nun die Abſtimmung erfolgen über Vorſchlag, der von dem 

Prinzen Biron gemacht iſt, und diejenigen, bie biefem Vorſchlage beitreten 
wollen, würden dies durch leben u erfennen geben. (Es erhebt Bir 
feine Majorität dafür.) — (Ein Mitglied bittet ums Wort.) — Bir fin 
in der Abflimmung begriffen, und der Vorfchlag ift nicht angenommen 
worden. Wir fommen nun zum nächflen Paragraphen. 

Neferent (lieſt vor): 


. »$. 34. 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vor⸗ 
fteher der Judenſchaft unter eigener Verantwortlichkeit dafür zu forgen, 
daß jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne oder ſich auf wilfen“ 
haftlihen Lehranftalten einem höheren Berufe widme, und daß feiner 
derfelben zum ande oder "Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht 
werde. Cie haben fich deshalb zunächft mit den Vätern oder Vormün— 
dern zu vernehmen; wenn aber auf dieſem Wege der Zweck nicht erreicht 
‚wird, fo haben fie ihre Anträge an den betreffenden Magiftrat, reip. an 
den Kreis-Landrath zu richten, welcher die Väter oder Vormünder, 
Lestere unter Vernehmung mit der oberen vormundfchaftlichen Behörde, 
anzuhalten hat, daß den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen 
wien fchafttichen oder fünftlerifhen Beruf, oder für den Betrieb des 

Landbaues oder eines anderen ftehenden Gewerbes zu Theil werde.‘ 

Gegen die nach dem Gefeg- Entwurf beabfichtigte er ung des €. 34 
baben fich wiederum vielfache Bedenken erhoben. Man findet darin wieder 
eine Diehung des Vorttandes der Vereine zu bürgerlichen, faft polizei» 
then Gefchäften und eine Verlegung der Rechte der Aeltern, über die EM 
funft ihrer Kinder zu beſtimmen. an glaubt, daß bie Borflände diefe 
Verpflichtung doch ohne Lebe erfüllen werben, und daß dann ein erheblicher 
Erfolg niht zu hoffen fer. 

tiefe Gründe haben auch die Minorität der Abtheilung veranlaßt, 
auf Veglaung dieſes ganzen Paragraphen anzutragen. 

Die Majorität von 5 gegen 2 Stimmen hat ſich jedoch dieſem An- 
trage nicht angefchloflen; fie Bat erwogen, daß das Geſetz von 1833 für 
das Großherzogthum Pofen, $&. 13, eine anne Deimung enthält, 
und Gelegenheit gefunden, fich darüber zu informiren, daß diefe Beitim- 
mung dort günftige Erfolge gehabt hat; fie hat ferner erwogen, daß 
diefer Paragraph von dem Vorſtande des Vereins doch eigentlich nichts 
als Rath und moraliſche Einwirkung verlange, welcher von einer Stelle, 
welche religiöfe und a den verwalte, wohl begehrt werben 
fönne; fie bat fich aber freilich auch nicht verhegit baß die beabfichtigte 
Faſſung diefes Paragraphen keine ganz glückliche fei, und theilweis zu 


- 1 — 
den Erinnerungen Beranlaffung gegeben habe, wel | . 
en ernen ba. eranlaffung gegeben habe, welche biefe Gefeg-Gtelle 


Die Majorität der Abtheilung fchlägt daher vor, dieſen Para—⸗ 
graphen zwar beizubehalten, deſſen erſten Saß aber mörhihennehfe —* 


au fallen: Ä u 

‚ 33 vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vor—⸗ 

6* des Vereins dur Kath und Zufprud dahin zu wirken, daß jeder 

abe ein nüglihes Gewerbe erlerne ober fih auf wiflenf@aftligen 
Lehranftalten einem höheren Berufe widme, und daß feiner derfelben 
zum Gewerbebetrieb im Umherziehen gebraucht werde. 

Sie haben je (u. f. mw.) 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich fühle mich verpflichtet, die An- 
cht der Minorität zu vertreten, da aber auch mein Kollege aus Schlefien 
in dieſer Angelegenheit ſprechen will, fo will ich ihm das ort überlaflen. 
(Graf York verzichtet auf das Wort zu feinen Gunften) — Wir haben 
Beide gegen den Paragraphen gejtimmt, weil wir eine bedenkliche Auspeh- 
sung des Devormundungs- Prinzips in demfelben erkannt haben, gegen 
welche wir das Innere der Familien jedenfalls geſchützt wiffen wollten. 
Ich glaube auch nicht, daß die Beflimmungen des Paragraphen von praf- 
tifcher Bedeutung fein würden, wenn fie beibehalten würden. Denn wenn 
der Borfland der Eynagogen-Bereine dazu verpflichtet wird, fo läßt fi 
erwarten, baß er ben Paragraphen gar nicht oder nur mit üblem Willen 
zur Ausführung bringen werbe. 

Graf von York: Ich wollte doch bemerken, daß, wenn auf die 
Wirkung des Geſetzes vom Jahre 1833 auf die Juden im Großherzog- 
thum Poſen Bezug genommen wird, Dies infofern für die Juden in den 
anderen Provingen der Monarchie etwas vielleicht Verletzendes, doch gewiß 

urückſetzendes bat, da es anerkannt worden ift, daß bie größere Zahl der 

uben im Pofenfchen noch auf einer fehr niedrigen Stufe ber Kultur fteht.- 

an hat daher geglaubt, hier zu Hülfe fommen zu müſſen, und eine Ge- 
ringfhägung der weiteren Erziehung abftellen wollen. Ich glaube, daß 
dies bei den anderen Juden nicht nöthig fcheint, denn fo viel mir befannt 
ift, find fie in der Erziehung ihrer Kinder fehr forgfältig. 

Graf von Dyhrn: 2 fann mich auch nur der Minorität ans 
fhließen und würde glauben, bp eine folche Bevormundung Mu weit im 
die Yamilie eindringt, wenn die Kinder durch die Polizei- Behörde ihrem 
Beruf zugewiefen werben follen. Denn es ift in dem fraglichen Paragra- 
phen nicht nur der Vorftand der Judengemeinde gemeint, welcher einſchrei⸗ 
ie fol, —e— die Macht gegeben, die Polizei-Behörde zum Ein- 
reiten aufzurufen. . 

Fürſt zu Lynar: Auch ich fchließe mich der Anficht der Minorität 
an, weil id in Religionsfragen dem Prinzipe der Parttät allerwärts Gel⸗ 
tang zu verfchaffen wünfche und ich nicht eingufehen vermag, weshalb die 

den bier anders geftellt werben follen, als ihre Ariftieen Mitbürger. 

Bevormundung ſelbſtſtändiger Menfchen ift Verlegung. 

Referent: Da die Mitaliever der Majorität in der Abtheilung 
nicht das Wort ergreifen, fo febe ih mich genöthigt, die Anfıicht der Mas 
jorstät zu vertheinigen. Es handelt fih um einen wichtigen Gegenftand 
and nicht blos darum, daß die Judenkinder forgfam erzogen werben, denn 
in biefer Beziehung würde den Juden fein Vorwurf zu machen fein, fon- 
dern darum: Dahin zu wirken, daß die Juden mehr vom Handel ablaffen 
und Gewerbe betreiben, Grundſtücke erwerben oder eine Kunſt erlernen, 
and in biefer Beziehung ift eine Einwirfung auch außerhalb des Groß- 

zogthums Pofen nicht überflüflig, namentlich in den Landestheilen, wo 
bisher auch außer dem Öroßhergotgume Poſen die Juden bis auf 
den hentigen Tag in gebrücten Berhältniffen befanden, und da glaube ih 
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daß es nothwendig und praktiſch ift, auch dort darauf hinzuwirken, baß fie 

Gewerbe treiben und Grundftüde erwerben. Nun a der Borfchlag, 
daß dies von dem Vorſtande der Synagogen Pereine geſchehen full, weiter 
nichts als eine rathende und gütlihe Einwirfung, und wenn diefer Rath 
feine Einwirkung bat, fo fol der Polizei- Behörde Anzeige gemacht wer- 
den, damit fie weiter dafür forgen kam. Wie dies —* das ergibt 
der Paragraph. (bCieſt die betreffende Stelle vor.) go glaube, daß eine 
ſolche Einwirkung, die ſich in Poſen praktiſch nützlich erwieſen hat (denn 
der Gewerbe⸗Betrieb hat dort unter den Juden ſehr zugenommen, wenn 
auch noch nicht in gleihem Maaße der Aderbau), — — allgemein zu em⸗ 


Graf zu Solms⸗Baruth: Der größte Theil der jüdiſchen DBe- 
völferung befchäftigt fih mit dem Handel, und es hat der Majorität vor- 
geiäwebt, dag es nur erfreulich und erfprießlich für die Bildung der Ju⸗ 

n fein würde, wenn fie mehr und mehr von diefem Hange abgezogen und 
au den übrigen Befchäftigungen binübergegogen würden. Da aber die Ael⸗ 
ern felbft fich mehrentheils mit diefem Gewerbe befchäftigen, j liegt e8 
fehr nahe, daß fie auch die Kinder demfelben zuwenden. Sch glaube aber, 
4 es nur wohlthätig Ki fann, wenn, wie gejagt, die juͤdiſche Jugend 
ich einem anderen Berufe zuwendet und namentlih vom Handel im Um- 
erziehen abgeleitet werde, und es ift die Majorıtät von dem Gefichts- 
punkte ausgegangen, daß eine Ermahnung ber eltern dur den Borfland 
der Synagogen» Bereine fehr wohltbuend und ganz an feinem Orte fein 
wird, damit die Kinder zu anderen Beſchäftigungen angehalten werben. 
Bon diefem Gefichtspunfte ausgehend, glaubte man, daB ein wohlmeinenver 
Rath vortheilhaft und überzeugend für die Aeltern fein wird, weil in neue- 
rer Zeit hier und da bie Kinder der Juden angefangen haben, ſich anderen 
Gewerben zuzumwenden, dies ſig aber nur vortheilhaft zeigen wird; man 
laubte der künftigen jüdiſchen Bevoölkerung einen größeren Sporn zu ge⸗ 
en, wenn man © auf diefe Weife zu anderen Gewerben veranlaßte. "Dies 
ift der ff gtopuntt, aus welchem wir dieſe ſcheinbare Beſchränkung befür⸗ 
wortet haben. 
Geh. Regierunge Rats Schröner: Es wird zu beachten fein, daß 
in einzelnen Landestheilen noch ähnliche Berfälmife obwalten, wie im 
Großherzogthum Pofen, 3. B. in Deeftpreußen ‚ in MWeftfalen, wo die Ju⸗ 
ben fich theilweife noch in einem Zuftande befinden, der es dringend wün⸗ 
ſchenswerth macht, fie vom Handel im Umperzieben abzuziehen, wie ber 
Geſetz-⸗Entwurf beabfihtigt. Die dem Gefeg-Entwurfe beigefügte Anlage B. 
ergibt aber auch im Allgemeinen, daß fih unter den Juden bereits ber 
58fte dem Handel im Umberzichen bingibt, während unter den übrigen 
Einwohnern nur etwa der 1000fte fich diefer Beſchäftigung widmet. Daß 
der Handel im Umberzichen ver fozialen Berbefferung der Juden entgegen- 
fteht, nehmen die Landes-Juſtiz⸗-Kollegien in ihren Aeußerungen, welche in 
der Beilage B. der Denkſchrift mitgetheilt find, übereinflimmend an. Auch 
die Regierungen haben dies in ihren Berichten bemerkt. Selbft in dem 
bereits früher vom Hrn. Grafen York in Bezug genommenen, in der bie- 
igen Boffifhen Zeitung Nr. 106. d. J. abgebrucdten Auffage zur 
ertheidigung der Juden gegen etwa nachtheilige Kolgerungen aus den _ 
Prozeß⸗Tabellen ift heronrgehoben, 
daß die verfchiedenartigen Berufsarten auch einen ungleichartigen Reiz 
zum Verbrechen bedingten, daß bie chriftliche Bevölkerung zu drei Vier⸗ 
theilen aus Landbauern beftehe, die Juden dagegen faſt ſämmtlich den 
gewerbtreibenden Klaffen angehörten, 
woran die Frage geknüpft wird: 
welchem Stande die Verſuchung näher Tiege, als dem Kaufmann, dem 
Krämer, dem Handwerker, deren Eriftenz von ihrem Witz, von ihrer Er⸗ 
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inbunge abe abhänge, bie das Veraͤnderliche, Flüchtige zu beforgen hät- 
Fir — er vend der Landmann auf das Bleibende, Unveränderliche ge- 
t fei. 

Dem Gefeh- Entwurfe Tiegt eine fo weit gehende Vorausſetzung nicht 
gem Grunde; derfelbe heabfichtigt Hauptfächlich nur, die Juden vom Han 

im Umberziehen abzufenfen. Jene Gründe möchten es aber jedenfalls 
räthlich machen, daß den Juden ſelbſt die Mittel dargeboten werben, anf 
bie jüngere Generation einzuwirken und ſolche von dem überwiegenden 
Dange nm SHaufirhandel abzuleiten, wie dies ın der Provinz Pofen erzielt 
R, wojelbft die Juden unter dem Einfluffe der Verordnung vom I. Juni 
1833 fich bereits zahlreich anderen Gewerben zugewendet haben. 

Graf von York: Ich wünfche fehr Iebhaft, daß die JInden fich ei- 
nem anderen Gewerke als dem Handel 1 Umherziehen widmen, ich habe 
auch nichts dagegen, daß fie davon möglichft abgelenkt werben, fondern i 
Habe mich nur gegen das Mittel, welches dazu angewendet werben foll, 
nämlich das Einmiſchen der Polizei in die innerften Familien-Berhältniffe, 
ansgefprochen. Wenn aber den Juden größere Freiheit augeflanden wird, 
alsdann wird es fi auch von felbft gerieben, daß fie fie mehr und mehr 
dem Gewerbe und dem Aderbau zuwenden werden, was jebt freilich nur in 

eringem Maße der Fall ift, indeffen wer da weiß, in welcher fihwierigen 
—* ein Jude ſich befindet, der jetzt ein Ackerſtuck ankauft und bewirth⸗ 
ſchaftet, der wird es begreifen, warum fie ſich zur Zeit von dieſer Befchäf- 
figung noch zurüdziehen. In zu gewährender größerer Freiheit und Aner- 
fennung iſt die beſte Abhülfe zu enden. 

Graf von Zieten: Wenn durh den $. 34 die Rinder armer und 
ungebifveter Juden, denn von biefen fann natürlich nur die Rebe fein, von- 
dem Liehlingsgewerke ihrer Väter, vom Handel oder vom fogenannten 
Shader, abgeleitet werden follen, um fie den chriftliden Geſchäften zuzu⸗ 

ren, fo würde biefer Paragraph gerade die entgegengefehte Wirkung 
en, indem man im Allgemeinen immer mit Wivderwillen das thut, wozu 
man durch Zwang angehalten, vorzüglich wenn dieſer von ber Polizeibe- 
örde ausgeübt wird, und ich mwürbe bemnad den Wegfall diefes ganzen 

vagrc hen beantragen. 
eferent: Die aufigt des letzten Redners hat die Erfahrung im 
ofenfcher gegen fih. Ich kann auch nicht zugeben, daß wie der Rebner 
agte die Anoronung des Geſetz⸗Vorſchlages fein Gewinn fein würde. Die- 
elbe würde der Behörde oder dem Amtmann doch immer Beranlaffung 
fönnen, den Vorſtand des Vereins kommen zu laffen und ihn zu 
agen: „Wie kommt es, daß eure Kinder faft alle noch Schacher trei- 
‚, ihr werdet mir Bericht darüber erftatten‘‘; ıft eine ſolche Beftimmung, 
wie das Geſetz vorfchlägt, nicht vorhanden: fo fann der Vorftand antwor⸗ 
ten: vo dies nicht zu den Gefpäften des Vereins gehöre; iſt aber eine 
6* eſtimmung vorhanden, ſo kann eine dergleichen Antwort nicht er⸗ 
en, und der Vorſtand iſt gehalten, darüber Auskunft zu geben und Be⸗ 

t zu erſtatten. 

Marſchall: Wir kommen zur Abſtimmung. Diejenigen, welche dem 
Antrage der Abtheilung beitreten, würden dies durch Aufſtehen zu erken⸗ 
ren geben. (Eine Majorität entſcheidet ſich für die Annahme.) 


Referent: Der nächſte Paragraph führt uns auf ein weites Feld, 
weiches wir heute kaum zu Ende bringen werden. Er betrifft die Zu⸗ 
laſſung der Juden zu öffentlichen Zemtern. 


Zu unmittelbaren Staats-Nemtern follen die Juden inſoweit zugelaſſen 


werben, als fie ſich durch den Dienſt im ſtehenden Heere verfaffungsmäßt 
—— une — erworben ba 2 und mit ben ihnen 16. ülver« 
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tragenden Civil⸗ und Militairdienſten nicht die Ausübung einer obrigkeit⸗ 
Iihen Autorität verbunden ift. ſ 9 8 obrigkeit 
Der 4. 35 des * 35 o Ob Der mie Ar 
„Der 9. 35 des Geſetzes ift wo wichtt aber auch zuglei 
heftrittenfte und vielleicht ſchwierigſte des vorlie enden’ Gefepes, Decich 
prist am von mehreren Gegenftänden, welche befondere abgehandelt wers 
n müffen. 
1) Bon der Zulaſſung der Juden zum Staatsbienft (abgefehen von Lehr: 
und Schul-Aemtern); 
2) von deren — zu mittelbaren Staate- und Kommunal⸗Aemtern; 
3) von deren Beftelung zu Schiedsmännern und Juſtiz⸗Kommiſſarien; 
4) von deren Zulaffung zu akademiſchen Lehr-Nemtern 
5) berer en W L b 
von deren Ernennung oder Wahl zu Lehrern bei Gymnaſien und 
Schul⸗Anſtalten. ß vi zunaſi 
Es wird nothwendig ſein, bei der Erörterung dieſer Gegenſtände die 
Beſtimmungen des Edikts vom 11. März 1812 zu vergegenwaͤrtigen. 
Die $$. 8 und 9 dieſes Geſetzes lauten: 
$. 8. Sie (die Juden) fünnen daher afademifche Lehr- und Schul» auch 
Öemeinbe-emter, zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, ver- 
walten, 
und ⸗ 
$. 9. Inwiefern die Juden zu anderen öffentlichen Bedienungen und 
Staats-Aemtern zugelafien werden können, behalten Wir ung vor, 
‚ in der Folge der Zeit geſetzlich zu beflimmen. - 
Hieraus ergiebt ſich zunächft: 
ad 1. Rückſichtlich der unmittelbaren Staats-Aemter, daß in DBe- 
gie ung auf dieſe das Weitere vorbehalten und den Juden 
eftimmte Zufagen nicht gemacht worden find. Der Geſetz- 
eber bat hier —* Hand. Der Geſeh Berſcha ſichert den 
—* die Anſtellungen zu, für welche der —8 durch 
Militair⸗Dienſt uud Eivil-Verforgungs-Anfprüche verfaſſungs⸗ 
mäßig erworben wird, inſofern mit dieſen Aemtern nicht „obrig- 
feitlihe Autorität‘ verbunden iſt. Ein Refkript der König» 
Iihen Minifterien des Innern und ber Simon en vom 21. 
März 1846 hat hierüber auch fchon die Behörden mit An- 
weifung verfehen und näher und wohl beflimmter und befier 
gefast, daß die Juden in Folge von Milttair - Verforgungs- 
nfprüchen zu foldhen Aemtern zugelaflen werben könnten, 
mit welchen feine a polizeiliche oder erefutive Ge⸗ 
walt verbunden ifl. Diefe Beflimmung iſt wohl ein Korre⸗ 
fat der Anordnung, baß bie re jest allgemein zum Mi- 
Yitairdienft verpflichtet worden find. Da man ihnen bie Heeres 
pflicht auferlegte, wollte man auch den invalide gewordenen 
oder fonft durch Fangen und treuen Militairbient verdien- 
ten Juden nicht die Aemter vorenthalten, welche in der Re- 
gel verdienten Soldaten ale roll Berforgung gegeben wer; 
den. Welche Aemter dies find, ift im Allgemeinen befannt, 
es find dies Secretair-, Schreiber⸗, Schirrmeifter-, Boten» 
und ähnliche Stellen, fie alle aufzuzähfen, würde in die Ka» 
uiftif verfallen; dem preußifchen Staatsbeamten und auch dem 
—8 ſind ſolche genugſam bekannt, und dieſe den Juden 
nicht vorzuenthalten, erſcheint ſchon als Korrelat der Heeres⸗ 
pflicht billig, auch find davon Mißſtaͤnde nicht zu befürchten, 
und die Abtheilung theilt infomweit ganz die Anficht und ben 
Inhalt des Sefeg- Entwurfs. 
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Wenn dabei Aemter mit richterlicher, Vo er und 
execkutiver Gewalt ausgefchloffen worden find, fo führt Dies 
auf die Erörterung über, in wie weit überhaupt Juden zum 
höheren Staatsdienft zugelaffen und ihnen Aemter gegeben 
werben können, durch welche fie zur Obrigfeit über Chriſten 
‚ beſtellt werben. 

‚ Die Anfihten „find hierüber in der Abtheilung getheilt gewefen; die 
Minorität ift der Anficht, daß die Juden zu allen Militair» und Civil⸗ 
Aemtern augelaffen werden könnten und follten, infofern folche nicht die 
chriſtliche Kicche tangiren; fie begründet dies dadurch, daß im legten Frei⸗ 
heitsfriege bekanntlich einige Juden zu Offizieren befördert worden find 
und theilweife noch jet als folche in der Armee dienen. Die Minorität 
folgert hieraus, N wer zum Offizier im Kriege tauglich fei, auch zu 
allen Aemtern befähigt erſcheinen müſſe; fie behauptet ferner, daß es vom 
fittlichen Standpunkte aus nicht gerechtfertigt erfcheine, einen Staatsbürger 
von der Ausübung feiner Rechte, feines Glaubens wegen, auszufchließen. 

Im Gegenfag dieſer Anficht halt es die Majorıtät der Abtheilung 
nicht für thunich den Juden, abgeſehen von den Militair- Verforgungs- 
Hoften, Staats-Aemter, und namentlich folche mit richterlicher, polizeilicher 
ode erefutiver Gewalt, zu übertragen. 

Der ganze preußifhe Staat und defien Verwaltung beruht auf Grund» 
fäben, welche unverkennbar aus dem Chriſtenthum hergeleitet find; an 
biefer Regierung Männer Theil nehmen zu laflen, welche einer Religions 
Partei angehören, deren Grundfäge der Mehrzahl der Einwohner des 
preußifchen Staates fremd find, erſcheint nicht thunlich; die chriftfiche Be⸗ 
völferung möchte fih auch ungern eine jüdifche Obrigfeit gefallen laſſen. 
Alle Handhabung der Obrigkeit muß wohl in unferem Lande, welches neben 
206,000 Juden von circa 15,000,008 Chriften bewohnt wird, auf der 
©rundlage der riftlichen Lehre und Moral beruhen, auf ver Lehre: daß 
man auch dem —* vergeben und ihm wohlthun ſoll. — Ob die Juden 
ſich auch zu dieſer Lehre befennen, iſt Manchen zweifelhaft, noch Meh- 
reren unbekannt. 

Außerdem ſteht jetzt bei uns bie Staats⸗Verwaltung noch in viel- 
facher unmittelbarer Beziehung zur evangeliſchen oder katholiſchen Kirche, 
und die Verhältniſſe der —8 ionellen Elementarſchulen ſtehen mit der 
Kirche in enger Verbindung. An den Functionen dieſer Art kann doch 
wohl ein Jude nicht Theil nehmen; ein jüdiſcher Landrath würde bei 
allen Aufträgen in Kirchen- und Schulſachen eines Vertreters bedürfen, 
ein jüdiſcher Regierungsrath faſt in jeder Sitzung wegen des Vorkom⸗ 
mens von Vorträgen dieſer Art das Zimmer verlaſſen oder ſich des Stim⸗ 
mens enthalten müffen. Noch höhere jüdiſche Beamte könnten möglicher⸗ 
weife ihr Anfehen Dazu brauden, die Intereſſen des jüdiſchen Glaubens 
u fördern, und damit möchten die 15 Millionen chriftlicher Unterthanen 
werlid zufrieden fein. 

Ferner bleibt zu beachten, daß in der jeßigen preußiſchen Monarchie 
feine DBüreau - Herrfchaft mit abſetzbaren Beamten befteht, die unbedingt 
ben Befehlen der Vorgeſetzten gehorchen mällen. In unferen richterlichen 
und administrativen Kollegien entfcheidet das Votum, was fih faum immer 
von perfönlichen Anfichten frei erhalten läßt. 

In Nord» Amerika ift die Verwaltung des Staats gänzlich von den 
firhlihen und Schul-Berhältniffen gefondert, im preußiſchen Staate vers 
hält fich dies anders, und kann fo leicht nicht geändert werben. 

‚ Unter den obwaltenden Berhältniffen muß es daher unthunlich er 
fheinen, hier bei ung die Chriften durch Juden regieren zu laffen. 

Zieht man die Verhältniffe des Heeres in Erwägung, fo find alle 
Beförderungen in dieſem lediglich Sache bes Landesherın. Hat dieſer im 
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einzelnen Fällen tapfere oder verbiente Juden zu Offizieren befördert, fo 
ſteht es ihm felbftredend frei, dies auch Eünfig wieder zu thun, ein Zufag 
zu vorliegendem Geſetz Tann hierüber nichts beftimmen, weder Anfprüche 
geben, noch nehmen. 

Aus diefem Grunde ſcheint e8 nach der Anficht der Majorität der 
Abtheilung am beften, wenn das Geſetz über die Beförderung von Juden 
n ilitaiz „ Ohargen weder pofitiv noch negativ etwas enthält. Es er- 
(eint der Abtheilung außerdem der Ausdrud: 

„Ausubung einer obrigfeitlichen Autorität’ 
a unbeftimmt und zu weitgreifend, und es fchlägt dieſelbe daher vor, ben 
Bas wegen Zulaffung von Juden zum Staatsdienſte fo zu faffen: 
„Zu unmittelbaren Staats-Aemtern follen die Juden nur info- 
weit zugelaffen werden, als fie ſich durch den Dienft im ftehenden 
Heere verfaflungsmäßig Eivil- Berforgungs-Anfprüde erworben 
haben und mit den, nen biernach zu ubertragenden Aemtern 
nicht die Ausübung einer rihterlichen, polizeilichen oder erefutiven 
Gewalt verbunden iſt.““ 

Marfhall: Die Berathung wird ſich zunächſt auf diefen erſten Sat 

zu beiihränfen haben. 

eferent: Ich habe etwas hinzuzufügen: Es tft öfter gefagt worben: 
Wenn man dem Yuden auch Anfte unge « Bähigteit zugeftebt, fo ift es 
barum noch nicht nothwendig, daß er auch wirkliche Anftellungen erlange 
bie anftellende Behörde behält ja die Sache in der Hand. Darauf t 
meine Antwort die: wenn die Beſtimmung des Geſetzes fo gemeint wäre, 
daß man. fie nicht anftellen will, und ihnen durch das Geſetz nur Hoff. 
nungen erweden, die man nicht erfüllen will, fo würbe ich dieſen Grund⸗ 
fügen nicht beitreten und es für beifer halten, auch folhe Hoffnungen 
wicht zu geben. Wenn das Geſetz Mn Anfpruch auf Anftellungen enthält, 
fo glaube ich, u man fie auch wirklich anftellen muß, und ich bin F 
der Meinung, dab jene Bertröftung praktiſch und wirkfam fein wird, % 
den Juden die Anſtellungs⸗Fähigkeit zugeftanven, fo werben fie auch Mit- 
tel und Wege finden, um dergleichen wirklich zu erlangen. 

Fürſt Lynar: Indem ich mich auf den leitenden Grunfat des Geſetz⸗ 
Entwurfs berufe, nämlich auf den: „gleiche Pflichten, gleiche Rechte‘! — 
fann ich mich nur zu der Anficht befennen, daß — da mein Antrag auf 
vollfommene Emancipation zurüdgewiefen worden iſt, — wir ben Juden, 
vorläufig wenigftens, einen Theil der politifchen Rechte zu gewähren haben 
und wir uns damit einverftanden erklären müſſen, daß fie auch zu Aem- 
tern, mit welchen eine obrigfeitlihe Gewalt verbunden ift, befäbiot fein 
ſollen. A weiß, Daß die Zufammenftellung der Worte: „Juden und po- 
litiſche Rechte‘, vielen Widerſpruch finden werde, daß man bei Nennung 
berfelben die Juden im Geifte ſchon vor fih fieht als Magiftrats- Mit- 
lieder, Richter, Yandräthe, ja fogar als Landtags⸗Deputirte, oder als die 
—*— Staatsbeamten, welche ihren Sig auf der hochverehrten Miniſter⸗ 
ank, mir gegenüber, einnehmen; allein ich gebe zu bedenken und wieder⸗ 
hole, was der verehrte Herr Referent bereits geſagt hat: wie —A 
daß wir den Juden politiſche Rechte einräumen, ſolche noch nicht zu Rich⸗ 
tern, zu Ranbräthen, u, Deputirten oder fogar zu Miniftern gemacht wer- 
den, daß hierzu eine Wahl, aus dem Bertrauen ihrer Mitbürger bervor- 
ehend, eine ganz befondere Befähigung oder der Allerhöchſte Wille des 
Monarchen erforderlich fei. in 

Unter ſolchen Borausfegungen aber kann ich nicht einfehen, wie felbft 
bie höchfte Stellung, welde ein Jude einnehmen könnte, dem Lande nach⸗ 
theilig werden dürfte, ja ein Jude, der 1 zu biefer Höhe emporſchwänge, 
wäre gewiß ein fo ausgezeichneter Menſch, daß felbft das Vorurtheil ihm 
Anertennung nicht verfagen würde. 
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Denken wir uns den Fall, ein Nathan der Weiſe in dieſer 
Zeit erfläude, das Bertrauen unſeres Könige ihm einen Platz auf der 
hohen Miniſterbank anwiefe und er uns in einer Toleranz. Frage vom 
diefer Stelle aus die hin Zabel von den drei Ringen erzählte, würden 
wir ihm wicht mit begeiftertem Wohlgefallen zuhören, würde es dem 
—* Bear bringen, wenn biefer Were den Rathgebern der Krone zu⸗ 
eilt würbe 
8 Geh. Regierungs- Rath Schröner: Ich wollte mir die Bemerkung 
erlauben, daß nad dem Vorfchlage des geehrten Herrn, welcher fo eben 
gefprochen hat, es den Anfchein gewinnt, ald wenn davon auszugehen fei, 
44 bei der Anftellung im Staatsdienft immer noch ein befonderes Ver 
trauen binzufommen müfle. Kin Bertrauen wird allerdings vorausge⸗ 
[ett. ach der Verfaffung aber, welcher gemäß die Beamten bei und zu 
emtern gelangen, gebt ein Jeder, der unbeicholten tft, deſſen Führung keine 
Beranlaffung zu Tadel gegeben bat, nad) genügender Vorbereitung und ſeſt⸗ 
geftellter Befähigung odne Weiteres in eine amtliche Stellung uber, ohne 
daB annoch ein befonderes Vertrauen hinzufommen müßte. Sonach würde 
beifpielsweife ein Jude, welcher fein Neferendariats- und fein Alfef- 
oriats - Eramen beftanden hat, bei untavelhafter Führung in ein Richter 
ollegium eintreten, ohne daß es eines obwaltenden befonvderen Ber- 
trauens bedürfte. Bu 
ürft zu Lynar: Sollte ein Jude zum weiteren Fortfchritt im 
Staatsdienfte zugelaffen werden, fo müßte er fi (was als allgemeine 
Bedingung gelten muß) in feiner bisherigen Stellung als durchaus tüchtig 
bewiefen haben, und nur ein hierauf gegründetes Vertrauen würde ihr 
u einer höheren Stellung berufen oder doch feine Zulaffung zu berfelten 


bingen. 
| vaf Dyhrn: Ich glaube, wenn ich ven verehrten vorlebten 
Redner verftanden habe, daß er hier fchon orten bat. Es if 
jer blos von Staats » Aenıtern die Rede. Bon den Nemtern, welche 
ve durch das Vertrauen ihrer Mitbürger befommen haben, wird erft wei 
ter 8 die Rede ſein. Ich frage, ob dieſe Trennung nicht gemacht 
worden iſt. 
Marſchall: So iſt es. Der erſte Satz des Paragraphen iſt zur 
Beratpun gefeitt 
rar yhrn: Ich Habe Alles vernommen, was ge en die Zulaffun 
der Inden zu Staats-Aemtern gefagt werben kann, fch Ihe mic aber d 
der Minorität volllommen an, und ger furz blos darum, weil ich nicht 
zugeben fann, daß, wie felbft im Gutachten der Abtheilung, wenn au 
noch fo Teile, doch angedeutet wird, fich 15,000,000 vor 206,000 je zu 
fürten haben follten. ch glaube, daß der Jude, welcher in ben Staates’ 
ienſt eintritt und orbentliher Staatsbiener deffelben fein will und fein 
muß, — worauf fchon gehalten werben wird, — ich fage, daß ein fol 
wenigſtens infowert nicht mehr Jude bleiben fann, als eben die j ıfpe 
Religion ihn daran hindern wird. Es ift aber feine Sache, und ich habe 
nichts Darüber zu entfcheiven, ob er äußerlich noch Jude bleiben will. 
Der Staat fteht fo hoch, daß fih die Privat-Anficht jedes einzelnen Be⸗ 
amten unterorbnen muß. Eine Einwirkung auf dieſes Staats - Prinzip 
räume ich faum den Allerhöchften Stellen ein, und die Beſetzung Dieter 
Stellen gefchieht durch das Vertrauen Sr. Majeflät. Hat nun Se. Mas 
jeftät das Bertrauen zu einem Inden, ihm eine ſolche Stelle zu übergeben, 
fo bin ic Fi überzeugt, daß dann für den chriſtlichen Staat gar nichts 
zu fürchten it. Was die untergeoroneten Stellen anlangt, fo find fie in 
unferem Staate fo feft in die büreaufratifche Hierarchie erngereißt und 
ihre Wirkfamleit fo Amen beftimmt, Wr ich ale Chriſt nicht in Sorge 
bin, dem Juden sin Amt zu übergeben, fonbern Daß F6, nach meiner An⸗ 
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vielmehr die Frage iſt, ob der Jude nicht vielleicht mit ſeinem len 
—äi komme, das Amt zu übernehmen. Dies iſt aber ſeine Sache, 
über die ich nicht zu entſcheiden habe. Dann iſt im Gutachten geſagt: 
Es ſollen den Juden alle Aemter, welche keine exekutiviſche Gewalt 
hätten, übergeben werden. Sehr viele der Aemter, welche alten Militairs 
übergeben werben, haben aber exekutive Gewalt, und wird dieſer Grund⸗ 
fat Pefigehalten, fo fragt es fih fogar, ob der Jude Unteroffizier werden 
fatın, denn ein folcher hat oft auch erefutive Gewalt, 3. B. wenn er eine 
Wache fommandirt, wobei er feine fleine exefutive Gewalt gegen aller- 
band Chriften hat. Alfo auch diefe Stellen müßten ihm genommen wer- 
den. E6 wäre aber eine fehr große Unbilfigkeit, wenn fie zum Militair⸗ 
dienfte zugezogen würden und ihnen dabei alle Ausficht auf Avancement 
enommen werben follte, namentlih, da fie jetzt ſchon im Beſitz meit 
Böberer Militair- Stellen find. Ich felbft fenne einen Stabs Offier in 
Berlin, der heute noch Tube iſt. Diefe Frage alfo fheint mir abgemacht 
u fein. Können nun die Juden im Milttair fo hohe Chargen erreichen, 
—* ich geſtehen, weiß ich mir nicht zu erklären, warum fie im Civil 
nicht die gleiche Stellung befommen follen. Die Stellungen, welche mit 
unferer kirchlichen Verfaſſung zufammenhängen, werden die Juden felbft 
nicht übernehmen; obgleich ich gar nicht einfehe, warum diejenigen, welche 
esnur mit den ganz Äußeren Berhältniffen felbft in dieſer Verwaltung 
zu thun haben, nicht chen fo gut von — als von Chriſten verwaltet 
werden können. Denn wenn wir auf dieſe Sonderung kommen, wenn wir 
bei Ertheilung eines Amtes auf die Motive, aus denen es übernommen 
worden, auf die Einwirkung, die es gewähren kann, Rückſicht nehmen, 
wenn wir überhaupt gelten laſſen wollen, daß der Jude feine Gewalt ale 
Staats- Obrigkeit zu Gunſten der Juden und zum Schaden der Chriften 
anwenden wird, nun, meine Herren, dann öffnen wir jeder Eonfeffionellen 
Seindfihaft Thor und Thür, dann würde auch bei uns ein Partei-Rampf 
beginnen, vor dem wir ung zwar nicht zu fürchten a dann aber nicht 
mehr gefagt werben fünnte, daß e8 die Aufgabe unjeres Staates ift, daß 
alle Könfelfionen und Parteien gleichen Zutritt zum Staatsdienſt haben. 
sh kann mid alfo nur der Anficht der Minorität ber Abthetlung an- 
fhließen, und ich fehe weder eine Gefahr, noch irgend einen anderen 
Grund, wenn wir die Juden zu allen Staatsdienften zulaffen. Zuletzt 
ftimme ih für eine vollftändige Sleichftelung der Juden mit ung auch 
aus Toleranz! Diefes o verhöhnte ort wurde vorhin in jener Bedeu⸗ 
tung ausgefprochen, in der es jest oft für Indifferentismus, Gleich- 
gültigfeit gebraucht wird. Aber biete Toleranz tft nicht die meinige. Nach 
meiner Erklärung des Wortes befteht fie überhaupt nicht darin, Daß man 
alle möglihe Meinungen in fi aufnehme, weil.-man eigentlich gar Feine 
bat, alle Meinungen Friebtich um fich herum gelten läßt und fie anerkennt, 
weil man eben feine eigene Meinung zu vertreten, mit Wort und Echwert 
u vertheidigen hat. Ueber die Zeit diefer Toleranz find wir, Gott fer 
anf, weg. Die Toleranz, der ich opfere, ift ihr gerhes Gegentheil, fie 
ift das Zeichen der Siegesgewißheit, ber ee Wenn ich 
innerlich überzeugt bin, dab die Wahrheit fiegen wird, ſtets fiegen muß, 
dann kann ich, ohne meine eigene, innerlichfte fefte Ueberzeuguug aufzu- 
geben, eben tolerant fein; dann fann io die anderen Meinungen nicht nur 
gewähren Iaffen, fondern in ihrer Berechtigung anerfennen, denn ich weiß, 
daß die Mahrheit zuletzt doc fiegen muß, und dies um fo eher, je mehr, 
je freier und ungeltörter fi die entgegenitehenden Meinungen, I es in 
der Religion, ſei es in der Politik, entwickeln dürfen. Denn nur im 
Kampfe kommt die Wahrheit zur Erſcheinung. tafe ih aber die eine 
Meinung gar nicht zur Erſcheinung, zu ihrer Entwidelung kommen, dann 
zeige ich, daß ich Die Siegeögewißpeit noch nicht habe, bob ih jene Mei⸗ 
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nung fürchte und einen Kampf mit ihr vermeide. Es gibt eben zweierlei 
Fanatiker, die nicht tolerant fein können, weil fie diefer Siegesgewißheit 
entbehren. Die einen, die etwas begehren, was noch nicht an der Zeit iſt, 
und weil fie fühlen, daß fie noch feine Unterftüßung der Gegenwart finden, 
fih andere Bundesgenoſſen holen müſſen; De anderen, die etwas verthei- 
digen, was die Zeit bereits erübrigt hat, und dieſe müſſen fich andere 
Bundesgenoffen holen, müffen die dee durch die Materie unterftügen und 
fügen wollen, weil fie fühlen, daß derfelben das innerfte Leben entfloffen 
iſt. Wenn ich aber die Ueberzeugung hate, daß es der alleinige Gang 
der Weltgefihichte ift, die Wahrheit zur Erfcheinung zu bringen, dann 
fann ich, ohne meine Meinung im geringften aufzugeben, wahrhaft toferaut 
fein, dann fann ih aber allen Meinungen um mich herum Raum gehen, 
damit in ihrem Rampfe die Wahrheit eritehe und zur Erfcheinung fomme. 
Darum glaube ich, meine Herren, fönnen wir ganz ohne Furcht gegen bie 
Juden in diefem höheren Einne des Wortes tolerant fein; wir fönnen 
ihnen Raum geben, daß fie mit ung auf gleichem Felde, mit gleichen Wafs 
fen den Kampf beftehen, und ich wenigftens, meine Herren, bin gar nicht 
af wen der Sieg gehören wird! (Mehrere Stimmen: Schön! 
ön!) 

General-ieutenant von Coſel: Ich habe mir die gehorfane Bes 
merfung erlauben wollen, daß den in ber Armee dienenden Juden ſchon 
gegenwärtig das Necht gegeben worden tft, zu Unteroffizieren ernannt wer- 
den zu können; zu Offizieren dürfen fie nicht befördert werden, da ihnen 
das Recht zu Staats » Nemtern im Civildienft bis jetzt auch nicht zuſteht. 
Sollte diefe Schranke fallen, dann dürfte aferdings fein triftiger Grund 
obwalten, fie von der Dffizier-Laufbahn auszuſchließen. 

Graf von Burghaus: Ih fann mich nur gegen die Jufaffung 
der Juden zu Staats-Aemtern erflären, und zwar nicht, weil ich alaube, 
daß die 15,000, 000 riftlihen Einwohner die 206,000 Juden zu 49 
hätten, ſondern weil ich glaube, daß wir, die wir berufen ſind, ein ge⸗ 
wiſſenhaftes Gutachten abzugeben, wohl die Meinungen und Anſichten dieſer 
15,000,000 Einwohner zu berückſichtigen und zu ehren haben werden. Ich 
glaube aber, daß es in dieſem Augenblicke noch einen ſehr ungünſtigen 
Eindruck machen würde, wenn, nachdem fo viel für Emancipation der FJu⸗ 
den geichieht, wir fie auch noch zu Staats-Aemtern zulaffen wollten. 

ch glaubte, daß, wie ich vorhin fehon äußerte, es in dieſem Augen« 
blide einen ungünftigen Eindrud machen würde, wenn die Juden, nachdem 
viel für ihre Emancıpation geſchieht, auch noch zu den bezeichneten Staatd« 
Aemtern zugelaffen würden. Sch werde mich freuen, wenn, nach Berlanf 
einiger Jahre die Wahrnehmung fih uns aufträngt, daß die Juden fo 
viel Vertrauen und fo viel Achtung begründet haben, daß wir fie dann zu 
biefen Aemtern befördern können, aber ich bin der Anficht, daß kei folchen 
Mafregeln immer Schritt vor Schritt vorgegangen werben muß. Hat 
und dann die Erfahrung belehrt, dag die Juden auf den Standpunkt ge- 
fommen find, ihnen das Teste noch zu geben, dann werden wir es mit 
Freudigkeit thun können. 

Fürſt Lynar: Ich bewundere die treffliche Rede meines verehrten 

Fundes und Kollegen aus Schleſien, ich bewundere den Standpunkt der 
oleranz, auf welchem er ſteht, und bedauere nur, mich nicht an ſeiner 
Seite auf denſelben ſtellen zu können. Ich bin nicht ſo tolerant wie er, 
ich möchte das Judenthum beſeitigen, aber ich wünſchte, es mit den Waffen 
der Liebe zu vernichten. Aus dem Borne der Liebe möchte ich ſchöpfen, 
um den Juden die Taufe zu geben; denn wenn es möglich wäre, dieſen 
ſo ausgezeichneten Volksſtamm uns zuzuführen, ſo könnte es nur dadurch 
—58* ‚ daß wir, von dem Grund⸗ und Lebensprinzip des Chriſten⸗ 
hums ausgehend, den Juden Liebe und Verſöhnung darbrächten. 


wieberbole, was ich bereits geftern gefagt habe: Tauſendjährige 
Berfolgang hat es nicht vermocht, das Judenthum auszuläfchen. Berte. 
den wir nun, bie: moſaiſchen Blaubensgenoffen durch Liebe und Bertrauen 
nach und nach uns berüberz agichen. 
Graf Solms⸗Baruth; Wir Ieben in einem hriftlichen Staat, und 
ich be, es iſt unfere Pflicht, von dieſen Gefihtspunft aus den Gegen⸗ 
id zu Betrachten. Wenn auch wirklich die größte Toleranz geübt wird, 
o ift dennoch wohl zu erwägen, daß man bet Berüdfihtigung berfelben 
mit zu großen Sprüngen nicht in dieſen Zuftand hinübergeht. Bis jetzt 
haben die Tuben in fer beſchränkten Verhältniffen rückſichtlich ihrer polt- 
u Gen und rüdfihtlich ihrer bürgerlichen Verhältniffe gelebt, der Gefeb- 
urf ranmt ihnen größere bürgerlihe Rechte eın, und die Abtheilung 
bemüht, diefe Rechte mit dem fittlihen Zuftande der Juden in 
zu bringen. Site hat es wentajens geglaubt und ift Schritt 
vor Schritt gegangen, um ihnen größere Rechte einzuräumen, als fie bis 
\ Cie jetzt den Chriſten aber ſchon völlig gleich zu ftellen, pas 
bat die Abtheilung wenigftens in ihrer Diajorität nicht für verträglich mit 
dem — Civiliſation der en Fam der Juden gehalten. 
Aus diefen Rüdfichten möchte ich der hohen Verſammlung auch nur an- 
rathen, Iangfam vorwärts zu gehen und den Juden für jegt nur diejeni⸗ 
gen Rechte zu ertheilen, die bier gerade bie Abtheilung vorgefchlagen hat 
and welche gleichſam ven Uebergang bilden zu einer weiteren Sleichftellung 
mit den Ehriften. Indem alfo die Abtheilung Die Juden nur zu gewiſſen 
Aemtern für befähigt erklärt, glaubt fie gerade, daß nur dieſes Anbahnen 
eſchehen könne und daß ein plötzliches Niederreißen der beſtehenden Schran⸗ 
Een weber in der allgemeinen einung, noch auch im Zuſtande der Civi⸗ 
liſation der Juden ſich rechtfertigen laßt. Ich glaube aber, daß dieſer 
Schritt, der bier vorgeſchlagen worden und der bem ganzen Geſetz zu 
Grunde liegt, wohl ein geeigneter fein dürfte, diefen Zufland allmälig fur 
die Inden vielleicht fpäter vorzubereiten, und aus biefem Grunde würde 
ih für die Zulaflung ver Juden nur in bedingter Art zu allen bier in 
ede ftehenden Staats- und anderen Aemtern meine Zuftimmung geben. 
Graf von Rielmansegge: Ich wollte nur fagen, daß ic) bie Be- 
redtſamkeit des geehrten Mitgliedes aus Schlefien zwar bewundere und 
fein Gefühl — 2 — mich aber dem, was er ausgeſprochen, Doch nicht 
ganz anichließen kann; im Gegentheil babe ich KR häufig die Wahrneh⸗ 
mung gemacht, daß allzu große Milde, eine gewilfe Lauheit in kirchlichen 
Grundlägen für den chriſtlichen Staat nicht erfreulich iſt. Ich meine, 
man fol an ben Lehren des Chriſtenthums in ernften wie in guten Tagen 
halten, denn ohne dem ift jede Sicherheit im Leben benommen, und ich 
meinerfeits ftrebe wenigftend danach, daran BA rei und nicht davon ab- 
ehen. Webrigens find die Begriffe, die Anfichten und das Gefühl bar- 
ber fehr verfchieven, aber ich muß mich denn doch entſchieden für das 
riſtliche Element im chriftlichen Staat ausſprechen. Deshalb möchte i 
niemals intolerant gegen die Juden fein, im Gegentheil wird es mi 
fehr freuen, wenn die Juden foviel als möglich zum Chriſtenthum heran⸗ 
gezogen und durch Toleranz von Borurtheilen, wie fie mir erfcheinen, zu- 
rüdgebracht würden. Ich will fie in jeder ee Schutz genommen, 
ich will fie auf feine Weife angefochten willen; wenn ein chriftlicher 
Staat von den Lehren abgehen will, die ihm ale Stütze und Halt dienen 
offen, fo fehe ich nicht ein, warum wir überhaupt irgend einen Glauben 
en, dann kann füglich ein Jeder nach feinem inneren Gefühle gehen und, 
was ıhm dieſes fagt, als genügend erfennen; einen feften Halt aber kann 
ung nur bie Sri e Lehre geben, und daher müſſen wir meiner Ueber- 


zeugung nach in vollem Umfange an dem ofitiven, durch bie hriftliche 
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Lehre Gegebenen fefthalten, ek bei dieſer Diskuſſion freimüthig aus⸗ 
zuſprechen ich mich gedrungen fühlte. 

‚Graf Dyhrn: Ich, habe auf die gehörte Rede nichts Anderes zu 
erwibern, als daß es mein Prinzip ift, die verfchiedenften Gefühle über 
biefe Sache zu achten. Nur gegen einen einzigen Ausdruck des geehrten 
Redners wollte ich mich wahren. Ich muß durchaus die Abficht nicht er- 
reicht haben, welche ich durch meinen Bortrag erreichen wollte, ich muß 
mich fehr undeutlich ausgedrückt haben, wenn in meiner Rede auch nur ein 
Tropfen von Lauben! gelegen hat, ich habe vielmehr in eben diefer Rebe 

egen biefe laue Toleranz proteflirt, habe gegen diefe bie wahre Toleranz 
Binfeffen wollen. Es fheint mir nicht gelungen zu fein. Ich weiß von 
biefer Lanheit nichts, 9 hänge mit Begeiflerung und aller Feſtigkeit an 
meinen Prinzipien, ich bin bereit, überall und jeder Zeit für fie zu fämpfen, 
aber indem sch eben über den Prinzipien noch die Siegesgewißheit ber 
Wahrheit habe, fo kann ich die anderen Prinzipien anerfennen und bie 
meinen, mit biefen allen, als vollkommen beredhtigten, in ben Kampf füh- 
ven. Darum möchte auch ich allen Religiond- und politifchen Parteien 
mit dem großen Dichter zurufen können: 

„Dier ift der Bogen 
Und hier ift auch zum Kamp ber Raum.’ 

Graf York: Ich glaube, dag mein Standpunkt dem verehrten Red⸗ 
ner, der früher als mein Freund aus Schleſien ſprach, beffer zufagen 
wird, denn ih bin nicht tolerant in Glaubensfachen, in religiöfen — * — 
ten. Meiner Anſicht nach iſt aber das Religiöſe vom Staate ſehr zu ſchei⸗ 
den. Der Staat ruht, meiner Ueberzeugung nad, auf dem fittlichen Prin- 
zip, aber nicht auf dem religiöfen. Cr iſt bafırt auf dem Prinzip der Ge- 
rehtigfeit, und darum will ich meinen jüdiſchen Mlitbürgern jedes Recht 

ewähren, deſſen bie Hriklinen Unterthanen theilhaftig ad, ch wünfche, 
die heutige Geſetzgebung fi) an das Geſetz von 1812 anfchließe, von 
bem aus ich wieder weiter geben will, was auch, nach der Berficherung 
des Königlichen Herrn Kommiſſars, die Abficht der Regierung iſt. Jenes 
Geſetz Hat damals fchon volltommene bürgerliche Srerbeit ausgefprochen, 
und die Juden haben fie auch in aiemlicher Ausdehnung bis jet genofien. 
Es handelt fi jebt darum, daß die $$. 8 und 9 die Paragraphen ber 
* ung waren, durch das neue Geſetz erfüllt werden ſollen, und hier mu 
ekennen, daß mir dieſe Erfüllung eine zu geringe iſt. Ich knüp 
hieran eine Bemerkung über einen Ausſpruch des Herrn Referenten, wel⸗ 
cher dahin ging, daß, wer ein preußiſcher Offizier werden koͤnnte, befaͤhigt 
ſei, jedes andere Amt zu bekleiden. Das peibt natärlih, er kann nicht, 
wenn er auch ein tüchtiger Offigier wäre, zu jedem anderen Amte geſchickt 
fein; aber die Befähigung, der Anſpruch an jedes Amt muß in Preußen 
"jedem bewilligt werben, der Offizier werden fann. Ich weiß wohl, vo 
jede Ernennung zum Offizier nur ein Ausflug der Königlichen Machtvoll⸗ 
fommenheit und Gnade Hi ‚ und e8 kann fih alfo nicht darum handeln, 
irgend in die Ausübung dieſer Machtvollkommenheit und Gnade befchrän- 
fend eingreifen zu wollen, fondern ich will nur anführen, daß ich au Rn 
die Juden das Recht in Anfpruch nehme, der Gnade Seiner Majeftät 
des Königs empfohlen zu werben. 

Wenn es fih nun aber darum handelt, daß der Jude gar nicht zum 
Offizier vorgefchlagen werben darf, fo ift das ein Makel, der auf ihm 
haftet. Wenn num aber in den großen Rriegsjahren nicht einige, fondern 
berältmibmäßig viele Juden f zu Offizieren geeignet zeigten tımd es 
wirklich geworden find, fo mu daraus fchließen, daß, wer im Kriege 
Dffigier werben konnte, auch die Möglichkeit haben muß, es im Frieden zu 
werben, und daß alfo das Recht ihm bleiben muß, was er früher mit ben 
chriſtlichen Unterthauen theilte, und beffen er ſich ſehr würbig erwiefen hat. 
ee” 


Bon diefem Standpunkte aus habe ih auch bie Berechtigung zu Civil⸗ 
Aemtern angefehen, ich babe mich bei einer früheren Gelegenheit dahin 
ausgejprochen, daß ich eine Gleichſtellung der Ehrenhaftigkeit zwiſchen Mi— 
litair und Civil in Anipruch nehme, habe aber zugleich tar or erflärt, 
daß ich es anerfenne und nothwendig finde, daß der preußifche Offtzierftaud 
als ein beſonders äußerlich geehrter daftehe. Daher werde ich mich auch 
dafür ausſprechen, Daß ich den Juden, wie ich ihnen die militairifche Aus- 
eihmung ertheitt wünfche, auch die unbedingte Anftellungs » Fähigkeit für 
ivil-Aemter zuerfenne. Es handelt fi) nur noch darum, ob Jemand zu 
einer Ohrigkeit über Chriften gemacht werden könue, der ſelbſt nich Chriſt 
iſt? und ich ſage ja, denn es handelt ſich hierbei nicht um den Glauben, 
ſondern um rechtliche Staats-Verhältniſſe, und inſofern kann der Jude 
un pbrigfeitliche Perfon fein, denn er bat biefelben fittlihen und Rechts» 
Anfihten vom Staate, die die Chriften haben. Nur da, wo es fih um 
das eigentliche Religiöfe oder Kirchliche handelt, und fo weit dieſes nach 
außen beroortritt, wird ein hriftliches Glaubens - Befenntniß erforderlich 
jein, und Niemand wird auch nur entfernt daran denfen, daß dazu Juden 
erufen werden fönnten. 

Es Handelt fih bei dem in Rede ftebenden Punkte alfo nicht Darum, 
etwas ganz Neues für fie von ber Gnade Seiner Majeftät zu erhitten, 
fondern vielmehr nur darum, die beftehenden Rechte noch weiter auszubeh- 
nen; wie weit diefe Ausdehnung mö 1) erfcheinen wird, das kann ich von 
meinem Standpunft aus nicht beurtheilen. Aber ich kann nur von mei- 
nem Standpunkt aus das Necht, wie ich es erfenne, für die Juden in An⸗ 
ſpruch nehmen und dies der höheren Beachtung empfehlen. 

Staats-Minifter Eichhorn: ch habe geitern allerdings gefagt, daß 
es die Abficht des Gouvernements fei, den FJuftand der Juden immer mehr 

u ln Diefe Tendenz bat das Gouvernement ſchon vor dem Jahre 

812 gehaht, —A es früher ſeine Abſicht nur unvollkommen errei⸗ 
den konnte. Ber Abfaſſung des jet vorliegenden Geſetz-Entwurfs ift Die 

endenz gewejen, wo möglich über die Zugeſtändniſſe Kae u er , die 
das Gefeg von 1812 wirklich bat in's Leben treten Taffen. & abe ge- 
flern_vergeffen, hervorzuheben, worin die Erweiterungen beftehen, welde 
der Gefeg-Entwurf enthält ; fie betreffen einmal eine Aufhebung der De- 
en welche für die Juden noch hinſichtlich gewifler Gewerbe beſte— 

en; ferner die Kraft der von Juden geleifteten Zeugeneide; endlich auch 
die Zulaffung zu gewiffen Rategorieen des Staatodienſtes. 

‚ Das Cdikt von 1812 hatte in Beziehung auf ihre Anſtellungs-Fähig— 
feit im Staatsdienfte gar nichts Beftimmtes verbeißen. Indem cs dad 
Prinzip ausfprah, fie follten der chriſtlichen Bevölkerung, in Beziehun 
auf die bürgerlichen Nechte gleichgeftellt fein, hat es zugleich ausdrüdtich 
im $. 9 hinzugefügt: „Inwiefern die Juden zu anderen öffent- 
lichen Bedienungen und Staatsäntern gugelaffen werden 
tönnen, behalten Wir Uns vor, in ber 50 ge der Zeit gefep- 
lich zu beftimmen.” Es iſt alfo feine Verheißung gegeben, daß fie zu 
den Staatsamtern zugelaffen werben follen, fondern diefe "Frage iſt im 
Geſeg ganz ſchwebend gehalten. 

er geehrte Redner hat von neuem darauf aufmerkſam gemacht, daß 

der Staat, indem er nur auf einem fittlichen Prinzip berube, ſcharf zu 
trennen fei von der Kirche, die ein ganz anderes Prinzip zum gun ament 
hat. Während er in Beziehung auf den Glauben faft intolerant ſei, 
wolle er in Bezichung auf ven Staat, weil diefer eben nur auf dem fitt- 
lichen Prinzip beruhe, die freiefte Toleranz zulaffen. Dagegen glaube ich 
von neuem darauf aufmerffam machen zu burfen, daB der Staat bei ber 
Bepenwärtigen Berathung nur r in Betracht A Nohen fet, wie er ſich im 
ben finde, und wie Dies fein Leben ſich geb hat, alio in feinem ges 


ſchichtlichen Zuſammenhange. Betrachten wir nun ben Staat, worin wir 
leben, wie er ıft und wie er geworben, fo ſtellt es ſich ung klar dar, daß 
ber germantiche, von feiner erſten Entſtehung an, hauptfächlich unter fie- 
ze Einwirkung des Chriftentyums ſich gebildet hat und in allen feinen 


mit dem Geifte des ganzen Bolfeg.‘‘ 
Regierung würde vielleicht etwas thun, was der Auf- 

| u einjelnev, vr 

iete ihre i 


würde glauben, ihm etwas aufzudringen, was es nicht wünſcht. 

Graf von Kielmannsegge: Ich wollte mir nur die Freiheit neh⸗ 
men, auf das, was von den verehrten Mitgliedern aus Schleſien bemerlt 
worden iſt, zu erwiebern, daß wir uns, meines Erachtens, Tieber nicht im 
Erörterungen über Lauheit in kirchlichen Dingen, über Toleranz oder In- 
toleranz einlaffen wollen; Died würde und in speotogiiihe und dogmatiſche 
Streitigkeiten verwideln, vielleicht felbft auf den Talmud zurüdführen 
worauf einzugehen ich mich wenigflens nicht gewachlen finde. In mir i 
bie Meberzeugung zu tief gewurzelt, daß nur die chriftliche Lehre dem rifl- 
lichen Staate eine beſtimmte Stüge geben fann, und es würde für mic, 
ich leugne es nicht, ein unangenehmes Gefühl fein, einem nicht dem Ehri- 
ſtenthum angehörigen Richter oder Beamten gegenüberzuftehen; fonft bin 
ich gewiß gern gegen die Juden tolerant, und will fie gern in ihren bürg 
gerlichen Berhältnilfen mit den anderen Staatebürgern leichgeſtellt wiſſen, 
aber fie zu höheren Beamten ernannt und obrigkeitliche Functionen aus⸗ 
abend zu fehen, ift ein Gefühl, mit dem ich mich nicht vertraut machen 


ann. . 
Referent: ch höre Die Reden des Hernn Grafen von Dyhrn be 
fonders gern, mich erfreut der Geift und die edle Gefinnung, die darin 
vorwalten, und der geehrte Redner wolle mir glauben, daß ich beide auch 
eute in feiner Rebe mit Bergnügen burchgefühlt und wahrgenommen habe. — 
ch glaube aber, daß der geehrte Redner heute theilweis gegen Feinde ges 
impit bat, welche ich nicht habe entdecken können, indem er von Gegen⸗ 
änden gefprochen hat, von welchen vorher in der Berfammlun gar nicht 
ie Rede war. Wenn ber geehrte Redner nämlich bemerkte w > Mil⸗ 
lionen Chriſten fih nicht vor den 200,000 Juden zu fürchten haben, fo 
muß ich bemerfen, daß ich weder in dem Vortrage der Abtheilung, noch 
in den früheren Neben, etwas von diefer Furcht gehört habe. Ich glaube 
aber, daß es bei diefer Frage zunächft darauf ankommen möchte, die Dinge 
und Verhältniſſe im Etaate fo aufzufaffen, wie fie wirklich liegen. Es ıfl 
eine Thatfache, die fich nicht leugnen läßt, daß der preußifhe Staat in en⸗ 
er Berbindung mit der Kirche — ſowohl der katholiſchen als der evange⸗ 
fifen — fteht. Ich weiß wohl, daß die Anfichten Darüber weit ausein⸗ 
ander gehen, ob dieſe Verbindung fefter zu ziehen, ober Ir löſen if. Es 
ſin Biele, die davon ausgehen, daſß es gut fei, dieſe Ver Tg 3 loͤſen 
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und den Staat möglichft wenig mit der Kirche in Verbindung zu bringen. 
Auch ich kann mich mit diefem Gedanken fehr wohl vertraut machen. — 
Wenn es fi) aber um eın zu Yin hin Geſetz Handelt, fo müßte der Ju- 
fland doch anderer Art geworden fein, bevor die Juden in ben höheren 
et ach, aufgenommen werben fönnen. Zür jest ift aber unfer Staat 
nicht fo geftaltet wie in Amerika, wo Staat und Kirche getrennt find, und 
wenn man es hier ebendahin bringen wollte, fo würde doch Dazu noch eine 
bedeutende Zeit erforderlich fein. Sp lange, dies aber nicht gefchehen ift, 
ind die Gefinnungen der 15 Millionen Ehriften bei ven Geſetzen die wir 
erathen, wohl zu beachten, und ich glaube, daß fie fih in ihrer Majori- 
tät nicht damit zufrieden erflären werben, unter einer jüdifchen Obrigkeit 
u ftehen. Der preußifche Staatsdienſt, namentlich in_Civil-Berhältniffen, 
ha bei der Anflellung überbies bisher eine liberale Obſervanz beobachtet. 
ah dieſer iſt eine eigenlihe Genehmigung, ob Semand angeftellt 
werden fol oder nicht, ni € nötbi ; wenn jemand feine Stndien vollbracht 
und das Eramen gemadt und Handen bat, fo Fann ex eine Anftellung 
erhalten, und wird — in Folge deſſen gewöhnlich angeſtellt. Will man 
nun die Juden gefeglich zu allen Aemtern zulafien, fo Tann man nicht fa- 
gen (wie ein geehrter Redner angedeutet hat), daß man es in jedem ein- 
zelnen Falle erwägen und enticheiden möge, ob man fie anftellen will oder 
nicht, oder man müßte bie bisherige Tiberale Obſervanz verändern, dadurch, 
daß man auch bei Leuten, die (9 gut geführt und ihre Studien mit Er- 
fo 8 gemacht haben, noch erft überlegen ſoll, ob man fie in Dienft nehmen 
will oder nicht. Dies iſt der bisherigen Obſervanz, bei welcher fich der 
Staat wohlbefunden hat, fremd. Wenn ferner das verehrte Mitglied aus 
Schlefien von Erefutiv -Aemtern gefprochen, und es getabelt hat, daß bie 
Juden dergleichen nicht erhalten follen, fo will ich auf das exekutivſte aller 
erefutiven Aemter zurüdgehen, nämlich das eines Exekutors, und da möchte 
ih einem Juden nicht wünſchen, daß er als Exekutor angeſtellt würde. 
Der Erefutor iſt nirgend ein gewünfchter Saft, und es ift nıcht in Abreve 
zu ftchlen, daß vielfach noch gegen die Juden Vorurtheile beftehen, — 
welche 2 meinerfeits table und beflage, welche aber doch einmal noch vor- 
— ind. — Wenn demnach ein Jude als Exekutor in ein Dorf käme, 
o möchte er ſchwerlich die Aufnahme finden, die er nach dem Geſetze ver- 
langen kann. Ich kann alfo aus biefen Gründen nur dem Vorfchlage ber 
Abtheilung inhaͤriren. — Wenn es fi endlih um die Höheren Staats⸗ 
Nemter handelt, fo iſt wohl zu berüdfichtigen, zu welcher Religion bie 
roße Mehrzahl der Einwohner fich bekennt. Wollte man dies gan aan 
ht Taffen, fo könnte man auch fragen, warum nicht der Kultus- Minifter 
ein Jude fein fann, und es gibt Meinungen, die dies ernfihaft ausfprechen. 
Will man einmal den Juden alfe Staats-Aemter eröffnen, fo muß auch 
zugegeben werben, daß dies, da der Kultus-Minifter nicht Geiftlicher ift 
— weder evangelifcher katholiſcher — an ſich nicht als unt unlich 
bezeichnet werden kann. J gute aber es daß unter den 15 Millionen 
Ariftlichen Einwohnern die Mehrzahl eine ſolche Amts-Mebertragung fehr 
übel aufnehmen und daß es allgemein einen fehr ungünftigen Eindrud 
machen würde, wenn wir vielleicht bald einmal einen jüdiſchen Rultus- 
Minifter hätten. (Heiterkeit in der Verfammlung.) In 
Graf von Zieten: Um mich kurz zu faffen, will ich den kirchlichen 
und fittlichen Boden en und mid nur auf ben praftifchen Stand⸗ 
punft ftelfen, und da fehe ich nicht ab, warum bie Juden zu unmittelbaren 
Staats-Aemtern zugelaffen werden follen, fo Tange fi unter den 15 Mil- 
lionen Chriften vo hinlänglich taugliche Subjekte zur Beſetzung diefer 
Aemter vorfinden. 
Graf York: Es ift mir der Vorwurf gemacht worden, als hätte ich 
einen dialekliſchen Scherz mit der Berorbnung treiben wollen; dies iſt aber 


nicht der Fall. ch gehe ganz auf das Praktifche, und wenn ich zugebe 
daß nicht allein unfer Staat, jondern alle europäifchen, mit — der 
Türkei, dur das Chriftentfum gewachſen find, fo muß ich doch fagen, 
bag fih aus der Vermifhung, die nothwendig war, fehr traurige Neful- 
tate ergeben haben. Man iſt fogar bis dahin gefommen, zu fagen: ein 
Jeder ſoll erſt durch ein Eonfeifionelles Bekenntniß nachweifen, ob er Mit- 
glied des Staates werben kann. Es tft das Produkt der neuen Bildung, 
zu einer höheren geifligen Freiheit gelangt zu fein und dergleichen been- 
gende Schranfen Aa Ich muß mich alfo Dagegen verwahren, 
daß ich eine Abfiraction austprehen wollte, vielmehr kommt biefe haar! 
nannte Theorie jegt mehr und mehr zu praftifcher Geltung. Ich will 
bierbei nicht einmal Frankreich nd Mar ‚ wo die Juden Deitglieder der 
Deputirten-ammer werben fönnen, jondern nur von Defterreich fprechen, 
einem Staate, dem man gerechter Weife nicht den Vorwurf machen fann, 
daß er dem Pa RA in zu großen ‚Sprüngen huldige, und doch find 
dort Juden jiere, und id möchte die Schlußfolgerung wohl ziehen, daß 
ſie auch zu anderen Staats⸗Aemtern befähigt ſind. 

Regierungs⸗Kommiſſar Schröner: Daß in Oeſterreich Juden in 
Offizier⸗Stellen vorkommen, iſt mir als Thatſache bekannt, aber nicht, daß 
ie Be zu Öffentlichen Aemtern zugelaffen find. infichtlich der prafti= 
hen Ausführung bei Zulaffung der uber zum Richter-Amte möchte noch 
darauf aufmerffam zu machen Fin ‚ daß es eine nicht wohl zu befeitigenve 

wierigfeit haben dürfte, wenn ein Richter jüdiſchen Glaubens einem 
a den Erd mit der hriftlichen Befräftigungs-Formel .ab- 
nehmen follte. 

Graf von York: Es ift von dem Referenten bemerkt worden, Daß, 
wenn wir den Juden große Rechte ertheilen würden, dies nicht allgemein 
gebilligt werden würde, es tft mir aber erinnerlich, daß von mehreren Pro⸗ 
vinzialsLandtagen bed Jahres 1845 bereits auf völlige Emancipation ange» 
tragen wurbe, und ich glaube, daß, wenn ein Provinzial-Tandtag auf der- 
gleichen entfcheivende neteliche Mafregeln anträgt, er fih auch vorher ge- 
nau unterrichtet haben und der allgemeinen Meinung verfichert halten muß, 
um mi . u tbum, was gegen die allgemeine Anſicht und den allgemeinen 

unſch ſpricht. 

Prinz Biron von Kurland: Da die Zeit IE fo vorgerädt if 
und die Verfammlung eine Bertagung zu wünfchen fcheint, fo will ich bie 
ohe Kurie nicht mit einer weitläufigen Entwidelung meiner ufiten a 

Iten, fondern begnüge mich, zu erklären, daß ich mich in dem Ausfchufle 
in der Minorität befunden und mit den Gründen meines verehrten Freun- 
bes. übereingeftimmt habe. Was jedoch die Erklärung des Herrn Minifters 
des Kultus im Laufe der heutigen Debatte über feine Anfichten von einem 
chriſtlichen Staat betrifft, fo bedauere ich recht fehr, daß sch denfelben nicht 
beiftimmen kann und behalte mir bei einer anderen Gelegenheit meine Er- 
wieberung vor. 

Marfhall: Der Antrag der Abtheilung geht dahin, daß ber $. 35 
angenommen werbe mit ber Abänderung, daß flatt der Worte „obrigfeit- 
en Autorität gefagt werbe: „richterlichen, polizeilichen oder erelutiven 

alt. 


(Der Referent verlieft die Zaffung noch einmal.) m 
Es würden alfo diejenigen, die dem Antrage der Abtheilung beiftim- 
men, bies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 
j (Der Antrag wird durch Majorität angenommen.) 


Sitzung Der Herren⸗Kurie 


am 16. Juni. 


Referent Graf von Itzenplitz: 8. 35 des Geſetzes iſt ee dee 
nitt des 


?) Rüdfichtlich der mittelbaren Staats⸗ und refp. Kommunal» Aemter 
liegt die Sache etwas anders. 
Das Edikt vom 11. März 1812 fagt den Juben der damaligen 

reußifhen Monarchie Gemeinde» Aemter zu, und was biefe bean- 
pruchen könnten, wirb ber Landesherr, inſoweit es das Wohl des 
Staats geftattet, gewiß gern auch feinen anderen jübifchen Unter: 
thanen gewähren wollen. Es liegt hier wohl alle Beranlaffung vor, 
zu Gunſten der Juden fo weit zu gehen, als es bie Verhältnifie und 
die vorher entwidelten Grundſaͤtze irgend geftatten. Die Minorität 
der Abtheilung will daher auch ven Juden Die Zulaflung zu allen 
®emeinde - Aemtern gierfennen und glaubt, daß bie ans dem 
goitt von 1812 hergeleitet werden müſſe und nicht beſchränkt wer- 
en Tönne. 

Der Gefeß - Entwurf verweift auf die barüber ergangenen beſonde⸗ 

ren Beftimmungen ; dies hat auch die Majoritit der Abtheilung nicht 
gut zu heißen vermocht. Einmal ift eine ſolche Verweiſung unbetimms, 
und es find rüdfichtlich der Juden endlich fefte und gleichartige Normen 

u wünfchen. Zweitens aber würden nach diefer Kaflung und dem In⸗ 
art der angezogenen Gefege die Juden in Echwelm (in Wefitalen) 
nicht Oemeinde-Bertreter fein Finnen, während fie jenfeits des nächften 
Berges, in Barmen, nad) der alien Gemeinde - Ordnung, welche 
nur wenige Jahre nach der weftfälifchen erging, dazu befähigt find. 
Wohl muß ee überall einmal irgendwo eine Gränze geben, mit welcher 
fih auch die Geſetzgebung ändern kann. Gewiß ift aber wünfchenswerth, 
Bo ein folcher Unterfihied irgend „ine innere oder hiftorifche Degründung 
babe, welche zwifchen dem Rdeinlande und der Grafſchaft Mark vergeb- 
ih gefucht werden möchte. 

Die richterlichen, polizeilichen und exekutiven Functionen müffen 
nach der Anficht der Majorität ter Abtheilung rei auch Hier (ans 
ben oben entwidelten Gründen) den Juden verfagt bleiben, wo alſo 
mit den Kommunal-Aemtern ſolche Zunctivien verbunden find, da kön⸗ 
nen die Juden auch dieſe nicht erhalten. Jene Functionen werden 
von den Gemeinde» Beamten auch in Delegation des Staats ausgeübt, 
und im diefen find auch die Gemeinde-Beamten als Staats-Beamte zu 
betrachten. Es paßt alfo auch bier, was vben über den Staatsbienft 
angeführt worden ıft, und das Edikt von 1812 hat mit dem Ausdruck: 
„Gemeinde-Aemter“ auch wohl folde Functionen nicht gemeint. Es 
wird Dies um fo wahrfcheinlicher, da der folgende Paragraph rüdfihtlih 
ber „anderen öffentlichen Bebienungen und Staats» Aemter” die weitere 
geſetzliche Beſtimmung vorbepält. 

Wird aber von dieſen anderen öffentlichen Bedienungen (mit wel⸗ 
chen richterliche oder polizeiliche oder exekutive Gewalt verbunden iſt) 
abgeſehen, fo iſt dann auch Fein Grund vorhanden, ben Juden die 
eigentlichen Gemeinde-Aemter (ohne folhe Gewalt) zu _verfagen. Es 
wird fein Nachtheil daraus entftehen, wenn & D. ein Jude durch das 
Vertrauen feiner Mitbürger zum Gemeinde- Vertreter, Stadtverorbne- 
Ken ıhatpeberen , Kämmerer oder Stadt-Gerretair berufen oder fonft 

eftellt wird. 

Die Majorität der Abtheilung mit A gegen 3 Stimmen fihlägt 
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daher vor, das Geſeg rückſichtlich der Gemeinde» Aemter in folgender 
Weife zu faffen: 
„die Juden Fönnen fulche mittelbaren Staats» und Gemeinde⸗ 
emter befleiven, mit denen feine Ausübung einer richterlichen, 
polizeilichen oder erefutiven Gewalt verbunden: ift.‘‘ 
Marf galt: Wenn keine Bemerkung erfolgt, fo ift dem Antrage ber 
Abtheilung beigetreten. Zum nädhften. 
Referent Graf von Itzenplitz Tieft: 

„3) Der &. 35 will die Juden als Schiedemänner nur für ihre Glau—⸗ 
benegenoffen zulaffen. Es ijt zu dieſer Befchränfung cin Grund 
in der That nicht abzufehen. Die Echiedemänner haben bekanntlich 
feine richterliche Gewalt; fie werben gewählt und vermitteln und 
regiftriren nur Vergleiche; Niemand ift aber verpflichtet, vor ih— 
nen zu erſcheinen; ja ber Eitirte braucht fich, wenn ihm der Schieds⸗ 
mann fein Vertrauen einflößt, nicht einmal zu entfchufbigen, fonderk 
er bleibt Tediglih weg. Genießt alfo der Jude fein Vertrauen, fo 
wird man ihn nicht wählen und noch weniger Jemand feine pilt 
nachfuchen oder vor ihm erfcheinen; genießt er aher Vertrauen, fo 
fann er nüßen, aber nie ſchaden. Die Abtheilung ſchlägt daher ein⸗ 
fimmig vor, den Paflus fo zu faffen: 

„die Juden Tönnen 1% Schiedsmännern gewählt werben.’ 

Graf zu Dobna-Laud: Ich wollte mich dafür erflären, die Be⸗ 
fimmung des Geſetzes beizubehalten. Denn wenn das Schiedsmannsamt 
auch für den Augenblick noch ein ſolches ift, womit eigentlich keine richter- 
Iihe Function verbunden ift, fo ift dies doch für die Zukunft möglich, fa 
ih glaube, es wird fogar ziemlich allgemein gehofft, daß das Schieds⸗ 
mannsamt noch weiter entwicelt werbe, und —9 es möglicherweiſe ſich der 
Stellung des Friedensrichters in anderen Staaten annähern kann. In 
dieſer Vorausſetzung einer möglichen weiteren Entwickelung des Schiebs⸗ 
mannsamtes, glaube ich, da es unzweckmäßig fein würde, bie jüdiſchen 
Einwohner des Staates zu dem Schiedsmannsamte zuzulaffen. Gerade, 
wenn dieſes Amt fih weiter entwickeln follte und infofern richterliche 
Sunstionen bamit verbunden würden, würde man dann genöthigt fein, eine 

ewilligung, welche man ben jübifchen Einwohnern gegenwärtig, dr 

bat, wieder zurüczunehmen und fie zu den Schiebsämtern dann nicht mehr 
zuzulaffen, oder das Schiedsamt würde nicht einer vollfommenen Entwide- 
lung entgegengefüßrt werden können. Ic muß mich aus diefem Grunde 
gegen den Antrag der Abtheilung erflären und trage darauf an, daß es bei 
der Beſtimmung des Geſetzes fein Bewenden behalte. 

Geheimer Regierungs- Rath Schröner: Allerdings find bie Funk⸗ 
tionen der Schiedsmänner feine richterlichen im engeren Sinne, Allein anf 
Grund eines Vergleiches des Schiedsmannes kann Erefution nachgefucht 
und volifiredit werden. Deshalb ift bisher angenommen worden, daß Die 
Yuden Bir dem Amte eines Schiedsmannes nicht zugelaffen werden koͤnnten. 

Fürſt zu Lynar: Eine Erekution würde jedenfalls nur erfi in 
Fol ge einer ſchiedsrichterlichen Verhandlung eintreten können; keines⸗ 
weges aber wäre der Schiedsrichter ſelbſt berufen, als Erefutor aufzu⸗ 
treten, welches Amt ganz andere Perfonen zu verwalten hätten. Aus der 
Möglichkeit, daß eine fehiebsrichterliche Verhandlung zu einer Erefutibn 
Beranlaffung geben könne, ift daher fein Grund abzuleiten, bie Juden 
vom Schiedsrichter⸗Amte entfernt zu halten. Ich muß ferner bemerken, 
daß, ſollten den Schieberichtern kün Kr obrigfeitliche Funktionen übertragen 
werben (was zur Zeit noch ganz problematifch ift), bie Juden in dieſem 
Falle in Gemäßheit des Geſetzes nicht ferner wählbar fein würden, und 

laube aber ‚ daß gegenwärtig eine diesfallſige Fürſorge noch ganz 


Graf York: Wenn man et Eventualitäten der Zukunft, auf dag, 
was möglicherweife daraus entfliehen könne, go jest Rückſicht nehmen 
und fhon darum, weil in Zufunft fi) einmal etwas nach der Meinung 
des Redners Schädliches entwickeln könne, den Juden jetzi ein fo Feines 
Recht verſagen will, ſo ſind wir auf dem Punkte angelangt, daß wir ihnen 
alles und jedes Recht verſagen müſſen. Es iſt nicht abzuſehen, wie ſich in 
der Zukunft irgend einmal etwas fo entwickeln könnte, daß daraus eine 
Bedenklichkeit fir bie Herren, welde einer fo firengen Anſicht huldigen, 
entflände. In Beziehung auf das, was ber Herr Regierungs- Rommilfar 
anführte ie i no Erinnerung bringen, daß, wenn aus einem 
ſchiedsrichterlichen Vergleiche ein Urtheil und dann Erefution erfolgt, ber 
Schiedsrichter diefe nicht zu vollftredden hat. 

Graf Botho zu Stolberg: Darauf muß ich bemerken, daß es doch 
Er nahe liegt, daB, wie gejagt worden iſt, die Schiedsrichter richterliche 

unftionen befommen können. 

Graf Dohna-Lauck; Ich muß darauf erwiedern, Daß es die Pflicht 
ber Geſetzgebung ift, darauf Rüdficht zu nehmen, was in Zukunft fi aus 
einzelnen —2 — entwickeln Fönne, zumal, wenn dieſe Entwickelung 
nicht als ſo ſehr — liegend, ſondern als nahe liegend gedacht werden 
kann. Ferner muß ich erwiedern, daß daraus keinesweges folgt, daß man 
der jüdiſchen Bevölkerung jedes Recht verfagen müßte; ich glaube, eine 
ſolche Folgerung ſteht damit nicht in genauem Sujammenhange. 

Geheimer Regierungs- Rath Shröner: enn ber Antrag nach 
dem Vorſchlage der Abtheilung angenommen werben follte, fo bürfte von 
der hohen Berfammlung in Erwägung zu Mr fein, 

inwieweit etwa für dag Großherzogthbum Pofen eine Ausnahme erfor-' 

‚berlich fein möchte. 

Die jüdiſche Bevölkerung iſt dort zahlreich; namentlich in den Städten 
würden die Juden auf die Wahlen der Schiedsmänner nicht felten einen 
wefentlichen Lingus ausüben. In dem vorliegenden Berichte eines Ober⸗ 
Lanvesgerichts - Direftortums im Groppergogtpum Poſen find Die Nachtheile 
hervorgehoben worden, welche fich bei den durch Schiedemänner aufgenom- 
menen Vergleichen, bei denen Juden als Parteien betheiligt find, ir die 
bortigen bäuerlichen Wirthe berausgeftellt haben. Diefe Nachtheile würden 
daher dort in noch weiterem Umfange beforgt werben, fofern die Juden 
vaſelbſ zum Amte der Schiedsmänner zugelaſſen würden. 

raf Reichenbach: Ich glaube, daß in der chriſtlichen Religion 
vorzugsweiſe Das Prinzip der Duldung und Milde vorherrſcht und, inſo⸗ 
fern als bei dem Schiedsrichter Umte nicht immer das firenge Rechtsprinzip 
entſcheidend iſt und dieſes hauptfächlich berüdfichtigt werden müßte, Die 
Juden nicht zu diefem Amte geeignet fein möchten. . 

Graf Zieten: Die Wahl eines Schiedsmannes ift Privateigenthum 
eines jeden Menfchen; ihn in dieſer a befhränfen zu wollen, wäre 
eine Beichränfung des Privatrechtes des Menſchen. Es muß nach meiner 
Anficht daher Jedem überlaffen bleiben, wen er zum Schiedsrichter wäh- 
len will, und cs wird von feiner Wahl abhängen, ob ein Jude ober 
ein Chrift Echiedsrichter werden fol, und demna De ih, daß den 
Suben nicht die Berechtigung entzogen werde, auch dieſes Amt ausüben 
zu können. 

Neferent Graf von Itzenplitz: Ich müßte doch vorfchlagen, es hei 
bem Antrage der Abtheilung zu jaffen. enn man —* darin Bedenken 
finden wollte, die Juden zu Schiedsmännern zu nehmen, fo iſt es noch 
viel bevenklicher, ihnen Kommunal»Memter anzuvertrauen. Die geehrte 
Berfammlung hat befchloffen, daß die Tuben zu Rommunal-Beamten und 
®emeinde-Bertretern gewagt werben fönnen. Alle Tage kann jedes Ma- 
aiftrats- Mitglied ven Auftrag erhalten, Leute in Stablangelegenheiten zu 


vernehmen und barüber ein Protokoll mr Han fie haben alfo fo viel 
fides, daß fie ein Protokoll richtig auffaffen und niederfchreiben können. 
Bertraut man nun den Juden Kommunal-Aemter an, die doch viel wich 
tiger find, als das Schiedsmannsamt, fo kann ich nicht ginſegen warum 
man fie von dieſer letzteren Function jetzt ausſchließen will. Dann möchte 
ich auf das, was das geehrte Mitglied aus Preußen angeführt hat, bemer⸗ 
ken, daß man in der That nicht Rückſicht auf eine Inſtitution nehmen 
kann, welche noch gar nicht exiſtirt, von der man vielleicht nur hofft, daß 
e einmal angeführt werden möge, und deren Modalitäten, unter welchen 
ie eingeführt wird, man m gar nicht beurtheilen fann. So viel mir 
efannt, haben die englifchen Friedensrichter — und hier Tiegt Die Bezie⸗ 
ung nahe — ein konkurrirendes Forum. Wenn man in Königsberg, ober 
iverpool — das iſt hier gleih — zehn Friedensrichter wählt, fo iſt es 
nicht beflimmt, welcher Bezirk Jedem angehört, fondern Jeder fucht fein 
Recht bei dem Friedensrichter, welcher ihm gefällt. Wenn es bier nun 
eben fo eingerichtet würde, fo wäre gewiß feine Gefahr dabei, auch Hierzu - 
—* zuzulaſſen. Hieraus will ich indeſſen nur deduziren, daß aus einem 
nfitut, welches noch gar nicht exiſtirt, nicht fchon vorher Maßregeln ab- 
geleitet werden können, nach welchen Jemand nicht zu Functionen gewählt 
werben könne, die noch nicht „geide en find. Außerdem, meine Herren, 
haben wir doch auch billige Rückſichten den Juden gegenüber zu nehmen 
und ihnen Kr billigen Yntprüce u gewähren. Der Sude wird Schieds⸗ 
richter fein für die Glaubensgenoſſen und für die Leute, welche ihm Ber- 
trauen fchenfen, und das gefährdet wahrlich feinen Menfchen. Die Execu⸗ 
tion vollſtreckt übrigens nit der Schiebemann, fondern wenn das Pro» 
tokoll richtig af ji „ſo wird es an den Richter gebracht, und dieſer 
vollſtreckt nach deſſen Inhalt die Execution. 

Marfgall: Wir werben zur Abftimmung fommen können. Es wer- 
den diejenigen, welche dem Antrage ver Abtheilung beiftimmen, bies durch 
Aufftehen zu erkennen geben. — Die Majorität hat fih für den Antrag der 
aut erlung ausgefprochen, und wir fommen zu den weiteren Anträgen ber 

eilung. 

Referent Graf Itzenplitz (lieſt vor): 

„Aehnlich dürfte es fich mit den Zuftiz-Rommiffarien verhalten; auch 
fie haben weder vichterliche, noch polizeiliche, noch exekutive Functionen, 
und die Abtheilnng ift daher, um auch diefe Verhältniſſe feitzuftellen, 
einflimmig der Meinung, an biefer Stelle hinzuzufügen: 

vo eben je fönnen diefelben auch zu Juſtiz⸗Kommiſſarien beftelft 
erben. 
Dagegen hält diefelbe fie zur Beftellung als Notarien wegen ber DBe- 
glaubigung der Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht geeignet.‘ 

Graf Landsberg: Da Fönnen fie, alfo nicht auch Notarien werben? 

‚, Referent Graf yeenplin: Das ift Feinesweges nothwendig. Es 
giebt fehr viele Juſtiz⸗Kommiſſarien, die Notare End, aber auch viele 
andere, die es nicht find. Beide Aemter gehören nicht nothwendig zu 


einander. 
Graf eu Ich babe 100 erwähnen wollen, daß bie 
Aemter der Notare und Su jRommifferien einesweges zufammengehören 
und getrennt beftehen, fie vielmehr unabbänaig von einander find. Es find 
viele Juſtiz⸗Kommiſſarien, die Pag Hi otarien find; aber das Amt 
der Notare bat man nicht ge die Juden geeignet gehalten, weil fie zur 
Aufnahme yon derartigen Verhandlungen, Die durch otare bewirkt wer- 
pen N na den angenommenen Befchlüffen nicht für befugt erachtet wor- 
ind. 
von Brandt: 328 


laube, dieſes Bedenken würbe leicht erlebigt, 
wenn. man binzufehte: „Sofern fe t Rotarien find.” 


! 
| 
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ee derjenige geſetzliche Weg möglich gemacht werke, auf ben fie 
ich die gehörigen Kenntuiſſe verfchaffen Fönnen. 
Graf Solms⸗Baruth: Ich ſchließe mich dem Antrage an und 
glaube, daß es eine formelle Schwierigkeit veranlaffen würde, bier den 
Er a neiben, auf welche Weife fie ſich die nöthigen Keuntniſſe ver- 
en müllen. 
Marfhall: Wir werden zur Abflimmung kommen fönnen. Es 
Bandelt fi darum, ob die Verſammlung dem Antrage ver Abtheilung bei- 
eftimmt, welcher dahin gerichtet ift, Daß die Juden zu den Stellen von 
Saft. Kom arien und Advofaten zuzulaffen feien, infofern nicht das 
mt eines ‚Rotard damit verbunden ift, und diejenigen, welche diefem 
Borfehlage beiftimmen, würden das durch Auffteben u erfennen geben. 
(Nachdem die Stimmen abgezählt waren, bemerkt der Marihalt) 8 iſt 
ber Fall eingetreten, daß Gleichheit der Stimmen vorliegt; es wird alfo, 
da ich mich für Annahme des Antrags erflärt habe, der Antrag der Ab- 
tbeilung für angenommen anzufehen fein. Wir fommen zum nächften Ab- 
fGnitt des 9. 30. 
Referent (lief): 
„Was nun 
4) die Zulaflung der Juden zu afademifchen Lehr-Aemtern betrifft, fo 
fagt ın dieſer Bpiebuns das Edikt von 1812 9. 8: 
Die Zuden könuen alademifche Lehr⸗Aemter, zu welchen fie ſich 
geſchickt —7 haben, verwalten. 
Das auf Allerhöchſter Anordnung beruhende Publikandum vom 4. De⸗ 
zember 1822 (Geſetz⸗Samml. pag. 224) hat dieſe Beſtimmung, 
* der bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhäliniſſe, 
aufge 


oben. 

Ob dies ablifandum des Staats» Minifteriums ohne Mit -Aborud 
und Publication der angezogenen Allerhöchten Kabinets⸗Ordre für ein 
Geſetz zu erachten ift, was die durch die Bundes-Ufte garantirte Gefeg- 
gebung von 1812 aufheben konnte, könnte zweifelhaft erfcheinen. — nn 

r anderen Seite können die bloßen Worte des Edikts von 1812 hier au 
kaum entſcheiden. 

Der Geſetz⸗Entwurf will die Juden auf den Univerſitäten, deren Sta⸗ 
tuten es geftatten, nur als Privat-Docenten und außerordentliche Quofefloren 
in Jathematiſchen , naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfächern 
zulaſſen. 

Die Abtheilung hat ſich hiermit nicht einverſtanden erklärt und iſt 
der Anſicht, daß die Juden in den geeigneten Fakultäten auch als ordentliche 
——358 — angeſtellt und zu —98 werden müſſen, wenn anders nicht 

ißſtimmung und Kränkung faſt unpermeidlich herbeigeführt werben ſoll. 
Man verſetze ſich in die Lage eines ſolchen außerordentlichen Profeſſors, der 
—* mit Auszeichnung der Wiſſenſchaft gewidmet hat, lehrte und Beifall 
and, und dann nie ein wirklicher Peer werden foll, und man wird fagen 
müßten, daß gaͤrziche Auehäliehung beiler, als eine folche ungenügende Be⸗ 
willigung iſt. Es handelt fih dabei nicht blos um das Gehalt: da ließe 
I nachhelfen. Der Staat fönnte die außerorbentlichen Profeſſoren jüdi⸗ 


en Glaubens ausfömmlich und beffer befolden, als die chriſtlichen; aber 
uben werden auch den Ehren- Punkt nicht außer Augen laffen. Dabei 

iſt nicht wohl abzufehen, warum ein Jude nicht die Phyfit und Chemie, die 
Algebra und Philofopbie, die Gefchichte der Völker der alten Melt und die 
fämmtlichen mediziniſchen Wiſſenſchaften eben fo richtig auffallen und Ich- 
ren könnte, als ein Chrift. — Daß dagegen die Juden von der theologiiigen 
alultät ausgefchloflen bleiben len folgt aus der Natur der ade. 
weifelhafter ericheint deren Zulaflung bei der juriftifchen Fakultät. An 
konnte ein Jude Das römiſche Recht wohl fo unbefangen lehren, als 






ein Chriſt; es ift aber allgemeiner Gebrauch bei den Univerfitäten in Deutſch⸗ 
Iand, daß die Doktoren der Rechte für das weltliche und Fanonifche Recht 
ugleich promovirt werden, und nur in neuefter Zeit if in einzelnen Fällen 
—* abgewichen worden. Wenn es nun wohl unzweifelhaft iſt, daß ein 
ude nicht Lehrer des Zrißticher Kirchen⸗Rechts fein kann, fo er eint es 
angemefjener, fie auch von der juridifchen Kakultät auszufchließen. Dies wird 
no mehr dadurch begründet, daß die Yuriften- Kafultäten auch zuweilen 
noch Erkenntniſſe für ausländifche Gerichte zu machen und alfo richterliche 
Tunctionen zu üben haben. 
Die Abteilung trägt daher mit 6 gegen 1 Stimme dahin an: 
daß die Auden auch als ordentliche Profefforen der mediziniſchen 
und pbilofophifchen Fafultät zugelaffen werden. 
Bon den Aemtern eines Rektors oder Prorektors, eines Delans und 
Genats-Mitgliedes ber I müffen aber die Juden, nach ben oben 
entwidelten Srinzipien, ausgeichloffen bleiben; denn mit dieſen find theil⸗ 
weis richterliche und —R Functionen über die Studenten verbunden. 
Die Spezial - Slatn en faft aller preußifchen Univerfitäten, abgefchen 
von der zu Berlin Ba: bie Juden vom Lehr-Amt aus. . Wenn es einer- 
ſeits nicht die Aofi t des Geſetzgebers fein kann, diefe Statuten durch ein 
allgemeines Geſetz zu ändern, und dies auch nicht in der Anficht der Abthei- 
lung liegt, fo können andererfeits dieſe Statuten durch Beſchluß der Uni- 
verktät und Beftätigung des Tandesherrn geäudert werden, und einer fol- 
hen Aenderung durch das allgemeine Geſetz vorzugreifen, kann nicht rath- 
fam erfcheinen. Die betreffende Stelle des Geſetzes wird daher anders, 
als vorgefchlagen, zu fallen fein und blos allgemein zu disponiren haben, 
ohne des Statutar- Rechts zu gedenken, was bekanntlich ſtets neben den all» 
gemeinen Geſetzen befteht und diefen vorgeht. Die jegige Faſſung Fönnte 
eine für die Sache verfängliche genannt werben.‘ 
„Ich babe geglaubt, dies ber Vonſandigteit wegen anführen zu müſſen. 
Es iſt nämlich nad meiner Kenntniß der Geſetzgebung etwas Ungewöhnli- 
ches, daB eine gefehlihe Beftimmung dur ein Publikandum des Stants- 
Miniſteriums erfolgt. So weit mir die betreffenden Vorſchriften befannt 
find, fo iſt ein Se bei ung nur eine Alerhönfte Kabinets⸗Ordre oder 
ein Allerhöchſter Erlaß, der durch die Gefet - Sammlung publizirt iſt und 
eine Zeit Fang auch durch die Amtsblätter publiziert werden fonnte, was 
jest wieder aufgehoben if. Sp viel mir befannt, werben im Namen des 
Staats-Minifteriums in der Geſetz-Sammlung nur Korrekturen von Drud- 
fehlern publizirt, oder aber Ratificationen von Etaats-Berträgen, welde 
von geringerer Bedeutung find. Ich habe dies nur der Vollſtändigkeit we- 
gen anführen wollen. 


Die Allerhöchſte Kabinets-Ordre nun fleht in ber Gefeh- Sammlung 
bes Jahres 1822 und Tautet fo: 
‚Se. Majeftät der König haben durch Höchfte Kabinets⸗Ordre vom 
4* —*— 8 J. die Beſtimmung des Ediktes vom 11. Mär, 1812 
. 7 und 8, 
wonach die für Einländer zu achtenden Juden zu akademiſchen Lehr⸗ und 
Sarlämtern, zu welchen & ſich gefchicht gemacht haben, zugelaflen wer. 
nr follen, 
wegen ber bei ber Ausführung ſich zeigenden Mißverhältniſſe ehoben 
welches Hierdurch befannt gemacht wird, ßoerhalmife, aufs 
Berlin, den 4. Dezember 1822. | 
Königlihes Geheimes Staats - Minifterium. 
v. Voß. v. Altenftein. v. Kircheiſen. v. Bülow. 
v. Shudmann. v.Lottum v. Klewis v. Hake.“ 


Ich fohre nun fort in dem Gutachten ber Abiheilung: 


Auf der anderen Seite können bie bloßen Worte des Edikis von 
1812 bier auch faum entſcheiden. 

Der Geſetz⸗Entwurf will die Juden auf den Univerſitäten, deren 
Statuten es geftatten, nur als Privat» Docenten und außerorbentliche 
en in npematifigen, naturwiſſenſchaftlichen und medizinifchen 

ebrfächern zulafien. 

Die Abtheilung hat fih Hiermit nicht einverftanden erklärt und ift 
der Anficht, daß die Juden in den geeigneten Fakultäten auch als ordent- 
liche — 75— angeſtellt und —** werden müſſen, wenn anders 
nicht Mißſtimmung und Kränkung faſt unvermeidlich herbeigeführt wer⸗ 
den ſollen. Man verſetze ſich in die Lage eines ſolchen außerordentlichen 
Profeilore, ber ſich mit Auszeichnung der Wiſſenſchaft gewidmet hat, 
ehrte und Beifall fand und dann nie_ein wirklicher Profeffor wer- 
den fol, und man wird fagen müflen, daß gänzliche Ausfchliefung beffer, 
als eine folhe ungenügende Bewilligung ie s ponbent ſich dabei nicht 
blos um das Gehalt; da ließe ſich nachhelfen. Der Staat könnte die 
ee die Profefioren jüdiſchen Glaubens auskömmlich umd beffer 
beſolden, als die hriftlihen; aber die Juden werden auch den Ehren- 
punkt nicht außer Augen laſſen. Dabei ijt nicht wohl abzuſehen, warum 
ein Jude nicht die Phyſik und Chemie, die Algebra und Philofophie, die 
Geſchichte der Völker der alten Welt und die fämmtlihen medizinifchen 
zeifenihaften eben fo richtig auffaflen und oem könnte, ale ein Ehrift. 

aß dagegen die Juden von der theologiichen Fakultät ln 
bleiben nähen, folgt aus der Natur der Sache. Zweifelhafter eint 
deren Zulaſſung bei der juriftifihen Fakultät. An fih könnte ein Jude 
das römifhe Recht wohl fo unbefangen lehren, als ein Ehrift; es ıft 
aber allgemeiner Gebrauch bei den Univerfitäten in Deutichland, daß die 
Doktoren der Rechte für das weltliche und kanoniſche Recht zugleich pro- 
movirt werden, und nur in nenefter Zeit ift in einzelnen Fällen hiervon 
abgewichen worden. Wenn es nun wohl unzweifelhaft iſt, daB ein Jude 
ni: Lehrer des Kriftlichen HE ts fein Tann, fo erfeheint es ange- 
meſſener, fie auch von der juridiſchen Fakultät aussufhließen. Dies wird 
no mehr dadurch begründet, daß die Juriften- Fakultäten auch zuweilen 

nutniſſe für ausländifche Gerichte zu machen und alfo richter- 


no 
liche Functionen zu üben haben.‘ 
Als Referent Habe ich nur Eine hinzufügen. Im Gutachten der Ab- 
theilung ıft gefagt: „Auf der anderen Seite Tonnen die bloßen Worte des 
dikts von 1812 bier faum entfcheiden. Es dürfte zweifelhaft fein, wie das 
u verfteben if. Sch, meines Dafürhaltene, meine es fo. Das Edikt von 
812 iſt An allgemein und unbeftimmt gefaßt, ich oe die Ehre gehabt, 
es ſchon früher vorzulefen. Wenn man fi. anf engliſche Art interpretirend, 
blos an den Buchftaben des Geſetzes von 1812 Hält, fo ıft fein Grund abzu- 
fehen, warum ein Jude nicht auch verlangen fönnte, als Profeflor der Theo⸗ 
logie zugelaflen zu werben, denn es fteht darin: „Die Juden können afabe- 
miſche Lehr-Aemter, zu welden fie —— gemadt haben, verwalten‘; 
und cin Profeſſor der Theologie beflcidet ein akademiſches Lehr-Amt. Ich 
muß bemerken, daß ein folder Antrag, fo viel ich weiß, noch von Riemand, 
au von feinem Inden gemacht wurde, und ich, meines Dafürhaltene, 
würde auch eine ſolche Anftellung eines Iuden für eine moralifhe Unmög- 
lich keit balten, und aus der Stimmung, welche fich hier kundgab, als ıch 
die betreffende Stelle des Gutachtens verlas, [ließe ich, daß es bier chen 
[e angenommen worden iſt. Hält man ſich aber an den Buchſtaben tes Bc- 
etzes, fo Täftt fi über Die Sache ftreiten. Es fünnte am Ende Einer fagen, 
ich Falle die Theologie objektiv Auf, ih werde fie jo gut Ichren, wie ein 
Cbriſt. Ich glaube aber, daft die Dinge fo nehmen muß, wie fie mög- 
lich und ausführbar find und den Wohle des Baterlandes entſprechen. Dies 











on bei der Berathung des Geſetzes im Staate-Minifterium bie Frage 
* ob man die Juden nicht auch als ordentliche Profefloren in der 
medizinifchen und philofophifchen Fakultät, in der legteren in ofern es ſich 
von dem Vortrag inathematiſcher und naturwiſſenſchaftlicher Disziplinen 
handelt, zulaſſen ſoll. 

Man erwiederte aber, wenn fie als ordentliche Profeſſoren in dieſen 
beiden Fakultäten zugelaffen werben follten, fo müßten fie auch das Recht 
haben, an den Senats⸗Sitzungen Theil zu nehmen, fie müßten Aufprud auf 
das Dekanat, ja auch darauf haben, Prorektor zu werben. Da überzeugte 
man fi, aus ähnlichen Motiven, wie die verehrliche Abtheilung in ihrem 
Gutachten andentet, daß die Sache auf große Schwierigkeiten ftoße. Man 

Iaubte, die ausgedehnte Zulaffung gleich wieder durch eine neue Klaufel be- 
chränten zu müſſen, nämlich in der Art, daß die Juden zwar ordentliche Pro⸗ 
fforen, aber nicht Dekane, nicht Proreltoren werden und bei Handhabun 

ber Disziplin nicht mitwirken dürften. Aus diefer Betrachtung hat man fi 
damit begnügt, ın dem Geſetzes⸗Vorſchlage nur die Beftimmung aufzu- 
nehmen, daß die Juden Privat- Dozenten und außerordentliche Profefloren 
werben fünnen. 

Mebrigens freue ich mich, in dem Gutachten der verehrlichen Abtheilung 
bie Bemerkung gefunden zu haben, baß es nicht die Abficht fei, ein Beleg an⸗ 
urathen, in welchem geradezu ein Strich durd die Statuten gemacht Ki 
ofle, fondern daß durch das Geſetz nur die Möglichkeit gegeben werden ſoll, 
infofern feitens der Univerſitäten keine erheblichen Schwierigkeiten gemacht 
würben, auch die Juden ale ordentliche Profefloren unter den von der Ab⸗ 
tbeilung angegebenen Modalitäten aufzunehmen. Daburch gewinnt die 

ache allerdings ſchon ein anderes Anfehen, indem die Zulaſſung von einer 
aufn menben itwirfung ber Univerfität felbft, als Corporation, abhängig 
gemacht wird. 

Graf von Redern: Der Königliche Herr Kommiſſar hat die Univerfi- 
täten als Kleinodien bezeichnet, eine Benennung, bie ich nur vollfommen 
billigen und vollftändig theilen fann. Darum aber ich, daß alfe hell⸗ 
leuchtenden Sterne und glänzenden Evelfteine in Wiflenfhaft und Kunſt 
diefen Kleinodien gugefüst und ihnen erhalten werben. Wir können unferen 
Baterlande nur Gluck wünfhen, Männer der oben bezeichneten Art unter 
ung zu wiflen, Männer, die, wenn aug jänifipen Urfprungs, ſich einen wohl- 
begründeten nl in der civilfirten Welt erworben haben. Ich nenne nur 
Jakobi, den größten Mathematiker unferer Zeit, Ries, einen ausgezeichneten 
aoufter, egerbeer und Mendelsfohn, deren Eompofitionen weit über 

uropa hinaus ertönen. In den Familien der Letztgenannten finden wir, in 
früherer Zeit einen, hervorragenden Philofophen, in neuerer Zeit Beifpiele 
edler Wohlthätigkeit und hoher Baterlandsliebe in den verhängnißvollen 
Jahren 1813, 1814 und 1815; endlich ein poetifches Talent, Daß nur zu früh 
bie irdiſche Laufbahn beſchloß. Kunft und Wiſſenſchaft kennen nicht die engen 
Oränzen des eigenen Vaterlandes, kennen nicht die hemmenden Schranten 
ftörender Religions-Anfihten. Wer fih auf jenem Felde dur eigene Kraft 
einen anerfannten Namen ſchafft, der fann —* ſein, überall eine günſtige 
Aufnahme zu finden. Ich hege die höchſte Achtung vor jedem wahrhaften 
Talente, darum wünſche ich auch talentvolle Juden unſerem Lande erhalten zu 
ſehen, gleichviel ob au ‚dem Rakpeber, in den Fe nn ber Univerfitäten oder 
in den der Kunſt geweihten Hallen. Ich wünfche ihnen jede Begünftigung in 
ihren äußeren Verhältniffen und wollte darum meine Bitte an bie hohe Kurie 
richten, fie möge dem Antrage der Majorität in der Abtheilung ihre Zuftim- 
mung ertheilen; da indeß der Here Minifter erlärt, daß diefem Antrage Be- 
denen ent egenftänben, fo kann sich nur die Bitte an ihm richten, dieſe Be⸗ 
benfen na Öglichkeit zu befetigen und den ausgefprochenen Anfichten für 
die Folge zu genügen. 
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Graf Dyhru: Daß ich nicht nur mit dem Vorſchlage der Rommiffion 
ibereiaftimme ‚ fondern über den Vorſchlag noch Ha hen möchte, Ir 
ich . meiner geftzigen Abſtimmung und nach dem, was ich geftern aus- 
geſprochen habe, wohl nicht erſt befürworten. Ich nehme mir die Freiheit, 
mir einige Belehrungen von Sr. Ercellenz nach den Worten, die wir gehört 

n, anszubitten. Allerdings find unfere Univerfitäten organifch gegliederte 

orporationen; aber ih glaube, daß fie eben zu ihrem Ruhme über die Baſis 
binansgegangen find, auf der fie im Mittelalter errichtet worden find. Und fo 

hr ich auch das große Volk, deſſen Univerfitäten hier erwähnt wurden, ver- 
ehre und, feit ich einen Begriff von Geſchichte habe, es als den älteften Sohn 
der Kreigeit immer verehrt habe, fo muß ich doch en’ daß e8 von jeher 
mein ſchönſtes Bewußtfein, ja mein Stolz als Deutfcher und Preuße war, 
daß wir etwas haben, was jenes Volk nicht hat. Unfere Univerfitäten über- 
ragen nach meiner Anficht Die englifchen fo hoch, wie manche andere Einrichtung 
in England vielleicht unfere Einrichtung überragt. Das bleibe unfer Stolz, 
und wir bürfen es ausfprechen, daß dieſe <hatfae der Grund iſt, warum man 
bei feinem anderen Volke fo viele wahrhaft gebildete Menfchen findet ,‚ als bei 
und. Ich fage: Menſchen; denn es Tann fehr viele gebildete Engländer, 
Fraunzoſen, Deutſche geben, aber die echtmenfchliche Bildung ift nirgends fo 
verbreitet, fo tief begründet, als in Deutfhland. Und wem verdanken 
wir das? Meine Herren! Das verdanken wir unferen Univerfitäten, das 
verbanfen wir dem Umſtande, daß unfere Univerfitäten nicht ein fo allge» 
meines Landesinftitut geworben find, wie in Kranfreich, daß aber auch un- 
fere Univerfitäten nicht ſolche beſchränkte Eorporationen geblieben find, als 
in England, ſondern daß die Univerfität bei uns wirklich die universitas 
litterarum geworden if. Das ift unfer Stolz, und namentlich wir Preu- 
Ben können eben darauf fehr ftolz fein; denn unfere Könige haben die 
Univerfität als das ſchönſte Kleinod ihrer Krone erfannt. Darum haben 
ie fich eben dieſes gebildete Volk erzogen; Seine Majeftät felbft Hat die 

eude und den Stolz, der Beherrſcher dieſes gebilveten Volkes zu fein, 
in echt Röniglihen Worten anertannt. Wir aber find einig, daB wir in 
jeder Minute gern die Pflicht abe werben, unferen Herrichern zu dei 
gen, daß fie nicht umfonft Jahrhunderte lang diefe ſchönen Univerſitäten 
erhalten haben. Ich muß nun geftehen, ich fehe nicht ein, wie man irgend 
Jemand von biefer Univerfität ausfchließen will, und das Gh ſelbſ thut 
dies auch keinesweges, ſondern verſchließt ihnen allein die höchſten Aemter 
der Univerſität. Kommt es nun aber auf das Lehren, auf das Bilden auf 
der Univerſität, wie geſagt worden iſt, beſonders an, ſo, glaube ich, kann 
ein Privat⸗Docent eben ſo viel wirken oder, wenn Sie lie er wollen, eben 
fo viel fihaden, als ein Professor ordinarius. Ich habe in meiner vier- 
jährigen Studienzeit bier in Berlin den Saal manches Professoris ordi- 
narii leer gefehen, und ich habe den Saal bes eben zum Chriſtenthum 
übergetretenen Privat-Docenten Ganz nie leer, fondern gewöhnlich fo voll 
gefehen, daß ein Theil der Zuhörer zum Fenſter hineinfehen mußte, wenn 
es die Witterung erlaubte. Was nun den Ausſpruch Seiner, Excellenz an» 
betrifft, daß es eine Klaufel fein würde, wenn man ihnen die Aemter bes 
Rektorats und Dekanats verichlöffe und er fie darum gar, nicht erſt zu or⸗ 
dentlichen Profeſſoren ernennen wolle, fo ſcheint mir o viel zu fein, 
daß man eine firengere Klaufel will, um eine laxere Klauſel auszuf ließen. 
Nach meiner Anſicht a die Ausſchließung vom Rektorat und Dekanat 
in dem Gefege nicht ausgelprochen zu werden. Sowohl ber Rektor als der 
Dekan werben von dem Senate gewählt. Wenn wir nun auch den Juden 
die Berechtigung geben, orbentli prof oren zu werben, fo hängt es 
noch immer von ibren offegen ab, ob fie Defane, ob fie NReltoren werben 
können, und wenn uns nun eben.gefagt wurde, daß der Senat der Uni⸗ 
verfität Königsberg bei der Reviſion der Statuten die Juden ausgefchloffen 
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atte, fo glaube ich, Daß wir um fo weniger Furcht haben bürfen, daß fie 
Hr ne einer rd Univerfität zu Rektoren ober in den Senat ge- 
wählt werben dürften, da ich gern eingeftehe, daß in Königsberg gewiß 
jeve Anficht auch im Senate vertreten — Die Rektoren haben übrigens 
erefutive Gewalt, alfo würden wir nad der geftrigen Abftimmung ihnen 
diefes Amt heute nicht mehr zufprechen können; ich febe aber nicht ein, 
warum ihnen dadurch bie orventlichen Lehrftühle verfchloffen fein follen. 

Fürſt Lynar: Der Gefeb - Entwurf bat ohne Zweifel die wohl 
wollende Abficht, die Juden auf eine höhere Bildungefiufe zu ftellen, und 
in der That find viele diefer Abkömmlinge Abrahams bereits auf die höchſte 
Bildungsitufe getreten. Mein verehrter Freund und Kollege aus der Dart 

t anf eine große Anzahl ausgezeichneter Perfünlichfeiten aus dieſem Volks⸗ 

m aufmerkffam gemacht, Namen, denen auch ich die höchfte Anerkennung 
and Achtung zolle, und welchen ich noch viele andere hinzufügen könnte. 
Sa, es hat gewiß ſchon in früherer Zeit unter den Juden fo ausgezeich- 
nete Männer gegeben, es giebt deren noch gegenwärtig viele, und es wer- 
den fich auch in Zukunft unter diefem geiftoollen Volkoſtamme dergleichen fin- 
den, welche die Zierde einer jeden Hochfchule geweſen oder noch fein wür- 
den, und ich wünfchte daher, dergleichen hervorragende Kapazitäten für Die 
Wiffenichaft zu gewinnen. | 

Ich halte es ferner für eine gewiſſe Inkonſequenz und Härte, wenn 
man einerfeits Alles anwendet, um die Juden auf eine höhere Bildungs. 
fiufe zu fielen, wenn man fich überzeugt, daß biefer Swen zum Theil er- 
Me ift, und man andererfeits den Juden die Mittel abfchneivet, bas fo 
mühſam geiftig Erworbene in Anwendung zu bringen, wenn man fie awingt, 
den zufammengebradhten Schatz ihrer Wiſſenſchaft in fteriler Ahgefdloffen, 
heit R\ bewahren, und ihnen nicht mit der den Chriften gebotenen Freiheit 
die Wege eröffnet, jene Schäbe zum Gemeingut zu machen. 

% fihließe mich daher der Majorität der Abtheilung vollftändig an. 

Graf York: Nicht allein die Könige aus dem Haufe Hohenzollern, 
fondern alle Fürften dieſes Haufes haben von jeher mit Jopem Sinne die 
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eiſtige Bildung als das unſchätzbarſte Kleinod ihres kes angeſehen. 
* dies kaum nöthig, zu erwähnen, denn es iſt Ihnen Allen wohl befannt. 
iefe 


Sürften haben es aber anf die geiftige, nicht allein geiftlihe Bil⸗ 
dung abgefehen; je höher fie den Werth der den Geift bildenden Anftalten 

Uten, defto geiftig freier wurden fie bingeftelt. Wenn nun der Herr 

ıltnd-Minifter ung England als Beifpiel angeführt hat, fo möchte ich nicht 
wünſchen, daß man dieſem Beifpiele folge; denn es herrfcht in England in dies 
fer Beziehung eine geiftige Knechtſchaft, von der wir ung frei gehalten haben. 
Das Tiegt, meines Erachtens, barin, daß man bie Univerfitäten von ber 
hoben Stufe, die fie einnehmen follen, herabgeſetzt und fie in England zu 
Dienerinnen beſtimmter konfeſſioneller Anfichten gemacht bat. Se mebr 
wir dieſen Boden einnehmen, befto mehr wird der Wirkungskreis der Uni- 
verfität als einer allgemein alle Konfeſſionen erziehenden Anftalt verloren 
geben. Wir müffen auch anerkennen, daß gerabe in Preußen im entgegen- 
Pi egten Sinne gehandelt worben ifl. Ich erlaube mir das Beifpiel anzu- 

hren, deſſen ich Lei ver Berathung biefes Gegenflandes in ber Kom⸗ 
miſſion ſchon gedachte. Als Fichte verfolgt wurde als Irrlehrer, ale Ge⸗ 
fährlicher, da war gerade unſer hochſeliger Köni berjenige, ber ihn an bie 
neubegründete Univerfität Berlin berief und ibm das Wecht verlich, zu 
lehren, was er wollte. Welche Folgen diefe Lehren gehabt haben, welch' 
eine Wirkung, davon iſt der Beweis bie hohe Bildung, beren wir und in 
Preußen erfreuen, und auf bie nyır ftolz fein können. Alle, die nachher an 
ber biefigen Univerfität Iehrten, Alle berühmte Namen, Hegel — und ih 
ſchließe den noch bier lebenden Amd Ichrenden Schelling nicht aus, fondern 
ausdrucklich mit ein — find Nachfolger und weitere Entwireler Fichteſcher 
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Lehre und in gewiflem geiftigen Sinne Univerfitätslehrer geweſen, aber nicht 
in dem ea in and, wo bie Univerſitaͤt Au einer — 
Richtung einer Kirche gedient hat. Ich bin überzeugt, daß auch nur in 
dem Sinne bie Univerſität den Zweck erfüllen kann, den fie zu erreichen 
ficd zur Aufgabe ftellen muß. Wenn nun in Preußen bie Statuten 
meiften Univerfitäten, ot ber von mir für fie vindizirten geifligen Frei⸗ 
heit, dem entgegenftehen, jo hat dies feinen wahren Grund darin, daß fie 
zu einer Zeit begründet wurden, in der bie Menſchen noch Wa zu einer 
vollfommenen Beiftesfreiheit gelangt waren. Als aber des hochſeligen Kö⸗ 
nigs Ba bier in Berlin eine neue Univerfität gründete, geflan» er, 
ohne Rückſicht auf. die Religion, einem eben, der geiftig ebenbürtig if, 
Das Recht di an ihr zu lehren, und ich muß im Gegenfab gegen die Mei— 
nung bes Königlichen Derrn Kommiſſars behaupten, daß die Worte, welche 
im de fieben, „ſich er machen‘, nichts Anderes heißen, ale den 
Beweis feiner geiftigen Tüchtigkeit und Fähigkeit barzuthun, Daß ber Aus⸗ 
drud überhaupt nicht nur für die Juden berechnet war, fondern eine ganz 
allgemeine Bedeutung bat, nämlich daß jeder Jude wie jeder Chri zu 
einem ſolchen Amte fich geſchickt gemacht haben, d. h. feine ae praͤ⸗ 
ſtirt haben muß. Damit iſt alſo nichts Anderes ausgeſprochen, als daß er 
dieſe Verpflichtung erfüllen ſoll und er frei iſt von jedem konfeſſionellen 
wange. Wenn angeführt worden iſt, daß bie Univerſität ein organiſches 
nze ſein ſoll, ſo gebe ich dies gern und vollſtändig zu; aber wenn ſie es 
fein ſoll, fo muß fie die Fähigkeit haben, alle geiſtigen Notabilitäten in ſich 
aufnehmen zu fönnen. Oder wäre es denkbar, um ben ausgezeichneten Na⸗ 
men, die ein verehrtes Mitglied an meiner Linken genannt bat, no einen 
und den beflleuchtendften enzulßh en, oder wäre es denkbar, daß Spinoza 
nicht an einer preußifchen Liniverfität Bpiofpphie lehren könnte, weil er 
ein Jude wäret ch glaube, daß ich diefen Namen nur zu nennen brauche 
um ber hohen Kurie und bes Herrn Kultus - Miniftere zelimmang fe 
gewiß zu fein, daß dies gerabehin undenkbar wäre. Diele liniverfität, die 
nad der Anficht Des Goupernements und nad) meiner eigenen ein organi- 
ſches Ganze fein fol, muß auch die Fähigkeit haben, in fich ein Leben zu 
entwickeln, und damit fie diefe Habe, muß fie nicht äußerlich beſchränkt fein 
in der Aufnahme ihrer Mitglieder durch irgend konfeſſionelle Gründe, 
Daß auch auf preußifchen Univerfitäten man es fo angelehen hat, davon 
liegt mir der Beweis vor, weil ohne Aufhebung der Statuten, nachdem 
das Geſet von 1812 erſchienen war, an Univerſitäten, bie nicht vom dem 
chriſtlichen Bekenntniſſe abfirahiren, wie bie hiefige, Juden alademiſche * 
ver geworden find. Es iſt in Breslau, emer paritätiſchen Uniperſität 
der Fall zweimal, wenn ich nicht irre, ſogar dreimal vorgekommen. Zwei 
dieſer Lehrer ſind, wenn ich nicht irre, ſpäter zum Chriſtenthum übergetzer 
ben. Der dritte, ein noch in Breslau lebender angeſehener Arzt, ba I 
von der alademiſchen Wirkſamkeit zuräcdgezogen, ale nachher das Gele 
erſchien, welches es ihm unmöglich machte, hößere akademiſche Würden zu 
erlangen. Wenn nach dem bereits gefaßten Beſchluſſe ver hohen Kurie bie 
—5* von den höchſten afademifchen Würden, wie das Rektorat, ausge⸗ 
Sr ir find und ausgeſchloſſen bleiben müflen, fo if dies, nachdem bieler 
fehl, nicht zu ändern, und ich muß dies anerfennen, fo fehr 
ure. 


ſoweit den B des li Staates und auf die Ver 
le k —X a le de ern Dre werben find, ge 
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der ervorgeht, das — Glaubensbekenntniß eine Bedingung für 
ung zur 
enable evangelifc Untverfitäten der Staat geneigt fein möchte, 
mit deren Borfländen eine Veränderung der Statuten dahin zu verhandeln, 
daß die A ip den a en Bafultäten werben — 
de ich 


MA den Staats⸗ 
und ben En Behand attfinden. Die — —28 Behörden ha⸗ 
ben De roten ae an — und würden, wenn philoſo⸗ 
Ge Profeflaren an benfelben ven Juden geöffnet werden möchten), ben 
uch paritatig Univerfitäten den Fatholiichen Studioſen der Theo⸗ 
logie _unterfagen. Die nächte Folge davon würde fein, daß fie rechtlich an 
den Staat Die gorberung würden ftellen können, rein katholiſche Lehr⸗An⸗ 
Iten dafür zu orgmifiren. Es wäre alfo befonders der Erwägung ber’ 
ben Kurie anheimzuftellen, daß fie Durch ein Votum, im Sinne der Ab⸗ 
theilung, wenn es fo allgemein hingeflellt würde, dem Staate in Folge 
deſſen eine Berpflichtung auferlegen würde, bie fehr bedeutende Ausgaben 
XX I iehen ber ‚eine Be Urlade oon Reibungen wieber beroorrufen würde, 
ie gerechte Berüdfichtigung der beftehenden Rechte der Fatholis 

(Ben ei e fo Kali befeitigt worden. 

Graf Botho Ar u Stolberg: Wir haben vorhin von einem verehr- 
ten Mitglieve aus Schlefien fehr Üibergengeno barftellen hören, auf welchem 
hohen Standpunfte die —2 Univerſitäten ſtehen. Ich ſtimme ihm 
von ganzem Herzen bei und freue mich ſehr über dieſen Fin uftand der Uni⸗ 

täten; ich frage aber, auf welcher Grundlage beruht eben der Llühende 

and ber Untverfitätent Nach meiner Anficht beruht er nur auf F 

riſtlichen Bildung und Geſittung, die alles dies hervorgebracht hat. 
aube auch, es iſt unter uns Niemand, der ‚ifenfaaftige ehe 

t, die auf einem anderen Grunde in jeß iger eit ven und zu be 
bauen wären, als auf dem der chriftlichen Gefittung fcheint mir, 
baß bier viel im Sinne des Fortichritts geredet worden ift, ich ſehe aber 
nicht ein, wie wir auf diefem Wege Fortichritte machen, wenn noch an⸗ 
dere Disziplinen ehe en werden, und aus biefem Grunde weiß ich 
n t, warum man hier 100 befonders die jüdiſchen Bekenner hinzuziehen 

Ih glaube deswegen, daß wir ung darauf beſchränken können, daß 
It fie zu außerorbentlichen Profeffuren ulafien. Da aber die Juden, die 
ch auszeichnen, meiner Meinung a ch immer auch dann auszeichnen, 
wenn fie ſich dem chriftlichen —E zu nähern ſuchen, ſo glaube ich 
daf ihnen bann immer noch ein freies Feld ihrer MWirkfanfeit bleibt, daß 
wir aber nicht weiter zu ju gehen brauchen. 

Graf zu Soims-Baruth: Auch ich flimme vollfländig dem er 

Berg ein ten ect rter Redner aus Schlefien zum Lobe unferer — 
hat; aber ich m erade Far aufmerffan 4 —*— 
he Bildungs» Falten und daß fie "als ſolche 
Uni * uhm fi ic erworben babe 8 ihn 8 erhalten müſſen. 
Wenn man den Juden Rechte geben ER wie wir fie durch Das vorlie- 
gie Geſeh zu ertheilen im Begriff unb wenn wir de Boten, die 
eftern in 888 Saale gehe! t fin, — — en, ſo glaube ich, daß man 
3 ee in, —* Fe ‚mik- —* chriſtlichen Fundamente, 
Km haben, in bebingter, beſchränkter Weiſe zu 
Lehrerftellen an een zulaſſen kann, weiche ihnen eine Theilnahme au 


ber allgemeinen Bildung erlaubt. Eine Theilnahme aber über biefen Grab 
hinaus, die, glaube ich, kann man ihnen nicht einräumen, wenn man nicht 
ade das Fundament des Diſeger Prinzips auf den Univerfitäten voll⸗ 
963 verändern will. Dem ſtehen —— ehr begründete Schwie⸗ 
rigkeilen entgegen, 3. B. in den Statuten ber Univerſitäten ſelbſt. An 
biefen Statuten hat man nad forgfältiger Prüfung in der Abtheilung ge- 
glaubt, durchaus nicht rütteln zu Dürfen. ben * hat der Ig, den 
isher die Univerfitäten gehabt haben, Die Abtheilung dahin geführt, gerabe 
bei den vorgefchlagenen Fakultäte-Berhätniffen fteben zu bleiben. 

Aus diefem Grunde möchte ich ber hohen Verſammlung anrathen, ſich 
ben Borfchlägen ver Abtheilung geneigt anzuſchließen, nad welchen den 
jübifchen Glaubensgenoſſen das Recht gegeben wird, an denjenigen Fakul⸗ 
täten Theil zu nehmen, welche mit dem chriftlichen Glauben in feinen Wi- 
berfpruch treten können; das tft die philoſophiſche und die mediziniſche Fa⸗ 
Fultät. Rückſichtlich der beiden anderen ‚Satultäten aber glaube ich ent⸗ 
az mich widerfegen zu müſſen und will ihnen eine Theilnahme an ben 

kultätsrechten nicht einräumen. Eben fo folgt aus den Beichlüffen, bie 
gefern hier gefaßt worden find, daß wir den Juden ein Anrecht an das 

eitorat, Prorektorat, Dekanat und an die Mitgliebfhaft des Senats nicht 
3 en bürfen, weil biefen et gewiffe Gewalten anhängen, 
weiche mit den ‚gerehten Deihlüffen unverträglich find. 

Graf zu Dohna-Land: Auch ich hin Ion lange der Meinung ge- 
weien, daß fein a Hinderniß entgegenftehe, um bie Juden auch 
u den orbentlihen Profeffuren in ber mediziniſchen und philoſophiſchen 

akultät an den Univerfitäten guiaffen zu Fönnen. Ich flimme in biefer 

infiht ganz dem Antrage der Abtheilung bei. Dies wird den verehrten 

erren, Die in ber vorigen Sitzung meine Anſicht ber Intoleranz habe 
zeiben wollen, ven Beweis gehen, daß ich den chriſtlich reli fen Sin 
pien im Staatsleben feine weiter gehende Rüdficht angedeihen laſſe, als 
die ihnen notbwendig und mit Recht aufommt. Auch im Uebrigen wi; 
ich mich ganz für den Antrag der Abtbeifung erffären, namentlich bin id 
auch der Meinung, daß im Gefege ganz genau beitimmt werbe, baß die 
jüdiſchen Profefioren von dem Amte eines Neftors oder Prorektors ausge⸗ 
ſchloſſen bleiben. Ich möchte nicht wie mein geehrter Freund aus Schle⸗ 
en fagen, daf hier eine Klauſel in das Geſeß käme, die nicht hinein ges 
ört, —*** ich glaube, es ſei nothwendig, daß in dieſer Hinſicht das 
Dei fi ganz beitimmt ausſpreche. Kuh erfläre ich mich babin, daß 
die Spezial-Statuten ber Univerfitäten von biefem allgemeinen Gelege in 
feiner Hinficht alterirt werben dürfen und es biefen witfenichaftlichen Kör⸗ 
perfchaften zu überlaffen de ‚, vb fie es angemeffen und amednäßig finden 
werden, für den großen Eintwidelungsgang ber ar biefe Statuten 
auf dem gefegmäßigen Wege zu ändern. In dieſer Hinfiht ſchließe ich 
mich auch ganz ber Abtheilung an. . 

Fürſt zu Lynar: Ein durchlauchtiger Nebner, mir aber 
wenn ich ien recht verftanden habe, geäußert, daß große foziale Berände- 
rungen welthiftorifch immer nur in Folge von Revolutionen eintreten. 
Dem muß ich widerfprechen. Es ift gerade das Eigentfümliche, das Große 
und Bewundernswerthe in unferer ftaatlichen Entwicelung, daß bie durch 
die zeit gebotenen Beränderungen bei ung nicht auf dem fturmvollen Wege 
der Revolution eintreten, fondern auf dem ruhigen Wege einer befonnenen 
und Dex numftnemäßen Fortbildung. - IL 

Feind aller Erfchütterungen, "wollen wir für alle Zeiten durch biefe 
vernunftgemäße Umbildung das / erreichen, was bei anderen Nationen nur 
anter Steömen von Blut und Ahränen gewonnen wird, und auch bei ber 
vorliegenden Deranfafjung megben wir anerfannte Uebelſtände durch eine 
vernanftgemäße Reform beieitälgen. 


/ 


Fürk Wilhelm Rabziwill: Ich muß mir eine Berichtigung er. 
Tauben. Ih uk hier —8 —E—— wollen, * her 
borgegangen iR, daß in Frankreich folhe Verhältniffe haben eingeführt 
Bei vune ung Sehte beheben, Pfihien 84 Gisctet gegen De Birke 
un fe ‚ Pflichten taates ge je Kir— 
Nechte ber Kirche im Staate, bie tangirt werben würbeh, wenn wir den 
Juden die ausgebehnten Rechte zuerfennen wollten, bie ihnen nach ber fran- 
zöfiihen, Hollänbifhen und belgiſchen Berfaffung gegeben worben find. 

Graf York: wollte nur erflären, daß ich mich ben anfchließe, 

was ein geehrter Redner aus Preußen gefagt hat, daß ein allgemeines 
Gefe allerdings nicht die Statuten der einzelnen Univerfitäten aufheben 
tann, und daß man von diefen Bildunge-Jufitnten erwarten muß, wozu 
man wohl berechtigt iſt, daß bie nöthigen Anträge ihrerfeits gefihehen. Ich 
muß aber auch von hier aus weiter gehen unb jagen, daß, wenn don einer 
preußischen Univerfität ein folcher Antrag geſchieht und die Staats-Regie- 
zung daranf einzugehen für gut erachtet, mir es dann völlig richtig er⸗ 
it, Daß bie paritätifchen Äniverfitäten keinen beſonderen Anfpruch ma⸗ 

Gen tönnten, weil die iatholiſche Theologie an dieſen Univerfitäten auch 
lehrt wird. Es ift dann nur die Forderung zu ftellen, die auch im reis 

Maße ſchon erfüllt worden ift, daß gewiſſe Disziplinen nur von ka⸗ 

tholifchen Lehrern befegt werden fünnen. Man ift in diefen Forderungen, 
[0 viel ich weiß, ziemlich weit gegangen, man hat eine katholiſche Philo- 
jophie, eine katholiſche Geſchichte verlangt, und, fo viel mir befannt, iſt 
das Gouvernement auf alle diefe Forderungen eingegangen und hat befon- 
dere Lehrer dieſer Konfeſſion für diefe Disziplinen angeftelt. In Bres⸗ 
Tau, wie ich genau weiß, iſt dies ver Fall, Einen 10% weiteren Anſpruch 
ven bes Rechts der Unsichließung für bie fatholifche Theologie ſtudirende 
Jugend von gewiffen Univerfitäten, fann ih aber nie und Niemandem zu 
gm. Dies wollte ich mir noch anfchließend an das, was ber durch⸗ 

mehtige Redner aus Polen gefagt Hat, auszufprechen erlauben. Auberer- 
feite muß ich noch das berühren, was ein erlauchter Redner vor mir bes 
merkte, daß man die Disziplinen namhaft machen möchte, die nicht auf 
Hriftliger Bildung, fo war, glaube ich, ber Auedruck, beruhen, und date 
auf erlaube ich mir Einiges anzuführen. 

Ich Habe früher ſchon die Haupt-Dieziplin aller philoſophiſchen Die- 
Minen, die Philoſophie felbit, genannt, und ich glaube, daß, wenn über. 
pt eine Disziplin philofophifc fein fol, fie unabhängig von einem De- 

fenntniß, ſich ſelbſt en fein muß. Ich könnte mich baranf einlaſſen, 
dieſes Hiftorifch nachzuweiſen aus der Geſchichte ver 7% loſophie, ich vers 
site aber darauf. ch muß ferner geftehen, daß ich wirkiü nit be⸗ 
iſe, wie wie chriſtliche Bildung in dem griechiſchen und rämi| je 
[pen Alterthum zu finden und zu entwideln fein und wie die Philofophi 
des Ariftoteles nach chriſtlichen Prinzipien vorgetragen werden fol. 
tönnte noch weitere Beifpiele anführen; ich beichränfe mich aber auf da6 
Gefagte. will nun über den Antrag ber Minorität noch Einiges in 
werig BBorten bemerten. Es if angeführt worden, baß man bie 
von Furitifgen Fakultät ansfchließen müffe, weil das jus civile von 
dem jus canonicam nit getrennt werben fönne, und weil das Ratheber 
wur an Dr. juris utriusque zu übertragen fei. Es find inbeflen bereits 
mehrere gm vorgekommen, daß Juden zu Doftoren nur des bürgerlichen 
Reihtes kreirt worden find, und wenn ich erwäge, wie anferorbentlih we- 
nig Einfluß auf das Leben jeht das kauoniſche Mecht audübt, fo fehe ich 
nicht ein, warum es nicht möglich fein follte, dieſe beiden Fächer zu tren⸗ 
uen, da man, abgefehen von dieſer einzelnen viele, alle anderen juris 
eben vortragen Bann, ohne Chri zu fein. iſt mir fogar befannt, 
es ſehr bedentende Nechtslehrer gegeben hat, Ne, wenn mar auf ben 
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Inhalt ihres chriftlichen Glaubens hätte ein großes Gewicht Iegen wollen, 
und biefen für unumgänglich nothwendig erachtet hätte, nicht wohl Die 
Erlaubniß Hätten erhalten können, an Univerfitäten zu lehren. 

Graf von Dyhrn: Obgleich ich felbft nicht den Glaubensftand der 
erwähnten großen juriftifchen Lehrer unterfuhen will und ihnen deſſen 
Bertretung ſelbſt überlaffen muß, fo ſchließe ich mich volllommen dem An- 
trage meines Freundes an. Auch ich ftimme bafür, daß den Juden bie 
juriſtiſche Fakultät geöffnet werde und fie Doktoren des bürgerlichen Rech⸗ 
tes werben können, ohne Lehrer des kanoniſchen Rechts zu fein. 

Auf einen früheren Ausfpruh nun zurückgehend, erlaube ich mir an 
Se. Excellenz den Herrn Minifter des Kultus die Arage: ob preußifche 
Biihöfe das Recht haben, Borlefungen auf preußifchen Univerfitäten zu 
verbieten? Es ift nämlich vorhin von einem ehrenwerthen Mitgliede ge- 
äußert worben, daß, wenn auf paritätifchen Univerfitäten Juden als Leh⸗ 
rer in ber ieſ iſchen Fakultät angeſtellt würden, die Biſchöfe den jun- 
gen katholiſchen Theologen dann die Vorlefungen biefer Lehrer verbieten 
würden. Zur Piloten Fakultät gehören aber die mathematifche 
Biffenfchaft, Poyfit, Aeitpetit. | 3 

Kultus-⸗Miniſter: Ich glaube nicht, daß es rathſam ſei, tief in 
dieſe Materie einzugehen, und will mich daher nur auf Weniges befchrän- 
fen. Das Jutereſſe der Bifchöfe bei der Beſetzung der eigentlich philofo- 
phifchen Lehrftellen ın den paritätifchen Fakultäten leuchtet ein. Ein Stu- 
dirender, ber fih zum Theologen bilden will, Tann ſich nicht ausſchließend 
auf den Kreis der Disziplinen, welche nur in der theologiichen” Kakultät 

elehrt werben, beſchränken, fondern er muß auch philoſophiſche Kollegien 
ören, 3. B. über fpefulative Philoſophie, Pſychologie ıc. 
raf von Dyhrn: Obgleich ich durchaus nicht gebeten habe, eine 
Belehrung über das Lestere zu erhalten, fondern nur eine ganz furze Frage 
über ein Faktum an Se. Ercellenz den Herrn Minifter richtete, die mir 
aber nicht beantwortet worden ift, p will doch auch nicht tiefer in dieſe 
Materie eingehen. Ich habe blos eine einfache Frage geſtellt, und aller⸗ 
dings Se. Excellenz haben das Recht, fie zu beantworten oder nicht. .... 
(Rultus-Diinifter bittet den Redner die Frage zu wiederholen.) Es iſt die 
* e, auf die ich mir eine Antwort erbitten wollte, ob die kathol iſchen 
ifhöfe das Recht haben, der akademiſchen Jugend das Anhören von Bor- 
leſungen auf unferen Univerfitäten zu verbieten. Es ift vorhin geäußert 
worden, die fatholifchen Biſchöfe hätten das Recht, ber alademifen Ju⸗ 
gend zu verbieten, Vorleſungen beizuwohnen. 

Fürſt W. Radziwill: Ich habe geſagt, DaB Se. Majeſtät der Kö— 
nig in Seiner Weisheit und Gerechtigkeit geruht haben, den Biſchöfen auf 
paritätiſchen Univerfitäten beſtimmte Rechte einzuräumen, die auf die Rechte 
ber katholiſchen Kirche gegründet find. Ich habe gefagt, wenn Juden ale 
Lehrer auf foldhen yparttätiichen Univerfitäten je elafjen werden, würden 
bie Bifchöfe, die nad ven ihnen eingeräumten Rechten vollftändig dazu be- 
ih find, den Beſuch nicht nur der Borlefungen, fondern der Univerfität 
elbft den Studiofen der katholiſchen Theologie verbieten. Es werben 
daraus koſtbare Verpflichtungen für den Staat hervorgehen. 

Graf Dyhrn: Da es fih nicht um die Behfe ng ber Rechte ber 
Biſchöfe handelt, fo habe ich die Frage nicht geitellt, um an biefen Rech⸗ 
ten zu zweifeln; allein der geehrte — edner wird mir doch erlauben, 
zu fragen, ob das Recht, den Beſuch von Vorleſungen und von Univerſi⸗ 
täten zu verbieten, mit zu den Rechten ver Biſchöfe gehört. 

Kultus-Minifter: Diefe befondere Frage kann beantwortet wer- 
ben, ohne die allgemeine a Zer Erörterung zu bringen, welhe Rechte 
den Bifchöfen in Erfüllung ihnen als foldhen nah der unter dem 
Schutze des Staates fih befiubenden Grundverfaſſung ihrer Kirche oblie- 
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genden Berpflidtungen tuftchen. Es kann wohl vorkommen, dag ein 
ifchof in Ausübung diefer Rechte weiter geht, als ihm von Staats we- 
gen zugeſtanden werden kann, und daß darüber Konflikte entfliehen. Eine 
näßere Auelafiung über den Gegenftand wünfchte ich zu vermeiden. Es 
handelt fich im Allgemeinen darum, welde Pflichten hat der Bifchof nach der 
Grundverfaſſung —* Kirche in Deyiehung auf die jungen Theologen, 
bie für feine Kirche gebildet werden follen, und welche Einwirkung hat ihm 
der Staat, in Yolge diefer dem Bifchof obliegenden Pflichten, einerfeits 
vermöge des einer Öffentlich anerkannten Kirche gebührenden Schutzes an- 
bererfeits im Vertretung ftantlicher Intereſſen, zuzugeſtehen. Es it mög- 
lich, daß eine Eingreifung verſucht werde, welche über die zuftehende Gränze - 
geht. Gegenwä liegt ein folher Fall nicht vor. Das Verhältniß zu 
den jeßigen Bifchöfen iA ein durchaus freundliches. 

Marfhall: Die Berathung über diefen Punkt, halte ich für er- 
ſchoͤpft. Graf Dyhrn ſcheint mir aber nicht blos aufgeflanden zu fein, 
Fi Hal Frage zu ſtellen, fondern über ben eigentlihen Gegenfland zu 

vechen. 
’ Graf Dyhrn: Ich wollte der Anficht meines Freundes beitreten, 
und das iſt gefchehen. 

Graf Botho zu Stolberg: Ach Habe eine perfönliche Bemerkung 
zu machen auf das, was mir erwiedert worben ift. Ich muß mißverftan- 
den worden fein rücfichtlich der wiffenfgaftlihen Disziplinen, von welchen 
ich gefprochen habe. Ich Hätte es vielleicht noch richtiger ausgedrückt, 
wenn ich von einer riftlihen Weltanſchauung als von etwas Höherem 
gefprochen hätte. Ich glaube, das wird ausbrüden, was ich im Sinne hatte. 


Jurſt Boguslaw Radziwill: Ih muß mir noch eine Bemerkung 
erlauben. Es bat ein geehrter Redner die Aeußerung gemacht, daß Vor⸗ 
träge über Philofophie auch von, Juden gehalten werden koͤnnen, in- 
bem biefe Borträge mit dem chriftlichen Prinzip in feiner Verbindung flän- 
den. Ich Din der Meinung, daß fie nicht allein mit dem Fk ar Prin- 
zip in enger Verbindun ben, fondern demſelben fogar offenbar feindfelig 
entgegentreten Tönnen. Ih in der Ueberzeugung, daß gerade die Wirren, 
die jebt fo vielfach in religiöfen Berfälmie ee größtentheils das 
Produkt falfcher oder falſch verflandener FL iloſophiſcher Syſteme find, und 
gerade ein Philoſoph, deſſen von einem Redner vorhin Iobend Erwähnung 
ara, nämlich Hegel, bat, nach meinen Anfichten, durch feine Vorträge 
über Philofophie einen fehr bedeutenden Anlaß oder Beitrag zu den jest 
fo vielfach derahenben religiöfen Wirren gegeben. Daß aber Hegel 
auch mißverſtanden worden if, geht aus einer Aeußerung des genannten 
oe felbft hervor, indem er felbft gefagt hat: „Von meinen Zu- 
drern bat mich nur Einer verflanden, und diefer Eine bat mich falſch 
verſtanden.“ 


liche Profeſſoren der mediziniſchen und philoſophiſchen Fakultät zugelaſſen 
werden möchten. Dabei ie davon nt angen, daß ihnen des mi 


weifelhaft feftgeftellt fein wird, die fpätere Soflung der Redaction des Ge- 
r Anficht ausgegangen, daß auch 
bie Statuten der Univerfitäten unberührt bleiben müflen und es der Re⸗ 


von ber Regierung g werben, au erreichen fein wird, Bir 


— MM — 
kommen Eat, kur Abflimmung über ven Antrag, welchen bie Abtheilung 


eſtellt Bat 

ven ürſt W. von Radziwill: ch muß mir über bie LER 

die erfung erlauben, daß die Minorität fich doch noch bas e vor 
bepält, über ihre Anficht abftimmen zu Taffen, die ſich ber m 

ten Zilaſſung dee Juden für den Lehrſtuhl ver Dhitofopbie entfäjieben je 


arf Hall: Die Abflimmung wirb zuerſt auf den Aatrag geri ieh, 

ber von der Maforität der Abtheilung ausgegangen ifl. In der Abflim 
mung über biefe ae wird die andere ſchon enthalten fein, benn es ind 
der Antrag der Minorität der Abtbeilung baburch entweder angenommen 

oder abgelehnt. Eine weitere Frage wird fpäterhin noch anf den Antra 
u richten fein, der von dem Grafen von York gemacht werben if, baf se 
ade 38 ale ordentliche Profeſſoren zugelaſſen werben möchten zu einem 
—A der ge urififchen Safultät, naͤmli denjenigen, wel. 

her en beit echte nicht in Beziehung Me 

205 ker —— PR A en erftäten er 3 uben zu ben 
r en iloſophie an den Univerſitäten nicht zu egen 
ftimmt fie mit der Majorität überein in Beziehung auf ihre Sul ula —* 
ordentli —68 in der mathematiſchen, —S— — und 


en. ber die Mathematik und Waturwiffenfoft ſab 
er die Mathematik un iſſe 
if erg ie ehrt 
Rabzimift: Der Herr Rebner meint es im allge- 
meinen m; 6 habe es im konkreten Sinne genommen. 


Graf Dyhrun: Im amtlihen Sinne, Durchlaucht. 
—* W. von Radziwill: Sie ſind ae Lehrftühle der Za- 
all: Es kann om nicht wider 


aber nicht der Philo [ppbie an und Dr 18 
ich vernommen habe, nicht EA, heben, daß bi 
a 


anonifen 


ochen werben, ift auch, fo viel 
e ef eF x auf den’ Antrag 


ger erichtet „eried, ber von ber orität der en un efent IR und dahin 
autet, dot pie Juden auch als orbentliche ne der medizinifchen 
und phüo ophiſchen Falultaͤt — feien. r werden zuerft über 


biefen Antrag und zwar in der Weife abflimmen, daß Diejenigen, weiße 
— Antrag der Abtheilung beiſtimmen, das durch Aufftehen zu erkennen 


Den Antrage der Abtheilung iſt aiät augeftimmt, fomit ift auch feine 
weitere BT anf den Vorfchlag des Grafen von York zu richten. 
Prinz Biron von Kurland: Da gezählt worben ift, fo wäre es 
doch — bad Stimmenverhältniß zu erfahren 
Marſcha 26 haben für Nein und 23 für Sa geftimnit. 
Referent: Ich glaube, daß es nun zunächft daranf anfoınmen wird, 
durch eine weitere Frage zu ermitteln, was bis jegt nicht hat geichehen 
fönnen, ob ber abweichende Befchluß fich darauf bezogen hat, daß bie Ab- 
teilung darauf angetragen hat, bie Inden nicht blos zu anfferordentlichen, 
ondern us zu orbentii en Profefloren zu ernennen, oder aber, ob er 
6 Sara ezogen bat, fie nur in der mediziniſchen Falultät zuzufaffen, 
der ob er baranf beruht, daß zwar die Sturie gegen die Ernennung der 
Juden zu ordentlichen Prof oren nichts au er erinnern — aber den Kreis 
in welchem ſie ordentliche Profeſſor ur rfen, verringern und fi fe 
alfo neben der medizini en Fakultaä alt vn zur ganzen philofo — ode 
fultät, fondern nur zu den mathematifchen und survey ſchaftlichen Le * 
zulaffen will. Sch je e deshalb an den Herrn Marſchall ie 
zunaͤchſt die F Srage du We die Juden zu orbentlichen 
foren in den Faͤchern, we [öe die "arie zu nen will, ernammt we 


i 


/ 


Fürſt W. von Rabziwill: In ichung auf bie e— 
möchte ich mir doch eine Frage erlauben. Die Frage iſt abgeſtimmt, aber 
nicht angenommen worden, und es fommt jest darauf an, über das Amen 
dement zu flimmen, das ich ale einzige Mitglied der Diinorität eingebracht 
habe, und das dahin geriähtet ift, ob bie en u —8 rofeſſuren 
in den mathematiſchen, naturwifſenſchafili en und mediziniſchen Kächern zu⸗ 
gelafien werden follen. 

Serretair Graf York: Es find nur 49 Mitglieder aufgezählt, wä 
rend 57 im Saale anweſend find, und es würden alfo diejenigen mit R 
eine &infprache gegen vie Abftimmung erheben fünnen, beren Stimmen 
nicht erngejei net Kind. Ich glaube daher, Daß diefe nachgetragen werben 
müſſen. (Es wird nochmals gezählt.) 

Fürſt Lychnomsti: 30 glaube, Daß nad) dem Reglement noch ein« 
mal abgeflimmt werben muß und nicht blos nachgezählt werben ef: 

Serretair Graf York: Es war ein reiner Irrthum des Heut; 
übrigens kaun fih das fo fehr eifrige fürftliche Mitglied beruhigen, nbem 
an dem Berhältnifie der Abftimmung nichts geändert iſt, da von den Nicht⸗ 
eingegeineien eben fo viel dafür als dagegen geftimmt haben. 

arfhall: Mit 3 Stimmen ift die Frage verneint; es haben von 
den Rihtgejählten 5 mit Ya und 5 mit Nein geftimmt. 

Fürſt Lychnowski: Ich würde ben verehrten Herrn Gerretair, 
fi eines unparlamentariihen Beiwortes gegen mich bebient yet n 
weiter beunrnhigen und mich, wenn die Bertammlung befchließt, daß dieſes 
Nachzählen regiementsmäßig iſt, allerdings zufriedenfteflen. Indeſſen muß 
ich doch bemerken, daß Fi dieſes nr des Nacyählens noch nie ge⸗ 
fehen habe, fondern der Anficht bin, daß, wenn ein Nefultat ver licht 
worden iſt und dieſes Refultat nicht mit der Zahl der „gegenwärtigen Mit 
glieder übereinftimmt, nochmals abgeftimmt werden fol. Ä 

Secrttair Graf York: Dagegen habe ich durchaus nichts einzu- 
wenden, ich babe in dem gegenwärtigen Falle die Sache nur abkürzen 


en. 
‚ Fürſt Lychnowski: Ich bitte meinen Antrag zur Unterflügung zu 


Marſchall: Ich Halte auch dafür, daß anerkannt werden muß, daß 
das Stinmenverhältniß in dieſem Kalle ganz vollkommen baffelbe lichen 
iſt. Es Hat ſich vorhin ein Unterichied von drei Stimmen gezeigt und es 
int ſich auch jest wieder ein Unterfchien von drei Stimmen; mit einer 
ehrheit von 3 Stimmen ift die Frage verneint worden, nnd das Ergeb» 
niß ver Abſtimmung bleibt alfo, wie Jedermann anerlennen wird, gang 
daffelbe. Ich glaube alfo nicht, daß auf dem Antrage, nochmals abfiimmen 
ir * ie —ã— doc bitt chmals abftimm laſſen 
eferent: moͤchte en, nochmals a en u , 
und mag vas Nefultat fein, wie es wolle, fo fcheint es mir doch wunfı 
Werth dag in einer fo wichtigen Frage feine Möglichkeit eines Zweifele 
baräber Bi: fann, was die Anſicht der hoben Kurie geweſen ıfl. 

Für Lyochnomski: Ich Halte das Nachſtimmen für eine Anomalle 
und gefährlich und muß den Herren Marfchall bitten, zu fragen, ob mein 
Antrag die nöthige Unterftügung von ſechs Mitgliedern findet. 

arfhall: Der Antrag hat die nöthige Unter — gefunden, 

und es iſt meines Ortes fein Grund, einer abermaligen Abflimmung mich 

en zuſetzen; es wird alfo abermals durch An eben und Sitzenbleiben 

innnt werden. Der Herr Seeretair son Kro ig! iſt zu erfuchen, die 
innere Seite, und Graf von York, die äußere Seite zu zählen. 

Graf son Zieten: Ich erlaube mir die kurze Frage, ob nad ber 
Abflimmung das Amendement bes Fe Mitaliedes von Pofen zur 
— fommm wird der nit? \ 


* 


Marihall: Wir find vorläufig bei der erfien Abſtimmung. 

‚ Graf von Zieten: Es ift dieſer Umſtand von großem Gewicht für 
meine Abflimmung. 

:. .,Marfhall: Wir haben jetzt über den Antrag der Abtheilung ab- 
geſtimmt. Der iſt verworfen. Die Abtheilung Hat aber nur einen Antrag 
eſtellt. Es kommt alſo nur auf die weitere Frageſtellung über die Vor- 
(a e an, welche in ver Berfammlung gemacht worden find, und wenn ber 
orſchlag des Fürſten Radziwill die A Unterftügung findet, die er 
noch nicht gefunden Hat — wenigſtens iſt fie u nicht provozirt worben 
— fp wird er als ein felbfiftändiger Antrag zur A 
nicht als vorſgeg der Minorität der Abtbeilung, und eben fo wird ver 
Vorſchlag des Grafen von York zur Abftimmun kommen. Bir find alfo 
bei der Wiederholung ber Abſtimmung, die vorhin ftattfand, und ich habe 
—* her zu veranlaflen, aufzuflehen, welche für den Antrag der Ab- 
ung flimmen. 

Referent Graf von en tz: Ich bitte um die Erlaubniß, bie 
Frage nochmals verlefen zu dürfen: 

„Die Abtpeilung trägt mit 6 gegen I Stimme darauf an, daß 
die Juden auch ale ordentliche Seofefforen der mebizinifchen und 
p Kofonbiligen ‚Fakultät ‚ugelaften werden.’ 

Marihall: Diejenigen Mitglieder, welche dem Antrage der Ab- 
teilung beitreten, würden das durch Aufftehen zu erfennen geben. (Nach⸗ 
dem die Zählung Rattgefunben bat.) 

. Domprobft von Krofigl: Die Anzahl der Stimmenden auf ber 
inneren Seite ıft völlig der rüberen Anal gleich ; aber eine Abweihung 
iſt darin, infofern vorbin 12 für und 12 gegen, jebt aber 11 für und 1 

egen geitimmt haben. (Nachdem auch die Zählung auf der äußeren Seite 
—* unden hatte.) 

Marfhall: Das Reſultat iſt daſſelbe geblieben; mit Rein haben 
31, mit Ja haben 28 geftimmt. 

Secretair Domprobft von Kroſigk: Mir fcheint der Antrag, wel- 
Er von dem Fürften Radziwill gemacht worden ift, in foweit er von ber 

ajorität der Abtheilung abweicht, volllommen mit der Gefehes- Borlage 
aufammen in alfen. Ich bitte, infofern der Antrag nochmale verlefen wird, 
damit ven Geleg- Entwurf zu vergleichen und in gung zu ziehen, in 
welchen Punkten die Anträge der Majorität und Minorität von einander 
abweichen. ch gebe zu, daß der Vorſchlag nicht ganz mit dem Geſetz⸗ 
Entwurf übereinftimmt; aber in den Punkten, in denen er von der Ma- 
De der Abtheilung abweicht, ift er in dem Geſetz⸗Entwurfe wörtlich 
enthalten. 

Neferent Graf von Itzenplitz: Das kann ich nicht beftätigen. Die 
Anficht der Minorität war immer die, daß fie nicht Dagegen iſt, daß bie 
Juden ordentliche Profefioren werben follen, der Gejeh- Entwurf will 
die Juden auf keinen Fall zu ordentlichen Profefforen ernennen. Die Mi- 
norität will fie zu ordentlichen Profefioren ernennen, jedoch nicht in ber 
philoſophiſchen und mebizinifchen — ſondern nur in gewiſſen Dis⸗ 
iplinen, und dieſe Disziplinen fin biefelben, die der Grfeh- Entwurf ent- 

It, und die ich gleich vorlefen will: 

„Au denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht die Ausübung bes Lehr- 
amts flatutenmäßig an das Belenntniß einer efinımten chriſtlichen Kon⸗ 
eſſion geknüpft iſt, können Juden als Privat-Dozenten und außerordent⸗ 
liche Profeſſoren der matdematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen 
und mediziniſchen Lehrfächer zugelaſſen werben.” 

Aber nicht blos als außeyordentliche, ſondern auch als ordentliche 
Proftſſoren das iſt bie Anſicht der Minorität. 

arſchall: Sp iſt «6. Der Unterſchied iſt der, daß nach dem 


ſtimmung kommen, aber 
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Vorſchlag/ der jeht zur Abſtimmung kommt und von dem Zürften Radzi⸗ 
will geſtellt worden iſt, beantragt werben foll, daß die Juden auch ordent⸗ 
liche Brofeforen der mathematifihen, naturwiflenichaftlichen und medizin 
chen Lehrfächer werben können. Es beſteht alſo blos der Unterfchied, daß 
eantragt worden ift, die Juden in biefen Tehrfächern nicht blos zur außer- 
ordentlichen Fi ur, wie das an will, fondern auch zur orventlichen 
uzulaffen. Hierauf ift die Frage zu jteflen, und fie wird lauten: Tritt die 
— dem Vorſchlage des Fürſten Radziwill bei? 

Graf York: Nachdem aber der Antrag der Majorität gefallen iſt, 
würde ich mir den Vorſchlag erlauben, zu beantragen, daß ihnen Anftel« 
Iungsfähigfeit für den R: ilologiſchen Lehrſtuhl zuerkannt würde. 

‚Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich kann der Aufnahme dieſes Punk⸗ 
tes in dem von mir gefleitten Amendement aus dem Grunde nicht nach. 
eben, weil die philologifchen Disziplinen gerade diejenigen Disziplinen 
fm, bie. auch von den Fatholifchen Theologen auf paritätiihen Univerfitä- 
en gehört werden müſſen. Es werden alte die philologifchen Disziplinen 
den Juden wenigftens auf paritätifhen Univerfitäten entzogen bleiben 
müfjen, damit nicht die Rechte der Fatholifhen Kirche au paritätifchen 
Univerfitäten darunter leiden. . 

Marfhall: Wir kommen zur Abſtimmung. Was Graf York 'bes 
antengt bat, könnte Gegenfland einer fpäteren Abftimmung fein. Die Frage 
autet: 

"Tritt die Verfammlung dem Vorfchlage bei, daß geren zu ordentlichen 
rofeſſoren der mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen 
Lehrfächer zuzulaſſen ſeien?“ u 
Und diejenigen, welche dieſe Trage bejahen, würden das durch Aufſtehen 
1% erfennen geben. (Die Mehrzahl der Mitglieder erhebt fih.) — Der 
trag ift angenommen. 
. raf York: Ich würde mir nun den Antrag erlauben, daß unter 
den fpeziell angeführten Lehrfächern noch die alten Sprachen aufgeführt 
würden. Es if mir doch nicht recht erflärlih, wie man Die römifchen 
und griechifchen Schriftfteller gerade von einer hriftlichen Weltanfhauung 
ans anfehen müffe, um fie richtig vortragen zu können. Ich würde alfo 
aan antragen, daß die hohe Kurie noch das Wort „linguiſtiſche“ 
inzufebe. 
er faft: Es kommt zunächſt darauf an, ob diefer Borfchla 
die gefeßliche Unterftügung von 6 Mitgliedern findet? (E8 erheben ie 
mer als 6 Mitglieder.) — Der Vorſchlag wird alfo zur Abftimmung 
ommen. " 

von Kroſigk: Auf dem Standpunkte, auf dem bie gelehrten Echulen 
heutzutage ſtehen, beichräntt fi der Unterricht in den alten Sprachen 
nicht auf Graͤmmatik und Syntar. Wenn der Spraclehrer fid, darauf 
beſchränken dürfte, dann würde ich den Juden und Muhamedaner eben fo 
befähigt für den Sprachunterricht halten als den Ehriften; aber an den⸗ 
fetben knüpft fich Alles an, was Berftand, Herz, Phantafie, Urtheilskraft 
und Kritik bildet, und dazu glaube ich, ift für junge Leute, die in der hrift- 
lihen Religion erzogen werden, ein chriftlicher Lehrer erforderlich. Ich 
meinerfeits würbe Bedenken tragen, meine Söhne Gymnaſien oder Uni- 
verfitäten anzuvertrauen, wo dieſe use in_den Händen von Männern 
nichtchriſtlichen Glaubens wären. “Ich wünſche meine Söhne in den 
Sprachen und in der Erklärung alter Schriftſteller von chriftlichen Leh⸗ 
rern unterrichtet Ju fehen. 

Graf York: Ich will dagegen mir erlauben, das hiftorische Faktuw 
anguführen, daß wir die Erhaltung und Kenntniß eines großen Theils de 
alten Literatur den Arabern und Juden verdanken, und namentlich fin 
yes Ariſtoteles Schriften, wie den hohen Deren zweifelsohne befannt 
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derch die Juben und Iten worden. Dan bat ſelbſt in ber 
man am meiflen darauf e beont war, bie —es,s at Ar 
——— und zu —e— doch anertennen, zmötlen 
Sprachen, für das Studium, der alten 2 Re fr 
get! haben, und ich glaube, daß wenn dieſes —e— Ye on 
ittelalter ge ollt worden ift, wir wohl jetzt das Recht dahin aus- 
dehnen dürfen, Daß fie in dieſen Fächern au gegenwärtig lehren 
go mich würde dies, abgefehen vom Recht, ein nur fchwarher Beweis 
nkbarkeit fein. 

Graf von Zieten: iſt einer der ten gegenwärtigen Pro⸗ 
—— Geſchichte ein 8 ſ und mehrere | —— aller 
pfanien Borträgen gef —— Ta on Erik — 

nten en gelabt; elbe warb zwar fpäter n 
weniger. iR fein 1 s m Inwoßnender feha efer Berfland Cigenthum bes Fuben 


und nit bee Chriſtenthums. —* ee t "in der Ber- 
ſammlung.) 

Marſchall: Wenn keine weitere Bemerkung tat, 1 werden wir 
dur Abftimmung kommen, und die Frage würde alfo „Beantragt 


ie Berfammlung, daß die Inden ale ordentliche Pro * in dem phi- 
* che zuzulaſſen ſeien 
diejenigen, die dieſem Vorſchlage beitreten, würden das durch Auf⸗ 
ie — J Mach einer Pauſe:) — Vorſchlage iſt von 
F 
u: Hnowett: "Beigefiimmtt Ich bitte Euer Durchlaucht söhlen 
laſſen. Bon biefen Plägen aus fann man nicht unterſcheiden, ob der 
orſchlag angenommen iſt. 
ir all: Wir werben arfo zählen. ch bitte nochmals, daß bie- 
jenigen auffiehen, welche die Frage bejahen wollten. (Nach einer Paufe, 
wipten welcher bie GSecretaire zählen:) 
it se haben 31, mit Nein 23 geflimmt. Der Vorſchlag ik alfo 


Bit : fommen nun zu bem Pr Abſatze des ©. 35. 


Referent Graf Itzenpli 
EI ver nfeklung ber een Schal - Aufalten 


wm 3* immte allgemeine ei bung. mel * En lie 


Dielen An und ndfägen —e— die Abtheilung 


98 nen! vom Gefeß- Entwurf, ale Lehrer bei 
mem — Bm 


—— eure Dihe —2 über Br Schüler aus. 
ießen. 
2) Die Anſtellung der Juden bei Elementarſchulen auf die jü⸗ 
difhen Schulen zu befhränfen. 

Der Grund diefer Borfchläge Tiegt barin, daß bie Elementar⸗ 
hulen faft immer einen Fonff ſionellen, wenigſtens chriſtlichen Charakter 
' daß bie Elemen: rlehrer ſehr hän u den vorbereitenven 

t wohtien. Chen um in vieſer VBezich 


= - 


and den Yuben das Dröglie zu gewähren, find benfelben — wo es 
ansfüährbar ift — eigene Elementarſchulen geftattet worden. 

enn gegen die Anficht der Majorität der Abtheilung angeführt 

wird, daß auch die GOymnaſien einen beftimmten fonfeffioneffen Charakter 

theils Hätten, theils haben follten, fo tft dies eine noch im Streit be- 

angene Materie, und muß wohl wenigfiens fo viel zugeftanden wer- 

den, Daß der konfeſſionelle Charakter der Elementarfchulen viel flärfere 

Berechtigung für ſich hat, als der höherer wiſſenſchaftlicher Schul-An- 

ftalten, bei welchen immer eine ganze Anzahl von Lehrern angefteltt iſt, 

und deren Schüler wohl faft nie in preußifchen Staaten nur einer 

Roafeffion angehören. 

Die Minorität der Abtpeilung ift Dagegen der Meinung, daß aus 
: dem Pring einer chriſtlichen Jugender —2* fie die Zulaffung ber 

— zu Lehrern an chriftlichen Onmnaken überhaupt nicht und eben 

o wenig zu Lehrern in den philofophifchen Disziplinen an Univerfitäten 

für ſtatihaft erachten könne.’ 

Graf Botho zu Stolberg: 3% will mich gegen lung des 
Antrages, wie er hier fleht, erklären. Als Lehrer für Gymnaſien und an- 
dere Schulen feinen mir Die Tuben im Allgemeinen nicht ganz geeignet. 
Ich habe nichts dawider, daß fie fich zu Lehrern in der Mathematik, Phyſik 
und was bergleichen ift, namentlih aber auch als Lehrer von neuen 
Sprachen und im Zeichnen Unterricht qualifiziren mögen; ob fie aber als 
Religionslehrer fungiren Fönnten, wenn fie im Allgemeinen als Lehrer an- 
erlannt find, dem muß 4 widerſprechen. ch glaube auch nicht einmal, 
daß fie überhaupt ale Lehrer angenommen werben können, weil wir im 
Wefentlihen auf dem Standpunkte der chriftlihen Jugenderziehung flehen 
und dann dem Juden Gelegenheit gegeben würde, ganz der chriſtlichen Ge⸗ 
innung entgegen zu wirken, und dagegen muß ih mid auf das ent- 
hiebenfte aus reden. 

Fürft Wied: Ich möchte darauf aufmerffam machen, daß hier in dem 
Gefegvorfählage, den die Abtheilung angenommen hat, der Vorſchlag ge- 
macht worden ıft, eigene jüdiſche Schulen mit jübifhen Lehrern zu er- 
richten, wenn die Juden es wünfchen und fich ein Bedürfniß dafür ergiebt, 
Dem trete ich vollfommen bei, nur muß ich auf einen Umftand noch auf. 
merffam machen, der mir nicht erörtert zu fein feheint. Wird den Tuben 
überlaffen, fih die Lehrer felbft zu wählen, wird aber dabei nicht berüds 
ichtigt, ob fie irgend eine Bildung genoffen, eine Prüfung beftanden 

aben? Denn wenn man fih, fo wie für die Erziehung chriſtlicher Kinber, 
är Juden intereffirte, fo müßte doch eine räfıng ber Lehrer vorangehen. 
Dies Liegt im ntereffe der allgemeinen Erziehung. Ich möchte, baber an 
das Minifterium des Kultus die Frage ftellen, ob darüber Beflimmungen 
vorliegen, in welcher Art die Prüfung jüdiſcher Lehrer erfolgen foll, und 
wann fie für anftellungsfähig erklärt werben. Es ift dies ein Bedenken, 
welches mir felbft vorgekommen. 

‚Referent Graf Itzenplitz: An fih ift ber Para rap ſtern zur 
Diskuſſion gekommen und angenommen worden, und ich glaube voraus⸗ 
ſetzen zu dürfen, daß, ſo wie es meines Wiſſens in Poſen Ta n gefchieht 
wenn der Staat die Anlage einer jüdiſchen Elementarſchule befätigt, auch 
die Elementarlehrer in Bezug anf das Schulfach fich prüfen Iaflen, wie 
andere Lehrer. Ich bitte den Den Miniiter, das Bemerkte zu beftätigen. 

Miniſter Eihhorn: Ich kann dies nur Beftätigen. In Beziehung 
auf Die jüpifchen etigionelehrer fordert auch der Staat, daß fie wenig- 
ſtens die allgemeine Dnalification haben, wie fie überbanpt von Ele- 
mentarlehrern verlangt wird. In Beziehung auf die Fähigkeit, jüdifchen 
Religiond- Unterricht zu geben, fo iſt dig. Punkt in ver ie en Be⸗ 
rat in Erwägung gesogen worben. Er verehrliche Abtheilung 
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den Antrag gemacht, daß die Prüfung jüdiſcher Elementarlehrer, infofern 
fie Reli ondelinterei t geben follen, der im Geſetz⸗Entwurf vorgeichlage- 
nen jüdffihen Kommiſſion zur Erledigung der über innere Kultus » Ber» 
hältniffe entſtehenden Konflikte aufgetragen werben möchte. 

Fürft Wied: Mein Wunfch ging dahin, zu erfahren, da doch jüdiſche 
Lehrer in Elementarſchulen angeftellt werben follen und fie nicht in den 
Seminarien, welche der Staat zur Bildung von Lehrern beſtimmt hat, ge- 
bifdet werden fönnen, ob eine Prüfung vorangegangen ift, wenn fie * 
anſtellungsfähig erklärt worden. 

Miniſter Eichhorn: Die jüdiſchen Lehrer, die bei jüdiſchen 
Schulen angeſtellt werden, müſſen zur Zeit ihre Bildung auf einem an, 
deren Wege als auf den Seminarien gewinnen. Die chriftlichen Schul⸗ 
lehrer - Seminarten in unferem Baterlande find befanntlich fein altes In⸗ 
fitut, fie eriftiren meift erſt feit 20 bis 30 Jahren; es gieht daher auch 
noch viele Lehrer an chriftlichen Elementar » Schulen, die nicht in Se- 
minarien gebildet find. Es iſt von ben De neuerlich das Bedürfniß 
einer befonderen Seminar - Einrichtung auch für fie in Anregung gebracht 
worden. Eine folhe Einrichtung wird feine Echwierigfeit haben, wenn 
bie Anlegung öffentlicher jüdiſcher Echulen größere Ausdehnung ge⸗ 
winnen lt, als jest; man wird dann wohl darauf Bedacht nehmen, die 
Anlegung eines Eeminars zur Bildung jüdifcher Lehrer von Staats we⸗ 
gen zu autorifiren. Bon der andern Ceite hegt man aber den Wunſch, 
daß die Juden nicht zur Anlegung befonderer jüdiſcher Schulen gedrängt, 
dag fie vielmehr auch ferner die chriftlihen Echulen befuhen möchten. 
Sp Tange dies vorzugsweife von ihnen gefchieht, erfcheint ein Bedürfniß 
der Bildung jüdifcher Lehrer durch Seminare wenigftens nicht dringend. 

Zürft Boguslaw Radziwill: Wenn ich mich ſchon bei den Univer- 
fitäten gegen Die Zulaffung von Juden zu Lehrftühlen erklärt habe, fo 
muß ich dies hei den Schulen auf das entfchiedenfte thun. Bei der Uni- 
verfität ift die Gefahr nicht fo groß, denn es kommen junge Männer bin, 
deren Charakter bereits eine gewiſſe Zeftigfeit erlangt hat, und die fchon 
mehr oder minder entfchiedene Meinungen in verfchievenen Richtungen 

en. Das iit bei den Schulen nicht der gell Auf die Gymnafien und 
rogymnafien fommen junge Leute, deren Charakter erſt der Bildung be- 
darf und fo weich ift, HL die geringften Eindrüde darauf für das ganze 
Leben eine entſchiedene Richtung geben können. Bei der Beſetzung ber 
een fommt es nicht immer auf die einzelnen Fächer an, fondern 
anf die Daupt-Richtung, nicht allein den Geift der jungen Leute, fondern 
auch ihren Charakter zu bilden, und ba üben v diebene ächer auf die 
Bildung des Charakters den entfchiedenften Einfluß aus. Diefer Einfluß 
auf Charakter und Bildung geht bei allen Gymnafien und en 
von chriſtlicher Grundlage aus und diefe Grundlage muß beftehen bleiben, 
es iſt ein chriſtlicher Boden, eine chriſtliche Grundlage, auf der alle Dis- 
ziplinen emporwachſen. Wie kann man nun von einem Juden verlangen, 
daß er fih auf chriſtlichen Boden ftellet Das jüdifche Princip Tengnet 
erade das, was den Kern bes nungen Chriftentbums ausmacht, und man 
ann daher von einem folden Manne, der dem chriftlihen Prinzipe auf 
das feindfeligfte entgegenfteht, nicht verlangen, daß er fich auf chriſtlichen 
Boden ftelle. Das bitte ich mir zuog.oerft zu beweifen, wie man ver- 
langen könne, daß ein Jude von chriſtlichem Boden aus auf hriftliche 
Kinder einwirken fol. r' 

Dom »Kapitular von Brandt: Ich flimme ganz für den Vorſchlag 
der Abtheilung, um fo mehr, sis ich gerade aus Seren weiß, daß es 
vohl möglich iſt, DaB ein jünger Lehrer auch bei chriſtlichen Kındern ein 

ter unb moraliſcher Lehrers fein kaun. Ans meinem eigenen Wahrneh⸗ 
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‚men weiß ich dies und fühle mich daher veranlaft, es bier zur allgemel- 
nen Kenntniß jr bringen. 

‚Graf zu Dobna-Laud: Ih muß bier dem Antrage der Minoris 
tät beitreten. Auch ich glaube, das Prinzip der Otigen Sügendergiefung 
gefatte nicht, Daß bei Gymnafien jüdifche Lehrer angeftellt werden können. 
Es könnte al® zuverläffig erſcheinen, daß in den höheren Klaſſen der Gym⸗ 
nafien für den mathematifchen und phyfitalifhen Unterricht Inbifige Lehrer 
eintreten dürften; nur ım Allgemeinen glaube ich doch nicht, Daß man 
mit Nüdfiht auf die Sriflie Kindererziehung dieſes Peingip aner⸗ 
kennen könne, da beſonders in den unteren Klaſſen der Gymnaſien die 
Kinder oft don fehr zartem Alter find. Diefe würde man durch die Zu. 
laſſung jüdifcher Lehrer möglicher Weife in religiöfer Beziehung einer 
gan entgegen efegten Reitung, als fie im elterlichen Haufe empfangen, 
ausjeßen. 5 bier ſchließe ich [ir dem Antrage der Minorität ber 
theilung an und flimme dafür, daß Lehrerftellen an den Gymnaſien bem 
Juden nicht ertheilt werden mögen. 

Domprobfi von Krofigk: Ich möchte mir eine ehrerbietige Frage 
an den Herrn Regierungs-Rommiffar erlauben, die für dieſe Ente ung 
von Einfluß if. Auf den Opmnafien haben rüdfichtlich der Wahl und 
Beichäftigung der Lehrer die Syfteme gewechfelt; man hat Das fogenanute 
Klaffen- Syftem und dann wieder das Fach» Syflem verfolgt. Dit dem 
Klaflen-S würde die Anftelung von Juden als Lehrer, fei es für 
welche Klaſſe es wolle, ſchon an fich nicht vereinbar fein, weil nach dieſem 

ſtem ein Lehrer (der Klafien- Ordinarius) in feiner Klaſſe den Unter- 
richt wenigftens in den Hauptfächern ertheilt. 

Staats -Minifter Dr. Eihhorn: Es ift allerdings richtig, daß ge- 
enwärtig ‚auf unferen Oymnaſien das Rlaffen- Syfem befteht eder 
Tafle ift ein fogenannter Ordinarius vorgefegt, und die Lehrer, die nicht 

Ordinarien find, adanciren in der Regel zu biefen Steffen. Alle Lehrer, 
auch diejenigen, die nicht Ordinarien find, bilden an jedem Gymna- 
fium eine Art Roflegium, die Lehrer-Konferenz, wo gemeinfame Ange- 
legenbeiten bes — iums, beſonders was 46 auf Disziplin bezieht, 
berat und Beſchlüſſe darüber gefaßt werden. Das tft allerdings 
ein Daupt- Gefichtspuntt gewefen, weshalb auch das Unterrichts - Mint: 
fterium es für unzuläffig gefunden hat, andere als chriftliche Lehrer bei 
einem Gymnaſium anzujtellen oder deren Anftellung zu „genehmigen. 

gürft zu Lynar: ch werde mir nur einige Worte erlauben in 
Erwiederung auf eine Bemerkung bes fehr geehrten Mitgliedes ans 


ofen. 
Ich kann mich nicht überzeugen, daß das Judenthum zu dem Chriften- 
thume in einem fo viametralen WBiderfpruche ftehe, als borandgejeit wird, 
Die jüdifche Religion hat — auch nach unferem Glauben — ebenfalls 
den Urfprung göttliher Einfegung; fie iſt die Unterlage, worauf der 
—5* Bau des Chriſtenthums gegründet wurde: unfer Heiland fagt 
e fei nicht gefommen, um das Geſetz aufznlöfen, fondern um e6 
zu erfüllen. 

‚ Das Judenthum enthält Verbeißungen, und jede Verheißung iſt ber 
Keim, iſt der Anfang einer Erfüllung, die Erfüllung der altteflamentari- 
fhen Verheißungen 4 aber die Erlsſung in der Liebe und Durch die 
Liebe, deren Anfänge mit ihren rien Aeußerungen bereits in den Ges 
boten Tagen. Der Chriſtianismus iſt daher von dem Judaismus nicht 
qualitio, fondern nur quantitativ verſchieden. 

Ich mache ferner darauf aufmerkſam, daß das alte Teſtament mit ſei⸗ 
nen ehrwürdigen Büchern und Gefängen auch bei und als heilige Schrift 
gilt in der wir uns erbauen, und aus welcher (in der Lehre von den 

ehoten) unfere Jugend noch heute die exſte Belehrung ſchöpft. Es 
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kommt mix nicht in ben Sinn, daß Jäbipe Lehrer auch Disziplinen vor⸗ 
tragen follen, welche mit dem chriſtlichen Unterrihte im Zujammenhange 
fieben, wenn auch auf das entferntefte; allein ich glaube, wir würben zu 
weit geben, wenn wir im Ullgemeinen ben FR ausſprächen, daß 
ein Jude nicht Lehrer fein könne, ba es viele aeiffen] aften ibt, in wel- 
chen er nüglich wirken fann, ohne dem chriftlichen Lehrbegriffe irgendwie 
zu nape zu treten. 
eferent Graf von Spenplit: Die Anfihten, die jetzt geltend ge- 
macht worden find, find auch bei der Abtheilung zur Erwägung gefom- 
men und haben ‚eben Hr geführt, die Juden von dem Amte eines Di- 
rektors einer ſolchen höheren Schule auszufhließen: Die Antpeilung it 
aber von der Anficht ausgegangen, daß das erziehende Element bei jedem 
jüdischen Lehrer doch wohl nicht fo eminent hervortritt, und hat geglaubt, 
ß manche Disziplinen, wie z. B. die Mathematik und dergieichen, wohl 
eben fo gut von Juden wie von Ehriften gelehrt werden könnten. 
möchte die gechrten Herren an ihre Jugendzeit erinnern, ob wohl bie de 
zer der Gymnaſien, welche fie befucht Daben, Alle auf Sie eine wirkliche 
Erziehung ausgeübt haben; ich glaube, daß das wohl nur von ben Di- 
reftoren zu jagen Fig Be ein jeder Lehrer, der irgend eine Doktrin vor- 
trägt, deshalb auch Erzieher aller Gymnafiaften würde, ſcheint mir doch 
{ef u viel behauptet. Außerdem ift aber die Abtheilung auch von ber 
nficpt geleitet worden, daß vüdfichtlich der Lehr- und Schul-Aemter den 
Juden durch das Edikt von 1812 Zufagen „gemasht ind, Die durch Die Bun- 
des⸗Akte beftätigt find, deren Ausführung aber auf Schwierigfeiten geftoßen 
ift und anderweite Anordnungen nothwendig gemacht hat. Auch die Zei- 
ten haben 1 feitvem wieder geändert, namentlich find die Borur- 
theife, die früher noch unter den Ehriften weit verbreitet waren, theil- 
weile verfihwunden, die Abtheilung bat daher geglaubt, in ihren Anträ- 
en fo weit geben zu müflen, als es irgend der Zuſtand ber jebigen 
eilt geftatten möchte. Deshalb ift fie anf den Antrag gekommen, die 
en Fr Lehrer. anftellungsfähig zu erklären, als Direftoren aber aus- 
aufchließen. u 

Fürſt Boguslaw Radziwill: Ich verzichte auf das Wort. Ich 
müßte mid tu in tbeologifhe Erörterungen einlaflen, und das würde 
ung zu weit führen. 

Graf von Kielmannsegge: ch wollte nur wenige Worte bem 
durcdlauchtigften Nebner zu ermiedern mir erlauben, der, wenn ich ihn 
recht verftanden hate, et bat, er könne den Unterſchied des Chriften- 
thums von dem ubenteume nicht für fo bedeutend erfennen. Ich glaube, 
daß diefe Aeußerung nur ml einem Mißverfländniffe berufen kann. Der 
große Unterfchied befteht wohl eben darin, daß wir die Erfcheinung Chriſti 
auf Erben anerkennen und als Bafis und Grundlage unjeres Dantelne 
betrachten, während das tr die Erſcheinung Chrifti als eines von 
Gott Geſandten verleuguet. Alto dünkt mid, daß der Unterfchied, ohne des. 
halb dem einen oder dem andern Theile zu nahe zu treten, ein fo bedeuten⸗ 
der, fo tief in unfer ganzes Weſen eingreifender ift, daß ich es wohl in einer 
chriſtlichen Stände -Verfammlung nicht unerwähnt laffen parfı, daß jene 
Aeußerung wohl nur auf ejnem zufälligen Mißverſtändniſſe beruft; denn 
ih glaube, wir müſſen es als ein fefles Prinzip erhalten, daß wir den 
Unterſchied des Chriſtenthums und Judenthumé als etwas Unumftößliches 
ei eRbefepenbes gelten laſſen, und worüber wir feinen Augenblid in 

weifel find. + 

Marfhall: Ich glaube, daß biefe gelegentlich herbeigeführte Die- 
kuſſion über perſönliche ——2* en als jetzt geſchloſſen angeſehen werden 
kann. Fürſt zu Lynar hat bag ort. 

Fürſt W. Radzimill:, Auch ich möchte mir erlauben, noch um das 
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— — kr: E 
er au 
ver er F we fragt fih, welche Bemerkungen über den Gegeuſtand 


noch 
—* X "is würbe mir Die Frage erlauben A weiche Disziplinen 
es noch —*— könnte, die von jüdiſchen Lehrern an Gymnaſien n vorgetra⸗ 
gen werden können, anfer denen, auf die man fie jo bei den Univerfitä- 
ten verwielen hat, und die auf den nieberen S um fo viel unbaden⸗ 
tenber find. Was die Sprachen betrifft, fo kaun hier das Ziel nım ein 
grammatilalifches fein. Dan wird bei einem Quarianer nicht eben ane- 
drüdlich auf den Geiſt eines Schriftftellers eingehen, fondern ihm nur bie 
Regeln der Sprache, etwa die anomalen Berben u. dal., einprägen, und 
was bie Matbematit betrift fo wird es ſich Ihr Bei von ei —* —A 
dieſe vorgetragen werben kann, ohne irgenbwelkhe 
um zu nehmen. Wenn geinst wird, daß —* er 38 ent von 
sichtigfeit wäre, fo iſt eben bei einem naben ‚sn ächlich von Wicht 
eit, daß man ihn auf das ſittliche Prinzip zurü eife, ‚ denn bie zeligiö 
Erziehung, Mg Fl fie nicht in der Kamilie und in ber Orfigterigtung 
begründet wird, an,, vecht bedeutend zu werben, wenn 


Knabe on —E ‚ ein junger Maun und urtheilsfähig ge⸗ 


wo 
ürſt Wilhelm von Radziwill: Ih erlaube mir in ber Kürze 

noch u bie Auföı y entwieln, auf vn n ih, allein in der Mi⸗ 
norttät befinplich, geg i zula —X der Juden hrämtern an Gym⸗ 
naſien mi ansgefprod Bee füge mid of diefelben Gründe, bie 
sh in Bezug au — täten näher entwidelt habe und auf bie wei- 
tee einzugehen i In Bezug auf das, was Here R 
angeführt bat, babe er er eonbere und die Mai orität der Abt 
durch babe leiten laſſen, die Tuben als Lehrer nafien —ã 
weil ihnen dies durch das ef von 1812 — **— n worden fei, fo 

be ich barauf zu erwiedern, daß feit Dem bes Jahres 1812 we⸗ 
jentliche Aenderungen in das preußiſche Staats eingeführt werben find, 
ich brauche nur auf bie Erwerbung in Folge des wiener Koͤngreſſes, auf 
Pi mit den neuen Tandestheilen übernommenen Derpflihtungen "a es 

Ich ſtimme alfo entichieden gegen die Zulaffung ber Juden 

dern an —— und hebe —** hervor, daß ich babe 
worden bin Gymnafien nicht das Wiſſenſchaftliche Die 
Richtung der — iſt, die gelehrt eben ſondern daß eben ah 
das erziehende Prinzip mit die Hauptfache ift. Denn betrachten wir, einen 
wie großen Theil des Tages, in welcher vielleicht übermäßigen Proportion 
unfere Jugend ihre Zeit auf dem Gymnaſium yabringt, o faun id 
ugeben, daß das älterliche allein in zeidge d w ve, u öfe Orumd- 
Bier audzubilden, wenn wicht eben au mmtlihen Lehrfächern bie 
ganze Einwirkung des Lehrerperfonale anf" in ——— —ã gerich⸗ 
tet iſt, daß das chriſtliche Prinzip 3 w h dee K auf⸗ 
recht erhalten unb gepflegt wer es en —8 in Abrede 


— 420 — 


„daß es gleichgültig wäre, wenn in einigen Disziplinen Juden als 
hrer zugelaſſen würden, namentlich in Bezug auf die philologiſchen Die- 
iplimen, die ale Dumaniora einen fo großen Theil des Unterrichts auf 
Sonn , ja fogar den bauptfädhlichiten, ausmachen. | 
Site nehmen auf den Gymnafien die allerwichtigfte Bedeutung in An- 
2 Es hanvelt ſich nämlich um die Entwidelung des Geiltes, der 
mbildungsfraft, fie find eine lebende Logit. Den Einfluß, den nie 
Einwirfung anf das Gemüth, den Berftand der Jugend ausüben muß, 
Peg ich nicht mit Bertrauen in den Händen von jüdifchen Lehrern 
eßen. 
Das ift ber allgemeine Gefichtspunft; ich komme auf den hefonderen 
zurüd, Ich glaube, daß das Chriftentfum das Fundament für die Gym⸗ 
naftal-Bildung ift. An diefer Beziehung find die Oymnafien größtentheils 
fonfeffionelle Gymnaſien. Ich muß der Anficht des Referate von meiner 
Stellung aus entgegentreten. Ich glaube nicht, daß die Gymnaſien feinen 
. beftimmten Lonfefjtonellen Charakter haben follen. In diefer Beziehung 
werde sch mir die Erlaubniß nehmen, an ben Herrn Rultus-Minifter die 
Frage zu fielen, ob ich in dem, was ıch über die fonfeffionelle Behandlung 
der Gymnaſien gefagt habe, mich in Widerfpruch mit feinen Anfichten, mit 
denen des Staats befinde. 

Rultus-Minifter: Auf diefe Trage babe ich Folgendes zu äußern. 
Ich thue es, nicht um von der jegigen Zeit blos zu reden, welche Behand- 
lung der Gymnaſien eiwa in diefer erft eingetreten if. Denn was die 
Behandlung der Gymnaſien in diefer Hinſicht betrifft, fo ift fie nie eine 
andere geweſen, ald jetzt. Was sch mittheile, faßt die ganze Zeit zufam- 
men, feit ein preußifches Unterrichtsweien beſteht. 

Die Gymnafien, die wir haben, find meiftens Stiftungen aus einer 
‚älteren Zeit ber. Wenige find erft in neuerer Zeit gegründet worden. 
Diejenigen Gymnaſien, die auf alten Stiftungen beruhen, haben wefent- 
lich den Charakter behalten, den fie ftiftungsmapig haben follen. Im All⸗ 
gemeinen war biefer Charakter ein durchaus chriſtliche. Manche Gyn- 
naften, die Fi fpeziellen urfundlihen Stiftungen beruhen, haben viefen 
Charakter buchſtäblich vorgefehrieben erhalten. Andere Gymnaſien, beren 
riftliher Charakter nicht ausdrücklich durch die Stiftungsurfunde vorge. 
fhrieben war, traten doc unter Borausfegung veffelben, wie bie Zeit und 
der Ort der Gründung fie natürlih machten, ins Leben. Bei Gymnaſien, 
‚bie gegründet worden find in einem rein Fatholifehen Lande, ift die Nor- 
aus sung ewefen, und faktifch iſt es auß I gehalten worden, daß ka⸗ 
iholifche Lehrer dabei angeftellt wurden. o ein Gymnafium gegründet 
‚worden tft ın einer evangelifchen Bevölkerung, da hat man auch, entweder 
in Erfüllung ftiftungsmaßiger Vorſchrift, oder den Vorausfegungen zur 
Zeit der Gründung fich anſchließend, darauf Bedacht genommen, dem Gym- 
nafium den Tharalter der evangelifchen Konfeffion zu geben. Diefes Ver⸗ 
jältniß bat ſich faktiſch weſentlich fortgefegt. In der Regel haben ſich bei 
atholiſchen Gymnaſien Feine evangeliihen und umgekehrt bei a een 
Gymnaſien keine een Lehrer gemeldet. Die die Aufficht führende 
Unterrichte-Behörbe Hatte ſtets auf die Stimmung der Aeltern, deren Kin⸗ 
ber die Gymnaſien befuchen, Rüdficht genommen. Wenn früher katholi⸗ 
{de Gymnaſien ausſchließend von Katheliten und evangelifche in gleicher 
Weiſe von evangelifhen Konfeſſions⸗Verwandten befucht wurden, fo, hat 
w Dies in neuerer Zeit vielfach geändert. Wo ausichließlih in einem 

‚rt bie „enölferung katholiſch oder evangelifch ift, da hat Die Frage we» 
nig Bedeutung: Eoll in dem Zuſtande ber Oymnafien eine Aenderung ein- 
treten? Ohne ein Bebürfnig Lat man natürlid) unterlaffen, ex oflicio eine 
Aenderung einzuleiten. An anderen Orten haben fich katholiſche und evan- 
geliſche Gymnaſien neben eincänder gebildet und zwar in der Art, daB wohl 
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der Direktor, aber nicht gerade die übrigen Lehrer, ansfchliefiend ber einen 
Konfeſſion angehören. Ueberall beftand völlig Freiheit, welches Gymna⸗ 
fium man beiuchen wollte. 

Wenn ih alſo Alles zufammenfafle, jo fest die Sache fo: Wo ftife 
tungsgemäß ein Gymnaſium einen beftimmten Charakter haben ſoll, ift die» 
fer Charakter feftgehalten worden, weil man fich Feine willkürliche Abände- 
rung des Willend des Stifters erlauben F duͤrfen glaubte. In neuerer 
Zeit hat man überall, wo ein freundliches erpältnib einer gemifchten Be⸗ 
völferung fi fund gab, dieſes Verbältnig eben fo beachtet, um, ohne ge- 
zwungene Feſthaltung eines Unterfchiedes der Konfeffionen, katholiſche Leh⸗ 
rer bei evangelifchen, wie evangeliſche Lehrer bei katholiſchen Gymnaſien 
anzuftellen, als man vermieden hat, durch ein voreiliges el ins 
greifen das freundliche Verhältniß zu flören. Der hriftlihe Charakter 
der Oymnafien überhaupt ift aber fortwährend bis auf die neuefte Zeit 
feftgehalten. Hat man unter den chriftlichen Gymnafien die konfeſſionelle 
Richtung durch pofitive Eingriffe nicht geftört, fo hat man von der an- 
deren Seite, wo eine Geneigtheit fich zeigte, von der Tonfeffionelleun Son⸗ 
derung —A dieſe Richtung ſteis begünſtigt, ſtatt zu hemmen. 

— ilhelm Radziwill: I5 fann dem Herrn Miniſter des 
Kultus für feine Erflärung nur meinen beften Dank ausfprechen. Ich will 
mich nicht einlaffen auf die Gründe, die im einzelnen Lokal⸗Intereſſe die 
Errichtung von paritätifchen Gymnaſien befürwortet haben. Der Herr 
Minifter dat fundgegeben, daß es die entfchiedene Abficht des Staates ıft, 
den bisherigen Charakter der Gymnaſien, überall, wo wohlerworbene Rechte 
der anerfannten Kirchen beftehen, auf das ſtrengſte fefguhalten. Nach ver 
Riptung, die von dem Herrn Minifter anerfannt worden ift, iſt die Zus 
laſſung der Juden auf fatholifchen Oymnaſien gar nicht möglih. ch muß 
hier auf etwas zurüdtommen, was ich mir bei meinem Votum über bie 

niverfitäten zu berühren erlaubt habe. Es bezieht fih auf die bifhöfliche 
Behörde, die ın Beziehung auf die Fatholifhen Gymnaſien ihre Rechte gl 
tend machen würde, wenn man Juden daſelbſt anftellen follte. Die Bis 
fhöfe würden denjenigen Theil der Jugend, welcher fih dem Priefteritande 
auf diefen Gymnaſien vorbilvet, veranlaffen, ſich jedenfalls zurückzuziehen, 
and ſich anf einen Standpunkt ftellen, auf pen fie ſich zu ftellen Lisher 
nicht im Falle gewefen find. Ihr Augenmerk wird fih dann auf Organi⸗ 
firung von befonderen Anflalten zu vorgenanntem Zwede richten müſſen, 
fie würben volles Recht haben, die Errihtung fogenannter petits semi- 
naires zu forbern, eine gorberung, die fie bei der Achtung, die bis jetzt 
der Staat für die Rechte der Fatholifhen Gymnaſien bethätigt, zu ſtellen 
nicht nöthig gehabt, da fie denſelben Zweck durch die mit diefen Gymnafien 
in Berbindung gebrachten Alumnate und Konvikte haben —5 können. 

Ich über ae meinen geehrten Kollegen, bie ber evangeliſchen Kirche 
angehören, diejenigen Orundfäge zu vertreten, die fie in Beziehung auf 
die Gymnaſial⸗Erziehung der Jugend und in Beziehung auf die Zulaffung 
ber Tuben zum Lehramte in derfeiben anzuführen für gut finden werden. 
Ich Habe die Ueberzeugung, daß fehr viele unter ihnen auch vüdfichtlich 
der evangelifhen Gymnaſien fih mit den von mir entwidelten Grund⸗ 
ſätzen einverftanden erflären und ihnen diefelben Rechte vindiziren werben. 

Domherr von Rabenau: Wir haben in unferem Baterlande Oym⸗ 
‚naften, wo bie Lehrer nicht bios Lehrer, fondern auch Erzieher, z. B. bie 
Landesihule Pforte, in der ich meine Schulzeit verfebt habe. Aus biefer 
Zeit iſt mir erinnerlih, daß faft jeder Schüler fih aus ber Zahl der Teh- 
rer ein Muſterbild jeranei hite, dem er in geber zehn ähnlich 
zu werben ſtrebte. enn nun dieſe Mufterbifber Juden fein follten, fo 
rag na nicht, daß dies einen wohlthätigen Einfluß auf die Schüler 

wird. 


. 
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Herzog von Ratibor: Im Wefentlichen flimme ich der Auſicht des 
—58— Witglicbes mir gegenüber dahin bei, Ai die Faſſung des Bor- 
chlages der Abtheilung wohl etwas zu allgemein genommen ifl, wenn 
darin gefagt ıfl, daß überhaupt die Juden als Lehrer bei Gymnaſien, Pro- 

naſien, höheren Bürgerfchulen und Gewerbefchulen zugelaffen werden 
fein. Daher würde ich vorichlagen, bie Bleu des —28 der Ab⸗ 
— dahin zu ändern, daß nur die Fächer auf Gymnaſien von Ju⸗ 
ben gelehrt werben könnten, in Beziehung auf die wir vorhin beſchloſſen 
haben, daß bei Univerfitäten Juden zugelaffen werben foflen. Ich Kann 
mich wicht überzeugen, daß ein Lehrer die Mathematif z. B. aus einem 
anderen als eben aus bem rein —— tandpunkte auffaſſen und 
feinen Schülern vortragen lann. Ich wünſche, die judiſchen Lehrer auch 
nicht zu den Schulen zuzulaſſen, welche beſonders als Erziehungs⸗Anſtal⸗ 
ten gegründet find, und von denen mein geehrter Kollege zur Linlen eben 
Beleehen bat, ſondern ich rede blos von Gymnaſien, wie fie in Städten 
ertehen. Dort können dieſe Lehrer nur vom rein wiſſenſch A Stand⸗ 
punkte aus auf die Schüler einwirken und feinen anderen Einfluß auf fe 
ausüben; darum wäre ich dafür, daß man die Faſſung etwas reftringixte 
und beftimmt ausfpräche, welche Kächer die Juden auf Gyumafien ıc. Ieh- 
ven können, und wenn dies Hal fo kann ich wicht einfehen, wie irgenb 
een Nachtheil daraus entftehen ſo 
—Fürſt Lychnowski: Ich kann mich nur mit allem dem, wad mein 
verehrter fürftlicher Kollege aus Poſen geiprochen hat, vollkommen einver- 

ertlären und bitte Die hohe Kurte, das, was von der Abtheilung 
jer ad a. vorgeichlagen iſt, vollftändig zu verwerfen. Ich finde auch das 
orgeſchlagene nicht logiſch. Am Schluffe fleht: „fie dagegen vom Amte 
eines Direktors folder Anftalten, wegen der mit biefem verbundenen 
erheblicheren Strafgewalt über —78— Schüler, auszuſchließen.“ Warum 
deun nur wegen diefert Es iſt vorhin mit ſehr viel Geſchick von dem 
m Rultus- Minifter entwidelt worden, daß nicht nur die Strafgewalt 
bie Schüler der erhebliche Punkt ift, fondern die ganze Stellang ber 
Lehrer zu inren Direktoren. Die Direktoren aber nehmen in den Gym- 
naſien diefelbe Stellung ein, wie die Defane bei den Univerfitäten. Es 
Handelt ſich alfo nicht fowohl um bie Damit verbundene erhebliche Straf. 
gewalt über die chriſtlichen Schüler, fondern von der ganzen Stellung ber 
übrigen chriſtlichen Brofefforen, die einem jüdischen Direktor gegenüber 
unbaltbar wäre. — Aber nicht nur, was die Direltoren anbetrifft, ſondern 
auch die Zulafiung der jünifchen Drofefloren auf unferen Gymnafien 
8 ür unmöglich. Ich ſehe nicht ein, wie man nur daran denken Tann, 
j ige Kehren bei chriſtlichen Gymnaſien anzuftellen; ihrer Zulaflung zu 
einze Lehrſtühlen unſerer Ho Pal habe ıch mich nicht winerjegt. — 
Ein Gymnaſium aber befindet ſich viel mehr in dem ãA e einer 
Erziehungs - — was bei den Univerſitäten mit ber Hall iſt. Was 
namentlich die teflung der katholiſchen Gymnaſien dene fr es ga 
umnuläffig, daß je ein atholsfcher Schüler, der ſich dem theolo hen 
fpäter widmen will, auf einem Oymnafien, wo ein wu ehrer Vor⸗ 
träge hält, dazu vorbereitet werde. Auch glaube 3 „iſt dies nicht bios 
in Patholifchen, fondern auch in evangeliihen Gymnaſium unzuläffig, da 
jübifehe Lehrer wohl fehwerlich geeignet fein dürften, Kandidaten evange- 
| — Theologie heranzubilden. Ich bitte daher dieſe Beſtimmung zu 
eu. 

Referent: ch erfenne das, was ber Herr Herzog von Ratibor 
prochen hat, meinerfeits. als eine Verbefferung des Antrags ber Ahihei- 
ng an und glaube, daß es nur im Sinne ber Mehrheit ver Abtheilu 
liegen Tann, bie Anftelun „Fähigkeit ver Suben ber den Gymnaſien aut 
ieienigen Disziplinen An beſchraͤnken, weiche bereits bei den Univerfitä- 
ten von der hohen Kurie (angenommen wurden. Sch habe dies blos darum 


⸗ 


m ww  —-. 


wicht rüber hervorgehoben, weil ich eben mit dem gefperst gebrudten 
— „anſtellungsfähig“ daſſelbe angedeutet zu haben glaubte. Es 
wird ja überhaupt durch den Antrag der Abtheilung nicht das Recht zur 
Anftellung gegeben, fondern nur die Fähigkeit, und es wird alſo derjenige, 
welcher die Lehrer anftelit, auch eventualiter bei folden Gymnaſien, wie 
3. 8. von Schulpforte, wo nad der, befonderen Verfaſſung der Gymnaften 
überhaupt eine ſolche Anftellung wicht räthlich erfcheint, fie nicht vorneh⸗ 
men. Wie gefagt, ich erfenne das, was der Herzog von Ratibor fagte, 
als seine Verbefferung an und würde alfo den Vorſchlag der Abtheilung 
meinerfeits dahin ändern, die Juden abweichend vom Geſetz⸗Entwurfe als 
Lehrer bei Gymnaſien, Progpmnafien, höheren Dürgerf ulen und Ge⸗ 
werbefchulen in den Disziplinen — nun kommt baffelbe, was ber Herr 
ürft von Radziwill für die Univerfitäten vorgefchlagen hat — für anflel- 
ungsfähig zu erklären. u 
erzog von Ratibor: Ach erlaube mir zu bemerfen, daß natürlich 
nur die Rede fein kann von den Disziplinen, welche auf Gymnaſien ge- 
lehrt werben. 
Referent: Das Wort „mediziniſche“ würde wegfallen, und es 
würde alfo nur beißen: in den mathematifchen, naturwillenfchaftlichen und 


gie iſt ein neuer und daher vor allen Dingen erforberlih, zu eninehmen, 
0) 


bat fie gefunden. 

 . Braf Botho zu Stolberg: Ich werbe mich nach meiner früheren 
Erklärung dem Vorſchlage des Derzogs von Ratibor anfchließen, aber W. 
muß dabei doch noch einige Beichränlungen mir erlauben, namentlich, da 
ein folcher Lehrer nicht als Drdinarius angeflellt werden kann, eben fo auch, 
daß ber Ausdruck für philologiſche Disziplinen zu befchränten fein möchte 
auf neuere Sprachen, denn die Hauptdisziplinen des Unterrichts befiehen ia 
zum großen Theile in ben alten Sprachen, alfo können bie alten Sprachen 
wur mit dem Drbinarius zufammentreffen. 

Herzog von Ratibor: Ich ſtimme dem, was eben ber geehrte 
Redner von mir gefagt hat, vollkommen bei, daß ein me Lehrer ale 
Drbinarius nicht angeftellt werben könne, und da —2 der ina⸗ 
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vor Die PO Binculiene: un Aeumer Miefle Ichrt, fo würde ein jüdiſcher Leh⸗ 
(9b yafr ir er muzame Sercchen zuzulaſſen fein: wenngleich ich micht 
me man. ur 2 B. Doib's Metamorpboien aus chrifilichein 
yrozeenagen werden {ollen. 
ar E zu Stolberg⸗Wernigerode: Ich kann nie de Mei: 
Tu 


ee 
‚ Pie dafür geftimmt baben, daß unter er 
es 





Re. 
Darin Sprachen nähme und dann mit bem jüdiſchen Dialefte nach Frank. 
ab Da stan fame, wo er felbft für einen Juden gehalten — 

Karl Boguslaus von Radziwill: Es wurde geſagt, daß der 
Doid nicht aus dem chriſtlichen Standpunkte vorgetragen werden könnte. 
Das iſt gewiß: aber aus dem antichriſtlichen Standpunkte könnte Vieles 
darüber geſagt werden. Dann muß ich jedoch darauf etwas erwiedern, 
wenn man fagt, daß bei vielen Tieziplinen von dem chriſtlichen Stand⸗ 
punfte gar nıcht tie Rede fei, indem der Lehrer mit der Erziehung nichts 
zu thun hätte. Ich habe aber bei einem Gymnaſium, das ich nicht nennen 
will, die traurige Erfahrung geiehen, daß Lehrer, welde die ganz vom 
chriſtlichen Etandpunfte getrennten neueren Sprachen Iehrten, jeboch eine 
entichieten antikirchliche Richtung hatten, einen fo üblen Einfluß durch ihr 
bloßes Beiſpiel auf ihre Echüler äußerten, daß dieſe Richtung und Ge⸗ 
finnung fi einem großen Zheile der Echuler dee Oymnafiums mittheilte, 
obgleih die Lehrer ın riftlichen Dieziplinen fein Wort zu fprechen hatten. 

Graf von Kielmannsegge: Ach würde mich der Anficht des frü- 
heren geehrten Redners anichließen und glaube, daß man einen Unterſchied 
deilhen ber Anftefiung jüdiſcher Lehrer in beftimmten Fächern auf ber 

niverfität und zwilchen der Anflellung derfelben auf den Echulen machen 
muß. — Die Entwidelung und Ausbildung des Knaben, in Bezug auf 
fein jugendliches Gemüth, auf der Echule ift fehr verſchieden von dem 
Standpunfte, den bereits auf der Univerfität der junge Mann eingenom- 
men hat. Bon diefem muß man erwarten, daß er die Orundfäge ın ſich 
fo feftgeftellt und entwidelt hat, daß die Fälle mir nicht ganz analog zu 
fein feinen, ob Juden als Lehrer auf Gymnaſien oder Schulen, oder ob 
fie auf der Univerfität zuzulaſſen feien. Pösfene fönnten bie Fälle aus⸗ 
genommen werben, wo jübifche Lehrer an Eiementarfchulen oder auf Gym⸗ 
nafien Unterricht in ſolchen Fächern geben, welche ſich nicht mehr, ich möchte 
fagen, auf Das Mechauiſche beichränten, Eörperlide Hebungen u. dergl. — 
Da aber wesen ein Syſtem ſchwer darin gefunden würde, wenn 
man diefes geftattete, fo würbe ich mich entſchieden dafür erflären, daß es 
befjer, wein jüdifche Lehrer weder auf Oymnafien, noch an Elementar- 
fhulen angeftelit werden, weil vie Anftellung von nichthriftlichen Lehrern 
auf das Gemüth des Knaben allzuleicht einen beffer zu vermeidenden Ein- 
druck machen könnte. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich wollte bemer- 
fen, daß die hohe Kurie in ber bisherigen Diskuffion fo viele Beweiſe 
von Toleranz gegeben hat, daß es und nicht zum Vorwurfe gereichen wird, 
wenn wir Juden als Lehrer von den Anftalten anschließen, welche zur 
Eroiehung der Jugend dienen, und ich flimme ganz der Anfıcht bei, daß 
wir fie als Gymnaſiallehrer nicht anftellen. 
- .Braf. von Sierfiorpff: Das Wilfenfchaftlihe wird auf der Uni⸗ 
verfität um ber Biffenfhak willen gelehrt, auf den Gymnaſien aber um 
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der Erziehung willen, und ich erlaube mir zu bemerken, daß doch ein großer 
Unterſchied zwiſchen Wiffenihaft und Erziehung if. 
Marfaalt, Der Vorſchlag, welcher von dem Fürften Radziwill 
auögegangen ift, und dem der Referent ſich angeſchloſſen Hat, ändert bie 
Beate: ie Frage ift, nachdem der Referent dem Borfchlage des gr en 
adziwill beigetreten ift, nicht mehr allein auf den Borfchlag der Abt 

Jung zu richten, fondern fie würde folgende Kaffung erhalten können: 
„Tritt die Berfammlung dem Antrage der Abtherlung mit der Beichrän- 
fung bei, daß die Anftellung jüdifcher Lehrer auf Gymnaſien, mit Aus- 
nahme der Etelle eines Direktors und Ordinarius, für bie mathemati« 
fhen und naturwiffenfchaftlichen Lehrfächer und für die neueren Sprachen 
zuzulafjen fer?‘ 

Darın iſt Alles enthalten. | 

Se. Königl. Dopei ber Prinz von Preußen: Wenn das nicht 
angenommen wird, jo würde wohl bie Frage zu ftellen fein, ob fie als 
Lehrer auf Gymnaſien gar nicht zuzulaſſen ſeien? | 

arfhall: Wenn diefe Frage verneint wird, ift zu einer weiteren 
Braafiellung feine Beranlaffung vorhanden. Dann würde eintreten, daß 
der Anficht der Minorität der Abtheilung. Folge gegeben wird, wonach es 
bei der Faſſung des Gefeges fein Bewenden hat. 
reichend verftanden fein: 
„Tritt die Verfammlung dem Antrage der Abtheilung mit der 
Befchränfung bei, Daß die Anftellung jüdifcher Lehrer auf Gym⸗ 
nafien, mit Ausnahme der Stelle eines Direktors und Ordinarius, 
für die mathematifchen und naturwiffenfchaftlichen Rehrfächer und 
‚ ‚für die neueren Spracden zuzulaffen fei 4 

Diejenigen, welche die Frage bejahen, würden das durch Aufftehen zu 
erlennen geben. (Es erheben fi 9 Mitglieder.) — Die Berfammlung hat 
fs dahin entichieden, daß dem Antrage nicht beizutreten ſei. &s bat alſo 
ei der Faſſung des Gefeges fein Bewenden. 

Graf York: Da würde igg mir noch eine Frage erlauben. Bis jetzt 
iſt alſo abgelehnt, daß bei den ymnafien, Progymnafien, Bürgerfchulen, 
überhaupt bei allen Schulen, wo das erziehende Moment ver hoben Kurie 
wichtig erfchienen iß jüdiſche Lehrer angeftellt werden. Ganz anders 
— es ſich mir bei den Gewerbeſchulen zu verhalten, und ich würde 
arauf antragen, daß die hohe Kurie ſich darüber ausſpräche, ob nicht jü⸗ 
diſche Lehrer bei Gewerbe-Schulen anzuſtellen ſeien. 

Referent Graf von Itzenplitz: Zur —E dieſes Punktes 
erlaube ih mir Folgendes anzuführen; Die Gewerbeſchulen find feine 
Erziehun sfchulen, fondern reine Fachſchulen. Sie ftehen auch nicht unter 
dem * bes Herrn Miniſters der geiſtlichen und Unterrichts Angele- 

enheiten, fondern unter dem Reſſort des Finanz -Minifters, und in den- 
—1* werden techniſche Fertigkeiten, ſo wie mathematiſche und natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Gegenſtände gelehrt. Die Srage dürfte alfo allerdings 
eine andere infofern fern, als fie nicht Schulen betrifft, welche den Zweck 
der Erziehung haben. 

Graf Doßen: Ich muß dem noch hinzufegen, daß auf den Gewerbe- 
ſchulen alle vie Disziplinen, von denen man die Juden ſo fern halten will, 
nicht gelehrt werden, und ich glaube nicht, daß ber Kall eintreten wird, 
den mein verehrter Herr Rollege aus Sachen erwähnt hat, daß man zu 
einem Lehrer in der franzöfifcden Sprache einen Juden mit jüdiſchem Dialekt 

ählt. 


w | 

| — von Landsberg⸗Gehmen: Iſt nigt ſchon darüber abge⸗ 

ſtimmt? In dem Geſetze ſiehen die Ausdrücke: „höhere Bürger⸗ und Ge⸗ 

hr verzeichnet, und fo habe ich geglaubt, baf die Abflimmung 
⸗ . 2 


Ifo die Frage wird hin⸗ 


SGraf York Es ſind nur die Gymmaſien genannt worden. SI 
habe aber geglaubt, bie Progymnaſien und höheren Bürgerſchulen, 
welche einen ähnlichen Charakter tragen, wie die Gymnaſien, mit darunter 
begriffen feien, und ich habe die hohe Rurie nicht mit unnützen Abſtim⸗ 
mungen ermüben wollen, fonft hätte ich noch die Abftimmung beantragen 
können, daß auch über die Progymnaften und VBürgerfchulen ebgefiieent 
werde; ich habe mich aber deſſen befchieden, weil ich glaubte, daß die Ab⸗ 
Pinmung hierbei in gleicher Weife ausfallen würde; ich glaube mich hier⸗ 

i eines mir zuſtehenden Rechtes freiwillig begeben zu Saben ‚ wobl aber 
kann ich mir erlauben, die Gewerbefchulen beſonders herauszuheben, weil 
hierbei ein 2 anderes Berhältniß obwaltet. 

Maria I: Der Vorſchlag hat die gefegliche Unterſtützung gefunden, 
und obgleich ich nicht verlenne, daß gewiſſermaßen Dies in ver — 8* — 
die ſchon vorhin vorgenommen wurde, enthalten war, indem wenigſtens ſo 
viel richtig iſt, daß das Wort „Gewerbeſchulen“ mit in der Frage ſich 
befand, über welche abgeſtimmt worden iſt, fo iſt doch dem nichts entgegen, 
da der Vorſchlag unterſtützt worden fi alfo die: „ob alles das, was in 
ber vorigen Krage enthalten war, nämlich bie Anftelung der Juden als 
Lehrer in den Fächern, die erwähnt worben find... . .. 

Graf York: Es giebt. viele mechanifche Fächer... . . 

Marſchall: Es würde die Frage dahin gehen: „ob die Verſanm⸗ 
fung die Zulaffung von jüdiſchen Lehrern an den rbeſchulen überhaupt ° 
befürworten wolle.” 

Referent Graf von Itzenplitz: Aber auch nicht als Direktoren! 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Es ſcheint doch, ale ob diefer Punkt 
fon in der früheren Abſtimmung gelegen hätte; denn es fcheint mit daſſelbe 
Verhaͤltniß obzumwalten. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daß der Abftimmung 
nichts entgegenftehen dürfte, weil der Antrag der Abtbeilung viel weiter 
ging und fi auf die Gymnaſien, Progymnaften und Bürgerfchulen mit 
erſtreckte. Diefer ift in feiner weiteren Ausdehnung verworfen worden. 
Den Mitgliedern wird aber auch erinnerlich fein, daß die ganze Debatte 
ſich auf die Oymnafien erſtreckt hat, daß afle Gründe, bie dagegen geltend 
gemacht worden find, von ber Erziehung hergeleitet wurden. Die Ge- 

Qulen find aber feine Erziehungsſchulen, fie find reine Fachſchulen, 
deren Schüler den Erziehungs-Unterricht, ven fie befommen follen, ſchon 
erhalten haben, und wo fie nur hingehen, um Zeichnen, Phyſik, Chemie 
und ſolche Denenftände zu lernen, deren fie n ihrem künftigen Fache be- 
dürfen. Die Direltoren-Stellen würbe ich aber auch hier ausnehmen. 

Ich möchte mir den Vorſchlag erlauben, die Frage au ftellen, ob die 

nden als Lehrer (nicht als Direktoren) bei den Sewerbeigulen zusulaflen 


en. 
Fürft Wilhelm Radziwill: Seine Durchlaucht der Herr Mar- 
gell hatten gleihreitig bei der Frageftellung gefagt, daß, wenn über das 
enbement, was vorhin geftellt worden tft, abgeſtimmt und bafjefbe verwor⸗ 
fein würde, es dann bei dem Gefenes-Borflage verbleibe. Der Geſetzes⸗ 
rſchlag fagt aber ausdrücklich: „Außerdem bleibt die Anftellung der Ju⸗ 
ben als Lehrer auf il e Unterrichte-Anftalten beſchränkt.“ Run ift ge- 
fagt worden, daß die Anftalten, von welchen jest bie Rebe ıft, und Fi 
welche das Amendement sehen! worben ift, nicht zum Reſſort Seiner Ex⸗ 
cellenz des Herrn Kultus⸗Miniſters gehören, fondern zum Reſſort Seiner 
Excellenz des Herrn Finanz-Miniftere. Seine Ercellenz der Herr Finanz⸗ 
Minifter find aber wahrfcheinfich_bei dem Entwurfe des Geſetzes mit zu 
Rathe gezogen worden. Sie befinden ſich dermalen nicht in dem Streife 
biefer mlung und würden nicht die Gelegenheit haben, fich über die 
Gründe auszufprecden, die Sie vermocht haben, ben Oefeg-Entwarf angu⸗ 





ruben biefelben während ihrer De eit. Die Verwaltung ber Gerichts⸗ 
barkeit, wie des Patronats, desgleihen die Aufficht über Die Kommunal- 
Verwaltung und uber das Kirchen-Bermögen wird, wo eine ſolche Aufficht 
der Gutsherrichaft zufteht, von ber b nden Staats» und kirchlichen 
Behörde ausgeuht. Die Staats⸗Behörde hat den Gerichtshalter und den 
Berwalter der Polizei» Gerihtäbarfeit zu ernennen. Der Befiger bleibt 
a sung der Damit verbundenen Koflen und fonftigen Laſten ver- 
pflichtet. 

Wo das Patronat einer Kommune zuſteht, Eönnen bie jübifhen Mit- 
glieder berfelben an deſſen Ausübung feinen Theil nehmen; fie müſſen 
aber die damit verknüpften Real Laıen von ihren Befiyungen glei an⸗ 
beren Mitgliedern der Kommune tragen, auch find fie als antäfft e Do 
oder Stadtgemeinde - Mitglieder vernichtet, von ihren Srundfüden Ds 
wohl bie barauf haftenden kirchlichen Abgaben als ar die nah Mafgabe 
bes Grundbeſitzes zu entrichtenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen- 
Syſteme zu tragen.’ | 
Das Gutachten zu $. 36 Tautet: 

„Der $. 36 handelt zunähft von den fändiichen Rechten der Juden. 

Es könnte diefe * e auch zu den zweifelhaften gerechnet werben. 
Wenn den Juden die % anderer Unterthanen zugeftanden werben, fie ' 
Gewerbe treiben, Grundſtücke befigen, im Deere dienen, Abgaben zahlen 
und Rommunal-Memter bekleiden, fo könnte man fagen, daß folgerecht ihnen 
auch geftattet werden könne und müffe, ihre Rechte in den Kreis. und Land- 
tagen fo gut, wie in ber GStadtverorbneten - Verfammlung zu vertreten. 
Aus diefen Gründen verlangt auch die Minorität der Abtheilung, ba 
ihnen biefe Rechte zugeftanden werden. — Der Gefeg - Entwurf verwei 
pier wieder auf bie beitehende Serfaffun . Das (et Weg, ber zur Un- 

eftimmtheit, Unflarheit und Kaſuiſtik führt. Die Abtheilung hat fich hier- 
gegen einſtimmig ausgeſprochen und wünfcht eine beflimmte Anorbnung 
durch. Dies Geſeß. Die Majorität acceptirt aber fonft mit 4 gegen 3 
Stimmen die Anficht des Gefebes dahin, dag die Juden von Land» und 
Kreistagen ausgeichloffen bleiben müſſen. Es rechtfertigt ſig dies dadurch, 
daß die Stände in Preußen nunmehr einen weientlihen influß auf bie 
Geſetzgebung ausüben. Diefe wirkt aber unmittelbar auf die Staats. 
Regierung zuräd, und da die Juden nicht einen Staat regieren können, 
der in dem Verhältnif von 2 : 150 überwiegend von Gpeiften bewohnt 
wird, fo können fie auch an fländifchen Nechten nicht Theil nehmen. 

- Daß die Yuden von der Wahrnehmung des Patronats über chrift- 
liche Kirchen ausgefchloffen bleiben müffen, verfteht fih von felbft und 
wird, dem Geſetz entfprechend, von der Abtheilung befürwortet; eben fo 
fann ein Yude auch als Gutsherr nicht Polizei- Richter fein. Dagegen 
ift die Abtheilung mit 5 gegen 2 Stimmen der Anficht, daß die Prä- 
fentation bes Gerichtshalters und Polizei - Verwalter dem jüdiſchen 
Gutsherren zugeftanden werben fann und feine Naytbeile befürchten läßt, 
ba der Gerichtshalter ohnehin ein geprüfter, zum Kichter- Amt geeigneter 
Mann fein muß und die KRöniglihe Regierung und ber Landrath auch 
jeden ungeeigneten Polizei- Verwalter zurückweiſen kann. Es wird baher 
die Aufnahme einer hierauf bezüglihen Vorfchrift in das Ei beantragt. 
Mit dem übrigen Inhalt diefes Paragraphen iſt Die Abtbeilung ein⸗ 
verfianden und empfiehlt deffen Annahme.” 

Bevor die Berathung weiter vorfchreiten Tann, muß ich bemerken, 
daß nach der langen Debatte über $. 35 im Augenblide des Säluffes 
berfelben vergeflen worden ift, Wr eines Zufaßes zu $. 35 zu gedenken, 
der in der Abtbeilung zur Sprache gekommen ift, und auf den ich jett 
aufmerkfam maden muß. Er lautet fo: 

1. Endlich iſt bei diefem Paragraphen noch hei der Ahtheilung ber 
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Antrag formirt worden, daß bei einer ber —8 Staats⸗ Univerſi⸗ 
täten ein beſonderer Lehrſtuhl der jüdiſchen Theologie au Koſten der 
Juden errichtet werden möchte, und die Majorität hat dieſen Antrag 
mit A gegen 3 Stimmen zu dem ihrigen gemacht. — Es wirb für den« 
felben angeführt, daß es im Interefie des Staats Liege, die Religiong- 
Anfichten der Juden öffentlich zur Sprache zu bringen, damit foldhe dem 
Staate befannt und den Juden felbft mehr bewußt würben. — Die Mis 
norität glaubt, daß es den Juden, wie anderen geduldeten Religions 
Geſellſchaften, zwar überlaffen bleiben könne, ſich einen folhen jüdiſch⸗ 
Epeokoaht en Re rſtuhl zu begründen, baß ein folcher aber nicht zu den 

taatö-Univerfitäten gehören könne. Geſchieht Dies, fo werben bie 

Mennoniten, die Herrendhuther und die Fatholifchen Diffiventen mit dem⸗ 
—* und noch mehrerem este Lehrftühle für ihre Glaubenslehren in 
nfpruch nehmen können. — Außerdem würde burch eine fo erceptionelle 
Maßregel zu Gunften der jüdiſchen Theologie el gewiffermaßen vom 
Staate befondere in Schutz genommen und dadurch unfehlbar wieder in⸗ 
birekt das Abſonderungs⸗ Grinzip der Juden genährt und gepflegt 
werben. 

Ich erlaube mir noch die Bemerkung, die fid Ion vielleicht aus dem 
Inhalte des Gutachtens ergeben wird, daß diesmal die Majorität der Ab» 
therlung aus anderen Perfonen befand, als bei den früheren und fpäteren 

aragraphen. 

—2* Eichhorn: Wenn die Juden wünſchen, einen eigenen Lehr⸗ 
ſtuhl zu gründen, um gelehrte Juden zu bilden, fo wird dem fein De- 
denken ent saenfiehen, die Gründung mag dann auch an einem Univerfitäts- 
Drte, z. ®: erlin und Königsberg en Iſt es ihnen darum zu 
thun, and einen Titel für einen foldhen Lehrer känner Theologie zu er⸗ 
halten, fo gglaube ih nit, daß verfelbe von Sr. Majeftät werde verfagt 
werben. Wenn aber, ih will diefen Lehrer einmal 2 der jüdiſchen 
Theologie für jüdiſche Theologen nennen, wenn dieſer, ſage ig in Ver⸗ 
bindung mit der Untverfität gebracht und in dieſes or anifche anze auf» 
genommen werben foll, dann treten allerdings große Schwierigfeiten ent« 
gegen. Welcher Fakultät foll er FE Wh werden, der philofophifchen 
oder deobeßi chen? und mit welchen Rechten? Die Minorität der ver⸗ 
ehrlichen Abtheilung Hat noch ein anderes Bedenken. in Anregung gebradit, 
dag nämlich dann auch die geduldeten hriftlihen Religions = Gefelfchaften 
ein ähnliches Berlangen ftellen und einen Lehrſtuhl für_ihre befondere 
Theologie auf unferen Univerfitäten fordern könnten. Diefer Fall ift 
wirklich ſchon vorgefommen; man der jedoch das Berlangen abgelehnt, 
weil eine gebuldete Religions - Gefe | af , wenn fie auch in ihrem Des 
en mit einer der öffentlich anerkannten Pa Fr wejentlich 
übereinftimmt, zwar volllommene Freiheit hat, ein Inſtitut gur Bildung 
befonderer NReligionsiehrer für fich zu errichten, aber keinen Lehrſtuhl für 
ihre befondere Theologie auf einer der beſtehenden Landes -Univerfitäten 
in Anfpruch nehmen kann. 

‚Graf Dort: Ich wollte nur bemerken, daB es gerade bemjenigen 
Theile der Abtheilung, der den Wunſch ausfprach, daß ein befonderer ehr. 
Pa errichtet würbe, barum zu thun war, daß nicht eine abgefonberte 

ildungs⸗ Anſtalt der Juden beftände, fondern daß fie ſich an die beftehen- 
ben anſchließen müßten, damit nicht eine gewifle einfeitigteit ſich diefer 
ihrer Bildungs - Anflalt bemächtipte ‚ fondern fie ſich der allgemeinen Bil⸗ 
dung anſchließen müßte. Ich habe zu derjenigen Minorität gehört, die ges 
laubt hat, daß der Staat anf feine Koften eine ſolche Anftalt für bie 
ven begründen möchte. ch bin aber ganz der Dleinung, daß, wenn übers 
aupt für geduldete Sekten vergleichen nicht zuläffig iR ‚, ih von dieſem 
age zurücktrete. Hiergegen halte ich es für anferorventlich wichtig, 
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und zwar nicht blos für die Juden, infofern fie Juden bleiben follen, fon- 
dern gi ofern fie Chriſten werben follen, daß fie mit ihrer vielgerühmten 
Weishert und Wiſſen an das Tageslicht kommen müſſen, daß irgendwo 
Gelegenheit ift, wodurd man erführe, was fie eigentlih willen, was fie 
fo zaͤhe, ß übermüthig und ſtolz auf ihren Geiſt und Wiſſen macht. 

8 iſt Dabei bemerkt worden, es ſei nicht die Meinung, daß fie ber 

Iogifhen Fakultät zugetheilt werden follen, obgleih ich von meinem 

tandpunfte aus, wenn man von einer jübifchen Theologie fprechen muß, 
duch von einer jüdifch - theologifchen Fakultät ſprechen Tünnte, fo iſt dies 
relevant, denn der jüdiſche Docent jübifeher Theologie foll ja der 
Univerfität nicht inforporixt werden, ſondern biejer ebefkn { fol nur an 
dem Orte, wo eine Univerfität ift, unb in äußerer Verbindung mit ihr 
errichtet werben, damit er mit der Univerfität, mit ber allgemeinen Gei- 
ftesbildung in nothwendiger Verbindung bleibe. Nur von dieſem Geſichts⸗ 
punkte au get man es angefehen. 

Fürſt Wilhelm Radziwill: Ich habe noch kurz 8 erklären, daß 
ich wirklich in der Abtheilung dafür votirt Habe, daß die Gründung eines 
ſolchen Lehrſtuhles den Juden erlaubt werben möchte. Ich glaube, es ift 
Das ganz in dem Sinne gewefen, den Se. Excellenz der Herr Minifter 
bes jet eben entwidelt bat. Bon Daufe aus ift mir Die Unmög— 
lichkeit ganz Far geweſen, nicht fie in eine Fakultät aufzunehmen, fondern 
ihnen nur zu geftatten, an einem von der den Wiffenichaften obliegenden 
Jugend fehr Fequentirten Drte eine Lehranftalt für ihre Theologie auf 
ihre eigenen Koften, one Zuhülfenahme des Staats und ohne eine Inkor⸗ 
porirung in bie Univerfität, zu errichten. 

Graf Dyhru: Ic fhließe mich dem Antrage um fo mehr an, ba 
ih für ihn eine alte preußische Hiftorifche Begründung in Anſpruch neh- 
men kann. Es ift ein alter Gedanke des großen Kurfürften gewefen, in 
Zangermänbe eine Univerfal-Univerfität zu ftiften, auf ver eben Lehrftühle 
aller Wiſſenſchaften und aller Religionen errichtet würden, und wenn Da- 

er der Herr Minifter ſich vielleicht belehren wollte, zu welcher Fakultät 
iefer jüdiſche Profeſſor gehören ſoll, fo glaube ich, daß er darüber in 
dem ausgearbeiteten Patent zur Errichtung diefer Univerfität vielleicht 
Auskunft finden dürfte. 

Stants-Minifter Eihhorn: Ich muß meine Unwiffenheit befennen. 
(Heiterkeit) Ich würde es aufs dankbarſte annehmen, über die Sache nä- 
ber belehrt au werben. 

Marfhall: Es Tiegt Fein Antrag weiter vor; die Majorität von 
4 Stimmen, welde den Antrag geftellt hatte, hat darauf wenigftens 
in breien ihrer Mitgliever zu verzichten erklärt, wenn alſo diefer Antrag 
nicht weiter unterflügt wird, fo würde es zur Abflimmung darüber nicht 

en. 

Referent Graf Itzenplitz: Ich muß um Entſchuldigung bitten, un- 
terfkänt ift er, glaube ich, ſchon. 

‚Marfdhall: Die Mitglieder, die ihn geftellt Hatten, haben ihn. 
zurüdgesogen; allerdings bliebe er noch geftellt von zwei Mitglievern 
der —* ung, und es iſt in kurzer Weiſe zu entnehmen, ob diefel- 
en “ ber Frageftellung darüber beharren. (Die Unterftütung er⸗ 


b 
folgt. 

"to würde es zur Frageftellung kommen. Diejenigen ‚ die dem Ans 
trage, wie er gi ift, beitreten, werden das durch Auffichen zu erfen« 
nen geben. (Die Majorität erflärt fich gegen den Antrag.) 

tr fommen alfo zur Berathung des $. 36. 
Referent Graf Ißenplitz: Da num eine Feine Paufe entflauben 
if, fo erlanbe ih mir zu erinnern, daß &. 36 von den indiichen Rech⸗ 
R, und es würben babei zwei Grgenflände, fo viel ih mir. 


unmaßgeblich zu bemerken erlanbe, zu verhandeln fein, erfilich, ob übers 

haupt Sen zu Land- und Kreistagen zuzulaſſen find, und ber zweite 

Degen and würde fih auf die Patronats- und gutsherrlichen Rechte be⸗ 
eben. 


Hrinz Biron von Rurland. Das Geſetz vom 11. Märı 1812 
hat bereits in feinem Eingange ben Juden den Namen der preufifchen 
Staatsbürger beigelegt; die deutfhe Bunbesafte vom 8. Juni 1815 hat 
dies in ihrem 16ten Paragraphen beftätigt. Gleiche a hiäten bedingen 
gleihe Rechte und Freiheiten im unferem ftaatlichen Leben. Ich habe 
nun einen fo hohen Begriff von dem Rechte, das aus dem Beſitze hervor. 

bt, daß ich es als eine Abnormität bis jetzt Tetrachtet habe, daß bie 

uden, die das Recht haben, Rittergüter zu erwerben, nicht das Recht 
haben follten, auch in unferen keispänifge Berfammlungen Sitz und 
Stimme zu haben. Ich glaube, daß es weſentlich zu dem allgemeinen 
Beften beitragen würde, daß es das Intereſſe der Freisftändifchen Ver. 
fammlungen auch wefentlich heben würde, wenn andere Elemente mit in 
bie kreisſtändiſche Berfammlung eintreten dürften. Wenn von dem Ein- 
tritte in die reisftändifche Berlammfung der Eintritt in bie landtäglichen 
Verſammlungen die Folge fein würde, fo erlaube ich mir die Frage, ob, 
wenn ein Jude die Befähigung hätte und das Vertrauen genöfle, 
von den fänmtlihen Ständen des Kreifes zum Landtage gemählt zu wer- 
ben, ob ein fo begabter und talentvoller Mann dann nicht weſentlich 
auch mit zu einer fegensreichen Berathung über die ung dann vorliegenden 
Fragen beitragen wuͤrde Bon diefem Öefichtspunfte aus babe id mid 
im rare in der Minorität befunden, nnd wenn ich auch leider er= 
warten muß, u in dieſer geher Verſammlung mich in der Minorität 
zu befinden, fo babe ich es body für meine Pflicht erachtet, meiner Anficht 
und meinem Öerechtigfeitsgefühl hier von biefer Stelle, wenn anch nur 
in wenigen Worten, einen Ausdrück zu verleihen. 

Fürſt Lych nowski: Ich bebanre, mit meinem verehrten Kollegen in 
Allem, was er eben angeführt hat, mic durchaus nicht einverftanden ers 
Mlären zu können. GOewiſſe Emancipations⸗Punkte der Inden habe ich als 
eine nothwendige Folge der —— Zeit angeſehen. Ich begreife, 
daß die Juden die Stelle in ihrem Glauben, wonach Fr fih nach einem irdi⸗ 
ſchen Reihe zurüdiehnen, nah Zion zurüd wollen, in unferen gefegneten 
Sluren einer Beränderung unterworfen und diefes Reich in ein rein geiftiges 
verwandelt haben. ch begreife, daß die ſchleſiſchen, märfifchen, polnifchen 
n. ſ. w. Juden nicht die geringfte Luſt fühlen, nach Jeruſalem zurück zu reifen, 
fondern bier verbleiben wollen. Ich glaube alfo auch, daß wir es in diefer 
mediehung mit jenem Punkte ihres Glaubens nicht firenger zu halten brauchen, 
als fie felbft; daß wir ge nicht mehr als Fremdlinge, fondern als Eingebür- 
erte, namentlich in Verfolg des Allerhöchften Erlaffes von 1812 anfehen 
Önnen und müflen. Ich frage aber, ob aus den theilmeifen Emancipationeıt, 
wenn ich mich fo ausdrücken darf, vie bereits ftattgefunvden haben, oder jetzt 
ier befchloffen worden, die Verleihung des allervornehmften Rechts augen- 
HE olgegerecht heute ſchon gefolgert werden muß. ‚2 ftelle das ftän- 
diſche Recht, das Wahlrecht, — sch meine nicht fo 2 das Recht gewählt zu 
werden, al6 das Recht zu wählen — außerordentlich Hoch, ich ftelle es als das 
höchſte Recht; nächft diefem halte ich Das Necht hoch, das von dem alten 
Untertbanen»Berband zwifhen Grund - Obrigkeit und Einſaſſen, welcher 
durch ein Geſetz unſeres hochfeligen Königs gelöft wurbe, noch übrig blieb, 
es ift das Recht der Jurisdiction. Diefe beiden Rechte trifft diefer Paragraph. 
Es fei mir erlaubt, von dem erften auf das zweite überzugeben. Es beißt 
noch der, den ein Rittergut gehört, Rittergutsbefiker, und die Kolge diefes 
Rittergutsbefiges iſt in vielen Provinzen Die Gerichtsbarkeit. Der Ritters 
yutebehter ift Gerihtsherr. Nun frage ich, ob es möglich ift, daß ein Jude 
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beſtehen, und aus biefen Berhältniffen find anerkannte Rechte hergeleitet. 
Ss lange alfo das Verhältniß zwilhen Kirche und Staat ia Preußen fo 
‘wie jeßt befleht, fo lange es nicht aufgelöft ift, wird, meines Erachtens, 
von einer Zufafung der Juden zu den höchſten Corporationen des Lande, 
die einen fo weſentlichen Einfluß auf die Geſetzgebung erhalten, nicht bie 
Mede fein fünnen. Die angeführten Beiſpiele find daher auf unfere Ber- 
Hältniffe nicht anwendbar; denn fie, m aus Ländern hergenommen, in * 
nen durch Revolution die Verhältniſſe, die bei und noc ee aufgeho- 
ben worden find. Sch wiederhole, daß die Verhältniffe dieſer Länder bei 
und nicht erempliftziren können. Ä , 

von Hochberg: Nur eine Bemerkung will ich mir erlauben. Ich 
trete der vorher ausgefprochenen Anficht bei, daß die Juden in den Verei⸗ 
nigten Landtag nicht En feien; es will mir aber fcheinen, als wäre 
es der Gerechtigkeit angemelfen, daß es den jüdiſchen Gutsbefigern geftat- 
tet werbe, daß, wenn auch fie felbft nicht zu der Staubichaft zugelaſſen wer- 
den, ihnen doch in der Eigen gait als Outöbefiber geftattet werben möchte, 
wenigitens ihr Votum abzugeben. Auf ihren Gütern laſtet die Schuld der 
Landichaft, und es feheint mir im ber Gerechtigkeit zu liegen, daß der jüdi⸗ 
ſche Guisbeſitzer bei landſchaftlichen Verſammluugen ein Wort milzulpre- 
gen habe. Chen fo finde ich es gerecht in Beziehung auf den Punkt, den 

andrath zu wählen. Ich will fein Amendement ftellen, fondern ih will 
nur das, was mir fo eben einfällt der Beurtheilung der hohen Berfamm- 
lung anheimftellen. 

Marfhall: Wir Iommen zur_Abflimmung. 

Die Abtheifung fhlägt vor, daB im Wefentlichen der Zuftand_erhalten 
werde, welcher jet beſteht; fie ſchlägt nur eine vollitändigere Sound des 
Inrgeepben vor. Außerdem aber trägt fie auf Annahme des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfes an. 

Diejenigen Mitgliever alfo, welche dem Antrage der Abtheilung bei- 
treten, werben dieſes — Aufſtehen zu erkennen geben. (Niemand will 
ich erheben.) Die Frageſtellung ſcheint mißverſtanden worden zu fein. Die 

vage ift gerichtet auf den Beitritt zum Antrage der Abtheilung, welder 
utiga dahin geht, daß dem Geſetz-Entwurfe beiyufiimmen fei. 

eferent: Der Antrag der Majorität der Abtheilung geht dahin: 
„Daß die Juden von den Land» und Kreistagen auszufhließen feien. 
Wer alfo für die Dlajorität der Abtheilung flimmt, fhließt fie aus.‘ 

Marfhall: Dem Antrage der Abtheilung, und fomit dem Paragra- 
phen des Geſetz⸗Entwurfes ift beigeflimmt. 

Neferent: Es wird den geehrten Herren noch erinnerlih fein, daß 
rückſichtlich der Jurisdiction und Polizei» Gerichtsbarkeit der Gefeb- Ent- 
wurf dahin ging, daB diefe während der Beſitzzeit eines Juden rubt. Es 
it alfo ſchon angenommen, daß während der Beſitzzeit eines Juden bie 
alte Berichte arfeit nicht von iu wahrgenommen werden fönne. Der 

heſetz⸗ Entwurf fagt aber auch, daß der jübifche —R— nicht die Ge⸗ 
richtshalter und die Verwalter der Polizei präſentiren ſoll, ſondern daß 
dies von den Behörden geſchehen fol. Davon abweichend, beantragt die 
Abtheilung, daß die Brifenatien bes Gerichtshalters und Polizei - Berwal- 
ters feitens des jüdiſchen Gutsherrn geſchehen könne. Wenn eine Undeut- 
lichkeit darüber Plag greifen follte, r wollte ich mir noch die Bemerkung 
erlauben. Der gewöhnliche Gang ift: der Gerichtshalter muß immer von 
Gerichtsherrn vorgeihlagen werben und ein geprüfter Richter alfo auch ein 
Chriſt fein. Rückſichtlich des Polizei» Verwalters verhält es ſich analog. 
Es wird alfo der jüdiſche Gutsbefiter einen Polizei⸗Verwalter dem Land⸗ 
rathe vorſchlagen müſſen, und dieſer wird noihwendig auch ein Chriſt fein 
müſſen, das folgt aus den allgemeinen Orundſätzen. 

von Quaſt: Sch würde mich in Feiner Weiſe diefem Vorſchlage an⸗ 
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und gern biefe Laften getragen. Andere verhält es fi mit ben Leiftungen 
an die Pfarrer, die durch ein fpäteres Geſetz auf die Konfeffionen beichrantt 
wurden, und es hat dies erflärt, daß ich dem Pfarrer einer anderen Kon⸗ 
feffion nicht ſchuldig bin, den Zeduten zu bezahlen, fondern nur dem Pfar⸗ 
ver ber eigenen Konfeſſion. Aber dies ift auf eine Reciprogität gegründet 
darauf, daß in Schlefien namentlich die Bevöllerung fo gemifcht iſt, da 
die beiden Konfeffionen beinahe gleih ftark fein werben. Mit den Juden 
iſt es ein anderes Berhältniß, da iſt eine folge Reciprocität unmöglich, 
und darum muß ich mich entſchieden widerſegen, daß irgend eine hriftliche 
Rice babur u Berluften bedroht werde, daß ein Jude ein belaftetes 
run ertaufe. 

arfhall: &s fragt ſich, ob der Vorſchlag Unterftügung von 6 Mit- 

gliedern findet. . 
Da es nicht gefchieht, kommen wir zum nächſten Paragraphen. 


. 37. . 

Neferent: Diefer sragrapf enthält alfo zwei Abſätze; gegen ben 
erften ift von Seiten der Abtheilung nichts zu erinnern, der Vorſchlag im 
weiten betrifft die Fafſung, alſo geht der Antrag der Abtbeilung eigentlich 
—* ben gen rapben Pure anzunehmen. 

Graf Botho zu Stolberg: Mag es auch mit den jeßigen allge- 
meinen Humanitäts-Anfihten übereinftimmen, daß der Paragraph fo ge- 

t und bie Beſchraͤnkung der Juden aufgehoben werde, fo muß ich doch 
ehr bezweifeln, ob es in der Praris eine gute Wirkung haben wird, und 


ewiffen Art, die ich 
Ken nicht näher angeben will, zu der Befferung bes fittlihen Zuftandes ber 
uden wefentlich beitragen würbe. - 

Referent: Ich erlaube mir nur, darauf aufmerkſam zu machen, daß 
ber Gewerbebetrieb im Umherziehen im Allgemeinen in ber ganzen Monar⸗ 
hie ein fehr Eontrollirter ift, mag er nun von Ehriften oder Suten ausgeübt 
werden, und daß es fich nur davon handelt, Beichränkungen aufzuheben, 
welche bis jest in einzelnen Lanbestheilen bei diefem Gewerbebetrieb gegen 
bie JIuden obwalteten. Es folgt alfo biefer Paragraph ſchon aus dem all. 

emeinen Grundfape, daß die Juden in bürgerlicher Seiehung mit ben 

brigen Unterthanen gleichgeftellt werben follen. Zum Gewerbebetrieb ge- 

Ört der Nachweis eines unbeicholtenen Wandels, eines gewiſſen Lebens. 

Iters, Zahlungen der Kommunal - Abgaben an fegend einem beftimmten 
Drt u. f. w., und wenn alle diefe Erforderniſſe nachgewiefen find, dann wird 
ber Gewerbeichein ausgeftelt. 

Marfhall: Wenn weiter feine Bemerkung erfolgt, iſt der Paragraph 
nach dem Antrage des Ausfchufles angenommen. 


Referent Graf von Itzenplitz (left vor): 


np 2° 
Die Juden find zur Führung jeft beſtimmter und erblicher Zamilien- 
Namen verpflichtet. Sie haben n bei Führung ihrer Handelsbuͤcher ent» 
weber der bentihen oder der fonfligen, unter der Devölterung | res Wohn- 
orts üblichen Landesſprache und deutfcher oder Yateinifcher riftgüge au 
bedienen. Handlungsbücher, in welchen gegen diefe Vorſchrift veritoßen iſt, 
haben für den Iider keine Beweiskraft. Bei Abfafſung von Verträgen 
und rechtlichen Willens - Erklärungen, wie bei allen vorkommenden ſchriftli⸗ 
hen Verhandlungen, tft ihnen nur der Gebrauch der deutſchen oder einer 
anderen lebenden Sprache und deutſcher oder Tateinifcher Schriftzüge geftat- 
tet. ka Vebertretungsfaßle trifft fie eine fislalifche Geldſtrafe von 50 Rihlrn. 
e 


glaube namentlich, daß eine Beichränfung in einer ; 


ober jechswöchentliches Gefängnip.’‘ 
er $. 38. wird unbedingt zur Annahme empfohlen. 
- Eben fo der $. 39, welcher lautet: 


„$. 39. | 
Was die Verpflichtung zur Ablegung eidlicher Zeugniffe und bie biefen 
Zeugnifien beigule ende Glanbwürbigleit betrifft, fo findet ſowohl in Civil. 
als Kriminal⸗ n zwifchen den Juden und Unferen übrigen lintertbanen 
fein Unterfchied ſtatt.“ . DR 
von Rabenan: Zu $.-39 wollte ich eine Bemerkung vom praftifchen 
Standpunkte aus vortragen. Nach der Kriminal⸗Ordnung von 1805 {fl 
in wichtigen Fällen den jüdiſchen Zeugen allerbings nicht die volle Glaub» 
würdigkeit gegeben, weil man angenommen hat, daß die Juden nicht hin⸗ 
zeichende Liebe zur Wahrheit hätten, fih durch Menſchenfurcht und andere 
Rüdfichten verleiten laſſen würden, die Unwahrheit zu fagen und unrichtige 
Ausfagen dennoch mit einem Eide befräftigen würden. Es fragt fi, ob 
die Zeit ſchon da fei, Daß man bem Zeugnifi eines Juden die gleiche Glaub⸗ 
würdigfeit wie dem chriftlichen Zeugen beilegen könne? Auf vielfältige 
Erfahrungen geftügt, glaube ich die Frage mit Ia beantworten zu fönnen. 
uftiabeamter habe ich ſchon fehr viele jüdiſche Zeugen vereidigt, und 
dei dieſer Bereibigung habe ich nie Grund gehabt, die Richtigkeit ihrer Aus- 
fagen in Zweifel zu ae Auf den Juden wirken I mächtig die Ce⸗ 
vemonien, bie dem Eide vorangehen, es wirken auf ihn mächtig die Er— 
mahnungen feines Rabbinere. Sp vorbereitet, leiſtet er den Eid, und in 
feinem ganzen Benehmen ſpiegen ſich ein hohes Gefühl für Wahrheit und 
Achtung vor dem Eide ab. le eachtet ſoll der jüdiſche Zeuge nad 
der Kriminal» Ordnung nicht dieſelbe Beweiskraft erhalten, wie der chrift- 
liche Zeuge. Dies feheint mir ein Unrecht gegen die Juden zu fein, wels 
ches bald zu befeitigen fein dürfte. Es würde noch ein praktifcher Vortheit 
darans entiteben, wenn bie Srikligen und jübifhen Zeugen gleiche Beweis, 
fraft Hätten; denn oft finden fih Kriminalfälle wichtiger Art, wo Feine an- 
deren Zeugen da find, als jüdiſche. In folhen Fällen hat der Richter bis 
jegt einen Anhaltpunkt gehabt, die Schuld oder Unfhuld herauszufinden, 
und aus biefem Grunde glaube ich, daß die Beſtimmung des $. 39 eben fo 
zeitgemäß ale nothwendig fei. u 
Referent Graf IHenplig: Da ber Redner auch für die Beftimmung . 
des Geſetzes und den Antrag der Abtheilung geſprochen hat, fo wird es 
nicht nothwendig fein, weitere Motive anguführen. 
Marfhall: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, fo iſt der Antrag 
ber Abtheilung angenommen. Es wird nothwendig fein, Die Berathung bie 
zur morgenden Sitzung auszufegen. 


&igung der Serren: KRurie 
am 17. Zunt. 


Graf Dyhra: In Being auf die geftrige Debatte wollte ich mir 
eine Bemerkung erlauben. Als ich geftern den Han bes großen Kurfürften 
erwähnte, eine Univerfal-Univerfität zu gründen, meinte Seine Excellenz der 

err Rultus-Minifter, daß ihm nie davon befannt ſei. Es könnte alfo 
einen, als wenn ich dafür Teine Begründung anführen fönnte. Dem ı 
jedoch nicht fo, das Gründungs -Patent ift datırt vom 22. April 1667, un 
wer fich darüber unterrichten will, der findet das Ausführliche in Erman’s: 
„Sur le projet d’une ville savante dans le Brandebourg“ vom ‘jahre 
1792. Der Plan iſt nicht zur Ausführung gekommen, er iſt bypothetif 
geblieben; ich wollte daher Dies anführen, damit meine Angabe nicht au 
als eine Hypothefe erſcheine. 

Mar I all: Wir fahren in der geſtern abgebrochenen Berichterftat- 

tung und Berathung weiter fort. 
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Referent Graf von Itzenplit yſt vor): 


my "Ve 

Sp lange ein Anderes nicht verorpnet wird, vertritt unter Juden bie 
Zufammenlunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anfteden bes 
Ringes die Stelle der Trauung; das Aufgebot erfolgt durch Belanntma- 
ung in der Synagoge. 

Der bie Trauung vollzieheude Jude Ki verpflichtet, zu prüfen, ob der⸗ 
felben ein geſetzliches Hinderniß —E t, und, inſoweit von ihm hierbei 

den beſtehenden Vorſchriften zuwidergehandelt wird 1 

50 Nthle. fistaliiche Gelb- oder Gwöchentliche ©efängnißfirafe. Für ven 
" daß vorhandene Ehe- Hindernifle ihm vor der Trauung befaumt gewe- 
en find, wird dieſe Strafe verdoppelt. 

In den zum Bezirk bes Ober-Appellationsgerichts zu Köln gehörigen 
Lanbestheilen bewendet e8 bei den über das Aufgebot und die Vollzichung 
ber Ehe gefeßlich vorgefchriebenen Förmlichkeiten.“ | 

8.40 des Gutachtens. 

„Die beiden erften Abfäge des 9. 40 flellen die Jormen feſt, du 
welche in der Monarchie — ausſchließlich des Bezirks des Ober - Appel. 
lations⸗ Berichts zu Köln, wo bereits die Civil⸗Ehe nach dem Code Napo- 
Icon gilt — die bürgerliche Gültigkeit der Ehen der Juden feſtgeſtellt wer- 


Der Geſetzes⸗Vorſchlag bezieht ierbei auf gewifle Feierlichkei⸗ 
ten bes übten Fi —A— unter dem ——* und 
w 


u. ſ. w. 
Dieſelben Foͤrmlichkeiten Hat auch das Edikt von 1812 und das Geſet 
für die Provinz Poſen von 1833 aufgenommen. Da bie preußiſche Geſetz⸗ 
ebung bis vor ganz Kurzer ge eine büͤrgerliche Bültigleite - Erflärung der 
be — fogenannte Eivil-Ehe nicht Fannte, war ein Anstunftsmittel der 
Art, wie der Inhalt der Geſetze von 1812 und 1833 umb des vorliegenden 
Oele es⸗Vorſchlages erforderlich. Genügt hat es aber nicht. In einer mit 
jüdiſchen Abgeordneten am 27. Februar 1845 im Auftrage des Minifteriums 
aufgenommenen Verhandlung wird über viele jüdiſche Winfel- Ehen geklagt 
and geltend gemacht, wie ed wünſchenswerth fei, eine beftimmte Form 
die bürgerliche Oiltigfeit und Erkennbarkeit ber Ehen gefeglih feftzuftellen. 
An ſich iſt es auch nicht folgerecht, daß der Staat, der vom Ritus der ge- 
duldeten Religions - Parteien keine Notiz nimmt, einige Formen befl 
wählt und beitimmt, um bürgerliche und gefegliche Folgen ans bemfelben 
berzuleiten. Dies ift auch in neuerer Zeit anerlannt worden, und durch bie 
Gelege vom 30. März 1847 iſt gerade für die geduldeten Religions⸗ 
Parteien eine gerichtliche Form zur Verlautbarung der Geburten, Deitappen 
und Todesfälle eingeführt worden, Durch beren Beobachtung alle bürgerliche 
olgen dieſer Ereigniffe gewahrt und feftgeftellt werden. Nachdem dies ge- 
heben, ſcheint nichts angemeflener und natürlicher, als daß die Verlautba- 
zung der Geburten, Heirathen und Todesfälle der Juden nach Analogie 
diefer Geſetze vom 30. März 1847 auch vor dem Richter erfolge.” 
ch mache darauf anfmerlfam, daß hier flebt: nah Ana UM bes 
Geſetzes vom 30. März 1847. Weber ich, noch die Abtheilnng bat Dies 
unmittelbar aus dem Geſetz beduziren wollen, denn daſſelbe Handelt afler- 
dings nur von den gebulveten Religions - Parteien, welche von den chriſt⸗ 
Ken en abgezweigt find. Ich babe deshalb gefagt, nach Analogie 
e8 Geſetzes. 


(Xieft vor): 
„Die Abtheilung beantragt Dh einftimmig, Ye die beiden erften 
Adichnitte diefes Paragraphen wegfallen und flatt deflen die vorher ent» 
wickelte Borfchrift in das Geſez aufgenommen werbe. 
Die Juden felbft wünſchen, fo viel befannt, die Einführung dieſer 
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Civil⸗Akte, und es würde durch biefelben auch ben Winlel- Ehen vorge- 
erent Graf von IHenplig: JG erlaube mi aſcht 

eferent Graf von Itzenplitz: erlaube mir, wenn es gewü 
werden ſollte, auf das Allerhöchſte Geſetz aufmerkſam zu machen. 

Es iſt das Geſetz vom 30. März 1347 über die Duldung derjenigen 
Religions » Barteien, welche fih ans chriftlichen Kirchen abzweinden. Es ift 
darin gefagt, daß in denjenigen Religiond » Parteien, welche ih im Ein- 
lange fänden mit einer der Religions⸗Parteien, die durch den wertätifgen 
Brieen rezipirt find, der Geiftlihe die Befugniß haben fol, die Ehen mit 
ürgerlicher Wirkung einzufegnen, daß aber in den übrigen Religions» Par- 
teien, welche mit den Grundlägen der durch den weftfäliichen Frieden rezi⸗ 
pirten nicht im Einklange fänden, oder bei denen wenigftens diefer Einklang 
sicht dargethan wäre, eine bürgerliche Berlautbarnng der Geburten, Hei⸗ 
rathen und Todesfälle vor dem Richter erfolge. Wenn es gewünfcht wird, 
werde ich das Geſetz verliefen. In dieſem Geſetz über die geduldeten Reli» 
gions⸗Geſellſchaften heißt es im »infange: 

„Die bürgerliche Beglaubigung der Geburts⸗, Heiraths⸗ unb Sterbe⸗ 
alle, die fich in folcher geduldeten Religiong - Gefellfehaft ereiguen, bei 
welpen deu zur Feier ihrer Religionshanblungen beftellten Perfonen bie 
Befugniß nicht zufteht, auf bürgerliche Rechtsverhältnifle ſich beziehende 
Amtshandlungen mit —— Wirkung vorzunehmen, ſoll durch 
Eintragung in ein gerichtlich zu führendes Regiſter bewirkt werden.“ 
‚Bi * t, das iſt —8 nur auf die chriſtlich geduldeten Par⸗ 
teien zu beziehen. Die Analogie auf die jüdiſchen Gemeinden ſcheint 
aber ſehr nahe zu liegen, da die Juden auch eine geduldete Religions⸗ 
Partei bilden. 

Marſchall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt der Vorſchlag der 
Abtheilung Anden men. Wir fommmen zum nächften. 

Referent Graf von Itzenplitz: Hier ift gejagt worben, ber letzte 
Abfab des 8. 40 giebt zu keinen Erinnerungen Anlaß; das en ih auf 
den Bezirk des Ober - Uppellations- Gerichts zu Köln, wo es fihon fo tft, 
wie es in den übrigen Theilen der Monarchie durch dies Gefeh werden fol 
Ich gebe „ae einem amberen Punkte über: 

‚An diefer Stelle Hat die Abtheilung ihre Aufmerkfamleit auch auf 
die Gültigkeit der Ehe zwiſchen Juden und Ehriften gerichtet und über 
biefen Gegenſtand eine Beflimmung in dieſem Gefege vermißt; fie hat 
bie Auskunft entgegengenommen, daß es der Revifion der Geſetzgebung 
und dem dabei zu erlafienden Ehe-Rechte vorbehalten worben fei, bier- 
über je bisponiren. — Belanntlich drüdt fih das Allgemeine Land » Recht 
Thl. II. Tit. 1. 9. 36 hierüber ſehr unbeftinmt aus, und es ift praftifch 

den Entſcheidungen der Gerichte vorbehalten, ob eine ſolche Ehe gültig 

iſt oder nicht. Diefe Entſcheidungen fünnen in verfihievenen Fällen, ja 

in verfchiedenen Inſtanzen verfchieden ausfallen. Dabei tft noch in neue- 

fter Zeit in Königsberg ein folder Fall vorgelommen, der jetzt den 

Berichten vorliegt. Die Entſcheidung ber ichte Hat dabei noch 

das Ueble, daß fie flets zu fpät kommt; in der Regel erſt, wenn ein 
ee geftorben iſt und es fih dann um das Erbrecht der Finder 
andelt. 

Unter biefen Umftänden hält bie Abtheilung mit fünf Stimmen 
gegen eine dafür, daß eine ri Beftimmung hierüber in dies Geſet 
gehöre und nicht en ei. 

Wie nun diefe Beitimmung zu faflen fei, darüber waren bie Anſich⸗ 
ten ber Abtheilung mit drei gegen drei Stimmen getheilt. Der eine Theil 
wünſcht, daß durch dieſe — 28 die Gültigkeit ſolcher gemiſchten 
Ehen anerkannt werde, weil ſich in den beſtehenden Geſetzen ein Verbot 

- einer folhen She nicht vorfinde, einzelne vorgelommene RR asia 
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keit derſelben darthun und die Anſichten der jüdiſchen Rabbiner darüber 
ee ieben feien, ob ein Jude fich den — Ehe⸗Geſetzen unterwerfen 
köonne oder nicht. 

Der andere Theil beantragt, daß derartige Ehen für nichtig erklärt 
werben, weil fie ſchon nach der bisherigen Praris der Gerichte — ſoviel 
befannt — für nichtig gehalten worben feien und man auch nicht wiflen 
fönne, ob nad jüdiſchem Ritus fich ein Jude wirklich den chriſtlichen Ehe⸗ 
Gefepen unterwerfen fönne. 

ie Ent Heibung fann nur der hohen Kurie anheimgeſtellt bleiben. 
Softte diefe für die Gültigkeit folder Ehen ausfallen, fo beantragt bie 
Abtheilung für diefen Fall eiufiimmig: 
folde Ehen nur unter der Bedingung als gültig anzuerkennen, 
daß die in derfelben erzeugten Kinder alle in der Ronfeffion der 
en Ehegatten erzogen werben.’ 

Ich muß mir erlauben, den Paflus aus dem Land» Recht vorzulefen, 

— (at Sache beffer überfehen werden kann. Das Allgemeine Land» 
echt fagt: 

Kin Chriſt kann mit folhen Perfonen Feine Heirath fchließen, 
welde nach den Grundfätzen ihrer Religion, fish den chriftlichen Ehe⸗ 
Geſetzen zu unterwerfen gehindert werben.‘ 

Wenn der Hall vorkommt, ereignet er fich in der Regel fo, daß die 
Perjonen, weldhe die Ehe einjugehen wänfhen, nach Frankreich reifen und 

ort vor dem Eivilrichter die Ehe gültig beflariren laſſen, dann zurückkehren 
und zuweilen lange Zeit unbeachtet leben, bis einer der Ehegatten ſtirbt; 
dann handelt es um das Erbrecht, ob die Kinder a oder unebelich 
ind; dann kommt gewöhnlich erft die Sache zur Sprache, und das Gericht 
at feinen anderen Ausweg, als ein Gutachten der jüdiſchen Gelehrten * 
erfordern, ob ein Jude nach ſeinen Religions⸗Grundſätzen ſich den chriſtli⸗ 
chen Ehe⸗Geſetzen unterwerfen kann. 

PTR Stolberg: Ih würde antworten, daß eine ſolche Ehe gar 
nicht möglich iſt. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich Habe nur für Pflicht gehalten, 
bie Tage des Geſetzes auseinanderzufehen; es feheint ale wünjchenswerth, 
daß eine folde De ee verſchiedene Weife entichieden werben fann, je 
nachdem der jüdiſche Gelehrte das Gutachten abgiebt und der Richter danach 
fo oder fo entſcheidet. Das gibt eine Rechtsverſchiedenheit in ven verſchie⸗ 
denen Fällen, ja fogar in den verfchiedenen Inſtanzen. Die Abtheilung 
befand fich hierüber in einer Meinungsverfchiebenheit; die eine Hälfte der 
Abtheilung hat auf die Nichtigkeit diefer Ehen angetragen, auf die beflimmte 
Erklärung, daß die Ehe zwi den Juden und Ooriften nichtig fei; der an. 
bere Theil Ha je für zuläffig erachtet unter der Bedingung, daß ſämmt⸗ 
liche in dieſer Ehe erzeugten Kinder in der hriftlichen Religion erzogen 
werben. | 

Graf von York: Ich habe zu dem Theil der Abtheilung gehört, wel⸗ 
her die Möglichkeit einer ſolchen Ehe behauptet hat, und ich erlaube mir, 
einige Gründe dafür anzuführen. Zuerſt einen hiſtoriſ en, nämlich den: 
Dat in den erften Zeiten bes Chriſtenthums, in den erfien Sen 
eine folche Mifchehe nicht nur zwiſchen Chriften und Juden, fondern au 
zwifchen Ehriften und Heiden fehr häufig gewefen ift, fo es mir leicht 
werben würde, nachzuweifen, wie felbft die Mütter berühmter Kirchenväter, 
deren Autorität noch heute vollftändig anerkannt ift, an Heiden und Juden. 
verheirathet gewefen find, fo daß ich alfo in einer ſolchen gemiſchten Ehe 
ein Unrecht nicht erfennen kann. Ein zweiter Grund if: bob ich es für eın 
außerordentlich geeignetes Mittel halte, auf dem milveften Wege einen Theil 
der Juden zu den Ehriften perüberäuät den So fehr ih auch wünſche, Daß 
xr Sfaat ſich freihalte von dem Einfluß auf die Religions- Meinungen der 
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abſichtlich nicht zur Sprege gebracht iſt, weil man annahm, daß er bei Ne- 
viflon der Geſetze feine Erledigung finden werde. Der zweite Grund, dem 
ich gegen ſolche Ehe anführe, ift der, daß bie geiftiße Religion dadurch 
efährbet, wo nicht gar erſchüttert werben koͤnnte. ir wollen uns ein 
Fin einer folden Ehe vor Augen ftellen, wir wollen annehmen, daß bei 
Söliehung ber elben der eine Ehegatte, wie ber andere, er an dem Glan« 
ben feiner Väter hänge, wir wollen weiter annehmen, daß bie Ehefrau eine 
Epriftin und der Mann ein Jude ift, jo fürchte ich, daß durch den täglichen 
Verkehr mit dem jüdifchen Ehegatten und feinen Verwandten und Glau⸗ 
bensgenoffen, durch Geſpräche über Religion in der Tran das Gefühl fü 
das Chriſtenthum unwillkührlich gefhwäht werben wird. Ferner müflen 


ion zu führen wagen, wenn fie es aber dennoch wagt, fo läuft % Oelader 


ehr WR als Alles, vielleicht in Gegenwart der Rinder fagt: Mofes’ 
e e 
werden, fie werden von en auf in ihren religiöfen Grundfägen wan⸗ 
ri 
bie Duldung einer foldhen Ehe die Triebfeder zur Be⸗ 
kehrung der Juden verloren gehen wird, die jeßt vorhanden ift; denn wenn 
jetzt ein Jude eine Ehriftin — *2* will, ſo findet er in dem Geſetze ein 
Bihler gegen diefe Ehe und wird dadurch veranlaßt werben, fih um bie 
Afliche Lehre genau zu befümmern, er wird fie prüfen‘, wird fie lieb ge⸗ 
winnen und fi dann zum Ca wenden. Wird aber die Che ohlie 
Weiteres geitattet, fo wird viele Triebfeder wegfallen, und der Jude wird 
bei fernem Glauben bleiben, er wird ne einmal in die hriftliche Lehre 
eindringen. Endlich glaube ih auch, daß ein folhes Geſetz nach den Er- 
faßrungen für ung nicht wirffam fein wird. Es eriflirt in Deutichland ein 
Staat, nämlich der weimarfche, welcher die Ehen zwifchen Juden und Chri⸗ 
ſten ſchon feit vielen Jahren geftattet; aber nah meinen Erkundigungen ift 
dort noch nicht ein einziger Fall vorgekommen, daß eine ſolche Ehe wirklich 
efehloffen wäre. Aus allen Gründen erlaube ich mir daher den Antrag zu 
Keen, daß das Geſetz, welches die Ehen zwifchen Juden und Ehriften ge- 
attet, een t nicht hervorgerufen werden möge. 
von affenbaß: Ich Tann mich alle dem, was gegen bie Ehen zwi⸗ 
then Juden und he en ge agt worden ift, vollfommmen anfchließen. Es 
nd zum Theil diefelben Worte gefagt worden, bie ich habe fagen wollen. 
ch möchte daher nur noch dem erftien Redner aus Schlefien Einiges ant- 
worten. Derfelbe hat nämli gb daß es in der erften Zeit des 
Chriſtenthums nicht blos gemilchte Ehen zwifchen Ehriften uud Juden, fon- 
dern auch zwifchen Chriften und Heiden gegeben habe, und daß darans bie 
Kirchenväter entiproffen wären, deren Gehren heute noch anerfannt werben. 
Ich glaube doch, daß damals andere Verbältniffe geweien find. Mir find 
die gelsisttisen Data nicht fo genen befannt, und ich will er die Mög- 
Iichfeit einräumen, daß ſolche Ehen fchon beitanden haben, ehe einer oder 
der andere Theil zum Chriſtenthum übergegangen iſt. Es ift aber auch im 
Anfange nit ein folder Unterſchied —8 — dieſen beiden Religionen her⸗ 


eiseten, wie er heutzutage feſtſteht. Wir finden es ja in ber heiligen 
Sheift, nach welcer „jene Juden als Heiden zum Chriftenthum bekehrt 
find, daß damals die Anſichten fi) anders geftaltet haben, und ich glaube, 
daß die Kolgen einer foldhen Ehe heutzutagejanders find. Was ſodann den 
zweiten Punkt des Redners anbetrifft, daß er glaubt, dadurch das Chriften- 
thum unter ben Juden zu beförbern, fo iſt demſelben ſchon burch die fol- 

enden Redner widerſprochen worden. Ich erlaube mir, ebenfalls zu wider⸗ 
—2* und halte dafür, daß es ein Irrthum iſt, wenn man annimmt, daß 
duch folche Einrichtungen die Juden zum Chriſtenthum befehrt werben kön⸗ 
nen. Ich glaube, daß Alles, was wir mit Nuben thun fönnen, nur darin 
befteht, va wir uns bemühen, als rechte, echte und wahre Ehriften in die 
Kußtapfen unferes Herrn und Heilandes zu treten. Durch äußere Einrich- 
tungen fommen wir immer weiter vom Ziele ab. Das iſt Das, was ich 
noch anführen wollte. rl . 

Graf von Dyhrn: Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, über die⸗ 
fen Punkt gar nicht zu ſprechen, da ich in das Reich der Ehe leider noch 
nicht eingegangen bin; bie Debatte if aber hier auf ein anderes Feld ge- 
bracht worden, und ih muß mich den eben ausgeſprochenen Gefinnungen 
der beiden Herren vor mir entſchieden widerfegen. Es iſt hier, nach meis 
ner Anficht, das Chriſtenthum zu niedrig geftellt, indem immer davon ge⸗ 
fprochen worden if, daß aus der Ehe zwiſchen Tuben und Ehriften dem 
* enthum Gefahr erwarhfen könnte. Ich glaube dagegen, wie mein ed⸗ 
ler Freuid aus Schleſien bereits bemerkt hat, daß die Gefahr nur dem 
Judenthum erwachfen wird. ch glaube, daß die Ehe Feine äußere Ein- 
richtung fein wird, um die Juden zu befehren, fondern eine innere, und 
daß namentlich die Liebe, wie mein Freund ganz richtig angedentet hat, 
fie_mehr_lin den Schoß des Chriſtenthums führen wird, als dies alle 
äußere Einrichtungen, Judenbekehrungen u. f. w. bis jet bewirkt haben. 
Unfere fhönen und Tiebenswürbigen Mlithriftinnen werden die Juden beffer 
befehren, als alle Vereine und Gefellfchaften. (Heiterfeit.) Ich glaube, daß 
das Vater Unſer, diefes fhöne Gebet, eben von chriftlichen Müttern in bie 
jüdifhen Familien eingebracht werden wird, und, überzeugt von der Sieges- 
ewi de der Wahrheit, lebe ich der auverfiht, daß in diefem inneren: 
ampfe ver Liebe, welcher ſich in der Che entwideln wird, das Ehriften- 
t Mr über das Audenthum fiegen wird. Deshalb ſtimme ich für den 

or . 
int zu Lynar: In der Ehe find drei verfchiedene Momente enthalten, 
(Heiterkeit.) — einmal das rechtliche, dann das fittlihe und endlich das 
religiöfe Moment. Das rechtliche und fittlihe dürfte durch eine gemifchte 
Ehe zwiſchen Juden und Ehriften nicht verlegt werben; dagegen könnte das 
religiöfe Moment dadurch als gefährdet eriheinen, indem man annehmen 
könnte, daß das hriftliche Famalienleben und die Rinder - Erziehung in Ge⸗ 
DR fümen. Wenn wir aber ben Hauptzwed vor Augen behalten, bas 
Wi in_unferem Lande immer mehr und mehr verſchwinden zu laffen, 
und geſetzlich ſtehen ſoll, daß die in einer gemiſchten Ehe erzeugten Kinder 
jedenfalls zu Chriſten erzogen werden ſollen, wenn wir ferner den Wu 
egen, daß bie Juden ſich immer mehr und mehr — nicht durch weltliche 
udfühten geleitet, fondern durch edlere Motive veranlaßt — dem Chriften- 
thum zuwenden follen, fo könnte gewiß nichts günftiger darauf einwirken, als 
dag man die Ehen zwiſchen Juden und Chriften freigebe, und Dies dürfte auch 
unter der Bedingung der chriftlichen Kinder - Erziehung fich als weniger be- 
denklich darftellen, ja, die orthodoxen Chriften durften dieſer Maßregel ihren 
Beifall zollen, weil dadurch fo manches von einem Juden abſtammende Kind 
dem Chriftentgum zugeführt werben würbe. 

‚Bir haben an diefer Stelle oft erkannt, daß das Grundprinzip bes 

Chriſtenthums die Liebe fei. Die Liebe aber folgt einem aenetilken Lie . 
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J manifeſtirt der Liebe des Kindes 

A eier * Al itet fie 0 Kelkanet dann werben 

immer weiter und weiter und um) fen ‚Gott und ir das — 
dene 


H A 
BE ir 


änglich an 
5 
a rent, 
des heili uftin einen Heiden geheirathet 
dazu ein nicht ic Leben führte, und nr. allein 
durch die Erzichung der Mutter zu dem erzogen, was er 
einem” Heiligen und Kirchenvater, fondern durch den Ein] 
Tiebte Frau immer auf ihren Gatten — wurde der 
Alter zum, Chriſtenthume bekehrt. könnte 
mehrere anführen, ich glaube aber, baf Ri — 
Zweitens muß ih dem a Mitgli 8 Sch) 
= nicht bekannt, — Bater Unſer her ein Satz 
Bi e nicht beten Dante und —* von einem fürſtlichen 


au 
Ft Ye ale — daß das 
Liebe — a wenn wir barauf 

ich bemerfen, daß, als Ehrifto von einem Juden die Frage — at 
das a jebot fei, er antwortete: Liebe Gott und deinen 
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wie dich felbft, in diefen beiden Geboten ift das ganze Gefeg ein- 


uifer Eiädarn: gu be 
Se U 1 sin lee kan ellen Sande — a 


Sl Kg ts Su 3 Rt dr Hofe Rn 
Gr von or) nu, e 
die die bes en ken ji 

inifter horn: Dann il ——— Es iſt —— 

ER verbunden worden, fie haben ein ee Bi 
Sr. Majeftät befannt —— Majeftäi 

icht die ung zu — Ehe heran 
werde. —A würde auch jeßt geſchehen. a om au 
ſiſcher Jude, der in Franfrei * priftin ae 
naturalifirt. Sollte man hinterher fein ren — 
bloßen Zu lafſung folgt noch nicht, daß die Ehe von Staats wegen — 
gültige anerfannt worden iſt. Wenn aber ein preußiſcher — 
Aal A — Inge: zu laſſen, — im H ‚Ben en ſolche — 

ift, fo würbe er, wenn er jun —— 
* aa er * —5* ——— um ea zu Stande —* — was 
fer mi 

Graf sende {u abe daranf zu ent en, daß dies 
g Rand ft er die en A 
en Breslau ——— Bürger, hatte im Auslande geheirathet, und bie 
—— ———— * 33 
ter Eichhorn: Man hai — *——— 

nicht geftört, das iſt ein großer Um ed. 
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Man hat indeffen angenommen, ba ba das Geſetz lediglich die Verhältniffe 
der an ordnen Fu eine Vorſchrift, welche überwiegend bie Chriſten 
angeben würde, in baffelbe nicht gehöre, daß außerdem zum Erlaß einer 
anderweiten, als der ım Allgemeinen Landrecht uber die Zufäfiigleit der 
Ehen zwifchen Chriften und Nicht-Ehriften enthaltenen Beftimmung, oder zu 
einer allgemeinen geſetzlichen Vorſchrift über die Ehen zwifchen Juden und 
Chriſten feine fo dringende Beranlaffung vorliege, und deren Erlaß ſofort 
beſonders vorzubereiten. 
Es wird hierbei daran erinnert werben können, baß die Ehen zwifchen 
— und Chriſten überhaupt ſelten vorfommen, wie bie Erfahrung auch in 
ranfreich, wo dergleichen Ehen geftattet find, ergiebt, wie denn nach ficheren 
darüber eingegangenen Erfundigungen, 3. B. in den Deutfchland zunächft 
belegenen Gangster Landestbeilen am Oberrhein, noch Fein Fall einer 
derartigen Ehe befannt geworben tft. Dies wird erflärlih, weil nach jüdi- 
fhen Lehr- Begriffen die Zuläffigkeit der Ehen zwifchen Juden und Ehriften, 
weilge vielfach entfchieden verneint worden, mindeften für zweifelhaft erachtet 
werden muß. 
Marſchall: Die Frage iſt zu richten auf den Antrag der Abtheilung. 
Graf von York: Dies ſzem mir nicht auf die Frage zu gehen, die 
Ken verhandelt worden, nämlich inwieweit die Ehe zuläffig fei oder nicht, 
ondern nad dem, was von dem Herrn Regierungs-Rommiflar erörtert wor: 
den ift, feheint es darauf heranszufommen, daß es nicht nöthig fei, über diefen 
Punkt etwas in das Geſetz aufzunehmen. Daß ein beſtimmtes Geſetz noth- 
wenbig fe, hat die Majorität erkannt und hat es für um fo dringlicher er- 
achtet, weil in neuerer Heit älle der Art vorgefommen find und man ein be» 
ftimmtes Gefeß in der Hand Haben muß, um etwa vorkommende unangenehme 
Streitigkeiten und Rechts-Unſicherheiten zu vermeiden; die Beftimmungen 
des Landrechts find aber fo allgemein, 9— ſie leicht den verſchiedenſten ent⸗ 
gegennelepte en Auslegungen unterliegen können. 
arfhall: Die Verhandlungen in der Abtheilung, welche das Re⸗ 
ultat gehabt Haben, daß eine Gleichheit der Stimmen, drei gegen brei, vor⸗ 
anden war, geben au folgender Frage Veranlaſſung: Will die Berfammlung 
ih für die Zuläffigteit der Ehe zwiichen Juden und Ehriften unter der Be- - 
dingung erflären, daß die in berfelben erzeugten Kinder in der Konfeſſion des 
chriſtlichen Ehegatten erzogen werben? 
Graf Zteten: RY erlaube mir die Bitte, die Frage dahin nein zu 
wollen, ob die Ehe zwiſchen Juden und Chrijten überhaupt zuläffig fer. 
arfhall: Die Abtheilung hat ſich allerdings dahin ausgeſprochen, 
Ba wenn die Berfammlung fi für die Zuläffigkeit diefer Ehen erklären 
ſollte, dann gleichzeitig der Zuſatz zu befürworten fet, deflen ich erwähnt habe. 
Wünfcht man aber, daß die Frage in zwei Theile getheilt werde, fo habe ich 
nichts dagegen. 
Graf Bieten: Erſt muß die Hauptfrage erfolgen, und dann kann 
über den Zuſatz abgeſtimmt werben, da wahrſcheinlich die Majorität dafür 
fein wird, daß diefe Ehen überhaupt nicht zuläffig find. 
Graf Soims-Baruth: ch muß bemerken, daß die arbtpeifung in 
getrennter Hinficht über die Zuläffigfeit oder Dchtzuläffigteit der Ehen 
wilden Yuden und Ehriften gewefen sft, und ich wollte mir bie Bitte er- 
lau en, daß dieſe Frage von der Verſammlung entfhieden werde. Iſt diefe 
entfehieven, fo wird die zweite geftellt werden können, ob die Kinder im 
Ehriftentfume erzogen werben follen ober nicht; wird die erfte Frage vers 
neint, fo fällt die zweite fort. 
arfhall: Die FAR würde dann heißen: Will fih die DVer- 
ammlung für die Zuläffigkeit der Ehen zwifchen Ehriften und Juden er- 


ven? 
Graf York: Die Abtheilung war der Anſicht, Daß es gut wäre, wenn 
WM 


d e⸗ ft ) fo darum, ob die Kurie 
Pd Rah, ” Pe — — Mi he en * fol, 
———— — 


u, aur eine Erfärun; 
— und zu biefer * 
gegeben. 


og .von Eroy: Ich habe bemerkt, es mir wũr rubent 
dm Sie geſet 5 —S— wenn nl 
im Auslande zwiihen Juden und Chriften Rattfänden und Diefe, 
zurüdflämen, Äh Prozeffe, die Hierüber ‚bei einer zweifelhaften —E ung 
entſtehen Könnten, vermieden würden. 
arfhall: Die Frage, wie ich fie geftellt Habe, gr, aus dem an 
trage ver Abtheifun; a Devon, und es fcheint dem 
daß die erſte age da in gi en werde: Wil fih bie Bahn fang sn 
die Zufäffigfeit wa Ki en deilge Juden und 
Se. Königl. Hı ein Den Preußen Er lee Frage 
verneint wird, Bas 13 dies abgethan; wird fie aber bejaht, fo fray — es 
E Soll ein Geſetz erlaffen werben, weldes ausipriht, daß eine ſolche 
1 wenn fie dennoch ei Hoffen wäre, nichtig wäre, und_ob bie Ehe über, 
ugelaffen wird; % ann fommt die Frage über die Rinder-Erziehung. 
Ki Bh drei gen verſchiedene Punkte. 

Dyhrn DB Abtheilung ſcheint mir unter jeber Bedingung 
auf E 61 anzutragen; dies iſi nn Thaft. 

Wirpelm adziwill: inde mi —ã— einfach hy 
er daß ich die nein‘ 2 Selle vi jer Eu, aus be- 
fonderen Rüc ten nicht anerfenne, und daj fe nah men ber 
Fa ber ich angehöre, geradezu unmöglich find, fein Kalt alle dafür 

timmen fann. 
Graf von Zieten: Das Bedürfniß der Frage: ob ein fo 
unbe if a nicht, Hänge | ja — — Sn n Mofa ne 
Sf gegen den Wunfh aus, fo, fällt die frage ganz gm m 
a. (ehe — ein, wie überhaupt eine andere Frage zuerft 
werben Se ale die: ob eine — e fattfinden tönne der nich! 


Ian nichts 56 daß mit der —* begonnen werbe: on ie 


Graf von Zieten: Wenn bie Frage, wie fie ber Herr Referent vor- 
getragen hat, zur Abftimmung kommt, fo Tiegt in ihrer Bejahung bie Bi 
dingungsweife_ Annahme, baß überhaupt eine Ehe zwiſchen home 
Chriſten nen könne. , Ich glaube, daß, wenn bie m 
großer jorität ſich dahin — * Daß ‚feine folche Ehe —X gi, 
daf dann Ye zmeite frage nicht nothw 

Herzog von € 4 Benn nun das vlt zweifelhaft ift, was foll 
dann werden! Ben 18 Geſetz wit vollfommen deutlich ift, fo werben 


manche Ehen in Frankreich geichloffen werben, und dann können eine Menge 


e daraus e ‚entfehen. 
Graf von Ißenpligt: —* find eben die Gründe, weshalb 
Br dur Be ihrer ajorität mit 5 gegen 2 Stimmen entichieden 


eſetz eine B ung hicabe enthalten ſolle. Daß da⸗ 
eiteren Votum —— würde, das kann ich auf keine 
= TX 33 gefieben, ben Denn je nachdem geantwortet wird, es folle über ven 
vorliegenden Gegenſtand ein — h in dieſes Geſetz eingeſchaltet wer⸗ 
ben, iſt damit durchaus noch ni ie * was biefer Paragraph enthalten 
foll, und ob eine 33 Ehe nichtig — uläſſig ſein ſoll. Darüber wird 
nöthi ige enfalls erft eine weitere Frage ent 
taatse-Minifter Eichhorn: Seite fan ich dazu Hank , N 
Beziehung der Frageftellung die Zweifel zw löfen. Die egierung if 
von ausgegangen, daß in Diefem Öeiepe die Krage über die Zuläſſi gfeit 
der Ehe zwiſchen Juden und Chriften nicht zu entiheiden fei. Ohne ir» 
end eine Andentung oder Borbereitung über ein besfalls anzunehmendes 
—* ip iſt der Gejed- Entwurf an ven Bereinigten Landtag gelangt. Wenn 
die hobe Berfamm —X vereinigen wollte, nicht nur, * in dieſes 
Geſet überhaupt eine Beſtimmung aufgenommen, ſondern auch, daß dieſe 
fo oder fo lauten ſollte, fo würde dieſelbe in einer wichtigen Raterie, die 
von ber Regierung gar nicht vorbereitet und worin eben fo wenig ber 
———8 Vereinigten Landtags von ihr erfordert worden, einen Be⸗ 
u 
om gleich von mehreren Seiten die Nothwendigkeit einer befonderen 
ui ichen "Entfeheivung über bie Zuläffigfeit der Ehe zwiſchen Juden und 
en behauptet wird, weil die Frage in der Praxis aroeifelhaft gewor⸗ 
dh * nicht minder auch biele — — 8 für die Zulaffung der Civil⸗ 
ünſcht wird, fi fo hat die Königliche Regierung doch noch Feine be- 
kn An a baruber gefaßt. Sie hält die Krage von Pag eilig 
fie tief in bie rinzipien bes Eherechtes eingreift, dabei au 
t bloß bürgen F ſondern auch lin e oder — 2— Momente ber 
müſſen. Die vere e Abtheilung läßt ſelbſt das 
kirchliche Sebiet 6 bei ihrem Borfchlage ee bera rt, indem fie die Civil⸗ 
Ehe zwifchen Juden und Ehriften nur unter der —— en Bi 
16 bie Rinder aus ber Se riftlich erzogen werden. Es 


N erenten ausgegangen er dahin, Daß es —5 iſt, ra 
dahin zu Ei 8 „Iſt Die — der Auf Ve ——* a 
über die Zuläffi get der Ehe zwiſchen Juden and A an in das 
ER Ayhusweti: IS muß mid mit iefer Faſ ben 
ü uowski: muß mich mit dieſer Faſſun an 
erklaͤren, namentlich mit Bezug auf das, was vom — iniſter 
erflärt worden iſt. Durch dieſe Debatte deplacirt ſich, nach meiner An⸗ 
ft, bie hohe Berfammlung. Sie geht hier gleichfam wi einer beratben- 
politiichen Berfammlung über zu einem Konzil. glaube * 
ß wir hier ae Bragen zu erörtern haben. —* iſt es 
—* gueiner iſchen Mitftänbe zuläffig, hierüber ein Botum abzuge- 
ben. and von und darüber abflimmen, ob ſich Juden mit 
Eben * elichen dürfen. Dies können wor Kat olten nicht thun, 
weil wir und nicht über unfere Kirche ſtellen dü ch kann nur damit 
überein ufiamen, daß wir von dem theologifchen tanbpunfte auf den un⸗ 
ferer Stellung an a zurückkommen, und Hoffentlich werben Alle 
entſcheiden eiben, dab we Deftimmung nicht zu Lreffen haben. 
Graf Yort: 36 sk mir erlauben, dagegee gen, Ro 


Gegenfland wenigflens nur im ee ee antınat werben fön- 
nen. Dies ift aber wicht gefcheben, und bie ganze 

arfgall: Es muß bemerkt werben, daß ſowohl die Abtheilung, 
als aud die e Berathung Beranlafung zu der geftellten Frage 
gegeben hat, überhaupt ber Gegenfand volltandig berathen worben 
iſt und zum Theil ausführlicher hätte berathen werden fünnen, wenn man 
dies für erforterlih gehalten hatte. Und da gerate tie Majorität der 
Abtheilung ſich dafür ausſpricht, daß wenigftens Die Berfammlung fich da- 
gi erfläre, ob fie die Aufnahme einer berartigen Beitimmung in das Ge⸗ 
eb wünfcht oder nicht, fo fcheint es volllommen am Plate, daß bie Frage 
fo geftellt werde, wie fie geftellt worben ifl. . 

Kürft von Lychnowski: Ich erlaube mir die Bitte, die Frage noch⸗ 
mals vorleſen laſſen und unzweideutig flellen zu wollen. 

Marfhall: Ich Ein im Begriff, die Diskuffion über die Frage⸗ 
ſtellung für geichloffen zu erklären und dann die Frage zu fielen. Die 
ge e fautet: „Iſt die Berfammlung der Anſicht, daß in das Gefeb eine 

Fimmung über die Zuläffigfeit der Ehen zwifhen Chriſten und Juden 
aufzunehmen feit’ Diejenigen, welche diefe Zrage bejahen, würden bies 
durch Aufſtehen zu erfennen geben. 

Die Frage iſt „gegen 19 Stimmen verneint worden. Wir kommen 
nun zum näcften ſchnitt 


eferent Graf von Itzenplitz (lief vor): 


nF 

Ausländifche Jüdinnen erlangen durch die Verheirathung mit inländi- 
fhen Juden die Rechte, welche das gegenwärtige Geſetz giebt, jedoch nur 
auf vorgängigen Nachweis darüber, bob die Der beiratpun bieffeitiger Jũ⸗ 
binnen mit &uden des betreffenden Auslandes dort e enfalls gefeglich zu» 
gelafien if. Bis dahin ift die Trauung unterfagt. Die ansnahmeweife 

eftattung des Aufenthalts im Inlande vor Führung biefes Nachweiſes 
hängt von der Genehmigung des Minifters des Innern ab. 

Die Trauung eines ausländifchen Juden mit einer Inländerin darf 
nur dann erfolgen, wenn neben ben durch die beſtehenden Gefehe bereits 
vorgefhriebenen Erfordernifien auch noch zuvor ein gehörig beglaubigtes 
Atteſt der Orts⸗Obrigkeit feiner Heimat beigebracht und der Polizei-Obrig- 
feit des Wohnorts der inländiichen Jüdin vorgelegt worden, nach welchem 
es ihm, feinen Randesgefeßen zufolge, erlaubt ıft, eine gültige Che mit der 
el zu keyei nenden Braut in bieffeitigen Landen zu fchließen, fo 
daß bei feiner Rüchſehr in die Deimat ber dortigen Mitaufnahme fei- 


.. Ye und ber in der Ehe etwa erzeugten Kinder nichts im 
£. . 


Der Jude, welder, dieſen Borfehriften entgegen, eine Trauung zwi- 
ſchen einer fremden Jüdin und einem inländifchen Juden oder zwifchen einem 
ansländifchen Juden und einer inlänvifchen Jüdin vollzieht, verfällt in die 
$. AO. angedrohte Strafe.‘ 
$. Al des Gutachtens. 
Der s. AU wird nad der einflimmigen Anficht der Abteilung ganz 
wegfallen können. Der erfte Abfchnitt beffeften, weil nicht bekannt gewor- 
den, daß ſchon von anderen Staaten die Reziprozität verweigert worben 
fei. Sollte _er einmal vorfommen, fo kann bei Chriſten wie bei Juden 
eine zeitweife ercenfioneile —— nöthig werden, ohne daß deshalb eine 


Deflimmung im Geſetz erforderlich wird, welche ohne Zweifel die Juden 
ohne Noth eräftigen würde. 
Der zweite Abſatz wird aber durch den Inhalt des allgemeinen Ge⸗ 


fees vom 28. April 1841 entbehrlich, und einer beſonderen Beftimmung 
wegen der Juden bedarf ed nicht. 

Graf Zieten: Ich bedaure unendlih, die Aufmerffamfeit der hoben 
Kurie abermals in Anfpruch nehmen zu müffen; aber ich will mich fo kurz 
als nur irgend möglich faflen. Ich date mich glei von vorn herein da» 
für hen aß den Juden wo möglich gleiche bürgerliche Rechte 
mit den Chriften augefichert würden, und ber betreffende Paragraph iſt 
auch angenommen worden; wird aber der vorliegende Paragraph fo ange- 
nommen, wie er burch den Gefed- Entwurf gegeben ıft, jo würde darin 
wieder eine fehr weſentliche Beeinträchtigung fir die Juden liegen. 

Es fi von feinem Chriften verlangt, daß er nur aus den Ländern 
eine Chriftin heirathen dürfe, wohin auch bie Ehriften heirathen können. 
Wenn man nun für die Juden eine ſolche Beftimmung treffen wollte, | o 
finde ich darin nad meiner Anſicht, daß für die Juden eine Beeinträchti⸗ 
En — hervorgerufen werden würde, die eine große Ungerechtigkeit 
mit ſich führt. 

| Ai ball: Sie find alfo für den Antrag der Abtheilung. 

Graf von Zieten: Da bitte ich taufend Mal um Entf hurbigung, 

dag 8 den Antrag überhört habe. 
arſchall: Wenn weiter keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt der Antrag 
der es angenommen. 

Referent Graf von Itzenplitz (tief vor): | 


N Ü . 
Zur Nieberlaffung ausländifcher Kan bedarf es vor Ertheilung ber 
Raturalifations-Urkunde der Genehmigung des Miniſters des Innern. 
Ausländifche Juden dürfen ohne eine gleiche Chenehmigung weder als 
Rabbiner und Synagogen-Beamte, noch ald Gewerbs-Gehulfen, Gefellen, 
Lehrlinge oder Dienftiboten angenommen werden. Die Ueberſchreitung bie- 
ſes Berbots zieht gegen bie betreffenden Inländer und den fremden Juden, 
gegen Letzteren, fofern er ſich bereits Tänger als 6 Wochen in den dieſſei⸗ 
tigen Staaten aufgehalten bat, eine fisfalifche Geldſtrafe von 20 bis 300 
thfr. oder verbältnißmäßige Gefängnißftrafe nach fich. | 
Sremden Juden iſt der Eintritt in das Land zur Durchreiſe und zum 
Betrieb erlaubter Handelsgefchäfte nach näherem yupant der darüber be» 
ſtehenden polieilihen Bortihriften eftattet. In Betrff der Handwerls. 
gefellen bewendet e8 jedoch bei den Beſtimmungen der Drbre vom 14 Ok⸗ 
tober 1838 (Gefepf. S. 503) und den mit auswärtigen Staaten befonvers 
gefchloffenen Verträgen.’ 
Die Abtpeilung fagt: F 
„Der . 42 iſt ohne Bedenken der Abtpeifung wohl anzunehmen. 
Es dürfte aber beffer fein, den Inhalt des darin allegirten ganz Turzen 
Geſetzes in den Text aufzunehmen, bamit das Nachſchlagen erfpart werde. 
Die Abtbeilung beantragte dies einſtimmig \ | 
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Es ift nämlich das hier allepirte Geſetz ein ganz kurzes, in welchem 

bie Beftimmung fieht, daß ausländifhe Danbwerksgefellen hier arbeiten 

dürfen. Man braucht alfo dies nur in das Geſetz aufzunehmen, um das 

Nachſchlagen zu erfparen. 

(Es wird gegen diefen Paragraphen Feine Bemerkung gemacht und er ift 
- deshalb als angenommen zu betrachten.) 


j . [ 

‚Die über die Schulbverhältnt e einzelner jübifcher Eorporationen er⸗ 
gangenen Vorſchriften und bejonders getroffenen Anorbnungen bleiben bis 
ur Tilgung dieſer Schulden in * eber die Aufhebung und Ab⸗ 

ſung der noch beſtehenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen der Ju⸗ 
den an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute 2c., bei denen es zur Zeit fein 
Bewenben behält, wird weitere Beſtimmung vorbehalten.‘ 

Bei dieſem Paragraphen werde ich mir erlauben müſſen, die Motive 
vorzuleſen; inſofern es Jemand nachzuſchlagen beliebt, pag. 48 der Denk. 
fhrıft ad $. 43. . f 


nd. 43. 
Der in biefem Paragraphen gemachte Vorbehalt iſt erforderlich, da- 
mit nicht Durch bie —— er der 88. 1 uud 60 biejeni ord⸗ 
nungen als aufgehoben angeſehen werden, welche hinſi —2* einzelner 
Judenſchaften beſtehen, wie namentlich in Betreff der Tuben bes ehe⸗ 
maligen FKürftentbums Paderborn der Fall ift, welche in Bezug auf die 
aus älterer Zeit herrührenden Schulden als ein fortoauernder lor⸗ 
porativer Verband betrachtet werden, deren Schuldentilgung erſt neuer- 
lich durch ein Allerhöchſt genehmigtes Regulativ georbnet iſt. 

Was dagegen bie Jan noch beſtehenden perfönlichen Abgaben und 
Teifuingen ber uden betrifft, fo beſtimmt $. 1A des Edikts vom Sabre 
18 : hr ß inländische Juden mit befonderen Abgaben nicht beſchwert wer- 

en bürfen. 

Nach den Berichten der Provinzial-Behörben follen vergleichen per- 
fönlihe Abgaben an Grund⸗Herrſchaften 2c. nur an zwei Orten zu ent- 
richten fein. Im Laufe der Verhandlungen iſt es jedoch a Fi es 
worden, ob dies nicht an noch mehreren Orten flattfindet. Es fchweben 
hierüber noch Erörterungen, und die Erwägung über eine etwaige Ab- 
Iöfung bleibt vorbehalten. 

Die Gleichſtellungen mit den übrigen Unterthanen ($. 1) ohne Vor⸗ 
bepalt in Betreff der etwa an ben Fiskus zu entrichtenden Abgaben hebt 
folche, wo fie beftehen, für die Juden auf.“ 

Die Abtheilung fagt hierzu: | 

„Der erfte Sah des $. A3 wird unbebingt zur Annahme empfoh⸗ 
len. Rückſichtlich des zweiten Abſatzes wünſcht die Abtheilung einflim- 
mig, daß die Annahme deſſelben nur mit der Maßgabe beliebt werden 
möge, daß die Ablösbarkeit ſolcher Abgaben gleich in dieſem Geſet 
ausgeſprochen und eben ſo bemerkt werde, die etwa noch an den 
Staat zu entrichtenden berartigen Abgaben ohne Entſchädigung weg- 
allen. 

Diefe Anträge rechifertigen fih aus ben dem Geſetz beigefügten 
Motiven vollſtändig.“ 
Es iſt der Wunſch und Wille des Gefeßgebers, biefe Abgaben weg⸗ 
zufchaffen, und es entipricht überhaupt ben allgemeinen Grundfägen des 
she hen Staats, daß dergleichen Abgaben abgelöft werden fönnen. Sie 
efteben nur in Ir wenigen Orten; man bat jedoch nicht ermitteln kön⸗ 
nen, wort Einmal hat man dem Berechtigten fein Recht vorbehalten: %ol- 
Ien, es bürfte jedoch Michts entgegenftehen, die Ablösbarkeit diefer Abgaben 
geic mit durch dieſes Geſetz zu beſtimmen, und es wäre wünſchenswerth, 
Geſetz beſtimmt au ſagen: Infofern der Berechtigte der Königl. Fio 
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ine iR, fol be 9 biefe Abgaben ohne Entfchädigung wegfallen, wie bies in 
otiven 


Maria em keine Bemerkung erfolgt, ſo iſt dem Antrage der 
Abtheilung iu 
Serretair 774 Rrsfi igk: Che wir „M dem zweiten ot her 
a erlaube ich mir noch eine allgemeine Bemerkung über ben 
v 


ermiſſe in dem Qeiep-entwurf A Jap tfächliche —— ee 

zwar in dem zweiten Abſchnitt enthalten i aber dort nur für die * 
In Großherzogthum Sof und mie für die in den übrigen Provin en 
Fr nämlich in welcher Art umd Weiſe bei ben Juden Die —* ands⸗ 


iſter giher, gefüh eführt werben follen 

eferent Graf 5 en Ting Auf den zweiten Abfchnitt folgen 
Re 

—8 * roſ st: ie babe ie ib wohl gefehen, fie haben aber 

zur ug au nitt 
Referent Graf von Itzenplitz; Alsdann möchte das Monitum 
darauf hinauslaufen, was aber uur Faſſungeſache fein würde, dag nämlich 
vor 4. 59, wo eh, „allgemeine —— en“, eine große roͤmiſche III 
werde, um au weifel zu —7 — bie allgemeinen Beflimmun- 
en ſich auf den ei en und zweiten fchnitt begiehen Die Die Abtheilung 
und ich glaube, auch der Geſetzgeber wird es fo 


es 
emeint en die ie Mbtheifun at auch ihre Anficht über die Fünftige 
ung des Givilftands - Regi er in dem Gutachten über 9. 59 auege⸗ 


Der $. AA des Gejep-Eutwurds lautet: 


Die Borf viften | bes Abi nitte 1. 46. 2 bis 14 wegen Bildung von 

mfpeften uf das erzogihum Pofen, wofelbft den Juden 
Dr 5 —— geſetzlich beigelegt ſind, mit folgender Maßgabe 
nwendung: 


1) Die Regierungen find ermächtigt, Ortfchaften, welche bisher zu kei⸗ 
ner ———e enſchaft ge er haben, na näherer Borfhäit des 
% 2 einer le — 
2) Die nah den HS. 5 bis 7 der Verordnung vom 1. Juni 1833 
eingefegte Berwa — bildet den Borftand der Judenſchaft. 
3) Zur Aufnahme von Schulden, zur Anftellung von Droge en und zur 
Abſchließung von Bergleichen Aber Gerehtfame der Corporationen 
oder über die Subflanz des Vermögens ber —Xx — wie zur 
Aufſtellung des Verwaltungs⸗Etats und zu au etatemäßigen Aus- 
geben, ift die Genehmigung ber Regierung rderlich.“ 
eferent Graf von eher fe fodanu das Gutachten dazu): 
weiter 
Wenn hierdurch bie ‚alle emeine — rückſichtlich der Juden 


erörtert fein — ps leibt 
zweiten Ab it hes a nur Er: von —** Be In 
mungen, du ‚ weldde für die Zuben im Oro um Pofen 

a Genen Fine vn Jah 180 een 
ro um Poſen beiteben ſeit Dem Sabre organiſirte 
jüdiſche — — Ine für die g ltus⸗Angelegenheiten forgen, eigene 
öffentliche und von der Regierung beauflihtigte Efementarfchulen infpiziren 
und au erdem auch baden die Versi u. und en der erheblichen Schul. 
hr der polenfchen Suben Prob zu for ben. Dieje rühren faft alle 
en —R — Hy polniſchen Zeit her, und bie 
ubiger der Yubenf ind größtentheils whriftliche Kirchen und 
* ee — * orationen ee nicht davon befreit 
vieler tungen Am beforgen. 
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Außerdem befteht im Poſenſchen, nah dem Gefeb von 1833, der 
Unterfchied zwifchen naturalifirten und nichtnaturalifirten Juden, 
von welchem ſchon im Eingange geredet worden iſt. 

Die Abtheilung hat nun zunächſt erwogen, ob diefer Unterſchied noch 
beizubehalten fei. - Es iſt dabei zu beachten, daß die große Zahl nicht. 
naturalifirter Juden (von ungefähr 80,000 wurden bisher 15,000 
naturalifirt) meift ohne Vermögen iR und in früherer Se in fo gebrüdten 
und traurigen Berhältniffen lebte, daß auch die dürftigfte Volksbildung 
uud Erziehung nicht flattfand. Wenn auch nun feit dem Ihn 1833 für 
Schulen geforgt, Gerechtigkeit aud) gegen dieſe Klaffe gehandhabt und auf 
die Regelung ihrer Lebens- und a ale bingewirkt worven 
{ft und fich auch einiger erfolg dabei gewiß gezeigt at, fo liegt es doch 
in der Natur der Dinge, daß diefe früher in der That unglückliche Volks⸗ 
klaſſe in der kurzen Zeit ſeit 1833 noch nicht umgeftaltet und Daher be- 
fähıgt fein kann, diefelben Rechte auszuüben, welche dies Gefeh den Juden 
im Allgemeinen zugefteht. — Die Stände des Großherzogthums Pofen 
haben ım Jahre 1845 eine rege Theilnahme für die Verhältniffe der Juden 
an den Tag gelegt (Heft I. 1) pag. 19), aber doch nicht beftimmt ben 
Wunſch ausgeiprochen, daß der Unterſchied der Naturalifation durchweg 
aufgehoben werden folle. . 
* Abtheilung iſt daher einſtimmig der Anſicht geweſen, daß es für 
jetzt noch, 

ſowohl wegen der Corporations⸗Schulden, ale wegen der Nicht⸗ 

PU ii pr Ben ſa Großherzogth 
onderer geſetzlicher Beſtimmungen für die Juden des Großherzogthums 

Poſen — (# " aber auch der Anficht geweſen, daß 

1) abgeſehen von den Eorporationd » Verpflichtungen fein Grund vor- 

Itege, die Naturalifirten anders zu behandeln, als die Juden in den 

übrigen Provinzen der Monarchie, fondern daß fie diefen gleichzu⸗ 

ftellen find, und | 

2) daß es wünfchenswerth ift, die Wege zur Naturalifation zu ver⸗ 
mehren und zu erleichtern, damit es den bisher Nichtnaturalifirten 
bei gutem Verhalten möglich werde, auch die vollen Rechte der 

— 3 — Juden zu erhalten. 
on dieſen Geſichtspunkten ausgehend, hat die Abtheilung die Pa⸗ 
ragraphen des zweiten Abſchnitts geprüft und glaubt, daß dieſelben ver⸗ 
einfacht werben können. ferna nad d a 5 

er Eingang des &. AA dürfte hiernach nach der einflimmigen An- 
ſicht der — dahin zu fa fe fein: s 

„Die Vorfſchriften des Abſchnitts I. $. 2—14 (wegen Bildung der Sy⸗ 

nagogensBereine) finden auf das Großherzogthum Poſen mit folgenden 

Maßgaben Anwendung: 

m!) Die im Großherzogthum Poſen bereits beſtehenden jünifchen Cor⸗ 
porationen den ich in Zukunft zunähft nur auf die Kultus- 
und Schul-Berhältniffe der Juden; bleiben jedoch verpflichtet, 
ihre Eorporations- Verpflichtungen, nach den bisher hierüber 
ergangenen Beftimmungen, zu erfüllen und abzuwideln.- 

‚2) Die Regierungen find ermächtigt 2c.', 
fo wie ber Paragraph übrigens im Gejeg- Entwurf angegeben if. Nun 
wird auch bier ftatt: „Judenſchaft“ überall: „Synagogen-Verein‘ 
zu fa 2 fein. qm ’ i . 

it dieſer Moßgabe wird die je ragraphe „ 
antrat. ſ 08 Annahme biefes Paragraphen be 
arfhall: Wenn keine Bemerkung erfolgt, ift dem Antrag ber 
Abtheilung beigeftimnt. g erfolgt, iſt dem 3 
Freiherr von Maſſenbach: Ich wollte noch einige allgemeine Be⸗ 


merkungen hinzufügen, wenn mir das Wort dazu geflattet wird, jedoch 
nicht in Bezug auf den $. AA. 

Marfhall: Unter diefen Umftänden iſt der.$. 44 angenommen, 
und Herr v. Maffenbach hat das Wort. 

von Maf —X Es iſt neulich geäußert worden, ein Haupt» 
Grund, den Inden mehr Nechte einzuräumen, fei, daß man fie durch den 
Drad immer mehr in ihren Vorurtheilen befeflige, und, wenn man ihnen 
ale reiheit einräumte, fo würde man fie dadurch dem Chriſtenthume 
“näher bringen. Ich muß fagen, ich weiß nicht, was man mit dem Bor- 
urtheil gemeint hat, wenn man aber darunter den altteftamentarifchen 
Glauben meint, fo würde ich diefen Druck für einen Vortheil halten, denn 
ich halte es für vortheilhaft, wenn fie ihren aftteftamentarifchen Glauben 
bewahren, und ich glaube auch nicht, daß fie Durch die Freiheit dem Chriften- 
thume näher gebradt werben, weil fie dann nicht nur die fie en 
den Gefehe ummerfen, fondern auch nicht mehr an die göttlichen Ber: 
a zet werben, und das tft eine traurige Sache, denn dadurch 
entfernen fie fih immer mehr vom Chriftenthum, es iſt ihnen dann mit der 
hriftfihen Lehre nicht mehr anzukommen; der einzige Punkt, woburd es 
gelingen konnte, fie von der Nothwendigkeit der Annahme des Chriſten⸗ 

bums zu überzeugen, war der, daß in ihrem Geſetz gefagt ift, daß fie je 
den Punkt befoigen müffen, fonft feien fie verfluht. Sie müffen daher 
auch einfehen, daß es mit menſchlicher Kraft unmöglich iſt, und daß ſie 
des himmliſchen Erlöſers bedürfen und dadurch konnte man fie auf den 
Meflins verweilen. Der Unterichied zwifchen unferem und ihrem Glau⸗ 
ben war der, ob fie den für den Meſſias annehmen, den wir dafür annehmen. 
In den anderen Punkten fliehen fie in ihrem Glauben mit ung auf gleichem 
Boden, fie warten auf das Reich Gottes und wir au, fo gewiß als der 
Herr ın die Welt gefommen, fo gewiß wird er auch wiederfommen. 

‚,„ Marfhall (unterbrehend): "Es ift mir nicht Elar, welchen Bezug 
biefe Aeußerung auf den Abfchnitt des Gutachtens hat, den wir berathen, 
nämlich die Verhältniffe der Juden im Großherzogthum Pofen. 

von Maffenbah: Ich habe Iange auf den Augenblid gewartet, 
wo ich biefe meine Bemerkungen anbringen zu können glaubte, 

Marfhall: Wir le bei dem Gegenſtande der Berathung bleiben. 

von Maffenbah: ch würde mit meinen Bemerkungen ſchon zu 
Ende fein, wenn ich nicht unterbrochen wäre, und werbe mich kurz faflen. 

Marfhall: Jedes Mitglied muß fih dem parlamentarifchen Ge- 
brauche durchaus fügen. 

von Maffenbah: Wenn die Verfammlung der Meinung ift, daß 
durch die Einräumung bürgerlicher und politifcher Rechte den Suden es 
helfen werden könne, welche Ueberzengung ich dee nicht habe, fo möchte 
ih mich in diefer Beziehung der Juden im Großherzogthum Pofen an- 
nehmen. Sch gebe zu, daß fie auf einer geringeren Stufe der Kultur ſtehen, 
fie find alfo der Hülfe, wenn auch nicht würdig, boch derfelben um fo mehr 
bedürftig, und wer alfo der Hebergeugung ift, daß ihnen durch Berleihun 
äußerer Rechte gehoffen werben könne, ber müßte dafür flimmen, dab 
ihnen diefe Rechte verlichen würden. 

Graf York: Indem ich den erften Theil der eben vernommenen Rebe 
übergehe, da der Herr Fürft Marſchall bereits ausgefprochen hat, daß er 
nit zur Sache gehört, und indem ich mir vorbehalte, mich mıt dem Neb- 
ner bieferhalb in einem Privat-Gefpräch zu verftändigen, fo beantworte 
2 fogleich den letzteren und die Aufforderung, daß diejenigen, welde 

auben, tur die Ertheilung bürgerlicher und politiſcher Rechte an die 
Süden den Hebertritt derfelben zum Chriſtenthum zu erleichtern, für die 
Berbefferung der Juden im Pofenfchen eifrigft forgen müfjen. Ich erkenne 
biefe Bemerkung als richtig an und glaube, daß es auch die Anficht der 


\ 
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Abtheilung geweſen iſt, Alles zu thun, was für jetzt möglich iſt, den Zweck 

chleuni und pr dem —5— ege zu erreichen. 5 berlebe ie ein 

nterfchted, den ich glaube ausfprechen zu können, ohne daß die Berfamm- 
Inng mir zu große Feindfefi feit gegen die jüdiſchen Mitbürger vorwerfen 
wird, der Unterfchied nämlih, ob wir einen gebildeten Maun vollfländig 
emanzipiren wollen ober einem ungebilbeten, rohen, in Unfittlichleit be 
fangenen gleih mit vollen Händen Alles zuwenden wollen. Ich würbe 
darın ein Unrecht und eine Uebereilung erkennen, und fo fehr ich geneigt 
bin, Alles zu thun, um bie Juden in einen _befleren ER and zu bringen, 
fo lann dies doch nicht mit einem Zauberſchlage gefchehen, ſondern wir 
müflen uns an die befiehenden Verhältniſſe anfchließen. 


Referent Graf von Ibenpie (ie vor): 
4 [} } 
Desgleichen finden bie Borlgriften ber 58. 16 bis 34 Abſchnitt I. 
über das Rultuswefen, über die Armen- und Kranfenpflege, fo wie über 
bie Sul -Bingelegenbeiten und wegen ver Vorbereitung jüdifcher Knaben 
au einem nüslichen Berufe, auch bier Anwendung. iejenigen zübifchen 
chulen, welche nad $. 10 der Verordnung vom 1. Juni 1833 als öf- 
entliche jüdische Schulen errichtet worden find, bleiben als ſolche beſtehen, 
o lange nicht eine anderweitige Einrichtung von den Regierungen für 
nothwendig erachtet wird.‘ 
8. A5 des Gutachtens. 

„Eben fo einflimmig wird die Annahme des $. AS beantragt, jedoch 
ſelbſtredend ın der Art, daß alle in ver Abtheilung im erften — u 
einzelnen Paragraphen erbetenen Aenderungen eben fo auch für das Gro 

erzogthum Polen gelten, indem alle noch nöthigen Abweichungen in biefem 
—28 ausdrücklich bezeichnet werden ſollen.“ 

Dieſer Paragraph modifizirt ſich nicht nach dem, was bie Abtheilung 

vorgeſchlagen, ſondern was die Kurie bereits beſchioffen hat. 
—8 Wir fommen zu $. 46. 


Referent Graf von Idenplit die por): 


Die bisherige Unterfcheidung der jübifehen Bevölferung des Großher⸗ 
poathums Pofen in naturalifirte und nichtnaturalifirte Juden, fo wie bie 
araus Dee Verſchiedenheit der Nechte beider Klaffen, bleibt zur 


Zeit noch beſtehen.“ 
8. 46 des Gutachtens. 
„Der $. 46 wird zur Annahme empfohlen. B 
An dieſer Stelle dürfte aber nach einſtimmigem Beſchluß der Abthei⸗ 
lung ein Paragraph des Inhalts einzuſchalten ſein: 
„Die naturaliſirten Juden im Großherzogthum Poſen werben 
in allen Beziehungen — (unter alleiniger Ausnahme und Bor- 
behalt ihrer Verpflichtungen rüdfichtlih der Eorporations- Ber- 
bindlichleiten) — den in den übrigen Provinzen preupifgen 
Staates wohnenden Juden nach Maßgabe der in dem . 
ſchnitt enthaltenen Beftimmungen gleichgeftellt. Nach ãllung 
ihrer Verpflichtungen gegen die Corporation und deren S 
genießen he Daher au ver unbefchränften Freizügigfeit ın an 
deren Provinzen.’ 
‚. Alflo die circa 15,000 naturalifirten Juden und nicht die 65,000 
ao aralifirten werden ben Juden ber übrigen Provinzen glei 
eſtellt. | 


vom Marfgalt: Wenn Teine Bemerkungen erfolgen, fo kommen wir 
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Refexent Graf von Itzenplitz (üief vor): 


Ta Ned 
Zu den allgemeinen Erforberniffen der Naturalifation a 

1) ein fefter Wo af innerhalb des Großherzogthums Boten, 

2) völlige unbe oltenheit des Lebenswandels, 

3) die Fähigkeit und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Ange- 
legenheiten, Willens - Erlärungen, Rechnungen und dergleichen aus- 
ſchließlich der deutſchen Sprache zu bedienen. Bon diefem Erfor- 
derniß Fann der Ober-Präfivent auf den Antrag der Regierung dis⸗ 


enfiren. 
4) Die Annahme eines befkimmten Familien - Ramens. ’ 
on ‚AT des Öutahtene 

Die Abtheilung if einflimmig der Anficht, daß die durch bie Natura, 
Iifation erworbenen Rechte nicht, wie bisher, blos perfünlicher Natur fein, 
fondern auch ohne Weiteres auf die eheliche Defcendenz der Naturalifirten 
übergehen offen, und befchließt daher, zu beantragen, ben Eingang des 
9. AT ungefähr dahin zu faffen: rn 

ei den allgemeinen Erforbernifien der Naturalifation, infofern fie nicht 
h den ur ebeliche Ab 

u. ſ. w. 

Im Uebrigen wird der Inhalt dieſes Paragraphen zur Annahme 
empfohlen, und findet ſich rückſichtlich deſſelben nur noch ge bemerfen, 
daß nach 8. 38, und ba auch die polmifihe Sprache zu ben lebenden und 
im uf, ofen berechtigten gehört, biefelbe den Juden ge- 


ammung von Naturalifirten erworben ift, ge- 


et fein muß, und es nur barauf anfommt und nützlich erfcheint, 
daß die Juden des Großherzogthums auch der deutfchen Sprache mäch- 
8 ſug Der Paſſus 3 des $. AT wird daher ungefähr dahin zu faſ⸗ 
en fein: 
nn) Die Fähigkeit, fih in allen öffentlichen Angelegenheiten, Willens» 
Erklärungen, Rechnungen und —5 — ber beutfihen Spra bes 
dienen zu lönnen. Bon diefem Erforverniß fann jedoch der Ober: 
räfident rl Antrag der Regierung dispenſiren.““ 
Alſo: „ausſchließlich“ bleibt weg. 


Marfhall: Zu 9. 48. 
Referent Graf von Itzenplitz Leſt vor): 


9 30. 

Unter diefen Vorausſetzungen follen in die Klaſſe der naturalifirten 
Juden nur diejenigen aufgenommen werben, welche den Nachweis führen, 
re ihn ft oder Kunſt fi idmet haben und ſolche bergeftalt 

einer Wiflenfchaft oder Kunft fi gewi en und fo ge 
betreilen daß fie von HA Eehrage fih erhalten Finnen; 

ober ein ländfiches Grundftüd von dem Umfange befigen und felbft be- 
wirtbfchaften, daß daffelbe ihnen und ihrer Familie den hinreichenden 
Unterhalt fichert 

oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Ans- 
zeichnung betreiben, 

oder in einer Stadt ein Grundſtück von wenigftens 2000 Rthlr. an 
Werth und ſchuldenfrei und eigenthümlich beffken, 

ober Ban Ihnen aan Kal Bermögen von wenigflens 5000 Rthlr. eis 
genthümlich gehört, 

ober daß fie — Heerespflicht als einjährige Freiwillige reſp. dur 


[4 


& 
dreijährigen Dienft wirflih genügt und gute Führungs - Attefte 


erhalten. 
voder durch patristifhe Handlungen ein befonderes -Berbienft um ben 
Staat ſich erworben haben, © | R 


- 136 — 


oder endlich diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unferer Monarchie 
ihren Wohnfig ehem —* een s 
. —3 e utachtens. 
Bei $. 48 iſt zunächft zu bemerken, daß die Naturaliſation durch Mi- 
narbienft ein neu Qinzugefommener Weg iſt, der auf fehr ange- 
u meſſene Weife zur Raturalifation en und biefe erleichtern wird. 
mig 5 m diefe Wege noch zu vermehten, hlägt die Abtheilnug einftim- 
daß auch denen die Naturaliſation zu Theil werden möge, für welche ſie 
— auch ohne Vorhandenſein der übrigen, im $. AS er Skaflenen Baal 
gungen Fr von der antebehörbe in Uebereinftimmung mit dem Landrath 
i de ng erbeten w | Ö . 
nit can ann ird, und in fofern auch diefe Behörde da 
‚ierngch ift die Sache fo zu ſtehen gekommen, daß, wenn die hohe 
Sure die Vorſchläge der — und den Gef — biniat, ver 
: a in welchem fi die Nichtnaturalifirten befinden, durch die Natu- 
a ton der Juden fich in 10— 20 Jahren von felbft abgewickelt haben 
ird, indem fie durch den Militairdienft und andere Wege vielfache Gele- 
genheit haben, in das Keffere Berhäftniß überzugehen. 


Marfhall: Zu 4. 9. 
Referent Graf von Ipenplig a vor): 


Die Juden, weld: von ch. AB verlangten Nachweis führen, follen 
‚ von der Renicung bes Bezirks, in welchem fie wohnen, mit Raturalifa- 
tiond.Nusenten ve 2 ’ ’ 

TAI des Gutachtens. 
Decr 4. 49 wird zur Annahme empfohlen.‘ 
von Maſſenbach: ch Habe geſtern ſchon, wenn ich nicht irre, zum 
‚ 14 eine Bemerkung gemadt, die eigentlich hierher gehört. Wo näm- 
gehe t ft, daß der Vorftand das Drgan ift, durch welches Anträge 
ober (werden der Judenſchaft an die Stants-Behörve gelangen, da war 
mein Antrag Bahn gerichtet, daß fpäter die Befugniß, — naturaliſiren zu 
laſſen oder ein Zeugniß auszuſtellen, ob ein Mitglied der ae dazu 
fähig fei, nicht in die Hände der unteren Polizei-Behörden allein, fondern 
auch in die Hände der Vorſteher gelegt werden möchte, damit diefe gleich- 
zeitig an den Landrath berichten müßten. 
Referent Graf von Itzenplitz: Wenn diefer Antrag Unterflügung 
erlangen würde, ſo ... 
raf York, unterbrechend: Dieſer Antrag kommt zn fpät, es iſt 
fchon über diefen Gegenftand abgeflimmt, und wir find nun beim $. 49. 
Neferent Graf von Itzenplitz: Wenn ich nicht unterbrochen wor⸗ 
ben wäre, fo würde ich jett bereite — gefunden haben, das ver⸗ 
ehrte Mitglied aus Poſen darüber zu beruhigen. Dieſer Antrag würde 
egen das Prinzip verſtoßen, welches wir geſtern und heute aufrecht er» 
hie haben, denn ed würde dadurch den PVorftehern der Synagogen 
ereine eine politifche Bedeutung gegeben werden, denn das wefentlichfte 
politifhe Recht wird durch die Naturalifation herbeigeführt. Ih glaube 
aber, diefe muß durch die Obrigkeit gefchehen und haͤngt nicht alleın von 
der Obrigkeit ab, fondern geht vielmehr durch den — an die Re— 
gierung. Sie geht alſo durch drei Inſtanzen. Der Landrath wird gewiß 
die Unterbeamten fennen und wo er fie einſichtsvoll over zuverläſſig er— 
achtet, die Sache prüfen, ebe er Bericht erftattet. Daß alſo dadurch etwas 
verbefiert werden kann, wenn die jüdiichen Vorfteher mitzureden 
glaube ich hiernach, fo wie nah den Erfahrungen, bie id in Polen zu 
machen Gelegenheit: gehabt Habe, nicht. 


- 7 — 


mar ball: Wenn keine weitere Bemerkung erfolgt, fo kommen wir 
un 8. 30. 

’ Referent (lief die 89. 50 bis 5% des Gefeh - Entwurfs und die 
darauf bezüglichen Stellen des Gutachtens vor): 


9 IV. 
Ehefrauen nehmen an ben Rechten, welche ihre Ehemänner durch die 
NRaturalifation erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch 
nah Auflöfung der Ehe bis zur etwa eintretenden Verheirathung mit 
einem nichtnaturalifirten Juden. Geſchiedene, I den ſchuldigen Theil 
erflärte Ehefrauen’ verlieren die Iediglich durch ihre Verheirathung erwor- 
benen Rechte der Naturaliſation. 
8. 50 des Gutachtens 
wird zur Annahme empfohlen. Ä 
agegen wird an diefer Stelle, mit Rüdfiht auf die im Eingange 
diefes Abſchnitts von der Abtheilung vorgetragenen Beichlüffe und ven 
er eine geſetzliche Beſtimmung ungefähr folgenden Inhalts einzu- 
alten fein: 
„Die Rechte der Naturalifation des Vaters geben ohne Weiteres auf 
deffen eheliche Defcenvdenz über, fo daß es einer befonderen Raturalifa- 
tion für dieſe nicht bedarf." 


Die mit der Naturalifation verbundenen Nechte gehen ohne Weiteres 
verloren, wenn der Richter gegen einen naturalifirten Juden auf Verluſt 
der National» Kokarde erkannt del. Außerdem können jene Rechte der 
Naturalifation durch Plenarbefhluß der Regierung entzogen werden, fobald 
das Naturalifationd » Patent auf Grund wider befferes Willen gemachter 
unrichtiger Angaben erlangt ift, desgleichen in allen denjenigen Fällen, 
in welden nah $%. 16 und 20 der repidirten GStäbte - Drbnung vom 
17. März 1831 das Bürgerrecht entzogen werden muß oder von den Stabt- 
behörden entaogen werden fann. Gegen das die Entziehung feflfegende- 
Nefolut der Regierung iſt der Refurs an den Minifter des Innern zu» 
läſſig; derfelbe muß jedoch binnen einer 1Otägigen präflufivifchen Friſt nach 
Eröffnung des Nefoluts bei der Regierung angemeldet werben. 

&. 51 des Gutachtens. 

Der 9. 51 wirb von der Majorität der Abtheilung mit 6 gegen 1 
Stimme zur unveränderten Annahme empfohlen, wogegen von einer Stimme 
verlangt wird, daß den durch die Abftammung naturalifirten Juden im 
Großherzogtfum Pofen die durch die Naturalifation erworbenen Rechte 
entzogen werben follen, wenn nicht die unter Nr. 2 und A des 9. 47 an⸗ 
gegebenen Erforberniffe vorhanden find. 

. Die Majorität bat ſich diefem Antrage deshalb nicht angefchloffen, 
weil e8: 
1) wünſchenswerth ifl, eine Erörterung ex oflicio über jede folche Per- 
fon au vermeiden; 
2) die Unbefcholtenheit zu präfumiren ift und, wenn [eine bedenklich 
erſcheint, der Inhalt der in dem Geſetzes-Vorſchlage allegirten Pa⸗ 
ragraphen der Städte-⸗Ordnung ausreicht, um Unwürdige zu entfer⸗ 


nen; un 
3) die Annahme des Familien-Namens ſchon ſonſt nach dem Geſetz 
$. 38 erzwungen werben kann. ö 


. 92, 
Ueber diejenigen jüdifchen Einwohner der Provinz Poſen, welche fich 
ur Aufnahme in die Klaſſe der Naturalifirten noch ns eignen, find, wie 
bisher, vollftändige Verzeichniſſe zu führen. ! 


%. 33. \ ' 
Auf den Grund derſelben iſt von ber Drts-Polizetbehörbe jedem Za- 
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milien-Bater oder einzelnen volljährigen und felbftftländigen Juden ein mit 
der Nummer des Verzeichniſſes ve ebenes Certifikat Mu ertbeilen, welches 
infofern es Samilien umfaßt, die Namen der fämmtlichen Mitglieder der- 
Km enthalten muß und nach der jährlichen Reviſion mit einem Viſa ver- 
eben over berichtigt wird. 
| $. 52 und 53 des Gutachtens. 

Die $$. 52 und 53 des Entwurfs geben zu feiner Erinnerung Ber- 

anlaffung und werden anzunehmen fein. 


Alle noch nicht naturalifirten, mit Gertififaten verfehenen Juden find 
folgenden befonderen Befchränfungen unterworfen: 

a) Bor zurüdgelegtem 24ften Jahre ift ihnen die Schließung einer Che, 
wenn nicht ber Dber-Präfident in dringenden Fällen dazu befonbere 
Erlaubniß ertheilt bat, nicht zu geftatten. | 

b) Sie follen ihren Wohnfig in der Regel und mit Ausnahme der wei- 
ter unten unter c. angegebenen Fälle nur in Städten nehmen. Zu 
Gewinnung des ** Bürgerrechts ſind ſie nicht fähig. 

c) Auf dem Lande dürfen fie nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn 
e entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben 
elbft bewirthfchaften, oder wenn fie fih bei Iandlichen Grundbefigern 
als Dienftboten oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirth⸗ 

Ä Igaftigen Gewerbes, 3. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen. 

d) Das Schanfgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befonbe- 
ren Gutachtens der Drts- Polizeibehörbe hinſichts ihrer perfönlichen 
Dualification von der yeeglerung, jedoch niemals auf Lande, 
geftattet werben. Der Einkauf und Verkauf im Umberziehen iſt ih- 
ihnen unbedingt unterfa t. 

e) Dahrlehnsgeſchäfte d ven fie nur gegen gerihtlih aufgenommene 
Schuldurkunde, bei Strafe der Ungültigkeit, abfchließen. 

f) Schuldanſprüche derfelben für verfaufte beraufhende Getränfe haben 
feine rechtliche Gültigkeit. 

8. 54 des Gutachtens. 
Der $. 54 ift nach dem Untrage der Abtheilung anzunehmen und 
demfelben nur sub — hinzuzufügen: 

RB: bie Freizügig eit in andere Provinzen der Monarchie iſt ihnen nicht 

attet. 


8 

Es ift dies bisher ſchon nicht der Fall geweien, und es iſt wichtig, 
die Nachbar Provinzen he mit den Juden diefer Kategorie ge ſtark I 
bevölfern. Sobald fie fih auf einem der a bie Eee die Naturalifa- 
tion erworben haben, erhalten fie mit diefer auch die Freizügigkeit in an- 
bere Provinzen. 

ie Befchränfung ad a diefes Paragraphen wurde zwar von 3 Mit- 
ro * Abtpeifung angefochten, von der Majorität aber deren Beibe- 
ng befchloffen. 

Graf York: Ich bin in der Minorität in der Abtheilung geweſen 
und babe mich hauptfächlich von den Gründen, die ber Da Referent in 
der Abtheilung entwidelte, beftinnmen laffen, daß man dieſen Paraprappen 
annehmen könne. Es Hat eine üble Seite, daßg der Ober⸗Praſident davon 
bispenfiren Tann, es iſt dies ein perfönliches Ermeflen und nicht eine ge- 
| liche Entfcheidung, und ich halte es für beffer, diefen Paſſus ganz au 
digen, zumal der Fall nicht Häufig vorkommt, und wenn er vortommen 
follte, würde, wenn der Betreffende fonft ein rechtlicher Mann ift, es von 
feinen üblen Folgen fein. . 

Referent: Der Antrag des Herren Redners war auch der meinige, 
blieb aber in der Minorität, er ſich jr Nr. a., wo es heißt: 

„a) Bor zurückgelegtem 2äften Jahre iſt ihnen bie Schließung einer 


| 


Ehe, wenn nicht der Ober-Präfident in dringenden Fällen dazu be- 
fondere Erlaubniß ertheilt bat, nicht di. geflatten.’‘ 

Es iſt meine Meinung daß man oft Schwierigfeiten Haben wird, um - 
einen wirklichen geſchaͤftl Grund für die Dispenfation zu finden. 
Wenn ein 234 Jahre alter Jude den Ober Präfventen um bie Dispenfa- 
tion bittet, weil es für feine Verhältniſſe befier ift, was find da für ge- 
fihäftliche Gründe, e8 nicht zu bewilligen; ich habe wenigftens, wenn ich 
den Herrn Ober Präfidenten vertrat, die Dispenfation faft immer ertheilt, 
weil sch Seinen gefchäftlihen Grund hatte, es zu verfagen, und daraus 
fann man folgern, die ganze Bei ränfung wegbleiben kann. 

‘ ürſt W. Radziwill: Sch wollte bemerken, daß ich gegen den 
Punkt a. geweien bin, weil die Privat- Befugniß des Dber- Präfidenten 
mir zu weit zu gehen feheint; es möchte Veranlaffung geben, daß er per 
nefas umgangen wird, und ich halte ihn deshalb für im Geſezt nicht noth- 
wendig und zuläffig. 

raf Solmé⸗Baruth: Ein anderer Theil der Abtheilung iſt ber 
Anficht geweien, daß eine Beftimmung darüber wünfchenswerth wäre, weil 
eine Schließung zu frübzeitiger Ehen wefentlihen Bedenken unterliegt. 
Aus dem Brunde bat der andere Theil der Abtherlung dafür geflimmt und 
es für zweckm gehalten, DaB gerade der Dber- Präfident in folchen 
Fällen die Dispenfation ertheilen und eine Prüfung der Verhältniffe voran- 
gehen müßte, ehe die Dispenfation erfolgte. 

Graf York: Wenn dringende Fälle angeführt worben find, fo wird 
dies auf die fittliche Kührung nicht von dem beften Einfluffe fein, um bie 
Einwilligung des Ober» Präfidenten in gewiſſen Fällen, ich möchte fagen, 
beinahe zu erzwingen. 

ürſt B. Radziwill: ch trete ganz dem, was das geehrte Mit- 
lied aus Schlefien fagte, bei, indem ich darin gerade einen wefentlichen 
rund für bie beffere fittliche Kührung der Juden im Allgemeinen finde. 

Marfhall: Der Antrag der Majorität geht dahin, daß der $.54 a. 
beibehalten werben möge, und diejenigen Mitglieder, die diefem Antrage 
beiftimmen, würben dies Durch en zu erfennen geben. (Dies ge- 
fHieht.) — Die Berfammlung hat fih dafür ausgefprochen, daß der Punkt 


a. des $. 54 wegfallen möge. Graf von Zieten bat eine Bemerkung in 
Bezug jr den —** zu machen. 
raf von 


ieten: 8. 54 des vorliegenden Geſetzes entbält unter 
d. die Defiimmung, daß die nichtnaturalifirten Inden auf dem Lande nie⸗ 
mals und in den Städten nur mit Erlaubniß der Orts-Polizeibehörbe das 
Schanfgewerbe betreiben Dürfen. ch erlaube mir, Das Geſuch anzubrin- 
gen „ daß ben nichtnaturalifirten Juden unter feiner Pebingung bie Aus⸗ 

ung des Schanfgewerbes gewährt werden möchte. Nichts wirkt demo⸗ 
ralifirender, ale das Borbandenfein unendlich vieler ankftätten. Ich 
fprehe nämlich nur von Schleſien und muß zu meinem Bedauern erwäß- 
nen, daß ich viele Heine Städte kenne, in denen, gewöhnlich am Markte, 
fih eben fo viele Schanfftätten befinden, als Hänfer. Ich Fönnte meine 
Behauptung faktifch belegen. Es ftellt fich weiter heraus für denjenigen, 
der vom Standpunkte des praftifchen Lebens ans das gewöhnliche Voiks⸗ 
leben kennen zu Ternen Oetegenbeit hatte, dag in jũdiſchen Schanfftätten, 
gegenüber den chriftlichen, der Branntwein in größerer Onantität gegeben 
wird, daher dieſe den meiften an haben; ob er qualitativ beifer ift, 
ftelle ih anheim. Ausgehend von dieſem Standpunkte, halte ich es 

hierhaft, wenn den nichinaturalifirten Juden des Großherzogthums Poſen 
in irgend einer Weife das Recht eingeräumt werben ſoll, das Schanf- 
gewerbe zu betreiben. Wie gelagt, ich wiederhole mein gehorfames Gefuch 
und bitte, daß mir die hohe Kurie darin beiftehe, daß nfötnaturalifite Ju⸗ 
den unter Feiner Behvingung das ea betreiben dürfen. 


\ 
J 
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Referent Graf von Itzenplitz: Ich erlaube mir darauf aufmerk. 
fam zu machen, daß der Paſſus, den der geehrte Redner angefochten hat, 
wörtlih aus dem Geſetz von 1833 übernommen worden it. Wenn wir 
bem Antrage des geehrten Redners beitreten, fo würden wir eine neue Be- 
ſchränkung einführen, welche bisher nicht ftattgefunden hat. Alle anderen 
Beftimmungen, die wir befchloffen haben, gehen darauf hinaus, auch die 
Lage der nichtnaturalifirten Juden fo viel irgend möglich zu erleichtern. 
Daher ſcheint es mir bebentlih, wenn wir bier abweichen wollten. Die 
Mebelftände, welche nach dem Bortrage des geehrten Redners theilweis in 
Schleſien vorfommen, möchten fich us im Pofenfchen etwas anders ge- 
ftalten. % kann verfihern, daß die Regierung auf das äußerfte bemüht 
gemejen ft, die Schanfflätten zu vermindern, und ich würde wenigftens in 

uſpruch nehmen müffen, daß die Leute, welde ihr Schanfgewerbe bisher 
anf Eee Weife erworben und betrieben haben, nicht durch Entziehun 
der Konzeſſion in einen nahrungslofen Zuſtand verfeßt werden. ar 
mönte baber dem Antrage, daß diefer Paſſus verändert würde, nicht 
eitreten. Ä 

Graf von Zieten: Ich möchte doch bitten, daß mein Antrag zur 

Unterftü ung gebracht werde; es kann fein, daß derfelbe Feine Unterflügung 
ndet. Ich Tann mich doch aber meines Rechtes nicht begeben und wieder» 
ole daher meinen Antrag. 

Marfhall: 8 fragt fich, ob diefer Antrag Unterftügung findet? 

PR bat nicht Die erforberliche Unterftügung, um ihn zur Abflimmung 
zu bringen. . 
Es fragt fih, ob noch weitere Bemerkungen über 9. 54 zu machen 


Da dies nicht gefchieht, fo ift der Paragraph in feiner übrigen Faſ⸗ 
fung angenommen, und wir kommen nun zum nächſten —— 

Graf York: Entſchuldigen Sie, wenn ich unterbreche. Es iſt wohl 
—— nicht ausgeſprochen, daß auch die übrigen Punkte angenom⸗ 
men ſind. 

Referent Oral von Itzenplitz: Der Abfchnitt g. iſt ſchon vorhin 
von der verehrten Verſammlung angenommen worden. Ich habe hinzuge⸗ 
fügt, daß es ſchon früher fo geweien fei. 

Marfhall: Da gegen die übrigen Bulk bes Paragraphen feine 
entgegengejeäte Bemerkung gemacht wurde, jo war vorauszujeßen, daß fie 
angenommen worden find. 


Referent Graf von Itzenplitz (tiefe vor): 


ud. 55. 

Zu ihrer Verheirathung bevürfen nichmaturalifirte Juden eines Trau⸗ 
ſcheins, der ihnen von Seiten des Landraths fiempel- und foftenfrei er- 
theilt werben fol, fobald fie ſich darüber ausweifen, Daß fie Das 2Afte 
Lebensjahr erreicht gaben oder die Dispenfation des Ober- Präfldenten 
von diefer Beſchränkung beibringen.‘ | 
Das Gutachten lautet: 


„$- 59. 

Gegen den $. 55 ift nichts zu erinnern.” 

Diefer Paragraph wird gr Annahme empfohlen. 

Er wird fih durch den Beſchluß der hohen Kurie ad $. 54 a. etwas 
mobifiziren, denn wenn die Beſchränkung der Heirathen auf Perfonen über 
2A Jahre wegfällt und der Ober-Präfident die Dispenfation nicht mehr zu 
ertheifen bat, fo ift- Hierauf bei der Saffung Nüdficht zu nehmen. 


. OD, 
Bon den im Abfehnitt J. in Betreff ber bürgerlichen Verhältniſſe der 
Juden getroffenen Be immungen finden diejenigen des 
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9. 35 wegen Zulaſſung zu unmittelbaren und mittelbaren Staats⸗ Kom⸗ 
munal⸗ und akademiſchen Lehr⸗Aemtern ꝛc. und bes 
$ 37 wegen des Gewerbebetriebes 
auf die naturalifirten Juden des Großherzogthums Pofen, dagegen die Be- 
flimmungen der 
4 36 wegen ber fländifchen Rechte, des Patronats ꝛc., | 
. 38 wegen der Kamilten- Namen, aibrung der Handelsbücher ıc., 
39 wegen ber jüdiſchen Zeugen - Live, 
. AO wegen der bei Trauungen unter den Juden zu beobachtenden Vor⸗ 


ſchriften, 
. Al wegen der Ehen zwiſchen Inländifgen und den Juden, 
. 42 wegen der Nieberlaffung und des Aufenthaltes fremder Juden 
auf alle dortigen Juden Anwendung.” 

Das Gutachten lautet: 


„ 0 56. 
u 9. 56 beſchließt die Abtheilung einſtimmig, mit Rückſicht auf bie 
Berdtäns u $$. Al und de senbe Faſſung zu beantragen: 
„Bon den im Abfchnitt I. in Betreff ver bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
Juden getroffenen Beftimmungen finden diejenigen des 
$. 36 wegen der fländiichen Rechte, des Patronats und zc. 
4 38 wegen der Aamilien- Namen und zc. 
. 39 wegen der jüdifchen Zeugen» Eive, 
$. AO wegen der über die Verlautbarung jübifcher Ehen, 
.9. A2 wegen ber Reveriaffung fremder Juden und ꝛc. 
auch auf nichtnaturalifirte Juden Anwendung.‘ * 
Die übrigen Pofitionen würden wegbleiben.“ 
gi erlaube ich mir kurz zu bemerfen, daß die Abtheilung beantragt, 
den Paragraphen pure beizu halten und nur diejenigen Abänderungen 
angunesmen ‚, weldhe fih aus den ſchon gefaßten Beſchlüſſen von felbft 
en. 


Marfhall: Zu &. 57. 
Referent Graf von Itzenplitz (tief vor): 


9° ’ 

Die naturalifirten Inden bedürfen behufs ihrer Weberfievelung aus 
dem Großherzogthum Poſen in eine andere Provinz Unferer Monarchie 
fünftig nicht mehr einer befonveren Genehmigung Unſeres Minifters des 
Innern. Dagegen bleiben die bisherigen Beihränfungen in Betreff des 
Umzugs der nichtnaturalifirten Juden in andere Provinzen und ihres zeit- 
weiten Aufenthalts daſelbſt beſtehen.“ 

Das Gutachten lautet: 


„$- 57. 

Dur die Beichlüffe zu 88. A6 und 54 ift der 4. 57 entbehrlich ge⸗ 
worden und fann ganz wegfallen.’ 

Aus demfelben Grunde der Faſſung bleibt diefer Paragraph ganz weg, 
denn dasjenige, was beizubehalten iſt, kommt ın einem früheren Paragra- 
phen vor, der fhon genehmigt if. F 

28 
In Betreff der Schulden der jüdiſchen Corporationen und deren Til⸗ 
gung, wie hinſichtlich der Verbindlichfeit zur Ablöfung der Eorporations- 
erpflichtungen, verbleitt es überall bei den beftehenden Borfchriften und 
Anordnungen. Das feftgeftellte Ablöfungs-Kapital fann von den Regie- 
rungen im Wege der adminiftrativen Erecution beigetrieben werden.‘ 
Das Gutachten lautet: 


‚8. 58. 
Der $. 58 wirb zur Annahii? empfohlen.“ 
(Es begehrt Niemand das Wort.) 
‚ 1 
| 
\ 


\ 


. 89. 
In Betreff ver Perf onenſtanb de Hesifier find die beſtehenden Verord⸗ 


nungen in Anwendung zu bringen.“ 
Das Gutachten lautet: 


8. 59. 
Dieter Daragıany wird jetzt nach den Anträgen der Abtheilung dahin 
zu faffen fein: Ä 
die Führung der Perfonenftande- Regifter der Juden erfolgt in 
der ganzen Monarchie durch den perfönl: en Richter.’ 4 rfolg 
Es erſcheint dies um fo mehr gerechtfertigt, da bei allen Nachlaß⸗ 
und vielen Prozeß⸗Sachen diefe Regiſter die Baſis bilden müſſen. Behufs 
ber Militair-Aushebung werben die Gerichte den Landraͤthen Auszüge mit- 


theilen können.’ 
(Es erfolgt feine Bemerkung.) 


Alle von den vorfie enden .im Abſchnitt I. und U. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen abweichenden allgemeinen und beſonderen Gefebe werben hiermit 


außer Kraft geſetzt.“ 
" Das Gutachten Tautet: 


8. 60. 
Der $.60 iſt durchaus not wendig; es erfcheint nur wünfchenswerth, 
ihn recht beſtimmt und nach Anficht der Abtheilung etwa dahin zu faflen: 


N eg von ben vorfiehenben, in Abſchnitt I. und Il. enthaltenen 
n 


. 


ungen abweichenden allgemeinen oder befonberen Geſetze 

eſtimmungen werben hiermit außer Kraft geſetzt, fo daß 

die Juden als le feinen anderen Befchränfungen als den iu 
‚ biefem Geſetz ausdrücklich ausgefprochenen unterliegen.‘ ' 

Dies ſcheint mir fehr wichtig, denn über die Verhältniffe der Juden 
iebt es verſchiedenartige Provinzial» Gefeggebungen in fehr verſchiedenen 
ee Bennen Füberer Länder u. dergl., is bag wir, wenn nicht 

eine ſolche Beftimmung gemacht wird, ben Zwed, daß bie Juden feiner 
anderen Beichränfung unterliegen follen, als dies Geſetz vorſchreibt, nicht 
erreichen werden. 


von Quaſt: ch erlaube mir die Bemerkung, daß die Beflimmun- 
gen wegen Nichtgültigfeit einer Ehe zwifchen Juden und Chriſten gewiſſer⸗ 
maßen burch bieten uſatz auch außer Kraft gefeht werden könnten, was 
aber boch durch die vorige Abſtimmung nicht ausgefprochen werben folite 


Marfhall: Es gilt dies nur von Beſtimmungen, welche ſchon 
bisher in Kraft find. > ſtimmungen, 


dert on Duaft: Wenn aber bier gefagt wird, fie würden außer Kraft 
8 
‚ Marfhall: Es können damit doch nur ſolche Beftimmungen ge- 
meint fein, welche hierdurch wirklich getroffen werden. Nach ber ren 
Abftimmung würde aber über diefen Gegenftand ger nichts in das Geſetz 
genommen werben, und der angeregte Zweifel fcheint mir aufs voll 
ftändigfte im voraus. erlebigt zu fein. 
von Quaſt: Ich erlaubte mir nur die Bemerkung, weil mir ber 
—— F— ver Abtheilung zu exkluſiv erſchien, fo daß dadurch vielleicht die 
Aufhebung folder Beftimmungen ausgefprochen werben könnte, welche nicht 
in Berathung geweſen find. . 
Marfchall: / Ich glaube, daß viefe Vorausfegung nicht begründet iſt. 
Bir kommen nun zu 9. 61. 


I 
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Referent Graf von Shenpti (tief vor): 


Unfere Minifter der geifttichen ıc. Angelegenheiten und des Innern 
haben wegen Ausführung diefer Verordnung das Erforberliche zu ver- 


anlaflen. 
De Pe des $. 61 erfcheint fo nützlich, als unbedenklich. 
Marigall: Da nım der Gegenfland biefer Berathung erledigt iſt, 
fo verlaſſen wir ihn. | 


11° 


mM. | 
Die Verhandlungen ber Kurie der drei Stände 
über die Emancipationsfrage der Juden. 





Sigung der Kurie der drei Stände 
am 14. Juni. 


Marfhaltl: Die Abtheilung hat in ihrem Gutachten (pag. LI.) au 
eine Formen Krane aufgeſteilt, nämlich die: ob es nicht —2 {Hr 
bürgerlihen und kirchlichen Verhältniffe der Juden in befonderen Abfchnit- 
ten zu behandeln. Diele Frage wird ſich nicht eher beantworten laffen, 
als bis wir auf die materiellen Beflimmungen eingegangen fein werben. 
Es if von dem Herrn Referenten der Vorſchlag gemacht worden, von ber 
allgemeinen Beiprechung abzufehen und geh au die einjelnen Paragra- 
phen einzugeben. Ich Babe allerdings nicht die Abficht, uber ges 
meine und die Grundſätze irgend eine Frage zu flellen; ein Jeder wirb 
ch aber, wenn wir zur Beantwortung der einzelnen Fragen komme 
ber die Grunbfäge eine Meinung gebildet haben müflen, und babur 
wird eine allgemeine Beſprechung um fo mehr nöthig fein. Da mehrere 
Redner ſich zu einer ſolchen bereits gemeldet haben und ich ihnen nicht 
das Wort zu entziehen wünfche, fo werde ich fie nach der Reihe aufforbern. 
Bunt gebe ih dem Herrn Abgeorbneten von Byla als Korreferenten 
or | 


Rorreferent von Byla: Schon in dem Evikte vom 11. März 1812. 
iſt Mar und deutlich die Tendenz ausgefprochen, durch einen nähern An- 
N Iuß der Juden an bie Shriften bie Juden zu _veredeln, ihre ſeparatiſti⸗ 

en Geflunungen zu vertilgen und fie dem Staat immer nüßlicher Au 
machen. Diefe Tendenz hat das Gouvernement auch fpäterhin verfolgt; 
im Jahre 1824 erfihien eine Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre, datirt vom 
29. April, worin angeorbnet ift, daß fammtliche Provinzial-Landtage darüber 
ebört werben follen, ob und welde Vorſchläge fie ——8 der beſte⸗ 
* Geſetzgebung über die en erhältniffe der Tuben vorzu⸗ 
ringen haben. Leider erfolgten hierauf in den Jahren 18241827 Feine 
ünftigen Erklärungen von Seiten der Provinzialftände, vielmehr fpra 
ch leder mehr oder minder dahin aus, daß allerdings im Jutereſſe 
riſtlichen ‚Deoölferung Einfhränfungen in den Rechten der Juden ſtatt⸗ 
uden müßten. Die Befesgebung ging auf diefe Vorſchläge nicht voll⸗ 
ändig ein, fondern ordnete nur in Pofen die dortigen Verhältniſſe ber 
uden durch bie Verordnung vom 3. Juni 1833, wogegen in den übrigen 
Prooingen nur einzelne einfchräntende Beftimmungen erfolgten. Unverfenn- 
ara ber hat ſich von jener Zeit ab der Zuſtand der Juden bebentend verändert 
und gewiß verbeflert. Hierüber hat fih die Stimme des Volles wieber- 
olt laut ansgefprochen; aber 390 im Jahre 1845 erklärten ſich ſchon von 
PYrvovinzial⸗Landtagen5 für weſentliche Erweiterung ber Rechte der Par 
den, 2 baranter —* für gänzliche Gleicpfleflung derielben mıit ben 


I 


# 





— 16 — 


Unterthanen auch gleiche Rechte mit den chriftlichen Unterthauen genie 
und a einen Ausnahmen hiervon follen in dem Dornen Gehen! 
aufgenommen werben, welche gegenwärtig noch im allgemeinen Staats 
Iniereſſe erforderlich erfcheinen. Diefe Ausnahmen können fih aber nur 
entweder auf unfere gegenwärtigen Zellverhältuiffe beziehen oder auf vie 
ganze beſtehende Geſetzgebung bes Staates in ber Juden, und 
wir werben gewiß bei richtiger Würdigung biefee Ber iffe, diefer Ge⸗ 
[ee finden, welche Ausnahmen auch gegenwärtig noch aufrecht zu erhalten. 
enn wir aber eine nachhaltige Slcihhelung der Juden mit deu Ehriften 
erreichen wollen, dann ich für durchaus nothwendig, Ausärberfi bie 
Haupt⸗Schranken, welche jetzt noch zwiſchen den Juden und Chriſten in 
unferem Staate beſtehen, niederzureißen, damit wir ein freies Terrain er⸗ 
halten, um hierauf das nene Gebäude errichten und für Die Juden eine 
neue affung gründen zu Eöunen. Kür ſolche Schranken erfenue ich 
namentli ende: erſtens die beſtehenden beſonderen Corporations⸗Ver⸗ 
nden in een Beziehung; zweitens die beſonderen 






“ Re aber nicht, daß der jetzige Augen lick dazu geeignet iſt; um eine 


ch 
könnte, daß das Edikt vom 11. März 1812 bei der Prüfung des vorlie- 
genben Geſetzes F Grunde zu legen. Wenn nun ber den Redner dieſe 
a fit gu It, ſo freut es mid, daß wir in biefer Hinſicht übereinge- 


m 
Referent Sperling: Der Referent kommt dadurch in bie ubelfte 
Rage. Ks ante einen, als fei ein Referat ungenau, und hoch iſt * 
* fo. Ich glanbe, der Streit, der ſich zwiſchen beiden Herren um bie 
eine Stimme erhoben hat, wirb ſich hiex ohne die Berhanblungen der Ab⸗ 
es Tower entfcheiden laffen, und ich ſchlage vor, wir überlafien ihn 
eiben a 
Varſchall: Da dieſer Gegenſtand für die Beratung unerhebli 
iſt, fo werben wir —— Hinwet An „ Hung unerheblich 
Abgeordn. Pl gemann: Deine Herren! Im der Stadt, die ich 
zu vertreten habe, Kind ſchon feit langen Jahren die Inden zu Stadtver⸗ 
orbneten und ähnliähen ſtädtiſchen Aemtern gewählt worden, und fie haben 
ſtets ihre Pligtend tren und gewiflenhaft erfällt, und bei einem Aufrufe 


| 


zur Wohltpätigfeit waren fie nie bie Testen. Ich Habe noch vor wenigen 
Tagen Briefe aus meiner Heimath erhalten, aus denen ich erfuhr, daß 
ein jübifher Kaufmann Getraide zu einem fehr billigen Preife an feine 
armen Mitbürger verfauff hat. eine Herren! Mit die Juden fo ihre 
ee erfüllen, kann man ihnen feine Rechte vorenthalten, und ich muß 
aljo für das Gutachten der Abtheilung flimmen. oo 

si abgeorbn. Schumann (wird von der Verfammlung am Vorleſen 
ebindert). 

s Marſchall: Zur Erklärung dieſer Sache muß ich daran erinnern, 
- daß die Bitte an Se. Majeſtät geſtellt worden iſt, das Reglement möge 
die Beftimmung erhalten, daß diejenigen, welche ber deutihen Sprade 
nicht recht mäßtig find, ablefen dürfen.- Wenn der Herr Abgeordnete 
felbft erklärt, dvaß er der deutfhen Sprache nicht mächtig ſei, fo wird bie 
Berfammlung diefe Beitimmung wohl vorläufig gelten laflen. 

Abgeordn. Schumann (lieft die Rede): eine Herren! Ih ger 
höre zu denjenigen, welche auf unferem Provinzial-tandtage die Emanci⸗ 
pation unferer Juden verfochten, welche bier bie völlige Gleichſtellung 
aller Juden mit den Ehriften beantragt Jaben. "Darum fei es mir ver- 

Önnt, bier einige Worte — einmal ın Betreff der pofener Juden insbes 
efondere — ſodann in Betreff ver im Geſetz⸗ Entwurfe ausgefprochenen 
Ausfchließung aller von beinahe allen Hemtern — einer hohen Berfamm- 
Jung vorzutragen. Br 

In erfterer Hinficht, nämlich was die Beſtimmungen des Entwurfes 
im $. 44 und den folgenden über die pofener Juden anbetrifft, fo will 
und fann mir ein zureihender Grund für den bort ausgefprocdhenen Uns 
terſchied nicht einleucdhten.. Man wird mid ob diefer meiner Anficht zum 
wenigften keiner Befangenheit zeihen. Ich war in meinen jüngeren Jah⸗ 
ven ein Gegner der Juden und geftehe es an dieſer feierlihen Stelle 
gem offen, Daß ich mich damals getänfcht, von meinem Borurtbeil gegen 

ie ae bin. ch wei es wohl, daß unfer Oropbergnothum 
beinahe die Hälfte aller Juden der ganzen Monarchie zu ihren Bewohs 
nern zahlt; auch will ich es nicht in Abrede ftellen, daß ein großer Theil 
unferer Juden in Nüdficht auf Bildung denen der übrigen Landestheile 
nachſteht. Nichtsdeftoweniger Tpreche ih fo meine innigfe Heberäeugung 
audı daß fie die durch den Gefeh- Entwurf bezweckte Zurückſetzung nic 
verdienen. 

- Das Gutachten bes Ausfchuffes Seite 35 fpricht ſich hierüber fattfam 
aus. Wenn nun das Gouvernement ſelbſt einräumt, daß die Berorbnu 
som 1. Juni 1837 vie Juden im Großherzogthume gehoben, fo barf ie 
einen Widerfpruch damit Darin finden, 

daß man gie beffenungeachtet zurückſetzen will. 

Hat jene Verordnung fo wohlthätige Folgen gehabt, fo möchte daraus 
weiter folgen, daß der der Verordnung — 3 — Zuſtand ein Zuſtaud 
war, den unſere Juden nicht verſchuldet haben, ſondern daß derſelbe durch 
ihre bis dahin gedrückte Stellung bedingt war. 

Weg alſo mit fernerer Beſchränkung! Man ſtelle fie den übrigen 
Juden gleich, und. fie werben ſich dieſer nun nicht mehr zu verſagenden 
Gleichſtelung werth und würdig erideifen. 

, Ju meiner langjährigen Erfahrung babe ich, der ich inmitten von 
Heinen Städten mit zahlreicher jüdsfcher Bevölkerung wohne, Gelegenheit 

ehabt, fie in meinem Baterlande näher kennen zu lernen. Ih habe ges 
unden, daß fie, was Sittlihleit und Bildung anbetrifft, im Allgemeinen 
unferer chriſtlichen Bevölferung nicht nachfiehen. Sie find, fo wendet man 
ein, verfchmigt, fie find dem Schaper, dem Wuchgr ergeben, fie richten 
hiermit den chriftlihen Bewohner zu Örunde. Dies befürchte ich nicht, 
denn giebt es auch allerdiugs fehlechte Juden, fo giebt es dergleichen Sub- 


. 
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jekte auch unter anderen Religions⸗ und Stammgenoſſen. Daran hat aber 
weder Religion noch Abkunft ſchuld. Der bisherige gedrüdte Zuſtand der 
Juden erklärt Alles. Erlangen die Juden dasjenige, was ihnen von Got⸗ 
tes und Nechts wegen gebührt — Gleichſtellung mit den übrigen Bewoh⸗ 
nern des Staates — fo werben ſchlechte Juden eben fo gebrandmarkt un- 
ter ihnen felbft daſtehen, wie es bei den Nicht-⸗Juden der Fall iſt. Bei⸗ 
läufig geſagt, darf nicht unerwähnt gelaffen werben, wie bie Juden viele 
gute Eigenſchaften haben, welche ihnen die Chriſten ablernen mögen; de⸗ 
ren Nüchternheit, Sparſamkeit, Mitleiven für ihre Armen und Kranfen 
find nahahmungswertd. — Werden fie den Chriften gleichgeftellt, fo wer⸗ 
den fie fih als deren Mitbürger anfehen und wahre Näcitenliebe auch 
gegen dieſe üben. — Ich meine, daß wir die beiden Hauptgebote: 
„Liebe Gott und deinen Nächſten“ 

diefe beiden Grundpfeiler des Chriſtenthums, — aus dem Indenthum her- 
haben, und wir handeln nicht riftlich, wenn wir die Juden darum zu⸗ 
rüdfegen, weil fie Juden find. Sie waren und find unfere nädten 


en. . 

line mancher Chriſt in Kolge der Gleichſtellung — und weil er, 
wie man fagt, nicht fo verſchmitzt, fo gefgeibt fei, wie der Jude — bei 
dem Vebergange des Letzteren in ein gleides Verhaͤltniß mit den Chriften 
in Nachtheil kommen. Es kann dies der Fall allerdings fein. Aber hat 
die bisherige untergeordnete Stellung dergleihen Webelftände zur Folge 

ehabt, fo darf ich dreift behaupten, daß gerade bie Gleichftellung berglet- 

en Webelftände befeitigen wird. Denn der Menſch, welcher feinen fitt- 
Iichen Werth um fo mehr fühlt, als er änßerlih und vom Geſetze aner- 
fannt wird, wird gerade darum eine höhere fittlihe Würdigung zu erſtre⸗ 
ben bemüht fein im Herzen und in Thaten. . 

Die Geſchichte hat es aufbewahrt, — wie ich dies in meiner Petition 
näher ausgeführt, daß die Juden in den erſten Jahrhunderten der chriſt⸗ 
Iihen Zeitrechnung mit den Chriften gleicher Rechte und Ehren genoffen. 
Sie waren alfo deffen werth und werth befunden zu einer Zeit, als eine 
andere Religion — Kultus möchte ich jagen — an die Stelle der ihrigen 
trat. Es lebten alfo Chriſtenthum und Judenthum friedlich neben einan- 
der. Diefe Thatfache ſteht, wie gefagt, gefchichtlih feft, und es würde 
mir nicht ſchwer fallen, den Beweis zu führen, daB erſt dann — ale es 
eine herrſchende Kirche gab — es auch beberrfihte, unterbrädte Kirchen 

ab, woraus ſich auch in Bezug auf den vorliegenden Gegenftand gar Bie- 
es, wo nicht Alles, erflären laßt. 

„Ich bin Chriſt und gehöre der Kirche an, deren Haupt in der lebten 
Zeit auch in Rückſicht der Nicht-CHriften, der Juden insbefondere, in ſei⸗ 
nen Verordnungen und Handlungen Grundſätze ausfpricht, welche ich bier 
mit meinen ſchwachen Kräften zu vertheidigen ſuche, und ich würde glau⸗ 
ben, bie Pflicht eines Ehriften nicht zu erfüllen, wie es recht ifl, wenn ich 
hier meine Stimme zu Gunften derjenigen — deren Bäter unfere Bor- 

änger im Glauben an den einzigen Gott waren — zu erheben Bedenken 
agen follte. Dies in Bezug auf meine pofener Juden. 

Abgeoron. von Gottberg: Als ich meine ben vorliegenden en⸗ 
ſtand betreffende Petition einbrachte, ging mein Antrag dahin, das Edikt 
vom Jahre 1812 auf die ganze — Monarchie angewendet nnd bie 
darin unerfüllt gelaffenen Beftimmungen ausgeführt pre eben. Nachdem 
ſeit dieſem * en Geſetze ein Zeitraum von 35 Jahren verfloſſen 
war, fonnte ich nicht annehmen, daß bie Regierung eines Staats, welder 
ber Staat der Intelligenz und des Fortfchrittes genannt wird, beabſichti⸗ 
gen würde, ein Gefeg zu erlaffen, in welchem noch fihärfere Abſonderun⸗ 
gen herbeigeführt werden follten. Ein ſolches Gele hätte mir zu fehr 
mit den Forderungen und dem Geifte der Zeit im Widerfpruche gefchies 


nen, und ich habe es für Haupt⸗Aufgabe ber Geſetzgebung gehalten, mit 
dem Geifte der Zeit in Einklang zu bleiben. Der vorliegende Geſetz⸗ 
Entwurf bat mid) vom Gegentheile —ãA er bat mir die Ueberzeu⸗ 
gung verfhafft, daß afferdings eine fıhärfere Abfonderung der Juden be» 
abfihtigt worden if. Ich kann nicht glauben, meine Herren, daß unter 
Ahnen eine Sympathie für diefe Beftimmungen, welde einen offenbaren 
Rückſchritt enthalten würden, Fuß faffen könnte. Ich kann dies um fo 
weniger glauben, als ich vollfländig die Motive zu einem derartigen Rück⸗ 
fhritt vermißt habe. Es hätte ın ver That eines bündigen Nachweiſes 
beburft, daß die Juden in ihrer intellektuellen und moraliſchen Aus! ‚bung 
in diefen 35 Jahren zurüdgegangen find. Ein folder Nachweis ift nid 
verfucht, viel weniger geführt worden. Denn daß es unter den Juden 
ſchlechie Leute giebt, fann für mich fein Grund fein. Ich habe nicht ge- 
glaubt, daß die Geſetzgebung ihre Grundſätze von dem fehlechteren Theile 
es Volkes abnehmen und auf den befferen anwenden müßte. Mit dem 
Gutachten der Abtheilung nehme ich daher an, daß das Diinimum, was 
den Juden ‘gewährt werben muß, in dem Edift von 1812 zugefichert ift, 
Daß aber die darin enthaltenen offnungen und Verheißungen erfüllt wer⸗ 
den müflen. Das Edikt vom Jahre 1812 enthält eine el@räntung in 
Bezug auf politifhe Rechte infofern, als die Juden nicht zu Staats⸗Aem⸗ 
tern gelaffen werden follen. Dies ift fpäter abufive ausgedehnt worden 
auf die Kommunal⸗Aemter nnd Lehr⸗Aemter. Es enthält in 9. 39 infos 
fern eine Hoffnung, als gefagt ift, es follten die Kultus. und Unterrichts, 

erhältnifje Tpäterhin unter Zuziehung von Sachverftändigen, d. h. von 
kenntnißreichen Juden, regulirt werden. Wenn die erfteren Befchränfun« 
gen aufgehoben und dieſe Tegteren Verheißungen erfüllt werden, dann, 
laube ich, wird der Jude nichts weiter von der Gefebgebung zu wünſchen 
habe as den erfieren Theil anlangt, nämlich die politifchen Rechte, 
o hört man bavon fprechen, daß die Juden noch auf einer zu niedrigen 
Stufe der firtlihen Ausbildung ſiehen. Meine Herren! Ich weiß nicht, 
was ich von einem fo allgemein geftellten Urtheile halten fol. So weit 
ih die Juden fenne, find fie mäßig in ihren Genüffen, nicht ausſchwei⸗ 
end, tugenphaft in Heilighaltung der Familienbande. Ich wüßte feinen 

ebler, den ich unter meinen chriſtlichen Mitbürgern nicht eben fo fehr 
inde. Der einzige Borwurf, den man ihnen macht und der zum Theil 
einen a Schein von Wahrheit für ſich hat, ift der, daß fie in ihren 
Geſchaäften mit chriſtlichen Mitbärgern zum Betruge und zum Eigennutze 
geneigt find. Uber, meine Herren, ich frage: Iſt dies ein Fehler, der mit 
der judifhen Nationalität und dem jüdiſchen Glauben nothwendig verbun« 
ben iſt? Iſt es nicht vielmehr eine Folge der Behandlung, welche ihnen 
bisher zu Theil geworden iſt? Man kann fich nicht wundern, daß eine 
Nation, welcher die edlen Berufsarten abgefchnitten waren, ſich vorzugs⸗ 
weife auf den Handel warf. Wenn es aber überhaupt ſchwer if, im Han- 
del en und unerlaubten Bortheil eine Gränze zu ziehen, 
fo iſt es natürlich, daß das gegen die Juden berrfchende Borartei ihnen 
vorzugsweife den Vorwurf des unerlaubten Gewinns machte. Wenn alfo 
der Borwurf, durch welchen bier eine Befchränkung der Inben motivirt 
wird, mehr eine Kolge der bisherigen Behandlung und durchaus nicht mit 
der jübifchen Nationalität und dem jüdifhen Glauben verbunden iſt, fo 
glaube ich, bleibt der Geſetzgebung nichts übrig, als das bioperige Syſtem 
in ändern, nämlich das Syitem der bisherigen Abſchließung. Denn wie 
Önnen fie fih einer ebleren Geiftes-Anftrengung bingeben, wenn die eb» 
leren Berufsarten ihnen verfchloffen find? Man gebe ihnen Staats⸗ 
Aemter, dann wird fich zeigen, daß fie mit hohen Beiftesgaben ausgerüs 
ſtet und vollfiändig befähigt find. Ich halte es aber, andy für eine För⸗ 
derung ber —*8 gegen die chriſtlichen Staatoberohner, daß dieſe 


Kapazitäten zur Anwendung getegt werben. Die Juden haben vorzugs⸗ 
werfe Neigung zu geiftigen Befchäftigungen, darum werfen fie fih beim 
Mangel anderer Berufsarten auf den Handel; fie wollen feine Förperliche 
Defäftigung, und wenn man ihnen bie geiflige verfagt, was follen fie 
anfangen enn ich alfo den Einwand einer niederen moralifchen Stufe 
nicht gelten laſſen Tann, vielmehr dies als ein Motiv für mich anfehe, es 
auch für eine Förderung der Gerechtigfeit gegen bie eheiRlipen Mitbür⸗ 
ger halte, daß ihnen politiſche Rechte eingeräumt werden, fo frage ich: 
welchen Nachtheil, welchen Schaden wird der Staat davon haben? Sch 
habe mich vergebeng bemüht, derartige Nachtheile aufzufinden; es hat mir 
aber nicht gelingen wollen. Es ift gefagt worden, es würde das chrift- 
liche Element im Staate gefährdet, und die Aufrechthaltung des riftli- 
hen Elements fei in einem chriftlihen Staate nothwendig. Aber mir 
fheint es mit dem Begriffe des Staats in abstracto nicht unumgänglich 
verbunden zu fein, daß feine Mitbürger zu einer beflimmten Religion ge- 
ören. Mit dem Begriffe des Staats „in abstracto” verbinde ich nur 
en Begriff des Rechts. Mit diefem Begriffe ift nothwendig der Begriff 
der Ordnung verknüpft. Diefen Begriff der Ordnung in feiner höchſten 
poten verlange ih in dem Gebiete der Religion und in dem ber Sitt⸗ 
ichkeit. — In der Religion gelange ich dann zu dem Glauben an Einen 
Gott; in der Moral zu der Monogamie. 

Wer fich zu diefen Prinzipien _befennt, der bat auch das Hecht ber 
vollſtändigen Anerkennung von unferer Seite. 

Wenn ich dies auf die Juden anwende, To muß ich befennen, daß fie 
auf derfelben ra Stufe a wie die Chriften. Sie müflen alfo 
bei ah ichten auch gleiche Rechte in Anfpruch nehmen bürfen.. Eine 
andere Gefahr hat man darın erblickt, daß man, weil den Juden eine 
gewifle Beharrlichkeit in Berfolgung ihrer Zwecke eigen iſt, gefürchtet hat, 
bag die Juden bie Chriften aus den Memtern verbrängen, und daher balb 
eine zu große Anzahl von Juden zum Nachtheil der Chriften in den Aem⸗ 
tern jteben würden. Aber e glaube nicht, daß dies ein Grund ift, dem 
man mit Recht eine Wichtigfeit beimeffen kann; ich kann nicht annehmen, 
daß 16 Millionen Ehriften die Konkurrenz von 200,000 Juden zu fürchten 
brauchten. Ich kann auch nicht die Beforgniß theilen, daß unter diefen 
Juden fo viele Kapazitäten fein werben, daß dadurch ihr Meberfluß in ben 
Staatsftellen herbeigeführt würde. Wäre aber unter ben Juden die Ka⸗ 
pazität in ſolchem Umfange vorhanden, hätten wir uns dann nicht Glück 
zu wünfchen, daß wir eine ſolche Menge von Kräften nicht ferner mehr 
unbenupt gelaffen hätten? Man hat ferner gefagt, es ftände zu befürd- 
ten, daß eine ‘Menge von polnifchen Juden, welche jetzt in einer Pro⸗ 
vinz find, fih dann über den ganzen Staat ergießen würden. Aber, meine 
Seen, wenn Sie es wirklich als einen Nachtheil betrachten, daB viele 

uden an einem Orte wohnen, wollen Sie dann dieſen Nachtbeil auf 
einer einzigen Provinz laſten laſſen, ift es nicht der Gerechtigkeit ange» 
meflen, daß wir fämmtlich dieſe Laſt tragen, wenn fie eine Laft ift? (Hei⸗ 
terleit und Beifall.) — Doc, meine Herren, wenn ich gefagt babe, es 
fehle an einem Motiv, fo habe ich nicht außer Acht gelafeen, daß es ein 
großes Motiv gibt, mit dem man diefe Beſchränkung der Juden begründen 
will. Das ift nämlich, das allgemeine VBorurtheil, wahrlich auch der ein⸗ 
zige Grund, welcher ſich mit Recht dafür anführen läßt. Das Vorurtheil, 
welches und von Kindesbeinen an eingeimpft ift, was in ven Schulen ge 
nährt wird, und das zu überwinden dem Erwachfenen fo ſchwer fällt, 
biejes ift es allein, mas einer günftigen Löſung diefer Frage entgegeniteht. 
Aber wenn wir e8 ale ein Borurtheil anfeben, folglich für ein ungerechtes 
Urtheil, follten wir dann nicht Alles aufbieten, um biefes Vorurtheil aus⸗ 
aurotten? Der Bereinigte Landtag, diefer Vorkämpfer des Landes auf 
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jedoch mit einer Ausnahme; die folgenden Paragraphen, im Gegenſatze 
einem allgemeinen Grundſatze, befaffen 19 mit den einzelnen Rechten u 
flipten der Yuden. Die meiften und legten konſtituiren Judenſchaften, 
nd- rein abminifirativer Natur und gehören meines Erachtens gar nicht 
n das vorliegende Geſetz. Zur Beurtheilung der ganzen Juden» Angeles 
enbeit ift es bringenb nothwendig, daß bie Berfanmlung ſich beftimmte 
ragen vorlege und bei Beantwortung. derfelben ſich eines Prinzips bes 
wußt werde, von dem fie ausgehen wıl. Dann finden fich die einzelnen 
Paragrappen von felbft. In biftorifcher und politifcher Beziehung ftehen 
aur due Fragen zur Erörterung, die eine tft: Welche Stellung gewährte 
bie bisherige Geſetzgebung den jübifhen Untertbanen? Die zweite ift: 
Welche Aenderungen in ihren Berbältniffen würde der neue Gefeh- Ent- 
wurf eintreten laſſen, oder kürzer: Wie ift es, und wie foll es werben? 
Was die erſte Krage betrifft, fo kann es unmöglich Aufgabe der hohen 
Berfammlung fein, fih auf die verfchiedenen —— Drbnungen einzu⸗ 
laſſen, welche für die einzelnen Provinzen erlaſſen find; ich glaube, es 
find deren 18. Diefe Arbeit würde eben fo umfaflend als nudlos fein 
and zu feinem anderen Nefultate führen, als die nie berweifelte Wahrs 
eit erbhärten, daß vor Allem jeder Geſetzgebung Einheit Noth that. 
ür unferen Zwed genügt es, die Grundlage zu erfaffen, von welder 
die frühere Geſetzgebung ausgegangen ift, und zu erforichen, ob der nene 
Gefep-Entwurf auf diefer Grundlage fortbaut, wie er wollte oder wie er 
wenigftens follte. Diele Grundlage findet fich in zwei Geſetzen, in ber 
Städie⸗Ordnung vom Jahre 1808, welche den Tuben in Beziehung auf 
das Stadtregiment größere Rechte gewährte, und in dem fogenannten ae 
den⸗Edikte vom 11. März 1812, welches für alle Theile der Monardie, 
wie fie im tilfiter Frieden begränzt waren, erlaffen wurde. Dies Geſetg 
war ber erfle großartige Schritt, die mittelalterliche Abfonderung dieſes 
Boltsftammes zu befeitigen, und wurde von der gefammten Judenſchaft 
mit unendlihem Jubel, mit Enthufiasmus begrüßt. Durch das Geſet 
von 1808 wurbe der Jude Stadtbürger, durch das Edikt von 1812 Staats⸗ 
bürger, da ihm biefes in Bezug auf Befähigung zum Lehrftande, auf 
Grunderwerb, auf Gerichtsftand beinahe gleiche Rechte mit den Chriſten 
einräumt, eine ſchöne, frohe Zukunft in nahe Ausficht ftellend. So kom⸗ 
men wir zu der zweiten Frage: Beabſichtigt der vorliegende Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf bie gebotene Hoffnung zu verwirklihen, und welde Aenderung bes 
weckt er in den jüdilchen Berhältniffen? Eine Haupt Eigenthümlihleit 
iefes Geſetz⸗Entwurfes ift unftreitig diefe, daß er die Bahn der früheren 
Geſetzgebung infoweit verläßt, als er die Juden in beftimmte Iudenfchaften 
abfondert. Die Abficht des Geſetzes kann dabei unmöglich eine andere 
fein, als Hegung und Pflege des jüdifchen Kultus, fteht aber fo in direl⸗ 
tem Widerfpruche mit jeder bürgerlichen Verſchmelzung und Gleichſtellung. 
Der Jude En ude bleiben in der ganzen gebäffigen Nebenbedeutung des 
Wortes, und weil er Jude bleiben fol, kann cr feine Anfprüce maden 
auf gleiche Rechte mit den Chriften. So verftiehe, fo erlenne ih aber 
mein Chriſtenthum nicht, fo Löft der Staat, der ſich fo gern, fo vorzugs⸗ 
weife einen chriftlichen nennt, feine Aufgabe nicht. (Bravoruf.) 
Wenn das Geſetz von 1812 den Juden Hoffnung auf Emancipation 
gewährte, der vorliegende Gefep-Entwurf vernichtet dieſe Hoffnun wieder, 
vernichtet ihre ftaatliche Geltung, vernichtet ihre Anfprühe auf Heimats⸗ 
rechte, ein Recht, welches wir felbftiven Berbrechern nicht entziehen wollen, 
denn wir haben gegen die Deportation geftimmt. Unmittelbare Fol 
dieſes Gefep-Entwurfes kann nur bie fein, daß fi ein Staat im S 
mit gefonderten Zweden bildet, eime jüdiſche Enklave im chriftlihen Ge⸗ 
meinweſen, und eine folde kann nur Haß hegen und hecken. Mir I 
nur zwei Möglichfeiten denkbar: entweder die Juden find in ihrem gefons 
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berten Bolld, und Stammbewußtfein_unfere Feinde, oder fie find es nicht. 
Brun wir aber auch annehmen, daB die Juden unfere Feinde find, fo 
will ich zu unferer eigenen Ehre nicht unterfuden, warum fie es find. 
Allein gegen meine Feinde kenne ich nur zwei Schugmittel: entwebe® ich 
muß meine Feinde vernichten, oder ich muß fie mir zu Sreunden gewinnen. 
(Lebhaftes Bravo.) Unfere Borältern, praltifh und energiſch, wie fie 
waren, haben ben erfteren Weg, den Weg der Bernichtung, mehrfach ein- 
ufchlagen verfucht; fie Haben aber ihr Ziel nicht erreicht. Bon Titus dem 
834 an, der den Juden zwar ihr Vaterland rauben, ſie ſelbſt aber 
nicht vernichten konnte, haben auch die Beſtrebungen ſpäterer Zeit, meiſt 
von unten ausgehend, nur dazu gedient, den Haß der Unterdrückten gegen 
die Unterdrücker zu ſchärfen, die Juden immer feſter an einander zu kitten 
und fie dadurch zu fräftigen. Die milderen, weniger energifchen Beſtre⸗ 
bungen ber neueren Gefesgebung ‚ dahin zielend, die Juden flaatlich und 
rechtlich zu fefieln, haben nur dazu gedient, uns felbft geldlich zu unter« 
jochen, weil alles Dichten, Trachten und Streben diefes von der Ratur 
jo reich bedachten Stammes nur, auf den einzigen Brennpunlt, auf ven 
andel und den Gelderwerb, gerichtet fein konnte. Ich glaube, es bedarf 
einer weiteren Gründe mehr, warum ich ber Berfammlung nicht vors 
ſchlagen Tann, das erſtere ‘Mittel, den Weg der Vernichtung, zu_ ergreifen; 
uns bleibt das leichtere, das menſchlich fchöne Mittel übrig, unfere Feinde 
daburd zu befiegen, daß wir fie zu Freunden gewinnen. ine halbe 
Maßregel wird jedoch nie diefen Zwed erreichen. Jedes nene Recht if 
eine neue Waffe, eine vergrößerte Gefahr für uns. Der Fremdling kann 
nur dann mein Freund werden, wenn er mir Fein Fremder mehr ıfl, wenn 
ih ihm die Heimat biete, nach welcher feine Seele verlangt, wenn gleiches 
Recht und gleiche Pflicht gleichesintereffe, gleiche Liebe erzeugt; ich aber 
befenne, bad die Juden als ſolche unfere Feinde nicht find, unfere Zeinde 
nicht fein können. Wenn ich ihre fittliche, ihre politifche und religiöfe 
Anfhanungsmweife ind Auge fafle, fo ſtellt fih mir diefe Nothwendigkeit 
nit dar. Wie ein geehrter Redner vor mir bereits erwähnt hat, iR in 
ihrer ſittlichen — nichts enthalten, was dem Geſetz der Liebe, 
dem Geſetz der Gerechtigkeit zuwider wäre. Die Reinheit und Lanterkeit 
ihres Familienlebens beweiſt ihre ſittlichen Zuſtände und dürfte wohl mit⸗ 
unter von den Chriſten beneidet werden. 
Was die politiſche Anfchauungsweife betrifft, fo ſcheint fie mir friedfer⸗ 
er, konfervativer Natur zu fein; doch als es galt, den aus der Römer- 
eit ber fprüchwörtlihen Muth der Juden zu bewerfen, da haben fie ihn 
ewiefen; fie haben mit uns gefochten, mit uns und für uns geblutet, 
und fo finde ich nichts, was die Juden als folhe zu unferen Feinden ſtem⸗ 
elte. Wenn fie aber unfere Keinde nicht find, nt fein köunen, fo geſellt 
* ber Unzweckmaßigkeit des bisherigen Rechtoverhältniſſes ein noch 
—* Uebel, das der Ungerechtigkeit, und fo erklaͤre ich mich gegen jede 
Bar e, gegen jede eingefchränfte Emancipation, gegen jebe Trennung der 
Rechte und Pflichten der Juden von denen der Ehriften, ich fordere, daß 
die Juden zu jeder Stellung im Staate, zu jeder Erwerbthätigkeit, zu 
jedem Alt der sung mit den Chriſten berechtigt fein follen. 
Wenn ich jedoch für eine uneingefchränkte Emancipation fiimme, fo 
febe ich gug ein, daß dies Verhältniß nicht einſeitig fein kaun; es wuͤrde 
eine große Inkonſequenz darin liegen, wollten wir unſererſeits die Juden 
emanzipiren und ed ihrerfeits geftatten, in der flarren Iſolirtheit zu 
verharren, in melde die frühere Geſetzgebung fie eingegwängt; dies würbe 
ein Privilegiren des Judenthums fein. Die Juden müſſen die Hand an- 
nehmen, die wir ihnen bieten; fie follen ihren Glauben behalten, aber fie 
follen ihren Aberglauben, ihren Irrglauben fallen laſſen. 
Wenn ide Blande die Juden von den Chriften fcheibet, fo kann es 
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Grunde fiegenben Prrnaip abzuweichen? Ich bin nach dem, was von ber 
Minifterbant gefagt ift, zu einer noch en Veberzeugung gebracht wor» 
den, als dies nach Deröfefumg bes Geſetzentwurfs und der Denffchriften 
bereits geſchehen, daß allerdings in dem vorliegenden Gefegentwurf eine 
Abweihung von jener Geſetzgebung erblidt werben muß; neben einigen 
fehr wenigen Zugeftändniffen, glaube ich, gebt der vorliegende Befegent- 
wurf von den großen Prinzipien ab, durch welche die Geſetzgebung vom 
Sabre 1812 geleitet ift, und ich füge meiner Weberzeugung in Bezug a 
das, was der Königl. Kommiffar gefagt bat, hinzu, daß ver Gefepentwurf, 
wenn feine Annahme beliebt und derfelbe zum Geſetz erhoben werben 
foflte, eine Verlegung ber in der Bundesafte den Juden ertheilten Ga⸗ 
rantie felbft involviert. Sch bin überzeugt, daß die Juden in den alten 
grosinjen, in denen das Geſetz von 1812 Geltung bat, ſich mit Recht 
eim Bundestage befchweren können, daß die Bundesalte in Bezug auf 
e in dem Getegentwunf verlegt ıft, und ſcheint es mir We dag wir 
biefer Beziehung die Bundesalte nicht als ein Bündniß der Fürften 
unter einander, fondern als das jegt gültige deutſche Staatenrecht betrach- 
ten, und daß wir daher wohl erwägen müffen, bevor wir ein Gutachten 
über den Gefegentwurf ausſprechen, ob überhaupt ein folder Geſetzent⸗ 
wurf in diefer Beziehung mit jenem Staatenvertrage in Einklang zu 
bringen ifl. Was die Sade felbft betrifft, fo glaube ich, daß das Prinzip 
der Religions- nnd oa I eine armfelige Taäuſchung bleiben 
muß, fo lange es nicht dahin gelommen ift, den Juden bie vollfommene 
bürgerliche und politiſche Freiheit einzuräumen, und glaube, daß dies im 
eigenen Intereſſe liegen muß, anzanehmen und auszuſprechen. ie dieſe 
roße und wichtige Angelegenheit durchgeführt werben fol, ift Sache ber 
erwaltung, und ich räume ein, baß uöthige Borfihtsmaßregeln, welde 
das Eindringen fremder Juden, namentlich der polnischen und galizifchen, 
verhindern, genommen werden müſſen. Ich glaube, wir müffen alle dies 
jenigen Juden, welde jegt in unjerem Baterlande wohnen, volllommen 
berechtigen und befähigen, die Stellung einzunehmen, bie fie das Recht 
aben, zu fordern. Gleiche Rechte, gleiche Pflichten folite der Grundfaß 
ein, von dem wir antgehen ‚ und welcher allein in dieſer Frage maßge⸗ 
end ſein darf. Ich gen e demnad und werde mein Botum bahn abges 
ben, daß der I ntwurf, fo wie, er ift, und wie er fpäterhin in ein» 
einen Paragraphen unferer Berathung vorliegen wird, nicht möge der 
rone dur Annabınv empfohlen werden, fondern daß einfach die 99. 9 u. 39 
des Edikts von 1812 zur Erledigung im Iegislativen Wege und in Bere 
einbarung mit den Ständen gebracht werben mögen, und daß dann nichts 
mehr umd nichts weniger als das ganze Geſetz vom Jahre 1812 in der 
gefammten Monarchie eingeführt werden und bie Orundgefebgebung (en 
ie ifraelitifchen Preußen bilden möge. Ich behalte mir vor, in dieſem 
Sinne ein Amendement einubringen. 

Abgeoron. Werner: Es ift keinesweges meine Abficht, durch eine 
längere Rede noch für die Emancipation der Juden hier 5 forechen am 
afferwenigften, nachdem meine innigfte Mebergeugung mit fo beredten Wor- 
ten von — 535 — ednern hier anegeſproen ſt. Ich, will nur kurz zu⸗ 
re Del was mich bewogen hat, eine Petition bei dem Bereinigten 
Landtage für volkämbige Emancipation der Juden einzubringen. Es iſt 
erftens bie allgemeine Menfchenpflicht, es ift zweitens die Ehriftenpflicht; 
warum bie allgemeine Menjchenpflicht es exforbert, if ebenfalls fchon 
genugfam erläutert worden. 

ie Chriſtenpflicht aber gebietet e8 um fo mehr, daß wir aufere 
Mitbürger nicht unterbrüden, denn eines der erſten chriſtlichen Belege 
faat ung: Liebet eure Feinde, und es tft uns auseinandbergefegt worden, 
I: die Juden nicht einmal unfere F find; um fo mehr mäffen wie 
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ſtamm, der e8 — daß er ſeine Kapitalien gut anzulegen und 
—* Zinfen davon zu en veriteht. Ich bitte, ſuchen Sie feine Ironie 
meinen orten. a Manche der Meinung find, daß gerade die 
yedenı bie im Geldſachen ihre Kräfte fo gut zu nügen und dadurch manche 
briften zu —— — gewußt haben, auch dieſes Kapital der Rechte 
fo wügen werden, daß fie die Chriſten ans per Stellungen heraus⸗ 
drängen mödten, fo muß ich doch dagegen anführen, aD Die Eiferfucht 
fih darauf gründet, daß wir fie bisher als Keinde angefehen haben, und 
. daß wir daher ein gewilles Recht, ihre Thätigleit gegen uns zu kehren, 
bei ihnen voranefepen mußten. 
Wenn wir dagegen bie Inden durch Gewährung gleicher bürgerlicher 
Rechte zu den Unfroen machen und fie in den Schooß unlerer Wationas 
lität aufnehmen, dann werden fie, was fie erwerben, wicht zu ihrem be= 
onberen, fondern zu unfer Allee Erwerb machen, ihr Erwerb wird uns 
en zu Gute kommen. Diefer Gewinn aber wird bebeutend fein; es 
wird ein Bewinn intelligenter Kräfte fein. Ich bin weit entfernt davon, 
meine Herren, nicht Ar wünfchen, daß die Juden in den Schooß der Chris 
ſtenheit eintreten möchten, aber ich glaube, daß der einzige Weg, den wir 
einſchlagen können, dies Ziel zu erreichen, nur der ift, daB wir fie zu den 
Unfrigen maden. Nehmen wir fie zu Brüdern anf, fo bin ich überzeugt, 
und traue es der Kraft des Chriſtenthums zu, daß e6 das Judenthum 
überwinden werde; aber die Unterbrüdung, bie fie bisher erfuhren, konnte 
I durch anderthalb taufend Jahre wicht zu Chriften machen und wird 
auch ıu abermals taufend Jahren nicht ju Ehrilten machen. Nur auf 
dent Wege bürgerlicher Gleichſtellung dürfen wir hoffen, bie Juden für 
die Wahrheit des er zu gewinnen, bie ich für fd erhaben über 
dem Jndenthum halte, daß fie nur durch Druck und Verfolgung den Jus 
den verbunfelt bleiben konnte. 

Aus diefen Gründen entfcheide ich mich für alle diejenigen Gutachten 
ber Abtheilung und ihre Fractionen, weide ſich Pi vollflommene Gleich» 
Rellung der Juden und gegen die in der Königlichen Propoſition enthalte 
nen Beſchränkungen ausiprechen. . 

Abgeordn. — Meine Herren! Auch "meine Anſicht über das 
vorliegende Geſetz konnte nicht lange zweifelhaft erfcheinen, nämlich daß 
m dem vorliegenden Befeh- Entwurfe den Juden fchon lange befeflene 
Nechte gefhmälert und verlümmert werben follen. Der Meinungsfampf 
über das Maß der bürgerlichen Freiheit, welches man den Juden zu ge⸗ 
währen gefonnen ift, eat fih fo vielfach ausgeſprochen, daß man weder 
anf der einen, noch auf der anderen Seite herausfinden fann, wo bie 
rechte Meinung liegt. Die Denkſchrift, welche dem vorliegenden Geſetz⸗ 
Entwurf beigegeben ift, weift auf die Erflärungen ber Provinzial-Randtage 
der Jahre 1824 bis. 1827 Hin, welche folgendermaßen lauten: 

„Die ſpeziellen Borfchläge der acht ProvinzialsLandtage in Bezug auf 
bie erforberlich geachteten Beſchränkungen waren mannigfacher Art 
und zum Theil Het eingreifend in die bürgerlichen Verhältniſſe der Ju⸗ 
den, namentlih in Bezug auf Freizügigkeit und Bewerbebetried. Es 
fonnte kaum gehofft werden, daß es der Geſetzgebung gelingen werde, 
den Wünfhen der Stände zu entfprechen, ohne der bundesgefeglihen 
Vereinbarung zu nabe zu treten und den Juden durch Entziehung der 
Dee eingeraumten Rechte zugleich die Mittel einer Berbefferung ihres 
andes anf eine bedenkliche Weiſe zu verlürzen.“ 
chon oft ift von dieſer Stelle jener großen Zeit gedacht worben, aus 
welcher ſich alle die herrlichen Geſetze herdatiren, die uns jent noch ers 
euen; auch das Editt vom Al. März 1812 verdankt feine Entſtebung 
er Zeit, und die Inden nennen e6 ihre magna charta. Die Bundes» 
Alte enthält Folgendes, was ich mir gleichfalls erlaube, Ihnen vorzuleien: 
12° 
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„Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine 
möglichft übereinftimmende Weiſe die bürgerliche Berbeflerung der Be⸗ 
fenner des jüdifchen Glaubens in Deutfisland zu bewirken fei, und 
” wie infonderheit venfelben der Genuß der bürgerlihen Rechte ge» 
en die Uebernahme aller een in den Bundesftaaten ver» 
haft und gefichert werden köͤnne. Jedoch werden den Delennern 
diefes Glaubens bis dahin die denfelben von den einzelnen 
Bundesftaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten.” 
- Hält man nun die Städte-Orbnuug vom Jahre 1808, das Edikt von 
1812 und diefen Paragraphen des Bundesgefeges zufammen, fo muß man 
eingeftehen, daß die Rechte, welche bier in diefen Befegesftellen allegirt 
ind, den Juden nicht mehr entzogen werben fönnen. Die Stände-Ber- 
ammlung bat es als eine ihrer höchſten und heiligſten Pflichten erkannt, 
dem preußifchen Volke die Rechte zu wahren, die es beſaß; es iſt daher 
auch ihre Pflicht, den jüdiſchen Unterthanen des prenßifhen Staates die 
Rechte zu wahren, vie fie bisher befeflen, denn auch die Juden bilden ei⸗ 
nen Theil des preußifhen Volles. Will man über den Meinungslampf 
ein richtiges. Urtheil fällen, fo muß man den Örtlihen Standpunkt auf 
kurze Zeit verlaffen und fih auf einen erhabeneren Stanppunft ftellen. 
Scon oft iſt von bier aus auf jene praftifchen Staats-Einrichtungen von 
England, Franfreih und Nord⸗Amerika hingewiefen worden; in jenen Län- 
bern befigen ſchon feit langen Jahren die Juden alle bürgerlichen Rechte, 
und es wird dort Niemand nad feiner Religion, fondern nur nad feinem 
Berhalten gefragt. Laſſen Sie uns daher dem Beifpiele jener großen 
Völker auch in der Art folgen, Iaffen Gie die Juden alle die Rechte ge- 
nießen, die fie vermöge ihrer Pflichten und ihrer Stellung im Staate zu 
enießen würbig find. ch glaube, daß nur ans Ehe eine Beſchräu⸗ 
ng der Juden hervorgehen kann; dieſe Vorurtheile müſſen endlich ſchwin⸗ 
den, und ich glaube, wir können um fo unbeforgter daran geben, wenn 
wir uns vorbehalten und fagen: die Juden follen gleiche Rechte mit ung 
Bench, fo Tange fie fih derfelben würdig zeigen! Dann, glaube 
ich, find alle Beforgniffe en da die Juden die Chriſten jemals über- 
flügeln könnten. 8 Schließe mid daher nicht nur in allen Punkten dem 
vortrefflihen Gutachten der Abtheilung an, fondern glaube auch, die hohe 
Berfammlung werde es als cinen Alt der Toleranz vor ganz Europa aus⸗ 
fprechen: dab der Drud der Juden aufgehört und fie bei gleichen Pflich- 
ven aus gleiche Rechte mit ihren hriftlichen Mitbürgern in Preußen ha- 
en ſollen. 

—5 Neumann: Meine Herren! Es hat ſich bis jetzt noch 
keine Stimme gegen die Gleichſtellung der Juden vernehmen laſſen, und 
ih kann mich daher wohl überheben, weiter auf die Gründe für die Eman- 
eipation der Juden einzugehen, und erlaube mir, nur auf die eine befou- 
dere Anfiht aufmerffam zu machen, die vieleicht noch nicht die allgemeine 
Berüdfihtigung gefunden hat. Wenn man von der Emancipation der Ju⸗ 
den ſpricht, fo denft man an den einzelnen Aft der Geſetzgebung, durch 
welchen diefelben alle politifhen und bürgerlichen Rechte erhalten follen. 
Diefer Anſicht kann ich mich nicht anfıhliegen; ih bin vielmehr der Mei» 
nung, daß die Smancipation der Juden bereits in der vollſtändigſten Ent- 
widelung begriffen it und es befonders darauf ankommt, fie einem ange⸗ 
meffenen Ziele zuzuführen. Es kann nicht bezweifelt werben, daß die 
Juden fi) bereits von ſelbſt emanzipirt haben. Sie haben die ifolirte 
Stellung, in der fie fich früher befanden, aufgegeben, fie find aus der 
ausſchließlichen Gemeinſchaft mit ihren Glaubens genoſſen herausgetreten, 
und fo weit nicht Religions⸗Verhaͤltniſſe in Frage ſind, legt ihre Religion 
Shnen Bein Hinderniß in den Weg, ſich den weltlichen Berhältniffen hinzu» 

geben, mitpin auch gute Staatsbürger zu werden. Daher iſt es denn ge- 
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tommen, baß fich die Juden, anch ihren chriftlichen Mitbürgern gegenü 
wenigfene bem gebildeten Theile derfelben, ebenfalls emansipert — 
Die Scheidewand, die zwiſchen Juden nnd Chriſten beſtanden hat, iſt in 
Hinfiht auf den gebildeten Theil_der Ehriften längft gefallen, und es han- 
delt ſich aljo nur noch um eine Emancipation dem Staate gegenüber, und 
da der oberfte Zwei des Staats in Erfirebung einer mö ben vollftändis 
en Humanität befteht, fo follte man glauben, daß diefer heit feinen er⸗ 
eblihen Schwierigkeiten unterliegen könne. Gleichwohl finden wir fa 
überall das Gegentheil, und der vorliegende Befeg- Entwurf beweift dal- 
felbe. Ich glaube diefem Geſetz⸗Entwurfe entgegenftellen zu können, daß 
er den früheren Drud gegen die Juden erneuert, daß er die Scheidung 
wifhen Ehriften und Juden auf ewige Zeiten binaus fortfest und ven 
Juden Rechte entzieht, die fie nach der früheren Geſetzgebung bereits ge⸗ 
habt haben. Was den Drud gegen die Juden betrifft, fo wird man da⸗ 
mit einverfianden fein, daß berielbe in früheren Jahrhunderten materiell 
härter war, aber je weiter die Civiliſation fortgefritten iſt, um fo mehr 
muß er den Juden moralifch fühlbar fein. Die Scheidung von ihren 
chriſtlichen Mitbürgern wird dadurch feftgeftellt, daB man nur den Juden⸗ 
ſchaften eigene Rechte der hriftlihen Bürger- oder Staatsgemeinde gegen- 
über cinräumen will, nicht aber den einzelnen Juden, wie bereits in dem 
Abtheilungs⸗Gutachten ausgeführt worden. 
Ä Es wird alfo 3. B. der Jude, der in früherer Zeit als Stadtverord⸗ 
neter in Oemeinſchaft mit den übrigen Stadtverordneten die Stadtgemeinde 
vertreten hat, von jeßt ab nur die Judenſchaft in der Stadtgemeinde ver» 
treten. Daß der Entwurf den Juden endlich Rechte entzieht, ift bereits 
ausführlih von hier aus entwidelt worden. Ich erlaube mir noch darauf 
aufmerkſam Fi machen, daß der Entwurf zwar ben Juden geftattet, ihren 
Unterhalt fi zu erwerben, und ihnen in biefer Beziehung gleiche Freiheit 
Be wie den Chriften; daß er ihnen aber gerade die Theilnahme an 
dem höheren Staatsleben entzieht, dies it es, was den gebilveten Theil 
ber Juden am meiften verlegen muß. Ich kann mich daher nur dafür 
ausfprechen, anf Grund des $. I des Entwurfs die größtmögliche Gleich⸗ 
Rellung eintreten zu laſſen. 

Adgeordn. Dittrih: Meine Herren! Als ih am fchönen, am beute 
fhen freien Rhein ftudirte, trat ich zum erftenmale in nähere Berührung 
mit Juden, Damals erfannte und bedauerte id, warum nicht denjenigen, 
bie ich da in ihrer geiftigen Tüchtigkeit und Gefinnung lieben und achten 
gelernt hatte, — warum nicht denjenigen daſſelbe Streben zu Theil wer 
den durfte, wie mir, nämlich das, fih zu Staats-Nemtern befähigen zu 
fönnen. Seit jener Zeit haben fi die Stimmen über die Emancipation 
der Juden durch die Stände-Berfammlungen in den Jahren 1825 nnd 
1845 ausgefprochen. Es hat fi in diefen Heußerungen weſentliche Ver⸗ 
fchiedenheit gezeigt, es bat ſich gezeigt, in welchem Grade ſich die Anſich⸗ 
ten im Berleute der Zeit geändert haben. Es find in den Petitionen ber 
Stände-Berfammlungen derjenigen Provinzen, in welchen bie meiften Ju⸗ 
den wohnen, die gen fien Outachten abgegeben worden, wogegen aus 
der Provinz, in welcher fich die wenigften aufhalten, in der Provinz Sach⸗ 
en, das für die Juden am wenigften günftige Gutachten eingegangen ill. 

ch glaube, daß darin ein weſentlicher Beweis für die Juden enthalten 
iſt. Das, was der Herr Landtags» Rommiffar heute ausgefprochen bat, 
daß nämlich Feine wefentliche Differenz und Divergenz zwiſchen dem Gou⸗ 
vernement und den Ständen in dieſer An efegenbeit fein werde, iſt mir 
ein großer Beweis dafür, daß die hohe Staats-Regierung in dasjenige 
einzugeben gewilligt ift, was wahrfceinlih das Nefultat der Derathungen 
ver hohen Berfammlung fein wird, nämlich in bie völlige Gleichſtellung 
der Zuden mit den Chriſten. Es ift gegen dieſe Gleichſtellung nur ber 


Einwurf gemacht worben, erftens, daß wir auch die Stimme bes großen 
Bolfshanfens berüdfihtigen müflen. Ich finde in der Denkſchrift das Dia» 
tiv dagegen. Es iſt nämlich Geite 8 der Denuklſchrift gela t: ß dur 
Aufhebung des zum großen Theile noch beftehenden eferän g in der 
Glaubwärbigkeit eivlicher Zeugniffe die Beranlaffung zu einem hieraus 
hervorgehenden Mibtrauen gegen die Moralität der Juden im Allgemeis 
nen zu befeitigen fein dürfte.” Was hier auf den einzelnen Fall ange- 
wendet worden ifl, wende ich auf das Ganze an. Ich glaube, dag gerabe 
von oben herab, von der —— von der Stände-Berfanumlung bie 
Strahlen ausgehen müſſen, welche Borurtheile widerlegen. 

Das ift alfo gerade in diefem Kalle nöthig. Der zweite Einwand 
betrifft die Verbrechen. In dem Berichte des Herrn Juſtiz⸗Miniſters 
Mühler ift herausgeftellt, daß die Juden verhältni — mehr Ver⸗ 
brechen begangen haben, als die Chriſten, und nach dem Verichte iſt darin 
kein Zweifel zu fegen.*) Ich glaube aber, wenn man fragen ſollte, welchen 
Lebensberuf, welche Be häfgen bie zu beftimmten Berbrechen Beneigten 

etrieben haben, dann würde fich fehr wohl herausſtellen, daß die Juden 
ie am wenigften Begünftigten find, daß fie durch ben Lebensberaf, in 
welchen fie hineingedrängt werden, zu den im Berichte des Herrn Mini- 
ſters bezeichneten Berbrechen bingeleitet wurden, daß mithin nur dann, 
wenn die Arten der Verbrechen mit der Zahl derer, welche ſich demfelben 
Lebensberufe gewidmet haben, zufammengeftellt werden, ein richtiges Re⸗ 
ſultat erlangt werden Tann. Alfo auch diefer Einwurf bie Eman- 
eipation der Iuden ift Fein begründeter. Nach biefen ausſchickungen 
laube ich, daß das Gefühl des Zudrängens von Aemtern um bes Glau⸗ 
Bensbetenntniffes willen, welches ich Keinem wünſche, daß biefes Gefühl 
des Gedrücktſeins nur gehoben werben Tann durch völlige Gleichſtellung 
der Juden mit den Ehriften, welche ich beantrage. 

Abgeorbn. Naumann: Es geht mir heute ai eben fo, wie neulich 
in einem ähnlichen Falle, daß ich nämlich auf das Wort verzichten möchte, 
weit ich fehe, daß die Berfammlung nur Rebner hört, die es für völlige 
Emancipation der Juden ausfprechen. Indeß bitte ich diesmal doch Die 
joe Berfammlung, mit wenigen Worten mich anhören zu wollen. Die 

etrachtung, welche mic Teitet, ift die, daß ich durch die Zurückſetzung 
der Juden das Recht, die Gerechtigkeit für verlegt halte. In diefer Ber- 
letzung fehe ich einzig und allein den Grund bed Znrädbleibens der Ju⸗ 
den hinter den Aufpeächen der Eivilifation. Die Juden wurden aufge- 
nommen in die hriftlihen Staaten nur ale Schützlinge. Damals Tonnte 
allerdings davon die Rede fein: welche Rechte wollen wir ben Juden ges 
ben, und welche nicht? Aber es find darüber Jahrhunderte hingegangen, 
und bie heutige Generation tft nicht mehr biejenige, die au ung gelommen 
it und fagt: gebt mir Schug! Gie ift bei uns vollfländig eingebürgert, 
was bie Pflichten — und (fie follte es auch fein) was bie Rechte betrifft. 
Ih kann es nicht zugeben, daß in der Religion, welcher diefe Staatshär- 
ger angehören, ein Hinderniß lage, fie den chriſtlichen Gtaatsbürgern 
Teichzuftellen. Es kann nur die Rede davon fern: find die Juden ihrem 
ultur« Juflanbe, ihren Fittisen Eigenſchaften nach nicht in ber Lage, um 
gleiche Rechte mit den Epriften ausüben zu können? Ich werde die Frage 
nicht erſchöpfend beantworten Fönnen. Ich will zugeben, es mag unter 
den hriftlihen Bürgern mehr Ehrgefühl herrſchen, als unter der großen 
Mafle der jüdiſchen Einwohner — ich fage — unter der großen Mafle; 
ich gebe noch weiter, ich fage: es Tiegt vielleicht im Allgemeinen in dem 
den nicht bie Kraft, die Selbfiverlengnung, die ben Ehriften innewohnt, 

| gereiffe Zunctionen im Gtaate auszuüben, bie fie befähigen, abznfehen 
don individuellen Intereffen und lediglich das allgemeine Bo! im Yinge 
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ja ., Über das kann mich nicht abhalten, dennoch für bie bollfiän- 
bige icipation zu flimmen. Ich fehe nämlich in dieſer vollkändigen - 
Gmancipation das aaige Diittel ‚um bie Juden aus dieſem Standpuutte 
berauszuheben zu dem, ich in Bezug auf die Chriſten als einen vor⸗ 
süglicheren geſchilbert habe. So lange ſich Jemand gebrüct fühlt, fo lange 
er die Schwäche in ſich fühlt, dieſem Drud nicht wiberftehen an fönnen, 
fo lange wird er —* und ſtreben mit allen moͤglichen Mittein — nicht 
blos mit guten, ſondern auch mit ſchlechten — den Druck zu beſeitigen. 
So lange ber Jude gebrüdt iſt im Staate, fo lange wir ihm nicht fagen: 
„Du bilt eben fo ehrenwerth, eben fo befähigt wie wirz fo lange wird 
er fireben, dieſem Drad entgegen zu treten. In dieſem nothwendigen 
Gegendrucd liegt meines Erachtens der ganze Fluch, der die Juden a 
den Standpunkt heruntergebrädt hat, auf dem fie fih befinden. Wenn i 
in meine Bruſt greife und frage, wie ich als Chriſt mich geriren würbe, 
wenn ich in der Lage wäre, wie die Juden den Ehriften gegenüber; wenn 
ich mir fagen müßte: feit Jahrhunderten wirft du erbärmlich behandelt, 
als eine Kreatur, die fchlechter ft, wie jeder andere Menſch; und wenn 
ich mir fagen mußte: Heute noch babe ich nicht das Recht, was du haft; 
— wenn ich mir fagen müßte: Ich werde verhöhnt in meinem Glauben, 
in der Weile, wie ic meinen Schöpfer anbete; und, meine Herren, ift es 
nicht alfo, werben die Juden nich noch heute in ihrem Glauben ver⸗ 
höhnt? — (Mehrere Stimmen: Nein! Nein!) — — ich fage, wenn id 
ein folches Verhältniß mir denke, wahrhaftig — ich fühle mich nicht ſicher, 
ob wich die Lehren des Chriftenthums fhügen würden vor Ha 
ber mich drückt? — Habe ich diefes Gefühl, fo muß ich dem Grundſatze 
auf das vollſtändigſte huldigen, den ich ausgeſprochen habe. Es if das 
einzige Mittel, die Schwierigleiten zu befeitigen, welche den Juden heute 
200 entgegenfreten. Darum alſo vollfländige Emancipation! Zugegeben, 
wir werden mit biefem Votum im Bolfe nicht volftändige Sym aipie Us 
den, fo the ich mich an diefen großen Haufen nicht, und ich glaube, Fein 
ehrliher Mann wird fi an den großen Haufen kehren, ber von Bor- 
artheilen befangen if. Nur von dem intelligenten Theile des Volles 
kann die Rebe fein, dieſer aber fiebt nicht auf den Juden verächtlich herab, 
weil er eine andere Religion bat, fonvern er ficht nur anf ihn mit Mite 
leiden herab, weil er findet, daß ihm nicht die Mittel geboten find, um 
fih in demfelben Rechtsfreife zu bewegen. Die Gelebgebung ſelbſt muß 
dies Borurtheil befeitigen; dies gefchieht aber nicht, fo lange für den Ju 
den Ausnahmegefege befiehen. Das Volk, von dem ich fpreche, ber große 
Hanfe, fieht — und zwar mit Net — auf die Gefeßgebung als auf et» 
was Hohes hin, und fo lange das Bolt findet, daß der Geſetzgeber fel 
es für angemefien hält, eine beftimmte Beſchränkung für eine Religionge 
partei eintreten au laſſen, fo lauge muß es glauben, daß der Jude fihleche 
ter ift, al6 der Chriſt. Darum Port mit diefen Ausnahmegefegen! Der 
Sefiätspunkt vollſtändiger Emancipation kann nur der einzige leitende fein. 
Die Emancipation ıft, daß ich fo fage, verdächtigt worden. Ich glanbe, 
man legt ihr in ihren Kolgen ein zu großes Gewicht bei, denn es iſt mir 
vorgelommen, daß man mich gefragt hat: Willt Du denn, daß der Schar 
cherjude Beamter werde? Mir ift das nicht eingefallen, und es fällt mir 
eben fo wenig ein, die Frage zu bejahen: Willſt Da, daß der Proletarier 
an ber Spitze irgend einer Berwaltung ftehet Die Emancipation ber 
Juden wird nicht den Erfolg haben, daß diefe niebrigftehende Bevölkerung 
in Memter bineinfommt und fich geltend macht, den Chriften gegenüber, 
ja daß vielleicht das Ehriftenthum fogar nnterliege. Wie kann man glaus 
ben, wenn es um ben Staatsbienft handelt, daß dergleichen Indivi⸗ 
duen in Staat6-Hemier treten werben, da gerade hierbei eine b 
Dualification nicht blos in Bezie 2 auf das Wiſſen, fondern auch in 
Beziehung anf die Moralität verlangt wirbt - Man kat aut en KUiNie 


en Geſichtspunkt fih der Emancipation entgegenfehen zu müflen geglaubt; 
— — Rückſicht iſt nicht richtig, wenn fie enden wird. Das 
Ehriſtenthum will ich nicht im Staat neben dem Judenthum, denn ich 
Taube das Chriſtenthum herabzumürdigen, wenn ih es in eine Partei- 
ellung im Staat brächte; ich will es aber über dem Staate. Weber dem 
Staate foll es mit feinen leitenden Grundfägen, die der Stifter hinein- 
gelegt hat, ſtehen und ben Staat regieren, und dann fürchte ih nicht, daß 
das Audenthum dem Chriſtenthum Eintrag thun könne. Indeſſen, ich will 
die Materie nicht weiter verfolgen, es wird ſich bei der nähern Berathung 
des Geſetzes noch Gelegenheit mehrfach barbieten, um von andern Reb- 
nern die Sache näher entwicdeln zu laffen. Nur noch in Beziehung auf 
die Provinz Pofen möchte ich dem Herrn aus Pommern Dank wiffen und 
völlig beiftimmen, wenn er fagte: Entweder it ber große leberfluß an 
Juden in der Provinz Pofen nicht ſchädlich, — dann mögen fie ſich über 
ben ganzen Staat und über Die ER ‚Welt zerftreuen; oder es iſt dieſer 
roße Weberfluß an Juden ein Nachtheil der Provinz, dann würde es eine 
Ungerenhtigteit fein, diefen Nachtheil in eine Provinz zu bannen, dann 
fordert es die Gerechtigkeit, daß dieſes Uebel getragen werde nicht nur 
von einer Provinz, fondern vom ganzen Staate. - 
Abgeordn. Freiherr von Gaffron: Die Feſtſtellung und weitere 
Entwidelung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden in Freue iſt als 
‚ein tiefes Bedürfniß anerfannt worden. Es hat fich hierüber bie öffent- 
lihe Meinung fowohl in Wege der Provinzial-Tandtage, ale auch der 
Preffe im Allgemeinen kundgethan, es hat die vollitändige Emancipation 
der den in diefer hohen Berfammlung gewichtige und beredte Berthei- 
biger gefunden. Ich babe bei einer früheren Gelegenheit, wo von ‚der 
Befugniß zur Theilnahme an den fländifhen Rechten feitene der Nichte 
Epriiten die Rede war, mich gegen dieſe Befugniß ausgefprochen, ich habe 
aber feit diefer Zeit mig in —8 Frage tief und gewiſſenhaft befchäftigt 
und befenne es gern, daB ich mit meiner Meberzeugung en gelangt bin, 
daß ich die bürgerlihe Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften in einem 
höberen Grade für zwedmäßig und nothwenbig halte, ale ich dies nad 
meiner früheren Anfiht mit dem Wohle des Vaterlandes vereinbar hielt. 
- (Mehrfeitiger Bravoruf.) — Ich bitte, hochverehrte Herren, rufen Sie 
wir Ihr Bravo noch nicht zu, es Fönnte ein — in meiner Rede kom⸗ 
men, wo ich vielleicht von der Anſicht der Mehrzahl der hohen Berſamm⸗ 
lung doch abweichen möchte; erlauben Sie mir aber, daß ich meine Mei— 
nung Mar und offen entwideln darf. Ich kann der Anficht nicht beipflich- 
ten, die ausgefprodhen worden ift, daß die Stufe der Bildung und Ent 
widelung der Juden in den verichiedenen Provinzen eine fo tiefe oder 
vielmehr verfchievene fei, daß fie einer bedeutenden Beförderung ihrer bür⸗ 
gerlichen Freiheiten unfähig feien. Ich bin volltommen damit einverflan- 
den, daß eben eine Erböbung ihrer bürgerlichen Rechte dazu dienen wir, 
bie ın der Bildungsftufe Zurüditehenden auf einen moralifch höhern Stand» 
punft zu erb.ben, und daß diefer die vorhandenen Ungleichheiten in einem 
hoben Grade befeitigen werde. Im Allgemeinen habe ich über den vor 
liegenden Gefeg- Entwurf zu erwähnen, daß ich der Anficht der Abtheilung, 
fo wie mehrerer der geehrten Redner, vollfommen beipflichte, indem i 
in diefem Gefep- Entwurf nicht das Entgegenfommen zu dem gefühlten 
Bedürfniß erblide, fondern in der Or anifation von Judenſchaften das 
Mittel zu einer größeren Abfchliegung finde, indem, wenn dieſe Juden 
haften fi über das religiöfe Gebiet erftreden, fie nothwendig nicht mehr 
das Individuum, fondern nur die Corporation im Staatsverbande Yerire 
ten laſſen. Ich bitte um Erlaubniß, meine Herren, daß ich der fpezieflen 
Beratbung etwas vorgreife und in kurzen Umriffen den Unfang bezeichue, 
innerhalb deffen ich die Emancipation für bie Gegenwart Tefigepalten 
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wiſſen möchte. Ich kann mich zunächſt vollkommen damit einverſtanden 
ären, daß alle Kommunalämter den Juden überlaſſen werden, denn, 
wer die Laſt mitträgt, muß auch das Recht haben, ſie mit vertreten zu 
dürfen. Ich bin ebenfalls der Anſicht, daß ihnen das Amt eines Schieds⸗ 
mannes überwieſen werde, weil dies durch das Vertrauen der Mitbürger 
geſchieht. Ich bin auch der Anſicht, daB fie zu Staatsämtern, mit Auo⸗ 
nahme der Nichterftellen, und derer, welche mit dem chriftlichen Kultus in 
Verbindung ftehen, und mit Ausnahme der Dirigentenftellen bei den Ver⸗ 
waltungs⸗Behörden, berufen werden können, wie dies auch im Qutachten 
der Abtheilung gefagt iſt. Ich erkenne es vollkommen an, daß der Scharf⸗ 
finn und bie elähigung der Juden für wiſſenſchaftliche Forſchung fi 
feit Jahrhunderten bewährt hat, ich finde es hart nnd unangemefjen, da 
fie wegen ihrer Religion nicht zu ordentlichen Lehrämtern berufen werden, 
ich finde es gerecht, —* ſie zu Lehrämtern in allen den Fächern der Wiſſen⸗ 
ſchaft berufen werden, die nicht mit der chriſtlichen Glaubenslehre in Be⸗ 
rührung ſtehen. Als ein weſentliches Mittel der Ausgleichung der bisher 
-beftandenen Spaltung erachte ich die Civilehe zwiſchen Juden und Chris 
ften und kann nur mit höchſtem Beifall diefe Maßregel begrüßen. Der 
einzige Punkt, und ich bitte um Berzeibung, wenn ich bies unbefangen 
erlläre, wo icy anderer Anficht bin, End die ftändifhen Verhältniſſe; ich 
halte es für Pflicht des rechtlichen Mannes, feine Ueberzeugung überall 
offen und wahr auszufprechen, ich thue es auch hier, obwohl ıch weiß, daß 
ich dadurch Feine Bürgerkronen erwerbe. Die ſtändiſchen Verhältniſſe zerfal- 
len hauptlächlich in drei Theile, in kreisftänpifche, in provinzialftändifche und 
in die des Verein. Landtags. Was bie kreisftändifchen Verhältniſſe anlangt, 
9 würde ich von meinem Befichtspunfte unbedingt den jüdischen Ritterguts⸗ 
efigern die Befugniß ertheilen, auf den Kreistagen zu erfcheinen, denn 
es handelt fih hier um die Wahrnehmung näherer Intereffen im engeren 
Kreife, wo es auf das Botum des Einzelnen anlommt, und es erfcheint 
hart, daß der, der zu den Kreislaften beiträgt, nicht auch an der Berathung 
über diefelben Theil nehmen fol. Inſofern es alfo zuläffig wäre, dieſe 
freisftändifchen Befugniffe von den provinzialftändifchen, fo wie von denen 
des Bereinigten Randtages, trennen zu fünnen, würde ich für die Zulaffung 
der jüdiſchen Gutsbeſitzer zu den erheren fiimmen. Was aber die ums 
faffenderen Befugnifle der ——— und Central» Stände anlangt, fo 
iſt die Theilnahme für den Einzelnen in materieller pinfiht von minderer 
Bedeutung, fo liegt in unferem Beirath zu der Geſetzgebung eine leben- 
dige Theiinahme an derfelben, wir wirken unmittelbar auf biefelbe ein, 
wir find ein Organ berfelben, und ich glaube, es ift noch nicht an ber 
ale ih halte das Stadium der Vorbildung im Allgemeinen noch nicht 
ür fo weit vorgerücdt, um gleihfam wie mit einem Zauberſchlage die Ius 
den auch an dieſem wichtigften Alte der fändifchen Befugniffe theilnehmen 
zu laſſen. Ich will nicht an meine früher ausgefprochenen Anfichten zu⸗ 
rüdfommen, daß ich unfere gefehlichen und ftaatlıhen Inſtitutionen auf 
das Chriſtenthum vorzugsweite begründet erachte, es haben fich fo ver⸗ 
fhiedene andere Meinungen fundgegeben, daß ich diefe Anficht, obwohl fie 
die meinige iſt, nicht als maßgebend für die entgegengefegte anführen will; 
aber um theilzunehmen an dem Akt der Gefehgebung, muß man ſchon 
einen gewiflen Standpunft erreiht haben in der Borbildung für das öf- 
fentlihe Leben, und: dies haben die Juden in unjerem Staate noch nicht 
überall erreicht. Diefer Standpunkt fann und wirb auch für fie in ber 
Zukunft eintreten, aber im gegenwärtigen Momente ift er noch nicht vor» 
handen, und aus biefen Gründen möchte ich mein Botum dahin abgeben, 
und den Vorſchlag an die hohe Berfammluug richten, daß bis zu diefem 
Punkte die Emancipation ausgeführt werde, daß aber die völlige Theil, 
nehmung an den ftändiichen Fechten bavon ausgeſchloſſen bleibe. 


Abgeorbn. Winzler: Schon feit dem Erſcheinen bes vorliegenden 
Grfeg-Entwurfs wurde mir die gebotene und auch von mir felbft gefühlte 
Pflicht über und für benfelben au fprechen; feit ungefähre drei nden 
aber fühle ich auch noch eine andere, und das iſt die, die Geduld der po- 
hen Berfammlung für etwas, was zwar fo lebhaften Anklang findet, a 
auch bereits ſehr vollftändig befprochen worden iſt, nicht weiter zu ermüben. 
Ich will mich daher, wenn au gewiffermaßen mit fchmerzlichem Gefühl, 
dazu entfchließen, meine beabſichtigte Rebe vor der Geburt zu erſticken. Nur 
einige Worte erlaube ih mir anzuführen, um einen auf das Gefeh be- 

äglihen Antrag zu motiviren. Ich-giibe, es hat während unferes Zu- 
Ka menfeins faum wohl eine Gelegenheit gegeben, in Den auf 
rechtigkeit und Billigfeit bei Maßnahmen neuer flaatsbürgerliher Ber- 
hältnifſſe einer zahlreichen, diefelben bisher zum Theil entbehrenden Ein- 
Segohuerkiafie, Preußens Sprühwort „Vorwärts“ in Allem, was recht und 
billig, fo zu bewähren, wie an bem heutigen Tage. Es gilt zu beweifen, 
daß man wohl begrifen babe, was die Zeit und ber von Borurtheilen 
gelänterte Sinn der Liebe, Duldung und des wahren wheikentjums ge⸗ 
biete, um einer Zahl von mehr als 200,000 preußiſchen Staatsbürgern 
erecht zu werden. Das ift eine hit, worauf Die Juden durch ihren 
ehorfam und ihre Treue gegen König und Geteh gewwiilerme als 
auf ein Aequivalent gerechten Anſpruch Jaben. Es gilt, bei ihnen durch 
völlige Gleichſtellung der ftaatsbürgerlihen Rechte mit ben —25 — 
ichten die nöthige Einheit der gebotenen und ſelbſt — ozialen 
ichten des Judenthums mit dem Chriſtenthum herzuſtellen, denn nur in 
ſolcher Einheit gegenüberſtehender Rechte und Pflichten kann die Einheit 
des vom Geſetz gebotenen und felbft gefühlten Willens für geſetzliche und 
gemeinfame Zwede des Staatsverbandes wurzeln und gedeihen. 

Ich ſchlage alfo vor, meine Herren, dieſe Sleihhellun ber Juden 
nicht nach dem fpezialifirten und eimengenden Entwurfe feftzujtellen, ſon⸗ 
dern in voller Krerfinnigfeit nach dem, was überall, wie mir fcheint, im 
Wunſche der Berfammlung Tiegt, auszufpreipen und zwar nad) dem von 
mir der hoben Berfammlung gemachten Antrage, ven ich Ihrem beſſeren 
Ermeſſen unterwerfe, nämlich den $. 1 theilweiſe allein anzunehmen und 
zwar dahin, des Könige Majeftät zu bitten: 

daß der gefammte efeß-Entwur, nur dahin laute: „die Juden gemie- 
en in allen Randestheilen unferer Monarchie, mit Ausichluß der kon- 
effionellen Maßnahmen, bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte wit 
unſeren chriſtlichen Unterthanen.“ 

Würde dieſer Paragraph als Geſetz angenommen, ſo würde doch auf 
feine Weiſe etwas zu fürchten fein; denn was wir den Juden damit ge 
ben, fcheint mir für den Augenblid und noch für ferne Zeiten hinaus mehr 
ein moralifhes Recht als ein materielles zu fein. Wenn ihnen bier 

leihe Rechte zugefprochen werden, fo wird man ihnen doch noch Tange 
eine Coger Rechte wirklich geben und geben können, denn die Forin 
ihrer Gottes Verehrung wird dem entgegenftehen. Alfo, meine Der, 
es gilt nur um ein moralifches Recht, nur Beruhigung für eine Staats 
bürger-Rlaffe, die bei gleichen Pflichten auch wohl eine Gleichſtellung im 
allen übrigen Maßnahmen verlangen kann. Ich glaube, wenn biefe Slide 
ſtelung der Rechte erfolgt, fo wird das, was wir zu tadeln hatten, bie 
Iſolirung der Juden, aufhören ‚, fie werben ſich verfchmelzen in ihrem 
en und Thun mit den Ehriften, denn wenn man den Juden es hä 
chuld gab (vielfahe Reden und Schriften fprechen es aus), ex fei 
nicht reif zum allgemeinen Staatsbürgertbum, er zeige zu wenig Vater⸗ 
Iandeliebe, fo muß ich behaupten, er je feine zeigen können. er, wie 
fe bisher, nicht das Recht hat, feine fittlichen und wiffenfchaftlichen Kräfte 
n jeder Stellung dem Waterlande widmen au Fönnen, wer, wie fie, 
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Rechtsgleichſtellung nicht verbunden wär mit dent Leben und Gebeihen 
bes Ehated, der fann Per fein he Baterland haben. Des 
trage ih darauf au, deu Gefeh- Entwurf zurückzuweiſen und bie völlige 
Gleichſtellung, wie ich fie mir erlaubt habe auszuſprechen, zu erbitten. 
arfhall: Das it ein Amendement, und ich muß doch bei dieſer 
Belegenheit wieder in Erinnerung bringen, daß es Borfihrift des Regle⸗ 
ments ift, alle Amendements Tages vorher einquveihen. Dies zu beob» 
achten, wird nöthig fein, weil im entgegengefepten Falle_leiht Verwirrung 
in die Berathung kommt. Zweitens bemerkte ich, daß biefer ale 
exit am Ende der Berathung zur Sprache kommen kann, denn er ſchließt 
bie Berwerfung des ganzen Geſctzes in ſich; indeß werde ich zu feiner 
Zeit daranf Rückſicht nehmen. 

Abgeordn. Frhr. von Binde: Darf ich mir eine Frage zu meiner 
Belehrung erlauben? Ich glaube den Herrn Marſchall dahin verfianden 
su haben? die Amendements müßten Tages vorher eingereicht werben; 
das Reglement hat aber wohl nur ausgeſprochen, daß fie vor der 
Sitzung eingebracht werben. 

Marfhall: Nur vor der Sipung. Ich will noch hinzufegen, jr 
ich mich bisher nicht feft au dieſe Borferift ebunden habe, und daß i 
Amendements berädfichtigt habe, auch wenn fie exit in der Siäung einge- 
bracht worden find. Es wird aber doch beffer fein, dieſen Gebrauch nicht 
gerade zur Regel zu machen. 

Abgeoron. von Rath: Meine Herren! Wenn ich es wage, noch» 
mals die Tribüne zu befteigen, fo gefchieht es im Gefühl, dem verehrten 
Redner ans Sachſen meinen Dant aueguipregen und mich feinem Antrage 
im Ganzen anzufchließen. Erlauben Sie mir aber, daß ich noch einige 
Wünſche Hinzu äge; ich muß geftehen, daß ich Hoffe, daf das Wort „Jude“ 
in bürgerlicher Beziehung in Greußen in dem Sinne, wie ihn das Boll 
verficht, in ber Folge aufhören wird, daß wir den, der im Befreiungs- 
triege mit uns, mit Bott für König und Baterland gefochten, und den 
wir nicht fragten, ob er Jude fei, daß wir ben mit diefem Schimpfnamen 
nicht mehr bezeichnen werben . . . . (Unruhe. Marihall muß fidh ver 
@lode bedienen.) — fondern ihn Preuße und Mitbürger nennen werben. 
Diefen Bürgern, meine Herren, gebe ich meine rechte Hand mit voller 
anne und Jäugne es nicht, daß ich auch als Ehrift an das Ber- 
hältniß gedacht habe, worin wir zu den Juden ftehen, und daß ich glaube, 
daß in diefer wichtigen Zeit nichts nöthiger if, als daß wir das Prinzip 
unferes chriſtlichen Glaubens, nämlich die wahre Liebe und die wahre 
Duldung, dem Juden entgegenftellen und ihn auf diefe Weile an uns here 
amiehen. So, meine Herren, betrachte ich und fo habe ich in meinem. Ge⸗ 

das vorliegende Geſetz betrachtet, bürgerlich möchte ich den Juden 
volllommen emanzipirt ſehen, ra möchte ich ihn zum Genuß der Liebe 
unferer Religion beranzieben; ich möchte es namentlich in dieſem Augen⸗ 
blick nicht wünfchen, daß die firchlihen Anordnungen der Juden durch ung 
in nähere Berathung gezogen würden, weil diefelben gerade in biefer Zeit 
fich in einem ernften Dilemma befinden! 

Abgeordn. von Raven: Meine Herren! Die Borurtheile gegen 
bie Juden beziehen ſich wohl größtenteils und flammen noch aus der Zeit 
ber, in der man fie für Feinde des Chriſtenthums hielt. Wenn fie das 
_ aber find, fo handeln wir doch gegen fie, wie das Chriſtenthum es und 
“ befiehlt. Das Chriſtenthum fagt: Vergebet euren Feinden. Darum ver- 
gebeu wir ihnen alfo auch; aber doch nur eben wie das Ehriftenthum es 
will, nämlich vollkeammen; deyn der geringfte Drud, das Geringfte, was 
daran fehlen würde, wird sah, gen in unfere Zeit_eben fo ſtark drüden, 
eine eben folhe Spannung uwb Gereiztheit hervorbringen, wie ber größte 

und Martern, die man —* früher angedeihen ließ. Sie 


wiffen, daß die Inden beinahe 1400 Jahre gebrüct und mehr ober weni» 
ger bedrängt wurden, und gerade in demſelben Verhältniß find fie m 
oder weniger fchlecht, find fie thätiger oder fpefulativer geworden. Es iſt 
dies die gewöhnliche Erſcheinung, die man überall findet, es iſt die Reac- 
tion auf den Drud, Ich erlaube mir, Sie hier auf die Deukſchriſt, vie 
wir von dem Minifterium befommen haben, aufmerkfam zu machen. Da 
heißt es Seite 7: 
Eingezogenen zuverläffigen Erfundigungen zufolge, tritt in Frankrei 
” 
neben 2 enubaren foxialen Hortichritten der jübiihen Bevölkerung ad 
Berlauf von mehr als einem halben Jahrhundert die frühere Trennung, 
wenngleich in mannigfapen Abftufungen, noch jest in faſt ungefähr 
ter Stärfe hervor. Am Ober-Rhein, den an Deutfchland gränzenden 
Landestheilen befteht noch jegt, mit Ausnahme einiger Veränderung in 
gefelligen Berührungen, die frühere Geſchiedenheit. In den mittleren 
und unteren Klaffen zu Paris findet eine ähnliche Wahrnehmung ſtatt.“ 


Alfo feit nur einem halben Jahrhundert findet man da, wo eine grö⸗ 
Bere Emancipation ftattfindet, es ſchon beftätigt, daß nur in den mittleren 
und unteren Klaffen, alfo in den gebilderen nicht mehr, noch allein bie 
Uebel fich ‚finden, die man den Juden vorwirftl. Wenn aber in 50 Ya 
ren fihon fo erfennbare Fortfchritte da find, wie wird dann das Ergebniß 
fein, wenn dies Prinzip der Gleichſtellung Hunderte von Jahren gewirkt 
bat? Denn fogleich ift ein großer Erfolg nicht möglih. Ein Gefeg kann 
nicht Schnell wirken, und namentlich Dies fann nur durch die Erziehung 
auf fpätere Gencrationen feine Wirkſamkeit äußern. Sorgen wir Kr den 
Unterricht der Jugend, möge biefer eingerichtet werden ganz gleich für 
alle Rinder des Landes, ohne Unterfchied der Religion, möge cin Lehrſtuhl 
errichtet werden an einer Univerfität für die Ausbildung des mofaifchen 
Blaubene. Das Gouvernement würde dadurch eine genaue Kenntniß 
dveffelben erhalten. Der in der Mafle noch beftehende Aberglaube aber 
würde daburch gewiß nur ganz allein unterbrüdt werden können. Leſen 
wir in dem alten Teftament, da finden wir die Bildungs» Fähigkeit ihres 
religiöfen Glaubens. Wir finden dafelbft beinahe fein Stapitel, wo nicht 
immer über den Abfall von dem Herrn geffagt wird. So Tange fie frei 
waren find fie abgefallen; feit 14 Jahrhunderten halten fie fehr — daran. 
Was heißt dieſer Abfall? Iſt es nicht vielleicht die Ausbildung des reli⸗ 
giöfen Bewußtſeins, die mit dem Foriſchritt der allgemeinen Kultur nöthig 
war, und diefe unaufhaltfame Entwidelung der pofitiven Satzungen ma 
auch wohl damals, wie man es fpäter immer wieder erlebt hat, Abfe 
genannt fein. Jeder Drud, fei er auch noch fo Mein, er gibt immer eine 
unnatürliche Spannung, den Juden muß er alfo immer intelligenter ma- 
hen. Wir haben weit weniger zu fürchten, daß der Ehrift durch fie ver⸗ 
drängt werde, es wirb dies weit weniger geſchehen, wenn bie Juden alle 
Rechte haben werden. Ich made Sie, meine Herren, zum Schluß no 
auf etwas aufmerffam. Die Juden, welche einen fo fcharfen Geiſt befigen, 
die ihn fo vielfach ausbilden, und dann fo wenig Gelegenheit haben, in 
Aemtern angeftellt zu werden, arbeiten in Deutihland vorzugsweiſe an 
ber Preſſe. Sie haben dur die vielen Geldmittel und durd ihre In⸗ 
telligenz Gelegenheit dazu; fie arbeiten aber in ber Preſſe mit der Bitter 
feit und Gereiztheit, welche fie gegen die fozialen Verhältniffe Haben müf- 
fen. Wenn wir aber das größte Erziehungsmittel für ein großes ſtarkes 
Baterland haben wollen, fo müflen wir auch diefe gereizte Stimmung durch 
Befeitigung aller VBorurtheile nach Kräften aufbeben. Meine Herren! Es 
find hier Ichon fo viele Gründe für die Kmancipation der Yuden von 
mehreren Rednern entwidelt, daß ich glaube, nichts mehr hinzufügen au 
MAunen, als Mitglied der Abtheilung aber erlaube ich mir die in unſe⸗ 
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En utahten entwickelten Anſichten Ihrer hohen Einſicht beſtens zu 
empfehlen. 
Abgeordn. von Beckerath: Deine Herren! Unter den vielen er⸗ 
freulihen Aeußerungen, bie heute bier gemacht worden find, haben mich 
insbefondere zwei angenehm berührt. Die erite war die Bemerkung des 
Königl. Kommiffars, daß. gerade in denjenigen Yandestheilen, in welchen 
den den in fommerzieller und intelleftueller Hinficht die wenigften Bes 
f&hränfungen entgegenftehen, ihre Zuftände fih am meiften verbeflert ha⸗ 
ben. Die zweite war die Bemerfung eines von mir bochgeehrten Mit 
glienes der ſchleſiſchen Nitterfchaft, daß feine Anficht von dem Maße des 
echtes, welches man den Juden ohne Nachtheil des Gefammtwohls eins 
räumen fann, fich geändert, fich erweitert habe. Die Geſinnung, die das 
geehrte Mitglied bei allen Gelegenheiten an den Zag gelvgt bat, flößt 
mir die Hoffnung ein, daß feine Veberzeugung fi) aud dahin ausbilden 
werde, daß das, was einmal als Recht erfannt tft, der Natur des Rechts 
nad auch vollftändig und unverfürzt gewährt werden muß. 

Vielleicht wird diefe Ueberzeugung noch durch die Erwägung geförs 
dert werden, daß in einem anderen deutſchen Staate ebenfalls bereits eine 
volfländige Emanecipation der Juden erfolgt ift, nämlich in Kurbeflen, wo 
von den Reihten, die den Inden, gleich allen Staatsbürgern, bewilligt 
find, nur diejenigen ausgenommen wurden, die auf die hriftlichen Reli⸗ 
gions-Berhältniffe Bezug haben. Ferner aber antworte ich noch dem ges 
ebrten Dlitgliede, daß, wenn es jegt in unferem Staate zur Gleichſtellung 
ber Juden mit den Chriften kommen follte, dies nicht wie mit einem Zau⸗ 
berfchlage herbeigeführt, fondern die Frucht einer Iangjährigen Vorberei⸗ 
tung fein würde, denn 35 Jahre find feit dem Edikt vom Jahre 1812 
vergangen, und nach den einftimmigen Zeugniffen, die wir vernommen 
Haben, zweifelt Niemand an dem guten Erfolg diefer theilweifen Emans 
eipation. 

Bon den vielen Verdienſten, welche die treffliche Arbeit der Abtheilung 
—* und die von der Verſammlung gewiß allgemein anerkannt werden, 

ebe ich hervor, daß fie die verſchiedenen Materien, die in dem Geſetz⸗ 
Entwurf vermifcht find, getrennt hat, namentlich den politiſchen Theil von 
demjenigen, der das Rultuswefen betrifft. Ich nehme an, dal es für jegt 
nur darauf anfommt, und über den politifhen Theil zu äußern, und bes 
halte mir vor, in einem weiteren Stadium der Verhandlungen das zu 
bemerfen, was ich über die Rultus-Berhältniffe zu fagen haben möchte. 
Es wird nicht nöthig fein, daß ich die Nechtsgründe, die ſchon Ma: 
erörtert worden find, näher beleuchte. Ych erinnere nur kurz daran, da 
durch das an dieſer Stelle bereits genannte Geſez vom Jahre 1812 und 
durch die Städte-Drdnung vom Jahre 1808 in den älteren Provinzen 
Rechte begründet worden end, bie denjenigen, welche in cinigen neu er» 
worbenen Randestheilen zur Zeit der Beſitznahme beftanden haben, nicht 
volftändig gleichkommen, die aber fowohl als diefe Ichteren den Anfpruch 
haben, ungelmälert fortzubeftehen. Die Bundes-Afte hat diefes Fortbe⸗ 
Dem im 16. Artifel, worin auch auf die Berbefferung der politifhen Ber- 

ältniffe der Juden bingedeutet wird, ausdrüdlich verheißen. Ferner hat 
das Geſetz vom 8. Auguſt 1830 beftimmt, daß in den neuen Provinzen die 
Berhältniffe der Juden in dem Zuftande bleiben follten, in weldem fie 
bei der Beſitznahme vorgefunden worden find. Nun ift aber hier bereits 
bargethban worden, und bei Berathung der einzelnen Daragra hen des 
Gutachtens wird es ſich noch näher ergeben, daB der Rechtszuſtand ver 
Juden durch den vorliegenden Gefeg- Entwurf vielfach alterirt wird. (Es 
ift nicht nur der Fall, daß einzelne Rechte beichränft oder gar aufgehoben 
werden, fondern es wird felbft das unveräußerlichfte aller Rechte, dasjenige, 
we eigentlih die Grundlage aller anderen bildet, X wer wuuiiie 
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bare Theilnahme am Staate: das Staatsbürgerrecht, ben Juden entzogen. 
Der Königliche Herr Kommiffarins hat zwar ganz richtig bemerft, daß 
der 9. 15, welcher geftattet, daß die Corporationen der Juden, welche 
nach dem Geſetz⸗Entwurf gebildet werden follen, beſondere Bertreter zu 
den Stabtverorbneten-Berfammlungen wählen, nur fakultativ fei, inveffen 
der Unterſchied feheint mir unerheblich; ift einmal der Grundſatz in der 
Befengehung ausgefprochen, fo wird es an feinen Konfequenzen in einem 
verderblichen Umfange nicht fehlen. Wenn wir nun aber anerkennen 
müflen, daß wohlerworbene Rechte der Juden durch den Befeh- Entwurf 
verleat werden würben, wenn wir uns baun für einen Augenblid in die 
Rage hineindenken wollen, daß der Staat genöthigt fei, um feiner Selbſt⸗ 

Itang und feiner höheren Intereſſen wegen die Rechte einzelner Staats» 
bürger zu beſchränken, fo fragt es ſich, ob eine ſolche Nöthigung in Be⸗ 
ug auf die Juden vorhanden ift. Hat fich ihr fittliher Zufland feit dem 

cbre 1812 verfchlimmertt Diefe Frage werden wir mit Nein beant- 
worten. Es kann die Beranlaffung, fortwährend eine Treunung der Ju⸗ 
ben von den Ehriften zu unterhalten oder fie zu verfchärfen, nur in den 
Weligionsbegriffen der Juden, fo weit fie den Staat betreffen, geſucht 
werden, und allerdings befteben in vieler Beziehung die verichiedenartig- 
ſten Anſichten. Es fei mir erlaubt, dieſen Anſichten gegenüber eine Stelle 
ans einem jüdifchen Religionsbuche anzuführen, daB im Sabre 1829 von 
Johlſon in Franffurt herausgegeben wurbe und am Rhein in ben jüdi⸗ 
en Religionsfchulen em wird. Es iſt in katechetiſcher Form ges 
rieben, und unter der Ueberſchrift: „Von den Bürgerpflichten“, werden 
Igenvde Fragen und Antworten gegeben (lieſt vor): 

„Wie nennt man diejenigen Shihten, bie wir den Befepen, ber Res 
Iigion gemäß, gegen den ganzen Berein aller unferer Mitmenfchen zu 
beobachten haben? 

Man nennt fie Bürgerpflichten oder Pflichten gegen den Staat und 
das Baterland? 

Und worin befteben diefe bauptfächlich ? 

In Treue und Ochorfam gegen die Geſetze und die Obrigleit des 
Landes, Hochachtung, Ergebenheit und Anhänglichkeit für den Regenten 
und Liebe zum Vaterlande. 

Welches ift denn unfer Vaterland? 

Als unfer Vaterland erkennen wir jedes Land, worin wir geboren 
wurden, ober wo wir ung niebergelaffen haben und wohnhaft find, unter 
deſſen Geſetzen wir Schug und Sicherheit finden. 

Und was gebietet uns die Religion in dieſer Hinficht? 

Daß wir das Land, worin wir wohnen, als unfer Vaterland lieben 
und zur Beförderung des Wohlftandes, wie auch ge Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung in bemfelben, mit allen unferen Kräften beitragen follen, 
daß wir unferen Privatvortheil und das Wohl unferer eigenen Familie 
von dem Wohle der großen Staatsfamilie nicht trennen bürfen, Tondern 
daß wir, den Geſetzen des Staates gemäß, diefes unſer Baterlaud mit 
unjerem Bermögen und mit unferem Ölute und Leben vertheidigen wrüffen. 

Muß diefe Pflicht uns heilig fein? 

Diefes Geſetz und ſchon das Gefühl der Liebe für's Vaterland, von 
Bott jedem Menichen in's Herz gelegt, müffen jedem Ren Dei 
liger Beruf und Stimme Gottes fein, daher auch diefe Pflicht fo wichtig 

, daß fogar die Religion jeden fraeliten, fo lange er als Krieger dem 
Baterlande dient, von der Beobachtung derjenigen Eeremonialgefege des 
freit, die mit dem Militairdienfte unvereinbar find. 

Und was le wir nun daraus folgern ? 

Daß wir noch weit mehr verbunden find, einem Staate mit allen 
unferen Rräften zw bienen, der wirklich unſer Baterland if, der uns lieb⸗ 
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reichen Schutz, Gereqchtigkeit und Sicherheit genießen läßt, der uns fo 
—— und näglide Anftalten und Belegenbeiten m anferer Ver⸗ 
voltlommnung darbietet und zur Entwidelung aller unferer Kräfte bes 


ülflich if, und deſſen Geſetze uns demnach) gleich den religiöſen Geboten 
* müſſen.“ 


glaube, daß durch dieſe klar ausgeſprochene Lehre der von mancher 
Seite her gegen die Gleichſtellung der Jüden gemachte Einwurf widerlegt 
iſt, naͤmlich der Einwurf, daß eine ſolche Gleichſtellung, wegen ihrer ver⸗ 
werflichen und unklaren Begriffe in Bezug anf den Staat und die Pflichten 
gegen den Staat, nicht zuläffig fei. , >. 
fomme nun zu den moralifhen Gründen, welche für die Gleich 
ftellung ber Ifraeliten mit den Ehriften ſprechen. Ich will es nicht näher 
entwideln, welche Bortheile für den Staat in materieller Beziehung von 
der Anwendung des Grundſatzes zu erwarten fein werden, den ein_großer 
Bifcher Staatsmann ausgefprochen hat, nämlich daß e6 jedem Staats⸗ 
er geſtattet fein muß, Teine Kräfte in moralifher Richtung frei zu 
entwideln. Ih will nur die intelleftuelle Seite berühren, 2 will darauf 
hinweifen, daß es ſich nicht allein um einen Alt der Gerechtigkeit ge 
bie Juden, fondern um die Wahrung unferer eigenen Staei-Snterefen, 
daß es fih darum handelt, ob das Prinzip der Hriftlihen Moral, des 
Rechtse und der Freiheit im Staate durchgeführt oder verläugnet werben 
._ Das Unrecht, welches wir an den Juden verüben, wirkt auf uns 
elbft nachtheilig zurück. So Iange die Juden nicht frei find, find wir 
elbſt nicht frei. Die Berfafler des Fr mögen, ich will nicht 
daran zweifeln, von wohlwellenden Abfichten geleitet geweien fein, allein 
fie haben das Bedürfniß der Zeit mit zu kleinem Dana gemeflen, fie 
haben verfannt, daß die wahre Menichenbildung, daß die Befremdung 
eines dur get noch fernftiehenden, die Emporbebung eines gedrückteũ 
Theile eoölferung zu einer höheren Stufe ver Gefittung, ni erreicht 
werben kann durch Trennung und Abfonderung, fondern nur durch innigen 
Anſchluß an das Banze. Eie haben die Staats⸗Idee verfannt, nach welder 
ein jebes einzelne Glied den Pulsſchlag des Geſammtlebens empfinden u 
oder follte man bie jüdiſche Bevölkerung in unferem Lande als ein fo 
ſchadhaftes verberbtes Glied des Staatstörpers betrachten, daß es abgelöfl 
werden müßte, um das Ganze zu retten? Es fei fern von mir, der Staats 
Regierung eine ſolche Anficht unterlegen au wollen, aber ich Tann nicht 
verhehlen, daß mich ein fchmerzliches Gefühl ergriffen hat, als ich mir Die 
vorgeſchlagene Mafregel in ihren Kolgen überbachte. Um welche Mit⸗ 
lieder unferes Staats-Berbandes handelt es ſich denn eigentlich? Um 
olche, die unferer Geſchichte und unferer Entwidelung fremd geblieben 
nd? Reinesweges; es handelt fich vielmehr um Mitbürger, die feit Jahr⸗ 
underten mit und vereinigt waren, die mit ung gebuldet, mit ung gelämpft 
en. Das Benehmen der Juden im Befreiungefriege ift allgemein und 
auch hier lobend anerkannt worden, aber aus einem cinzelnen Kalle wirb 
fih das Mißverhältniß näher nachweifen laſſen, was zwifchen den dama⸗ 
ligen Berhältniffen und demjenigen, was jegt vorliegt, beftebt. Eine jüdi⸗ 
de Mutter in der Mark Brandenburg hatte im Jahre 1813 einen ein 
zigen 19jährigen Sohn; diefer Jüngling wurde von der begeifternden Liebe 
um Baterlande ergriffen, und es drängte ihn, an dem Kampfe zu feiner 
ettung theilzunehmen. Die Mutter entließ ihn mit ihrem Segen; fie 
brachte ae einen Theil ihrer Habe, ihr Silbergefihirr, ald Gabe dar 
zur tung ber unbemittelten freiwilligen Baterlands-Bertheidiger, und 
es wurde ihr dafür, bie Urkunden liegen mir vor, e6 wurde ihr für dies 
Befchent, das fie wie es darin heißt, „in frommen Glauben bradte, die 
Berxechtigung ertheilt, „‚fich zu den Mitglievern des Frauen⸗Vereins für 
jedt und für die Nachwelt au zählen.‘ In den Monaten 


\ 


, 


— 192 — 


fie Nachrichten von ihrem Sohne, dann blieben dieſe ans. Lange harrte 
fie vergeblih. Endlich wendete fie fich voll banger Ahnung an den Com⸗ 
mandeur des Regiments, in welchem ihr Sohn diente, und die Antwort, 
die fie erhielt, war folgende: - 
„Auf Ihr Schreiben an den Herrn Dberft von Alvensleben, in Betreff 
Ihres Sohnes, überfende ich Ihnen den beiliegenden Schein des Lieu⸗ 
tenant Behm, welcher damals Feldwebel in der Compagnie war, wor 
unter Ihr Sohn geflanben, Sie werden daraus erfehen, daß Ihr Sohn 
bei Groß-Görfchen für die heilige und große Sache gefallen iſt. Tröſten 
und berubigen Sie fih, Madame, mit dee Ueberzeugung, daß Sie 
Shren, Sohn dem Könige und dem Baterlande geopfert 
aben. 

Die Briefe des jungen Mannes athmen bie edelſte Vaterlands⸗Liebe, 
fie werden als Reliquien in der Familie bewahrt. ohl mögen fie oft 
mit den Thränen bitteren Grames benegt worben fein, denn der Schm 
um den geliebten Angehörigen wurde den Seinigen nicht gemilvert dar 
bie Theilnahme an der Herrlichkeit des Vaterlandes, das Baterland ver. 
Ienugnet fie; ihre Hoffnungen wurden nicht nur nicht erfüllt, fondern man 
geht damit um, ihnen die Nechte zu fhmälern, die fie befaßen, fie follen 
von dem Staatsverbande losgeriffen werden, den fie mit Out und Blut 
vertheidigt haben. Ich verwahre mich, ich verwahre das edle, gerech 
preußifche Volk gegen jede Betheiligung an dieſem Beginnen, und i 
danfe unferem weifen Könige, daß bier die Stimme des Landes fich erhe⸗ 
ben fann gegen einen legten Verſuch, mit weldhem der euge, mittelalter- 
liche Geiſt noch einmal gegen die freiere, wahrhaft hriftliche Weltanfhauung 
hervorzutreten wagt. 

Meine Herren! Der Gedanke, die Juden in Corporationen einzu- 
theilen, iſt nicht nen; ſchon im Jahre 1842 wurde berfelbe vielfach in öffent⸗ 
lichen Blättern befprochen, und damals wurden barüber die Yenßerungen 
eines Mannes befannt, der noch jet in der Nähe unferes Hohen Mo— 
narchen weilt, eines Mannes, defien Namen nicht uur überall gefeiert 
wird, weil fein wiſſenſchaftlicher Geift alle Zonen durchforſcht, jondern 
auch, weil er feiner Zeit ein Vorbild echter, humaner Bildung ifl. Der, 
felbe äußert fih damals über jenes Vorhaben in einem Schreiben wie folgt: 

„Ich babe, theurer Graf, mit einem Schmerze, deſſen Motive und 
Richtung Sie mit mir theilen, die Anlage (Journal des Debats 
vom 10. März 1842), die geftern angelommen, gelefen. Ich hoffe, daß 
Vieles fehr falfch und hämiſch aufgefaßt if, — wäre es nicht, fo Halte 
ih die beabfichtigten Neuerungen nach meiner innigften Ucherzeuguug 
für höchſt aufregend, mit allen Grundfägen der Staatsklugheit fireitend, 
zu den bösartigiten Interpretationen der Motive veranlaffend, R 

raubend, die durch ein menſchlicheres Geſetz des Baters bereits erworben 
find, und der Milde unferes jegigen theuren Monarchen entgegen. Es 
ift eine gefahroofle Anmaßung der ſchwachen Menfchheit, die alten Ge⸗ 
feße Gottes auslegen zu wollen. Die Geſchichte finfterer Jahrhunderte 
lehrt, zu welchen Abwegen folde Deutungen den Muth geben. Die 
Deforgniß, mir zu fhaden, muß Sie nicht abhalten, von diefen Zeilen 
Gebrauch zu machen; man muß vor allen Dingen den Muth haben, 
feine Meinung zu ſagen.“ 

Ich werde kaum noch nöthig haben, Ihnen zu fagen, daß ich feines 
Grund kenne, aus welchem die Rechte der Juden verkürzt werden bürften. 
Das Recht muß gewährt werden, wo die gegenüberftehenden Pflichten getres 
erfüllt worden Am, und ıch babe mir erlaubt, ein Amendement in diefem 
Sinne einzureichen, woburd der $. 1 des Geſetzes erſetzt werben würde. 

ieß lautet: 
„Die Juden, welche in den verfchiedenen Provinzen der Monarchie ihren 
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Wohnſitz haben, genießen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit 

Unſeren chriſtlichen Unterthanen und ſollen nach den für dieſe daſelbſt 

geienlinen Borfchriften behandelt werden.” 

eine Herren! Es ift ein wahrer Sprud: „Die Weltgefchichte iſt 

das Weltgericht.“ Dem forfihenden Blicke entgeht nicht der tiefe Zuſam⸗ 
menbang zwifchen den Handlungen und den Schidfalen der Völker. Wes 
niger wahr iſt der andere Spruch des Dichters: „Und jede Schuld rächt 
na auf Erden.” Die Schuld kann, bevor die rächende Nemefis erfcheint, 
ejühnt, das Böſe kann durch das Gute aufgehoben werden. Frankreich 
Bat einft die Hugenotten geaufam verfolgt, England die Katholiken fshmäh- 
lich bedrückt; aber beide Länder haben diefe Schuld dadurch gefühnt, daß 
fie eine Religionsfreiheit begründeten, die wie ein frifeher Hauch das Leben 
diefer Bölfer durchweht. Auch in Deutſchland bat ſich der beffere Geift 
Bahn gebrochen; aber eine Schuld ift noch zu fühnen, und fie wird ge» 
fühnt werden, denn das Bolfsbewußtfein hat fie als eine heilige Schuld 
erfannt, es will fie zahlen! Ich will nicht vor Ihren Augen das ſchau⸗ 
derbafte Bild der Qualen und Bebrücdungen entfalten, denen die Juden 
in Deutfhland ausgefegt waren, ich will diefe ſchmerzliche Seite unferer 
nationalen Erinnerungen nicht berühren, die Wunde in dem Augenblicke 
nicht aufreißen, in welchem fie, Gott gebe es, auf immer geheilt werben 
wird. Ja, legen Sie die heilende Hand darauf, geben Sie der Stimme 
der Menſchheit Gehör, die in jeder Bruſt fih regt, ſprechen Sie das 
Wort aus, auf das die Nation lauft, das Wort der Gerechtigkeit, das 
Wort der Berföhnung, und wenn wir einft nicht mehr find, wenn diefer 
hohe Rönigeban, in dem wir bier tagen, in Staub zerfallen ift, dann wird 
Fi die Ipäte Nachwelt um dieſes einen Wortes willen Ihr Andenken 
egnen. , | ' 

. Marfhall: Das Amendement gt im Wefentlihen dahin, aus 
dem &. 1 die Worte: „fo weit das Geſetz nicht ein Anderes be- 
ſtimmt“, wegzulaffen. Ich will demfelben nicht etwa den Vorwurf ma- 
hen, daß es vorgreifend wäre; denn es ift ganz allgemeiner Art und be« 
gebt fih auf ein Prinzip des Geſetzes; deshalb wird es aber in dieſem 
ugenblic® nicht zur Beratung fommen fönnen, fondern wird in Erw ⸗ 
gung gezogen werben müſſen, fobald die Kinzelnheiten des Entwurfes 
dur gegangen fein werden. 

taats-Minifter von Thile: ch habe unter den vielen Nebnern, 
die in der heutigen. Berfammlung gefprochen haben, nicht eine Stimme 
ehört, die fich ir das Prinzip des vorgelegten Geſetzes ausgeſprochen 
alte. Ich will glei im Borans ausfprechen, daß ich die Gefühle, von 
denen die fämmtlihen Herren Rebner ausgegangen, von benen fie durch⸗ 
derungen find, in hohem Maße achte und ehre, und daß ich, wenn ich nicht 
lanbte, daß fie auf einer falfchen Baſis der Beurtheilung ftänden, dic» 
Piben volltommen theilen würde. Ich muß aber bemerken, daß ihr Ge- 
ſichtspunkt ein folcher ift, der fich nach meiner Ueberzeugung mit dem nicht 
verträgt, von dem das Geſet hat ausgehen müflen. Ich habe viel gehört, 
es dürfe feine Feindſchaft gegen die Juden mehr ftattfinden, man müßte 
die Rapazitäten achten und hervorheben, die fich unter ihnen finden, 
and fie zum Nutzen der Staats-Ndminijiration verwenden; die Zeit fet 
vorbei, wo die Juden unterdrüdt waren, und es dürfe davon nicht mehr 
die Rede fein. Bon alle dem ift auch nach meiner Ucherzeugung bei der 
vorliegenden Frage durchaus nicht die Rede; ich weiß wohl, daß Feind- 
ſchaft, Verachtung, Drud und Hohn in Fülle über die Auden ausgenoflen 
worden find und noch immer ausgegoffen werben. enn aber von ber 
Tendenz des vorliegenden Gefet- Entwurfs die Rede Üft, fo treffen diefen 
alle biete Vorwürfe nicht mit einem Haude. Ich bitterum die Erlaubniß, 
von meiner Perfon einen Augenblid fprechen zu dürfen; Ich habe meine 
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Jugend in ber hamaligen Provinz Südpreußen verlebt und die Juden in 
großer Maffe daſelbſt Fennen gelernt; ich erfannte ihre Vorzüge ſchon da⸗ 
mals trog meiner Jugend und habe oft gefunden, daß fie in Mäßigkeit, 
in Nüchternheit, in Betriebſamkeit und in Exnft bei ihren Arbeiten über 
der chriſtlichen Bevölkerung ftanden, unter der fie lebten, und habe zur 
innig bedauern können, daß der hriftliche Bauer ihnen im biefen ausge 
zeichneten Eigenfchaften oft jo weit nachſtand. 
Alles, was heute über die Juden gefagt worden ift, geht von einem 
an ſich fchönen trefflichen Humanitäts-Prinzipe aus: die Belehgebung aber 
durfte von diefem bloßen Humanitäts⸗Prinzipe nicht — fie konnte nur 
davon ausgehen, daß die Humanität in feinem Punkte des Geſetzes ver- 
lest würde; fie tte aber daneben eine andere hohe Verpflichtung, näm- 
lich die, die Rechte des chriſtlichen Staates zu wahren. 
habe zwar auch heute u. man wolle, wo bie Rede vom 





©taate fei, vom Chriftentbume, überhaupt von Religion, nichts hören; 
ober einer der geehrten Abgeorbneten hat dies auf eine Weile bezeichnet, 
ber ich vollfommen beipflihte, indem er gefagt: das Chriſtenthum fol 
nicht in dem Staat, es foll über dem Staat bertchen und ihn regieren. 
Dem fchließe ich mich volllommen an. - 

Mit diefem Sinn, in welchem aud der Geſetz⸗Ertwurf vorgelegt wor⸗ 
ben, halte ich es für unverträglich, den Juden obrigkeitliche Rechte beizu⸗ 
legen. Sie würden dann berufen fein, sine vom chriftlichen Geiſte durch⸗ 
wehte Geſetzgebung entweber fördern oder verwalten zu beiten, und 
Beides müßte gegen ihr Gewiſſen fein, infofern fie ſich von dem Ehriften- 
thume fondern, von diefem chriſtlichen Beifte nichts wiffen und auf ihrem 
altteftamentlichen Glaubens⸗Standpunkte ſtehen bleiben wollen. Es ſcheint 
mir, daß wenigſtens den Herren Mitgliedern der hohen Berfammlung, 
welche ich heute gehört habe, es noch nicht zur vollen Klarheit gelommen 
it, warum die Sven ‚ nach achtzehn Jahrhunderten, beute immer ned 
ein abgefondertes Volk find. Das Räthfel if diefes, daß ihre Religion, 
ir Glaube mit ihrer Nationalität in einer folhen untrennbaren Weiſe 
yerwachfen find, wie es bei feinem anderen Volle der Erde der Fall if. 


— 6 kann keine jüpifhe Nation geben ohne mofaifhe Religion, es kaun 


feine moſaiſche Geſetzgebung geben, als für Juden oder die gan Iuden 
werden. Der ger rie und beredte Redner von der Ritterfchatt der 
vinz Schlefien bat, nad meiner Meberzeugung, hier den Nagel völlig auf 
ben Kopf getroffen, und ich pflichte ihm infofern. gämlih bei, als er nel, 
er flimme für völlige Emancipation, aber unter der Bedingung, daß 
Inden ihr feparates und feparirendes Geſetz aufgeben. Wenn diefes 
blem gelöft werben Tann und gelöft wird, dann bin ich der erfle, we 
ir völlige Emancipation flimmt. Ich fürchte aber fehr, wenn ber ge 
edner mit diefer Propofition den Juden entgegentreten wollte, fie würben 
ihm antworten: Dafür danken wir, wir wollen Juden bleiben, und wir 
wollen, weil wir an unferem Geſetze feft halten, auch die Separation vom 
ber andern Nationalität fefthalten, die uns unfer Geſetz vorſchreibt 
nd weil fie dies fefthalten wollen, darum kann die Gefeßgebung nit fo 
weit geben, ihnen alle Schranken zu Iöfen und unfererfeits zu eröffnen. 
Wenn ich in Ronftantinopel geboren wäre, aber in chriftlicher Religiom 
erzogen und meiner Religion treu anhinge (mie ich mit großer Hochachtung 
anerfenne, daß die Juden es thun), — wenn ich dort geboren wäre um» 
dort lebte, fo würde ich mich bürgerlich vielleicht recht wohl befinden fies 
nen: ich würde aber die Türken einer großen Thorheit zeiben, wenn fie 
mich zu einem en Amt in Ärem Reiche aulafen ‚wollten, wo⸗ 







durch mir die Hände geöffnet würden, Alles zu thun, was ich vermöchte, 
damit das türfifche, Unweſen in chriftliches Wefen verwandelt würde. JIn 
einem. ähnlichen Bexhälte 
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litiſche Berechtigung zuflehe, und daB die Monarchie gefährdet wäre, wenn 
biefer Grundſatz nehhaltig und wefentlich verlaffen werben follte. (Lauter 
Beifall.) — Aus diefen Wahrnehmungen bin ich zu dem vielleicht nicht 
philofophifchen Schluffe nelangt, daß, infofern wir wirklich unter die Ka⸗ 
tegorie des chriftlihen Staats fallen, dieſe Kategorie uns nicht hindern 
tönne, den Juden die politifchen Rechte einzuräumen. Dafür, daß es ge⸗ 
ſchehe, find Ihnen virle Grunde vorgetragen worden. Cie werben deren 
noch andere zu hören haben; ich wünſche nur, auf einige Eigenfchaften der 
Quden binzuweifen, welde ihnen vorzugsweife in unferem Staate das 
Wort reden oder das Wort reden follten. Beifpiellos in der Gefchichte 
it die Beharrlichfeit der Juden in ihrem religiöfen Glauben, die Erhals 
tung der Einheit ihres Glaubens trog ihrer Zerſtrenung über alle Länder 
der Erde; und biefe Eigenfchaft wird von unferer jegigen Regierung in 
anderen Fällen ungemein hoch geachtet. Beifpiellos ijt die Anhänglichkeit 
ber Juden an die Sitten und Gebräuche ihrer Väter, ihre Ehrfurcht vor 
der älterlihen Gewalt und vor den Familien-Pflichten; fie tragen in dies 
fer Beziehung ein konfervatives Element in fi, was in anderen Fällen 
von unterer egierung ungemein hochgeadhtet wird. Befonders aber find 
die Iuden andgezeichnet durch gewiſſe Fähigkeiten, welche fich bei ihnen 
in größerem Berhältniffe als bei der chriftlichen Bevölkerung finden. Nicht 
je erwähnen, was die Juden in — Literatur und Munt geleiftet ha⸗ 
iſt es offenbar, daß fie ein finanzielles Talent befigen. (Gelächter.) 
— Allerdings tritt daffelbe nach unten auf eine häufig widerwärtige Weile 
hervor, (Stimmen: Ja! Ya!) — böher hinauf hat es glänzende Erfolge 
erzielt, und, durch den Adel der Gejinnung erhöht, würte es mit Nutzen 
für den Dienfl des Staates verwendet werden können. Es ift ferner un 
verfennbar, daß die Inden eine große Beritandesichärfe, und zwar, daß 
fie praftifen Berftand befigen. Auch bier gebe ich zu, daß dieſe Eigen- 
ſchaft in ben unteren Schihten auf eine den Ehriften unbequeme Weiſe 
wirkt, höher hinauf ſehen wir fie in den Erfolgen der Juden bei kommer⸗ 
zielen und inbuftriellen Unternehmungen; noch höher finden wir fie wies 
der in der Reihe unferer berühmten Lehrer der Rechtstunde, der Philoſo⸗ 
hie und der Mathematik. DBlide ih nun um mic in unferem Staat, _—- 
{ fann ich den großen Veberfluß an geiftigen und namentlich praftifchen 
äbigleiten nicht entdecken, der uns veranlaflen Fünnte, den Kreis, worin 
diefe Fähigkeiten zu ſuchen find, zu befchränfen und zu verengen. Es 
ſcheint mir vielmehr ein Mangel an Fähigkeiten vorzuliegen, welcher bie 
Erweiterung dieſes Kreifes nothwendig macht. giten wir und, meiue 
Herren, vor der Borftellung, fchon ein geehrter Redner vor mir warnte 
davor, daß die Zuläffigkeit und die Zulaffung eines und daſſelbe feien. 
Es giebt gar viele Ehriften, welche zuläffig find und doch nicht zugelaffen 
werden; nicht jeder Lieutenant wird Feldmarſchall, aber er fann es wer» 
ben ; nicht jeder Referendar wird Minilter, aber er kann es werden. Daß 
dem gefinnungstüchtigen Genie die Bahn erfchloffien werde, das iſt es, 
was ich begebre, und was ich für die Juden auch deshalb noch in An» 
ſpruch nehme, weil fo manches Blatt unferer Geſchichte von Judenver⸗ 
folgungen einen dunklen Flecken trägt, den ich weggewiſcht au fehen 
mich Sehne. (Mehrſeitiger Beifallruf.) 
Abgeord. Lenfing: Meine Herren! Durch die Sorge des, Bor- 
anbes ber ifraelitifchen Gemeinde zu Köln ift mein Referat, was ih am 
ten rheinifchen Provinzial-Landtage im Namen feines erſten Aus— 
chuſſes über die bürgerliche und politiiche Gleichftellung der Juden mit 
den übrigen Bewohnern des Staats vorgetragen habe, in Ihre ſämmt⸗ 
Iihen Hände gelommen. Ich kann mich daher der Mühe überheben, die 
darin niedergelegten Anfichten näher zu entwideln, und zwar um fo mehr, 
weil fie den in verfhievenen jetzt gehörten Borträgen enthaltenen Ideen 
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Staatsleben durchdringen müſſe. Ich habe jenen Satz nur fo verſtanden, 
daß das Chriſtenthum höher ſtehe als der Staat, daß es ſein eigenes 
Reich haben müſſe, ſo wie der Staat ſeinen eigenen eich hat. Der 
gr inifter findet die Gewährung größerer Rechte bedenklich, weil die 

uben ihre eigenen Religionsgebräuche behalten und an einem Buche hal- 
ten wollen, welches —* auch den Chriſten heilig ſein ſoll, und welches 
von den verehrten Rednern heilig gehalten wird, nämlich an dem alten 
Zeftamente. Ich mache befonders hierauf aufmerffam, in Bezug auf den 
Vergleich mit Conftantinopel, welchem ich entgegenftelle, daß dod eine er- 
Heblihe Verwandtſchaft zwifchen unferer Religion und einer folchen be- 
fteht, welche einen wefentlichen Theil unferer heiligen Bücher auch für fich 
anerfennt. Bon denjenigen Argumenten, von denen ich geglaubt habe, 
daß fie feinen Anklang in der Berfammlung finden würden, hebe ich vor- 
züglich dasjenige hervor, daß der Jude fein Preuße, Sein Deutfcher fein 
Tonne. Es ift mir dieſer Ausipruch von Seiten des Herrn Minifters un. 
‚erwartet gewefen, nachdem uns wenige Minuten vorher das Zeugniß ei- 
nes preußifhen Dffiziers vorgelegt worben ift, wie ein Jude im Dienfte 
des Baterlandes den Tod fand. Die ganze Argumentation des Herrn 
Minifters führt auf den Sap zurüd, den auch der Herr Landtags-Kom« 
miffar in feiner einleitenden Rede geltend machte, auf den Sat nämlich 
daß der preußifche Staat ein hriftlicher fein und bleiben wolle, und da 
es zu vermeiden ſei, nicht- riftlihen Unterthanen obrigfeitliche Aemter 
einzuräumen. Schon mehrere Redner haben diefen Sag beftritten, na⸗ 
mentlich ift von einem verehrten Redner der Ritterfihaft ans Pommern 
Darauf bingewiefen worden, daß in der Bezeichnung „chriſtlicher Staat‘ 
ein Widerſpruch mit dem Begriffe des Staats in ſich Liege. 

Nah meinem Dafürhalten ift der Begriff des chriſtlichen Staates 
weniger im Kreife praftifcher Staatsmänner, veranlaßt durch wirkliche Er⸗ 
fahrungen und Bedürfniffe, entflanden, als ih darın eine vielleicht mit 
Äußeren Urfachen zufammenbängende Entdeckung unferer neuen Staats⸗ 
Philofophie erkenne. Der Plag, auf dem ich ftehe, macht feinen Anfprud, 
ein Lehrftuhl der Philofophie zu fein, noch Philofophen zu tragen. Ich 

aber ohne Scheu gefteben, daß es mir nicht gelingen wollte, mir 
dieſe große Entdeckung völlig zu eigen zu machen. 
in großer Dichter hat gefagt, daß es viele Dinge zwiſchen Himmel 
und Erde gebe, wovon fich unfere Philofophie nichts träumen laſſe; ich 
möchte hinzufügen, daß auch unfere Philofophie fi viele Dinge träumen 
läßt, die ander Wachende nicht wahrzunehmen vermag. (Heiterkeit.) — 
Manche Dinge job: ich Hingegen allerdings wir Ale und ich bitte 
nm die Erlaubniß, einige davon aufzählen zu dürfen. Ich habe wahrgenoms 
men, daß Jahrhunderte Tang in Europa ein furchtbarer Kampf gefämpft 
wurbe, um das Rechtsgebiet des Staats von dem Rechtsgebiete der Kirche 
u trennen. Ich nehme wahr, daß zwar in Rußland, in der Türkei und 
n China, aber nicht in einem germanifhen Staat die Eirchliche und welt⸗ 
liche Gewalt ſich in einer Hand vereinigt finden. Ich nehme wahr, daß der 
Scif ber Stants.Religion in der neueren Zeit immer mehr eingefhränkt 
wird. Ich nehme wahr, daß Grofbritanien niemals ein anglikaniſch⸗chriſtli⸗ 
her Staat genannt wurde, daß aber die politifche Unmündigfeit der Katholiken 
Großbritanien mit Erfhütterung bedroht hätte, wenn nit die Emgnci⸗ 
pation der Katbolifen befhloffen worben wäre. Ich habe nicht wahrge⸗ 
nommen, daß die Niederlande und Frankreich, welche die Emancipativn 
ber Juden vollzogen haben, fi) durch diefen Umftand fo von ung unter 
fbeiden, daß fie aufgehört haben follten, chriſtliche Staaten zu fein, wäh⸗ 
rend wir ein chrifklidher Staat geblieben wären. (Beifal.) — 3 
babe enbli wahrgenommen, daß die Eriftenz des preufifchen Staates au 
den Grundſaß gehzüpft ift, daß verſchiedenen Konfeffionen die gleiche po- 
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Ku de Berechtigung aufehe, und daß die Monarchie gefährdet wäre, wenn 
biefer Orundfag nad) altig und wefentlich verlaffen werden follte. (Lauter 
Beifall.) — Aus diefen Wahrnehmungen bin ich zu dem vielleicht nicht 
philofophifchen Schluffe gelangt, daß, infofern wir wirflich unter die Ras 
tegorie des chriſtlichen Staats fallen, diefe Rategorie uns nicht hindern 
könne, den Juden die politifchen Rechte einzuräumen. Dafür, daB es ge⸗ 
fchehe, find Ihnen viele Gründe vorgetragen worden. Sie werben deren 
nod andere zu hören haben; ich wünfche nur, auf einige Eigenfchaften der 
Juden hinzuweiſen, welche ihnen vorzugsweife in unferem Staate das 
Wort reden oder das Wort reden ſollten. Beifpiellos in der Geſchichte 
it die Beharrlichkeit der Juden in ihrem religiöfen Glauben, die Erhal⸗ 
tung der Einheit ihres Glaubens troß ihrer Zerftreuung über alle Länder 
der Erde; und diefe Eigenfhaft wird von unferer jebigen Regierung in 
anderen Fällen ungemein hoch geachtet. Beiſpiellos iR die Anhänglichfeit 
der Inden an die Sitten und Gebräuche ihrer Väter, ihre Ehrfurcht vor 
der älterlihen Gewalt und vor den Familien-Pflichten; fie tragen in die⸗ 
fer Be iehung ein konſervatives Element in fih, was in anderen Källen 
von unterer egierung ungemein hochgeachtet wird. Beſonders aber find 
die Juden ne durch gewiſſe Fähigkeiten, welche ſich bei ihnen 
in größerem Berhältniffe ale bei der chriftlichen Bevölkerung finden. Nicht 
gu ermähnen, was die Juden in — Literatur und Dun geleiftet ha» 
ift es offenbar, daß fie ein finanzielles Talent befigen. ſGelächter.) 
— Allerdings tritt of nad) unten auf eine häufig widerwärtige Weiſe 
hervor, (Stimmen: Ja! Ya!) — höher hinauf hat es glänzende Erfolge 
erzielt, und, durch den Adel der Gefinnung erhöht, würde es mit Nutzen 
für den Dienft des Staates verwendet werden fönnen. Es ift ferner un- 
verfennbar, daß die Inden eine große Berftandesichärfe, und zwar, daß 
fie praltiſchen Berftand_befigen. Auch hier gebe ich zu, daB diefe Eigen- 
ſchaft in den unteren Schichten auf eine den Ehriften unbequeme Weife 
wirft, höher hinauf fehen wir fie in den Erfolgen der Juden bei kommer⸗ 
zielen und induftriellen Unternehmungen; noch höher finden wir fie wies 
der in der Reihe unferer berühmten Lehrer der Rechtstunde, der Philoſo⸗ 
hie und der Mathematit. Blide ih nun um mid in unferem Staate,. _ _- 
{ kann ich den großen Ueberfluß an geiftigen und namentlich praftifchen 
äbigkeiten nicht entdecken, der ung veranlafien könnte, den Kreis, worin 
biefe Fähigkeiten zu ſuchen find, zu befchränten und zu verengen. Es 
fheint mir vielmehr ein Mangel an Fähigkeiten vorzuliegen, welcher bie 
Erweiterung dieſes Kreiſes nothwendig macht. Hüten wir und, meine 
Herren, vor der Borftellung, ſchon ein geehrter Redner vor mir warnte 
davor, daß die Zuläffigkeit und bie Zulaffung eines und baffelbe feien. 
Es giebt gar viele Ehriften, welche zuläffig find und doch nicht zugelaffen 
werben; nicht jeder Lieutenant wird Feldmarſchall, aber er kann es wer⸗ 
den; nit jeder Referendar wird Minifter, aber er kann es werden. Daß 
dem gefinnungstüchtigen Genie die Bahn erfchloffen werde, das iſt eg, 
was ich begehre, und was ich für die Juden auch deshalb noch in An- 
fpruch nehme, weil fo mandes Blatt unferer Gefhichte von Judenver⸗ 
folgungen einen dunklen Fleden trägt, den ich weggewifcht au fehen 
mi Fehne, (Mebrfeitiger Beifallruf.) 

Abgeord. Lenfing: Weine Herren! Durch bie Sorge bes Vor⸗ 
andes ber tfraelitifchen Gemeinde zu Köln tft mein Referat, was ih am 
ebenten rheinifchen Provinziaf-Landtage im Ramen feines erften Aus» 
chuſſes über die bürgerliche und politifche Gleichftellung der Juden mit 
den übrigen Bewohnern des Staats vorgetragen habe, in Ihre fämmt- 
lichen Hände gefommen. Ich kann mich daher der Mühe überheben, die 
darin niebergelegten Anfichten näher zu entwideln, unb zwar um fo mehr, 
weil fie den in verſchiedenen jett gehörten Borträgen enthaltenen Ideen 


. 
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(ehr r häufig begegnen. Ich hatte meinen bamaligen Vortrag 
Rorife, auf fa 
— Gründe; vor ae aber m ben Dauptgrundfag, bes Ehrife en. 


ep. Sch _ hatte daraus ehlaee daß der Staat, wel biefen 
gie als eine Örundlage ou Gabe namentlih: der chriſtliche 
Staat, vor Allem die Verpflihtung babe, diefen Grundſatz in's Leben 


theuern, meine — bie Anſichten und Oruudſätze, welche ich da⸗ 
mals ausgefprochen habe, noch die meinigen find, und daß meiue ori este 
a len, w über de Solgen der Anwenbun biefe Orundfäpe bei Nach⸗ 

leichheit Des Rechts au uber in jeder Bezie⸗ 


—2— Er wege —— * für den a ade Nutzen 
als der serie De —— des Stantewohiee ge⸗ 
8 an u: fiebenten rh being —— die Hin lim e habe, 


Abgeordn. Meviſſ en: Meine Herren! Wenn Fi es A un — 
viel beredten Worten, die für die voͤllige Oleichſtellun 
von dieſer Rednerbühne ertönten, au meine Stimme —X N * 
fo geſchieht es, weil ich in einem Punkte von manchem ber Hemmer, 
eipronpen haben, wefentlich abweiche. Man haben die 
ang ber r Juden um der Juden halber ver will aber sk: 
—*— ieſe Gleichſtellung um der De habe, wünſche von einem 
anderen Standpunkte aus, daß wir Ehriften befreit werden von ber Schuld, 
— bie die Bergangenheit auf uns übertragen, von ber Siunde, | womit wir 
durch den fortgefi ten Drud der fortvauernden Ungerechti ver Ge⸗ 
genwart uns bela % fordere, daß ber bentiehe ‚ ber eiftiße Geiſt 
endlich in ſeiner Boden aa und Wahrheit "in de Geile one. 
Meine Herren! Wenn ih den Blick zurüc 
nach den Gründen forfche, weshalb ber jüdiſche Stamm das ein der 
Trennung und Abfonderung fo vorwiegend in ſich ausgebilbet, —*— er 
It feit nahe 2000 Jahren unverjehrt und unvermifcht inmitten ber chrifl 
en Volker Europa’s erhalten hat, fo kann ich nicht den von ber 
erbank ber gehörten Anfichten beiftimmen, welche din ie Bas m 
aifche Oefep. enthalte die Grundlage dieſer Trennun 
Grund diefer mit Recht auffallenden nationalen Gay — Gier 
andskraft vielmehr in dem unnatürlichen, a — —— het 
ahrhunderte lang auf dieſem Volke gelaft acpbem Saprhunbert 
bie Juden gezwungen waren, vera entwird t, vereinzelt uns 
— unter den Chriſten zu leben, wäre es ein Wunder, wenn in 
iefen Juden nicht ber Geift des Hafles, der Trennung und Feinbfchaft 
gegen biefe Chriften ſich ausgebildet haben folltet at if ch aber aus 
gebiet ‚er bat fih in rigen Grade ausgebildet, da im Taufe der 
ſchichte dem chriſtlichen Elemente vielfach efährlich geworben iſt, daß 
er ihm heute, wo das erhöhte —— mehr als je ri jeben 
Deuf, bie Rnedtfegaft reitet, gefährlicher noch ale früher 


Forſchen wir danach, auf welches Gebiet geifliger und materieller Tha⸗ 
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tigkeit der Drud bes Pifentgumg das udenthum eingeengt hat, fo ſe⸗ 
Pa zunächft, *7 biet Men genommen An weil Au 
a genommen, ‚nerven Tonnte; dies iſt das Gebiet bes Geifles, ber 
ke jgen Wreißei der_geiftigen Forte jung. Auf dee aneinnehmbare, 
ner — Willtr unterworfene, innere Gebiet waren die Zus 
fowohl durch eigene Neigung, wie durch fremde Einirtung Bin, . 
aha: und es fi find auf dieſem Gebiete eine Reihe der ebelften 
ang biefem Meinen Stamme, ber auf ber ganzen Erde gerfolite 
tert dafteht, hervorgegangen. Raum ein Gebiet des Wiſſens giebt es, 
auf welchem wir nicht Juden begegnen, welde unbefritten den prößt pen 
Namen beizuzählen fein werben. innen wir ung bie beutfe ae Shi — 
ohne Ba pinoza, können wir uns bie Beſtrebungen 
der Humanität am Schluffe des vori; en —— ohne — ne 
delsſohn benfen? Und iſt nicht mit al ungen ber Gegenwart ber 
— Geiſt mit tauſend Adern — jen? enn wir anerfennen 
fen, dag im Laufe der Geſchichte dieſes Feine Volk den Ader bes 2 
fee Pi wader gepflägt, wenn es, im Verhältnig zu feiner geringen Zahl, 
bie arti Erfoige errungen hat, ſo haben wir Gründ, — 
ſcheinung zum Theil in der Natur» Anla⸗ ae — aber darin zu 
gen, man ihm bie Gebiete des — 3— nen verfperrt_ hat. 
Hai Hinneigung für das Re und Forfi In FR das I 
denthum a, m es empfunden, u des Hafles, des 
bitteren Spottes —e ft, welcher namentlich ri neuefter Zeit feine meis 
Ergäfje durchdringt end auf bie Ynfgenungeneit e ber Gegenwart 
id und Dergiftend, einwirkt. Sehen wir uns um in ber Geſchichte der 
ratur ber I 30 Jahre, fo finden wir mehr und mehr die Journa⸗ 
liſtik in den 9 inden der Juden; wir finden, daß bie Riteratur ber Ber, 
zweiflung, die Literatur bes ag ig es — jeweiſe durch die Juden 
unter und ſich ausgebildet hat. Wer könnte hi —* unier uns behaupten, 
—— er von dieſem nothwendigen Ausfluſſe der von bitterem Haß gewürz⸗ 
jübifchen Geiſter unberührt geblieben. 7 daß er nichts von biefem 
Se des Spottes und der Verwirrung in fi aufgenommen habet  e- 
nes negirende ” iement würbe auf den deutſchen & nit fo bermädtig 
ve Bd ‚ die Nation würbe freier Fa geblieben fein, wenn nich 
me * a jergangenheit noch fortdauernd auf dem de 
age —X u es mehr im Intereſſe der 
m Sn % deutfchen Volles oder mehr im Inter— en 
Stammes geboten, daß „ener unfelige Zuftand veriwinl 2 hi 
Domaine des Geiftes, die den Juden nit zu nehmen tar, kat ihnen bad | 
Epriftentfum noch eine andere materielle Domaine gelaffen, welche einige 7 
Redner vor in, ſchon Berunrgehoben da haben, vie Domainen des Ha, — | 
ber mzen. Auch auf die ejem Gebiete Hat das Judenthum ſich | 
ſen, — da wi das Cpriftenthum weit überholt, und 


e € töthigt, hr er tigen Eit 
Sl udn Gelhmart note Gersht in fee wberfaır nu — | 
einfeitige Ausbildung der geiftigen Fi — ae er. —5* 


ger mit venlbar ohne den, riſtlichen Bar, 
Im Sana —2 — hal ten. in fol, —— ar * 
den Geiſt der Jronie und des Sn fie 9 —— 
Yen Km & ER des gnbeen trennt, einvernothtt ger Sr — 
FA der ee Nationalität einen fremden Ku * ——— 
fine I —— 8* raurigen ir 7 ——— Zuſtar — 
ven . u ebt jenen Zuſtand zu einenecht 
gen, welher an ge unferes Staats nicht Tänger fo Para 5, 


en Das ite Intereſſe daran, daß bie nationa; 
—— vollfommene werbe, daß alle Te a =“ 


prüfen und vorzutragen fpäter bei ber Berathung ber einzelnen Paragra⸗ 
pben an ber Zeit fein wird. 

Ich Habe jest nur noch auf einen Einwand zurückzukommen, welcher 
gegen die von mir geftellte Anficht geltend gemacht iſt, und welder dahin 
geht, daß das Beiſpiel von anderen Nationen nicht maßgebend fei, daß 
nämlich es ſich eranegeſtent habe, daß die Gleich Tune der Juden, wie 
fie in Kranfreih und England flattgepabt bat, ohne Nachtheil für den 
Staat gewefen iſt. Daß fe aber dem Staate nicht gefährlich fein konnte, 
lag jedoch in anderen Urfachen. Keinesweges kann man von dem reinen 
oe Refulißte, wie es jeßt vorliegt, die Nichtigkeit der Theorie be- 

iten, bie wir aus bem inneren Weſen, ven Thatfachen felbft entwickeln 
müffen. Man wird aber auch fagen: Kührt man die Emancipation ein, fo 
wird man bie Inden zu Staatsbürgern bilden. Es wird eine kurze Zeit 
- vergehen, fo werben fe Staatsbürger fein. Hierauf ift zu erwiebern: Es 
fann nicht bes Staats würdig fein, daß er eine Erziehungs-Anftalt werde, 
in welche ex diejenigen aufnimmt, welche grundfäglich ihm widerftreben, es 
kann nicht des Staates würdig fein, daß er —26 nftitutionen gründe, 
an welchen die Juden ihr jüdiſches Vorurtheil abfchleifen und abnutzen 
ſollen. Dann aber fage ich auch fchließlich, daß es nicht wahr, daß die 
Emancipation, wie fie in Frankreich ftatthat, bereits eine ſolche Entwide- 
Iung des Judenthums in der Ausdehnung, wie fie angebentet ift, zur Folge 
gehabt hat, und ich erlaube mir, an die biftorifchen Thatfachen zu erin- 
nern, welche in A gerade für das Gegentheil au fprechen Tcheinen. 
Es war, wenn ich nicht irre, im Jahre 1842, als der atirten-Rammer 
ein Geſetz⸗Vorſchlag vorlag, welcher auf Abfürzung ber Arbeitszeit in den 
Fabriken gerichtet war. In dieſem Gefene war vorgelehen, daß als Ruhe⸗ 
tag für alle Arbeiter der Sonntag gelten ſollte. Bei Gelegenheit der 
Diekuffion diefes Gefeßes war ein Amendement aufgeftellt, bahin gehend, 
daß für die chriftfichen Arbeiter der Sonntag, für bie —1*— dagegen 
der Sabbath der gefegliche Ruhetag fein folte. Welches Schichal dieſes 
Amendement damals gehabt hat, kann ich nicht fagen, ich weiß nur, da 
es aufgeftellt und biskutirt worben if. Daraus, daß es aufgeflellt um 
diskutirt worden, folgt aber gerabe, daß, troß der Emancipation und trog 
aller Grigftelung, nach einer Reihe von Sapren in dem Parlamente 
Bade bie Meinung fich geltend machen Tonnte, daß ein jübifcher 

tertag eriftiren müfle, und diefe Thatfache halte sch denen gegenüber, 
welche Tagen: man braucht die Juden nur zu emancipiren, um fie ſofort 
zu Staatshürgern RL; machen. Jnſofern in dem vorliegenden Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf daher die vollftändige Emanctpation, d. h. eine Verleihung der poli⸗ 
tifchen Rechte, den Juden verweigert wird, fann ich mich den Grundſätzen 
deſſelben nur anfchließen. 

Abgeoron. Frhr. von Binde: % fann dem legten Rebner nicht bei 
treten. Es haben ſich über den Gegenſtand fo viele vortrefflihe Redner 
vernehmen laffen, wie vergleichungsweife an einem und bemfelben Morgen 
noch nicht vorgelommen Es wird mir daher nur geftattet fein, an 
einige allgemeine Grundſäte zu erinnern, und da muß ich darauf zurück⸗ 
fommen, was ich als den eigentlichen FKern der Verhandlung von ben Ver⸗ 
tretern des Gonvernements ausfprechen gehört habe, auf den Begriff des 
Hriftlihen Staates. Es geht mir, wie mehreren anderen Rednern, 
daß ich nämlich troß der eifrigften Forſchungen und bes gewiflenhafteften 
Nachdenkens mir nicht Habe klar machen können, was unter einem chrift- 
iſchen Staat gu verftehen fei._Ich glaube das Spriftenihum ſehr hoch zu 
fein; aber der Begriff der Religion fann doch nur auf der inneren in- 

viduellen Ueberzeugung beruhen. Der Staat aber ift cin Komplexus von 
abivinnen. Deicher ale folher feine aftgemeine Ueberzengung haben kann. 


Iotofern papers ber Gtaat eine moralifhe Perfon barftelit, fo Tann ih mir 


on , welche von Seiten des Herrn Schatz⸗Miniſters vor mir audge- 
prochen ift und ber ich nur eine andere Kaflung zu geben wünfche. 
Es iſt nämlich die Anficht, daß das Judenthum felbft auch ein beveu- 


gion nicht denkbar. Sie werden mir vielleicht erwiebern, daß eine abfolute 


o hat die Behauptung einen anderen — Theil, nämlich den, da 
gebend a HR ae 
ann man fih nur auf hiſtori 


Thatfachen Haben ihre Urfachen darin, daß die Juden früher immer ver- 

folgt feien und auch 200 in manchen Ländern lat würden. Wir 

willen erfolgten und Derfolger zu allen Zeiten und 

überatt gegeben bat; ich brauche nicht an den 
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glauben, un rklär 
welchen das Geſetz darin angenommen hat, indem es die Möglichkeit einer 
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oe Refultkte, wie es jetzt vorliegt, die Richtigkeit der Theorie be- 


iſche Inſtitutionen gende, 
abnugen 
follen. Dann aber fage ich u —22— daß es nicht wahr, dab die 


nern, welche in Frankreich gerade für bas egentheil in fpre 
nicht irre, im Jahre 1842, ale ber enutirten: mer 
ein Geſetz⸗Vorſchlag vorlag, welcher auf Abfürgung ber Arbeitszeit in ben 
Babrifen gerichtet war. In dieſem Oefepe war orgeleben, bag ale Ruhe⸗ 
tag für alle Arbeiter der Sonntag gelten follte. Bei Gelegenheit der 
Diskuffion diefes Geſetzes war ein Amendement aufgeftellt, dahin gehend, 
für Die chriftlichen Arbeiter der Sonntag, für die j a bagegen 
der Sabbath der gefeglihe Ruhetag fein ſollte. Welches Schickſal dieſes 
Amendement damals gehabt hat, Tann ich nicht fagen, ich weiß nur, ba 
es aufgeftellt und bisfutirt worden if. Daraus, es anfgeftellt u 
— diskutirt worden, folgt aber gerabe, daß, troß der Emaneipation und troß 
aller Gfeihftellung, nad einer Neihe von Jahren in dem Narlamente 
Frankreichs die Meinung ſich geltend machen Tonnte, daß ein jubifcher 
Feiertag eriftiren müſſe, und diefe Thatfache Halte ic denen gegenüber 
weile N gen. man braucht die Juden nur gu emancipiren, um fte fo rt 
zu Staatebürgern ge maden. Inſofern in dem vorliegenden Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf daher die vollfländige Emancipation, d. h. eine Deeteipung ber polls 
tifchen Rechte, den Juden verweigert wird, kann ich mich den Orundfägen 
beffelben nur anfchließen. 

Abgeorbn. Frhr. von Binde: Ih kann dem letzten Redner nicht beis 
treten. Es Haben fich über den Gegenftand fo viele vortrefflihe Rebner 
vernehmen Taffen, wie vergleitpungeweife an einem und bemfelben Morgen 
noch nicht vorgelommen iſt. Es wird mir baher nur geftattet fein, am 
einige allgemeine Grundſätze zu erinnern, und da muß ich darauf zuräd- 
fommen, was ich als den eigentlichen Kern der Verhandlung von ben Vers 
tretern des Gouvernements ansfprechen gehört habe, auf den Begriff des 
Hriftlihen Staates. Es geht mir, wie mehreren anderen Reduern, 
vaß ich nämlich trog ber eifrigften Forſchungen und des gewifienhafteften 
Nachdenkens mir nicht habe klar machen können, was unter einem chriſt⸗ 
lichen Staat zu verflehen fei. Ich glanbe das Ehriftenthum ſehr Hoch zu 

en; aber der Begriff der Religion fann doch nur auf der inneren in⸗ 
vibuellen Ueberzengung beruhen. Der Staat aber ift ein Komplexus von 
dividuen Seiler als ſolcher feine afigemeine Ueberzeugung Haben kann. 
paper ber Staat wine moraliſcht Perſon darſtellt, ſo Tann ich mir 


— 


oeſofern 


nicht denken, daß derfelbe als folcher eine beſtimmte Religion haben könne. 
Wie man alfo von einem Staate fagen könne, es ift ein chriftlicher Staat, 
iR mir nit ehr. Der Staat wird doch auch nicht die Beſtimmung 
haben follen, die Glaubensſätze einer beſtimmten Konfeffion zu realifiren 
— gewiffermaßen der Exekutor der Kirche zu fein. Vielleicht hat dieſe 
Darftellung in einem anderen Sinne genommen werben follen; man will 
vielleicht jagen, als Staat hat ex in ber Geſetzgebung die Prinzipien zu 
realifiren, die aus der chriftlichen Moral hervorgehen, denn die Glaubens⸗ 
füge felbft kaun er nicht realifiren. Aber auch in diefer Beziehung kan 
sch mir nicht denken, dag der Staat fi als Erefutor der Kirche zu geri- 
ren babe. Wenn es * darum handelt, die Grundſätze der chriſtlichen 
Moral zu realiſiren, jo muß ich geſtehen, daß ich die Benennung eines 
riftfichen Staats für den unfrigen beftreiten muß. Ich will nur bie 
dſätze unferes Staats mit dem neuen Teſtamente vergleichen. Ich 
könnte zwar anch bei dem alten Teftamente anfangen und mit den zehn 
Geboten beginnen. Die zehn Gebote fagen fchon: „Du ſollſt nicht 
tödten”, während ber Herr Schat-Minifter, den auch die Armee in ihren 
Reiben zu zählen das Glück hat, gewiß nicht beabfichtigen wird, in ſtren⸗ 
ger Anwendung, jener Orundfäge den Krieg zu verdammen. Es fteht fer- 
ner im neuen ent: „Du ſollſt nicht ſchwören; eure Rede fei ja, je, 
nein, nein; was Darüber if, tft vom Uebel.“ Wir Haben jedoch noch in 
einer der Iehten Sitzungen, wo wir mit dem Gefeb- Entwurf wegen ber 
Eintommenfieuer beiäftigt waren, erfahren, daß fogar neue Eide ein 
führt werben follten, Eine, mit denen die dringende Beforgniß des Mein- 
eides verbunden tft, weil von beren Ableiflung ober — 32 — die 
Befteuerun abbing; alfo während eine a AA ropofition noch neue 
Eide in unjerem Staate einführt, kann man doch nicht von einem chriftli« 
chen Staate reden, welcher den Sat nicht beachtet: „Du ſollſt nicht ſchwö⸗ 
ren.” Es iſt ferner das Gebot des Chriftentbums: „Tiebet eure 
Keinde’ und: wenn dir Jemand einen Badenftreich giebt, fo halte ihm 
bie andere Bade auch Hin’; wie wollen wir aber mit biefem Grunbfahe 
bie Oefepaebung über die Injurien in Einklang bringen. Viele Para, 
graphen Landrechts müßten ausgetilgt werden, wenn fie in Einflang 
mit jenem Grundſatze gebracht werben follen. Wie will man in der an 
wärtigen Politik mit dem Gebote der Feindesliebe es vereinigen, Verträge 
gegen auswärtige Mächte zu fchließen? 

Iaube, wenn wir unfere Minifterien alle burchmuftern, fo können 
ihre Iungen biefem Standpunkte gegenüber nicht beſtehen; wenn wir 
namentlich auf das Schatz⸗Miniſterium übergehen, fo können wir es im 
Sinne des Chriſtenthums nicht gerechtfertigt finden, daß Schäge gefammelt 
werben, denn das Chriſtenthum gebietet ung, irdiſche Güter gerin * ach⸗ 
ten, und es heißt in der Bibel, daß es eher anzunehmen iſt ve n Ka⸗ 
meet burd bag Nadelöhr gehen wird, ale daß der Reiche in das Rei 

o 

Meine Anſicht iſt die, daß der Staat nicht dazu beſtimmt tft, bie 
qhriſtlichen Moralvorſchriften zn realiſiren, und deshalb iſt auch bie Anſicht 
daß wir in einem chriſtlichen Staate leben, falſch. 

Ein Redner ſagte: Staat und Kirche dürfen nicht vermiſcht werden, 
weil die —53 ü er dem Staate ſtehe. Dieſer Bemerkung, der aug der 
Herr Schatz⸗Miniſter beitrat, ſchließe ich mich an. Das Reich der Kirche 
iſt im Himmel, und das bes Staats anf Erben. Die Religion iſt beftimmt 
uns für den Himmel de erziehen und bie Regeln vorguzeichnen, die wie 
auf unferen irdifchen Wegen * beachten haben, um als Bürger des Rei⸗ 
des Gottes in den Himmel einzugehen. Der Staat ſtellt die Regeln auf, 
bie wir ale er biefes —* Staatsverbandes befolgen ſollen. 
Wenn daher der Herr Miniſter geſagt hat, daß bie Kirche Aber dem Staate 


feben ſoll, Bi flimme ich dem bei, aus dem Grunde, weil der Simmel über 
r Erbe flieht; wenn ich aber nah Grundſätzen fuche, um die Erde zu 
bauen oder die Verwaltung des Staats zu regeln, fo werbe ich mir diefe 
nie vom Monde holen. Der Minifter bat auch die Bemerkung des Red- 
ners nur theilweife angeführt; die Kirche, fagte diefer, foll über dem 
Staate ftehen, aber fie foll ihn nicht regieren, oder, was gleich iſt, der 
Staat fol nicht der-Erefutor der Kirche fein. Die Kirche Beh auch viel 
au hoch, um ihr Reich fchon auf Erben p realiſiren. Ich kann alſo nicht 
anerkennen, daß unſer Staat von chriſtlichen Elementen durchweht wäre, 
ich finde jeser viel Va in unferer Geſetzgebung. 
Ich Din ferner der Anficht, daß es auch hier vor Allem auf das Recht 
anlommt, und daß die Beachtung der Grundſätze des Rechts, um berent- 
willen die Menfchen zuerſt fich veranlaßt fahen, aus dem Zuſtande ver 
Rohheit in den —— Zuſtand überzugehen und zu Staaten zuſam⸗ 
menzutreten, die Befugniß uns nicht ertheilt, Jemand wegen ſeiner inne⸗ 
sen Ueberzeugung von dem Genuſſe ver Wohlthaten des Staatsverbandes 
auszufchließen. 36 bin weit entfernt, zu behaupten, daß der Staat und 
die Religion nit in Wechfelverbindung fliehen, und daß es nicht Reli- 
gions-Grundfäge gebe, die der Staat verbammen müffe, und in Bezug Br] 
weihe er ftaatsbürgerliche Rechte zu verfagen genöthigt fei. Es kann fi 
.B. eine Selte bilden, die den Atheismus proflamirt, und ich würbe 
Senat , der an feinen Gott glaubt, nicht zum Staatsbürgerrecht zu⸗ 

ffien, da er feinen Eid leiſten kann, weil er an ben Rächer des Eides 
nicht glaubt, oder nicht mit gleicher Aufopferung in das Feld ziehen kann, 
weil er nicht an ein anderes Leben glaubt, alſo ganz andere riffe von 
dem irbifchen Leben hat. Aber folche Bedenken koͤnnen bier nicht ın An- 
wendung Tommen. 

Die jäbifipe Religion_enthält Feine Vorfchriften, welche bie Juden 


wir, fie haben Togar eines unferer heiligen Bücher mit ung gemein, und 
orfchriften find im Wejentlichen viefelben, wie bie, denen 


5: llen, fo legt ihnen ihre Religion diefelben Pflichten auf, wie uns. 


als den Juden eigen, hervorgehoben wurden, und zu diefen ae ih na⸗ 
sent ihre Pabſucht, die fehr häufig einen ſchmutzigen 
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nimmt, und ich möchte hinzufügen: ihre Kriecherei, und (wenn auch viele 
Juden im Sabre 1813 106 aterland —5 t haben), fo ſetze ich doch 
noch hinzu: ihre Feigheit; alle dieſe Fehler fihern fie vor meiner Sym- 
pathie; wenn fie mir aber auch noch fo unangenehm in fozialen —8*— 
niffen wären, fo genügt mir doch dies nicht, um ihnen bie politiſchen 
Rechte abzufprechen; zumal wenn wir und noch fagen müffen, baß biefe 
ihre Zebler in der Defandlung, bie ihnen unfere Geſetzgebung hat ange- 
deihen laffen, ihren Urfprung haben. Gehen wir zurüd auf die Geſchichte 
bes jübifchen Stammes, fo finden wir, daß biefe Fehler wenigftens nicht 
im Bilute liegen, daß die Juden der Vorzeit nicht nur tapfere Kämp 

waren, daß fie fih gegen die Römer gefchlagen haben bei der Zerftörung 
Serufalems, wie wenige Bölfer der Erde; fondern au, wenn wir ihre 
frühere Geſchichte burdgeben ‚ daß fie ein aderbautreibendes Volk waren 
und nicht Handel trieben. Ich möchte nicht, wie ein Redner vor mir bes 
hauptet, daß der Handel Feine edle Beichäftigung fei; er ift wohl eben fo 
edel als Induſtrie und Aderbau; der geehrte Redner hat aber auch wonl 
nur den Schacher im Ange gehabt; aber diefer Echadher- Handel eben iſt 
eg, worauf wir fie angewiefen, da wir ihnen jeden anderen Weg ver- 

aben. , 

Daß fie neben diefen Fehlern auch viele Vorzüge haben, hat felbft der 
Herr Schag-Minifter anerfannt, und es bevarf alfo feines weiteren Zeug⸗ 
niffes barüber mehr Wenn man ein gewiffes Borurtheil als begründet 
anertennen will, fo iſt es durch die Geſetzgebung felbft hervorgerufen. 
Gehen wir aber eu den eigentlichen Siftorifehen Anlaß der gedrückten Lage 
der Juden zurück, ſo ift es doch nur der eine Grund, daß die Juden uns 
feren pen gefrenzigt haben; aber fo wie ung ber gertige Stifter un- 
ferer Religion vom Kreuze aus die Worte zurief: „Vater vergieb ihnen, 
denn fie wiffen nicht, was fie thun!“ fo haben wir doch zunächt die DBer« 

flichtung, dieſen göttlichen Ausfprud zu verwirklihen, und wenn num 
ber immer ber chriſtliche Staat entgegengeführt wird, fo muß ich daran 
erinnern, daß das erfte Gebot des Chriſtenthums tft: „Liebe deinen Näch⸗ 
een un daß wir das Beifpiel von dem Samariter ung zur Lehre dienen 
aflen müflen. 

Wenn alfo die Gründe des Rechtes und unferer heiligen Religion 
dazu auffordern, den Juden ihr Recht angebeihen zu laſſen, fo babe ih 
nicht finden können, daß etwas von diefen Aufforberungen in dem Geſetz⸗ 
Entwurfe realifirt iſt. Wir Far aus dem Munde bes Herrn Königlichen 
Kommiſſars vernommen, baß der Gefed- Entwurf einen Fortfchritt ange⸗ 
bahnt Hat, nämlich ven, daß die 18 verfchiedenen Juden⸗Geſetzgebungen zu 
einer zufammengeworfen find, daß die Glaubwürdigkeit für die gerichtlichen 
Eide der Juden hergeftellt ift, daß man fie in Folge eines zwölfjährigen 
Dienfles als Unteroffiziere zu Aemtern niederen Grades befördert und fie 
endlich im Gewerbebetriebe nicht mehr fo beſchränkt wie früher; aber 
glaube, daß von diefen Schritten aus noch ein fehr weiter bis zur Eman- 
eipation zu machen iſt. Es iſt überdies in bem Gefeh-Entwurfe ein offen- 
barer Rückſchritt enthalten, infofern man dem geſetzlichen Standpunft, den 
das Edikt vom Jahre 1812 aufftellte, verlaffen und flatt, wie barin ver 
Iproden worden, Kultus-Angelegenheiten zu regeln, ſich auf den politifchen 

tandpunft begeben und fie ın politifche Sorporationen vereinigt hat, Pi 
ſich über das ganze Land ausbehnen. einen Staat im Staate bi und 
an die mittela terlihen Ghetto erinnern. In diefer Beflimmung glaube 
ih eine wefentlihe Verlegung der Bunves- Akte erbliden zu müflen, obs 
wohl ich hoffe, daß der Herr Königliche Kommiſſar uns dieſen Puukt volle 
ndig aufflären wird, da er A ‚ wenn ich recht gefehen habe, darüber 
reits Notizen gemacht hat. kann mich übrigens nicht ganz mit dem 
edner einverſtanden erflären, ber über bie © ker yalener. Suleen. 


haben, das bie Verſammlung verflanden haben wirb, was ich barunter 
meine. Wenn das geehrte Mitglied uns in das neue Teſtament geführt 
und eine Menge einzelne Stellen angeführt hat, mit welchen ſich unfere 
—— nicht vertrage, ſo kann ich nur darauf aufmerkſam machen, 
die —28 dabei ans dem Auge verloren worden iſt zwiſchen indi⸗ 
viduellen und idealen Borfchriften, die dem einzelnen Ehriften gegeben find, 
and zwifchen der Pflicht, die der Staat hat, eben dem Mißbrauche dieſer 
lan von Seiten Anderer entgegenzutreten. Wenn unfere Gefeh- 
gebung hätte jagen wollen: „Wer dir den Rock nimmt, dem gieb auch 
den Mantel dazu’; — ich glaube Doch, es würde anerkannt werben, daß 
fie den Standpunkt, anf dem fie ftehen fol, aus den Augen verloren hätte. 
Die Stellen des neuen Teftaments, die der geehrte Redner ung vorgeführt 
Hat, fchreiten dem Ehriften feine Pflichten vor; der Staat aber bie 
gen andere Pflicht, dafür zu forgen, daß mit diefen Vorſchriften fein 
Perg etrieben wird. Ich glaube endlich, noch bemerken zu müjlen, 
daß die eihliche Moral mit der Moral des alten Bundesvolkes nicht 
überall fo zufammenfällt, daß man gar fein Bedenfen dabei finden fünnte, 
fie mit einander verfchmelzen zu wollen; ich möchte nur hinweiſen auf eis 
nes der Beiſpiele, die der geehrte Redner felbft angeführt hat. In dem 
neuen Teftamente ift ung vorgefchrieben: Du ſollſt deinen Feind Lieben. 
Aber unmittelbar bei biefer Vorſchrift wird auf den alten Gegenfag hin⸗ 
gewiefen: Aug’ um Auge, Zahn um Sahn. Db beide Prinzipien fi 
wohl mit einander vertragen möchten, überlaffe ich der Erwägung. 
gandtags-Rommilfar: Der geehrte Redner, welder fo eben bie 
Tribüne verläßt, Hat in früheren Fällen mancherlei Veranlaffungen ge- 
nommen, meine Yeußerungen zu provoziren; bie heutige ift nen; er glaubt 
bemerkt zu haben, daß ıch mir gewiſſe Notizen zu gewilfen Zwecken ge- 
macht hätte. Den geiftigen Scharfblick des Redners habe ich längſt be- 
wundert, jetzt müßte ich auch feinen Forperliden nen bewundern, 
wenn es nicht möglich wäre, daß er fich dennoch verfehen hätte. Indeſſen 
will ich nicht Anftand nehmen, der Aufforderung folgend, die Behauptung 
zu vertheidigen, daß der Gefeg-Entwurf keinen Rückſchritt gegen den jepi- 
gen rechtlichen zuftand der Juden herbeizuführen geeignet fein wird, 
noch darin eine Rechtsperletzung liege. Der geehrte Redner hat felbft die 
ortfchritte gegen den jeßigen Zuſtand einzeln aufgeführt, weldhe durch den 
etz⸗ Entwurf angebahnt find, und mich Dadurch der Mühe überhoben, 
dieſe Wi zu wiederholen; er hat dem Entwurf nur den einzigen 
Borwurf gemacht, daß er eine dem jetzigen Zuftande fremde Einpferhung 
der Juden in Eorporationen anorone und dadurch den Weg zu einem 
Opetto einfchlage. Das Geſetz von 1812 hatte in feinem legten Para- 
graphen vorgefhriehen, daß die Kultus-Berhältniffe ver Juden befonders 
eorbnet werden follten; in Erfüllung biefes Borbehaltes iſt derjenige 
heil des Geſetzes, welcher fih auf die Kultus-Berhältniffe bezieht, gege- 
ben. Diefe Stultus-Verhältnifie fegen, wie ſchon vorhin erwähnt, noth⸗ 
wendig he Eorporationen voraus, wie fich dieſe auch feither überall 
von felbft ge altet haben. Ihre Eynagogen beruhen überall auf Bereinen, 
obgleich folche vom Gefe nicht überall als zu Recht ftehend, als rechtliche 
Eorporationen anerkannt find. Wenu nun der Gefeß- Entwurf, indem er 
in dieſer Beziehung den faftifchen Zuftand zum großen Bortpeil der Ju⸗ 
den in einen ve begründeten umfhaffen will, in einigen wenigen 
Punkten diefen Corporationen bürgerliche Beziehungen giebt, fo verwahre 
ich den Entwurf vor der Abficht, daß dadurch eine ſolche Abfperrung habe 
perbeigefü rt oder, wie ein anderer Redner ſich geäußert, ein Ctaat im 
taate gebildet werben follen. Kragen wir: welches denn jene ‚Deyiehungen 
finde fo finden wir in einem Paragraphen die Vorſchrift, daß die Corpo⸗ 
rations⸗Vorſteher Zeugniß über das Verhalten der Mitglieder biefer Cor⸗ 


worden tft, die Juden erblickten nur Zion ale 

— ae A — dies nur von dem idealen Standpunkte der 
ekigion alt ichtig anerkennen, — daß fie vielleicht nach acht⸗ 

en em das taufendjäßrige Serufalem realifirt fein 

* * Bürger in * neue Land ein zu können hoffen. Sie 
—A ee ve Yan be nicht gehört, daß irgend 


bahn ef * weht 8 * in fern —E und denken nicht daran, 
unang e 


worden, daß die 
Vaterland zu bluten. Wenn fie es aber nicht ' vollſtandi ir * 


Berfommlung! fann in biefen Gränden nicht nme was . 
=: ie Sinderte, F Inden zu vollſtäudigen Ir Rechten zu⸗ 
da 


Wenn ich Jemanden das wi fe politifihe Recht nicht gewähren 
will, wie neter der fehleli itterfhaft wollte, nämlich, hier 
im Saale zu fiben, fo hr ih zwar ser (don 9 gefagt, daß es mir nicht gerabe 
angenehm fein wärbe, einen Juden einen Nachbar in diefem Saale 

erblicken; aber meine Se fann mich Hier nicht leiten, weil 
— een De von dem — unkte des Rechts und der Politik beur⸗ 
theilt wer Wenn es — dahin kommen ſollte, ein Jude 
zu ben Provinz — oder zum Sereinigten gewählt 
werben fellte, fo glaube ih, daß mir alle Beran —c —*** ‚den Hut 
ver then „abgunapmen j er nur ein eminenter unb ausgezeichneter 
Mann fei 


Schluffe von einem Bun Bein aus ber we men geſagt 


fein gutes et m a beihen laſſen. Und von biefem —E 
ae ae gene — Tea “ sr de , einen 19 m gie * he 
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und pen werden wird von Anderen, 
die ne ist En oder "folgen werden — fo folk doch immer der erha- 
Spruch ale das Dibiafe Erempel —e— egentenweisheit in 
Be bleiben: „In meinen S eder nach feiner Bacon 
18 
—— — don zpile: Das geehrte Mitglied aus Weftfalen 
PT n > id wit, bie Berl 


Bade ride dan ehe —3 Standpunkt. Was 
ich übar ben Staat geſagt glaube ih, fo weit erlärt zum 


gaben, das die Berfammlung verfianden haben wird, was ich Darunter 
meine. Wenn das geehrte Mitglied ung in das neue Teſtament geführt 
und eine Menge einzelne Stellen angeführt hat, mit welchen ſich unfere 
Geſetzgebung nicht vertrage, fo kann ih nur darauf aufmerffam machen, 
daß die Differenz dabei aus dem Auge verloren worden iſt zwifchen indi« 
viduellen und idealen Borfähriften, die dem einzelnen Ehriften gegeben find, 
und zwilchen ber Pflicht, die der Staat hat, eben vem Mißbrauche dieſer 
en von Seiten Anderer entgegenzutreten. Wenn unfere Geſetz⸗ 
gebung hätte fagen wollen: „Wer dir den Rod nimmt, dem gieb an 
den Mantel dazu”; — ich glaube doch, es würde anerfannt werben, ba 
ie den Standpunkt, auf dem fie fiehen foll, aus ven Augen verloren hätte. 
ie Stellen des neuen Teftaments, die der geehrte Redner ung vorgeführt 
bat, fehreiben dem Chriften feine Pflichten vor; der Staat bat aber bie 
ge andere Pflicht, dafür zu forgen, daß mit biefen Vorjchriften Fein 
dobran getrieben wird. ch glaube endlich, noch bemerken zu müjfen, 
daß die chriftlihe Moral mit der Moral des alten Bunbesoolfes nicht 
überall fo zufammenfällt, daß man gar fein Bedenken babei finden könnte, 
fie mit einander verjchmelzen zu wollen; ich möchte nur hinweifen auf ei. 
nes der BVeifpiele, die der geehrte Redner ſelbft angeführt hat. In dem 
neuen Teſtamente tft uns vorgeichrieben:, Du’ follft deinen Feind lieben. 
Aber unmittelbar bei dieſer Vorſchrift wird auf den alten Gegenfaß hin⸗ 
gewiefen: Aug’ um Auge, Zahn um Zahn. Ob beide Prinzipien ſich 
wohl mit einander vertragen möchten, über ee ich der Erwägung. 
Sandtags-Rommilfar: er geehrte Redner, welcher fo eben bie 
Tribüne verläßt, hat in früheren Fällen mancherlei Beranlaffungen ge- 
nommen, meine Aenßerungen zu provoziren; die heutige iſt neu; er glaubt 
bemerkt zu haben, daß ıch mir gen Notizen zu gewiſſen Zwecken ge⸗ 
macht Hätte. Den geiſtigen Scharfblick des Redners habe ih Tängft de 
wundert, jetzt müßte ich auch feinen ſorrechihen Scharfblick bewundern, 
wenn es nicht möglich wäre, Daß er ſich dennoch verſehen hätte. Indeſſen 
will ich nicht Anſtand nehmen, der Aufforderung folgend, die Behauptung 
zu vertheidigen, daß der Sefeg-Entwurf keinen Rüchkſchritt gegen den jeßt- 
gen vectliden uftand ber Juden herbeizuführen geeignet fein wird, 
noch darin eine Rechtsverletzung liege. Der geehrte Redner bat felbft vie 
ortfchritte gegen den jetzigen Zuftand einzeln aufgeführt, welche durch ben 
eſetz⸗ Entwurf angebahnt find, und mich daburd der Mühe überhoben, 
biefe en zu wiederholen; er hat dem Entwurf nur den einzigen 
Borwurf gemacht, daß er eine dem jetigen Zuftande fremde Einpferdung 
ber Juden in Corporationen anordne und dabur ben Weg zu einem 
Ghetio einfchlage. Das Geſetz von 1812 hatte in feinem lehten Para- 
graphen vorgeftärieben ‚ daß die Kultus» BVerbältniffe der Juden beſonders 
eoronet werben follten; in Erfüllung dieſes Vorbehaltes iſt derjenig 
heil des Geſetzes, welcher fih auf die Kultus⸗-Verhältniſſe besieht, gege- 
ben. Diefe Kultus⸗Verhältniſſe fegen, wie ſchon vorhin erwähnt, noth- 
wendig —328 Corporationen voraus, wie ſich dieſe auch ſeither überall 
von ſelbſt de altet haben. Ihre Synagogen beruhen überall auf Vereinen, 
obgleich folche vom Sefe nicht überall als zu Recht ſtehend, als rechtliche 
Corporationen anerkannt — Wenn nun der Geſetz⸗Entwurf, indem er 
in diefer Beziehung ben faltifhen Zuftand zum großen Vortheil der Ju⸗ 
den in einen vechtlich begründeten umfchaffen will, in einigen wenigen 
Punkten viefen Corporationen bürgerliche Beziehungen giebt, fo verwahre 
ch den Entwurf vor der Abficht, daß dadurch eine ſolche Abiperrung babe 
beigeführt oder, wie ein anderer Redner fich geäußert, ein Staat im 
taate gebildet werben follen. Tragen wir: welches denn jene Beziehungen 
find? fo finden wir in einem Paragraphen die Vorſchrift, daß die Corpo⸗ 
rations⸗Vorſteher Zeugniß über das Verhalten ber lieder dieſer Cor⸗ 
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porakionen geben follen. Senden wir aber nicht auch in ber chriftlichen 
irhe, daß ber Pfarrer Sittenzeugnifie ablegt über feine; Pfarrglieber, 
und ift deshalb der chriſtliche Pfarr-Berband ein Staat im Staater ft 
er deshalb ein Pferh, ein Ghetto? Der zweite und vorzüglich hervorge- 
bobene Angriffspunft ift die rein fafultative Vorſchrift, wonach in ben- 
jenigen Städten, wo die Juden fo dapleeich find, daß fie im Verhältniß 
zur chriſtlichen Bevölkerung auf eine befondere Vertretung im Gemeinde- 
rathe Anfpruh machen fönnten, fie mit allfeitigem Zugeftänbniß einen 
befonderen Bertreter in den Gemeinderath follen fenden vürfen. Cs ift 
dies allerdings eine Vorſchrift, die man für nützlich und ſchädlich halten 
kann, fie ift, wie erwähnt, rein fafultativ hingeſtellt; wenn aber wirklich 
eine folche enorme Gefahr in diefer Beftimmung gefunden werden follte, 
wie man daraus zu beduziren vermeint, daß der Geſetzgeber feinen Fort- 
fhritt, nur Rüdfchritt gewollt habe, dann würde es nur auf das Vo— 
tum der hohen Verfammlung anfommen, um die Regierung erwägen zu 
Iaffen, ob davon zu abftrahiren fer. 

Bon einem geehrten Rebner aus der Nhein- Provinz tft, 2 möchte 
fagen, mit tragilihen Effefte hervorgehoben, daß ungeachtet die Inden in 
unferen großen Befreiungsfriegen mitgefochten und ungeachtet erweislicher- 
maßen ein Jude in der Sclaht von Rüben wirklich geblieben, °) dennoch ihnen 
nicht einmal dasjenige als Preis des großen Kampfes en fei, was fie 
früher gehabt hätten. Auch hierauf muß ich erwiedern, daß, abgefehen von 
den Sinterpretationen, welche &$. 8 und 9 des Geſetzes von 1812 im Jahre 
1822 von des hochfeligen Könige Majeftät erhalten haben, und die man 
wirklich als Interpretationen bezeichnen muß, weil die ganz nadten Beftim- 
mungen dieſer Paragraphen einer Auslegung bedurften — daß, fage ich, ab- 
gefehen von diefen Interpretationen, gegen die Beſtimmungen des Gefeges 
von 1812 feine den Juden ungünftige Veränderungen eingetreten Ken daß 
vielmehr dieſe Interpretation ſchon jetzt in Beziehung auf die Anſtellungs⸗ 
fähigkeit der Juden eine gürſte Aenderung erfahren habe und der Geſetz⸗ 
entwurf, wie auch der geehrte Redner felbft anerkennt, noch günftigere Ver⸗ 
änderungen anbahnt. Wenn aber derſelbe geehrte Redner darauf Bezug ge- 
nommen hat, daß nicht allein das Geſetz von 1812 erfüllt werden müfle, fon- 
dern Daß auch gegen ven Zuftand der Juden, welchen fie durch die frembherrifche 
Geſetzgebung erhalten hätten, nach den Bunveshefchlüffen feine Benachthei« 
Iigung flattfinden dürfe, fo ift Diefe Behauptung nicht richtig. Es heißt im 
Artikel 16 der deutſchen Bunvesalte: 

„Die Bundes -Berfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine 
möglichft übereinfiimmende Weife die bürgerliche Verbeflerung der Be- 
fonner des jüdifhen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fer und wie 
een denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte, gegen bie 
Uebernahme aller Bürgerpflichten, in den Bundesftaaten verſchafft und ge- 
fihert werden könne. Jedoch werden den Belennern diefes Glaubens bis 
dahin die denfelben von den einzelnen Bundesſtatten bereits eingeräumten 
Rechte alle: 

8 heißt alfo: von einzelnen Bundesftaaten, nicht in einzelnen Bundes⸗ 
flaaten, und zwar ift diefes Wort „von“ nicht zufällig, fondern mit reif- 
Iichfter Erwägung deflen, was es fagen follte, in dag befeh aufgenommen. 
u dem urfprin Ken Entwurfe fand: „In den verfchiedenen Bundes- 
ſtaaten;“ aber auf Reclamation einiger deutſcher Staaten, welche einige Zeit 
lang der Fremdherrſchaft unterworfen gewefen waren und nicht wollten, daß 
fremde Geſetze ihnen für immer aufgezwungen werben follten, ift daß Wort 
„in“ in „von“ verwandelt worben. 

Es ift Dies, wenn ich nicht irre, auf den Antrag eines Staats gefchehen 
welcher ſich der ihm dadurch gegebenen Freiheit in dm Maaße bediente, da 
er noch jet gar Feine Juden in feinem Gebiet duldet. 
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ſchen Juden und Chriſten nicht allein nichtig, ſondern ſogar verwerflich ſind, 
und in Folge dieſer Erklärungen find die Ehen jelbft beim hiefigen Kammer⸗ 
gerichte getrennt worden. Wenn ich nun die Gründe angeführt habe, bie 
mich beftimmen, gegen die Emancipation ber Juden zn fprechen, fo will ich 
ugleich bemerken, daß ich in aller übrigen Hinficht es billig halte, wenn den 
uden alle diejenigen Rechte eingeräumt werden, von denen man glaubt, 
fie ihnen einräumen zu können, ohne dem Chriſtenthume zu nahe zu treten, 
und ohne die bürgerliche Wohlfahrt der a Unterthanen zu gefährden. 
Welches nun folhe Rechte find, bedarf gewiß einer näheren und mit vie- 
ler Umficht zu vereinigenven aafung: Ich muß befennen, daß ich mich 
bisher niemals mit jüdifchen Verhältniſſen befaßt habe, und daß ich daher 
den vorigen Rednern, welche die Rechte der Juden vertheivigt haben, gern 
einräumen will, daß fig genauer damit befannt find. Wenn in der Denk⸗ 
geile und ihren Anlagen cin oe Material dargeboten ift, um fich 
über dieſe Verhältniſſe zu unterridhten, fo muß ich bekennen, daß es mir 
fchwer geworben ift, in manchen Punkten eine Enticheidung abzugeben, mit 
der ich mich im praftifchen Leben niemals befaßt habe. Re babe geglaubt, 
der Geſetz⸗Entwurf, wenn ih mich auch nicht in allen Theilen, nament- 
lich nicht in Pinficht ber Bildung einer Corporation, mit ihm einverftan- 
den erflären Tann, doch den Juden manche a anpieun en einräumt, bie 
mir entfprechend und zweckmaͤßig erfchienen find, fo daB sch der Meinung 
war, daß diefer Gefed-Entwurf mit einigen Abänderungen eine Gleichflel- 
Iung der Geſetze herbeizuführen im Stande, fei. Ich habe indeß von der 
Majoriät der Abtheilung die entgegengefette Anficht vielfach ausſprechen 
gehört, auch von vielen Juden Drudihriften erhalten, die auch den übri- 
en Mitgliedern zugefommen fein werben, worin das Gegentheil biefer 
nfiht auf das gründlichſte und entfchiedenfte entwickelt wird, und worin 
unter anderen fih ein Gutachten eines Herrn Dr. Stern befindet, welchem 
ich geglaubt habe, befondere Aufmerkfamfeit wiomen zu müffen, ba es pa- 
ragrapbenweife den Gefeg-Entwurf, vom jübifhen Standpunkte aus, durch⸗ 
gebt. Am Schluſſe des Outaptene find Begünftigungen angeführt, die 
durch den vorliegenden Gefeb-Entwurf den Juden eingeräumt werden fol- 
Ien, und gefagt, daß fie darauf verzichten. Ä 
Dies ift mir auffallend geweſen, und ich muß befennen, daß bei den Vor⸗ 
rechten, die den Juden eingeräumt find, ich einige Rechte in dem Geſetz⸗ 
ee ‚nicht gefunden habe, von denen ich glaube, daß fie den Ju⸗ 
den größere Begunftigungen einräumen, als ihnen bisher zuftanden, als bie 
rare und die Befugniß, ländliche Grundflüde zu befisen, die Auf- 
ebung von Beſchränkungen im Gewerbe-Betrieb. Es befindet fi darun⸗ 
ter eine Denkfchrift, weldhe von 200 bis 300 Juden unterfchrieben und fi 
mißbilfigend über den Gefeh- Entwurf ausipricht, und ich glaube, daß bie 
Berfammlung eben fo wenig bei der Beurtheilung eines Geſetzes, das für 
dauernde Zeiten bie Pflichten der Juden feftftellen fol und ſowohl für bie 
jüdische wie für die chriſtliche Bevölkerung von gleichem Cinfluffe ift, bas 
audiatur et altera pars verlegen möchte, und wenn ſolche Gutachten, wie 
Diejenigen, welche uns zugeſchickt wurben, nicht völlig genügend erfcheinen 
am ein gründlidhes Urtbert über den Gefeb- twurf abzugeben, fo bin i 
doch der Meinung, daß es wünfchenswerth erfcheinen möchte, daB von meh⸗ 
reren fachlundigen Tuben wo möglig aus allen Provinzen ein Gutachten 
eingeholt und folches mit einem Gefeg-Entwurf dem künftigen Vereinigten 
Landtage vorgelegt ‚werben möchte. Ich muß noch bemerken, daß alle dieſe 
jüdifchen Zufchriften fih auf die Artikel der Bundes» Alte beziehen. Ich 
babe geglaubt, daß es wünſchenswerth erſcheinen möchte, wenn, bevor ein 
Geſetz uber die jüdiſchen —— — erlaſſen würde, erſt die Berathung 
mit dem hohen Bundestage ftattgefunden hätte; da aber der Königliche 
Kommiſſar erklärt haben, daß Sie hier nicht bie Hinderniſſe zu unterfuchen 
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Fa welche einer fol Berathung entgegengeftanden haben müßten, 
o muß ich in diefer Beziehung mein Amendement aurüdnehmen, obgleich es 
mir wünfchenswerth —2 daß dem nächſten Vereinigten Yandtage ber 
Geſetz⸗ Entwurf vorgelegt würde, mit dem Gutachten der Juden darüber, 
und die Ditte Dinzugefügt werde, daß Se. Majeftät bis dahin es in allen 
Landestheilen beim Alten bleiben laſſe. Nun noch eine kurze Bemerkung 
in Betreff des Gutachtens; es ift darın von der Anficht der Abtheilung ge- 
ſprochen, und hierunter kann doc nur die Majorität ver Abtheilung ver- 
flanden fein, denn es kommen unter diefer Rubrif mehrere Anfichten vor, 
denen ich mich nicht anfchließen Tann. 

Abgeordn. Freiherr von Binde: Der Redner, der fo eben gefprochen 
at, veranlaßt mich, zwei Berichtigungen zu machen, eine, die mich ſpeziell 
etrifft, und die andere, die ich No mit mehreren Rednern zu theilen habe. 

* ſind mir die Worte in den Mund gelegt worden, bar bie Veranlaf- 
ung ber Bedrüdung der Juden ein Gefeß gewefen fei, die Worte: „wir 
haben ein Geſetz, und danach muß er ſterben.“ Ich habe nur gefagt, daß 
die Kreuzigung Ehrifti bie Beranlaflung geweſen wäre; wenn die Juden 
ein ſolches Geſetz früher befaßen, fo ift daffelbe Tennlene längſt unprak⸗ 
tiſch geworden. Was die allgemeine Bemerkung betrifft, ſo hat der Red⸗ 
ner geſagt, viele Redner vor ihm wären von den jüdiſchen Verhältniſſen 
fehr unterrichtet gewefen, er könne fich aber das nicht beimeſſen. Ich glaube, 
der Redner iſt bier durch feine Beſcheidenheit zu weit geführt; er hat uns 
viel von einer Schrift eines gewillen Stern und überhaupt von feinen Ju⸗ 
den. Atten mitgetbeilt. Sch muß geflehen, daß mir vergleichen Schriften 
auch in Menge zugelommen find; ich babe fie aber nicht gelefen. Ich muß 
an den ee edner in jüdiſchen Angelegenheiten für weit unterichteter 
ten, als mich. 

Abgeoron. Frhr. von Randsberg-Steinfurth: Ich muß mir die 
Bemerkung erlauben, daß ich mich des Ausdrucks Yuden»Aften nicht bevient ; 
was aber die Bemerkung betrifft, fo bin ich von dem Herrn Redner miß⸗ 
verftanden worden; ich babe nicht gefagt, daß ſich der Redner der Worte: 
„wie baben ein Geſetz, nach diefem muß er ſterben“, bedient habe, fondern 
sch habe nur diefe Worte angeführt. u 

Marſchall: Es f Zeit, die heutige Sipung zu fchließen, indem ich Die 
eehrten bitte, ſich morgen früh um 10 Uhr zur Fortſetzung der De⸗ 

Batte verfammeln zu wollen. 


Sigung der Kurie der drei Stände 
am 13. Juni. 


Marfhall: Es ift der Hohen Berfammlung anzuzeigen, daß auf 
—8 Befehl Sr. Majeſtät des Königs der Herr Geheime egierunge- 
ath Schröner in der vorliegenden Berathung das Minifterium des In⸗ 
nern Far Beratung übergeh be ich gu bemerken, daß fi 
evor wir. zur Beratung übergehen, habe ich zu bemerken, daß 
bereits mehrere Redner gemeldet aben. & fommt dies _bei ſolchen Ge⸗ 
Iegenheiten oft vor; die hohe Verfammlung hat aber beftimmt, daß bie 
Anmeldung der Redner nicht eher angenommen werben foll, bis die Be⸗ 
rathung felbft eröffnet ift. Alfo von diefer Zeit an fönnen die Anmeldun- 
gen et erfolgen. Die von geftern bleiben gültig. . 
Abgeordn. Mohr: Meine Herren! Wenn, wie wir annehmen dürfen, 
dieſe hohe hanbıjge Berfammlung der Ausdruck ift des Geiſtes, ber im 
Bolte Ieht, daß, wie wir ebenfalls annehmen dürfen, biefelbe feine Bedürf⸗ 
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niffe fennt und feine Wünſche, wie feine Erwartungen, in ihrem Schooße 
heat, alsdann, meine Herren, muß ee was wir geftern von den 
Bänken, vor denen ich zu ftehen die Ehre habe, gehört haben, uns den 
Beweis aufbringen, daß das Gouvernement fih außer der Richtung be- 
finde, die jenem Volksgeiſte entipricht. Fern fei es von mir, den Räthen 
der Krone einen Vorwurf machen zu wollen. Ich erfenne vielmehr an und 
die hobe Verſammlung fiherlih ebenfalls, daß biefelben einer innigen 
Ueberzeugung folgen, und daß fie den eingefchlagenen Weg verfolgen, weil 
fie alauben, daß dadurch Fürft und Wolf beglüdt werde. Es fann um fo 
weniger ein Vorwurf in dem, was ich fage, liegen, als in der hohen Ver- 
fammlung ſtets ein Theil die Herren Minifter unterftügt und ihnen nicht 
felten Beifall zoflt. Aber, meine Herren, es ift gut, von diefer Stelle 
aus jene Thatlache zu Fonftatiren, zumal fih au dadurch manche frühere 
Erfcheinung erflären Täßt — Dies vorausgeſchickt, verfichere ich, mich der 
langen Reihe der Gegner des Gejeh- Entwurfs anzufchliegen. Ich thue 
dies um fo mehr, als, von meinem Standpunkte aus, ſchon feit geran- 
mer Zeit über den Gefeb- Entwurf das Loos gefallen iR, fo daß derſelbe 
für mis nicht mehr vorhanden if. Echon in der Situng vom 12. Mai 
hat der Königl. Herr Kommiſſar erflärt, daB Wohlthaten durch das Gou⸗ 
vernement nicht aufgedrungen werden follen. Damals beſaß ich fchon feit 
drei Wochen ein Schreiben des ifraelitifchen Konfiftoriums in Trier, wo⸗ 
durch ich aufgefordert werde, alle meine Kräfte aufgubieten, daß diefe Ber- 
ordnung nicht ins Leben trete. In dieſem Schreiben kommt unter Ande⸗ 
rem bie Stelle vor: „Die höchſte Schmach und Zurückſetzung für die Ju- 
ben fei darin enthalten, und nimmer werde die Judenſchaft derfelben frei. 
willig ſich unterwerfen.” Geitvem find noch eine Menge Eingaben an die 
Mitglieder der hohen Verſammlung eingegangen, unter anderen eine von 
46 züdifchen Gemeinden aus Schlefien, von fämmtlichen jüdiſchen Gemein- 
den der Rhein» Provinz und außerdem von 187 der achtbarften Männer 
aus allen Fächern. Alle proteftiren gegen das Geſchenk, welches ihnen 
durch die neue Verordnung werben fol. Wie gelast, ich ſehe daher von 
meinem Standpunfte feit vem 12. Mai die Verordnung als nit mehr 
vorhanden an (Heiterkeit), und es handelt fi in meinem Sinne heute 
eigentlih von einer Refurrection derfelken, einer Refurrection, woge⸗ 
en ich mit allen Kräften anfämpfe. Daffelbe wird Jeder in ver hohen 
erfammlung thun, welder die volle Emancipation der Juden wünfcht- 
und daffelbe an den früheren Landtagen ausgefprochen hat. ch hoffe — 
und es täufcht mich gewiß nicht mein Borgefühl — daß auch noch viele, 
viele andere Mitglieder diefer VBerfammlung in dem nämlichen Sinne flim« 
men werden. Denn in. der That, meine Herren, wovon handelt es ſich 
andere, als von einer fortgeſetzten, nur in eine neue Form gegoffenen re- 
Iigiöfen, bürgerlichen und politifchen Unterbrä fung eines Adt igtheils der 
Staats-Angehörigen durch die übrigen neununfie ‚is * , von der 
Ausübung des Rechtes des Stärkeren, und eine folde Schuld wird ficher- 
lich der erſte Vereinigte Landtag nicht auf ſich Inden. Meine Herren! ich 
verwerfe alfo den Gefeg- Entwurf und hoffe, daß üher nicht Iange Zeit 
alle Staatsbürger, ohne Unterfchied des Glaubens, fo wie verbältnikmäßig 
leich verpflichtet, auch gleich dere gtigt ſein werden; und daß Alle, wie 
de un dur Geburt, durch Zufall, durch eigene Kraft geftellt fein mö⸗ 
gen, ſich um den Heerd des Vaterlandes Ichaaren werben und nach Ver⸗ 
mögen dazu mitwirken werden, daß bie in demfelben ruhenden Elemente 
der Wohlfahrt und der Größe ihrer höchften Entwidelung entgegengeführt 
werben. (Bravo! Bravo!) 
tanbtage-Rommiffar: Der geehrte Redner hat geäußert, daß er 
ben vorliegenden Gefeg- Entwurf feit dem 12. Mai nicht mehr ale exiſti⸗ 
rend betracte. Jh Tann, was feine Individualitat betrifft, nichts dagegen 
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einwenben. Aber bas hätte ich erwarten dürfen und glaube auch, daß bie 
hohe. Berfammlung es erwarten werde, daß er biefelbe mit feiner Anficht 
über einen een ben er als nicht eriftirend betrachtet, verſcho⸗ 
nen wird. Uebrigens eriftirt der Gefed-Entwurf allerdings, und zwar fo 
lange, bis Se. Majeftät Sich etwa entjchließen follten, denfelben zurüd. 
aan Ich erwarte, daß die hohe DVerfammlung dies anerfenne. 
(Sa! a! 

Zur Begründung feiner individuellen Anficht hat fih der geehrte Ned, 
ner baranf berufen, daß ich erklärt hätte, Wohlthaten pflegten nicht obtru.- 
birt zu werben. Es kann fein, daß ich das gelagt habe, wiewohl Niemand 
unter ung fich befinden wird, der nicht * irgend einmal geäußert 
FRE aber gegen die daraus geqogene Konfequenz muß ich mich ſchon des. 

alb verwahren, weil ich weder die Judenſchaft von Trier, noch die übrie 

gen jüdifchen Korreſpondente des Keen ‚Deputirten als fompetent zu. 
der Erklärung anerfenne, ob das Geſetz eine Wohlthat fei oder nid, 
Uebrigens erkläre ih zum Weberfluß, daß der vorliegende Geſetzes⸗Vor⸗ 
ſchlag nicht blos eine Wohlthat für die Juden ſein ſoll, ſondern daß der⸗ 
ſelbe im Intereſſe der geſammten Nation proponirt iſt. (Mehrere Stim⸗ 
men: Bravo!) 

Abgeorbn. Mohr: Meine Herren! (Mehrere Stimmen: Ruhe! 
Ruhe! Getrommel.) Der Königliche Herr Kommiſſar bat gefagt, (Einige 
Stimmen: Lauter! Lauter!) daß die bobe Verfammlung nicht zugeben 
werde, daß ich ihr meine individuelle Anficht mittheile. Deine Herren! 
Dazu find wir bier. Ich kann nur meine Meinung ausfprechen, nicht 
bie Meinung eines Anderen; aber meine Meinung auszufprechen, habe ich 
eben fo fehr das Recht und die Pflicht, wie jeder Andere in biefer De 
Berfammlung. (Bravo!) Was nun das betrifft, ob es ‚eine Wohlthat 
fei oder feine, fo Fe mir Doch, Daß derjenige, der fie zu —78 
bat, ht beften willen. muß, ob es für ihn wirklich eine Wohlthat fei. 
oder nicht. | 

Landtags-Rommiffar: DBerichtigend habe ich zu bemerken, daß. 
ich nicht gefagt babe, vie hohe a rg möge nicht bie individuelle 
Meinung des geehrten Deputirten hören; ich habe lediglich gefagt, daß 
meiner Anfiht nach Die ‚gehe Berfammlung erwarten dürfe, Be er fie 
nicht mit feiner Anficht über einen feiner Meinung nach nicht exiſtirenden 
Gefepes-Boristag unterhalten werde. 

geordn. drehen von Metternich: Ich befinde mich nicht in dem: 
Falle, für den Gefeh-Entwurf, wie er vorliegt, mid ausſprechen zu kön⸗ 
nen, und zwar aus dem einzigen Grunde nicht, weil er die disparitätiſche 
Behandlung der Juden in Abficht weſentlicher politiſcher Rechte zu ver⸗ 
ewigen droht. Nun ift aber nach meiner Ueberzeugung die Aufgabe ver 
fommenden Zeit, der Öteihberehtigung ber Juden iu Bezug auf politifche 
Rechte den Weg anzubahnen. Es iſt dies meines Grades nicht allein 
eine Anforderung ber Gerechtigkeit, fondern in mweit höherem Maße noch 
ver politifchen Nothwendigkeit, weil, wie ich glaube, dies der einzige We 
ift, fie zu nützlichen Staatsbürgern zu maden. Die Juden haben fi 
auch meiner Ueberzeugung um eine Berückſichtigung dieſer Art im 
vollſten Maße verdient gemacht, nicht blos durch ihren bewährten Sinn 
für Geſetzlichkeit — ſo wie durch die Hingebung und Duldung, womit ſie 
beinahe tauſend Jahre Fa veligi en Drud und Derfel ung ertragen 
haben, als endlich durd die treue Anhänglichkeit an ein Bekenntniß, was 
viele Jahrhunderte überbauert, und von dem Jedermann weiß, was davon 
u halten. Der einzige Einwand, den man gegen Die Maßregel der Gleich- 
rechtigung der Juden machen könnte, laͤßt fi aus dem Standpunfte des 
chriſtlichen Staates herleiten; allein nach meiner Meberzeugung verliert 
biefer Einwand feine praßtifche Bedeutung in dem Hinblick auf bie geringe. 
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Zahl der Juden, den übrigen Einwohnern im Staate de enüber, unb 
durch die daraus fich ergebende Ueberzeugung, daß auch felbft bei ver aus- 
edehnteften Theilnahbme an der Verwaltung des Landes die Elementar- 
Srundla en des chriftlihen Staates dadurch nicht alterirt werden würden. 
Ich muß mich daher der abweichenden Auficht derer anfchließen, die zu 
&. 2 des Gefeh- Entwurfs ein Amendement angekündigt baben. 

Negierungs-Rommiffar Geh. Neg.-Ratd Brüggemann: Ich würbe 
das Wort felbft nicht für einige Minuten in diefem Stabium der Bes 
rathung ergriffen haben, wenn nicht einzelne Beflimmungen des Geſetz⸗ 
Entwurfs, welche ich ötpigenfalls zu erlautern und zu vertreten verpflich- 
tet bin, gerabe auf einer Orund-Anficht berubten, die in den verſchiedenen 
Borträgen der verehrten Redner vielfach berührt und angegriffen worden 
if. Sch bitte daher, in diefer Beziehung auch Fa ſeit einige allge- 
meine Bemerkungen jest ausfprechen zu dürfen, um auf diefelben kei der 
weiteren Berathung und Disfuffion des Geſetzes jurüdverweifen zu fön- 
nen. Die Differenz des dem Gefet-Entwurfe zu Grunde Tiegenden Prin- 
zips zu den von den meiften Rebnern vertretenen Anfichten betrifft, wie 
wir auch aus dem Munde des verehrten Redners gehört haben, der fo 
eben die Redner- Tribüne verlaffen hat, das Verhältniß des hriftlichen 
gen! 8 zum GStaate, wie es in dem Ausdrucke „chriſtlicher Staat‘ feine 

ezeichnung findet und geftern bereits eine eben fo berebte als klare Ver⸗ 
tretung gefunden hat, von ben fpäteren Rednern aber dennoch in dieſer 
feiner Bpeutung nicht anerkannt, vielmehr von neuem in Frage geſtellt 
worden iſt. 

Wenn von einem chriſtlichen Staate geſprochen wird, ſo hat das 
Wort nicht die Bedeutung, als ſollte dem Staate eine andere Aufgabe ge⸗ 
ſtellt werden, als ihm nach feinem Weſen und feiner innerſten Bedentung 
zukommt. Dieſe feine Aufgabe bleibt darin beſtehen, Die rechtliche Ord⸗ 
nung feſtzuſtellen und in allen Beziehungen unter ſeinen Mitgliedern 
durchzuführen. Dem Staate ſteht bei der Erfüllung dieſer ſeiner Auf⸗ 
abe ein anderes Prinzip, das chriſtliche, gegenüber, welches darauf An- 
pruch macht, ein abfolut wahres und allgemeines zu fein, alle Verhältniſſe 
N durchoringen und, fie auf einen höheren Standpunkt erhebend, zu ver- 

ären. Von ihm foll A die rechtliche Drdnung des Staates durch⸗ 
dDrungen werben, woraus fi, da auch die 2 Ordnung göttlichen 
Urſprunges iſt, kein Widerſpruch, noch weniger eine Aufhebung des Rechts 
ergeben wird, ſondern beide Prinzipe in inniger Gemeinſchaft ſich in allen 
Verhältniſſen auch des ſtaatlichen Lebens einflußreich zeigen werden. Das 
Recht fteht ftarr und unbeugfam in feiner Schärfe da; aber feine Starr- 
heit wird das chriftlihe Prinzip der Liebe brechen, und wenn auch ber 
Geſetzgeber im Staate, gemäß feiner Aufgabe, feine Gefege nicht aus dem 
en Prinzipe felbit, fondern aus dem Begriffe des Nechtes ableitet, 
fo follen eben die lebendigen Organe, welche die rechtliche Orbnung hand⸗ 
haben, von dem chriſtlichen Geifte durchdrungen fein, um auch in der ver- 
waltenden, rihtenden und ergiehenden Thätigfeit des Staates diefen Geift 
durchblicken zu laffen und in alle Xehensverhältniffe feine wohlthuenden 
Wirkungen einzuführen. ine frühere Form des Staates ift troß einer 
in's Ungeheure wachſenden Gittenverberbtheit, welche alle Früchte ber 
lang gepflegten Humanität vernichtete, noch Tange erhalten worden, Damit 
ber Keim des Chriſtenthums nicht erfterbe und feine das geiftige Leben er- 
frif ende Kraft entwiceln und für die Erzeugung neuer Lebensformen tüchtig 
machen fönne. 

ALS dann auch jene Staatsform zerfchlagen, das chriftliche Prinzip aber 
erftarkt war, da hat die Kirche den neuen Staat an ihrer Danb Sogen, 
und Keiner, der die Gefchichte kennt, wird diefe Thatfache Teugnen oder 
in Zweifel ftellen können. Unter ihrem Schutze hat die neue Ordnung 
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des Staates ſich gebildet, von ſchwachem Anfange aus mehr und mehr 
Boden gewonnen und dann, an der Hand der erzjiehenden Kirche mündig 
und großjährig geworben, mit Recht der pfegenben Mutter gegenüber ihr 
Recht der Großjäßrigfeit und Celbftftändigfeit in Anfı ne ‚genommen. 
Es Tiegt in der Energie menfchlicher Kraft und ihrer Entwidelung, daß 
die Ausſcheidung eines bisher untergeordnet wirkenden Prinzips und bie 
Fenfeftung feiner Selbfffändigfeit nicht ohne Rämpfe durchgeführt werben 
ann, und bie Gefchichte gieht Jeugniß von den Kämpfen, in welchen ber 
Staat um feine Selbftftändigfeit gefämpft und gerungen hat. Ich will 
nicht erwähnen, daß Danfbarfeit nie zurüdgemiefen werben, ber Staat 
auch die Dankbarkeit gegen die Kirche nie vergeſſen foll; aber auch bleibende 
Rechtsverhältnifle find aus dem früheren, engeren Berbande des Staates 
und ber Kirche für den Staat hervorgegangen, und diefe Rechtsverhältniſſe 
S ſchũtzen, wird ebenfalls als eine Aufgabe. des Staates, der bie tliche 
rdnung zu verwirklichen hat, auerkaunt werben mäflen. Dieſe Rechts-⸗ 
verhältniffe find es, bie weſentlich in bie Gegenwart Geräbergesien, and 
dem Staate zur Pflicht machen, bei der Löfung feiner Aufgabe den Blick 
inzurichten auf jenen Urquell, aus dem der wahre Begriff des Rechte 
erosgangen, und ber noch, heute nicht verfiegen durfte, um den Staat 
in der Durchführung und Sicherung der rechtlichen Ordnung zu ftärten 
und ihm die rechte Weihe zu geben. Es hat fich aus jenem früheren Ver⸗ 
jältniffe des Staates zur Kirche ein neues Verhältniß ber gegenfeitigen 
ügung gebildet, indem die Kirche den Geift des Gehorfams gegen 
göttliche und obrigteitlihe Gebote den Staatshürgern mittheilt, der Staat 
aber die Kirche in ihrem äußeren vechtlichen Dafein nad) allen Geiten 
fHüpt und verteidigt. 

Es ift denen, welde den Gefepentwurf berathen haben, nicht in ben 
Sinn gefommen, bie Linſprüche ber Juden, die als ftrenge Rechtsau⸗ 
ſprüche nicht fo erheblich fein möchten, vom Standpunkte des Chriſten⸗ 
thums aus nicht anzuerfennen; aber eben fo_wenig ift es ihnen in dem 

inn_gefommen, den Rechtsanſprüchen ber Juden gegenüber die Rechts⸗ 
auſprüche der Epriften zu vergeſſen, vielmehr haben fie beide neben einander 
fo abgewogen, daß der das: fittlich-beffere Zuftand der Juden, von 
deſſen Anerfennung der Gefegentwurf und feine Motive Zeugniß ablegen, 
weitere Förderung und Pflege finde, jedoch das chriſtliche Yeinyip ſelbſt 
unter deſfſen nicht abzuwehrendem Einfluſſe der Sittlichkeit auch in denfelben 
fich hat entwickeln können, nicht aufgegeben oder in einzelnen Kreiſen un⸗ 
wirkfam gemacht werde. Ich habe aus den Aeußerungen vieler der ge- 
ehrten Rebner entnommen, daß fie gerade vom Standpunkte des Chriſten-⸗ 
thums aus eine Erweiterung, eine vollfommenere Anerkennung der Rechte 
der Juden beantragt haben: darin zeigt ſich eben die des Epriften- 
thums, die fih aud in ihnen zu erfennen giebt, während fie nun auf dem 
Gebiete des ftaatlichen Lebens dieſelbe Kraft theilweife aufheben möchten. 
Das Chriſtenthum fpricht allerdings den Grundſat der Liebe aus; aber es 
fordert dieſe Liebe nicht bis zu bem Grabe, daß es felbft feinem eigenen 
Grundſage die Wirkſamkeit im Leben fehmälern und ſelbſt nicht mehr im 
Stande fein follte, diefe Liebe in allen Kreifen des Lebens walten au laſſen. 

ch habe bereits ausgefprochen, daß das Kriftfiche Prinzip die Berechtigung 
in fi ſchließe, alle Berhältniffe des Lebens zu durchdringen; biefe Be- 
rechtigung wird aber aufgehoben, wenn man das Nichter-, Verwaltungs-, 
Lehr» und Ergiehungs-Amt benen überträgt, welche dem riftlichen Prinzip 
nit blos fremd, fondern in mehreren Beziehungen fogar feind find und 
fein müſſen. Dies Berpättuiß des Zubentpums zu dem Chriſtenthum läßt 
ſich nicht verfennen und ift bis vor nicht langer Zeit auch nicht verfannt 
worben; es ift erft Eurze Zeit, feitvem eine anbere Anficht hier und da 
Taut geworben ift, daß man nämlich von den verfchiedenartigten Bäumen. 
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bes Chriſtenthums und Judenthums auf dem Gebiete der rechtlichen Ord⸗ 
nung des Etaates gleiche Früchte erwarten dürfe. Einer ber verehrtem 
Redner Hat angeführt, die Juden und Chriften hätten in den erften chriſt⸗ 
lichen Jahrhunderten friedlich neben einanter gelebt; ih habe dieſe Anfıcht 
aus der Gefchichte nicht gewonnen. 

Es ift natürlich, Daß befonders bei der erften Entwidelung des Chriſten⸗ 
ums das Beſtreben thätig blieb, das Judenthum hinuberzuführen in das 
hriſteuthum und die Juden theilhaftig zu machen der Segnungen befjelben. 

Als aber nach und nad diefes Beftreben geringeren Erfolg hatte und das 
Judenthum ſich mehr und mehr ftarr gegen das Chriſtenthum abſchloß, 
trat ein anderes Berhältniß ein, und wenn Konſtantin die Ehe zwiſchen 
einem Juden und einer Chriſtin, und der Kober Juſtinianus überhaupt die 
Ehen zwiſchen Ehriften und Juden verbot, fo war das nicht ein Verſuch, 
erſt dieſen Zwieſpalt in das Leben einzuführen, ſondern es fprach fi ın 
der Gefehgebung nur das aus, was im Leben fich ſchon feindlich einander 
gegenübergeftellt hatte Es ift in den Borträgen, die wir gehört haben, 
viel von jüdifcher-Slationalität die Rede geweien, und aus allen Aeußerungen 
ift gewiß nicht hervorgegangen, daß es Feine jübifhe Rationalität_gebe. 
& will m dieſer Deiehung nur. auf Eins aufmerkſam mahen: Sollen. 
den. in einem chriſtlichen Staate verwalten und regieren, fo müflen ji, 
dae verlangen felbft die wärmften Zürfprecher der Juden, diefe ihre bes 
fondere Nationalität aufgeben. Dies ift aber bei dem Berhältnig der jü- 
aifojen Religion zu ihrer Nationalität, welche in ihrem Ausichließungs- 
Prinzip mit ihrer Religion identiſch ift, nur infofern möglich, als fie den 
größten Theil ihrer religiöfen Anfichten aufgeben. Wenn ber Jude aber 
dadurch, daß er feine Religion ganz oder theilweife aufgibt, ohne ſich 
einer anderen Religion zu befennen, würdig werben fol, in einem chri 
lichen Staate an den Staatsämtern Theil ji nehmen, dann führt man 
bem Staate Beamte zu, welche durch Berlegung oder Aufgebung ihrer 
Religion in das Amt eintreten, und ob der Staat mit folhen Beamten 
t verwaltet werde, das muß ich der Erwägung einer hohen Verſamm⸗ 
ung anheimgeben. Es ift hervorgehoben worden, man folle die Religion 
ehe zur önrteifade im Staate mahen; die Kirche folle über dem Staate 
je n. Gollen dieſe u Worte einen Sinn haben, fo können fie nur 
deuten: Der Staat ſolle, feine rechtliche Ordnung fefthaltend, fi in 
der Verwirklichung derfelben vom chriftlichen Geiſte Teiten laffen; aber mit 
dieſem Grundſatze ift es nicht vereinbar, ur Ausübung der Staatsgewalt 
Organe zu wählen. welche diefem chriftlichen Geiſte nicht zugethan find, 
und ich kann nur wiederholen, das Prinzip des Chriftentbums müßte in 
feinem Derbättniffe zu dem Rechtsbegriffe des Staates ein tobtes und 
nichts vermögendes fein, oder es mu us im Staate in der gefeglichen 
und ehttinen Ordnung durchgefibrt und lebendig erhalten werden. Wenn 
wir auch keine Steine vom Monde gem, um auf der Erde zu bauen 
fo wollen wir doch gern Fr Ihe Wahrheit und Segen vom Himme 
empfangen und nicht ber ghriftlichen Wahrheit und dem chriftlichen Geiſte 
ben Weg dadurch verfperren, daß Organen bie Erziehung und Verwaltung 
im Staate anvertraut werde, die nicht in chriftlichem Geifte wirken können. 
Hoch fteht der Himmel über der Erde, und wie der Himmel die Erve 
beit, jo möge das Chriftentbum des Staates fchirmendes Dach fein und 
bleiben. Wie aber die Sonne nicht wirkungslos am Himmel fteht, fon- 
bern Strahlen des Lichts und der Wärme ausfendet, daß die Erde Frucht 
trage, fo möge auch die Sonne des Chriftenthums den Staat mit ihrer 
Kraft durchdringen, deren Frucht die rechtliche Ordnung und der Ges 
porfam um nOoites und des Gewiſſens willen iſt. (Bon einigen Seis 
en: Bravo! 
Abgeordn. von Mantenffel II: Hohe Verſammlung! Nach dem, 
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was wir am geftrigen Tage, und nach dem, was wir fo eben von ber 
Minifter-Banf gehört haben, würbe ich gern auf das Wort- verzichten, 
wenn ich nicht für meine Pflicht Hielte, Hier öffentlich anzuerkennen und 
auszufprechen, daß ich den von der Minifter-Bank aus vorgetragenen Grün⸗ 
ben meinerfeits durchweg beitrete. Es ift mir der Begriff des chriftlichen 
Staates volllommen Far, und weil mir diefer Begriff Mar if, ift es mir 
unmöglih zu glauben, deß das Judenthum in dem vollen Rechte mit dem 
Chriſtenthume in einem chriſtlichen Staate ſich entfalten dürfe. Es it mir 
eben fo unzweifelhaft, daß das Judeuthum für die Bekenner deſſelben 
gleißgeitig eine Nationalität ift, und fo lange das Judenthum von biefer 
endenz nicht abgeht, ift es nicht berechtigt, die Anſprüche ber chriſtlichen 
Mitglieder eines chriſtlichen Staates in vollem Maße geltend zu machen. 
Ich verweiſe drittens auf die immer noch beſtehende Abjonderung der Be⸗ 
fenner bes Judenthums von ben hriftlichen Gebräuchen des Staates, und 
ich fehe nicht ein, warum der riftlihe Staat den erften Schritt ben 
Juden gegenüber machen fol, während viefe ſich abfondern. Ich würde 
diefe Anfichten weiter ausführen, wenn ich nicht für meine Pflicht hielte, - 
die Zeit der hohen Verſammlung zu fehonen. Nur noch mit wenigen 
Worten möchte ich auf die Aeußerungen hinweiſen, bie geftern gemacht. 
worden find. Ein geehrter Redner aus der Rheinprovinz hat für biefes 
Thema mit Beifpielen gefämpft. Ich verkenne nicht, dag DBeifpiele be- 
n; ih muß aber gerade um beshalb wünfchen, daß das vorliegende 
hema fern von Beifpielen gehalten werde. Wenn andere geehrte Red⸗ 
ner ſich ae ſtellten und Beifpiele von der Bortrefflichleit einzelner. 
Juden aufführten, fo will ich nicht entgegengeſetzte Beifpiele anführen; es 
möchten aber aflerbings auch Beifpiele bier genannt werden können, bie ich 
meinerfeits im Gefühle der Gerechtigkeit unterbrüde. 

Ich wende mid zweitens an ein Breit Mitglied aus Weftfalen. 
Daffelbe hat unter Anderem auch Hingewiefen auf den Zufammenhang des 
Glaubens im Judenthum mit dem Glauben im Ehriftenthum. Diefen Zu- 
fammenhang erfenne ih an, allein nichtsveftoweniger halte ich mich für 
verpflichtet, noch auf einen wefentlichen Gegenſatz hinzuweifen. Ich thue 
dies eigentlich ungern, denn es iſt faſt unmöglich, dieſe Anſicht auszu⸗ 
en ohne auf den hriftlihen Glauben I udeuten, und ich meinerfeits 

e eier ich gehe mit einer gewiſſen Zaghaftigfeit daran, in einer fo gro⸗ 
den erfammlung vom chriſtlichen Glauben zu fprechen, befonders nad. 
ber Erfahrung, die ich geftern gemacht habe, wonach ein Vortrag, ben wir 

ehört haben, mir etwas zu weit zu gehen fehien, namentlich injofern der⸗ 
E eine SHeiterfeit erreichte, die mie ſchmerglich berührt hat. Ich weife 
darauf bin, daß das Judenthum mit dem Chriſtenthum in direktem Wider⸗ 
fpruch fteht, daß das Judenthum die en en ber einlegen Res 
ligion durchaus leugnet. Ich bin der Anficht, aß das Heidenthum noch: 
Tange nicht in fo direktem Widerſpruch fteht mit dem Chriſtenthum, wie das: 
Judenthum mit dem wefentlichften Theile des chriſtlichen Glaubens. Ich 
würbe mic) dem Gefeh-Entwurfe in feinem Pringipe biernad durchweg 
an und mit wenigen Worten zugeflimmt haben, wenn ich es nicht 
für 9 icht hielte, pe die Verhältniffe jener Provinz Hinzumeifen, der ich 
bie Ehre habe anzugehören. In diefer Provinz find bisher nur ausnahme- 
weife die Befenner des Judenthums zugelafien. Es iſt dieſe Zulaffung 
ſtatuirt worden durch eine höchfte Verordnung des Landesherrn. an 
nennt fie dort Kammerjuden. Ich babe die Ehre, einem Kreife anzuge- 
hören, mit einer Einwohnerzahl von 50,000 Seelen, in dem fih 6 Städte 
und bierunter bie PH abt Finfterwalde befinden. Ich dem ganzen Kreiſe 
domizilirt auch nicht ein eingiger Jude. Wenn nun auf diefen Landestheil 
mit einemmale die Speculation der Juden ſich wälzt, wird Dies eine Um⸗ 
änderung aller bortigen Berhältuifte herbeiführen, die für jene Gegend 


um fo bevenflicher ift, als diefer Randestheil gegenwärtig in einem Ueber⸗ 
gange begriffen ift, A eh durch die Gewerbefreiheit. ch hoffe, 
daß aus der Gewerbefreiheit heilfame Früchte für jenen Landestheil hervor⸗ 
gehen werben; allein ich glaube, es würde einen ſchädlichen Erfolg haben, 
wenn, ehe dieſer Uebergang hewerfftelligt ift, ſchon ein zweiter erfolgen 
fol. Ich bin des Dafürhaltens, daB das Geſetz nicht urplöglich auf bie 

anze Deonarchie Anwendung finden follte, und darum möchte ich Bitten, 

ß ver Oefen- Entwurf für den Landestheil zunächft nicht ausgeführt werde, 
dem anzugehören ih die Ehre habe. Ich erkläre offen, ich würbe gegen 
den Geleh - Entwurf flinmen, wenn * nicht fürchtete, —* u 
einem Votum beizutragen, das eine noch weitergehende Richtung neh⸗ 
men Fönnte, während ni noch weniger wünfhe. Ich fürchte, es wird 
fih meine Beforgniß beitätigt en in den Aenßerungen, die wir aus 
biefem Landestheile in 2 bis 3 Jahren nah Durchführung der Maßregel 
vernehmen werden. Die nächte Zolge davon wird fein, die Begünftigung 
der Juden und die Benachtheiligung der Chriſten in Dörfern und Städten, 
namentlich in vormals fächfifchen Landestheilen. 

Abgeordn. HDanfemann: Bei Erwägung der vorliegenden Arage 
drängt ſich abermals der Lnterfchied auf zwiſchen der Geſetzgebung vom 
Sabre 1812 und der heutigen. In großen Sügen ftellt das Edikt von 
1812 das Staatsbürgerthum der Juden an bie ER und macht nur bie 
Ausnahmen, welche für die damalige Zeit als unerlä li erachtet wurden, 
fett aber Ausleic in Ausficht, ba auch diefe mit der Zeit fallen werben. 
-Bon dem Staatsbürgerthbum find wir nach und nach in der Geſetzgebung 
faft gan abgefommen. Der Ausbrud Staatsbürgertfum wird fogar in 
der elharbung fehr gefcheut. Dagegen find wir allmälig dahin gelom- 
men, eine gewiſe Zerfplitterung verichiedener Klaſſen der Geſellſchaft als 
nüglich zu erachten, und diefe Anficht herrfcht auch in dem vorliegenden 
Gefeg-Entwurf vor. Schon darum allein kann ih mich mit dem Entwurf 
nicht einverftanden erklären, fondern muß im Gegentheil dem großen 
Grundfag beiftimnen, der in dem Amendement meines Freundes aus Kre⸗ 
feld enthalten ıfl, einem Grundſatz, ben ich — bei dem Votum der 138 
ausgefprochen Habe. — Ich kann keinen Auſpruch darauf machen, den ges 
Iehrten Herrn von der Minifterbanf in den Deductionen, wie wir fie fo 
eben gehört haben, gründlich entgegenzutreten; es fei mir indeſſen erlaubt, 
wenige Bemerkungen über den von dorther fo eben gehörten Vortrag zu 
machen. Br ift es, die Kirche hat allerdings den Staat groß gezogen. 
Unfere Eivilifation ift ein Refultat der Erziehung der Barbaren, die unjere 
Vorältern geweſen find, durch bie Kirche zu religiöfen Dienfchen. 
was a benn nun in dem Fortgang diefer Erziehung ber Geilt der ferne 
ren Entwideluug gewefen? Daß der Staat fi unabhängig von der Bor- 
mundfhaft der Kirche machen wollte: daß der Staat das Staatliche als 
anphangig von der Kirche und nicht den Staat in die Kirche hat hiuſtellen 
wollen. Das ift der Streit vieler Jahrhunderten gewefen; der Streit der 
franzöfifchen Regierung mit der Hierarchie; der Streit, wodurch endlich 
das große Ereigniß der Reformation entflanden ift; ein Pr ‚ das 
fortwährend auf die Eivilifation unferer Zeit wirkt, wenn es auch dazu 

sigetragen hat, die politifche Zerfplitterung Deutſchlands zu verwirklichen. 
Dieſer Grundſatz der Unabhängigkeit des Staates von der Kirche, der na- 
mentlich in neueren Zeiten fih an die Spige geſtellt hat, ift nicht bios im 
proteltantifigen, fondern auch in katholiſchen Ländern vorherrſchend, wo bie 
enſchen fo gute Ehriften find, wie irgendwo. Die nwenbung bieies 
Principe iſt ed, was unter dem verftehe, was der Redner von Re 
gierungsbank am Schluffe feines Vortrags gefagt hat, daß unter dem Him- 
nel und der Sonne des Ehri —I — die Nationen geſchirmt ie fien. 
Das Esbriſtenthum ift die erite Religion gewefen, die nicht auf den Staat 


begründet war. Mein Reich ift nicht von dieſer Welt, fagte der Stifter, 
- und diefen Grundfag müffen wir bei der Frage der Gleichftellung der Ju⸗ 
ben mit den Chriften fefthalten. Wie die Nechtsanfprüche der Ehriften ver- 
legt werden könnten, wenn wir den Juden gleiche Rechte geben, vermag 
ich nicht einzufehen. Wir thun ja nichts als Gerechtigkeit üben, erfüllen 
alfo eines ver eriten Gebote unferer Religion. Dan hat gefagt: wie möch⸗ 
ten wir wohl den Juden Das Recht einräumen, Beamte zu werden, fie 
könnten das nicht fern, ohne einen Theil ihrer Neligiong-Gebräude aufın- 
eben. Ganz richtig; der Beamte, deſſen Beruf ihn zu Gefchäften am 
Sabbath fordert, fann den Eabbath nicht feiern in der Art und WVeife, 
wie andere feiner Ölaubenegenoffen, bie Bye daran halten. Warum fol» 
len wir aber deshalb um das Recht nicht ertheilen? Iſt ed nicht Sache 
des Juden —I mit ſeinem eigenen Gewiſſen zu berathen, ob er es da⸗ 
mit vereinbar hält? Die Regierung nimmt feinen Anſtand — und fie 
thnt Recht daran — den Juden zu zwingen, Militair zu werben. Als 
oldat fann er den Sabbath ri; nicht Feiern und feine Gebräuche nicht 
halten. Diefe Laft wird ihm aufgelegt; wenn es fih aber darum handelt, 
daß er Rechte haben folk, fo kann man dann auch micht fagen: wir geben 
dir Feine Rechte, weil du fie nicht ausüben darfſt. Der Staat Wwingt 
ihn, auf ſeine Gebräuche zu verzichten, wo es ſich von Leiſtungen handelt, 
die er zu erfüllen hat; dagegen aber will er ihm das Recht nicht gewähren, 
nad feinem Ermeſſen von feinen Gebräuchen abzuftehen, um Beamter fein 
u können. 
; Ih halte dies nicht mit ber Gerechtigfeit und namentlich nicht mit 
der hriftlichen Gerechtigkeit vereinbar. Der verehrte Redner, welcher vor 
mir an biefem Platze far ‚, bat die Beforgniß ausgeiprochen, fein bisher 
von Juden nicht bewohnter Provinztbeil werde jetzt durch die fpefulativen 
Juden überfehwemmt werben. Sch glaube, derfelbe kann fih volltommen 
beruhigen, es wird dies nicht zu fürchten fein. Ohne daß Juden dort 
wohnen, können fie doch dort Geihäfte machen, und wenn alfo dort etwas 
zu verdienen ift, fo werben fie nicht wegbleiben, wenn fie auch dort nicht 
wohnen; ich babe die Meberzeugung, daß fie — jetzt nicht aus der Lauſitz 
wegbleiben, wenn dort etwas zu verdienen iſt. Die Erfahrung ſpricht 
übrigens dagegen, daß fie bei Geſtattung der Freizügigkeit nun überall 
hingehen, wo noch feine von ihnen find, wo alfo nach ber Auffaffung des 
verehrten ritterfchaftlihen Abgeordneten der Laufit ein weites Feld ber 
Speculation für fie noch unbeadert vorhanden wäre. Ich führe Ihnen ein 
Beifpiel an. In Eupen, drei Meilen von Aachen, find entweder gar Feine 
Juden oder doch nur einer ober zwei. Dieſes Feld Tiegt alfo unbeadert 
von den Juden in gleicher Weife, wie die Laufis, und nichtsbefloweniger 
baben ſich feine Juden dort angefievelt. ch bin daher überzeugt, daß 
verehrte ritterfchaftliche Abgeordnete der Lauſitz, wegen des Ergießens der 
Juden über bie gefegneten Gelder dieſes Landes, ganz berubigt fein kann. 
Minifterial-Rommiffar Geheimer Regierungs-Rath Brüggemann: 
Ih erlaube mie nur zwei Worte. Wenn der geehrte Redner, der eben 
bie Tribüne verlaffen, mir hat die nt un ieben wollen, als ließe 
ih den Staat in der Kirche aufgehen, jo muß i mich gegen eine ſolche 
Anficht entfhieden verwahren. Ich abe ausdrücklich die Selbfiftändigleit 
und Unabhängigkeit des Staates neben der Kirche anerkannt. Auf N ch⸗ 
barſtaaten habe ich in dieſer Frage nieht Finweiſen wollen, weil ich es 
nicht für angemeſſen hielt, mich auf einen Staat zu beziehen, der — es iſt 
nicht lange her — von einem etpeifiiggen Stanbpunfte aus in ber 
Umkehr begriffen, noch nicht zum Abfchluffe feiner neuen Entwidelung ge- 
fommen tft, wie die Konflikte beweifen, die dort noch vorliegen. 
Abgeoron. Diergardt: Nach den vielen fhönen ausFäbrtichen Res 
ben, e hie gehalten worben find, würde ich es nicht managen, ven Yes. 


nerſtuhl gu betreten, wenn ih nicht eine ara [he Veraulaſſung da; 
Hätte. s & einem mehr als Dreibigjäbrigen Gef leben nn che 
vielen wadern Männern „„rifen Glan! 6 ala jammengefommen, daß is 
es für meine Pflicht — für die vollfländige jancipation ber 
Juden auszufprechen. at önnte der hohen Berfomnlung Namen nennen, 
welche Tanfenden von Chriften fowopl in bier rovinz als in anderen 
Landeotheilen lohnende Befhäftigung gehen, fo ſchön für fie forgen, an 
ich fie mit Freuden · als meine Kollegen begrüße. Dan kann mir dagege 
fagen, Ay dies Ausnahmen wären. Ich mie Biranf feine beffere 
„wort eben, als die, was kann man von ben Maffen erwarten, wenn 
man Re micht gleichfteflt mit_den übrigen Konfeffionen? Wir haben überall 
ggfehen, m meine Herren, daß, wenn is ein Bolt unterbrüdt fül It, der 
jelderwerb bag Hauptitreben ift, indem biefes das Mittel gibt, ſich einige 
Geltung gz verſchaffen, ein Sireben, meine — welches einen foiipen 
Böbenpun t erreicht ia daß es zu ernflem nen —— fung giebt, 
‚iubem babur: „eine Mai Ei ge ee, (fen worden um beren dns fe 
Könige und bem: — HA geben bei en Griechen gefehen, da 
eit, A unter der türkifchen Herrfchaft lebten, dieſes einfeitig e 
ben bei ühnen ebenfalls — war. Ich habe ſeibſt vor der 
ſgen ee viel Mad m mit den Griechen a? 4 be — 2 er 
er Se ode ii ee ben —S Ve ‚en 
und Juden hatte, Urfache gehabt, mit mehr Borficht bei ri als 
bei den Juden, zu ae B Die Geſchichte Iehrt, daß befiegte Völter 
dur ein humanes Bene! nen fih eher in ben Berluft — ationalitat 
fügen, als durch ein enigene jengefegtes. Ich glaube, meine Herren, wenn 
wir in religiöfer Hinficht vie auf die Juden anwenden, und wenn wir 
ver fhönen Lehre folgen: „Was du nicht willſt, das dir ie Befieht das 
thue auch feinem Anderen’, die fegensreichften Folgen baraı 6 entfichen 
werben. —9 ſtimme daher ür das Amendement Herrn —E 
von Krei 
Abgeoron. Wächter: Meine Herren! Nachdem ih erft heute das 
-Bort en und bereits am geftrigen Tage — N hrten Herren 
Rebner, welche früher ſich um daffelbe bewarben, in lebendigeren, "geäftiger 
ren und berebteren Worten bie Ihe Wichtigkeit diefer Singelegenfeit, 5 die 
Emancipation der Juden betreffend, darſteliten, ale ih es im nde bin, 
fo fügfe ich mich denno aus dem Junerſten meines Herzen gebrungen 
und verpflichtet, diejenigen Fran itten und Forderungen, welche ich 
im Intereſſe ber ganzen Nation zu ftellen habe, aud hier und unum⸗ 
wunden in Worte zu Heiden und 1 ausgufpreien, Ih fühle mich Hierzu um 
(J —A I cc als ih, jewohner und Abgeoroneter einen im 
en befegenen Stadt der preußifhen Monarchie, nicht allei 
verfammelten Vereinigten Landiage, ſoudern en bei bem 
— —e— tage eine ähnliche Bitte um Emancipation 
ga be; ich Fin mich um fo mehr dazu veranlaft, als ber a 5 
, der ame jeht jur Be Beratfung vorliegt, meinen Wünſchen, mı 
Fan und mal ngen — entſpricht; ii 2 fühle mit — m 
ehe Di —— [8 derſelbe diejenigen ah welche ihnen in 
ige der Du gerne ray m dur das befannte Edikt vom März 
812, verliehen worben fin! verfümmert und verkürzt, als erweitert. 
ch ——9 und bitte ie Ken des jübifchen — — — 
ensfreigeit und völlige Öleicfiellung mit ben Cpriften in ihren bi 
Ticpen und —2 —2 ch entpalte mid aller — a 
tive, welde gei Aa angefü rt find; glaube aber dir 
auf das allgemeine It ber Billigkeit, * das Rechts, Kenefü a m 
dam und bin der Anficht, daß demjenigen, der bie —— — des ir 
tatebürgers erfüllt, auch viejelben Rechte, diefelben 
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geeignet werben müffen. Wenn ich demnach wünfche, daß, wie vor Gott 
auch vor dem Geſetz alle Menfchen gleichgeftelit fein mögen, fo halte i 
dafür, daß es nicht darauf anfommen fann, zu welder Religion man fi 
befenne. Der Jude verehrt, wie wir, ein höchſtes Weſen, er verehrt wie 
wir, Gott, und es ſcheint mir, daß es nicht auf die Form anfommt, wie 
man glaubt, wenn man nur glaubt. Wir haben geflern und auch früher 
bei einer anderen Gelegenheit gehört, daß der Grundpfeiler des Staats 
bie chriftliche Religion fei: aber, meine Herren, der Grundpfeiler und 
ber Grundſatz der chriftlichen Religion iſt Duldung, ‚und die Religion 
Iehrt uns, alle Menſchen, ohne Unterfchien des Glaubens, wie unfere Brü⸗ 
ber zu lieben. So oft ich mir auch die Frage vorlegte, warum nicht brei 
Konfeffionen in unferem Staate beftehen fönnen, warum nicht der jüdiſchen 
Religion neben der evangelifchen, neben ver fatholiihen ein Platz einge- 
räumt werbe, um fo mehr, als fie doch eine der geduldeten im Staate iſt; 
wie oft ih mir auch die Frage borgelegt babe, fo wenig bin ih zur Be⸗ 
antwortung derfelben gefommen. Es ıjt ung früher, namentlich geſtern, 
von einer anderen Seite her eine Debuction gemacht worden, daß die Be⸗ 
fenner des jüdiſchen Glaubens in der Mehrheit fih noch nicht auf dem 
Stadium ber fittlihen und geiftigen Bildung befänden, als es hei den 
Ehriften vorweg angenommen werden könnte. Ich geftehe, daß ich mich. 
biefer Anficht nicht anfchließen kann, und glaube, daß wenn man einen 
ähnlichen Mafftab bei den Belennern der chriſtlichen Religion anlegen 
würbe, diefer auch nicht zureichend gefunden würde; wenn ich aber auch 
alles dieſes theilweife einräumen und anerfennen würde, fo glaube ich doch, 
dag, wenn die Emancipation fo vollftändig verwirklicht fein wird, wie es 
bereits in einigen anderen Staaten der Fall tft, auch bie fittliche und 
geiftige Heranbildung fih in dem Maße in Brogreffion ftelfen wird, ale 
eben dadurch denfelben Gelegenheit geboten wird, eine würbigere Stellung 
im Staate einzunehmen und zu behaupten. Vorurtheile und Aberglaube, 
wie fie von ber einen wie von ber anderen Seite bis jetzt noch flattfinden, 
werden dann verfehwinden; doch der letzte Kr davon wird erft Dann ver- 
fehwinden, wenn die legte Scheivewand, welche zwiſchen Juden und Ehri- 
ften noch befteht, gefallen fein wird. Werben die Mifh-Ehen geftattet 
und nicht, wie ed bisher gefchehen ift, erfchwert, und, wenn fie flattgefun- 
ben haben, getrennt, fo halte ih dafür, daß die legte Scheivewand alsdaun 
wirklich gefallen ift, und daß bie allmälige Verfchmelzung aller Religions. 
Parteien flattfinden wird, und daß wir gerabe darin das Heil für ung Alle 
u fuchen haben werben. Es iſt heute auch von Seiten eines geehrten 
ebners der Minifterbant der Sat aufgeteilt worden, daß die züdifche 
Religion die Dich» Ehen verbiete. Ich kann auf diefes Feld dem Redner 
nicht folgen, es tft mir ein fremdes; ich glaube aber Hier bemerfen & 
müflen, daß der große Neformator der evangeliihen Kirche, Luther, die 
Miſch⸗Ehen zwifchen Ehriften und Juden als nicht gegen das göttliche Ge⸗ 
bot beftehend anerkannt, daß er fie vielmehr hefürwortet und ebittigt Sat. 

Meine Herren! Ein Net, Ein Gefeg, gleiche Pflichten fir e Be⸗ 
wohner der preußiſchen Monarchie, das find die Forderungen, welche ich 
bier an den hohen Vereinigten Landtag ftelle. Ich bitte um Unterflügung 
biefer Anſicht; ich würde mir aber 108 erlauben, an diefe Bitte die anzu- 
reihen, daß ber Zuzügigleit fremder Juden, nämlich aus fremden Staaten, 
nah Möglichkeit gewehrt werbe. 

Abgeordn. Steiromwig: Nachdem fich geftern mehrere Redner zu 
Gunſten der Judenſchaft und fo ausgefprocdhen haben, daß ber Gegenftand; 
über welchen ich fprechen wollte, völlig erfchöpft wurbe, fo will ich nur 
mit ein paar Worten den zweiten Abſchnitt des Entwurfs berühren. Der 
Entwurf ſcheint mir nicht dem zeitlichen Bertiort und der öffentlichen 
‚Meinung Preußens gefolgt zu Er ckt die Judenſchott 
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en! Ich bitte daher, bei ter Abſtimmung rar das Mehl ter Juten- 
haft zu forgen. 

Algeortn. son Bismark ( Schenbauien:: Wens ich bente tieie Strelle 
betrete, io geichieht es mir grögerer Befangenbeit als jonit, Da ich füble, 
Daß ich durch das, was ich Tagen werte, einigen nicht ganz Ihmeichelbuften 
Meußerungen geitriger Retner gewiñnermaßen in ven Wurf lauie. Ich muß 
öffentlich bekennen, daß ich einer Richtung angeböre, tie ber geebrie Ab. 
geordnete von Kreielo geitern als finſter und mittelalterlich bezeichnete, 
derjenigen Richtung, welche es nochmals wagt, ter freieren Entwickelung 
des Chriftenthums, wie fie der Abgeordnete von Rrefelt für bie einzig 
wahre hält, eutgegenzutreten. Ich kann ferner nicht leugnen, Daß ich je- 
nem großen Haufen angehörte, welcher, wie Der geebrie Abgeordnete aus 
Pofen bemerkte, dem intelligenteren Zbeile ver Ration gegenüberfight 
und biefem intelligenteren Theile in, wenn mein Gedächtniß mich nicht 
taͤuſcht, ziemlich geringichägender Art entgegengeiegt wurde, dem großen 
Haufen, welcher noch an Borurtheilen klebt, vie er mit der Mutter- 
mild eingefogen hat, dem Haufen, weldhem ein Chriſtenthum, das über 
dem Staate —— zu hoch iſt. Wenn ich mich in der Schußlinie fo ſchar⸗ 

Vorwürfe ohne Murren befinde, fo glaube aud ich die Nachſicht der 

oben Ber ammlung in Anfpruch nehmen zu dürfen, wenn ich mit berfel- 
en Offenheit, welche die Aeußerungen meiner Gegner charalterifirt, be- 
fenne, daß es mir geflern in manchen Augenbliden ber Zerſtreutheit nicht 
gen) gegenwärtig blieb, ob ich mich in einer Verſammlun ‚velinde, für 
ren Mitglieder das Geſetz Hinfichtlih der Wählbarkeit die Bedingung 
ber Gemeinſchaft mit einer ber hrifilichen Kirchen aufftellt. Ich gehe de 
Sache felbft uber. Die meiften Redner haben über das vorliegende Ge⸗ 
Ms ich weniger ausgeiprochen, als über die Emaneipation im Allgemeinen. 
Ich folge diefem Wege. Ich bin fein Zeind der Juden, und wenn fie 
meine Feinde fein follten, fo vergebe ich innen. Ich liebe fie fogar unter 
Umftänden. Ich gönne ihnen auch alle Nechte, nur nicht das, in einem 
chriſtlichen Staate ein obrigfeitliches Amt zu beffeiven. Weber den Begriff 
eines chriſtlichen Staates haben wir von dem Herrn Minifter des Schages 
und von einem anderen Herrn auf der Minifterbant Worte gehört, die ich 
faft ganz unterfchreibe; dagegen haben wir auch geftern gehört, daß der 
Ariftliche Staat eine müßige Fiction, eine Erfindung neuerer Staatsphi⸗ 
loſophen fei. Ih bin der Meinung, daß der Begriff des chriſtlichen Staa⸗ 
tes ſo alt fei, wie das ci-devant heilige vömilde Reich, fo alt, wie fänmt- 
liche europäifche Staaten, daß er gerade der Boden fei, in welchem biefe 
©taaten OBursel efhlagen haben, und daß jeder Staat, wenn er feine 
Dauer gefichert feden, wenn er die Berechtigung zur Eriftenz nur nadh- 
weiten will, fobald fe beftritten wird, auf re ie Orundlage ſich befin-: 
muß. Für mich find die Worte: „Bon Gottes Onaden”, ve 


riftliche Herrfcher ihrem Namen beifügen, kein leerer Schall, fondern ich 
0 e darin das DBelenntniß, daß die Fü das Scepter, was ihnen Gott 
verliehen hat, nach Gottes Willen auf Erden führen wollen. Als Gottes 
Wille kaun ich aber nur erkennen, was in den hriftlichen Evangelien offen- 
bart worden sft, und ich glaube, in meinem en zu fein, wenn ich einen 
ſolchen Staat einen hriflichen nenne, welcher fich vie Auf abe geftellt hat, 
die Lehre des Chriſtenthums zu realificen, zu verwirklichen. aß dies 
unferem Staate nit in allen B en gelingt, das hat geftern ber 
geehrte Abgeorbnete aus der Bra ha ark in einer F ſcharfſinnigen 
als meinem religiöfen Gefühle wohlthuenden Parallele zwiſchen ven Wahr⸗ 
geilen bes Evangeliums und den Paragraphen des Landrechts dargethan. 
enn indeß auch die Löſung nicht immer gelingt, fo glaube ich doch, die 
Realifirung ber chriſtlichen Lehre fei der Zwed des Staates; daß wir aber 
mit Hülfe der Juden dieſem Zwecke näher kommen ſollten als bisher, kann 
ich nicht glauben. Erkennt man die religiöſe Grundlage des Staates 
ü a an, fo, glaube ich, Fann diefe Grundlage bei ung nur das Ehri- 
ent um fein. Entziehen wir dieſe religiöfe Grundlage dem Staate, fo 
ehalten wir als Staat nichts als ein zufälliges Aggregat von Rechten, 
eine Art Bollwerk gegen ven Krieg Aller gegen Alle, welchen bie ältere 
Philoſophie aufgeftellt Hat. Seine Geſetzgebung wird dann nicht mehr aus 
dem Urquell der ewigen Wahrheit regeneriren, ſondern aus den vagen und 
wanbelbaren Be riffen von Humanität, wie fie fi) gerade in den Köpfen 
derjenigen, welde an ver Spite ftehen geftalten. Wie man in folchen 
Staaten den Ipeen, 3. DB. der Kommuniſten über die Immoralität des 
Eigenthums, uber den hoben fittlihen Werth des Diebitahls, als eines 
Verſuchs, die angeborenen Rechte der Menſchen herzuftellen, das Recht, fich 
geltend zu machen, beftreiten will, wenn fie die Kraft dazu in fih fühlen, 
iſt mir nicht klar; denn auch dieſe Ideen werden von ihren Trägern für 
human gedalten, und zwar ale die rechte Blüthe der Humanität angefeben. 
Deshalb, meine Herren, fhmälern wir dem Volke nicht fein Chriſtenthum, 
indem wir ihm zeigen, daß es für feine Geſetzgeber nicht erforberlich fei; 
nehmen wir ihm nicht den Glauben, daß unfere Gefeggebung aus ber 
Duelle des Chriſtenthums fchöpfe, und daß der Staat die Nealıfirung des 
Chriſtenthums bezwede, wenn er auch dieſen Zwed nicht immer erreicht. 
3 gehe von der Theorie der Frage auf einige praftiiche Momente über. 
n den Tandestheilen, wo das Edikt von 1812 gilt, fehlen den Juden, fo 
viel ich mich erinnere, Feine andere Rechte, als dasjenige, ohrigfeitliche 
Aemter zu befleiven. Dieles nehmen fie nun in Ynfprud, fie verlangen, 
Landräthe, Generale, Deinifter, ja, unter Umftänden auch Kultus-Diinifter 
zu werben. ch geſtehe ein, daß ıch voller Vorurtheife ftede, ich hate fie, 
wie gefagt, mit der Muttermilch eingefogen, und es will mir nicht gelin« 
gen, fie weg Au disputiren; denn wenn ich mir, ald Repräfentanten, der 
geheiligten Majeſtät des Königs gegenüber, einen Juden denke, dem ich 
geborchen fol, fo muß ich befennen, daß ich mich tief niedergebrückt und 
ebeugt fühlen würde, daß mich die Freudigkeit und das aufrechte Ehrge- 
ab verlaffen würden, mit welden ich jest meine Pflichten gegen den 
Staat zu erfüllen bemüht bin. Ich theile dieſe Empfindung mit der Maſſe 
der niederen Schichten des Volles und ſchäme mich diefer Gefellichaft nicht. 
Warum es den Juden nicht gelungen ift, in vielen Jahrhunderten fih bie 
Sympathie der Bevöllerung in höherem Grade zu verfchaffen, das will ich 
nicht genau unterfuchen; ein geehrter Redner aus der Grafichaft Mark bat 
die Gründe fchärfer herausgeftellt, als ich fie Hier wiederholen möchte. 
Nur eins ift mir nicht Far geworben, nämlich wie der geehrte Redner 
biejenigen Leute, die er, wenn ich ihn richtig verftand, als zu fchlecht für 
feinen Umgang bezeichnete, zu feinen vorgefegten Beamten, felbit zu Mis 
niſtern haben möchte, wenn er es nicht braucht. Der geehrte Redner ſprach 
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bie Ueberzeugung aus, daß die Juden, feien fie auch jebt, was fie wollten 
I ändern —* und würden, und führte zum Beweiſe deſſen an, mad 
e früher gewefen fein. Darauf muß ih erwiedern, daß wir es nicht 
mit den Maffabäern der Vorzeit, noch mit den Juden der Zukunft zu thun 
aben, fondern mit den Juden ber Gegenwart, wie fie jest find. Dar- 
ber, wie fie find, will ih mir in Paul und Bogen fein Urtheil erlan- 
ben. Ich geftehe Fig da in Berlin und überhaupt in größeren Städten 
die Zudenfchaft fait durchaus aus achtungswerihen Leuten befteht; ich gehe 
au, daß ſolche auch auf dem Lande nicht blos zu den Ausnahmen ehören, 
obgleich ich jagen muß, daß der enigegengefegte Fall vorkomme Ft has 
ben geftern von ber Mildthätigkeit der Tuden zur Unterflüßung ihrer Sache 
ehört. Nun, Beifpiel gegen Beifpiel. Ich will ein anderes geben, ein 
Beifpier, in welchem eine ganze Geihiöhte ber Verhältniffe zwifchen Juden 
und Chriften liegt. Ich kenne eine Gegend, wo die jüdifche Bevölkerung 
auf dem Lande zahlreich ift, wo es Bauern giebt, die nichts ihr Eigenthumt 
nennen auf ihrem ganzen Grundſtück; von dem Bette bis zur Ofengabel 
gehört alles Mobiliar dem Juden, das Vieh im Stalle gehört dem Jüden, 
und der Bauer zahlt für jedes einzelne feine tägliche Miethe; das Korn 
anf dem Felde und in der Scheune gehört dem Juden, und der Jude vers 
Bauft dem Bauern das Brod⸗, Saat- und Zutterforn mebenmweis. Don 
einem ähnlichen chriftlichen Wucher habe ich, wenigftens in meiner Prar, 
noch nie gehört. Man führt zur Entſchuldigung diefer —* an, daß fie 
aus den gedrückten Berbältnifen ber Juden notbwenbig ervorgehen müß- 
ten. Wenn ich mir die Neben von geftern vergegenwärtige, fo möchte ich 
glauben, daß wir in den Zeiten der Jubenhegen lebten, daß nö jeber Jude 
täglich alles das müſſe gefallen laſſen, was der ehrliche Shylock erdulden 
wollte, wenn er nur rei würde; aber davon ſehe ich nirgends etwas, fon» 
bern ich ſehe nur, wie gefagt, daß der Nude nicht Beamter werben fann, 
und nun ift mir doch das eine ſtarke Schlußfolge, an weil Jemand nicht 
Beamter werben fann, er ein Wucherer werden müſſe. Einer der Abge- 
orbneten ber pommerfchen Nitterfchaft ift To weit gegangen, zu behaupten, 
daß die Juden von jeder edleren Beichäftigung, mit Ausnahme des Hans 
dels, ausgefchloffen feien. Das einzige aber, movon fie ausgefchloffen find, 
ift der Hafen der Büreaufratie, und ich appellire an den geehrten Redner 
ferbft, ob er in feiner Behauptung nicht zu weit geht, indem darin Tiegt, 
bag nur das Beamtenthum und der Handel edle Befchäftiaungen fein 
folfen. Einem anderen Redner der ſchleſiſchen Kitterfchaft möchte ich mich 
für die Folge feiner Rede anfchließen, wenn er nur den Schluß feiner Rebe 
als integrirenden Theil derſelben ftets beibehalten will. Er will die Iu⸗ 
den emanzipiren, wenn fie felhft die Schranfen nieberreißen, bie fie von 
und trennen. Die hohe Verſammlung bat fih geitern einige Anekdoten 
vorlefen laſſen; fie wird alfo auch mir geftatten, eine zu erzählen, durch 
welche ich darzuthun fuche, wie wenig die Juben geneigt find, von der 
Starrheit ihrer Gebräuche zu laſſen. 

Ein jüdifcher Gelehrter von hohem Anfehen, ven ich nicht nennen 
will, den ich aber privatim Jedem der Anwefenden nennen werde, der es 
u willen verlangt, den Biele von und fennen, und ber in einer ber grös 
eren Städte des Staats wohl angefehen if gat fo feft an den alten 
Sapungen, daß er es nicht wagte, am Sabbath etwas zu tragen, nicht 
einmal ein Echnupftuch in der Taſche. Diefer Mangel war für ihn mit 
Unbequemfichfeiten verfnüpft, gegen die er in den rabbiniſchen Büchern 
nun folgenden Ausweg fand: Ich erzähle, wie es mir ein Jude fertfl 
mitgetheilt bat. Es an erlaubt fein, etwas zu tragen am Sabbath \m 
einem Orte, der dem Träger perfönlich gehört. Werner ftellt eine ande: 
rabbiniſche —7 — wie ich gehört babe, den Grundſatz auf, daß e 
Beamter des Königs denſelben fo weit verträte, daß Veräußerungen u’'y 
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Königlichen Eigenthum, welche ein folher Beamter vornähme, Gültigkeit 
ätten. Der gedachte Gelehrte Tieß ſich alfo einen Unterbeamten der Po⸗ 
izei fommen, faufte von diefem für einen Thaler im Scheinfauf die Woh⸗ 
nung des Beamten mit allen Umgebungen derfelben, auf welche ſich das 
Dispoſitionsrecht des Beamten etwa erſtrecken fünne, alſo bie ganze Stabt 
des Königs, und feitdem trägt er fein Schnupftuch mit gutem Gewiſſen 
in der Taſche; wenn nun Dietes am grünen Holze geſchieht, von einem 
ausgezeichneten Gelehrten, von einem verftändigen, in der Melt iebenden 
Manne, ſo frage ich, was haben wir von der großen Maffe, der polnifchen 
Juden gar nicht zu gedenfen, in diefer Beziehung zu erwarten? Ich für 
meine Gef werde mein Botum ebenfalls gegen den uns vorliegenden 
Geſetz⸗Entwurf geben, weil ich von der Corporirung von Leuten, die feine 
Corporation bilden wollen, feinen Bortheil erwarten kann, weil eine 
Eorporation, wenn die ganze Corporirung von den Betheiligten mit Vor⸗ 
urtheil und Abneigung aufgenommen wird, ein todtgebornes Kind hleiht. 
Ich für meine Perfon würde für die Ausdehnung des Gefeßes von 1812 
eh ämmtlihe Provinzen flimmen, vielleicht mit einem Vorbehalt, in Bes 
ziehung auf Poſen diejenigen erceptionellen Beftimmungen zu treffen, bie 
der Grad der GSittlichkeit vieler dortigen Juden in Bezug auf Eigenthum 
nothwenbig machen fünnte. Außerdem, wenn ber Aufand der polnischen 
zuben wefentlich verändert würde, fo fünnte dies eine bedentende Attractiong- 
aft auf die Millionen ruffifcher Zn ausüben, die in Rußland, meines 
Erachtens, ſich nicht ſehr heimiſch fühlen können. Ob aber eine lieber- 
fiedelung derfelken wünfchenswerth ift, überlaffe ich denen zu beurtheilen, 
welche das Glück gehabt Haben, ruffifche Juden en masse fennen zu ler⸗ 
nen. 3% Taube au, daß die in Pofen anfäffigen Juden, a wenn es 
ihnen erlaubt wird, nicht in bebeutenden Maſſen nah den deutichen Pro» 
vinzen auswandern werben, weil bie vergleihsweife — ich möchte nicht 
gern einen Ausdruck wählen, der en fönnte — Sorglofigfeit des 
olnifhen Charakters in Beziehung auf zeitliche Güter den Auden aus 
ten ftets ein Eldorado gemacht hat. Sch glaube, daß das Geſetz von 
812 auch den Juden willlommen fein wird, ich muß fogar annehmen, 
vi dem, was ıch hier von der Tribüne öfter gehört habe, daß gerade 
dieſes Seien iu denen gehört, welche die damaligen Juden zur Theilnahme 
an dem valerländiſchen Kampfe begeiftert haben; auch von dem jungen 
Manne von 19 Jahren, von dem geftern erzählt wurbe, glaube ich dies 
annehmen zu können. Ich erwähne dieſen hauptfächlich deshalb, weil mir 
eine Aeußerung, welche der verehrte Redner, der diefe Erzählung vortrug, 
geftern machte, fchmerzlih war und mit den vaterländiſchen Gefühlen, 
welche ihn gewöhnlich beleben, nicht in Einflang zu flehen fcheint. Er 
fagte, es wäre fhon genug, wenn nur ein einziges Menſchenleben verge- 
bens geblutet hätte. Nun kann ich nicht glauben, daß nie Blut vergeheng 
efloffen ift, weldes für die beutfehe Freiheit floß und bisher fleht vie 
Breite Deutſchlands nicht fo niedrig ım Preife, daß es nicht der Mühe 
ohnte, dafür zu fterben, auch wenn man feine Emancipation der Juden 
damit erreicht. Ferner haben mehrere Nedner wieder, wie in faft affen 
Tragen, auf das nachahmungswerthe Beifpiel von England und Franfreich 
verwiefen. Diefe Frage bat dort weniger Wichtigkeit, weil die Inden nicht 
fo zahlreich find, wie hier. Ich möchte aber den 473 die ſo gern ihre 
Ideale jenfeits der Vogefen fuchen, eins zur Richtſchnur empfehlen, was 
den Engländer und Kranzofen auszeichnet. Das iſt das ftolze Gefühl 
der Nationalehre, welches dich nicht fo leicht und fo häufig dazu bergiebt, 
nahahmungswerthe und bewunderte Vorbilder im Auslande zu fuchen, wie 
es hier bei ung — (Bravoruf!) 
— reiherr von Binde: Der Vortrag des geehrten Mit⸗ 
glicbes ber f Mitterfcheft, weiches vor mir anf biefem Plate fh 
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befaud, hat uns ſo viele intereſſante Seiten dargeboten, daß ich mich ſehr 
geneigt fühle, ri auf das Einzelne einzugehen, und 2 unendlich be⸗ 
bauern muß, daß er nur zu einer einzigen perfönlichen Bemerkung mir 
Veranlafjung gegeben hat, die mich jett zum Wort berechtigt. Wenn er 
über fhon meiner Perfon gedachte in Beziehung auf die Nichtüberein- 
mung, feiner religiöfen Anfichten mit den meinen, fo iſt Dies Sache der 
inneren Meberzeugung, auf die ich eben fo wenig eingehen will, als an 
das, was ein verehrtes Mitglied für bie Niederlaufig in Beziehung a 
den Eindrud meines Vortrages gefagt hat, welchen es ale einen zu Beite: 
ren bezeichnete. Das gehört zu den Geſchmacksſachen, über die ich mit 
Niemanden rechten will. Die einzige perfönliche Bemerkung, die von dem 
geehrten Mitgliede in Beziehung auf meine Perfon gemacht worden iſt, 
— fo viel ich bei genauer Aufmerkſamkeit habe hören können, — ift die, 
daß ich Die Gefelffaft ber Juden für zu ſchlecht für mich gehalten hätte. 
Diefer Worte Habe ich mich nicht bedient, ich habe nicht gejagt, daß bie 
Geſellſchaft der Juden fhlecht wäre, und ich würde Dies um fo weniger 
zu widerlegen haben, als ber gechrte Redner bie Juden fogar als ehren- 
werth bezeichnet und ung Anekdoten erzählt bat, die ihm von Juden hinter⸗ 
bracht worden find, er alfo einer öfteren gefelligen Unterhaltung mit Juden 
I zu erfreuen hat. Ich habe nur gefagt, * nach den National⸗Eigen⸗ 
aften der Juden, nah ihrem Charakter, nach der bisweilen ſchmützi 
werbenden gabiuck, nach ihrer Kriecherei und nach ihrer, trotz theilweiſe 
bewiefenen Tapferkeit, gar nicht abzuleugnenden Feigheit, ich meines Theile 
feine Sympathie für die Juden hätte Ich kann indeß für Jemand 
feine Sympathie haben, ich kann durchaus nicht geneigt fein, mich öfter 
in feiner Geſellſchaft zu Definden, ohne daß id feine Geſellſchaft zu 
ch lecht für mich zu diden brauche. Wenn es durch das neue Gefe 
dahın kommen füllte, daß ein Jude Minifter oder, wie gefagt worden in 
Kultus⸗Miniſter würde (welches Letztere ich nicht für wahr einlich Halte), 
fo würde ich ihm diejenige Achtung zollen, die ich ihm: als Beamter Sr. 
Majeität fchuldig zu fein glaube. Ich kaun mir HAN Minifter denken, 
für die ih durchaus Feine Eympathie empfinde, und deſſenungeachtet werbe 
ih ihnen geborchen, fo weit cd die Landesgeſetze mir zur Bict machen, 
und ich würde nichts dagegen einmwenden, wenn es Sr. Majeflät in And- 
übung Eeiner Machtvollkommenheit gefallen follte, Juden in Sein Mini- 
fterium zu berufen. 
Abgeordn. von Bederatb: Es iſt mir ſehr intereffant gewefen, 
den engen mittelalterlihen Geijt, deſſen ich geitern gedachte, heute leib⸗ 
aftig unter ung erfcheinen zu fehen! (Heiterkeit in der Verfammlung.) 
ch beforge nicht im mindeften, dadurch dem geehrten Redner zu nahe zu 
treten, denn er hat ausdrüdlich erflärt, daß er von dieſem mittelalterlichen 
Geiſte geleitet werde; ich bezweifle aber fehr, daß fich die geehrten Herren 
auf der Miniſterbank zu der Solidarität der Anfichten, die der Redner in 
Anspruch genommen bat, Tefennen werden. Was ich als perfönlicde Be 
rihtigung vorzutragen hatte, Fetrifft die Darftellung, bie der geehrte 
Redner von meiner Aeußerung in Bezug auf den jüdifchen Freiwilligen 
machte, der im Befreiungg - Kriege gefallen ift. Sch Habe nicht in jenem 
Sinne gefagt, daß dieſes Opfer vergebens gebracht worben ſei, ich habe 
aber gehnat, daß es allerdings tragiſch fein würde, wenn ein Menfchen- 
leben geopfert, und wenn der Zwed, um beswillen diefer Einzelne es 
geopfert hätte, für ihn nicht erreicht, wenn er in feinen Hoffnungen ge 
täuſcht würde. Wenn aber überhaupt der geehrte Redner nach feinen An- 
fhten glaubt, daß man das Leben eines Menfchen in Anſpruch nehunen 
önne, ohne ihm gerecht zu werden; daß man den Anfpruh machen fün-e 
ein Anderer folle fein Leben opfern, ohne daß feine wohlbe ee ih . 
zungen erfüllt werben, wenn bies bie Anficht bes geehrten Redners iſt ie - 
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ebört fie pop zu den Vorurtheilen, die er mit der Muttermilch eingeſogen 
Bat. und die bier zu bekämpfen nicht meine Abficht iſt. 

Abgeordn. von Bismarf-Schönhaufen: Es ip mir nicht erinner- 
ih, davon gefprochen zu haben, daß es erlaubt fei, da Opfer eincs frem- 
den Menſchenlebens für andere Zwecke als die des Vaterlandes in Anfpruch 
zu nehmen. Ich habe nur dem Baterlande und nicht der Smancipation 
diefes Opfer als eines vindizirt, welches ich für fo nothwendig alte, daß 
ich e8 nicht einmal febr Hoch anfchlage. Im Begentbeit, die Abweſenheit 
der Faͤhigkeit, dieſes Opfer dem Vaterlande ohne Nebenzwecke zu bringen, 
ift mir ein weientlicher Fehler an jedem Manne und namentlih an jedem 
ni ben Wenn das eine mittelalterliche Anſicht ift, fo Befenne ich 
mich dazu. 

Abgeoron. Gier: Ich enthalte mich aller Nebenfachen, auch einer 
Erörterung der allgemeinen philofophifchen, ethifchen und anderen Motive 
für die Zuden- Emancipation. Exempla trahınt, Ich bitte die hocdver- 
mie Verfammlung, mir zu erlauben, ein Berfpiel in etwas größerem 

aßflabe vortragen zu dürfen. In der Stadt, weldhe mir die Ehre der 
terherfendung erzeigt hat, beftcht eine ifraclitifche Gemeinde mit eigener 
ynagoge und freier befonderer Armenpflege, im Uebrigen in bürgerlicher 
und gemeinheitlicher pingehzt verſchmolzen mit der gefammten Bürgerfchaft. 
Sie hat mich eriucht, für, ihre Wünſche und für ihre Nechte bei einem 
hohen Landtage Fürbitte einzulegen. ch thue es nicht blos des Geſuchs 
wegen, ſondern aus eigenem Antriebe und aus innerer Ueberzeugung. 
Die Juden meiner Gegend wünſchen, daß ſie gleiche Rechte und Sign 
mit ihren chriftlichen Diitbürgern behalten und befommen, und daß, wo fie 
noch nicht waren, den übrigen Olauensgenoffen fie ertheilt werben möchten. 
In ihrer Eingabe berufen fie ſich auf ihren Wandel, infonderheit auf ihre 
—— üllung gegen König und Vaterland, gegen das Land, wel- 
des fie als ihr Vaterland betradten, wo fie geboren und erzogen find. 
Aus eigener Erfahrung kann ich die Behauptung eines foldhen Wandels 
beftätigen und will darüber vor ihnen, hochverehrte en ‚ in Betreff 
meiner Gegend behufs geneigter Befchlußnahme Zeugniß ablegen. Ach er— 
innere mich des widrigen Zuſtandes, in welchem fich die Juden befanden 
unter den alten, ftarren, reichsſtändiſchen Bedrückungen und Zurückſetzun⸗ 
en; ich gevenfe ihrer bürgerlichen Gleichſtellung, die durch die weitfält- 
—* —28 — im Jahre 1808 erfolgte. Seit der Zeit hat ihr Zuftand 
offenbar in jeder Hinficht fich verbeftert. Meine Gegend, Mühlhauſen, 
orbhaufen, Erfurt, kann dies nur übereinftimmend bezeugen. Das Ober- 
Landesgericht zu Halberſtadt fagt Seite AT der Beilagen der Denkſchrift 
um Entwurf der Juden» Ordnung, daß in Betreff der Verbrechen und 
nterfuchungen Fein —— Wwiſchen der chriſtlichen und jüdiſchen 
Bevölkerung ſtattfinde, daß inan vielmehr vermeinen müßte, die chriſtliche 
Bevölkerung produzire in Zahl und Schwere der Verbrechen leicht den 
größeren und wichtigeren Theil. Ich felbit habe in Bezug meiner Gegend 
ergleihungen angeftellt, und die haben mich zu demfelben NRefultate ge- 
führt, daß nach Verhältniß unferer Bevölkerung man feinesweges den jüdt- 
[hen Einwohnern Schuld geben könnte, daß fie mehr Verbrechen und 
Unterfuchungen veranlaßten, als die chriftliche Bevölkernng. Cie zeichnen 
fi) aus over fleben nicht zurück hinter den Ehriften in Betreff der Nüch— 
ternbeit, der Mäßigkeit und Betriebſamkeit; höchſt felten fommt eine Ehe⸗ 
fheidung unter Juden vor; für die Erziehung ihrer Kinder than fie das 
Mögliche, infonderheit haben fie neben der allgemeinen ſtädtiſchen Armen- 
pflege noch eine eigene für ihre Glaubensgenoffen und bringen in dieſer 
inficht, wie für ihren Kultus, beträchtliche Opfer. Bei ung haben fie 
ich zum Theil auch fchon den Gewerben gewidmet; es find in meiner 
Stadt Tifhler, Schneider, Uhrmacher, Zabrifanten jüdifchen Glaubens. 
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ung und 
—* es ſogar für —2 daß die Begutachtung des ganzen — 
von dem Örunbfage einer volfommenen Emancipation ausgegangen iſt. 
Ich fage dabei, daß ich recht eigentlich in meinem Herzen überzeugt bin, 
daß ich ein größerer Freund der Juden fei, als die Abtheilung und bie 
meiften der Herren, die ſich für Die Emancipation ausgefprochen haben. 

ch wünfche eben, daß fie wahre Cpeitten werben möchten; Das wäre mein 

eißefter Wunfh. Das Könnten aber die Juden nicht werden, die auf 
irgend einer Art zu der großen Zahl derer gehören würden, bie ihren eiges 
nen Glauben verleugnet und auch feinen fremden angenommen haben und, 
um es geradezu au fagen, allein dem Mammon und ber Welt dienen. 
Uebrigens ſchließe ich F allem dem an, was hier, beſonders geſtern und 
auch heute, fo vortrefflich von ber Miniſterbank aus geſagt worden iſt. 
Für diejenigen, die & etwas verfiehen können und wollen, glaube ich, iſt 
es verflänblich geweſen, und ich bin ganz und gar berfelben Anficht. Es 
ift geftern ſchon gefagt worden, daß dieſer Stuhl fein Katheder ijt, al ſo 
bin ich weit entfernt, mich auf die Gründe dafür und dagegen inzulaſſe ñ. 
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Ich würde auch weiter nicht die hohe Verſammlung aufhalten, wenn ich 
ui nicht, mit Gefahr, eine perfönliche Bemerkung herbeizuführen, zu dem 
Belenntnig veranlaßt fü Ite, daß ich mich über den geehrten Redner aus 
Weftfalen, der geftern feine Rede hielt, fehr gefreut habe, wie er fein 
beutfh-weitfältfches Herz nicht verleugnen könnte, indem er feinen Mangel 
an Sympathie für die Juden ausſprach, und daß diefe Ausſprache mir lie- 
ber war, und bei mir ein fchwereres Gewicht hat, als alle die philanthro⸗ 
piſchen Anfichten, die wir bier in fo reihem Maße hörten. ch glaube, 
sch babe mich in der Hauptfache ausgefprochen, und will nur ein mir fehr 
wichtiges Faktum anführen, was a vor wenigen Minuten von einem 
Herrn gehört habe, der früher dem ypolnifchen Reiche zugehörte. Diefer 
bat ver ert, daß zur Zeit der Republif Polen die Juden völlig emanti⸗ 
pirt und frei lan eh mit dem anderen Wolfe.” Wie wenig die Emancı- 
ation allein dahin führen kann, die Juden gleich zu machen mit den Ehri- 
en, faun man beutlih an dem Beiſpiele diefes Landes ſehen — wenn 
nämlich diefes Faktum, wofür ich nicht bürgen will, wahr ifl. 
Abgeordn. von Byla: ch bitte als Korreferent um das Wort. 
Marfhall: Nur dem Referenten ſelbſt iſt es verftattet, feine An- 
ſicht {ofort u vertheidigen. 
geordn. von Byla: Meine Bertheidigung betrifft die Anſicht bes 
anderen Theile der Abtheilung, weiche aud in dem Gutachten au — 
men if, und dieſe Anſicht wünfchte ich gegenwärtig noch näher auszu ale 
Marihall: Das Reglement erlaubt mir nicht in folhem Falle, 
hun Reihe das Wort zu geben, fonft würde ich es mit Bergnü- 
gen thun. 
Abgeordn. Frhr. von Manteuffell.: Ich will auf das allgemeine 
Feld von dem hrijtlichen Staate, weldhes Hier verhandelt worden iſt, nicht 
zurüdtommen, mich vielmehr anf einige Bemerfungen beſchränken, die ſich 
— genau an das Geſetz ſelbſt anſchließen. Es iſt a namente 
ih von dem geehrte Abgeordneten für Aachen der Borwurf gemacht wor⸗ 
den, daß es im Bergleiche zu dem Geſetze von 1812 fich in einer gewillen 
Breite und Unbeftimmtheit bewege, während jenes ältere Geſetz ſcharf und 
beftimmt die Rechte der Juden Hinftelle. Nun, meine Herren, ih glaube, 
dag der &. 1, wie er bier lautet, auch fehr beftimmt ift und den Juden 
fehr wichtige Rechte gewährt. Wenn von einem anderen geehrten Redner 
aus der Mbeinprnin angeführt worben ift, daß die Inden in Trier fi 
für dieſe ehe bedanfen möchten, fo glaube ich, daß die Juden in Trier 
doch fo viel Sympathie für ihre Standesgenofien in ben übrigen weiten 
Bauen des preufifchen Staates haben, daß fie denen, welche noch nicht fo 
begünftigt find als fie, doch auch bie Vorzüge, die der Geſetzgeber ihnen 
angebeihen laffen will, gönnen, und biefe Vorzüge find in der That für 
einen großen Theil der Judenſchaft 4 erheblich. Selbſt für diejenigen 
Juden, welde bisher unter dem Geſetz von 1812 geftanden haben, wirb 
ein ſehr beveutend erweiterter Kreis der — ‚ver Wirkſamkeit 
eröffnet. Derſelbe geehrte Abgeordnete aus Aachen bezweifelt, daß bie Fi 
den davon Gebrauch machen würden; ich fann aber ans amtlicher Wiflen- 
ſchaft anführen, daß, ale aus dem Mißverſtändniß eines aragraphen der 
Gewerbe - Drdnung die Anficht ——— iſt, die Freizugigkeit ber 
Itd ſei ſchon begründet, die Folge davon war, daß theils eine große 
enge von Anträgen der Juden, in den ihnen entzogenen Landestheilen 
6 nieberzulaffen ervortrat, anbererfeitd von vielen Ortfchaften jener 
anbestheile Nemonftrationen laut geworben find. Diefer erfte und wid. 
tigfte Theil des Geſetzes iſt vieleicht gerade feiner Kürze de weniger 
keachtet worden, dagegen haben bie folgenden ausführlihen Paragraphen 
mehrfache Anfechtungen erlitten, und man hat namentlich die Bildung von 
Gorporationen gemißbilligt. Da erlaube ich mir darauf aufmerkſam zu 
ntachen, daß im Geſetze von 181% ausbrächich vorbehalten war, es follter 


die jibifehen Kultus-Verbältniffe noch georbnet werben. 4 glaube, ba 
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Klage verwiefen feien. Ich glaube, es liegt fogar in ber tät, da 
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Staats wegen fefiftellt, ein ſolches auch für den jüdiſ lauben ges 


zen gern eine Wirkſamkeit geftattet, ? und es iſt erfreulich, daß unter allen 


eweſen. 

ß Der geehrte Abgeordnete hat auch ein einzelnes Beiſpiel von dem 
noch herrſchenden Vorurtheil oder Feſthalten an alten Satzungen ſogar bei 
einem gebildeten Juden mitgetheilt. 

‚ „Meine Herren! Da ftelle ich ein anderes Beiſpiel entgegen. Es iſt 
bie Thatfadhe, daß in Königsberg in neuefter Zeit die Juden den Sab- 
bath auf den Sonntag haben verlegen wollen, die Polizei-Behörbe Dies 
aber nicht geftattet bat. (Große Genfation.) Wer hängt hier am Bor- 
urtheil? Diefes Faktum fteht in der Zeitung. Meine Herren! Ich wollte 
über diefe Angelegenheit nicht ausführlich ſprechen; es iſt ſchon vielfach 
geichehen, und ich würde aud gar nicht das Wort genommen haben, wenn 
es mir nicht nothwendig fehiene, einige Punkte nur noch hervorzuheben. 
Zuerſt erkläre ich mich für bie unbedingte Emancipation der Ju» 
den, und zwar aus dem Grunde, weil, wo gleiche Pflichten aufge. 
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legt werben, auch die gleichen Rechte gegeben werben müffen, bie ba- 
mit verknüpft find, wenn feine befonderen Hinderniffe im Wege flehen. 
Wenn ich der Debatte recht gefolgt kin, fo find nur zwei Umſtände 
egen die Emancipation angeführt, nämlich die alten Vorurtheile und bie 
Bedenten wegen efabr für den hriftiihen Staat. Was das erfie Hin- 
derniß beteile, fo habe ich geglaubt, daß das mächtige Schwungrab ber 
Zeit diefes Vorurtheil längſt befeitigt Haben würde und wir nicht mehr 
auf dem Standpunkt Tängft vergangener Jahrhunderte und befänden. 2 
—* aber die Erfahrung gemacht, daß es bei einigen noch anders iſt. 
abe ferner Bedenken und Gefahren anführen gehört, bie Ir den hriſt⸗ 
lihen Staat aus der Emancipation hervorgehen fünnten. eine Anficht 
von einem chriftlichen Staat iſt die, ie; er auf der reinen Chriftuslehre 
beruhen muß, die zu ihrer Grundlage Hat Liebe und Duldung. Dur 
biefe beiden, das ganze Chriftentyum tragenden Grundlagen foll alles 
Schöne, Erhabene und Edle zum zeitigen und eroigen Heil des Volkes, 
zu feiner wahren Entwidelung geführt werden. Was diefem Streben 
entgegentritt, das möchte ich nach meinem Dafürhalten nicht als chriſtlich 
erfennen. Wie, wenn 3. DB. einzelne Anfihten, Auffaffungen, die weniger 
auf das Wort des Herm und die Bibel, fondern mehr auf menfchliche 
Satzungen fi tußen ‚ bingeftellt werden als Glaubensformeln in der Un- 
duldfamfeit und Anmaßung, daß diefe Satzungen als die allein richtigen 
angenommen werden follen und Jeder, der N nur etwas davon entfernte, 
aus der Kirche geftoßen wird. Diefe Anficht und dieſes Verfahren bat 
ſchon große Verwirrung und bie traurigften Störungen über das Vaters 
land gebraht. Ih will die Fälle nicht alle aufzählen, ih erinnere 
nur an die Zuftände in Königsberg, Halle, Norbhaufen und jebt in 
Magdeburg und Halberftabt. Ueberall Tiegen fo viele Beifpiele der Ver⸗ 
feigung einer befonderen Richtung vor, daB man fagen fann, wenn man 
biete zur Gründung und Erhaltung des hriftlichen Staats ald nothwendig 
anfehen könnte, daß sich wenigftend nicht diefe Maßnahmen dahin füh- 
rend erfennen möchte. Und mir fällt ein, daß man in einem Staate, 
ber der allerchriftlichfte genannt wird, Inquiſition und Auto da fe's 
batte, und wenn dadurch das Prädikat „allerchriſtlichſt“ erworben wird, 
fo mödhte ich für den bewußten Staat auf das „chriſtlich“ ſelbſt verzichten. 
‚. Meine Herren! Welche Rechte werden denn für die Juden, um auf 
diefe Frage zurücdzufommen, verlangt?! Es find die Nechte, die jeder ber- 
liner Edenfteher hat, das Recht, wenn des Einzelnen eminentes Talent, 
ein hervorragender Geift, alle Schwierigfeiten, die fich entgegenftellen, zn 
überwinden vermag, wenn er Vertrauen erweden und Kähigfeiten ſich an- 
zueignen weiß, um einen Poſten zum affgemeinen Beſten zu übernehmen ; 
wollen fie ihm dieſes Recht nicht geben, weil feine Etandesgenoffen in der 
Allgemeinheit es nicht verdienen? Go, meine Herren, fehe ich die Sache 
an; ich muß befennen, ich babe mit wahrer Freude von einem Roflegen 
bier das Geſtändniß gehört, daß in furzer Zeit feine Anfichten über die- 
fen Gegenftand andere geworben find, und daß er den Juden met 
Rechte gern gäbe, nur noch Bedenken trage, in —— auf die Er⸗ 
theilung der ſtändiſchen. Faſſen wir das Recht der Wählbarkeit zum Ab- 
georbneten in's Auge, fo gehört 1) dazu das Vertrauen der Wähler: und 
wenn ein Iſraelit als Abgeorbneter gewählt würde, fo gehört gewiß ein 
Bertrauen in höberem Grade dazu, da ja bie Ehriften mitgeftimmt haben, 
und ihn fonft nicht wählen würden. Aber, meine Herren, wenn wir au 
einen — ja 10 Den in diefer Verſammlung hätten, in welder fi 
Männer von reiferem Alter und viele darunter ſchon mit greifen Haaren 
befinden, glauben Sie, daß der Juden Wort einen ſolchen Eindrud ma- 
on würbe, baß fie ein Webergewicht erhielten? Und wenn ein folcher 
n die Majorität bes Landtags für feine Anficht befäme, dann würde 


2 feine Stimme als die Stimme ber Wahrheit und fo gleichſam für 
ottes Stimme erfennen, und ihr Folge leiſten. Es iſt ferner geſagt 
worden, bie Juden taugen nicht zu Aemtern, weber zu richterlihen, noch 
zu Tehrämtern. Ich us heben bier komme ich auf einen Fr ws 
sch alle Achtung für die Juden habe, Es iſt der Punkt, wo fie fich fern 
Iten von aller Proſelytenmacherei. Während wir Bereine haben, bie 
ih zur Aufgabe ftellen, die Juden zu Ehriften zu machen und zum Ab- 
al vom Blauben ihrer Väter zu bewegen, ift mir fein DBeifpiel bekannt, 
daß Juden darauf ausgegangen find, vie Ehriften zu befehren, während 
e do einen mächtigen Hebel ın ber Hand haben. Das ift das Gelb. 
amit Könnten fie wohl mehr wirken, als mit irgend etwas Anderem. 
Aber auch nicht einmal in Beziehung auf die chriſtlichen Dienſtboten if 
ein Beifpiel befannt oder wohl gar eın Beweis dafür da: im Gegentheil, 
wenn ein Jude zum chriftlichen Glauben übergeht, jo wird er darum nicht 
verfolgt, fondern in wahrbafter Toleranı bleiben die übrigen Familien⸗ 
mitglieber in Freundfſchaft verbunden und dies auch im Desiehung, auf die 
Geſchäftsthätigkeit. Das iſt ein Grund mehr, warum ich fein Bedenken 
Habe, ihnen alle Rechte zu übertragen. 
Wenn das Chriſtenthum nicht Fri Liebe und Duldun gründet 
ver feft gewurzelt wäre, fo würde ſich dem gefürchteten * e auch 
in anderer Weiſe nicht ſichernd entgegentreten laſſen; es würde dann dem 
Untergang erliegen und ihn verdienen, denn für alle Zeit beſteht und er⸗ 
hält ſich nur, was in Wahrheit aus Gott geboren iſt. u 
un fomme ich auf bie Gefahren ‚die ich fehe, wenn wir bie 
Emaneipation nicht annehmen. Ich bin ein Feind jedes Zwanges, jeder 
Macht, die der Bolksentwidelung entgegentritt. Die Gelomacht, die Geld⸗ 
Ariftofratie iſt diejenige die bie ich am meiften das Volk zu bewahren 
und ben nachtheiligen Ein uß IY hindern wünſche. Sch will hier nicht 
weitläuftig den — —* ichen, moraliſchen Wandel der Juden be⸗ 
leuchten; aber fie find mäßig, arfam und beiriebfamer als wir, und ihr 
ganzer Fleiß ift mehr auf Die Erwerbe gerichtet, als bei und. Das er⸗ 
worbene Vermögen des Vaters geht in der Regel vermehrt auf die Kinder 
über und wird nicht nur erhalten, fondern vergrößert, während bei uns 
nicht felten Das angefammelte Vermögen ber Eitern durch die Kinder wie- 
ber eine ſchnellere Circulation erhält und in andere Hände fümmt. Die 
—F davon iſt, daß wenn wir ſie nicht emancipiren, ſie nad) einigen 
ecennien durch ihren Fleiß die Mafle des Geldes und fo die Macht in 
änden haben, und daß fie fogar, was an einigen Orten ſchon der Fall 
ift, als Gläubiger zu dem Mitbefig der meiften Grundflüde kommen. 
sefer en: will ich flenern, neine Herren! Ich glaube, wir willen 
Alte, daß heutzutage kaum noch ein Staat einen Krieg beginnen und lan 
führen fann, wenn ex nicht vorher das Haus Rothſchild für feine Ca 
a halet ‚Die a ch unferer Gefchäfte werben fchon jetzt von 
ihnen geführt ober fie find mwenigftens dabei mitbetheiligt. Sollen wir 
auf eine fo gefährliche Weiſe den mächtigen Einfluß der Juden noch ſtei⸗ 
gern? Ich Ipreibe die Gefahr frei aus und hate auf dem Landtage Ges 
legenheit gehabt, die Urtbeile von folden Männern über diefen gefäßr- 
Iihften Punkt zu hören, die früher gegen die Emancipation waren. e 
überzeugen fi von Tag zu Tag von der Nothwendigfeit, nicht bloß von 
der Nüslichkeit verfelben. Der erfte VBertheidiger der Emanripation ſprach 
dafür, und wir Alle fommen wohl zu dem Nefultat, daß wir bie Juden 
mit dem chriſtlichen Volk verſchmelzen müflen. Die Rede, bie wir von 
bem Herrn Minifter des Schates gehört haben, hat uns überzeugt, daß 
bas Staats. Minifterium über den Zuſtand dieſes Volfes eine anzere Ans 
ſicht habe, als wir fie in ber Mehrzahl haben dürften. 
Gr Hat darauf hingewielen, daß die Emancipation der Juden nicht zu⸗ 


läffig wäre, weil fie bei ung ihre bleibenden Wohnungen doch nicht aufichla« 
en wollen, weil es fie mit ihrem Sehnen und Hoffen immer noch nad 
läftina drängte. Ich weiß dies nicht, und ich glaube. an und iſt ed, aus⸗ 
zufprechen, ob dieſe Anficht die richtige ift oder nicht; dies iſt um fo Bin 
tiger, als die Nathgeber der Krone ihre Anfichten pflichtenmäßig, wie fie 
fie Hier geben, auch unferem Heren und König darlegen, und wenn ber Kö⸗ 
nigliche Mini er des Schages folche Anfichten Hat, daß die Juden mit al’ 
ihrem Streben und all’ ihren Wünfchen nur nach Jeruſalem brängen, we, 
beiläufig gefagt, bereits ein Bisthum für die evangelifhe Kirche geftiftet 
ift — und daher im Oele andere Beſtimmungen getroffen werden müflen, 
o bin ich der Meinung, daß es unfere Pflicht ıft, unfere Meinung, wenn 
ie entgegenfteht, klar und deutlich anszufprechen. Nun nod ein paar Worte: 
m Glücke der Familien ruht das Glück und die Sicherheit des Staats. 
teflen wir uns einmal bei den gegenwärtigen gefeglihen Beflimmungen 
in die Rage eines jüdifchen Familien-Baters: Gott hat ihm pe ungsvofle 
Söhne gegeben, er fieht ihre Talente, ihre befonderen Fähigleiten, er ſieht 
fie aber nıht mit Freuden, fondern er fiebt fie ar: mit dem tief im 
Herzen nagenden Schmerz, daß er diefen Talenten niht die Entwidelung 
eben fann, die fie verdienen, daß fie in einen engen Kreis gebunden find, 
ß fie niemals können zu der Wirkfamleit und Geltung für die Menſchheit 
kommen, welche durch ihre Beilegung Gott hervorrufen wollte. Diefer Ba- 
ter hat nun noch dabei vielleicht den Schmerz, Das, was er in ber Jugend 
mühſam niebergelämpft und ſchwer überwunden hat, in allen feinen Söbnen 
noch einmal durchzukämpfen, und fann in ſolchen Beflimmungen nicht einen 
chriſtlichen, auf allgemeiner Liebe und gleichen Rechten gegründeten Staat 
erfenuen. Unſer großer Meifter fagt: An den Früchten follt ihr fie erlen⸗ 
nen, er fagt ferner auch, nicht Alle, die zu mir Herr, Herr fagen, werben 
in das Himmelreich kommen, fondern nur, die den Willen thun meines Va⸗ 
ters im Himmel. Meine Herren! Wer von ung wagt es, nach diefem Aus⸗ 
ſpruch — an ein beſonderes Bekenntniß die Seligkeit oder das Wohl von 
unſeren Mitbrüdern en zu wollen? — Ich ſchließe mit den Worten: 
Nichtet nicht, auf Daß ihr nicht gerichtet werdet. (Bielflimmiges Bravo!) 

Abgeoron. Müller: Meine Herren! Nachdem geftern und hente fo 
viele brillante Reden und noch dazu von den talentvollften, eminenteften 
Rednern zu Ounften der Juden —* — worden ſind, möchte es von mir 
dem ſo wenig begabten Redner, wohl ſehr gewagt ſcheinen, wenn ich mi 
jetzt gegen Emancipation der Juden ausſprechen wollte; indeſſen fühle ich 
mich veranlaßt, zu bemerken, daß, wie ich glaube, in der Provinz Sachſen 
von einem großen Theile der Bevölkerung noch feine ganz ee e Stim«- 
mung für die Emancipation vorhanden iſt; ob die Tuben daran ſchuld haben, 
weiß ich nicht; vielleicht find fie unfchuldig. Uebrigens werben die Juden 
bei ung fehr wohl gelitten, und in allen Geſellſchaften macht man keinen 
Unterſchied, ob Ehrijt, ob Jude. Wenn indeflen gefapt worden iſt, daß die 
Da fih darum nur dem Handel zuwenbeten, weil fie mit den Ehriften 

inſichtlich der bürgerlichen Rechte nicht gleichgeftellt wären, fo muß ich 
das beitreiten, denn ich glaube, daß es dem Charalter ver Juden eigenthüm⸗ 
lich iſt, daß fie mehr Neigung zum Dandel haben; außerdem glaube ich, 
daß fie eine große Abneigung gegen jede ſchwere Hand» und Feldarbeit ha⸗ 
ben müffen, denn es heißt im Talmud: Es ift keine ſchlechtere Handthierun 
als der Feldbau. — Wer 100 Rthlr. zum Handel anlegt, kann täglich Fleiſt 
effen und Wein triufen; wer aber daffelbe Geld auf die Erde verwendet, 
muß 1 mit Salz und traut begnügen. 

Ob die wenigen Juden, welche die legten Rriege mitgemacht, ſich tapfer 
gehalten, oder ob fie fih im Kugelregen an ihren Nebenmann gelehnt haben, 
das weiß ich 1— und darüber mögen diejenigen urtheilen, Die in ber 
Schlacht neben ihnen fianden. Das aber weih id baß die Juden im e⸗ 


wöhnlichen Reben, wenn ihnen perfönliche Gefahr droht, eher davonlaufen, 
als fich vertheidigen. 

Sch glaube nicht, daß mich die Herren Juden noch jebt beſouders fe- 
tiren und mit 150 Dank⸗Adreſſen beglücken werden, jedoch verzichte ich fehr 
gern darauf, auf ein mir vielleicht zugedachtes Diner; denn wenn ich an bie 

ummen denfe, um die die Meinigen und meine nächften Bekannte durch 
jüdiſche Kalliffemente gefommen find, fo möchte mir der Appetit een 
nur das muß sch Doch noch bemerken, daß die Juden, die fo hübſch verftan- 
den, Bankerott zu machen, dag Sprũchwort, was geftern mehreremale für 
fie gebraucht ift, nämlich: suum quique, nicht befonders Tieb gehabt haben 
müſſen. Nichtsdeftoweniger habe ich den ung vorgelegten Geleh- Entwurf 
mit Freuden begrüßt und bitte die hohe Verſammlung, Polen mit den etwa 
nöthigen Abänderungen anzunehmen, da wir doch gewiß der Weisheit Gr. 
Majeſtät unferes Allergnädigften Königs, fo wie den hohen Näthen der 
Krone, jutranen fönnen, dab fie am beiten willen werben, was den Juden 
rüst. ( — nah Abſtimmung.) 

Marſchall: Meine Herren! Es giebt nichts abzuſtimmen in die⸗ 
Iem Augenblicke, es ift eine allgemeine Befprechung über das Geſetz. (Hei- 
erfeit. 

Abgeordn. Altenhoven: Meine Herren! Wir haben fo oft fagen 
hören, daß Preußen ein hriftlicher Staat fer und bleiben müffe. Dies bat 
mich veranlaßt, die Tribüne zu beſteigen um Ihnen auch meine Anſicht 
darüber auszuſprechen, weil ich es für zweckmäßig erachte, daß von recht 
vielen Seiten der Staats-Verwaltung dargethan werbe, daß fie in biefer 
Anffaffungsweife vom Staate nicht im Einflange ſtehe mit dem Zeitgeifte 
und mit den, nach meiner Anficht, gerechten Anforderungen an den Staat. 
Durch das ftarre Feithalten diefes Prinzips gehen ung viele, zum Glücke 
des Staats juedmäßig zu verwendende Kräfte verloren, und wir fehen, daß 
bie Staate- Verwaltung zur Durchführung diefes Prinzips viele Kräfte nuß- 
los verwendet, welche, nach meiner Anticht, zweckmaͤßiger in Anwendung 
fommen könnten. Dabei iſt nicht abzufehen, zu welchen Konfequenzen dies 
ſes Prinzip uns führen wird. Wir fehen die Stante-Verwaltung zu Ge⸗ 
richt figen und den Maßftab anlegen an nnferen Glauben, ob er mit dem 
chriſtlichen Prinzip übereinftimmt. Wie gefahrdrohend ein folcher Zuftand 
ift, namentlich dei dem Ichbaften Auffchwunge, den in der legten Zeit das 
religiöfe, das fonfelfionelle Element in unferem Staate genommen, balte 
ich für überflüfiig, Ihnen auseinanderzufegen. Wir fehen es an den Kon⸗ 
fülten, worin die Gtaate-Berwaltung mit den verſchiedenen Religions⸗ 
Gefeüfchaften getreten iſt, und aus welchen zuletzt das Toleranz⸗Edikt her⸗ 
vorgegangen. Toleranz⸗Geſetze werden aber, nach meiner Anſicht, die Into⸗ 
leranz zur Negel und die Toleranz zur Ausnahme haben. Kerner fol unfere 
Geſetzgebung vom chriſtlichen Elemente durchwebt fein. Hier wird Die von 
dem Staatsmanne fehwer zu Löfende und nach meiner ha ihm nicht vor- 
liegende Frage zu beantworten fein, worin dieſes chriſtliche Element bei 
der Gefebgebung beftehen fol. Meine Herren! Die Gefeßgebung forge 
nur, daß das Geſetz den Anforderungen der Gerchtigfeit und den Be- 
bärfnifen, ber Zeit entfpreche, vor Ällem, daß Jeder vor dem Geſetz 
gleich fei. 

Um mich zu dem Gefeh- Entwurfe binzumenden, will ih meine An- 
fit mit wenigen Worten darüber ausfprechen. Es iſt die ewig wiederkeh⸗ 
vende Behauptung der Gegner ver Emancıpation ver Anden, dap die Juden 
erft beſſer werden, erft fich ihrer würdig zeigen müßten, che fie in ven 
Staatsverband aufgenommen werden könnten, während man gerade durch 
die —— — die Juden unterdrückt und gewiſſermaßen auf ihre moraliſche 
Erniedrigung hinwirkt. Möge daher der erſte Vereinigte Landtag einen Be⸗ 
weis der chriſtlichen Liebe gegen ſeine jüdiſchen Mitbürger an den Tag legen, 


möge ex ihnen Muth geben, daß auch ihre Talente nicht nutzlos vermobern 
werben, und daß fie Theil nehmen dürfen an allem Edlen und Guten. Um 
diefes Prinzip zu an fheint es mir zwedmäßig, daß_wir dem 
vorliegenden Sefeg-Entwurf unfere Zuftimmung verfagen, und baß wir den 
Paragraphen in der Art, wie er von dem Abgeorbneten von Krefeld amen- 
dirt — einzig und allein annehmen. 
bgeordn. Greger: Geſtern und heute ſind ſo vielfach die Vorzüge 
der Juden hervorgehoben worden; aber ich glaube, man ſchatzt ihre Vor⸗ 
üge zu hoch. Ste follen befondere Talente befigen, befonderes Genie ha⸗ 
en; das findet man auch bei ung, und fie werden ung im Talente und Genie 
nicht befiegen. Dan muß die Sache nicht zu hoch anſchlagen, denn fie find 
nicht fo aufrichtig gegen uns, als wir gegen & Das findet man im Han» 
del und Wandel; man wird ftetd von den Juden hintergangen, von den 
Chriften felten. Man fagt, fie feien unterbrüdt. Das ift nicht wahr. Sie 
können fich frei bewegen, ihr Leben, ihre Ehre und ihr Vermögen iſt ge- 
fhüst, fie Fönnen Grundſtücke faufen, Handel und Wandel treiben, nur daß 
fie nicht die höchſten Stellen befleiden dürfen; dazu find fie nicht weit genug 
vorgeffhritten, und das würde dazu führen, daß wir unterdrüdt würden, 
wir würden die Juden und die Juden würden die Chriften werden. (Sehr 
roße Heiterkeit in der Berfammlung.) Sie dominiren ſchon jegt über uns, 
m haben den Geldmarkt in Händen, fie find nicht unterdrückt, und durch wen 
anders find fie wohlhabend geworden, als durch die Chriſten? Man fagt, 
fie Tiebten das Vaterland fo fehr. I nun... (Allgemeine Heiterkeit.) Mi 
halten das Motto feit: „ubi bene ibi patria.“ Sie werden nicht fo an 
das Baterland halten, wie wir. Im Sabre 1813 famen Preußen aus dem 
Auslande zurüd und nahmen Theil an dem Kriege, um Preußen zn ret- 
ten. Das hat kein Jude getban und wird es auch nicht thun. Dann fagt 
man, fie wären Haupt-Genied. Ya, Haupt-Genies darin, das Geld an 
fih zu bringen und in ihre Taſche zu Ichaffen. Man fagt ferner, fie feien 
mitleidig; ja, fie werfen mit dem Silbergroſchen nach dem Thaler. (De. 
fächter.) Das erlangen fie auch; fie gebrauchen alle Mittel, um Geld zu 
erlangen, die der Chriſt verabfcheut. ET mögen gute, brave 
Männer unter den Juden Ichen, aber die Zahl sft noch au Klein ım Berhält« 
niß zu den Ehriften. Wenn fondirt werden fönnte, die beften Männer unter 
ihnen herauszuziehen, um, biefe zu emanzipiren, fo wäre ich dafür; aber 
das ganze Volk zu emanzipiren, dafür bin ich nicht. Man warte ab, bis fie 
reif dazu find. Wir würden fhlecht berathen fein, wenn dem Judenthume 
eingeräumt würde, hohe Staats-Acmter zu beflciden. Unfere Nachkommen 
würden uns nicht dafür danfen, fondern fluchen. Alfo sch muß geſtehen, wir 
eben zu weit, ihre gute Geite iſt zu hoch veranfchlagt. Jede Sache hat 
thre gute und böfe Seite, Sie überwiegen bie böfen Seiten noch die guten, 
man muß noch abwarten. Das Gefeß i gut entworfen; wir befinden ung 
wohl und bie Juden auch unter unferer Regierung, unfer Zuftand ift ein 
blühender. Ih muß daher bitten, daß Sie mich ın meinem Antrage unter. 
fügen. Das iſt nur das, was ich nicht unterlaffen Fonnte, zu fagen. (Einige 
Stinmen: Bravo!) 

Abgeoron. von Meding: ch habe vom Herrn Marfchall vernom⸗ 
men, bar es nicht zur Abftimmung kommen foll, fondern daß es fih nur um 
eine vorläufige Belpreihung bandelt. Unter diefer Borausfegung verzichte 
ich auf das Wort und wuͤnſche, daß die Beſprechung abgebrochen werde, in» 
ie ih Ber daß Alles, was zu einer folchen nothwendig ift, vollſtändig 
erfchöpft ft. 

Harı Hall: Ach bemerke, daß fih noch 18 Redner um das Wort ge- 
meldet haben. (aub Aufregung und lebhaftes Verlangen nad dem Schluffe 
der Debatte.) Info’ern aber die hohe Berfammlung den Wunſch haben 
follte, nunmehr zu den einzelnen Paragraphen bes Örfepes überzugeben, 
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fo bin ich damit gern einverſtanden. Ich bin aber fo eben erinnert worben, 
daß der Herr Meferent vor dem Schluffe der Debatte noch das Wort haben 
möchte, und erfuche ihn daher, eine allgemeine Ueberſicht der Debatte zu 
geben, worauf zur Berathung über die einzelnen Paragraphen übergegan- 
gen werben Pönnte. 

Wenn die dobe Verſammlung diefer Meinung ıft, bitte ich, es durch 
Aufſtehen zu erfennen zu geben. (Die große Majorität der Berfammlung 
erhebt fig.) Es will noch der Herr Abgeordnete von Zakrzewski in einer 
perfönlichen Angelegenheit das Wort nehmen. 

Adgeordn. von Zakrzewski: Meine Herrn! Der verehrte Abgeord⸗ 
nete der fächfifchen Ritterſchaft äußerte, ver — keit des polniſchen 
Charakters in Bezug anf die zeitlichen Güter ſei zuzu reiben, dag die Ju⸗ 
den fo zahlreich in dem Großherzogthum Polen ferien, weswegen fie auch 
von der Freizügigkeit feinen —*28 machen würden. Ich muß den geehr⸗ 
ten Redner die Geſchichte —X Der Grund, warum die Juden 
ne in Polen fo an angefiedelt haben, liegt in der polnifchen Geſetz⸗ 

ebung, welde i durch eine lobenswerthe Toleranz ausgezeichnet hat. 

ie gemachte Aenberung bes geehrten Redners Täßt mich zweifeln, daß der. 
felbe der geſchichtlichen Entwidelung des polnifchen Volkes gefolgt iſt, ans 
welcher klar hervorgeht, daß die Polen den Fremden immer Zuflucht ge- 
währt und allerbings die moralifchen Güter höher geftellt und geſchätzt 6 . 
ben, als die zeitlichen. 

Referent Sperling: Ich gehöre zu denjenigen, welche für Zuerfen- 
nung ber Rechte der Staatsbürger an die Juden im meiteften Einne ſtim⸗ 
men. Doc fürchten Sie nicht, daß ich Ihnen alle Die Gründe, die mid 
zu dieſer Anficht gebracht haben, darlegen werde. Ich müßte fürchten, zum 

roßen Theile dasjenige zu ee was wir geftern und heute gehört 
Enben, und das würde sch mir felbft nicht verzeihen. Ich halte aber in 
der Stellung, die ich hier einnehme, mich verpflichtet, auf einige Aeußerun⸗ 
gen zurückzukommen, die geftern und heute gemacht worben nd um wo 
mög Mipverftändniffe zu vermeiden. Ich erfläre im voraus, daß ich per- 
fünlihe Herzensergießungen, welche wir bier gehört haben, übergehe, weil 
sch dieſe nicht zur Sache ge ori, etrachte, ine Gtellung in einer ande- 
ren Weife auffaffe, und namentlich es für nothwendig erachte, daß wir bei 
der Berathung über einen fo wichtigen Oegenftand gleihfam aus uns heran. 
F Pird das bei Seite laſſen, was wir perfönlich für ober gegen bie 

nden fühlen. 

Ich komme zuerft anf eine Bemerkung zurüd, welche von einem Ab- 
geordneten, ber mir geftern zur Seite faß, gemacht ift und den Immediat⸗ 

ericht des Königl. Juſtiz-Miniſteriums vom Jahre 1841 und die demſel⸗ 
ben beigefügte Zahlenlifte der Verbrecher betrifft. Es ift diefe Lifte info- 
fern von Erbeblichkeit, als darauf die Anficht geflügt wird, daß die Zahl 
der Verbrecher im Verhältnifie der Bevölferung unter ben Juden bebeutend 
größer fei, als unter den Ehriften, und daraus wieder der Schluß gezogen 
wird, daß die Inden im fittliher Beziehung auf einer niederen Stufe als 
bie Chriſten fih befänden. Ich bitte Sie, hochverehrte Herren, auf dieſe 
Verbrecher⸗VLiſte Bein Gewicht zu legen. Denn, abgefchen davon, daß bie 
Moralität ſich nicht nah Zahlen abzählen läßt, daß oft ein Verbrechen auf 
ber Waage der Mioralität viel ſchwerer wiegt, als hundert andere, mache 
ich Sie daranf anfmerffam, daß einzelne Arten von Verbrechen in biefe Li 
ar nicht aufgenommen find, wie z. B. die Holz-Diebftähle und Holz- De. 

aubationen. Es könnte biefe Auslaffung gering erfcheinen; aber die Zahl 
biefer Bergeben ift Iedr bedeutend, und find nicht unmwichtiger als Die Steuer- 
Defraudationen, welche in jener Lifte mitgezählt find. Es gereicht dieſe 
Mebergehung der Holz- Diebftähle ven Juden infofern zum Nachtheile, ale 
ſolche meiftens von ber ländlichen Bevölkerung verübt werben, welcher Die 


uden nicht angehören. Es ift ferner daranf Bedacht zu nehmen, daß na 
* Beridten ber Dber-Landesgerichte zu Inſterburg und Königsberg vn 
Anfertigung jener Lifte auf die nationale Herkunft ber Angeflagten nicht 
Rückſicht genommen ift, daß aber der größte Theil der dort angeflagten 
Inden fremde Juden geweſen. Es giebt die Verbreder-Lifte, wie wir fie 
der Denkſchrift beigefügt finden, durchaus Feine Andeutung, um danach den 
fittlihen Standpunkt der Juden zu beurtheilen. Ob in einzelnen Ge⸗ 
genden wirklich folche Erfcheinungen —— daß man auf eine geringe 
Sittlichfeit der dortigen Iuden fließen könnte, Taffe ich dahingeſtellt. Dann 
haben ſolche aber gewiß auch in befonderen Berhältniffen ihren Grund, na⸗ 
mentlich darin, dab Juden in größerer Zahl gerade berartige Geſchaͤfte be⸗ 
treiben, welche zn Webertretungen des Geſetzes verleiten, und es entitände 
die Frage, auf welcher Seite, wenn man Chriften, die daſſelbe Gefchäft 
treiben, mit ihnen in Verhaältniß bringen wollte, die Zahl der Vergehen 
rößer wäre. Ständen fie aber wirklich auf einer geringeren Stufe ber 
Sitttichfeit, wen träfe die Schuld anders, als ung und den bicherigen Stand 
der Verfaſſung, die legtere nämlich infofern, als bisher für die Yıldung der 
jübifchen Jugend nicht genügend geforgt if. Man verlangt, daß bie Juden 
ihre Religion behalten und deren Wahrheiten in fih aufnehmen; aber man 
befümmert fich nicht darum, ob fie Religionslehrer haben, und am wenigften 
ijt davon bisher die Rede geweſen, welche Ausbildung die Religionslehrer 
ee Diefem Debürfnifie fol erft jegt durch das vorliegende Gefeg ab- 
geholfen werden, und ich bin überzeugt, daß in biefer Beziehung Letzteres 
die wohlthätigften Kolgen äußern würde. | 
Wir find im Laufe der Debatte fo häufig auf die Religion der Juden 
ingewiefen worden. Man ift aber in der That übel daran, über etwas zu 
prehen, was man nicht Tennt. Ich glaube das allen denjenigen Herren, 
welche aus der Religion der Juden Kolgerungen machten, zunächft der Ber 
weis obgelegen hätte, daß auch ihre Grämiffen gegründet feien. Hiervon 
abgefehen, ſeſen mir einige Momente zur Seite, die gegen die angeführten 
Folgerungen ſprechen. Ich beziehe mic auf die zahlreihen Beifpiele fehr 
ehrenbafter Suden, ih mahe darauf aufmerkfam, daß der Staat die relis 
giöſen eſinnungen ſeiner Unterthanen zu erforfchen und zu erfenuen nicht 
ım Stande ift, ei mit der äußeren Belenntniß-Kormel derfelben begnügen 
muß, und daß es viele Angeftellte im Staate giebt, die ne Inden gewe⸗ 
ſen find, welche die chriſtliche Bekenntniß⸗Formel abgelegt haben, ohne daß 
man die Veberzeugung ausfprechen kann, daß fie die Sritlige Religions 
Anfhanung wirklich in fih aufgenommen haben. Dennoch haben fie fich in 
allen ihren amtlichen Stellungen zum Staate bewährt, und barans läßt fi 
folgern, daß in ihrer Mutter-Religion nichts Oefigrlißes für den Staat 
enthalten fein könne. Es iſt auf einen Grunbfag ihrer Religion, auf den 
Sprud hingewiefen worden: Zahn um Zahn, Aug’ um Auge. Darüber 
will ich hinweggehen, weil es zu offenbar tft, daß diefer Spruch nur einen 
bildlichen Ansdrud des Prinzips höchſter Oereiptigteit enthält. iſt ferner 
auf ihren Meffias-Glauden Dingebentet worden. Dieſer mag beftehen, aber 
ewiß befteht er bei der größten Zahl, bei allen gebilveten Juden nur in 
ymboliſcher Weife. Die Sad glauben an eine beffere, ausgleichende Zu⸗ 
funft. Sie haben diefen Glauben. Den wollen wir ihnen Iaffen. Wir ha⸗ 
ben ihn ja ebenfalls, nur in veränderter Form. Es ift von einem gechrten 
Abgeordneten aus Schleſien gefkern ausgefprochen, daB er dafür fein würde, 
den Juden alle Rechte ver Chriſten einzuräumen, wenn fie nur ihrerfeits die 
Hand dazu böten, ſich den Ehriften gleiöyuftelen und nicht fo fireng an der 
Sabhatpefeie en wollten. In Bezug auf diefe Bemerkung weife ich 
darauf Hin, daß ſchon ber Gefeg- Ent über dieſes Borurtbeit, inausge⸗ 
gangen iſt. Nah dem Geſetz⸗Entwurfe ſollen die Juden zu gewiſſen Aem⸗ 
tern gewählt werben fönnen; das würde ihnen nicht —— fein, wenn’ 


noch die Voransfegung beftände, daß fie an ihrem Sabbathe, dem Son 
abend, nicht arbeiten könnten. Es eht auch aus der den Beilagen des Ge⸗ 
—“”5— beigefügten Denkſchrift des Königlichen Miniſteriums des 

nnern in Bezug auf die Militairpflicht der Juden hervor, daß fie im 
Militairftande Iren Pflichten ohne Ausnahme nachgelommen find. Es lau⸗ 
tet in diefer Denkſchrift wörtlich: 

„Faßt man den Inhalt diefer Ermittelungen zufamnten, fo darf man als 
erfahrungsmäßiges NRefultat annehmen, bat die Juden des preußifchen 
Heeres von den Soldaten der riftlihen Bevölkerung im Allgemeinen nıcht 
erfennbar unterſchieden find, daß fie im Kriege gleich den übrigen Preußen 
fih bewährt, im Frieden den übrigen Truppen nicht nachgeftanden haben; 
daß ferner insbefondere die jüdifchen Religions - Verhältnijle nirgend als ein 
Hinderniß beim Kriegsdienfte horvorgetreten find.’ 

Ueberhaupt alfo_ dürfte auch in Bezug auf ihr Ritual» Gefep fein 
—28 epden fein, ihnen die Rechte nicht einzuräumen, auf welche fie 

nfpruch maden. ' 
Es fragt fi) nun no, ob dergleichen Gründe auf unferer Seite be- 
fiehen. In diefer Beziehung will ich über die Behauptung, daß bei einer 
großen Zahl Ungebildeter ein unüberwindliches Vorurtheil gegen die Juden 
obwalte, hinweggehen, da diefe Behauptung heute bereits ihre Widerlegung 
efunden bat. &% gehe nun auf dasjenige Argument ein, welches zu wieber- 
Bolten Malen angeführt ift, nämlich die Natur unferes Staates als eines 
Ariftlihen Staats. Wohin man gelangt, wenn man den Staat nach der 
Religion feiner Mitglieder konſtruirt, haben wir vor kurzem wahrzunehmen 
Gelegenheit gehabt. Bis dahin war nur von einem Srinlichen Staate bie 
Rede, bald wären wir dahin gefommeu, auch noch einen chri en Staat im 
Staate anzunehmen. Berfolgen wir biefe Idee in ihren Konfeguenzen, fo 
gelangen wir gewiß nod dahin, von einem evangelifchen und einem katho⸗ 
ifchen Staate zu fprehen. Diefe Idee führt aber offenbar zu einer Sepa⸗ 
ration, zu Epaltungen im Ctaate und befeftiget nicht den Staat, fondern 
untergräbt denfelben. Staat ift ein Begriff, der unter feinem Merkmale 
bie Religion nicht zählt, ein Verband, der Jeden, der in denfelben aufge- 
nommen ıft, als fein Mitglied anerfennt ohne Rückſicht auf die Religion, der 
er angehört. Jeder iſt ein tüchtiges Mitglied deſſelben, welder feine 
Pflichten gegen ihn erfüllt, und erfüllt er fie, fo hat er auch anf alle Rechte 
eines Staatsbürgere Anſpruch. Soll ein Etaat ein chriſtlicher genannt 
werben, fo Fann es nur gefchehen, wenn die Mehrzahl feiner Mitglieder Ir 
zu der chriftlichen Religion bekennt. Aber dann ıft ed nothwendig, daß dieſe 
nicht nur äußerlich fich dazu befennen und das, was der Meifter —* blos 
auf der Zunge führen, ſondern ſie müſſen auch im Leben bethätigen, die 
Lehre, welche Chriſtus gab: „Liebe deinen Nächſten wie dich ſelbſt,“ wirklich 
üben. Dies laſſen Sie uns beberzigen, wenn wir zur Berathung des Ent 
wurfs übergehen. 

Marihall: Ehe wir nun zu der Berathung über die einzelnen Be⸗ 
flimmungen Des Gelee übergehen, muß ich vorausfchiden, daß Vorfchläge 
darauf hingegangen find, an die Stelle bes ganzen Geſetzes einen einzigen 
Paragraphen zu ftellen, alfo das ganze Geſeß dadurch zu verwerfen. Diefe 

ane jeßt vorzunehmende Berathung wird alfo nur eventuell fein für ben 
* , daß ein ſolches Amendement nachher Unterſtützung finden und daſſelbe 
von der hohen Verſammlung angenonmen werden ſollte. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Wenn ich recht verſtanden habe, fo 
würde die Abftimmung über das ——— des Geſetzes erſt nach der 
Berathung der einzelnen Paragraphen des Geſetzes kommen. 

Marfhalt: Ich will nicht fagen, über den Grundſatz des Gefeges, 
fondern darüber, ob das ee wie e8 amendirt werben wird, an⸗ 
genommen werben Toll oder nicht, Sch muß bemerfen, daß ich überhaupt 


immungen über Prinzipien bin, weil ſich bie aus benfelben hervor ⸗ 
Fr jenden olgerungen aa nt volftändig Ai (hen 1 — of gen ſich 
ein es Refultat ergiebt, wenn die, aus ben jipien ſelbſt henden 
Beftimmungen zum Gegenftanbe ber Beratpun, — werben. 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Ig erkenne das volltommen an. 
eordn. von Maffow: Wenn ich richtig verſtanden habe, fo wird 
we oa1LS SBIr wolen er das Gefeg in Berathung neh 
arfhall: Wir wollen a8 ganze Geſetz in Berathung nehmen 
und daun u dem 9. 1 zurüdkommen. \ s 


3 

Referent Sperling (lieft: 
’ Erlen einer Verordnung, 
die Berpättaifte der Buben betreffend. 
ni . 
Ueber die Berhättnifte der Juden in allen Randestheilen 
Unferer Monarchie, mit Ausfhlnß des Großper- 

iogthumg Po en. 


Die Juden, welde in den vorbezeichneten Ranbestheilen ihren Wohnſitz 
haben, genießen, fo weit dieſes ac nicht ein Anderes beftimmt, neben 
[eigen Sn ten gleiche bürgerliche Rechte mit Unferen chri ige Unter⸗ 
janen and ſollen nach den für dieſe daſelbſt geltenden geſetzlichen Vorſchriften 
behanbelt werben. 
Die Einleitung und bie Ueberſchrift wurden bei Seite gefaffen, weil 
ſolche eines Theils unwefentlih, anderen Theils durch den materiellen In⸗ 
lt des Geſehes bedingt find und Iegterer im Tegislatorifchen Wege erſt 
gehe werden muß.‘ 
arfhall: Es fragt fih, ob die Hohe Berfammlung einverftanden ift, 
daß man über den Eingang weggehe, weil aus ben Abänderungen, bie an dem 
© pe genadt werben, ſich erſt finden wird, wie berfelbe gefaßt werben 
(Einfiimmig: Ja!) 
Referent Sperling: 


„1. 
Die Juden, welche in den vorbezeichneten Ranbestheilen ihren Wohnt 
Saben, geniegen, net diefes Se ni Age immmt, A 
Gi ten gleiche bürgerliche Rechte mit Unferen Sriftfichen Unter- 
janen und follen nach den für diefe daſelbſt geltenden gefeglichen Vorſchriften 
behandelt werden.” 
Ontahten zug. 1 


Daſſelbe fand in Betreff der Worte flat, „welche in den vorbezeichneten 
Landestheilen ihren Wohnfig haben.’ 

Marfhall: Die ganze Kaflung des $. 1 wird auch von dem abhängen, 
was fpäterhin beſchloſſen wird; wir werben alfo vorläufig darüber hinweg 
‚gehen, mit dem Vorbehalt, darauf wieder zurädzufommen. 

Referent Sperling dief): 


42. 

Die Juden ſollen nad Ma} ie der Orts» und Bevöfferungs - Vers 
haltniſſe dergeftalt in Judenſchaften vereinigt werden, daß alle innerhalb 
eines ben hafts-Beytrtes — Juden denſelben angehören.‘ 

utadhtenan $.2, 
Der Zwed, zu welchen die Juden zu Judenſchaften vereinigt werben 
follen, ift in diefem und den nädıften Paragraphen, welche von der Bildung 
der Judenfchaften handeln (99. 2—14) nicht ausgedrüdt. Man könnte 
daher fich zu der Annahme verfucht fühten, daß er Tebiglich auf die Rultus- 
Angelegenheiten der Juden gerichtet iſt. Indeß ergeben Die fräter folgen» 
den Dispolitionen der $$. 15, 24 und 34, daß —— auch eine 
politiſche Bedeutung haben jollen Welche Nachtheile fie bei die ſem Charak⸗ 
16 
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ter für den einzelnen Juden haben würben, iſt bereits oben angedeutet. 
Den Staats» Interefie aber könnten fie (don deshalb nicht förderlich er⸗ 
achtet werden, weil fie zu einer fchärferen Abfonderung der Juden von den 
EhHriften führen würden. 

Marſchall: Ic ſtelle diefen Punkt ir Disfuffion. 

Abgeordn. Oral von Schwerin! Meme Herren: Ich babe mich bei 
der allgemeinen Diskuffion des Wortes enthalten, theils weil ich geftern nicht 
in der Berfammlung gegenwärtig, fein konnte und ich daher jur ten mußte, 
auf Argumente zurüdzulommen, die in ber gefirigen Debatte bereits zur Ere 
Örterung gezogen waren, theils um deswillen, weil es ſich mir nicht um 
Sympathien und Antipathien für oder gegen die Juden handelt, fondern um 
einen großen, flaatsrechtlichen lg und west ich diefen in diefem &. 2 
am prägnanteften ausgefprochen finde. Sch muß gefteben, ich glaube, auf den 
Grundfügen der „Bildung der Judenſchaften“ ruht Diefes ganze Geſetz, und 
gerade in Beziehung auf dieſen Grundfag weicht es von dem Geſetze von 
1812 wefentlich ab. Das Gefeg von 1812 erfennt den Grundfag des 
Staatsbürgerthums an, erfennt den Juden als Staatsbürger an und 
giebt ihm eben als folhem vollftändige bürgerlihe Rechte. Nur einige 
wenige Ausnahmen wurden noch gemacht, aus der Anfiht, daß die Zeit 
vielleicht noch nicht auch die Anerkennung des Grundfages in Beziehung auf 
biefe beftimmten Verhältniſſe gu tragen vermöchte. . 

Diefen Grundfag verläßt nun das Gefeg im 8. 2. Es ſubſtituirt an die 
Stelle des Staatsbürgerthums den Begriff einer geduldeten Genoſſenſchaft 
innerhalb des Etaatd Verbandes, der ed jene einzelnen Rechte zugefteben 
will. Es iſt das nicht eine Anerkennung des Rechts, fondern ein a hr 
was man den Juden macht, darin Iiegt nach meiner Meinung ein we ches 
Rückſchritt, und deshalb bin ich gegen den Grundſatz, den das Geſetz 
aufftellt, mit aller Entſchiedenheit. Das war der große Vorzug jener Bee 
gebung, von der eben auch das Gefeg von 1S12 ein Theil ıft, daß es große 

rundfüge hinftellte, an denen die Zeit fih beranzubilden ım Stande war, 
bier der Grundſatz des Staatsbürgerthums. Den wollen wir fallen laſſen, 
indem wir bie Geltung des Juden von der Mitgliedfchaft zu diefer Ge- 
noffenfchaft abhängig machen? Das wäre, ich wiederhole es, ein entfchiedener 
Rückſchritt und deshalb unhiftorifh. Die Gegenwart iſt das Produkt der 
Vergangenheit und die Trägerin der Zufunft; laffen Ste und daher nicht 
von der Errungenfhaft der Jahrhunderte wieder rückwärts fehen, fondern 
vorwärts fhreiten auf dem Wege, den wir ſchon befchritten haben! Dag er» 
fordert nicht nur der Begriff des Staats, das erfordert noch mehr der De 
des Chriſtenthums. Es ıft viel von dem hriftlihen Staate gefprohen, es i 
gefagt worden, die Kirche hätte den Staat erzogen zur Mündigkeit. Wohlen, 
gehen wir Das zu. Zunächſt iſt alferdings im Mittelalter die Kirche die 

rägerin des Staats gewefen; aber weil der Staat mündig geworben ill, 
will er nicht wieder in die Kuechtſchaft, in die Vormundſchaft der Kirche 
zurückgewieſen werden, darum will er felbftftändig daftehen, will feinen Be⸗ 
griff aus fich felbft weiter entwideln und das Etaatsbürgerthum, das Leben 
des Staats nicht der Kirche unterordnen, fondern neben der Kirche ſelbſt⸗ 
een entwideln. So werden beide die große Aufgabe der Weltge- 
chichte erfüllen, das eich Gottes auf Erben au bauen. Ich bin daher 
entfchieden gegen den Paragraphen, weil er einen Grundfag aufftellt, den ich 
verwerfe, weil er dem Orundfage des Staatsbürgerthums der Juden, den 
Grundfag einer geduldeten bürgerlichen Genoſſenſchaft fubjtituirt. Ich 
furgu nicht, das dieſes Geſetz Geſetzeskraft erlangen wird. Geſchehe es, 
o bin ich aber auch der Ueberzeugung, ſeine Dauer wird nicht lange ſein. 
Der Geiſt des 19ten Jahrhunderts wird darüber hinwegſchreiten und 
feine Spur ah Aber, meine Herren, bedenken Sie, der Geiſt der 
Geſchichte fißt auch über und zu Gericht, und wenn ich für ung einen Wunſch 


habe, fo ift es der, baß wir biefen Geift anerkennen, daß wir nicht rück⸗ 
wärte unfere Blicke wenden laſſen, fondern nach vorwärts fchanen unverrüdt. 
(Bielfages Bravo!) 

bgeoron. von ber Heydt: Ich theile ganz bie Auficht der Abteilung, 
Die es nicht für zweckmäßig halt, die Judenſchaft nach bürgerlichen Difirikten 
abzutheilen, und fimme ın diefer Beziehung allem dem bei, was ber legte 
Redner gefagt hat. Ich finde es aber auch bedenklich, daß eine Stände» Ber, 
ſammlung überhaupt in innere Kultus⸗Angelegenheiten der Juden miſche. 
Es könnte das zur Folge haben, daB dann auch die Kultus-Angelegenheiten 
anderer Kirchen hier berathen würden, und das würde mir fehr bedenklich 
erfcheinen. Es erinnert dies auch an die Eingriffe, bie feitens des Stunts in 
andere Kirchen gefchehen find, und nichts hat betrübender eingewirkt auf ge- 
treue Unterthanen, ale gerade die Eingriffe in den inneren Kultus der Kirche. 
So ift 3. B. eine evangelifche Kirchen» Ordnung und eine Agende zwangs⸗ 
weile eingeführt worden, worin zu beten vorgeichrieben ift, daß der jedes. 
malige Landesherr als Borbild der hriftlihen Kirche ferner erhalten bleiben 
möge, was mit chriſtlichen Grundfägen ganz unvereinbar iſt. Ich halte 
ſolche Eingriffe des Staats in Die Kirche nicht für wünſchenswerth; aber ich 
bin der Meinung, daß auch eine Stände - Berfammlung fich nicht ın die in, 
neren Ungelegenheiten der Kirche milchen möge, weil dann die Kultus-Ange- 
legenpeiten der proteftantifchen und der katholiſchen Kirche eben fo gut hier 
zur Erörteruug gezogen werben könnten. 

Landtags-Kommilfar: Der Grunbfag, den der Redner fo eben and» 
gefproßen hat, wird von dem Gouvernement auf das vollfommenfte getheilt. 

aß darüber fein Zweifel beftehe, glaube \d auf $. 16 verweilen zu können, 
welder jagt: „Die auf den Kultus she inneren Einrichtungen 
bleiben der Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, vefp. deren Vorftehern 
und Repräfentanten, überlaffen. Die Regierung hat von biefen Einrich- 
tungen nur infoweit Renntniß zu nehmen und Entkheidung zu treffen, als bie 
öffentlihe Ordnung ihr Einfreiten erfordert.“ gierans geht hervor, daß 
die Judenſchaft von dem Gouvernement feine Agende zu erwarten bat. 
(Mehrfacher Ruf zur Abſtimmung, nachdem der Abgeordnete von Man⸗ 
tenffel 1. auf das Wort verzichtet hat.) 
Albgeordn. Hanfemann:, In dem, was der Herr Landtags⸗Kommiſſar 
eh t hat, erkenne ich nicht eigentlich die Krage, die ung vorliegt. Diefe 
eht darin, ob bie Stände-Berfammlung für angemeffen halten wolle, dar⸗ 
über Beftimmungen zu treffen, wie die jüdifchen Corporationen, die für 
die Kultus Angelegenheiten eingerichtet werben follen, je anifiren find, 
oder ob dies eine Sade ift, die den Juden felbft zu überlaffen fei, wober 
Ir etwa mit dem Staate näher fich vernehmen können; alfe, ob wir une 
ier ji befugt, oder ob wir es für Hug halten, Grunbfäge hierüber feſt⸗ 
suftellen. R imme ber Meinnng meines Kollegen aus der Rheinproving 
and des ritferfchaftlichen Abgeorbneten aus Pommern bei, daB es das Beſte 
fei, uns darauf nicht einzulaffen. Die Abtheilung hat bereits das Prinzip 
der Judenſchaft als einer politifchen Eorporation einftimmig verworfen, und 
ih glaube, daß in dieſer Verſammlung nur fehr Wenige —* werden, die 
nicht die Anſicht der Abtheilung ebenfalls zu der ihrigen machen; es wird 
alſo die Frage einer Meinungs-Verſchiedenheit darin beſtehen, ob wir bie 
Eorporationen für Kultus» Zwede hier anordnen wollen. Ich für meinen 
Theil verneine dieſe Frage. 

Landtags-Kommiffar: Ich habe, indem ich mich vorhin über bie 
Heußerung des geehrten Deputirten der Stadt Elberfeld ausiprach, keines» 
weges auch über die Frage geäußert, ob jüdifhe Eorporationen für den Kul- 
tus für nützlich zu erachten feien oder nicht; ich babe nur die Worte bes 
geedter Redners widerlegt, welche die Befürdtung ausſprachen, daß ber 

ot ſich in bie inneren Nultıs- Angelegenheiten ber jübiichen Corpora⸗ 
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tionen mifchen wolle. Lediglich hierauf bezog ſich meine Aeußerung, und 
bie Widerlegung war, wie th glaube ‚eine fchla gende ‚ indem ich 
Die eigenen negirenden Worte des Geſetzes anführte. Was aber die Arage 
anlangt, die ber An Redner, welcher zulegt auftrat, aufgeworfen hat, 
ob überhaupt bie hohe Verfammlung mit dem Theile des Geſetzes ſich be⸗ 
ſchäftigen wolle, welcher die forporativen Angelegenheiten der jüdiſchen Ge⸗ 
meinde betrifft, fo glaube ich nicht, daß diefe hier überhaupt aufgeftellt 
werden fann. Das Geſetz iſt von des Könige Majeſtät ber hohen Wer. 
[emmiung vorgelegt, und bierin Liegt bie Berpflihtung, es zu berathem. 

ußerdem made ih darauf aufmerffam, daß im Geſetze von 1812 diefer 
Theil ausdrücklich der fünftigen Oeſetzgebung vorbehalten if. Wenn ber 

echrte Redner bemerkte, daß diefe Ergänzung der Geſetzgebung ben Juden 
— überlaſſen werben ſolle und möge, fo iſt das freilich eine An- 
fiht, aber eine Anficht, die ſchwerlich haltbar fein dürfte. Denn ba, wo 
es fih darum handelt, jüdiſche Eorporationen mit rechtlichen Befugniifen, 
mit den Rechten juriftifcher Perfonen zu begründen, da genügt die Autono⸗ 
mie der Juden nicht, fondern der Geht eber allein hat das Net, ihnen 
dergleihen Rechte beizulegen, wie fie ihnen durch biefen Gefeß- Entwurf 
beigelegt werben follen. 

Davon verſchieden ift allerdings die Frage: Ob die hohe Verſammlung 
glaubt, daß diefer Theil des Geht. Entwurfes von dem andern getrennt 
werden möge. Das ıft eine Anfıcht, die allerbings in der Abtheilung an» 
gere t ift, und über bie fich die hohe Verfammlung auch bier ausznfprechen 

ierem vollen Rechte ift. 

Referent Sperling: Ich muß bemerken, daB es nicht blos im Inter⸗ 
effe des Staates Tiegt, fondern im eigenen Jutereſſe der Juden, daB Eor- 

prationen in Beziehung auf Kultus-Angelegenheiten gebildet werden, denn 
he haben in Beziehung darauf gewiſſe Inftitute zur unterhalten; diefe fün- 
zen fie „gber nicht anders unterhalten , als wenn ihnen diefe Rechte beige- 
egt werben. 


Abgeordn. Graf Schwerin: Ich habe mich eines Verſehens anzukla⸗ 
gen. Als ich vorhin auf diefem Plage ftand, Habe ich unterlaflen, ansdrück⸗ 
sch zu erwähnen, daß ich der doen Verfammlung den Vorfchlag mare, 
$. 2 nicht anzunehmen, weil ich eben glaube, daß in diefem Paragraphen 
der ganze Grundfag des Geſetzes enthalten ift, und alfo mit der Rıicht-An- 
nahme des $. 2 aud) ber Grundſatz des Geſetzes nicht anerlannt wird. 
diefer Meinung muß ich auch in diefem Augenblide noch ftehen bleiben, und 
awar aus dem Grunde, weil ich es eben jo wenig vom flaatlihen Stand» 
punkte aus gerechtfertigt halte, daß der Staat die religiöfen Angelegenhei- 
ten einer innerhalb feiner Gränzen befindlichen Religions⸗Gemeinſchaft orbne, 
als ich es, wie ich vorhin ſchon bemerkt habe, nicht für gerechtfertigt halte, 
die ante nürgerlithen Rechte davon abhängig zu machen. Meiner 
— beſteht das Verhältniß des Staates zu einer Reli uns. Gemein fu 
einfach fo, daß der Staat berechtigt iſt, die Renntnifinabme der Grundfäge 
ber Religions- Gemeinfchaft, Die Kenntnißnahme der ftatutarifchen Veſtim⸗ 
mungen, |die fie fih in Beziehung auf den gemeinfamen Kultus gemacht 
bat, zu verlangen und fih das Recht vorzubehalten, zu verbieten, was er 
wider fein Intereſſe halt. Eine weitere Macht aber det runbfäßlich dem 
Staate nicht zu; ich wünſche diefen Grundfag auch auf die Juden angewen- 
bet zu fehen, und wünfche, daß man es ihnen überläßt, Ha Rultus-Ange 
legenheiten felbft zu reguliren und ſich darnach zu organifiren. 

Neferent Sperling: Hier thut ja der Staat meiner Anficht Fon 
nichts weiter, als was er aud bei einer hriftlichen te ligiondgemeinfihe 
thut. Die Juden müflen Synagogen und Begräbnip-Pläpe unterhalten, 
and das ift nicht möglich, wenn % nicht in einem gewiflen Bezirke ben 
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Einzelnen die Verpflichtung auferlegen können, zu dieſen Inſtituten beizu⸗ 


ern. 

Marfhall: Die Beratfung kommt hier F einer Frage, die in der 
Abtheilung nit zur Sprache gekommen iß ie Abtheilung hat vorge⸗ 
ſchlagen, dergleichen Eorporationen nur in Beziehung auf Kultus Angel 
genpeiten gelten zu lafjen, wohingegen hier amendementsweife der Boräiag 
gemacht wird, gar feine ſolche Eorporationen zu bilden, auch nicht für Kul« 
tus - Angelegenheiten. Wenn näher verhandelt werben foll, jo muß ſich 
erſt zeigen, ob ein folder Vorſchlag hier Unterftügung finbet; ich bitte daher 
diejenigen, die das Amenbement unterftügen, dies durch Aufftehen zu erfen» 
nen je sehen (Ein Abgeorbneter bittet ums Wort.) Es kann nicht eher 
darüber geſprochen werden... J 

Eine Stimme: Nur zur Erläuterung bitte ich ums Wort. 

Marfhall: Es kann nicht eher etwas erläutert werben, als bis die 
nöthige Anzapl von Mitgliedern dafür ſtimmt, daß das Amenbement berathen 
werde. 5 Bitte alfo diejenigen, welche dafür find, daß Eorporationen auch 
nicht für Rultus-Angelegenheiten gebildet werden follen, dies durch Auffte- 
hen zu erkennen zu geben. (Wird unterftügt.) 

Abgeordn. von der Heydt: Wenn ich fagte, daß ich es bedenklich 
finde, daß der Vereinigte Landtag Rultus-Ungelegenheiten berathe, fo habe 
ich nicht blos den Kultus im net ten Sinne, fonbern überhaupt bie Kultus 
Angelegenheiten der Kirche im Auge gehabt. Ich habe dabei erinnert an 
die quangeieife Einführung der evangelifhen Kirchen. Ordnung und an 
den Eindrud, den fie hervorgerufen hat. Jede Kirche hat ihre befonderen 
Organe, die ihre Intereſſen pflegen und wahren, und man kann der Kirche 
füglich überlaffen, ihre organifhe Einrichtung ſelbſt zu treffen. Ich finde 
es hart, wenn fe ihr aufgebrungen werben foll, und ich finde es gleichfalls 
hart, wenn biefe organiſche Einrichtung in Rultus-Angelegenheiten den Ju⸗ 

en zwangsweiſe gegeben werben fol. Ich würde es viel angemeffener fin« 

den, wenn man Ken diefes felbft überliehe. Wenn von dem Herrn Land» 

tag6-Rommilfar gefagt wurde, daß man verpflichtet fei, Die Propofition zu be⸗ 

rathen, weil fie von des Königs Majeftät ausgegangen, fo verjtehe ich die 

licht der Stände fo, daß fie die Propofition allerdings nicht ohne Antwort 

jen dürfen, daß fie fi darüber gewiſſenhaft auszufpreden haben, daß 

je aber, wenn fie der Meinung find, daß es überhaupt befler fei, in folde 

jerathungen nicht näher einzugehen, fie auch biefe Meinung Sr. Majeftät 
ehererbietigft vortragen bürfen. 

Adgeoron. Aldenhoven: Ich wollte mir erlauben, um dem Edikt 
vom Jahre 1812 diefelbe Ausdehnung zu geben, um bie Juden bahin zu 
Bringen, wohin wir Alle wünfchen, daß fie fommen, ein Amendement in 
Vorſchlag zu bringen, dahin Tautend: 

„Die Juden find befugt, nad Maßgabe der Drts- und Bevöfferungs- 

Berhältniffe fich in nagogen- Gemeinden u vereinigen. 

Dann wäre — die Befugniß ertheilt, fie könnten davon Gebrandh ma» 
hen, ohne daß der Staat direft dabei einzuwirlen habe. 

, . Regierungs-Ratd Brüggemann: Der Iehte Paragraph des 
Edikts vom Jahre 1812 behält aucdrucklich die Regulicung ber Kultus- und 
Unterrrigts-Angelegenheiten der Juden vor. Darum find auch diefe ohne- 
bin in einem näheren Zufammenhange flehenden Angelegenheiten gerade 
beim Gefeg-Entwurfe über die forporativen Verbände der Juden ins Auge 
gefaßt. Außer ihnen berührt noch ein Paragraph die Armen- und Kranken, 
pflege. Andere Berhältniife werden, wie fhon bemerkt worden ift, blos in 
den $$. 14, 15 und 34 berührt. Sollte der Bereinigte Landtag dahin ſich 
ausfprechen, daß diefe drei Paragra hen, bie auch die bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe berühren, wegfallen mögen, [A würde der übrige Theil des Geſetz⸗ 
Entwurfs die Kultus- und Unterrichts-Gegenftände faſt ausſchließlich um- 


faffen. Es wird daher zu erwägen fein, ob bie forporativen Verbände fich 
blos auf Kultus» Begenftände beſchränken oder auch andere, insbefondere 
bie Unterrichts-Berhältneffe, umfaflen follen. Was die Theilnahme der Iu- 
den an der Negulirung der äußeren Form diefer Vereine betrifft, fo Hat bie 
Regierung wohl erkannt, daB es in Diefer Beziehung des Beiraths der Ju⸗ 
ben bevürfe. Die Denkſchrift weift aber auch nach, daß diefer Beirath wirl⸗ 
Lich gepflogen worden ift. Ich felbit habe Die Ehre gehabt, zu einer Ber- 
andlung über dieſe Regulirung ber Berbältniffe der Juden mit einigen 
ieſigen jüdiſchen — kommittirt zu werden. Nachdem der 
Gefeg- Entwurf vollendet war, iſt er den Ober-Sräfibenten der Monarchie 
mit dem Auftrage mitgetheilt worben, einzelne Juden der Provinz, Die ein 
roßes DBertrauen gentehen, und denen man Einficht in die jübifchen Ber 
ältniffe zutrauen könne, mit der Abficht des Gefes - Entwurfs befannt zu 
machen, um ihre Wünſche darüber zu vernehmen. Ich darf in dieſer Bezie- 
hung die bier anweſenden Ober- Präfipenten zur Beflätigung meiner Au⸗ 
gabe auffordern. Alle Aeußerungen, die hierauf eingegangen find, geben 
mehr oder weniger ein Einverftändniß mit dem Entwurf zu erfennen. Mit 
den Grundfägen des Entwurfs haben ſich Alle einverſtanden erklärt und es 
dankbar anerkannt, daB korporative Verbände für die Kultus⸗Verhältniſſe 
eingerichtet werben follen. Es ift den zugezogenen Juden namentlich die 
age vorgelegt worden, ob es nicht hinreichend fei, den Juden die Des 
ugniß zu ertbeilen, in ſolche Korporativ » Berbände zufammenzutreten. 
Ste haben aber die bloße Befugnis für unzureichend erklärt und darum 
ebeten ‚ daß der Zwang zum Gintritt in biefelben ausgefprocdhen wer 
en möge. 

Marfhall: Sch bemerfe, daB das Amendement des Abgeordneten 
Aldenhoven eigentlih zum $. 3 gehören möchte, denn dort ift vorgefchrier 
ben, wie dieſe Berbände gebildet werden follen. Ich ftelle anheim, das 
Amendement big zur Frage über den $. 3 ruhen zu Taffen. 

Abgeordn. Hanfemann: Im $. 2 ift ausdrüdlich gefagt, daß es 
gefcheben foll; nach der Abänderung aber iſt die Sache falultativ. Ich wil 
mir erlauben, noch einige Worte binzuanfeben... 

Marihall: Wenn der Herr Antragfteller den Wunſch hat, daß das 
Amendement beim $. 2 berathen werben Dr, fo muß ich vorerft fragen, ob 
es die erforderliche Unterftügung findet? (Dies gefchieht. — Nah einer 
Haufe.) Es kann alfo darüber gefprochen werden. 

Graf von Hellporff: eine Herren! Auch ih muß mich in jeber 
Beziehung gegen den $. 2 erflären. Nicht allein ın einer politifchen Hin⸗ 
fiht, fondern auch in derjenigen I ‚, welche das Gutachten ber Ab 
theilung zugelaffen bat. In erfterer —2— ſtimme ich vollſtaͤndig demje⸗ 
nigen bei, was der Herr Abgeordnete der Ritterſchaft aus Pommern ent⸗ 
wickelt det; ih habe nichts Binsugufügen, als wir würden nah Maßgabe 
bes Geſetz-Entwurfs eine Menge Staaten im Staate erhalten. Aber au 
in Beziehung auf die Rultus-Angelegenheiten muß ich heftreiten, daß man 
bie Juden zwingen foll, Synagogen » Vereine zu bilden, denn es könnte 
dies weiter führen, als ſie ſelbſt wünſchen können und man überhaupt 
wünſchenswerth, ſo wie gugemeſſen ‚, finden kann. Ich meines Orts Halte 
für dringend nöthig, daß der Grundfag, die Kirche fei unabhängig von 
dem Etaat, allgemeine Geltung erlange. Die Kirche fei cs vom Sant 
und der Staat von der Kirche. 

Abgeoron. von Meding: Es ſcheint mir in ber That, und ich 
Rune mich hierbei im Einverftändniffe mit dem Herrn Referenten zu bes 
inden, daß wir auf einen Punkt gelommen find, wo bie Frage, was wir 
eigentlich zu ‚pefögließen haben, gewiflermaßen in’s Unklare gerathen tft. 
Es fcheint mir, daß wir nur darüber Beichluß zu faffen haben, ob wir 
Dem Antrage des Gouvernements dahin beiftimmen wollen, daß jüdiſche 
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Eorporationen gebildet werben follen, bie 2 noch mit etwas Anderem, 
als mit blos kirchlichen Angelegenheiten zu befchäftigen haben. Ich erfedige 
hierbei zugleich die Aufforderung des Herrn Kommiſſar aus dem Minifte- 
rium der geiftlichen Angelegenheiten, indem er fi auf die Verhandlungen 
berufen bat, welche dur bie Der räfenten geleitet worden find. Diefe 
Berbandlungen haben fih allein auf die Bildung von Synagogen Bezirken 
onen. Der damalige Entwurf iſt von mir mit den angefehenften Juden 
Berlins hberatben worden, und er bat damals bei allen Notabilitäten der 
Judenſchaft die volffte Anerkennung gefunden. Es ift vollftändig anerkannt 
worden, daß cin Bebürfnif zur Bildung von folhen Eynagogen - Bezirken 
vorhanden fei. Nur einzelne Ausſtellungen find gemacht, und diefe Aus⸗ 
ftellungen find auch bei dem ung jeht vorliegenden Geſetz⸗Entwurf berück⸗ 
fichtigt worden. eat handelt cd fi darum, ob die Gorporationen ber 
Juden auch noch für andere Zwecke gebildet werben follen, als für bie 
Kultus - Angelegenheiten, und auf die Bejahung oder Verneinung dieſer 
tage möchte 6 bitten, daß die Abſtimmung gerichtet und dabei dem Be⸗ 
chluß der hohen Berfammlung über die Bildung von Synagogen⸗Gemein⸗ 
den nicht präjubizirt würde, und zwar dies um fo mehr, als ich nach den 
Aenferungen der Herren Vertreter des Gouvernements annehmen zu bür« 
fen glaube, daß von dem Theil des Geſetzes, nach welchem die Eorporas 
tionen der Juden ſich er mit anderen, wie mit Kultus. Angelegenheiten, 
befchäftigen ſollen, vieleicht abftrahirt werden würde. 

Da ich num einmal an biefer Stelle ftehe, fo erlaube ich mir noch ein 
Mort über die Tendenz bes Geſetzes überhaupt: Ih kann nicht finden 
daß dafjelbe den ihm gemachten Vorwurf des Rückſchrittes verbiene. gId 

nde vielmehr, daß daſſelbe, und namentlich auch im Vergleich mit dem 
dikt 8 Jahre 1812, durchaus den Charakter des beſonnenen Fortſchrit⸗ 
tes tragt. 

Es werden alle wefentlihen Rechte, welche durch das Gefeh vom 
Jahre 1812 den Juden gegeben waren, auf den fehr großen Theil der 

onarchie ausgedehnt, der bisher diefer Wohlthaten ſich noch nicht er- 
freute, und ich finde nicht, Daß an jenen Rechten etwas Wefentliches ge- 
nommen oder verfchränft wäre. Wenn vie Form der Judenſchaft, welche 
in bet Paragrapben ausgefprochen iſt, über den wir eben jett fprechen, 
in der Art organifirt wäre, daß der Verluſt der bürgerlichen Rechte, welche 
ben Juden künftig allgemein zuftehen follen, davon alhängig gemacht wer- 
den follte, Daß fe diefer Corporation beitreten oder nicht, ja dann könnte 
ich ſolchen Vorwürfen gegen das vorliegende Gefeg beitreten. Das ift aber 
gar nicht der Fall, fondern es find die Wohlthaten, welche den Juden durch 
das Beleg beigelegt werben follen, im Geſetz allgemein ausgefprochen, ohne 
daß etwas davon zurückgenommen tft. Ich finde infofern — und ich lege 
auf Das Wort ein befonderes Gewicht — ich finde einen Kortfchritt und 
einen befonnenen Fortfähritt in dem egenwärkigen Geſetze. Der Forte 
ſchritt liegt eben darin, jr die TBohltbaten ‚ welche bie yaben in den al⸗ 
ten Landestheilen haben, ihnen auch in denjenigen fehr bedeutenden Lan⸗ 
desftrecfen gewährt werden, welche unter einer vielbeſchränkenden Geſetzge⸗ 
bung fich befinden, und daß ferner die Verheißungen jetzt erfüllt werden, 
melde das Geſetz nom Jahre 1812 in Anfehung der Negulirung der Kul⸗ 
tus-Angelegenheiten den Juden gemacht hat. Und in biefer Beziehung iſt 
von ten Notabilitäten der Judenſchaft, mit denen ich verhandelt habe, die 
Dilbung von Snnagogen » Gemeinden als eine wahre Wohlthat anerfannt 
worden. 

Dazu aber, daß das Gouvernement ben Juden nicht jebt gleich alfe 
und jede Nechte der Ehriften zu gewähren für angemeſſen crachtete, na- 
mentlich nicht die Theilnahme an der Standichaft und an dem Eintritt in 
den Staatspienft, dazu konnten doch auch fehr gute Gründe vorliegen, und 


es ift deshalb noch nicht gerechtfertigt, das vorliegende Geſetz als einen 
Rückſchritt zu beqeichnen. 

LandtagssKommiffar: „Der geehrte Nenner hat bemerkt, daß bie 
Vorlage, welde an die Ober - Präfidenten zur weiteren Verhandlung mit 
ben Sudenfchaften gelangt fei, fich Tediglih auf das Kultus. und Unters 
vichtöwefen befchränft Habe. Das ift volllommen richtig und erflärt ſich 
daraus, daß bie Verhandlungen über die Kultus» und Unterrichts⸗Angele⸗ 
genheiten der Juden von denjenigen über ihre bürgerlichen DBerhältniffe 
völlig getrennt und von verſchiedenen Minifterien behandelt worden find, 
und da erft, nachdem beide Verhandlungen zum Schluffe geführt waren 
und erft, als die Vorlage an die Stände - Verfammlung redigirt werben 
folite, eine Zufammenfügung beider bis dahin getrennt gehaltener Gefeg- 
Entwürfe ftattgefunden hat. Bei diefer Veranlafung haben allerdings, 
wie ich ſchon hei einer früheren Gelegenheit bemerkte, die prinzipaliter far 
das Kultus- und Unterrichtswefen zu bildenden Verbände einige Beziehun- 
gen auf die hürgerlichen Verhältniffe der Juden erhalten, weil man barin 
praftiihe Vorteile zu erfennen glauhte. j 

ür die Debatte über den vorliegenden Gefeß-Entwurf würde es mei 
nes Erachtens wefentlich förderlich fein, wenn man bei Berathung derje⸗ 
nigen Paragraphen, welche ſich über die Eorporation, fo wie uber das 
Kultus. und Unterrichtsweſen verbreiten, zunächft von der Vorausſetzung 
ausgehen wollte, daß biefe Corporationen ausjchlieglih für Das Kultus— 
und Unterrichtsmefen der Juden gebildet werden, daß man dann bei denje- 
nigen Paragraphen, welche Beziehungen auf die hürgerlihen Berhältnsffe 
ja en, ſich darüber ausfprechen möge, ob man biefe für wünſchenswerth 
balte, oder nicht, und daß man endlich, wenn ber ganze Abjchnitt berathen 
ft, ſich darüber erfläre, ob man die Combination der bürgerlichen und 
ultus » Verhältniffe in Einem Geſetz wünfchenswerth ober die völlige 
Trennung für dienlicher erachte. Sch glaube, daß, wenn bie Ri e Ver⸗ 
fammlung diefen Gang der Debatte annimmt, dann die vielen Unficherhei- 
ten Iminden und Niemand in feinem Veto präjudizirt oder unficher wer- 
en fann. 

Marfhall: In Beziehung auf die vorftehende Debatte Habe ich noch 
die Bitte an die folgenden Herren Redner zu richten, fich zuvörderſt mög⸗ 
lichſt an die vorliegende Frage zu halten, welche darin efteht, ob der Vor⸗ 
fhlag der Abtheilung angenommen werben foll oder beziehungsmweife eines 
der beiden geftellten Amendements, und wo möglich nicht wieder in bie 
allgemeine Debatte überzugeben, welche gefchloffen if. 

Abgeoron. Graf von Schwerin: In vollftändiger Anerfennung 
beffen, was der Herr Marfchall eben gejagt hat, daß ein Zurüdgehen in 
die allgemeine Diskuſſion nicht wünfejenswerth fei, verzichte ich darauf, 
dem Mitglieve aus ver Mark Brandenburg, das vor mir hier ſtand, ben 
näheren Nachweis zu führen, daß das, was ich vorhin bemerkte, richtig iſt 
und allerdings ein Rüchſchritt von dem Prinzip des Staatsbürgerthums in 
diefem Geſetze liege; ich verweife lediglich auf den $. 15 des Geſetzes, ber 
eben die Yuden nur als Juden und als Bertreter der Judenſchaft in die 
Stadtverordneten-Berfammlung treten Taffen will, während fie bisher ale 
Bürger hineintraten. Ich will nur auf den $. 2 zurüdtommen, der diefen 
Augenblick in Frage iſt, und da erkläre ich, daß ich dem Amendement, das 
von dem Abgeordneten der Nhein-Provinz geftellt, durchaus keitrete, weil 
es eben den Grundfaß ausſpricht, den ich zuvor entwidelt habe, dem 
Grundfag, daß der Staat diefe Angelegenheit nicht zu regeln, ſondern nur 
au verbieten habe, was gegen feine Zwecke ift. 

Abgeoron. Hanfemann: ch verzichte auf das Wort, da der Herr 
—8 Graf von Schwerin vollſtändig das gefagt hat, was ich bemer- 

ollte. 
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Abgeordn. von Bederath: Die Abtheilung hat vorgefihlagen, den 
$. 2 fo zu amenbiren, daf bie nach demfelben zu bildenden Jubenfchaften 
ausichlieplich nur zu Kultuszwecken beftimmt fein follen; von mehreren 
Geiten ift e8 aber mit Recht als bedenklich bezeichnet worden, daß die 
Ruffus-Ongelegenheiten irgend einer Konfeffion von den Ständen berathen 
werden. Dieſem Bedenfen gegenüber, fcheint mir das Amendement bes 
Abgeordneten ans der Rhein- Provinz fehr zwedmäßig, und zwar ans einem 
weiteren, den Berbältnifien der Nheinprovinz en Grunde. In der 
Rheinprovinz eh zur Zeit noch die von der Fremdherrſchaft herrüh⸗ 
rende jüdiſche Konfiftorial - Berfaffung, es beſtehen in Drei verfchiebenen 
Stäbten Konfiftorien, welche kisher auf die fittlichen Verhäftnifie der Yus 
ben einen fehr günftigen Einfluß ausgeübt haben, und auf deren Erhals 
tung auch, fo viel mir befannt iſt, die Juden in der Rheinprovinz großen 

erth Iegen. Wenn wir uns nun in die Rage verfegen, daß unfere_eige- 
nen Eonfellionellen Einrichtungen, fei es auch nur infofern fie mit dem Staate 
zufammenbingen, ohne unfer Zuthun zwangeéweiſe abgeändert werden foll- 
ten, fo liegt darin für mich ein Grund, diefe ganze Beflimmung nur fa⸗ 
kultativ zu wünfchen, und ich fchließe mich daher dem Amendement des 
Abgeordneten aus der Rheinprovinz an. 

Abgeorbn. Frhr. von Manteuffell.: Ih muß gefteben, daß ich in 
biefen 89. 2 bis 14 durchaus etwas von einer Agende oder Beſtimmun⸗ 
gen über den Kultus nicht erfenne. Diefe fammtlihen Paragraphen ſchei⸗ 
nen mir Berbältniffe zu reguliren, die in der chriftlichen Kirche mit dem 
Ausdrude Parochial:-Berhältnife Lezeichnet werden. Parochial-VBerhältnifie 
bezeichnen die äußere Seite der Kirche, wo fie mit dem bürgerlichen Leben 
in Berührung tritt. Es wird der hoben Verfanmlung wohl erinnerlich 
fein, daß über die Parochial-Berhältnife vielfadh auf den Provinzial-Land« 
tagen herathen worden ift. Dies warb nothwendig, weil dahin auch zum 
großen Theil Bermögensrechte gehören, und auch die vorliegenden Beſtim⸗ 
mungen find nicht ohne Einfluß auf die Bermögens-Berhältniffe der Nicht 
juden. Es kommt nämlich dem Einzelnen, der mit der Judenſchaft kontra⸗ 
birt, weſentlich darauf an, ob fein Kontrahent eine moraliſche Perfon ift, 
die fich zu verpflichten im Stande iſt. Es iſt gefagt, man müffe die Bil 
dung der Eorporationen fakultafiv hinftellen, ich glaube aber, daß man da⸗ 
bare gerade die Juden benachtheiligen würde. Abgeſehen von der Schwie⸗ 
rigfeit, eine Corporation zu Etande zu bringen, würde dann das Ver⸗ 
gen immer nach den Regeln von Geſellſchafts⸗Verträgen zu beurtheilen 
ein. Es iſt eine befonvere Beſchwerde der bisher beftehenden Synagogen«- 
Borftände, daß fie eben hei jeder Differenz auf den Weg ber Irgeſe 
verwieſen werden, und ſie wünſchen daher dringend, daß ſie derſelben Vor⸗ 
züge theilhaftig werden möchten, welche die chriſtlichen Konfeſſionen im bür⸗ 
gerlichen Leben haben. Dieſe ſollen ihnen hier geboten werden unter For⸗ 
men, mit denen ſich die Juden ſelbſt einverſtanden erklärt haben. Ich 

laube alſo, wenn man im Sinne ber Juden handeln will, fo darf mau 
ihnen das nicht freichen, ich glaube, fie würden darin einen ſchmerzlichen 
Verluſt erblicken. 

Abgeordn. von Gottberg: Ich muß mich in mancher Beziehung 
der Anficht bed verehrten Redners, der eben diefen Play verlaffen hat, an« 
fliegen. Ih kin nämlich vollftändig gegen beide Amendements und 
pe für das Gutachten der Abtheilung. So viel ich weiß, ift es bis- 

er den Juden, weil fie nicht in Eorporationen verbunden geweſen find, 
unmöglich gewefen, ihre äußeren Kultusverhältniffe zu ordnen. Die Bil 
bung von Gemeinden st alfo notwendig und wird von, den Juden felbft 
gemin ht. Auch die Chriften find, um ihre Angelegenheiten zu ordnen, im 
einden verbunden. Wenn wir alfo ben Juden fagen, ihr feid blos 
befugt, ihr könnt es thun, ihr braucht es aber wit za Yan, in 


— 30 — 
er aie die Chriſten, und da muß ich aufrichtig geftehen, das wünfche 
ih ni 


ein, es foll nicht blos die Befugniß, ſondern bie Verpflichtung aus— 
geiprodien fein, eine religiöfe Gemeinde zu bilten, um bie äußeren re. 
igiöſen Verbältniffe fe aufteilen. Ich ſtimme daher vollftändig dem Gut. 
achten der Abtheilung bei. (Unter großem Lärmen wird auf Abflimmung 
angetragen, und diefer Ruf wiederholt fih fo Lange, bis der Marſchall das 
Zeichen mit der Glocke giebt.) 
- — Marfhall: Die Abftimmung fann nicht erzwungen werben. Es 
bat jet der Herr Abgeorbnete Aldenhoven das Wort. 

Abgeoron. Aldenhoven: Ich kann mich dem vorigen Nebner ni 
anfı tiefen. Sch glaube, wir fämpfen für einen großen Grundſatz. Wir 
bürfen der Staats-Regierung nicht das Necht einräumen, auf das religiöfe 
Gebiet einzugreifen... ... . (Biele Stimmen: Oho!) Wir dürfen ni 
geftatten, daß fie den Juden anbefiehlt: Ihr follt euch in Corporationen 
eintheilen. Was Heute ven Juden geichieht, das geſchieht morgen ben 
Deutfch-Katholifen und anderen Selten, die fih bilden wollen, und wir 
zul, bie Freiheit für Jeden erfämpfen. Daher bleibe ıch bei meiner 

nſi 


t ſtehen. 

—2 — Kuſchke: Ich wollte nur die ganz kurze Bemerkung machen, 
baß Jeder, welcher mit den Angelegenheiten der Yuden zu thun gehabt 
gr wünfchen muß, baß überall ſolche Corporationen gebildet werben. 

ie Juden wünfchen es felbft, und wenigftens wird das Bebürfniß in 
den alten Provinzen in jeder Stadt fich zeigen, wo ſich Juden befinden. 

Negierungd- ommiffar Brüggemann: Es ift die Behauptung bes 
letzten Redners wohl nur deswegen auf die alten Provinzen befehränf 
worben, weil ein anderer Redner der Konfiftorial-Berfaffung in der Rhein, 
Provinz gedacht hat. Eine ſolche hat unter dem Kaiferreiche beftanben 
und beliebt zum Theil noch, fo weit fie nämlich fortbeflehen konnte. Sie 
bezieht ſich auf die frühere geographifhe Departements - Afgrängung, und 
es befand ein folches Konfiflorium in dem Departement der Gaar zu 
Trier, im Departement ber Sieg zu Bonn und im Departement der Yar 
8 Krefeld. Dieſe Konſiſtorien — einen doppelten Zweck: einmal in 

etreff der Leitung der inneren jüdiſchen Kultus⸗Angelegenheiten, und 
darin waren ſie verbunden mit dem großen Sanhedrin in ars Dieſes 
Band iſt zerriffen, und ſeitdem hat eine übereinftimmende Leitung ber in⸗ 
neren Moden Kun eangelegendeite aufgehört. Dann aber bezog fi 
biefe Ronfiftorial - Berfaffung auch auf die Regulirung der äußeren An. 
gelegenfeiten, und in diefer Beziehung ift ihr Zweck mit den eben jept 
allgemein zu bildenden korporativen Verbänden übereinflimmend, nur 
mit dem Unterſchiede, daß dieſe Verbände ſich nicht über eine Menge 
on Spmagogen erftreden, fondern jede Synagoge ihren eigenen Ver⸗ 
and bildet. 

Marfhall: Es haben noch die Herren Abgeorbneten von Bila und 
Graf von Merveldt um das Wort gebeten. Wenn wir dieſe gehört Haben, 
werden wir zur Abftimmung übergeben können. 

Abgeordn. von Bila: Meine Herren, ich glaufe, wir dürfen une 
in dem vorliegenden Falle nicht allein von dem Prinzip ber allgemeinen 
Freiheit leiten laſſen; es handelt fich hier um_bie Frage: Liegt ein Be⸗ 
bärfniß vor, die Regulirung von Seiten des Staates eintreten zu Taffen? 
Ich fage, es Liegt ein voppeltes Bebürfniß vor. Einmal erfordert es das 
allgemeine Staats⸗Intereſſe, dann aber auch das fpezielle Intereſſe ber 
Juden. Daß das allgemeine Etaats-ntereffe dies erforbere, ıft ſchon ge⸗ 
zägen dargetban, und eben fo haben es diejenigen jüdiſchen Lehrer und 

biner, welche barüber von den Staats-Behörden hafragt worden, als 
ey bringenbes Bedürfniß anerlanni. Ich alaube nicht, Daß die hohe Were ' 


— 92 — 


ſammlung biefen Anftchten widerfprechen wirb, und es wäre gerabe gegen 
das 5 der Juden gehandelt, wenn man bie Steguffrung von Ei 
des Staates nicht geftatten wollte. | 

Abgeoron. Graf von Merveldt: Was bie Berhältuiffe in meiner 
Gegend betrifft, fo muß ich bemerken, daß die Juden dringend er 
ber Staat möge bie Ordnung ihrer Synagogen» Berhältniffe und ihrer 
übrigen äußeren Kultus -Dingetegenpeiten in die Hand nehmen und zwar 
die beitung berfelben Ak die Staats» Behörden übernehmen, natürlich 
nah Bernehmung der Unfichten der Juden durch geeignete Bertreter, wie 
es auch im Gefege heabfichtigt iſt. 

Marfchall: Bon den vorliegenden Vorſchlägen geht einer dahin, 
den $. 2 ganz zu ſtreichen, alfo von jeder Bildung von Eorporationen 

any zu a en, ein anderer dahin, lediglich den Juden anheim 
—* ob ſie Corporationen bilden wollen, und der dritte iſt der der A 
ipeilun, welche nur für Rultus-Zwede Eorporationen haben will. 

Ahgeorbn. Oraf von Schwerin: Was meinen Antrag betrifft, fo 
würde davon jet abzufeben fein. 

Marſchall: Der Herr Abgeordnete von ber Deyet hat den Antrag 
geſtellt, den Paragraph ganz zu ftreichen. Auf diefen Antrag werbe ich die 
erſte Frage richten, auf den Antrag, daß man den Juden die Befugniß 
einräume, Corporatisnen zu bilden, die zweite, und auf den Abtheilnnge- 
Vorſchlag die dritte Trage. 

Abgeorbn. von Meding: Ich erlaube mir, auf das ara 
was ich eben bemerkt Hatte. Ich bin zweifelhaft, ob wir bei Dieter Frage⸗ 

ellung diejenigen Punkte treffen, auf vie es bei der Entſcheidung ber 
vage voefentli ankömmt. Dich dünkt, bie Krage zerfalle in verſchiedene 
unkte, einmal: „Soll überhaupt eine Corporation unter den Juden durch 
den Staat gebildet werden‘? und dann: „Soflen diefe Eorporationen zu⸗ 
leich auf bie bürgerlihen und Kultus» Berhältniffe fich beziehen?‘ Es 
End viele Redner darüber gehört worben, ob bie Bildung folder Cor⸗ 
porationen durch den Staat überhaupt wünfchenswerth fei ober nicht; * 
laube aber, daß der Puunkt, welcher der allerwictigße sit, nämlich der, o 
ir die Kultus - Angelegenheiten der Juden die Bildung von folden Cor⸗ 
porationen dringendes Bebürfniß fei, noch gar nicht erörtert iſt and noch 
nicht hat erörtert werben können, weil er erſt bei dem folgenden Paras 
graphen vorlommt. Wenn wir alfo über $. 2 in der Art abflimmen, 
daß wir durch die Majorität der Verfammlung die Bildung vor Cor⸗ 
prationen ganz und gar verwerfen, fo würden wir der Frage 

er Nothwendigfeit von Eorporationen für bie Kultus - Angelegenheiten 
präjubiziren, 86 fomme auf den Antrag zurüd baf zuerſt darüber ab⸗ 
geſtimmt werden muß, ob die Corporationen lediglich Ar; Rultusswede 
Beet gerden follen, was auch Tonform mit dem Abtheilungs » Born 

age iſt. 

Graf von Schwerin: Mir ſcheint, es kann Feine andere Ordnung 
ber Frageſtellung zum Ziele führen, als diejenige, welche der Herr Dar- 
ball vorgefchlagen hat. Es iſt doch nothwendig, daß jedenfalls zuerſt ge⸗ 

agt werden muß, ob überhaupt feine Eorporationen gebildet werden 
offen, dann, ob fie gebildet werden können, und zuletzt erſt, ob fie zu 
em beflimmien Zwecke gebifvet werden follen, wie die Abtheilung vor 
Er t. Wenn wir den Antrag der Abtheilung annehmen, fo findet die 
erbindung nur für die reli iöfe —2 ſtatt. Ich halte an meinem 
Antrage noch feſt, obgleich ich wenig Ausſicht habe, die Majorität für ihn 
u bekommen; es iſt aber die vom arſchall vorgeſchlagene Frage⸗ 
* der einzige richtige Weg zur Ermittelung der Meinung der Ver⸗ 
ammlung. 


Abgeoron. Mömwes: Es ſcheint nach dam. Gehirsten all wadar Naciıe 


baft zu fein, bag bie Berfammlung ihre Abflimmung nur barauf richten 
will, daß fih die Vereinigung ber Juden in Corporationen nur auf bie 
kirchlichen VBerhältniffe beziehen fol. Das gene noch obwaltende Bedenken 
würde daher befeitigt werden, wenn man das Wort „Synagogen-&emeinde‘ 
einjhöbe. Iſt dies gefchehen, fo kann Fein Zweifel mehr darüber fein, 
a nor rinzip ſich nur auf die veligiöfen Berhältniffe ber 
zieht. 

„, Abgeorbn. von Meding: Ich bin ganz bamit einverflanben, wenn 
über den Antrag der Abtheilung zuerft abgeftimmt würde. Wenn aber 
über eines der Amendements geftimmt würde und eines derfelben die Ma⸗ 
jorität erhielte, fo würben wir uns für bie nächfle Grage räjubizirt 
haben, Die wir noch nicht berathen und biskutirt haben. (Rebhafter Auf 
nad — 55 — 

Marſchall: Ich muß bei meiner Frageſtellung bleiben und gunge 
ao zuerft, ob — es verfteht fih von felhit, Daß Se. Majeſtät der König 
aflerunterthäntgft darum gebeten werden foll — der 9. 2 des Gefehes 
ganz wegfallen toll? 

Die, welche für Bejahung der Frage find, bitte ich aufzuflehen. (Nur 
eine ſehr geringe 3° I der Mitgliever erhebt fi.) Die zweite Frage 
ift, ob die geben ugt fein foßen, nad Maßgabe der Orts- und Be- 
völferungs-Berhältnifje ſich zu Eorporationen zu vereinigen? 

Abgeordn. von Puttlammer: Schließt diefe Trage die lebte aus! 
(Biele Stimmen: Nein! nein! Andere Stimmen: Abflimmung! während 
Abgeorbneter von Meding ſich nochmals um das Wort meldet, der Ruf 
nah Abſtimmung aber immer dringender und lauter wird.) 

Abgeordn. von Meding: Sch muß mir erlauben, nochmals baranf 
aufmerfam zu machen, daß, wenn bie ehen gefteflte Trage von der Bers 
fanmlung bejaht wird, dann über einen Punkt, und zwar einen höchft wich“ 
tigen Punkt, für die Juden abgeftimmt wird, über den wir noch nicht bie. 
$utirt haben, nämlich über den — laſſen Sie ihn mit einem een 
lichen Worte mich bezeichnen — ob Eie für die erternen Angelegenheiten 
des jüdifchen Kultus eine zwangsweiſe Vereinigung oder nur eine freis 
willige haben wollen. Ich muß es wiederholen, ich habe mit angefehenen 

uden, mit Notabilitäten berfelben mehrere Konferenzen gehabt; Die Frage 
weitläuftig befprochen worben, und biefe Herren waren einftimmig ber 
einung, daß die zwangsweiſe Bildung folder Synagogen - Gemeinden 
nothwendig fei. Ich möchte bitten, daß nicht über eine fo wichtige Frage 
abgeftimmt wird, ehe fie nicht von allen Seiten beleuchtet fl. 

Marfhall: Um die Eache recht deutlich zu machen, würde ih mit 
Bewilligung des Herrn Antragſtellers noch etwas ändern und fagen: „Soll 
den Juden Iediglich die Befugniß gegeben werben, nach Lage der Orts⸗ 
und Bevölferungs-Verhältnijfe ſich in Corporationen zu vereinigen?‘ 

Landtags-Kommiffar: Schließt das Wort „lediglich“ ben 
Zwarg aus? 

arſchall: Das würde dann jeben Zwang ausichließen. 

Abgeorbn. von Auerswald: Das würde die Trage meines geehrten 
Rachbars fein, welche dabin ging, ob dieſe Faſſung im Fall der Bejahung 
Die zweite Rrage ausſchließe! 

Marfhall: Darum ſchlage ich dieſe Faſſung vor, weil man darauf 
dentlicher antworten kann. 

Abgeordn. von Auerswald: Ich bitte, daß dies nicht geſchehe. Ich 
würde dafür ſtimmen, daß zunächſt über das Ahtbheilungs - Gutachten abge⸗ 
flimmt werde. (Viele Stimmen: Abtheilungs⸗Gutachten!) 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Meiner Meinung nah kann das 
Amendement nur den Sinn haben, daß es, infofern bie Be bejaht wird, 
Bea Hbtheilungs- Öntachten ausſchließt. Es handelt fih nur daärum, ob 


man den Orundſatz abo will, daß ber Staat bereihtigt fei, zwaugs⸗ 
weife religiöfe Gemeinfhaften zu organifiren, oder ob man ben Juden über- 
laſſen will, nah Gutdünken Velche Gemeinſchaften zu organifiren, wobei 
Fe nur vorbehalten bliebe, das zu verbieten, was feinen Zwecken 
w icht. 
eordn. Möwes: Ich glaube, wir befinden uns noch immer im 
einem Mißverfländnifie, wenn wir davon fprechen hören, ob es gut ges 
than fei, die religiöſen Verhältniffe der Juden zu organifizen. Davpn 
eint gar nicht mehr die Rede zu fein, fondern, wie ber geehrte ritter⸗ 
aftlihe Abgeordnete aus der Provinz Brandenburg ganz richtig bemerfte, 
andelt fi nm die externa ber jüdiſchen Gemeinden als religiöfe Ge⸗ 
ſellſchaften, und fo wie die evangelifchen und Tatholiihen Gemeinden eine 
äußere Form haben, in welcher fie ihr Recht ausühen, ihre Bermögens- 
Berhältuiffe verwalten, fo ift es auch für die jübifchen Gemeinden nöthig, 
daß fie fo organifirt werden. Denn fie lönnen gewählte Rechte nicht aus. 
üben, ohne Corporationsrechte zu haben, und ic) muß aus eigener 
rung dem geehrten Abgeorpneten aus ber Provinz Brandenburg auch da 
beiftimmen, daß in Berlin die jübifche Gemeinde mit vielen Schwierig- 
teiten zu Tampfen gehabt hat, um ihre Vermögens-Berhältniffe und Rechte 
überafl nach anfen hin und gegen dritte gerlonen zu vertreten. Um dies 
allein kann es fich aber hier handeln. (Bielfacher Ruf zur Abflimmung.) 
Abgeorbn. von Auerswald: Ach wollte mir erlauben, darauf aufs 
merffam zu machen, daß, wenn zuerit eine Frage auf das Gutachten ber 
Abtheilung geftellt wird, dann das Princip beobachtet wird, was bisher 
namentlich von dem geehrten Herrn Landtags» De bo beobachtet wor⸗ 
den iſt Aue nämlich durch die exfte Abflimmung die folgende nicht kapti⸗ 
virt wi 


Eine Stimme: Ich erlaube mir nur zu bemerlen, daß es ehr an- 
gemeflen wäre, wenn bie Frage über das Amendement in ber Art geſtellt 
würde: „Soll ben jübifchen einden es anheimgeftellt bleiben?“ 

Abgeorbn. von Byla: ever Zweifel, glaube ich, wird dann wegfal- 
Ien, wenn in ber Brogeelung gefagt wird: „Sind bie Juden befugt, aber 
u. ſ. w. 


Marfhall: Das ift mit anderen Worten baffelbe gefagt ... (Ein 
Abgeordneter verfucht zu ſprechen.) ich kann mich nicht unterbrechen laſſ 
id muß bafjelbe Vorrecht, was jeder andere Redner für ſich hat, für mid 
au in Anſpruch nehmen. Es ift dies ganz daſſelbe, was in ber Frage 
Iiegt, wonach die Bildung der Synagogen, emeinben lediglich in die Be⸗ 
zern der Juden geſtellt werden ſoll, und Jeder wird genau wiſſen, was 

ar Folgen aus der Beantwortung dieſer Fragen hervorgehen. 

geordn. Stöpel: Mir ſcheint, daß bie Frageſtellung dadurch 
ſchwierig wird und verſchiedene Meinungen darüber laut geworben find, 
weil wir in beiden Kragen das Subjelt geändert haben. Die Regierung 
wird in der erſten und zugleich in ber zweiten Trage das Subjekt fein 
bene und baher bie erfte Frage lauten: „Soll die Regierun ben 
denſchaften Eorporationsrechte geben dürfen?“ Die zweite Frage wird 
fein: „Soll fie ihnen Eorporationsrechte geben?" (Wiederholter ſtür⸗ 
mifcher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marfhall: Ich get bie Frage fo, wie ich fie vorher vorgeſchla⸗ 
gm babe: „Sol ven Guben lediglich bie Befugniß zuftehen, fie nad 

aßgabe des Orts und ber Benölferungs-Berhältnifie zu Synagsgen-Ge- 
meinden zu vereinigen.‘ Diejenigen, welche die Arage bejahen wollen, 
bitte ich anfzuftehen. (Nur wenige Abgeorbnete erheben ſich) 

Wir kommen alfo zur dritten Krage: „Soll der Borfchlag der Abtheis 
fung angenommen werben?’ Die dafür flimmen, bitte * er en. 
(IR mit großes Majorität angenommen.) Es fragt IE wen ‚wur 


g ber Abtheilang angenommen werden foll, daß anftatt ber Worte: 
—— aft und Indenſchafts⸗Bezirk“, —* at nSyaa- 
gogen-@Gemeinde und Synagog en- Bezirk. 

Abgeoron. Jachmann: Ich glaube, — Wort Synagoge ein 
Wort iſt, welches ich nie von den dee habe brauchen hören; x braus 
en F Wort Schule. (Lebhafte Zeichen des Unwillens in der 


Berg: nr lem Ich kaun alſo den Antrag der Abtheilung als ange⸗ 
nommen b 


| Referent — Sperling: 


Die Bildung dieſer Sudenfihoften erfolgt ur bie Regierungen u 
Anhörung der Betheiligten in der Art, d —8 jede Judenſchaft eine Pr 
um Mittelpunft erhält, na welcher fie benannt wird, und mit ber bie 
Ion Be Einwohner ber — genben Stäbte und Dörfer oder anderer länd⸗ 
ungen verbunden werben 
38 Ei —* se die Regierungen er —— nach dem Bedürf⸗ 
fts⸗ Bez rg und Die hi 
— 25* —2 siejung ber Det Deitinten, einfhließlich der 
eiwa vorh Danbenen Of Eob * zu or 
—— der Abtheilung: 
Bei der Bildung von Synagogen⸗Gemeinden u anderen Orundfähen 
— hide als bei 58 ber Bang chriſtlicher Kirchengemeinden, iſt Feine 
anlaflung v In dem einen Kalle wirb es bie Juden ber 
umliegenden Ds r ee Synagoge einer Stadt zuzuweiſen zwedmäßig, 
in dem anderen die Geftattung mehrerer Synagogen an einem and dem⸗ 
felben Orte, wie 3. B. in Berlin, Breslau ır., notpiwenbie fein Sn 
Betracht deſſen ſchlägt die Abtheilung vor, ben erſten Abſah bes $. 3 
auf die Worte zu reduziren: „bie Bildung biefer NN Freie 
erfolgt durch bie Megierungen nach Anhörung ber eiligten.“ 
Der zweite Abſchnitt, welcher mit den Worten —* „sa gleicher 
Fe ꝛc.“, kann unverändert beibehalten werben. 
el Hall: Berlangt Jemand das Wortt Wenn es nicht verlangt 
wird, jo frage e ih, ob dieſer Borfchlag der Abtheilung angenommen wer. 
ben ſoll? Die den Vorſchlag annehmen wollen, bitte ich anfjuftehen. — 
Er ift angenommen. 


Referent Sperling: 


Die einzelnen —* te in vn a auf ihre Vermögens⸗ 
. Ber pältaiie die Rechte juriflifcher Perfonen. Der Berhand der Juden 
Br en bezieht fich lediglich auf die ihnen durch dieſe Berorbnung aus⸗ 

ücklich überwielenen Angele enpeiten. “ 
er weite Sag: „ver Verband ber Judenſchaften“ u. f. w 
* I mehr wegfallen ‚da Solches fhon der Beichluß zu &. * wit * 


eerſgett— Wenn nichts dagegen bemerkt wird, fo iſt er ange 
Meferent Sperling: 


. 3. 
—* udenſchaft erhält einen Vorſtand und eine angemeſſene Zahl : 
von Vepräfentanten. 


4 Pe eht — enindehens 3, höchſtens 7 Mitsliedern, welqhe 


) 


nom 


J 6.7. | | 
Die Zahl der Nepräfentanten der Judenſchaft folk minbeflens 9 und 
hochſtens 21 betragen. | 
Diele Baragra ben geben zu Feiner Erinnerung Veranlaſſu— 
Marſchall: 8 in ber bogen Berfammlung etwas dagtgen, zu er⸗ 
ianern Wenn nichts erinnert wird, fo find die Paragraphen augechnmen. 
Referent Abgeordn. Sperling: x “ 


Sämmtlihe männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder ber 
— welche entweder ein Grundſtück beſiten, oder ein Gewerbe 
eibftftändig betreiben, oder ſich ſonſt ohne fremde Unterftügung ſelbſt⸗ 
ftändig ernähren und mit Entrichtung der Abgaben für bie Indenſchaft 
während der letzten 3 Jahre nicht in Rückſtand geblieben find, wählen 
die Nepräfentanten und biefe den Vorſtand ber Subenfieft auf 6 Jahre. 
Die Wahl ift überall zugleich auf eine entfprechende Zahl von Stellver⸗ 
tretern zu richten. 

Gutachten der Abteilung: 

Bei der Ausübung des Wahlrechts dürfte es wohl, wie in anberen 
Fällen, nur darauf anfommen, daß das Diitglied männlichen Gefchlechte, 
volljährig, unbefcholten, felbftftändig fei und feine Verpflichtungen gegen 
bie Gemeinde bis dahin erfüllt habe. Auf Grundbeiip und Gewerbe» 
Betrieb hinzumeifen, erſcheint müßig, da weder das Eine, noch Dad An⸗ 
dere die Ausübung des Wahl» Rechts bedingen fol. Weshalb bei bem 

uben, feiner Gemeinde gegenüber, darauf gefehen werben foll, ob ex 
. fremde Nnterftügung geniehe oder nicht, war der Abtheilung noch wenie 

ger einleuchtennd. Sie ſtimmte deshalb für Die Weglaffung der Worte: 
‚entweder ein Grundſtück befigen oder ein Gewerbe felbftftändig betrei- 
ben, ober fonft ohne fremde Unterſtützung“, fo Daß dann ber Paragraph 
alfo Tauten würbe: 

Sämmtlihe männliche, ger unbeicholtene Mitglieder ber 

Synagogen-Gemeinde, welche fich ſelbſtſtändig ernähren uf w. 

‚. Marfhall: Ich frage, ob dem Vorſchlage der Abtheilung beigetreten 
wird, und bitte diejenigen, welche ihm beitreten, aufzuftehen. — Der Bor« 
ſaͤlag ii angenommen. 

bgeoron. von Auerswald: Ich muß bedauern, daß ich auf einen 

früheren Paragraphen zurüdfomme, nämlich auf ben zweiten Theil des 

. 3, über den feine Erinnerung, aber auch feine Abſtimmung erfolgt ifl. 
8 wurde das Öutachten der Altheilung verliefen, in welchem ſteht, d 
dieſer Theil unverändert angenommen werben Fann, ber Theil fe wurbe 
nicht verliefen, und bie Berfantnlung bat fi) nicht Darüber erflärt, da fie 
uicht befragt wurde. Er Tautet: „In gleiche: Weife find die. Regierungen 
ermächtigt, nach dem Bedürfniß Abänderungen der Yudenfchafts- Bezirke 
vorzunehmen und bie hierauf bezüglichen Be -hältniffe unter Zuziehung der 
Betheiligten, einſchließlich der etwa vorhansenen Gläubiger, zu ordnen.” 

Wenn Gläubiger da find, bie Rede zu verfolgen haben gegen bie 
Vereine, fo gehören fie natürlih zu den Betheiligten, und sch glaube nicht, 
Daß es dem eigentlichen Sinne der Sache und, ich möchte fügen, der 
Würde des Geleges angemeffen ift, daß dieſe Worte jtehen bleiben. ch 
ſehe durchaus feinen entfhiebenen Mugen davon ein, denn die allgemeinen 
Rechts- Prinzipien behalten ihre Geltung, fie bedürfen nicht diefer fprziel- 
ten Berftärfung, und der Nichter wird den Gläubigern ihr Recht zur 
erfennen. 

Referent Sperling: Ich glaube im Namen ber Abtheilung biefem 
Borflage beitreten zu fönnen. Wenn in ver Abtheilung nichts monirt 
el I at es nur darin feinen Grund. gehabt, daß man dieſe Worte 
ur muy , 


Landtags-Rommiffar: Ich will mich zwar bem Wegfall biefer 
Worte nicht beftimmt Beten, infofern aber muß ich mich ihrer anneh- 
men, als ich behaupte, daß fie allerdings eine Bedeutung haben. Unter 
„Betheiligten“ find nur die Mitglieder der Synagogen - Gemeinden 
(wie die hohe Serfammnlung fie zu nennen beliebt hat) verſtanden. Daß 
aber diefe als moralifhe Corporationen Schulden, alfo auch Gläubiger 
haben können, ift eben jo gewiß, als daß diefe Gläubiger bei Abänderun- 

en der Synagogen» Bezirke und Synagogen - Gemeinden intereffirt find. 
te Vollſtändigkeit des Geſetzes dürfte daher eigentlich erfordern, daß die 
Worte ftehen bleiben. 

Referent S perling: Wenn die Juden in Beziehung auf Kultus. 
aungelegenheiten orporationen bilden, fo ſetzen diejenigen, die in bem 
Bereine bleiben, bie juriſuſch Perſon fort, und an das Vermögen dieſer 

erſon werden ſich die Gläubiger halten. Iſt ein Mitglied ſelbſt dem 
läubiger perfönlich verhaftet, fo wird er ihm perfönlih verhaftet blei- 
ben, au wenn er aus der Gemeinde ausfcherbet. 

Landtags-Sommiffar: Ich bedaure nochmals, wegen eines fo un. 
bedeutenden Gegenſtandes das Wort ergreifen zu müffen, aber ich kann 
bie Richtigkeit der aufgeftellten Behauptung nicht anerkennen. Wenn eine 
juriſtiſche Perfon von dem Staate anerkannt ıft, fo erhält fie ale ſolche 
eine beitimmte Umgränzung, und fie kann ſowohl Glänbigerin ale Schuld. 
nerin fein. Wenn nun ım gefeglichen Mege bie Circumſcription dieſer 
juriftifchen Perfon verändert wird, fo benieht ch das Recht der Glänbiger 
anf die neue Circumfeription. Deshalb erfcheint es keinesweges über- 

allg, * beſtimmen, daß dergleichen Veränderungen nur unter ZIuziehung 
er ubiger ftattfinden können. 

Abgeoron. von Auerswald: Ich muß doch glauben, daß die Worte 
überfläffe find. (Murren in der Verfammlung.) Ich bitte um Entſchul⸗ 
bigung, wenn ich denſelben Werth darauf lege, wie ber Herr Landtags⸗ 
Kommiſſar gethan hat, und deshalb das Wort ergreife. Ich glaube den 
Gründen des Herrn Referenten nur den praktiſchen ginzufügen Fr Yale 
daß in Beziehung auf hriftliche Eorporationen der Art ein folder Paſſus 
nicht im Geſetze hebt Alle diejenigen, namentlich die Fra Landraͤthe, 
deren Kollege ich früher war, die in der Lage geweſen ſind, Aenderungen 
von Kirchen⸗Gemeinden einleiten zu müſſen, werden mir zugeben müſſen 
daß man einen diesfälligen Mangel_im Geſetz nicht bemerkt Hat. J 
trage daher wiederholt darauf an, an biefe Worte geftrichen werden, und 
ih bitte den Herrn Marſchall, varauf die Frage zu ftellen. 

Marſchall: ch werte fragen, ob die Worte „einſchließlich ber etwa 
vorhandenen Glänbiger‘ geftriden werben follen. Die diefen Vorfchlag 
unterſtützen, bitte ich aufzuftehen. (Mehrere Stimmen: Es iſt ſchon dar- 
über abgeflimmt worben.) Ich muß beftreiten, daß dieſer Abſchnitt des 
Paragraphen ausprüdlih angenommen worden iſt; es ift nicht darüber 
gefprochen, fondern darüber hinweggegangen worden. Ueberhaupt ift aber 
Hoch nicht ermittelt, ob der Antrag die nöthige Unterflügung gefunden hat. 
(Mehrere Stimmen: Wir haben die Frage nicht verſtanden) Ich habe 
gefragt: „Ob das Amendement Unterftügung findet? ich wiederhole — 
dieſe Frage und bitte diejenigen, welche es unterſtützen wollen, aufzuſtehen. 
Es iſt hinreichend unterſtützt. 

Abgeordn von Meding; Da das Amendement Unterſtützung fand, 
fo muß ich mir erlauben, noch auf einen Punkt aufmerkſam zu machen, 
ur Widerlegung deffen, was von dem Abgeordneten ans Preußen ange 
fi rt worden iſt. Es laßt ſich das hier vorliegente Verhältniß mit ähn- 
ichen unter den chriftlichen (Bemeinden deshalb nicht vergleichen, weil bie 
übiſchen Eorporationen bisher im Staate allgemein nur als Privat ⸗Ge⸗ 

Waften anerlannt wurben, uͤnd weil es gerabe ein fo außerordentlich wich⸗ 
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tiger Fortſchritt iſt, ben Dies vorliegende Gefet zu Gunften ber Juden macht, 
inbem es aus biefen Privat» Gefelfchaften ‚öffentlich anerkannte Eorpora- 
tionen macht. Hier in der Provinz, fo viel ich weiß, kommen bie Ber- 
bältniffe, daß die Judenſchaft mit bedeutenden Schulden belaſtet wäre, nicht 
vor; in den weſtlichen Provinzen aber, fo viel sch weiß, in Weftfalen, in 
Paderborn, haben die Judenſchaften fer bedeutende Schulden; das Inter⸗ 
efie ber Gläubiger der Juden hierbei ift alfo dort fehr groß, und auch 
dort find die Juden-Gefelfchaften bieder nur Privat-Geſellſchaften gewe- 
fen. Sie follen fünftig öffentliche Eorporationen werden, und da tft es 
natürlih, daß man mit ihnen nicht ganz fo verfahren kann, als man mit 
erihligen eſetſhafter verfahren würde, die ſchon immer Corporations- 

echte gehabt haben. Ich glaube, daß das cin genügender Grund ift, daß 
man bei dem ftehen bleiben muß, was das Gouvernement proponirt hat, 
nämlich Dabei, daß die Möglichkeit bleibt, bei einer neuen Abgränzung von 
nen auch die Gläubiger zu hören und ihr Intereſſe mit wahr- 
zunehmen. 

Abgeordn. von Auerswald: Davon iſt aber hier gar nicht die Rede, 
denn die betreffenden Worte beziehen fih nicht auf das Verfahren kei der 
beoorftehenden neuen Einrichtung, fondern bei etwaniger fünftiger Aende- 
rung bereits eingerichteter Synagogen» Gemeinden. (Ruf zur Abftim> 


ng. 
eferent Sperling: Dem ift jedenfalls fehon durch die allgemeine 
Gefengebung profpizirt. Aber ich ftelle anheim, darüber Hinwegzugehen, 
weil die angegriffenen Worte nie Schaden Fönnen. 
Eine Stimme: Ich temerfe, wenn im Abtheilungs-Öutachten zu 
9. 3 am Schluß gefagt ift: „Der zweite Abfchnitt, welcher mit den Wor- 
ten anhebt u. |. w. kann unverändert beibehalten werben”, und wenn die 
hohe Verfammlung bis zu diefem Punkte das Gutachten angenommen bat, 
dag dann die Die allen gefchloffen fein bürfte. (Einige Stimmen: Sa!) 
‚ Marfhall: Wenn wirklich dies der Fall gewefen wäre und es hätte 
ein folches Ueberſehen flattgefunden, fo würde es der hohen Verfammlung 
überlaffen bleiben, dieſes a durch einen Deu auszugleichen. 
Das Amendement iſt geftellt, ift von einer hinreichenden Anzahl unterftügt 
worden, und ich werde daher fragen, ob es angenommen, ob alfo die Worte 
ie der etwa a Gläubiger‘ aus dem zweiten Satze 
bes 9. 3 geftrichen werden follen. Die für das Streichen diefer Worte 
find, bitte 10 aufzuftehen. (Die Majorität erflärt fi) dagegen.) 
Referent Sperling (lieft vor): 


„„ Das Waigeſhaft wird durch einen Abgeordneten der Regierung ge 
leitet. Nach Ablauf der erſten drei Jahre feheidet bie Hälfte der Vorſtands⸗ 
Mitglieder und der Nepräfentanten nach dem Looſe, demnächſt jevesmal die 


ältere Hälfte aus.’ 
ven Gutachten zu $. 9 


Ueber den erften Satz, welder die Worte enthält: „Das Wahlgefchäft 
wird durch einen Abgeordneten der Regierung geleitet‘‘, waren die Miit 
glieber ber Abtheilung verfchienener Dieinung. Die Einen hielten die 

eftimmung für zweckmäßig, weil die Anweſenheit einer- —— 
Kommiſſarius für die Ordnungsmäßigkeit der Wahl (Warantıe gewähre 
und es dahinſtehe, ob nicht einzelne Synagogen-Geirieinden auf einer fo 
niedrigen Stufe der Bilden 6 befinden möchtet, ‚daß fie eine Wahl 
felbftftändig auszuführen ae Stande wären. Die Anderen bagegen 
vermeinten, daß, wenn ein folder Kal, wie "der eben gedachte, wirklich 
vorfommen follte, die Juden wenigitens jo gebildet fein würden, einen 
ur Leitung der Wahl geſchickten Mann ſich felbft zu ermitteln, auf 

ine Weile ein fo vereinzelte Ausnahmefall aber hinreiche, eine Fäftige 

WMA 
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Beftimmung für alle Synagogen » Gemeinden im preukiihen Staate zu 
motiviren. Bei keiner ähnlichen Verbindung von Chriften finde eine 
Einmifhung der Regierung, wie die in Rede ſtehende, flatt, und wenn 
überhaupt von Gleihftelung der Juden mit den Ehriften in ihren Nedh- 
ten die Rede fein folle, fo müffe vor Allem eine Beſchränkung der erfte- 
ren in weniger erheblichen Punkten, wie der eorliegenbe, ne vorkom⸗ 
men. Die Äbſtimmung ergab für eine jede dieſer beiden Anſichten eine 
gleiche Zahl von Stimmen. Es erklärten ſich acht Mitglieder für und 
eben fo viele gegen die Beibehaltung des qu. Sages. 


Marſchall: Es liegt hier alfo Fein Vorſchlag der Abtheilung vor. 
Abgeordn. HDanfemann: Welchen Antrag macht denn ber Her 


ent? 
Marfhall: Es kommt hier nicht auf den Antrag des Herrn Re 
ferenten, ſondern auf den der Abtheilung an. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: ch trete der Anficht derjenigen 
Mitglieder der Abtheilung bei, bie es nicht für angemeffen erachten, den 
Grundſatz beizubehalten, Daß das Wahlgefchäft unter der Leitung der Re— 

ierung geſchähe, und ich mache von diefem Standpunkte aus den Vor: 
la ‚ den eriten Satz diefes Paragraphen, welcher die Worte enthält: 

F . Wahlgeſchaft wird durch einen Abgeordneten der Regierung 

geleitet“, 
wegzuſtreichen. Ich enthalte mich einer weiteren Entwickelung der Gründe; 
fie find im Abtheilungs-Gutachten hinreichend entwickelt, fie beruhen auf 
bem Prinzipe, daß im Allgemeinen bie Einmifchung der Kegierung in allen 
ſolchen Fällen nicht erwünfcht sft. 

Neferent Sperling: Ich befenne, daß ich noch etwas nachholen 
und meine perfönliche Anficht ausſprechen muß. Ich war der Anſicht derer, 
welde gegen die Faſſungdes Paragraphen ftimmten und den erſten Sap 
weggeftrichen wilfen mollen. 

Marfhall: Der Antrag ift von 8 Mitgliedern der Abtheilung ge 
macht und von einem Mitgliede in ver Verſammlung unterftügt worden, 
es müſſen fich alfo noch mehrere Unterftügende finden, damit er zur Be⸗ 
rathung fomme. (Die Unterftügung erfolgt binreichend.) 

Abgeordn. Graf von Merveldt: Nah meinen Erfahrungen muß 
ich entſchieden die Anficht austprechen, daß fih Doch Hin und wieder unter 
den Juden nicht die Männer finden fönnen, denen es möglich wäre, eine 
ſolche Wahl zu Teiten. 

Abgeordn. von Olfers: Ach kann dem aus meiner Erfahrung nur 
beiftimmen, und ich glaube, daß cs nothwendig iſt, den Paragraphen fo 
fteben zu laſſen, wie er im Entwurfe ift, indem dann viele Etreitigfeiten 
vermieden erben fönnen. Ich muß mich auch daf ſprec daß d 

Abgeordn. Möwes: Ach muß mich auch dafür ausſprechen, daß bie 
Beſtimniung des Sefep - Entwurfs nicht geändert werde. ah laube, daß 
wir nicht Ale befäbigt find, über diefen Gegenftand ohne Weiteres ab- 
zuſtertheilen. Es fommt bierbes fehr auf die Verhältnife der einzelnen 
suoemenejnden in ben verfchiedenen Provinzen an. Wenn ich an bat 
Berbafteitt mn Die Qualification der hieſigen Audenfchaft denfe, fo muß 
ich allertings beirennen, Daß bier die Leitung ter Wahl durch einen Ne: 
—53 Kommiſſar nicht nöthig fein wird. Sehe ich aber nach anderen 
Provinzen bin, wo ſichh das Verhältniß der Juden in geiftiger Beziehung 
nicht überall fo beraus;tefft, fo dürfte es dort vielleicht gewiß noth- 
wendig fein, die Mahl Dut-ch einen Kommiſſar Ieiten zu Iaffen. (Ruf zur 
Abftimmung.) 

Abgeoron. Graf von Eddwerin: Ach erlaube mir, auf Die Aeuße— 


sung des Algeoroneten von Belslin zu bemerken, daß jetzt derjenige Theil 
s J 


bes Geſetzes berathen wird, ber fich auf die Juden, mit Ausfchließung ber 
von ofen, begieht. 

eferent Sperling: Sollte künftig an irgend einem Orte dieſes 
Bebürfniß eintreten, fo würde die Regierung ſchon felbit einen folchen 
Kommtffar beauftragen, zu einer allgemeinen gefeglihen Beſtimmung finde 
ich aber nicht die mindeſte Veranlaſſung. 


Abgeordn. Graf von Merveldt: Ich wieberhole, daß es im Wun⸗ 
ſche der Juden felbft liegt, und daß ſie es den würden, wenn man 
ihnen die ee ab neiden wollte, einen folden Kommiſſar die Wahl 
eiten au ſehen. 

ab, eorbn. von Byla: ch gehöre zu den 8 Stimmen, die dafür 
find, dag eine Einmifchung ber Regierung ftattfinden müſſe. Es ift von 
den Gegnern angeführt worben, bei Feiner ähnlichen Verbindung von 
Ehriften finde eine Einmiſchung der Regierung ftatt; es handelt fh aber 
ver oon Kirchengemeinden, nicht von bürgerlichen Gemeinden, und bei 

irchengemeinden leitet, fo weit mir befannt, dergleichen Verhandlungen 
der Paſtor. (Einige Stimmen: Nein!) Allerdings Ieitet bei den Presby⸗ 
terien in der Provinz Sachen der Paftor die diesfälligen Verhandlungen. 
(Mehrere Stimmen durch einander: Nein! Ja!) Was ıch gefagt, kaun ich 
von meiner BA: mit Beftimmtheit behaupten; wenn in anderen Pro. 
vinzen der Paftor die Verhandlungen nicht leitet, fondern der Patron, fo 
fann ich dem nicht wiber en aber ih glaube dann, daß biefes im 
vorliegenden Falle ganz gleichgültig. Bei den Synagogen - Gemeinden 
giebt es feinen Paftor, auch feinen 5 

egierung. 

Eine Stimme: Der Rabbiner. 

Abgeordn. von Meding: Ich glaube, daß auch felbft für die ge⸗ 
bildeten Judenſchaften in größeren Städten, die nad) ihrer geiftigen In⸗ 
— — wohl im Stande wären, unter ſich Perſonen zu finden, die dem 


atron, wer tritt alfp dann ein? bie 


Wahlgefchäft mit Erfolg vorftehen könnten, es von diefen Yudenfchaften 
felbit gewünfcht werden wird, daß die Wahl durch einen Kommiffar der 
Regierung geleitet werde, und zwar deswegen, weil anerfannter und noto- 
riſcherweiſe gerade in ber jegigen Zeit in den Kultus-Angelegenheiten unter 
deu Juden verſchiedene Parteien ftattfinden, die ſich unter einander bekäm⸗ 
pfen und fehr von einander abweichen. Das ıft mennicg wie die Herren 
Deputirten von Berlin beſtätigen werden, auch hier in Berlin der Fall, 
und * glaube gerade, daß der hieſigen Judenſchaft, ſo wenig ich ihr die 
Fähigkeit abſprechen will, einen Kommiſſar unter ſich zu ſtellen, ein wefent- 
licher Dienſt damit geleiſtet wird, wenn ein Kommiſſar des Gouvernements 
für ihre Wahlen beftent wird. 


Referent Sperling: Zur Berichtigung bemerfe ih, dag mir von 
mehreren Vorftehern der Judenſchaft gerade das Gegentheil erflärt worden 
if, daß fie gerade eine Zurüdfegung darin finden, was eben als von ihnen 
gewünſcht angegeben wird. (Ruf zur Abftimmung.) 

Abgeordn. von Auerswald: Ich kann mir auf feine Weife denken, 
daß in Körperſchaften, vie auf medmäpige und angemeifene Weiſe in ge- 
börigem Umfange von den Königlichen Regierungen gebildet find, unter 
einer Klaffe von Leuten, die, wie die Juden im Allgemeinen, geicheidt und 
praftifch find, nicht ein einziges geeignetes Individuum finden follte, um 
eine Wahl au leiten; follte dies aber wirklich in feltenen Fällen eintreten, 
fo glaube id daß die Unannehmlichfeit, die Schwierigkeit, der Nachtheil, 
der daraus entflehen fünnte, in gar feinem Verhältniß ftände mit dem 
nachtheiligen und mit Recht nachtheiligen Eindiude, den eine folde allge 
meine Mafiregel machen müßte, die eine ganze Klaſſe von Staatshürgern 
in ein ercaptionelles Verhaͤltniß verweiſt. Wenn von einem Uhogiiuanien 


a... 


aus Sachſen gefagt wurde, daß der Paftor immer in den Berfammlungen 

der Rirchenvorfteher den Korfi führe, 1% glaube ih, iſt das nur in 

Beziehung richtig, als er zugleich Mitglied des Kirchenvorſtandes iſt, alfo 

als erfter Kirchenvorfteher und nicht in der Eigenſchaft als Geiftlicher, im 

welcher ihm der geehrte Here gewiffermaßen das Amt eines Regierungs- 

— für dieſe Fälle vindiziren wollte. (Zahlreicher lauter Ruf zur 
immung.) 

Abgeordn. Graf von Saurma: Ich wollte mir erlauben, zu $. 9 
noch den Anhang vorzufchlagen, daß diejenigen Borftauds - Mitglieder, 
—* nach dem Looſe ausgeſchieden ſind, auch wieder gewählt werden 
ürfen. 

Marſchall: Wir ſprechen aber jetzt über einen ganz anderen Ge⸗ 
Ha nämlich darüber, ob ein Regierungs⸗Kommiſſar der Wahl vor- 
eben fol. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Ih will nur dem Abgeorbneten 
aus der Mark Brandenhurg, ber zugleich diefer Provinz vorſteht, gegen- 
über bemerfen, daß er mir für den Haragrappen zu fprechen ſchien, wäh- 
rend er fich Dagegen erklärt bat, eben weil in Mitte des Judenthums 
große Meinungs» Berfchiedenbeit herrſcht, weil daffelbe fih in einer Ent- 
widelung befindet, welche die Gegenſätze ſcharf gegenüberftellt, darum meine 
ih, daß es nicht im Intereſſe der Regierung liegt, Partei zu nehmen, 
darum wünfche sch, daß Fein Kommiſſar der Regierung Theil daran nehme. 
(Bon allen Seiten wird „Abſtimmung“ gerufen.) 

Abgeordn. von der Heydt: Es ie von mehreren Rednern geäußert 
worden, daß der Wunfch der Juden fei, daß eine Regierungs - Rommilfion 
zur Berathung bei den Eynagogen-Vereinen abgeoronet werde. Ich glaube, 
daß Niemand in diefer Berfammlung das Mandat hat, ald Organ der Ju⸗ 
ben deren Wünfche vorzutragen. Es fcheint mir, daß wir uns nur an dad 
Peine zu dan haben, von dem ber Entwurf ausgeht. 

arfhall: So wollen wir denn zur Abflimmung kommen. Die 
Srage ift die: „Sollen die Worte: „Das Wahlgefchäft wird durch einen 
bgeoroneten der Regierung geleitet’, wegfallen?" Wer für den Wegfall 
RU, beliebe aufzuftehen. (Dies gefchtebt) Mir fcheint der Antrag bie 
ebrheit nicht zu haben. (Mehrere Stimmen: „Ja wohl! Ya wohl!) 
Nun fo will ich die Herren Ordner bitten, zu zählen. (Geſchieht.) 
Das Refultat der Abjtimmung ift folgendes: 
ür ja haben fich erflärt 204, 
ür nein = ⸗ ⸗ 213. 
Die Worte bleiben alfo ſtehen. 

Abgeordn. Graf von Saurma: * trage darauf an, daß dem 
9. 9 ein An ang zugefügt werbe, des Inhalts: „Die Ausſcheidenden find 
wieder wählbar.” 

Landtags-Kommiffar: Ich will hierauf nur bemerken, daß, wenn 
A P ah ei im Geſetz angeorhnet iſt, ſich diefe Befugniß von 
elbſt verfteht. 

Marihall: Der Zweifel wirb alfo hiernach als erledigt zu bes 
trachten fein. 

Referent Sperling (lief): 


Die Wahlen der Vorſteher unterliegen ber Genehmigung ber Res 
terung, welche die ganze Wirffamfeit des Vorſtandes zu beauffichtigen 
Bat und befugt iſt, einzelne Mitglieder wegen vorfäplicher PYflicht⸗ 
boibri keit oder wiederholter Dienſtvernachläſſigungen durch Beſchluß zu 
entlaſſen. 
Eo verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß dieſe Entlaffung nur! nad) vor⸗ 
Hängiges Unterſuchung und unter —XRX des Rekurfes ſtattfunden lann. 


Daher wirb es auch wohl Fein Bedenken haben, biefes noch ausbrüdlich 


inzugufügen. 
hinzuzufũg Gutachten zu $. 10. 

Da die Nepräfentanten gegen die Synagogen -Cemeinde eine be> 
beutungsvofle Stelle einnehmen, indem fie dieſelbe ohne Rückſprache mit 
ihr in allen, auch den wi tigſen Angelegenheiten, dem Vorſtande gegen- 
über vertreten, es alfo im Intereſſe ver Gemeinde liegt, Daß dazu nur 
vorwurfsfreie Männer gewählt werden, außerdem es aber au nicht 
felten vorfommen dürfte, daß der Borftand in äußeren Angelegenheiten 
der Gemeinde, hei denen er die Repräfentanten zusiehen muß, die Legi⸗ 
timation berfelben zu —— hätte, ſo fand die Abtheilung es zweckmäßig, 
daß deren Wahl der Genehmigung der Regierung ebenfalls unterworfen 
werde, und ſchlägt dieſelbe vor, in der erſten Zeile hinter „Vorſteher“ 
einänthalten „und der Repräfentanten”. 

arfhall: Der Antrag der Abtheilung gebt dahin, in der erften 

Zeile noch einzufchalten: „und der Nepräfentanten”. 

Abgeoron. Möwes: Ich erfläre mich gegen den Vorfchlag der Ahthei- 
lung, daß die Nepräfentanten der Genehmigung der Regierung bevürfen. 
Nah meiner Anfıcht iſt die Stellung und Wirkſamkeit der Nepräfentanten 
eine ganı andere, als bie ber Vorläne Die Vorfteher find die Beam⸗ 
ten der Gemeinde, ihnen Tiegt die Verwaltung des Gemeinde» Vermögens 
wie aller inneren und äußeren Gemeinde» Angelegenheiten ob. Sie find 
der Gemeinde dafür verantwortlih, fie müſſen dafür Nechenfchaft geben. 
Auch werden fie nach dem vorhergehenden Paragraphen nur von den Re» 

räfentanten gewählt, und find, wie gefagt, beauftragt, nicht nur Die 
ngelegenpheiten im Innern der Gemeinde zu verwalten, fondern auch nad) 
außen Din die Gemeinde zu vertreten. Um dies mit gehüriger Autorität 
thun zu können, bedürfen fie, auch felbft der Gemeinde gegenüber, wohl 
der Genehmigung und Beftätigung der Regierung. Ganz anders verhält 
es fih mit den Repräfentanten; dieſe find nicht Beamte, fondern nur 
Vertreter der Gemeinde, fie find die Bertrauensmänner, welche gewählt 
werden, um bie Verwaltung der Vorjtcher zu überwachen, Biete durch 
ihre Beſchlüſſe za Teiten und ber Gemeinde von ber richtigen und orb- 
den erwaltung Kenntniß zu geben. Nenn in dem Gut—⸗ 
achten gejagt ift, daß die Vorftänve in äußeren Angelegenheiten auch bie 
Nepräfentanten zuzuziehen und deshalb fie ihre Legitimationen zu führen 
ätten, fo fcheint mir der $. 11 des Gefeg- Entwurfs dem entgegenzu- 
eben, indem die Wirkſamkeit ver norfieber ausdrücklich darauf gerichtet 
sft, Daß diefe allein nur die Befchlüffe der Nepräfentanten zur Ausführung 
5 bringen haben, allein auch die Gemeinde nah außen hin und gegen 
ritte vertreten follen. Aus diefem Grunde erfläre ich mich gegen den 
Vorſchlag und würde bie Nepräfentanten nicht der Genehmigung der Res 
gierung unterwerfen, felbft auch um deswillen nicht, um, ihre Stellung 
als eine "3 anabpängige beftehen zu laſſen. In Beziehung auf den 
legten Ab 02 $. 10, daß die Regierung auch befugt fei, einzelne Mit- 
lieder des Vorſtandes wegen vorfäglicher Pilichtwidrigfeiten oder wieber- 
olter Dienvernao[äffigungen zu entlaffen, bemerfe ich, daß die Faſſung 
biefer Stelle leicht die Deutung len fönnte, daß die Regierung ohne 
Weiteres die Vorſteher entlaffen dürfte. Ich glaube nicht, daß es bie 
Abfiht der Regierung geweſen ift, auf diefe Weile zu Werke zu ge- 
ben, und daß fie biefefben nicht eher entlafien Tann, als, bie Fi ig 
über bie Rihkigfeit der den Vorfiehern gemachten Befchuldigungen ver- 
gewiffert hat. Um diefe Mißdeutung zu befeitigen, erlaube sh mir vor- 
eig agen, daß Hinzugefügt werde, „nach vorangegangener Ermittelung 
er Verhaͤltniſſe.“ 
Dann bezieht fih ein anderer Antrag meinerfeits darauf, daß es 
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weckmäßig fein wird, die Vorſteher nicht zu entlaffen, ohne die Repräfen- 
—* no wenigftene gutachtlih zu hören, um auf diefe Weile die Re 
präfentanten, welche ihrerfeits die Vorſteher wählen follen, in ihren Rech⸗ 
ten nicht zu fränfen. Es können Mißverhältniffe entfliehen, wenn bie 
Regierung ohne Weiteres einen Borfteher entläßt, ohne bie Repräfen- 
tanten gebört n haben, während die Repräfentanten immer diejenigen fein 
werben, welche am beften beurteilen fönnen, ob die vorgebrachten Be⸗ 
fehuldigungen Grund haben oder nicht. Aus diefen Gründen würde i 
das Amendement dahin zufanmenfaflen, „daß die Regierung nur Hi ua 
vprangegangener Ermittelung der Verhältniſſe und gutachtlihen Anhörung 
der Nepräfentanten einen ig zu entialen befugt ſei.“ 

Marfhall: Es fragt fih, ob der Borfhlag Unterſtützung findet. 
(Es erheben ſich mehr als 24 Mitglieder.) Sa! . 

Abgeordn. Dittrich: Was der geehrte Redner vor mir in Bezie⸗ 
bung auf die NRepräfentanten gefagt bat, unterftübe ih. Es findet hier 
zwiſchen den Vorftänden und Repräfentanten dafjelbe nerhältn ftatt, wie 
zwifchen dem Magiftrat und den Stadtverordneten, alfo bedürfen die Re⸗ 
präfentanten ver Beftätigung der Regierung nicht. In Beziehung auf 
Das, was der geehrte Redner vor mir in Betreff des Schlußfages gefagt 
bat, glaube ich, verfteht es fich von felbft, daß ohne vorangegangene Un⸗ 
Gerfadung bie Entlajfung nit flattfinden kann. _ 

Abgeoron. Graf von Schwerin: Ich würde nach den Grundfätzen, 
welche ich mir vorhin bereits zu entwideln erlaubt habe, der Meinung 
fein müffen, daß der ganze $. 10 zu ftreichen fein würde; ich glaube aber, 
daß, nachdem wir die $$. 2 und 3 angenommen haben, wornach bem 
Staat das Recht vorbehalten ift, zwangsweife folde Genoffenfchaften 
zu ordnen, wie wir ihm auch, das Recht der Beftätigung der gewähl- 
ten Vorftände nicht werben ftreitig machen können, und ich werde da- 
her für ven erften Sag diefes Paragraphen fein. Dagegen frheint mir 
für den legten Satz durchaus feine Veranlaffung vorzuliegen, und wenn 
bie verehrten Mitglieder, welche vor mir geiprochen, namentlich der Herr 
Referent, der Meinung geweſen Ei der Eaß, die Dienjtentlaffung dur 
Beſchluß feftzufegen, bieße daſſelbe, als nach vorangegangener Unter» 
ſuchung, fo glaube ich eben das nicht. Wenn die Feftfegung der Entlaf- 
fung durd Vefchluß der Regierung einen Sinn hat, dann fann fe feinen 
anderen haben, als daß in Beziehung auf die Entlaffung der Vorſtände 
der Yudenfchaft ein anderes Berkabren maßgebend fein fol, als dag, was 
überhaupt für die Entlaffung der Beamten maßgebend gewefen ift, d. 9. 
Die abminijtrative Unterfuchung. Ich glaube, wenn wir die &$. 2 und 3 
annehmen, wonad dieſe Corporationen unter der Kontrolle des Staats 
gebildete Corporationen find, wenn wir dem Etaat oder der Regierun 
das Recht vorbehalten, die Anftellung zu genehmigen, dann werben and 
die Borfiände in Beziehung anf die Entlaflung in feiner Weife anders zu 
behandeln fein, wie die übrigen Staatsbeamten, d. h. fie können nnr ım 
Wege der gegen fie eingeleiteten adminiftrativen Unterſuchung, feines» 
weges aber durch einfachen Befchluß der Regierung des Dienftes ent» 
(afen werben, und ich wäre darum der Meinung, biefen ganzen Ich- 
Ken Sat zu ftreihen und nur die Genehmigung der Regierung keizu- 
ehalten. 

Abgeoron. Aldenhoven: Aus denfelben Gründen, aus welchen der 
Nedner die Beibehaltung des Paragraphen Leanfprucht, erfläre ih mich 
ür den Strich deffelben. Gerade weil die Regierung die Wahl Ieitet, 
Heinen mir Die Gründe nicht mehr obzumwalten, daß nun noch die Vor— 
—5* und Repräſentanten genehmigt werden. Ich beanſpruche für die 
Pr iſche Öemeinde., die wir nun doch einmal als Synagogen für rein 
irchliche Verbaltmſſe bilden wollen, eine Autonomie, Sch wohne in ber 


J 


Rheinprovinz, dort beſtehen katholiſche Kirchen -Vorftände, welche mit der 
Staats⸗Regierung in gar feiner Communication fichen. In ber vollften 
Autonomie ſtehen fie da, fobald fie nicht von der weltlichen Behörde Geld— 
Beibülfe verlangen, und wenn die jüdischen Gemeinden nicht weltlicher 
Beihülfe bedürfen, fo müſſen fie ebenfalls ganz in ihrem autonomijchen 
Hecht daſtehen. Darum erkläre ich mich Fir den Strich des ganzen 
Paragraphen. 

Marihall: Wir baten über den Paragraphen ſehr verſchiedene 
Amendemente. Das erjte geht dahin, denfelben ganz zu ftreihen, ein 
anderes dahin, nur den erften Satz fteben zu fallen, der da heißt: „Die 
Wahlen der Lorftände unterliegen der Genehmigung der Regierung;“ 
das dritte ſchlägt eine Einfhaltung der Worte: „Nach vorangegangener 
Ermittelung_der Berhältniffe und gutachtliher Anhörung der Nepräfentan- 
ten‘ vor. Der Antrag der Abtheilung ift darauf gerichtet, der Nepräfen- 
tanten bier mit zu erwähnen, fo daß die Wahl derfelben der Beftätigung 
der Regierung auch unterliegen folle. Zuerft wird man wohl willen müf- 
fen, ob der ganze Paragraph wegfallen foll, weil es das am weitelten 
gebende Amendement ift. Diejenigen, welche den ganzen Paragraphen 
geitrichen willen wollen, bitte ich aufzufteben. (Es bat feine Majorität 
erlangt.) — Der zweite Antrag geht Dabin, den zweiten Satz des Para— 
grapben zu ftreihen, fo daß nur die Worte ftchen blieben: „Die Wahlen 
der Vorftände unterliegen ter Genehmigung der Regierung.“ 

Landtags-Kommiſſar: Wenn einmal die Negierung die Wahl 
genehntigen fol, fo muß fie auch das Recht der Entlaifung baten. Wenn 

emerft wurde, daß der eine Entlaffung feftfegende Beſchluß kein willfür- 
Vicher fein dürfe, fondern fih auf eine vorangegangene Unterfuhung grün« 
ben müfle, fo ift dies vollfommen richtig; es hat aber auch die Faſſung 
des Paragraphen feinen anderen Einn baten follen. Wenn nun der 
eehrte Redner, der den legten Sat des Paragraphen zu ftreihen vorge- 
plagen bat, deſſen Wegfall wünſcht, weil er ſich von felbit verftche, fo 
muß ich Doch zur Befeitigung der Zweifel auf die Beibehaltung antragen, 
während ed unledenflich iſt, die Worte „nach vorangegangener Unter» 
ſuchung“ einzuſchalten oder die Beſtimmung zuzufegen, Daß die Vorficher 
in ähnliher Weiſe, wie andere Rommunal- Beamte, entlajffen werben 
Önnen. 

Abgeordn. Graf Schwerin: Ich habe gejagt, es verftche fih, was 
der Aa wollte, von felbft, unter der Norausfegung, daß nicht Be— 
ſchluß der Regierung etwas Anderes heißen follte, als nach vorangegange- 
ner Unterſuchung. Inſofern Dies nicht Darunter verftanden fein follte und 
bie Kinjchaltung, wie fie der Herr Regierungs-Kommiſſar vorgefehlagen 
hat, gemacht wird, fo fann ich mein Amendement zurücknehmen. 

Marfhall: Die Sade ift alfo damit als erledigt anzufehen, daß 
ber zweite Eat des Paragraphen ftehen bliebe mit der Einfchaltung, die 
der Herr Negierungs - Rommiffar felbft hinzuzufügen vorgefchlagen bat. 

Referent Sperling: Das geht noch über die Wünfche eines Jeden, 
a oement bier geftellt Hat, hinaus, und ich Lin ganz damit ein- 
verftanden. 

Marfhall: Dann früge es fih, ob das Wort „Repräſentanten“ 
in ven zweiten Saß mit eingefchaltet werden fol. Dies it ein Vorſchlag 
ber Abtbeilung, ih muß aljo darüber abflimmen laffen und bitte, Dat 
Diejenigen, welche für die Einfchaltung des Wortes ,‚Nepräfentanten‘ in 
dem erjten Satze find, die Güte haben, aufzuftehen. Er iſt nicht an— 
genpninien. 

Referent Sperling lieft den 8.1 des Geſetz⸗Entwurfes vor: 


Der Borftand hat die gemeinfamen Angelegenheiten der Judenſchaft 
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zu leiten und die Beſchlüſſe der Repräſentanten zur Ausführung zu 
ringen. Er vertritt die Judenſchaft überall gegen dritte Perſonen, 
insbeſondere in allen Rechtsgeſchäften, ſie mögen die Erwerbung von 
Rechten oder die Cingebung von BVerbindlichfeiten betreffen. Das Ber. 
Mr ver Vorfteher und Repräfentanten gegen einander und gegen bie 

uden Ha ift, fo lange und fo weit nicht das Statut (9. 13) ein An⸗ 
deres [ei It nah den Beftimmungen der revidirten Städte» Drbnung 
vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Magiftrats und 
der Stadtwerorbneten zu beurtheilen.“ 

Das Gutachten dazu lautet: 


nd Als 
Die revidirte Städte-Drdnung vom 17. März 1831 gilt zur Zeit 
nur in einer verhältnißmäßig geringen Zahl von Städten ber preußi⸗ 
hen Cie da, wo fie nicht gilt, in Beziehung auf die Ber. 
ältniffe der Juden einzuführen, fcheint nicht nothwendig zu fein. Es 
würde, wo folches gefchähe, die Zahl der ſchon beſtehenden Gefegbücher 
und Gefesfammlungen dem allgemeinen Intereſſe zuwider vermehrt 
werden und den Wünfcden der Städte, welde fi der Stäbte-Örbnung 
som 19. November 1808 erfreuen, gerabezu entgegen fein. Die Ab- 
theilung hat nichts dagegen zu erinnern, daß die Beziehungen bes Vor⸗ 
ftandes zu den Repräfentanten und der Lesteren zur Synagogen - Ge. 
meinde nach den bezogenen Beſtimmungen der revidirten Städte⸗Ordnung 
normirt werden, ſchlaͤgt aber vor, dieſe Beſtimmungen nf in biefes 
Geſetz aufnehmen, fo daß das Etatut nur noch über ſolche Gegenftände 
ſich verbreiten bürfte, über welche in biefem Geſetze hinweggegangen 
wäre. 
Marfhall: Findet fih dagegen etwas zu erinnern? Wo nicht, fo 
fann ich annehmen, daß der Vorſchlag der Abtheilung angenommen wird. 
Referent Sperling (lieft re 
N; Am 
Ueber die Verwaltung des Vermögens der Judenfhaften ſteht ben 
Regierungen das Recht ber Ober » Aufficht in demfelben Maße zu, wie 
nad) der revidirten Städte-Orbnung vom 17. März 1831 über die Ber- 
mögend = Berwaltung der Stadtgemeinden.‘ 
$. 12 des GOutachtens: 
„Hier gilt das bei dem unmittelbar norhergehenben Paragraphen 
agte, und würde die Bezugnahme auf bie revidirte Städte-Orbnung 
ebenfane u vermeiden fein.’ 
arfhall: Aus dem vorigen Befchluffe würde wohl folgen, daß 
auch bier der Attheilung beigetreten wird. 
Referent Sperling (lieft von: j 
we 
Ueber die Wahl des enfinenben in dem Borflande und des Vor⸗ 
ftehers der Nepräfentanten-Verfammlung, fo wie über beren Befngniffe, 
ferner über die Zahl der Mitglieder des Vorftandes und ber Repräfen- 
tanten» Verfammlung, ber Stelivertreter berfelben, fo wie darüber, ob 
bie Wahl in den Vorſtand auf jüdische Einwohner der zum Mittelpunkt 
ber Judenſchaft heftimmten Stadt beſchränkt bleiben, und weldde Reiſe⸗ 
koſten⸗Entſchädigung ım anderen Kalle den Gewählten gewährt werben 
fol, endlich über das Berhältnig der Vorfteher und Repräfentanten gegen 
einander und gegen bie Judenſchaft find die erforderlichen Beftimmungen 
in ein befonderes, der Beftätigung des Ober-Präfidenten unterliegen 
Statut aufzunehmen. 
Die erfte Wahl bes Vorftandes_und ber Repräfentanten erfolgt 
nad) Vorſchrift der Regierungen. Diefe haben auch nach fattgefundener 
Wabl wegen Abfaffung der Statuten binnen einer feſtzuſetzenden Friſt 


Bas Erforberliche anzuorbnen. Sofern bie abfafjung innerhalb ber ge- 
ſetzten Frift nicht erfolgt, if von den Regierungen über die dem Statute 
vordehaltenen Beſtimmungen rin die Juüdenſchaft bindendes Reglement 


zu erlaſſen. 
6.13 des Gutachtens: 

„Es fehlt an einer ausdrüdlichen Beſtimmung darüber, wer über 
das Statut zu berathen hat. Der ganzen Gemeinde kann folhes füglich 
nicht überfaffen werben, ba fie Dazu wegen der großen Zahl und zum 
Theil mangelhaften Dualification ihrer Mitglieder nicht geeignet erfcheint. 
Die Abtherlung hält es für zweckmäßig, dat bie *— des Statuts 
durch den Vorſtand und die Repräſentanten gemeinſchaftlich erfolge.” 

arfhall: Findet man dagegen etwas zu erinnernt — Es wird 

Kae erinnert, und wird alfo der Paragraph als angenommen zu be» 
achten fein. 
Referent Sperling (lieft vor): 


my UF 

Der Borftand ift das Drgan, durch welches Anträge oder Deo 
ſchwerden der Judenſchaft an die Stantshehörde gelangen. Er hat über 
alle die Indenſchaft betreffenden Angelegenheiten und uber einzelne zu 
ihr gehörige Mitglieder den Staats- und Kommunal-Behörden auf Er- 
fordern y ihtmäßig und unter eigener Verantwortlichleit Auskunft zu 


ertheilen. 
8§. 14 des Gutachtens: 
‚ „Der Sinn der Worte „und über einzelne zu ihr gehörige Mit- 
glieder’ iſt nicht ganz klar. Es könnten dieſe Worte uf ein gewiller- 
maßen polizeiamtliches Verhältniß des Vorſtandes zu den einzelnen Ge⸗ 
meinde⸗Mitgliedern gedeutet werden. Ein ſolches liegt aber außer ſeiner 
Beſtimmung. Wenn Behörden den Vorſtand der Synagogen⸗Gemeinde 
zu einer Auskunft über einzelne Mitglieder auffordern, fo kann ſolche, 
der Natur der Sache nach und ähnlich, wie es bei den Presbyterien ber 
chriſtlichen Kirchen der Fall it, nur Beziehungen des Einzelnen zur Ge⸗ 
meinde betreffen, und dieſe find Augleic Angelegenheiten der Gemeinde 
—8 ‚Wenn alſo ſchon außerdem angeordnet worden, daß der Vor⸗ 
and über alle die Judenſchaft (Synagogen⸗Gemeinde) betreffenden An⸗ 
gelegenheiten den Staats- und ent auf Erforbern 
pflihtmäßige Auskunft zu ertheilen Fan fo ericheint ſolches der Ab⸗ 
Ka genügend, und Mimmt fie dafür, die Eingangs gedachten Worte 
au flreichen. 
arſchall: Es wird auch hierin Einverſtändniß herrſchen. 
Wir kommen nun zu einem Gegenſtande, über den eine längere Be⸗ 
rathung nothwendig werben könnte. Ich ſchließe alſo die heutige Sißung 
und bitte, ſich morgen 10 Uhr hier wieder verfammeln zu wollen. 





Sigung der Kurie der drei Stände 
am 16. Juni, 
Marfhall: Wir gehen nunmehr zur Fortſetzun ber geftern abge- 
brochenen Berathung üben und ich erfuche —8 —E den Br 
frag wieber aufzunehmen. 


Referent: 


. 15. 
Vertretung ber Juden aften in Stadtgemeinden. 
Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiten SÄRKTIWEIRUNER 


gut ſich ſo viel wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens befinden, daß 
ie mindeftens diejenige Zahl ber ſtädtiſchen wahlherechtigten ürgerfchaft 
erreichen, welche eine Theilung der Geſammtzahl der lepteren durch bie 
Zahl der Stadtverordneten ergiekt, fo kann auf den Grund einer zwilchen 
den ſtädtiſchen Behörden und dem Borftande der Judenſchaft unter Zus 
mmung ber Repräfentanten ftattfindenden Einigung den jüdiſchen wahl- 
erehiigten Bürgern geftattet werden, einen oder nach dem angegebenen 
Berhältniffe auch mehrere Verordnete nebſt Stellvertretern aus ihrer Mitte 
zu wählen, welche in ber Stabtverorbneten - Berfammlung in allen, nicht 
Das chriſtliche Kirchen» und Schulwefen betreffenden Angelegenheiten Sig 
und Stimme haben; dagegen fcheiden alsdann die Juden bei den Wahlen 
der FEN Stadtverordneten, deren Zahl fih nah Maßgabe ver eintre- 
ten jüdi den Verordneten vermindert, als Wähler und Wahl⸗-Kandi⸗ 
aten aus. 
Das Ergebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt der Beſtätigung 
ber Regierung und iſt in das ſtädtiſche Ortoſtatut aufzünehmen. 
„Bei der ſeitens der Juden ſtattfindenden Wahl von Verordneten aus 
ihrer Mitte finden die Vorſchriften und Bedingungen Anwendung, welche 
für die Stadtverordneten⸗Wahlen uberhaupt an dem betreffenden Orte 


maßgebend find, 
Gutachten ver Abtheilung. 

MWenngleih es den ftäbtiihen Behörden und Vorſtänden der Juden 
nur anheim gegeben und in deren freien Willen geftellt ift, Vereinbarun⸗ 
gen zu treffen, nach welchen die Auden in Beziehung auf Die Verwaltung 
der ſtädtiſchen Angelegenheiten ihren chriſtlichen Mitbürgern gegenüber 
eine beſondere Corporation bilden würden, fo ift doch au dem Gedanken 
an die Möglichkeit der Hinwirkung Königliher Behörden auf die Bildung 
folder Eorporationen nicht aller Raum abgefchnitten. Wenn nun ſchon 
oben in der Einleitung und bei $. I zur Sprache gefommen, daß Verein⸗ 
barungen, wie fie der in Rede ftehente Paragraph ftatuirt, zu offenlaren 
Rechtskränkungen der einzelnen Juden führen und dem öffentlichen Intereſſe 
entgegen fein würten, fo mußte ſich vie Abtheilung bier noch beſonders 
vergegenwärtigen, daß in dem Falle folcher Vereinbarungen in der Bür- 
gerichaft eine Audenfchaft beftehen, in der Etadtverordneten - Rerfammlung 
nicht blos Nepräfentanten der Bürgerfchaft fondern auch Repräfentanten 
der Judenſchaft ſitzen und die Städte-Ordnung in ihren wefentlichften Be⸗ 

immungen aufgehoben fein würbe. Tiefe Betrachtung führte zu dem ein⸗ 
immigen Befchluffe: 
daß ver 9. 15 ganz und gar zu flreidhen fet. 

Die Dispofition diefes 6. iſt zwar nur als eine fakultative hingeſtellt; 
indeffen kann diefelbe durch Interpretation auch bald einen verpflichtenden 
Charakter annehmen. Was das Gouvernement hier als zuläffig ausge: 
fprochen, hat daſſelbe auch für zweckmäßig erachtet, und mas von ihm ale 
zweckmäßig erachtet ift, darauf fünnten die Unterbehörden fich leicht verpflich- 
tet fühlen binzumirken. Immerhin mag Tei dem Entwurf tiefes 8. die 
befte Abficht olgewaltet baten, ſowohl in Bezug auf die Auden, ale auch 
in Beziehung anf das allgemeine Etantswohl. Aber das Mittel, welches 
zu deren Erreichung gewählt worden, ift ſolchem Zwecke nicht entſprechend, 
denn es führt zu einer Separation ber Auden von ten Chriften, über 
welde oft geffagt worden und gewöhnlich den Juden Schuld gegeben iſt. 
Im Laufe unferer Debatte find wir zu ber Ueberzeugung gekommen, daß 
ein Theil dieſer Schuld ung felbft trifft und den bisberigen Stand unfe: 
rer Verfaffung und Geſetzgebung. Sind wir zu dieſem Schluſſe bisher 
nur indirekt gefommen, fo finden wir in dem vorliegenden Gefeg » Para- 
rapben die fo oft beflagte Separation Direkt ausgefprochen und fanftionirt. 

Ängpfeien hiervon ift noch ein Umftand in's Auge zw fallen. Nach der 
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bisherigen Berfafung ver Etätte hatten die Juden, und zwar von allen 
in dem rreufiihen Staate lebenten, mehr als die Hälfte deriellen das 
Recht, einzeln für ihre indieituelle Perion an ter flädtifhen Verwaltung 
Theil zu nehmen. Tiere ihr indiriduelles Recht, an der Berwaltung ber 
ſtädtiſchen und ihrer eigenen Angelegenheiten Theil zu nehmen, fol ihnen 
künftig durch einſeitigen Beſchluß ıbrer Vorſtände und Wepräfentanten, 
durch deren Vereinbarung mit dem Magiſtrat entzogen werten koͤnnen. 
Dies miberftreitet Dem Rechtsrrinzive, und die eben gemachten Bemer⸗ 
kungen werten binreiben, um tie hehe Verſammlung für die Annahme 
des VorẽElages zu immer, der von der Abtheilung gemacht worden iſt. 

Abgeordu. Merkens: Der geñſtern von ber Mininerbart gebherten 
trerlichen Rete wirt chne Zweifel zertanft, daß die 68. 2 bis 11 Tue 
erritezinten Geſetzes mit ſe großer Mazcrität von und angeremmen wer» 
den Art. Mer Solen Bauten enter Mentid gerbar, um mit cct chriſtlicher 
Kiete verı Irder:bem ın Krblider Hinũcht Ferm uns Geflalt au geten 
umb amt Nie Micie die BVerbiiter ter heiligen Schriet zu erfulen, Lie 
urd Me Umerniriirte: dieſes Bolles Series zertünner bat Vom Stand» 
runfre des dntisden Staats exs Finradrer, maz diet rede fromm, aber 
mehr noch infenieszene fair. Tere wenn beim 9. 15 tiefem ofiın gut⸗ 
merbioen Wirken ren and eine reiste Kıhrara cegeten werden weilte, 
ip wEre Nr zolinike Sera m Geserebenl fo undriniih Azarelizı fein, 
und em friiher Seazr aezen Seinen MRıfen den orten Dientt erceiten, 
we Inderrkzem ate Soihes nice Ari am oraanıren, on der Werarstur 
seiret kırtilizen Temzele eikıe minnnarbeien, ſondern cn bemielten ven 

ı fortnesen au lagen. Der pelniiſche Steat wurde 
ferner me orte Deräflisteir ferere ver Iuderfäsht, weiber ver Herr 
Chber: P:Andert son Posesam une 's seraber ker, benenfiih ert fer eine 
Aufervereng gebairen baten, ſcharier über me Renisseerjer nobinterten. 
<rwme: Iıdr abseleem Der eiinlde Saar werte sielmehr ale 
batt erfaneı beten, Debut mein Mese Me enerweridie Abſerder vng 
une Fnlırte ıicricnsiiär per Neben immer mehr aeordert werde und neue 
Mabreng eriense: v2. derf art nem Bene Das Jortenrrbem die Amme 
werd:. ar Der Tag neue Irdentbrmm Sb röbre er? fo zruernerirm veim 
groſ gezoger werde. Der yelin’he Staat werte die Juden aie ſolche 
IeToriren und ibren cher ie bereblende Mitghieder des Staate alle vol: 
sıcben Reize enoetränft eimrärmer. Ib meh daber gegen den Iöter Dar 
ragranben ftrmmer. mei! er ar? hieiem Wege forsfäbrr, das police ar 
tbun, was fra ter arber if: abiordern. 

Reg.Kommiñe: Brragemern: Et iſt mir zwar nicht vol. ar 
Iungen, die Anſitbt Dee geebeter Redne:s, ver fo eien tu Tripum: »°1 
Iaffen bat, aufsnfaner.: mern ib wich jedoch wicbt ırıc. fo bee rın. In 
konſequenz tarır. finder wollen, defß der briftlibe Staa: m: reitet: 
Berbälmifle der Inder ordne und durch Die Keftiieliuns ihre: antere:: er 
bältniſſe ihnen zugleich die Mögl!ichter: gewäbre fid werm: entwicterun 
während nah dem Sucipruche Dee Stinere dee Corinentem. merc: BO 
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in ſeiner Zerſtreuung mm Achm Der Zeit nleriame: werden olt cm 


ſolche Anſicht würde aber irmob! Dem Rectelwarit pe Staate. al“ N 
son mir gefterr. enmmudelter rıfrlber Prima miserioremeg Tin WE a 
Prinzip gewähr: and anderer ale Enıftit reine: Ueversenant;, Ver 
inpem es die Gewiñensfreiber: fiberitek:. das chriſtliche rany a N" J. 
Duldung Der chriſtiicht Staat giaur: md: durd- Bere T 
und ber Lieber der Yeriebune ır der Aneinbran. ihre Mujure ut" ar 
kommen zu müffen: wer « jein: Pflich: erfullt hat, —BR8 ON“ 

beren Hand, welche uber oe Schicljalen der Meriten un 

Weiſe fie ihre Rathſchlüſſe zur endlichen Erfifturen n.. 

einigen Seiten Bravoraf.) 
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Ayrırte. von Auerswald: Ich erlaube mr, den Gründen, wel 
Bring gegen die Beibchaltung des 8. 2 entwickelt find und welche in * 
Deuptiacde mir dieſelben ſcheinen, welche jetzt auf H. 15 Anwendung finden 
use, wenige Worte hinzuzufügen. Der $. 15 enthält meiner Ueber⸗ 
zcuzeng nad cin gefährliches Geſchenk für tie Juden, eine Beflimmung, 
ide cinen Heinen Staat im Staate, mindeftens eine kleine Stadt in ber 
Stadt dudet und, wie fchon von der Abtheilung richtig bemerft ift, der 
Staͤdtcordnuug widerfpricht, aber auch ten Juden theilweife die Staats— 
dürgerrechte nimmt, die fie bereits haben, theilweiſe die beſchränkt, auf die 
fie inſpruch machen Dürfen. Ich glaube, daß dieſes Geſchenk nur nach. 
tbelig für fie fein kann und daß fie wohl ein Recht hätten, auszurufen: 
Timeo Danaos et Jona ferentes! Vom Gefichtspunfte des Staats be- 
trachtet, kaun ih aber auch für dieſe Beftimmung feine anderen Gründe 
erfennen als diejenigen, welche hier bereits angeführt find, die ich aber 
allerdings nicht theilen Fan, daß nämlich die Vereinigung der Juden und 
Chriften in bürgerlicher und politiſcher Beziehung fur die Chriſten nur 
nachtheilig, ja gefährlich fer. Sch muß Lefennen, daß mir vom Stand⸗ 
—* gerade derjenigen, welche eben das Prinzip des Chriſtenthums ver⸗ 
echten, dieſe Anſicht vollkommen unbegreiflich if, vom Standpunkte derje⸗ 
nigen, welche in der Erkenntniß des Chriſtenthums die alleinige Erkennt⸗ 
niß der Wahrheit finden. Ach gehöre zu denſelben, ich gehöre ferner zu 
Denen, Die einen febr wejentlihen Unterfchied zroifchen dem Sittengeſetz ber 
Juden und dem der Ehrijten finden, und ſchließe mich in dieſer Beziehung gern 
den Worten des Redners aus Sachſen an, welcher ſagte: Wenn dies die 
Veberzeugung des großen Daufens it, fo gehöre ich gern zu dem großen 
aufen; sch bin aber weit entfernt, ihm beizuftimnen, wenn er eine folche 
eberzeugung möglicherweife für ein Borurtheif hält. Ich bin von ber 
Richtigkeit diefer Ueberzeugung durchdrungen, ferner davon, Daß die Wahr- 
heit jederzeit fiegen wird und muß; ich fann mir aber den Kleinmuth be» 
rer nicht erklären, welche ſich Chriften nennen und doch beforgen, daß der 

Einfluß von 200,000 Juden auf die fittliche Tendenz der Geſetzgebun 

eines Staates von 16 Millionen Ehrijten Levenflih werden Fünne J 
lebe der entgegengefegten Ueberzeugung, ich glaube felfenfeft, daR, wenn 
auh das Verhältniß umgekehrt wäre und unter 16 Millionen Juden 
200,000 Ehriften wohnten, dennoch fo ficher, wie die Sonne, ber Tag 
eranbrechen würde, wo Das woſaiſche Geſetz dem fittlichen Prinzip des 
hriſtenthums weichen müßte. — Daß ih von ſolchem Standpunkte aus 
eine jede Befchränfung der Juden, ja jede Geftattung einer Abfonderung, 
die fih über die Borhalle des Tempels hinaus erſtreckt, unnöthig balte, 
wird Har fein. Sch muß fie aber auch zurückweiſen und mich jeder Ent» 
[eibun widerfegen, welche der Grundregel alles Staatslebens und alles 
eſellſchaftolebens „gleiche Pflichten, gleiche Rechte‘, widerſpricht, einer 
Entfheidung, welche fih auf Beſorgniſſe gründet, die dem Prinzip bes 
Chriſtenthums nicht entipreipen, für die Epriften meiner Ueberzeugung nad) 
nicht geziemend find. Es liegt mir fern, mich in ben myſteriöſen Streit 
über den Begriff des Sriflihen Etaats zu mifchen, aber die Bemerkung 
muß ich mir erlauben, daß ein Staat von 16 Millionen Menſchen, der 
fih im Prinzip und der Tendenz feiner — ebung durch 200,000 Juden 
gefäbreet glaubt, in dieſer Beziehung nicht feiter flände, als die Staaten 
e8 Inkas von Peru und Meriko den gebrechlichen Caravelen eines Pizarro 
und Cortez gegenüber. Sch glaute nicht, daß unfer Staat alfo auf thö⸗ 
nernen Füben fteht; ich glaube mich daher gegen eine jede Mafiregel er- 
Hlären zu müffen, welche aus einer fo wahrbaft unchrijtlichen Beſorgniß 

fließt, und ich Iöliche mich entfchievden dem Abtheilungs⸗-Outachten an. 

AR eorbn. Krüger: Weil ich der vollſtändigen Emancipation ber 
Juben Hold bin, kann ich nicht zugeben, daß wirder eine Abfonderung ein« 


trete; ich Tann es in Betreff des $. 15 um fo weniger, als verſchiedene 
Gründe dagegen ſprechen, und flimme daher vollkommen mit dem Antrage 
der Abtheilung überein. Erſtens, weil ſchon $. 73 der Städte - Ordnung 
ausdrücklich feftfegt, Daß bei Stadtverorbneten-Wablen alle Stimmfähigen 
lediglich ale Mitglieder der Stadtgemeinde, ohne Beziehung auf Corpora⸗ 
tion und Sekte, theilzunehmen haben; zweitens weil —* nach $. 84 auch 
jeder Jude ſtimmfäͤhig fein kann, und weil man nicht wollen kann, daß den 
Juden größere Rechte bei den Stadtverorbneten- Wahlen eingeräumt wers 
den follen, als den Ehriften. Das würde aber unbedingt gefrhehen, wollte 
man ben Juden geftatten, als Sefte Stadtverorbnete zu wählen, und es 
wärde dann dahin kommen, bag auch die chriftlichen Religios-Parteien das 
Anverlangen ftellen würden, Eonfeffionelle Vertreter in die Stadtverordne⸗ 
ten-Berfammlung zu ſchicken. Das darf aber nicht flattfinden und darf es 
um fo weniger, da den Juden die Vertretung in den Stadtverordneten⸗ 
Berfammlungen fchon fpeziell eingeräumt ift, indem jet fchon faft in allen 
zäßeren Städten Juden zu Stadtverordneten gewählt werden. Derfelbe 
I wird aber, wenn ihre Zahl diejenige Höhe erreicht, welche $. 15 der 
gegenwärtigen Verordnung voraugfegt, um p mehr eintreten, und fie wer- 
den vollfländig in den Stadtverorbneten - Berfammlungen vertreten fein. 
Weil nun $. 15 eine Aenderung der heftehenden Paragraphen der Städte» 
Ordnung vorausfegt und verlangt, muß ich jedenfalls gegen benfelben 
flimmen und ihn _verwerfen. 

Abgeordn. Sommerbrodt (vom Plate): Obgleich ich mich für bie 
Emancipation der Juden erkläre, da ich in ihr nur einen Akt der Fer 
tigkeit erblicke, ven wir denjenigen ſchuldig find, die mit ung gleihe Pflich- 
ten und Laften tragen, fo fann ich mich doch nicht mit dem vorliegenden 
Paragraphen einvereben erklären, indem berfelbe den Juden mehr Nechte 
einräumt, als wir Chriften beſitzen, ja felbft in die Prinzipien der Städte- 
Ordnung eingreift. Die Gründe dafür find von dem verehrten Redner 
vor mir bereits ausführlich entwickelt, dieſelben Leiten auch mich, für den 
Wegfall des Paragraphen zu flimmen. 

Abgeorbn. Möwes: Echon kei Gelegenheit der Befprechung des 
Geſetz⸗ ntwurfes im Allgemeinen babe ich mich gegen das Abſonderungs⸗ 
Prinzip ausgelaffen, das in biefem 8. 15 hauptſächlich hervortritt. Es ri 
mir unerflärlih, wie man in unferer Zeit auf ſolche Prinzipien geräth, 
während unfere Geſetzgebung es firh ſchon Tängit zur Aufgabe gema Er 
alle Dertepiebenpeiten zu befsitigen und zu er bie zwifchen Ju⸗ 
den und Chriſten in oe Beriebung beftehen. (Lauter!) ir iſt 
nicht bekannt, daß daraus fchon ein Nachtheil hervorgegangen wäre. 

befürchte aber, daß, wenn folde Grundſätze wieder lab greifen, 
man zu der Zeit zurückkommen wird, in welcher den Juden ein beftimmtes 
Stadt-Revier zur Wohnung angewiefen wurbe. Ach frage, ob man nicht 
mit Bedauern auf folde Städte Hinbliden muß, in welchen folche Be⸗ 
[9ränfungen verfaffungsmäßig noch ftattfinden, ob man nicht bedauern muß, 

ß die Bundes-Gefeägebung, die ſchon Tängft den Juden eine Verbeſſe⸗ 
run * Lage verſprach, noch nicht Bedacht darauf genommen hat, jene 
Verheißung zu erfüllen und darauf hinzuwirken, daß in dem Juden das 
Wenſchenrecht geehrt wird. Abgeſehen davon, erachte ich dafür, ve biefe 
Beſtimmung des $. 15 ber hisherigen Geſetzgebung vollſtändig widerſpricht. 
Ohne allen Zweifel follen die Juden nach diefem Paragraphen nur in ih⸗ 
rem Berbältniffe ale Stadtbürger betrachtet werden. Sie find daher auch 
nur nach der Berfaffung der Ortfchaften, wo fie 19 niebergelaffen haben, 
u beurtheifen. In diefer bürgerlichen Beziehung fehreikt aber ſchon bie 

tädte- Ordnung vom 19. November 1808 vor, daß die jüdiſchen Bewoh⸗ 
ner der Städte nur nah der Städte-Drbnung beurteilt werden follen, 
Diefes Geſetz Hat Tängft alle Verſchiedenheiten zwifchen Juden un Luxe 
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fen aufgehoben. Es kennt Feine Judenbürger und Feine Ehriftenbürger. 
8 würde daher das Grundprinzip der Städte-Drdnung umftoßen heißen, 
wenn man wieber Verfchiedenheiten zwifchen Juden und Ehriften in hürs 
erlicher Beziehung wollte eintreten laflen und dem vorliegenden Grund- 
abe Geltung zu verfchaffen geneigt wäre. Die Einleitung zur Städte 

rdnung giebt fchon zu erkennen, daß der Geſetzgeber die Abficht gehabt 
hat, jede en nicht allein die aus den konfeſſionellen Unterjchie- 
den hervorgehe, fondern überhaupt alle das Bürgerthum angehende Ver⸗ 
[hiebenpeiten aufzugeben ‚ fie mögen einen Grund haben, welchen fie wol« 
en. Die Städte-Orbnung hat in der Bürgergemeinde_einen feften Ver. 
einigungspunft bilden wollen, in weldem alle Intereſſen zu vereinigen, 
and um welchen fich alle Bürger zu fammeln haben, um Theil zu nehmen 
an der gemeinfamen Verwaltung der ftäbtifchen Angelegenheiten. 

Der $. 5 der alten Städte- Ordnung vom Jahre 1808 theilt die Ein- 
wohner der Städte nur in Bürger und Schugverwandte und macht feinen 
Unterfhieb, ob fie Juden oder Seen gend. Sm $. 6 wird, wie vorher 
pelagt, ausdrücklich feftgefeht, dag alle Bürger, ohne Unterfchien der Re 
igion, nach der Städte-Ordnung und nach der Berfaffung des Ortes, in 
welchem fie wohnen, behandelt werden ſollen. Der $. 16 fest ausdrück 
lich feft, daß es uur ein Bürgerrecht geben fol. Er lautet dahin: 

„In jeder Stadt giebt es Fünftig nur ein Bürgerrecht. Der Unter 

fhieb zwifhen Groß» und Klein» Bürgern und jede ähnliche Abthei— 

uns on Bürger in mehrere Ordnungen wird daher hierdurch völlig 
aufgehoben. 
und der o eben an biefer Stelle erwähnte $. 73: 

„Die Wahl der Etabtverorbneten nach Ordnungen, Zünften und Cor 
orationen in ben Dürgerfhaften wirb Dagegen on völlig aufge 
oben. Es nehmen an den Wahlen alle flimmfühigen Bürger Yntheit, 

und es wirkt ever lediglich als Mitglied der Stadtgemeinde, ohne alle 

Beziehung auf Zünfte, Stand, Corporation und Selte.“ 

ie revibirte Staͤdte-Ordnung läßt in Beziehung auf diefen $. 73 

war zu, daß die Bürger nad * zu Stadt verordneten gewählt wer- 
en fönnen, aber ich bezweifle, daß man hierbei die Abficht gehabt Kat, 
eine konfeſſionelle Verſchiedenheit eintreten zu Iaffen, ich glaube vielmehr, 
daß man nur die Klaſſen im Sinne Be bat, die aus der gewerblichen 
Beichäftigung oder fonftigen Verhältniffen ber Bürger hervorgehen. Der 
&. 110 ver alten Städte⸗Ordnung fest endlih ausdrücklich fer. 

„Die Stabtverordneten find im vollften Sinne Bertreter der ganzen 

Bürgerfchaft, mithin fo wenig Vertreter des einzelnen Bezirfs, ber 

fie a hat, noch einer Corporation, Zunft u. f. w., ber Ri zufäl- 
ig angehören. 

es. f. w. bezieht fich natürlih auf den Ausdruck Sekte, der ım 
$. 73 gebraudt ift. u 

Aus allen diefen Beflimmungen glaube ich die Behauptung herleiten 
zu müſen „, daB dieſer Paragraph des Geſetz - Entwurfs ohne Aufhebung, 
ohne Gefährdung bes Prinzips der Städte-Ordnung nicht ftehen bleiben. 

kann. Jedenfalls fragt man ſich, wie man zu einer folhen Beftimmung 

kömmt und welche Vortheile fie gewähren fol. Es iſt mir in der That 
nicht möglich gewefen, mir Diefe * beantworten, und dies um ſo 
weniger, als wir vielfach die Erfahrung gemacht haben, daß auch die 

Bürger jüdiſchen Glaubens ſich auf das thätigſte der ſtädtiſchen Angeles 

genheiten annehmen. Beſonders haben wir in unferer Stadt noch immer 
die Erfahrung gemacht, daß die Mitglieder der Judenſchaft, die fich in der 

Stabtverorbneten-Berfammlung befunden haben und noch befinden, es fih 

nicht zur Aufgabe geſtellt haben, bie Intereſſen der Juden zu beförbern, 
fonbern fi auf das eifrigfte aller ſtädtiſchen Angelegenheiten anzunehmen, . 
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und redlich bemüht ſind, die allgemeine Per u befördern. kann 
daher in dieſem garı raphen wahrlich Feinen Fortſchritt in ber Geſetzge— 
bung erbliden. Rückſichtlich derjenigen Provinzen, in welchen das Evift 
vom Sahre 1812 geltend ift, möchte das Unternehmen, den Gegenbeweis 
au führen, gend die Meberzeugung hervorrufen, daß dur bieten Para⸗ 
graphen ein Rückſchritt gemacht werden würde. Diejenigen ſtaatsrechtlichen 
und moraliſchen Grundſäatze, welche 1812 zuerſt Anlaß gaben, eine Beſei⸗ 
tigung aller Verſchiedenheiten zwiſchen den Chriften und Juden in bürger- 
licher Beziehung zu bewirken, und die darauf berechnet waren, die Ent⸗ 
wickelung ber Letzteren als Etaatshürger zu befördern, aber auch alle na- 
tionalen Eigenthümlichkeiten möglichſt aufzulöfen, diefelten Grundfäge, fage 
ich, müffen auch heute noch vorwalten und veranlaffen mich daher, mich 
—* die Beſtimmung des Geſetz⸗Entwurfs zu erklären. (Ruf zur Ab⸗ 
immung.) 

Abgeordn. Grabow: Ich will mich dem Abſchluß der Diskuſſion 
nicht enigegenſetzen, weil die Rechts⸗, Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwen⸗ 
bigfeits- Gründe von dem geehrten Redner vor mir fo vollfländig aus ein- 
ander gefegt find, daß ich glaube, der Paragraph wird einflimmig verwor- 


fen werben. 

Marfhall: Der Herr Abgeordnete Kanitz hat noch das Wort; ich 
weiß nicht, ob er darauf verzichtet. 

(Abgeordn. Kanitz verzichtet aufs Wort.) 
Die Abtheilung hat vorgefchlagen, den $. 15 wegfallen zu Yaflen. Ich 
bitte diejenigen, welche dem Antrage beiftimmen, aufuftehen. 
(Der Antrag wird fat einftimmig angenommen.) 

Referent Sperling: Sch werde mir erlauben, bie Bir 16 bis 22 

vorzulefen, weil fie in genauem Zeſam menhange ſtehen. (Berlieft): 


Die auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben der 
Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft, reſp. deren Worlichern und Re⸗ 
präfentanten überlaffen. Die Regierung hat von diefen Einrichtungen nur 
infoweit Ma au rei und Entfegedung zu treffen, als die öffent, 
liche Ordnung ihr Einfchreiten 


Dem Statute einer jeden Yudenfchaft bleibt die Beflimmung darüber 
vorbehalten, ob Kultusbeamte angeftellt und wie biefelben gewählt werten 
ſollen. Bis dahin behält es wegen biefer Wahlen bei demjenigen, was in 
den einzelnen Judenſchaften herkömmlich ift, und in Ermangelung cines 
feften Herfommens bei den allgemeinen gefeglichen Vorſchriften wegen der 
Wahl von Gefellihaftsbeamten fein Bewenden. Die gewählten Rultus- 
Beamten dürfen in ihr Amt nicht eher eingewiefen werden, bis die Regie⸗ 
rung erflärt bat, daB gegen ihre Annahme nichts zu erinnern ifl. Die 
Regierung hat bei diefer Erffärung außer den Körmlichkeiten der Wahl 
nur darauf wand zu nehmen, daß die gewählten Rultusbeamten unbe- 
fholtene Männer find. 18 


8. 

Entftehen innerbalb einer Judenſchaft Streitigfeiten über die inneren 
Kultus⸗Einrichtungen, welche auf Bildung einer nenen Eynagoge abzie- 
len, fo find die Minifter ber geiftlichen 2c. Angelegenheiten und des Innern 
ermächtigt, auf Den Antrag der Intereffenten eine Begutachtung der ob- 
waltenden Tiifferenzen durch eine zu tiefem Zweck einzufegende Kommiffion 
eintreten zu laffen. Kann durch den Ausſpruch der Kommiffion der Kon⸗ 
flikt nicht ausgeglichen werben, fo haben die Miniſter unter Benutzung des 
von ber Komm iftion algegebenen Gutachtens darüber Anordnung zu tref- 
fen, ob und mit welder Maßgabe die Einrichtung eincs algefonterten 
Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge u Astra G 
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eich haben dieſelben mit Ausichluß tes Rechtweges zu beſtimmen, wel- 
— 84 im Befig der vorhantenen ala. Cinrihrungen beblei 


Tiefe Kommiſſion fol, fo oft Tas Berurfniß es erfortert, unter ber 
Aufficht eines Regierungs-Abgeoroneten in Berlin zufammentreten und 
aus neun Kultusbeamten ober anteren Männern jübilchen Glaubens be- 
Reben, die das Vertrauen ter Zuteniaft, welcher fie angehören, befigen. 


Die Mitglieder der Kommiſſion mit einer angemeilenen Zahl von 
GStellvertretern werden von ten Mintitern ber geiitlihen ꝛc. Angelegenbei- 
ten und des Innern auf den Vorſchlag ter Ober⸗Präſidenten, welche dabei 
die Anträge der Iubenichaften ihres Nerwaltungs - Bezirkes befonders zu 
berüdfichtigen haben, auf die Zauer con ſechs Jahren ernannt. 


Die durch den Zufammentritt. ber Kommiſſion erwachſenden Koften 
werben von den fämmtlihen Judenſchaften des Staats nah Verhältniß 
Des Roftenbetrages ihrer gefammten ypurfnijſe (6. 23) aufgebracht. 


Die Kommiſſion beſchließt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten 
Gegenſtände nach abſoluter Stimmenmehrheit und —* bie zu erſtattenden 
Gutachten unter Beifügung von Grunden vollſtändig auszuarkeiten.‘ 


Gutachten: 

„Ser Abſchnitt, welcher über das Kultusweſen handelt (&$. 16—22), 
fallt in keine der Kategorieen von Gefegen, zu deren Berathung bie 
Etände verfaffungsmäßig berufen find. Deshalb glaubte die Abtheilung 
auch, in Beziehung auf denfelben zunächft die Frage anregen zu müffen, 
ob er der Berathung des Vereinigten Landtages unterliegen dürfe? Sir 
den Fall, daß dieſe Frage in pleno bejaht werben follte, was die Abs 
theilung um deswegen anzunehmen geneigt war, weil es ſich um eine 
Königliche Propofition handelt, war zu $$. 16 und 17 nichts au er 
innern. 

Marfhall: Findet fi) gegen die ausgelprochene Meinung der Ab- 
theilung etwas 3 erinnern? (Es wird keine Bemerkung bagsgen gemacht.) 

ier ift der &. 16 übergangen worden, der Hr. Abgeordnete Bruſt wünſcht 
jedoch über denfelben an fprechen. 

Es ift nicht die Meinung, daß der Paragraph wegfallen fol, fondern 
die Berfammlung bat befchloifen, fich Damit zu befchäftigen. Haben Sie 
alle gegen benfelben etwas zu erwähnen, fo würde ich Titten, es vor 
utragen. 
’ Ahgeoron. Druft: Meine Herren! Als im Jahre 1815... . (lau⸗ 
ter! Iauter!) die Rhein⸗Provinz mit der Krone Preußens vereinigt wurde, 
befanden ſich die Juden im vollen Befiß der politifhen Rechte, faft wie 
bie übrigen chriftlihen Untertbanen der Provinz. Sie glaubten, das Be- 
—— — welches der König damals erlaſſen hatte, ſo wie auch 

äter die Bundes⸗Akte, würden ihnen dieſe Rechte ſichern. Damals be 
fanden für alle ihre Kultus -Verhältniffe Ronfiftorien, Diftrikts - Konfiflo- 
rien und ein General-Konfiftorium in Paris. Die erfteren Konfiftorien 
find bisher in der Nhein-Provinz verblieben. Ueber die hürgerlicden Ber 
hältniffe der Juden will ich mich nicht weiter auslaffen, da 0 
läuftighier erörtert worden find. Id) muß nur fagen, daß die Juden is 
der Rhein-Provinz in dem Artikel 16 und dem folgenden des Gefep-Bor- 
chlages eine Beeinträchtigung ihrer bisherigen Rechte und ihres Kultus, 
0 wie implicite in dem Artifel 16 und folgenden eine Aufhebung ihrer 

onfiftorien erbliden. Diefe Konfiftorien find für ihren Kultus, meine 
Meinung nah, durchaus nöthig, weil jede Religionspartei auch eine Be 
Hörde haben muß, die ihre Religionsverhältniſſe vegelt uud die in biefer 
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Beziehung nothwendige ge vermittelt. Mit der Abtheilung werbe ich 
daher —* mmen, daß 8. 16 und überhaupt alle Artikel, die ſich auf 
bie Rultus- erhältnife beziehen, geftrichen werben. 

Marfhall: Sch muß fragen, ob das Amendement, daß ter $. 16 
wegfalle, Unterſtützung findet? (Es erhebt fih Niemand bafür.) Das 
Amendement iſt nicht unterftügt, und es Tann alfo feine Disfuffion dar- 
über flattfinden. 

Abgeoron. von Brünned: Die Abtheilung bat fih in ähnlicher 
Weiſe geäußert. 

Referent: Die Abtherlung war der Meinung, daß es bei $. 16 ver- 
bleiben könne. 


und 22 ..... 

Referent Sperling: Die Anficht der Abtheilung ging dahin, daß 
das Material, welches hie 8%. 16— 22 enthalten, nit © enftanb der 
Verhandlung auf dem Landtage fein dürfte, da es aber demjelben Aller- 

a proponirt ift, Feine Veranlafjung vorhanden fei, damit fich nicht zu 
eichäftigen. 

z chall: Dem iſt die Verſammlung beigetreten. Es iſt beantragt 
worden, den $. 16 zu flreichen. Dieſer Antrag ift aber nicht unterſtüßt 
worden. Ich muß baher vorausjegen, daß berfelbe angenommen ift. (Viele 
— Ja!) Es fragt ſich, ob gegen $. 17 etwas zu bemer⸗ 
en i 
Abgeordn. Hanfemann: In Beziehung auf $. 17 verſteht es fi 
doch 00% felbft, daß, wo das Wort „Judenſchaft“ vorfommt, dafür Sy- 
nagogen⸗Gemeinde“ gefeht werdet (Viele Stimmen: Ya wohl!) Dann iſt 
mod ir mich ein Bedenken in dieſem Paragraphen darin, daß eine Kom⸗ 
million ....- nein, ich irre mich, dies iſt im folgenden Paragraphen. 
Marfhall: Wenn weiter nichts bemerkt wird, fo ıft der $. 17 als 
angenommen zu betrachten. 

Referent (verlieft Seite 12 und 13 des Gutachtens zu 6. 18): 


9 39. 

‚Die Abtheilung iſt mit dem in der Denkichrift pag. 24 ausge⸗ 
fprochenen, von der Staats-Regierung bisher hefolgten Grundfage, daß 
eine Einmifhung der Staats-Dehörben in die Differenzen, welche unter 
den Juden über ihren Kultus entftehen, nicht ftatthaft und es ihre eigene 
Sache fei, ſich darüber zu einigen, was dem Geifte ihrer Religions- 
faßungen angemeffen tft oder nicht, ganz einverflanden, dba folder bie 
Glaubens. und Gewiflensfreipeit der Juden garantirt. 

„Eben fo kann viefelbe e8 nur gutheißen, daß da, wo bie vorbe- 
merfte Einigung, unter ben Juden nicht ftattfindet und es ſich um bie 
Bildung neuer Kultus-Einrichtungen in befonderen Synagogen handelt, 
den Diffentirenden, weil über Glaubens - Angelegenheiten die Meinung 
der Majorität nicht entſcheidend fein fan, um Gewiſſenszwang zu ver- 
meiden, eine Abfonderung und Bereinigung zu einer eigenen Kultus⸗ 
Verbindung zu geflatten, fi pag. 25 und 26 ibid. 

‚. ‚„Diefen Grundſätzen ift aber der Inhalt des vorliegenden Paragraphen 
infofern nicht ganz entſprechend, als nach demſelben in dem Yalle aue- 
bleibender gütlicher Vereinigung ben Miniftern die Entſcheidung zuftehen 
ſoll, ob die Einrichtung eines abgefonderten Gottesdienſtes 2c. zu geftatten 
fe. Die Maßgaben — unter denen dieſe Abſonderung geſchehen 
kann, ohne daß das Beſtehen der bisherigen Synagoge gefährdet wird, mag 
immerhin und muß der —— —— im Intereſſe der letztern vorbe— 
palten werden. Die Abfonderung felbft aber darf deshalb nicht in Frage 
ommen, baher die Abtheilung dahin fentixte, in der achten Zeile die beiden 
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‚Rıumitar Prücsemızz: Es mi) secee vi 
Kiefer Were um '3 weniser eread jz erizzerz az. ıl es Nie Alt 
Bes Gexserzeurzs bt gemehen iR, ım Facge 32 Weßer, ob eine Atten, 
deranz tet srekziered Sarirer "alle eier ode, suelmehr Holle ſich 
kie Tisrerer:se esrıar besichen, ze 2 Eimer eizes abgeienderten 
Sottesdienites crer die Pileza eine: zeser Serızear 7 genatren ſei. 
Te Mesrad zirz terenfals hürer, zerz die Werte „eb uud" 
alfen. 

Marichall: Es itazt Kb, ch 222 ter Rersumizez gegen die Weg⸗ 
lafung Liefer Verte etwas einizwenten im! Dies geichicht ihr) Die 
Borte werten alio wegrallen. 

Referent lieh das Abrheilznge-Cutacten zu $. 18 weiter: 

Richtig iſt ferner in ter Derkichriſt S. 27 ausgefübrr, das das Ver- 
mögen ter beſtehenden juriniider Perſon angcehöre und derſelben auch bei 
einer Fel enden —— — — Dies iñ er in Dem vor⸗ 

gen aragraphen mit antgeiurachen, würde berielbe temgemäf 
noch dahin zu ergänzen Pe tr9 hinter den Rorten „sorbantenen Kultns- 
Einrichtungen“ noch eingeihaltet werten tie Norte: „und tes Bermögens 
der Synagogen⸗Gemeinde.“ 
e9..Romminar Brüggemann: Es wird in tem Aktheilungs-Gut- 
achten dem Geſet⸗Entwurf zorgemorfen, er babe nicht autgeln ‚va 
bas ee Termögen ben Leitehenten zuriftiichen Perſonen angehöre 
und aud kei erfolgenter Abtrennung verbleiben muile. Ich erlanbe mir 
jedoch n wieterbofen, was ich kereits bei den Berathungen ver Abtheilung 
ang ährt babe, das nur aus Beriehen in ber letzten Zeile des &. 18 die 
Worte: „der vorhandenen Kultus- Einrichtungen”, fiatt der Worte: „das 
Vermögen des Synagogen⸗Vereins“ ftehen geblieben find; man konnte fih 
ans ten Motiven zu dem Geleh-Entwurf überzeugen, daß von dem Ber: 
mögen des Eynagogen-Bereins die Rebe fein folle, und ich habe auédrüd⸗ 
lich gebeten, man möge den Paragraphen fo Iefen, als wenn diefe Worte 
darin ftänden. 

Abgeordn. Wodiczka: Ich muß dies auf Grund des in ber Ab⸗ 

ati von mir am 7. Maid. J. aufgenommenen Aktheilungs- Protokolls 
ätigen. 
eferent: Ich möchte doch dafür fein, daß die Worte: Kultus.Ein- 
richtungen“ nicht weg ale werben, fondern fliehen bleiben, da fie etwas 
bezeichnen, was die Worte: ‚und des Vermögens der Synagogen - Ge: 
meinde“ nicht fo beſtimmt auédrücken. 

Marſchall: (Es iſt von dem Herrn Regierungs-Rommiffar gegen 
die Einſchaltung ter Worte: ‚und des Vermögens der Synagogen » r- 
meinde“ nichts erinnert worden. Snfofern auch von der Berfammlung 
— ‚Dagegen einzuwenden iſt, würde dieſe Einſchaltung angenom- 
men ſein. 

Abgeordn Hanfemann: Es iſt in dieſem Paragraphen beſtimmt, daß 
eine von dem Miniſterium zu ernennende Kommiſſion gebildet wird. &egen 
den Grundſatz habe ich nichts einzuwenden, ich wünſche aber, daß hinzuge⸗ 
ſetzt werde, daß in dieſer Kommiſſion auch die verſchiedenen Meinungen 
der Diffentirenden vertreten fein müffen. 

Kegierungs -Rommiffar Brüggemann: Es giebt allerdings em 
Menge ehr verſchiedener Anfichten unter den jüdiſchen Glautensgenoffen: 

es möchte aber für die Regierung ſchwer fein, immer biefe einzelnen Kid» 
tungen und Anfichten auszumitteln, fo daß das Gouvernement bie Ber- 
pflihtung übernehmen Fönnte, jeder ſolchen Richtung in der Kommiſſion 
eine Vertretung zu gehen. Der Gefeh- Entwurf beflimmt, daß bei ber 
‚„Zufammenfegung ber Rommilfion auf die Vorſchläge und Anträge der 
nzelnen Synagogen» DBereine Rüdiht gevomwen werben folk; - Sabund 
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aber, daß biefe Bereine ſelbſt die in die Kommilfion aufzunehmenven Män- 
ner bezeichnen, werden auch alle Hauptrichtungen ihre Vertretung finden. 
Ob es möglich fein wird, in dem Oefeb- Entwurf noch weiter zu geben, 
gebe © der weiteren Erwägung anheim. 
arfhall: Es fragt fih, ob das von dem Herrn Abgeordneten 
anfemann gemachte Amendement Unterftügung findet, welches dahin geht: 
n F einzuſetzenden Kommiſſionen die diſſentirenden Meinungen vertreten 
u ſehen. 
bgeordn. von Auerswald: Ich verſtehe das Amendement und die 
Aeußerungen bes Herrn Kommiſſarius nicht recht. Wenn ich recht ver⸗ 
ſtanden habe, ſo lag es in der Abſicht der Regierung, in den Kommiſſionen 
die Meinung der Synagogen⸗Gemeinden zu hören. Es ſteht dies aber 
in dem Entwurf nicht deutlich. An jeden einzelnen und unbedeutenden 
Fall Hat auch wohl der Antragſteller nicht gedacht, ſondern an die Fälle, 
von denen es im $. 18 heißt: J 
Entftehen innerhalb einer Judenſchaft Streitigkeiten über die in- 
neren Rultus-Kinrichtungen, welche auf Bildung, einer neuen Synagoge 
abzielen, fo find die Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten und des 
Innern ermächtigt, auf den Antrag der Intereſſenten eine Begutachtung 
ber obwaltenden Differenzen dur eine zu diefem Zweck einzufehende 
Kommiffion eintreten zu laſſen.“ 

Wenn es bier bie, dur eine ‚von der Gemeinde zu wählende‘ 
Kommiffion, fo würbe dadurch die Meinung des Herrn Kommiffarius aus- 
gedrückt fein, wenn ich dieſelbe recht verftand. 

Regierungs-Rommiffer Brüggemann: ch verweife auf ven 9. 20, 
welcher beftimmt, daß die Mitglieder der Kommiffion auf den Vorſchlag 
ber Ober-Präfidenten ernannt werben follen, welche bei ihren Vorſchlaͤgen 
Die Anträge der Judenſchaften zu berüdfichtigen haben. Indem Hinzuge- 

igt wurde, daß die Anträge der Judenſchaft dabei berüdfichtigt werden 
ollen, glaubte man das Mittel gefunden zu haben, die Kommiſſion fo zu- 
ammenjepen zu koͤnnen, daß alle Anfichten vertreten werben. 

Marfhall: Ich frage nochmals, ob das Amendement des Herrn Ab- 
eorbneten Hanfemann die nöthige Unterflügung findet, damit zur Dis⸗ 
ffion über daffelbe gefchritten werben kann. %% erfuche diejenigen, welche 

bemfelben beitreten, aufzuftehen. (Niemand erhebt fi.) — (Mehrere 
Stimmen: Der Sinn des Amendements ift nicht verflanben.) — (Andere 
Stimmen: Er ift Hinlänglich verftanden) — Er foll noch einmal vorge- 
tragen werben. m 

Abgeordn. Hanfemann: Das Bedenken meinerfeits befteht darin, 
baß es fich von dem Falle Handelt, wenn in Beziehung auf den Kultus in 
einer Gemeinde Differenzen entſtehen. Es kommt dann baranfı an, daß 
eine Entſcheidung über den Streit zwifchen den verſchiedenen Mitgliedern 
der Gemeinde erfolge, mit anderen Worten, daß bie Diffentirenden Juden⸗ 
Gemeinten, welche entftehen, vertreten werben; und ba ſcheint es mir 
nöthig, daß in einem ſolchen Falle die verfhiedenen Anſichten und In⸗ 
terefien in der einzufeßenden Kommiſſion vertreten fein müffen. Das ift 
mein Bedenken und nicht, wie der Herr Kommiſſarius angeführt hat, daß 
auf jede Meinungs-Nüance Rückſicht genommen werben folfe. 

Regierungs-Rommiflfar Brüggemann: Seht hat alferdings ber Vor- 
flag einen anderen Sinn, indem tie Abficht zu fein feheint, daß die Kom- 
miffion jedesmal dann erft gewählt werben fol, wenn Differenzen ein- 
treten. Nach dem Entwurf ſoll fie aber auf ſechs Jahre gewählt werben, 
mithin ein permanentes Organ bilden, um bie Regierung bei ihren Ent- 
ſcheidungen zu unterflügen. 

Marfhall: Ich muß nochmals auf bi 
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möchten 

Resierunge-Komminar Prüggemarz: Ed beat vielleicht ber von 
mir getrauchte Austrud „rermanentee Organ“ Peranlaferg ‚u 
bieien Paragrasben. einen —— zu haben. Zie ei * 

er ſo allerdiugs auf 6 Jabre gewãblt werben: fie vereinigen 
ber nicht zu einer fänbirhen Kceamimon etmı bier in Berlin, um als 
Organe ver berreffenzen Miniñerien ın dienen, ſondern he follen zwar * 

ieſe ſechs Jahre die erwählten Mitglieder ver Kemmiſſion bleiben, ihre 
Zpärige aber tritt erft Dann ein, wenn in einzelnen Zällen die Begat- 
achtung uber eingetrerene Konflikte gewünſcht wird. Dieſe Anorbuung hat 
andy getroffen werten münen, weil eine ım jedem einzelnen Falle & er⸗ 
nenernde Wahl der Mitglieder erſt nach längerer Zeit würde = tande 
kommen können, eine bier fiers verfammelte Kommiſſion aber in 537 
anf den financiellen Punkt beſondere Bedenken bervorrufen müßte. hat 
die il ofgewaltet, daß vie einzelnen im Laufe des Jabres vorkon⸗ 
menden Differenzen, über welche eine Begutachtung gewünſcht worden, zu 
einer beflimmten Zeit der zufammentretenden Kommifkon vorgelegt werden 
könnten, während das Iufammentreten für jeden einzelnen Fall Schwierig- 
feiten veranlaffen würde. Es ift mirbin nur für die Tauer der Mitglied⸗ 
fipaft ein beftimmter Zeitraum feſtgeſtellt: wie Thätigfeit der Kommiffion 
fängt aber erfi daun an, wenn fireitige Fälle ihrer Begutachtung vor 
gelegt werben. 

Abgeordn. Graf von Helldorff: Ich Habe geglaubt, in unferem 
Staate habe der Grundſatz Geltung, bag ber Rehtöiweg —E be⸗ 
ſchraͤnkt werden koͤnne. 

Marſchall (unterbrehenn): Wir find noch nicht über den Bor- 
ſchlag hinweg und wollen vorläufig hei der Diskuffion deffelben ſtehen 
bleiben. (Graf Hellborf tritt ab.) Es fragt fih, ob Jemand über ben 
Vorſchlag des Herrn Abgeorbneten Hanfemann das Wort verlangt. 


‚Abgeordn. von Auerswald: Wenn der Abgeorbnete von Aachen 
erwägt, was in bem Paragraphen ſelbſt über den Zwed der niederzuſetzen⸗ 
den Kommiffion gefugt ift, fo wird ex finden, Daß das bereits darin Iregt, 
was er wünſcht, und daß, wenn er ee Vorſchlage des eorbneten 
von Sparen zufihlieht” der Bund ex werben wirbe, wobei 
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ich noch bemerke, daß durch das, was ber Herr Regierungs⸗Kommiſſar 
angeführt hat, dieſe Streichung noch ee en geworden zu fein fcheint. 
Abgeoron. Hanfemann: Ich fchließe mich dem Amendement des 
verehrten Abgeordneten von Pommern an, weil ber Zweck, den ich bei 
meiner Bemerkung beabfichtigte, dadurch erfüllt wird. 
Marfhall: Das geftellte Amendement bat Bezug auf die Kaffun 
des &. 18, wird alfo, wenn es Unterflügung findet, berathen werben. 30 
frage daher bei der hohen Verfammlung an, ob der Vorfchlag, die 88. 19 
und 20 zu flreichen, unterftügt wirbt Geſchieht hinreichend.) 
Referent, Ich erlaube mir, den Dan Ai Bern, welcher den Ans 
trag geftellt hat, aufmerkſam zu machen auf die Beilagen und namentlich 
auf die Gutachten der Mitglieder der biegen Auden» Gemeinde, welche 
darin enthalten find. In folchen iſt der Wunſch ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen, daß eine Kommiſſion ins Leben trete, die nicht permanent ift. 
Abgeorbn. von Byla: 3 muß das Gutachten der Abtheilung ver⸗ 
theidigen. Deine Herren! Derüdfichtigen Sie, daß nicht immer ſolche 
voßartige Differenzen, wie der Herr Abgeorbnete aud Aaden fie im Sinne 
t, obwalten, Eie müflen auch annehmen, daß häufig Heine Differenzen 
vorkommen, deren fofortige Ausgleihung wünſchenswerth erfcheint, und da 
dürfte es gewiß im detzreſ der Juden liegen, daß eine ſolche Kommiſſion 
permanent beſteht, d. h. für den Zeitraum von 6 zu 6 Jahren um ihr 
Gutachten fofort abgeben zu können. Dan muß außerdem berüdfichtigen, 
daß diefe Mitglieder nach Anhörung der betheiligten Judenfchaften auf den 
Vorſchlag des Ober» Präfiventen durg den Miniſter ernannt werden; ſie 
Beier alio aus dem Bertrauen der Betheiligten hervor, und ich glaube, 
daB deshalb von feiner Seite irgend ein Mißtrauen ftaatfinden fan. 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Sch —* auf die Bemerkung des 
ern Referenten, daB die Vorſteher der hieſigen jüdiſchen Gemeinde IF: 
ür die Kommiffion ausgefprochen haben, einige Worte binzuzufegen. J 
ann auf dies Urtheil Fein Gewicht Iegen, weil dieſe Vorfteher der Kom- 
miffion wahrſcheinlich angehören würden, und weil ich glaube, daß bie 
Vorſteher der berliner Gemeinde die Intereſſen der Juden im Allgemeinen 
nicht vertreten können; eine ſtändige Kommiſſion zu bilden, die über Glau⸗ 
bensftreitigfeiten zu Gericht figt, würden wir für gerechtfertigt in irgend 
einer Religiong- Gefellfchaft nicht anerfennen Fönnen; ich bleibe daher da» 
—* daß die Paragraphen nicht gerechtfertigt ſind, und ich bitte, ſie zu 
eichen. 
bgeordn. von Gottberg: Ich muß mich gegen das Amendement 
erklären, und für die Paragraphen, wie ſie hier ſtehen, konform mit dem 
Abtheilungs⸗-Gutachten ſtimmen. Wenn ih auch im Allgemeinen dagegen 
bin, daß wir Beftimmungen über die inneren Kultus» Angelegenheiten der 
Juden treffen, fo glaube ich doch, daß es im Intereſſe der Juden ſelbſt 
liegt, wenn nach gleichmäßigen Prinzipien verfahren wird, und das ſcheint 
mir nur dann möglich, wenn bie Ausgleichung der verſchiedenen Differen- 
zen einer Kommilfion oder vielmehr einer Behörde übergeben oder, mit 
einem Wort, wenn fie in eine Fand gelegt wird. Ich glaube eben fo, 
daß es zweckmäßig ift, daß eine folche Kommiſſion, welche ja nur aus Ju⸗ 
den beſteht, unter die Leitung der Staatsbehörden geftellt wird. So viel 
ich ven $. 18 verftehe, fo beziehen fich die Worte „auf Antrag der In⸗ 
tereſſenten“ nicht darauf, daß in dem Kalle von Streitigleiten auf Bildung 
einer Kommiffion angetragen werben ſoll; fondern die Kommiſſion iſt ſchon 
da, nnd es foll nur, wenn Streitigkeiten vortommen, auf Begutachtung 
durch diefe Kommilfion angetragen werben. Es ſcheint mir daher nicht 
von Intereſſe zu Sa daß bier von diffentirenden Stimmen geredet wird, 
denn der ganze Paſſus bezieht Bi darauf, daß man bie Entiheidung ber 


Kommilfion ubergebe, und es Tann von diſſentirenden Stimmen, ur iin» 


fern vie Rere fein, ale Eimise icgen: wir weller bie Antefsihung einer 
Rommitticn ülerweiien, und tie Arteren woher das zicht. Ich gi 
aber, Lad, nenn Imersigkeiten entũtSer, tie Ausgleikung tor Diele Kom- 
minor geichehen muB. Ich iſchließe much daher Dem ten ter Ab» 
theilunz zn. 

Algesren. Steinbed: Ich -ertgeitize tie Farazrarden und behaupte, 
kaß fe ꝛrchaue, wie He angefübzı werten ſird, rscthwertig fleben bleiben 
munſen. Zuscrverit bemerle ih, Lat ein Wirzfier zorber tes Auceruds 
Konititszien fi tetient bat. Tie Staats-Regierung iñ weit entfernt, ſich 
in das Innere der juriihen Religiene-Verbältriſſe und Der damit verkuns 
denen Kultus⸗Einrichtung miiken zu wollen. Sie würde in Gefahr ge⸗ 
zathen, wenn fie nad tem Beüriele ter franschtichen Rezierurg unter Hi 
zoleon jüriihe Renfiterien bildete, DaE tieie eine höbere Gewalt anfpre 
hen und einen Einflug ausuten könnten und vielleicht bald auch ausüben 
würten, und wenn man ihnen auch ten Einfluß auf tie inneren Verhält— 
nie entzöge, fo würden fie doch einen bie Areiheit ber Gemeinten gefähr⸗ 
benden aur tie änfteren Angelegenbeiten haben. Anders verhält es fi 
mit einer Rommifftion. Der $. 18 bezeichnet deutlich tiefe Rommiffion als 
eine berathente, und ter 9. 19 bradt es ganz beutlih aus, daß bie 
Kommiffionen nicht permanent find, fondern nur gefragt werben, wenn ihre 
Auskunft nothwentig ift; fie find alfo eine begutachtende Behörde und eine 
Behörbe, die hervorgegangen iſt aus ter freien Mahl der Judenſchaft oder 
ber judiſchen Gemeinde. In ter Lage, wie fie ſich hierbei befinden, find 
amgleic tie Diſſentirenden gefidhert durch die Geftaltungeart diefer Kom⸗ 
mitfionen, denn wenn allzu orthodore Juden gegen eine Kommiſſion fprö- 
den, fo würde das Minitterium durch den b den Ober » Praſidenten 
wiffen, welche Meinung der wählenden als die der ee ajorität zu 
betrachten, und welches Gewicht darauf zu legen. Es ift ausgedrückt wor- 
den, daß die Mitglieder der Kommilfion mit Etellvertretern verfehen wer- 
ben, und es werben auf dieſem Wege auch tenjenigen, welde glauben, dal 
bie eine oder andere Partei der ger durch eine Majorität unterj 
werben fönne, Hülfsmittel an die Hand ‚gegeben, um ihre Rechte wahrne- 
men zu können, und fie darauf hinwirken, daß ihre Borfchläge bei dem 
Wählen Nit Beradfihtigung Gr Ties gebt daraus hervor, daß folde 
Vorſchläge durch den her» Präfiventen an das Minifterium gelangen 
welches erft über die Berufung der Gewählten entfcheidet. Gerade badard 
fheint die innere Zreiheit des Rultus der Juden und die Einwirkung ber 
Staatsgewalt, die nicht unberührt bleiben fann, auf die paſſendſte Art ge 
ordnet. Es tritt noch etwas hervor, was der Herr Abgeordnete aus Aachen 

ätte berüdfichtigen wollen. Es ift nämlich im $. 18 gefagt, unter welcher 
afigabe die Einrichtung eines abgefonderten Gottespienftes ober die Er. 
richtung einer neuen Eynagoge geftattet ifl. Auch ſchützt dies die Juden 
beider Sarteien gegen ben gang einer feindlichen Majorität; denn wenn 
fe eine neue Synagoge bilden können, fo wird das Minifterium keinen 
nftand nehmen, fie in's Leben treten zu Taffen, eben weil fi das Mini. 
erium gar nicht um die inneren Derhältniffe der Juden kümmert. Es 
cheinen mir alfo die Paragraphen vollftändig ihren Zweck zu erreichen. 


Abgeoron. HDanfemann: Die Trage ift eigentlih die: Soll bie 
Kommifkon anf 6 Jahre, oder foll fie jedesmal ernannt werden, wenn bie 
Regierung fie zufammenberufen will? — und da feheint mir das Legtere 
fe zu jein. Denn eine auf 6 Jahre ernannte Kommiffion kann vieler 
nit mehr diejenigen Anfichten in fich aufgenommen haben, die gerade bie 
beachtenswertben find; in 6 Jahren verändern fi die kirchlichen Anfichten 
oft ſehr beveutend. Mir fcheint es alfo beſſer zu fein, pie Kommiſſion je⸗ 
besmal erfennen zu laſſen, voran die Regierung fie zuſammenkommen —* 


— m — 


will, und Dies um fo mehr, weil ich Hoffe, daß dies Zufammentreten nicht 
fo oft vorkommen werbe. 

Marfhall: Der Borfhlag geht zunächft dahin: Die 88. 19 und 
20 wegfallen zu laſſen, und ich frage, ob dies flattfinden ſoll? Diejenigen, 
Di daklr ſtimmen, bitte ich, aufzuftehen. (Es iſt feine Majorität vor⸗ 
anden.) 

Es wird fih nun um die Mobification handeln, ob hinzuzufügen fei, 
daß die diffentirenden Meinungen in der Kommiffton vertreten werden fol 
len. Der Herr Antragfteller nimmt fein Amendement zurüd. Es fragt 
ſich alfo, ob die Verfammlung darüber hinweggehen will? 

Abgeordn. Stoepel (vom Play): Es ent mir ein Mißverfländs 
niß darın. (Die Berfammlung wünfht, bag der Redner die Tribüne be» 


fteige.) 
. Marfhall: Es iſt bereits abgeftimmt und eine Diskuſſton darüber 
nicht weiter zuzulaſſen. 

Abgeordn. Stoepel (vom lab): Sch mußte erft die Abſtimmung 
abwarten, ehe ich meine Bemerkung machen fonnte, ba die bkmmung ſo 
ausfallen mußte, wie ſie ausgefallen iſt, um den Stoff zu der Bemerfung 
zu liefern. (Von ber Tribüne.) Ich finde nämlich, daß ein jedes Miß- 
verſtändniß verfhwinden würbe, wenn eine Aenberung in ber Redaction 
eintritt. In dem 9. 18 heißt es: „Durch eine zu dielem Zweck einzu⸗ 
fegende Kommiffion‘‘; wenn nun Dagegen gejagt wird: „Durch die zu die⸗ 
fem Zweck beftebenve Kommiſſion 96. 19 und 20”, fo würde fein Ahveifef 
obwalten können, welche Kommiffion gemeint iſt. 

Pad Hall: Wird diefem Amendement beigetreten? (Es gefchieht 
nicht. 

Abgeordn. Graf von Helldorff: Es ſteht in unferem Staate ge- 
jestih BR daß der Rechtsweg Niemanden abgeſchnitten werden dürfe; da⸗ 

er find die Verwaltungs-Behörden auch nur befugt, bei entſtehenden 

onflikten ein Interimiſtikum, mit Vorbehalt des Rechtsweges, feflzuitellen. 
Dem, entgegen aber iſt für ben Fall, daß innerhalb einer Judenfchaft 
Streitigkeiten _über die inneren Kultus- Einrichtungen, welche auf Bildung 
einer neuen Synagoge abzielen, entſtehen follten, in dem Schlußfag des 
9. 18 beftimmt, daß die Miniſterien der geiftlichen Aingelegenpeiten und 
bes Innern ermächtigt feien, mit neo des Nechtsweges zu beftimmen 
welcher Theil im Beſitze der vorhandenen Rultus-Einrihtungen mithin au 
bes Vermögens der Synagogen» Gemeinde verbleiht. Ich muß geftehen, 
ih finde es fehr bedenflih, daß man im Widerſpruch mit dem, was zur 
Zeit gültig ift und befteht, durch die Geſetzgebung Beſtimmungen in’s Le⸗ 
ben rufen will, welche zu verfchiedenen Exemplificationen führen könnten, 
und welche den Chefs der Verwaltungs » Behörden eine discretionaire Ge- 
walt ın die Hände Iegen, deren Umfang nicht I bemeſſen iſt. Ich habe 
mir daher erlaubt, ein Amendement einzureichen 8 Inhalts, daß ich vor- 
ſchlage, flatt der Worte: „mit Ausihluß des Rechtsweges“, zu Tagen: 
„einitwerlen und mit Vorbehalt des Rechtsweges“, und verfehle ich nicht, 
folches der rn sung der hohen Ver lamminng anheimzugeben. 
.,Marfhall: Ich frage, ob dieſes Amendement unterftügt wird? (Es 
ift hinreichend unterflüßt.) 

‚ Regierungs»Rommiffar Brüggemann: Der Fall, welchen der $. 18 
berührt, und auf welchen ſich die betreffende Bemerkung bezieht, tritt als- 
dann ein, wenn in einer Synagogen- Gemeinde eine Differenz eintritt, 
welche dahin führt, daß das von ber Rommiffion erflattete Gutachten eine 
Ausgleihung nicht herbeiführt, vielmehr in Folge jener Differenz ein 
neuer Synagogen» DBerein gebildet und nun die Frage aufgeworfen wird, 
wen das Vermögen bes ‚aperigen Synagogen» Bereing zugehöre. Es 
wird wohl nicht zweifelhaft fern koͤnnen, dab e8 demjenigen Theile bes in 


Differenzen gerathenen Vereins gehört, welcher als die fortbanernde jnrifti 
ſche 8— u betrachten iſt. Tie Frage aber, welcher Theil dieſe juriſti⸗ 
I Herten bei, möchte wohl nicht von der Gerichtsbehörde, fondern unter 

erũckſichtigung des Kommiffions- Öutachtend von der Berwaltungs - Be- 
hörbe zu entſcheiden fein. Iſt viele fortbeftehende juriſtiſche Perſon be- 
zeichnet, fo it auch über den forttauernden Befig des Vermögens entfchie- 
den, mithin in diejer Beziehung ein Gegenftand für eine richterliche 
ſcheidung nicht mehr vorhanden. . 

Marfhall: DVerlangt noch Jemand das Wort über das Amende- 
ment? — Da es nicht gefhieht, fo werde ich es zur Abſtimmung bringen. 
Es geht dahin, am Ende des $. 18 flatt der Worte „mit Ausichluß bes 
Rechtsweges’ zu fagen: „einftweilig und mit Vorbehalt des Rechtsweges.” 
Diejenigen, welche dafür find, bitte ich aufzuſtehen. (Es hat feine Ma- 
jorität erhalten.) 

Die 88. 19 und 20 finb bereit8 angenommen. Es fragt fih nun, ob 
etwas zu den 66. 21 und 22 zu bemerken iſt. — Es fcheint nicht der Fall 
au fein, daher find fie angenommen. 

Referent Sperling: $. 23 des Geſetz⸗Entwurfes Yautet: 


my =D. 

„Die Koften des Kultus und der übrigen, bie Iudenfchaft betreffenden 

Bebürfniffe, zu welchen auch die Einrichtung und Unterhaltung der Be- 

räbnißplätze gehört, werden nach den durch das Statut einer jeden Juden⸗ 
8 aft näher zu beflimmenden Orundfägen auf bie einzelnen Beitrage- 
pflichtigen umgelegt und, nachdem die Heberollen von der Regierung für 
vollſtreckbar erklärt worden find, im Berwaltungswege eingezogen. Der 
Rechtsweg tft wegen folder Abgaben und Leiftungen nur infowert zulä 
als Jemand aus befonderen Nechtstiteln die gänzlihe Befreiung von Bei⸗ 
trägen geltend machen will oder in der Beſtimmung feines Antheils über 
die Gebühr belaftet zu fein behanptet. 

b und inwieweit einzelne , zerfireut und von dem Mittelpunlte der 
Sudenfchaft entfernt wohnende Juden zu den von der Judenſchaft aufzu- 
bringenden Koſten, insbefondere zu den Kultus. Bedürfniffen, beizutragen 
haben, ijt von den Regierungen nad Maßgabe der Bortheile ufeßen, 
welche jenen Juden durch die Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil 
werden. 

Bon neu anziehenden Juden darf ein fogenanntes Eintrittegelb von 
ber Yudenfchaft auch an denjenigen Orten, wo foldhes bisher üblich gewe⸗ 
fen, fünftig nicht mehr gefordert werden.‘ . 

Bon Seiten der Abtheilung ift nichts zu erinnern gewefen. 

Marf galt: Es fragt fih, ob von ber hohen Verſammlung etwas 
bagegen zu bemerfen ift? . 

bgeoron. Lucanus: ch halte es für fehr hevenflih, ven Schluß. 
faß des Paragraphen anzunehmen. Ach fenne mehrere Judenſchaften, wel 
bedeutende Stiftungen und großes Vermögen haben, und diefe Juden, wel 
den Bortheil genießen, würden von den anderen überſchwemmt werben, 
wenn fie Sremden, ohne von denfellen Eintrittsgeld zu empfangen PA 
Bermögen mit preisgeben follen. Ich glaube, daß in bemfelben Ma , 
wie das Eintrittsgeld in mehreren Städten für die Aufnahme zum Bürger 
bezahlt wird, es auch für die Juden fefgeſtent werden müſſe. 

Referent Abgeordn. Sperling: Von einem Einzugsgelde wiſſen die 
Städte der öſtlichen u voingen nichts. Das Bürgerrechtsgeld bat eine 
andere Bedeutung. Es wird bezahlt für die Befugniß, beiondere Rechte 
in der Stadt auszuüben, die mit dem Anfäffigmachen an und für ſich nicht 
ufammenhängen. Es findet ein Eintrittsgeld in ähnlichen Verhältniſſen 

ei Bekennern chriſtlicher Konfeffion nicht hatt, und es ift fein Grund abe 
dufeben, weshalb e8 bei den Juden der Tall fein fol. 
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Marſchall: Das Amendement geht dahin, ben letzten Sat bes 
6. De —5 und es fragt ſich, ob es Unterflügung findet? — Es 
iſt nicht unterſtützt. 

ß Referent Sperling: Der 9. a bes Geſetz⸗Entwurfes Tautet: 


„I. AR 
Weber die der befonderen Armen» und Sranfenpflege jübifcher Glau⸗ 
bensgenofien gewidmeien Fonds und Anftalten flieht dem Vorſtande der 
Judenſchaft, fern ihm nicht die Verwaltung bereits fliftungsmäßig über« 
tragen iſt, die Aufficht zu, vorbehaltlich jedoch des Ober » Auffihtsrechts 
der Regierungen.” 
terbei iſt ebenfalls nichts zu erinnern gewefen. 
arſchall: Findet Jemand gegen dieſen Paragraphen etwas zu 
erinnern? 
Da es nicht gefchehen ift, fo ift er als angenommen zu betrachten. 
Neferent Sperling (trägt vom ©. 25 bis 27 des Geſetz⸗Ent⸗ 


wurfs vor): 


&. 25. 
In Bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören bie ſchulpflichtigen 
Kinder der —* Glaubensgenoſſen den otbentlichen Elementarſchulen 
ihres Wohnorts an. 


8. 26. 
Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen ſind ſchuldig, ihre Kinder zur regel⸗ 
mäßigen Theilnahme an dem Unterrichte in der Ortsfchule, während des 

efeglich vorgefchriebenen Alters anzuhalten, fofern fie nicht vor der Schul- 

ehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unter- 
weifung oder durch ordentlichen ou einer anderen vorſchriftsmäßig ein⸗ 
gerichteten öffentlichen oder Privat Lehranftalt einen regelmäßigen unb 
genügenden Unterricht in ven Eier ent rteantniflen erhalten. 

Befinden ſich an einem Orte mehrere eifline Efementarfchulen, fo 
bleibt den Regierungen überlaffen, die jüdiſchen Einwohner nötpigenfalie 
nach Maßgabe der Drtsverhältniffe entweder einer von biefen Schulen 
ausſchließlich zuzuweiſen oder unter biefelben nach einer beflimmten Be⸗ 
zirte- Abgränzung zu vertheilen. 

Im Gutachten Heißt eg ©. 13: 

„In Beziehung auf den nächften Abfchnitt machte ein Mitglied darauf 
anfmerffam, daß das Gouvernement hin — des Unterrichtsweſens der 
Juden in neuerer Zeit offenbar eine andere Anſicht gewonnen habe, als 
ihm ſolche früher eigen geweſen. Dies ſei ſchon aus einer Zuſammenhal⸗ 
tung der in dem zweiten Hefte der Beilage zur Denkſchrift S. 60 und 
66 enthaltenen Miniſterial⸗Reſkripte zu entnehmen. Während in dem 
erfteren Reffripte die allgemeinen ge lichen Beftimmungen über ben 
Unterricht auch für die Juden als maßgebend erflärt und bie Behörben zu 
deren Beobachtung und Aueführung angewiefen feien, gede bie Tendenz 
bes letzteren Refkriptes dahin, Glaubensfchulen ins Leben zu rufen und 
bie jüdiſchen Kinder aus den Schulen, welche von Kindern hriftlicher Ael⸗ 
tern befucht werben, zu verbannen. Der Geift dieſes Reffriptes finde fich 
in dem Gejeb - Entwurfe und deſſen Motiven wieder. Es fei in den letz⸗ 
teren, namentlich S. 30 der Denkfchrift, die Zumeifung der jüdiſchen Kin⸗ 
der zur chriſtlichen Schule nur als Ausweg bezeichnet und die Errichtung 
eigener Schul-Anftalten für die jüdiſchen Kinder gerabehin für zweckmäßig 

lärt. Diefe Bemerkungen riefen gegen das Gouvernement lebhafte Re- 
elamationeu beroor. Die Abtheilung befannte fich zu einem entgegenge- 
festen Prinzipe, weil die Trennung ber jübifchen von ber chriftlichen 
Schuljugend ebenfalls zu einer fchärferen Abfonderung der Juden von dem 
Ehriften überhaupt führen würde und bie Erfahrung eine nie Truman, 


nicht gebieie, vielmehr Iehre, daß tie Theilnahme ber jũdiſchen Kinder an 
dem ühte der chriſtlichen dieſen nirgends geichabet, auf jene Dagegen 
nur vortheilhaft eingewirkt habe. 

Wenn daher auch die 99. 25 uud 26, als den allgemeinen geſetzlichen 
Beftimmungen entipredhend, zu feiner Erinnerung Beranlaffung gaben, fo 
fon doch die Deftunmung bes 8. 27 feinen Anklang, indem Dagegen Kolgen- 

hervor en wurde:“ 

De! all: Ich frage, ob gegen ben 99. 25 und 26 etwas zu be» 


en 
Regierungs - Kommillar Brüuggemaun: Nach bem eben verlefenen 
Gutachten har ein Mitglied der Abtheilung darauf aufmerffam gemacht, 
daß Das Gouvernement in neuerer Zeit offenbar hinſichtlich des Unter; 
richtsweſens ber Juden eine andere Anfıcht gewonnen hate, ald ibm früßer 
eigen gewefen fei. Ich würde auf dieſe Aufie eiues einzelnen Diitgliedes 
ber Abtheilnug nicht zurückkommen, wenn nicht Folgerungen daraus abge- 
leitet würden und weiter der Vorwurf gegen das Gouvernement dabucd 
begründet werben follte, als gehe deſſen Tendenz dahin, befondere jüdiſche 
Slanbensfihulen ins Leben zu rufen und die jüdiſchen Kinder aus ben 
Schulen, welde von Kindern chriitlicher Aeltern beiucht werden, zu ver⸗ 
bannen, eine Tendenz der Abfonderung, die fich überhaupt in dem Gef 
Entwurf und den Motiven wiederfinde. Ich finde hinreichende Beranlaj- 
fang, der Berfammlung Einiges über den Gang mitzutheilen, den bas 
Gouvernement in feinen Beftimmungen über das jüdiſche Unterrichtswefen 
befolgt hat. Vielfach und andauernd wurbe die Erfahrung pemadt, daß 
bie duben nicht geneigt waren, ihre Kinder in den öffentlichen Schuler 
unterrichten zu lafien. Es kann dazu bie Beforgniß Veranlaffung g 
—* die Kinder möchten durch den Beſuch chrifilicher Schulen dem Chri⸗ 
enthum zugeführt werden. Eine eben fo wirkſame Beranlafjung ſcheiat 
aber darin gelegen zu haben, dag die Privatfchulen nicht leicht mit ber 
Gtrenge, mit der fortvauernden Wachfamkeit beauffichtigt werden können, 
wie öffentliche Echulen. Diefe in der Natur der Sache begründete geri 
gere Strenge der Beaufligti ung der Privatichulen machte es den Juden 
ichter, die Kinder dem — hulunterri t jr entziehen und fie für ihre be- 
fonderen Intereſſen, für den Handel, zu benugen und überhaupt die Bor- 
ſchriften hinſichtlich des Schulzwanges zu umgeben. Ein dritter Grund 
lag darin, daß fie eine Privatſchule, den wohlfeilſten ehren und einen fol- 
8 annehmen konnten, welcher in feinem abhängigen Verhältniſſe minder 
g auf regelmäßigen Schulbeſuch halten würde. Diefe Wahrnehmun- 
gen veranlaßten das Gouvernement, darauf hinzuwirken, die jüdiſchen Kin» 
‚den allgemeinen Deftimmungen gemäß, den öffentlihen Schulen zuzu- 
ähren, zugleich aber auch die ——* und insbeſondere die Annahme 
—78 an denſelben ſchärfer zu kontrolliren. Die Aufnahme der jüdi⸗ 
fhen Kinder in die chriftlichen Schulen konnte aber auch von Seiten ber 
chriſtlichen Aeltern Schwierigkeiten finden und deshalb bie Fortdauer bes 
Privat» Schulwefens der Juden Begünftigung finden. Wir haben von 
einem Redner ans der Mitte der hohen er Fammlung gehört, daß eine 
nähere Berührung mit Juden, ein näherer Umgang mit denſelben unau- 
genehm fein könne; auch riftlihen Eltern mag der nähere Verkehr ihrer 
inder mit ben in die Elementarfchulen eintretenden jüdischen Kinders 
nicht angenehm gewefen und deshalb die Aufnahme derſelben eben nit 
erleichtert worben fein. Unter diefen Berhältniffen war eine Hinweiſung 
ber jüdiſchen Kinder in bie chriſtlichen Schulen, welche häufig auch nit 
einmal den erforderlichen Raum darboten, nicht von dem gewünſchten Er- 
folge, und da in jener Zeit den jübifchen Glaubensgenofjen das Recht 
re Errichtung öffentlicher Schulen nicht zuftand, fo blieb nur übrig, dat 
Srioat: Echulwefen berfelben möglichft zu verbeſſern. Mehrere Beraxhusn- 





gen foliten darauf hinwirken, insbefondere die Beſtimmungen, bie mit 
den Privatlehrern abzuſchließenden Kontrakte der Auffiht der Regierung 
unterworfen wärben, um dem willfürlichen Entlaffen berfelben wenigftens 
einigermaßen vorzubeugen. Diefer Zuftand dat fortgebauert bis ın bie 
neueften Zeiten und immer von neuem beftätigt, daß, fo Tange den chriſt⸗ 
lichen Schulen gegenüber jüdiſche Privatfchulen beftehen, es nicht möglich 
fein werbe genügenden Erfolg des Unterrichts für die jüdiſchen Kinder zu 
dern. E86 wurde dadurch von felbfi der Weg jur Erreichung ‚befferer 
folge angedeutet, nämlich neben ver Körberung Aufnahme jüdiſcher 
Kinder in die allgemeinen öffentlichen Schulen das Privatſchulweſen durch 
Geſtattung öffentlicher jüdifher Schulen zu befchränfen, zumal viele jüs 
biihe Gemeinden dies ſelbſt als das Beſſere anerfannten und wegen ber 
in den Privatfchulen fortbauernden Unordnung wiederholt die Bitte aus. 
ſprachen, Öffentliche Schulen errichten zu dürfen, wie dies in der Provinz 
ofen feit der Verordnung vom Jahre 1833 fchon geflattet war, der Ges 
ttung folder Schulen mithin nicht eine erſt in neuerer Zeit hervor 
tretene Tendenz untergeſchoben werben kann. Bei den öffentlichen —* 
Schulen konnte die Anſtellung und Entlaſſung der Lehrer, die Erhebung 
es a prer- Behalte, bie Regelmäßigleit des Schulbefuches vollkommen ge» 
werben. 

Ans diefem Grunde und weil die jüpifchen Gemeinden ſelbſt darauf 
antrugen, erflattete ver Minifter Eichhorn im Jahre 1842 uber das jüdifche 
Schulweſen an des Königs Majeftät Bericht und bat um die Erlaubniß, 
an denjenigen Orten, wo bie Berhältniffe es wünfchenswerth erfcheinen lie⸗ 

en, unter befonderen Bebingungen vorläufig im Wege der Dispenfation, 

is der Gegenſtand im Wege der Geſetzgebung regulirt fein würde, bie 
Errichtung Hffentlicher iübifer Schulen zu geftatten. Dadurch follte der 
allgemeine Grundſatz, die jüdiſchen Kinder den hriftlichen Schulen auf 
ren, nicht befchränkt werben, nur dem untergeorbneten Privat» SE chulwefen 
wollte man fleuern, und bie befondere lüdifee öffentliche Schule follte nur 
ba eintreten, wo der jübifhe Schulunterricht in anderer Weife 
nicht gehoben werden fönne, wie die Berfügung vom 14. März 1842 
ausdrücklich vorfchreibt. Und wie ift die dem Gouvernement von dem Ab⸗ 
theilungs- Mitgliede untergefhobene Tendenz verfolgt worden? Die hohe 
Berfammlung mag fich Hiervon felbft durch die Angabe überzengen, daß fett 
den Dis beute in der ganzen Monarchie 3—A ſolche Schulen eniſtau⸗ 

ind. 

Ein anderes Motiv, bie Errichtung Öffentlicher jüdiſcher Schulen zu 
geftatten, lag noch in dem befonderen Verhaͤltniß des jüdiſchen Religions. 

nterrichtes, deſſen Ertheilung man erleichtern wollte. Die jüdiſchen Kin⸗ 
der, die in chriftlichen Schulen unterrichtet wurden, erhielten in biefen kei⸗ 
nen Religions-Unterricht; die Inden waren mithin in der Rage, neben ben 
a des gewöhnlichen Elementar » Unterrichts noch die Beſoldung eines 
befonderen Religionslehrers aufzubringen. Den Religionsiehrer ale ſolchen 
konnte der Staat nicht prüfen; er verlangt aber, damit der Unterricht nicht 
ungebildeten Männern übertragen werde, von dem jübifchen Religionsleh⸗ 
rer den Standpunkt der Bildung, ber von jebem Elementarlchrer verlangt 
wird. Wurde ein folder jübifcher Religionslehrer gewählt, fo lag es nahe, 
daß die jüdiichen Gemeinden den Wunſch hegten, demſelben den Elementar- 
Unterridt auch anvertrauen zu dürfen, wogegen bei ber nachgewieſenen 
Dualification auch gewiß nichts zu erinnern iſt. Wenn nun der Gefeh- 
Entwurf pofitio austpricht, daß alle jübifchen Kinder deu öffentlichen Orts⸗ 
ſchulen angehören, und negativ feſtſtellt, daß die jüdiſchen Glaubensgenofſen 
in der Regel eine Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen nicht ver⸗ 
langen können, die öffentlichen jüdiſchen Schulen mithin nur als beſondere 
einzelne Ausnahmen gefinttet find, dies Recht dazu aber ben Juden nicht 


verweigert werben barf, wenn fie ben Ehriften foweit als möglich gleichges 
ftelt werben follen, fo überlaffe ich es vertrauungsvoll ber Entfheibung 
einer hohen Berfammlung, ob das Geſetz den Vorwurf verdient, Daß es bie 
jüdifchen Kinder aus den öffentlichen Schulen habe ausfondern und jüdiſche 
Glaubensſchulen habe befördern wollen. 

‚.. Referent Sperling: Was der Redner eben geſprochen hat, Tann ich 
nicht für richtig erkennen. In Beziehung auf das, was er über Privat. 
ſchulen geäußert hat, gebe ich zu bedenken, daß daſſelbe auf alle, auch die 
Privatfäulen der Bekenner chriftlicher Konfeſſion Anwendung finden könnte 
und man dergleichen Privatſchulen überhaupt nicht beftehen laſſen würde, 
wenn fie dem Zwede nicht entfprechen fönnten. Wenn einzelne Schulen 
ihre Zwede nicht vollftändig erfüllen, fo Tiegt e8 gewiß oft auch an einem 

Rangel der Beauflichtigung feitens der Behörde. Diefes iſt es aber auch 
nicht, worauf es bier anfommt. Es ri das Gnutachten der Abtheilung an- 
gegriffen worden, infofern als es auf zwei verfchievene Reftripte Bezug 
nimmt. In dem älteren Refkripte find die Juden⸗Kinder den gewöhnlichen 
Drtsichulen zugewieſen. In dem neueren Reffripte Bed! man davon ab, 
und leitet Die Sache dahin ein, daß für fie befondere Konfeſſionsſchulen ein- 
gerichtet werben. Die Tendenz des letzteren Reſtripts ift offenbar, wenn 
auch die ganze Dispofition deſſelben nur falnltativ hingeftellt iſt. Das 
Königl. Miniſterium der geiftlichen Angelegenheiten hat wirklich die Abficht, 
für jede Konfeſſion befondere Schulen ind Leben zu rufen. Es hat ſolche 
bereits in mehreren Fällen durch Aufhebung der Simultanſchulen bethätigt. 
Es hat der Miniſterial⸗Kommiſſar, welcher eben das Wort hatte, in der 
Abtheilnng erklärt, daß fortan niemals der Fall vorkommen ſoll, daß bei 
einer katholiſchen Schule ein evangelifcher Lehrer und umgekehrt angeftellt 
werben fol. Diefe Richtung des Königl. Minifteriums beflage ich auf's 
lebhaftefte, denn die Stärke des Staates beruht auf der innigften Berbin- 
dung feiner Diitglieder, und nirgends wird das Band zwifchen ihnen inni- 

er gefnüpft, als in der Schule. Stimme ih nun auch von Herzen für 
Garität der Ronfelfionen, fo finde ich doch andererfeits wahre Parität nur 
darin, daß die Schulen fo eingerichtet werben, daß jeber Lehrer, ohne Un- 
terfchied feiner Religion, nach Maßgabe feiner wiflenfchaftlichen Bildung an 
berfelben Anftellung finde, ein jeder Schüler, ohne Unterſchied der Konfef- 
fion, darin fernen wiſſenſchaftlichen Unterricht erhalten fann und nur in Be⸗ 

iehung auf die Religion das befondere Bedürfniß jedes Einzelnen berüd- 
* wird. In dielem Sinne will ih Parität gelten Iaffen, und fo wirb 
e gewiß auch von Anderen gebilligt werden. Werden dagegen für die ein- 
einen SKonfeffionen befondere Schulen eingerichtet, fo wird jene innige 
ereinigung der Staatsbürger nicht nur gehindert, fondern auch eine Son⸗ 
berung derjelben geradezu herbeigeführt, und biefe liegt nicht im Intereffe 
des Staates. Sie ift ihm nachtbeilig und kann ihm, wie die Gefchichte 
lehrt, fogar gefährlich werben, weil fie auf dem Gebiete der Religion flatt- 
* ‚piernaqh bitte ih das Gutachten der Abtheilung zu beurtheilen. 
ravo! 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich bitte nur Weniges be⸗ 
merken zu dürfen. Ich babe in der Abtheilung nicht ausgeſprochen, was 
fünftig geicheben folle, fondern nur den beftehenden Grundſaß ausgefprochen, 
wonad alle Elementar- Schulen einen riftlichen Eonfeffionellen Character 
Ren und Simultan-Schulen nur in Källen der Noth geftattet fein follen. 

ch füge nur noch in Bezug auf die jüdiſchen Schulen Dinge, daß den In⸗ 
den ja, wie man auch über den Fonfeffionellen Charakter der öffentlichen 
Schulen denken möge, bdiefelben Rechte wie den Chriften gewährt werben 
follen und es doch ficherlih den Evangelifchen, wie den Katholiken geftattet 
sfl, befonbere Öffentlihe Konfeſſions⸗Schulen zu errichten. 

Referent Sperling: Dex geehrte Here irrt von dem Gegenflanbe ab. | 


Wenn er glaubt, daß ich in Beziehung auf ihn nicht die Wahrheit gefagt 
habe, fo ge e ich mich auf ein echtes Mitglied der R Hs —2 
welches ein Beiſpiel von einer Schule anführte, an der ein Lehrer anderer 
K angeftellt iſt, und durch ſeine Bemerkung den Herrn Miniſterial⸗ 
Kommiſſar g zu jener Erklaͤrung veranlaßte. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: 3 bemerfe, daß es ſich hier 
nur um Elementarfchulen, nit um Oymnafien handelt. 

Eine Stimme (vom Plate): Auf meine Bemerkung, daß an dem 
Gymnaſium in Koblenz ein Lehrer anderer Konfeffion angeftellt fei, hat der 
Herr Regierungs-Rommiffar erklärt, daß dies fortan nicht geſchehen werde. 

Regierungs-Rommiflar Brüggemann: Sch wiederhole, daß hier von 
ben Elementarföönen die Rede iſt, nicht aber von den Gymnafien. Das 
Faktum ift übrigens richtig; ich habe dem Abgeoroneten ber Stadt Koblenz, 
als meine Behauptung, daß alle Gymnaſien einen beftimmten Fonfeffionellen 
Charakter Hätten, ihn zu der Frage veranlaßt, wie es denn gekommen fet, 
daß an dem Oymnaſium zu Koblenz ein evangelifcher Lehrer angeftelt ſei, 
geſagt, daß ich ihm die Verfiherung ertheilen könne, es werde bei eintre⸗ 
tender Erledigung der Stelle, dem ftiftungsmäßigen Charakter des Gym⸗ 
naſiums gemaß, ein tatholifcher Lehrer angeftellt werben. Ä 

Abgeordn. Naumann: Die Grundſaͤtze, welche die Abtheilung burch 
ben —— entwidelt hat, muß ich überall theilen. ch erkenne es wohl 
an, daß es nicht die Abficht iſt, die Juden in eine andere Tage als die Chri⸗ 

en in Beziehung auf ihre Tonfeifionellen Bebürfniffe zu bringen. Ich be» 
te aber, daß ber Gefet » Entwurf in feinen Beflimmungen, die hier von 
ber Abtheilung angegriffen werben, doch von dem Grundſatze abweicht, der 
in Beziehung auf die hriftlichen Schulen gegenwärtig gilt. Allerdings ift 
es den chriftlichen Kirchen⸗Gemeinden geftattet, befondere konfeffionelle Schu⸗ 
Ien zu errichten: bie Geſege ver Mn ten aber die Schulverbände nicht, zu 
ben Roften für biefe fpezie -fonfe fionellen Schulen beizutragen. Es Tann 
allerdings eine katholiſche oder evangelifhe Gemeinde beiondere Schulen 
— es folgt aber daraus nicht, daß die allgemeinen Schulverbände zu 
den Roften beitragen. Die Beflimmungen, wie fie der Geſetz⸗Entwurf ent- 
alt, find aber anders. Hiernach foll die Staats-Negierung die Orts⸗Schul⸗ 
hörden unter gewilfen Bedingungen verpflichten können, für ein konfeſſio⸗ 
nelles — der Juden durch Gewährung von Geldmitteln F ſorgen. 
Gegen dieſen Grundſatz, glaube ich, muß man ſich ausſprechen. Man kann 
den Konfeſſionen geſtatten, beſondere Schulen zu errichten; man kann aber 
nicht geftatten, daß die Juden befondere Schulen errichten, die aus dem 
Charakter der Öffentlichen allgemeinen Schulen, aus dem Schulverbande 
beraustreten und dennoch zu den Koften eine Beihülfe aus dem Fonds bes 
allgemeinen Schulverbandes erhalten. 

Geh. Regterunge-Rath Brüggemann: Es ift überfehen worben, 

daß es im. 4. 33 b. ausbrüdlich bei t: 
ve | bie Unterhaltung ber ſchulen eine Laft der bürgerlichen Ge⸗ 
mei . 

Wo dies nicht der Fall ift, legt auch der Gefet» Entwurf der bürgerli- 
chen Gemeinde Yen en nicht ans 9 ſet 7 g 

Abgeordn. Raumann; Ich bemerke, daß ich dies gerade im Auge 
gehabt habe, nämlich bie er ande, in welchen die K aus allgemei- 
nen Kommunal. Mitteln aufgebracht werben. In folhen Schnlverbänden ift 
es bisher nicht üblich gewefen (weni ſtens meines Wiſſens nicht), für eine 
beftimmte Konfeſſionsſchule eine Beibät e bewilligen zn müflen. 

‚ Abgeorbn. Frhr. von Binde: Ich glaube, wenn ung der Herr Mini- 
fterial - ommeler bier allgemeine Beſtimmungen vor Augen geführt hat, 
wonach vom Minifterium in anderen Källen verfahren wird, biefe zwar nicht 

gehören, daß aber jedesmal, wenn ung ein Belek «aka er Tre 


jñdiſchen Rinder anf mehrere Schulen verteilt find, aber nicht in einer allem 

hinreichenden Raum finden, wird Damit nicht wegen ber gerade auf eine Schnle 

gerihteten Wahl der jüdifchen Aeltern bei diefer eine Erweiterung bes 
aumes oder eine Bermehrung der Ktlaffen notwendig werben d 

bie anderen Schulen nah dem obwaltenden Geſamm evürfniffe genügen 
nnen. 

Referent: Z weiß mich genau zu erinnern, welder Borfchla 
gemacht I indeß ging er nur von dem Herrn Regierungs - Rommifjar * 
und fein Mitglied der Abtheilung machte ihn zu dem ſeinigen, weil bu 
den Nachſatz, den er enthält, daſſelbe ausgeiprorhen wäre, was in dem 


. 27 ftebt. 
’ leeren. Graf von Schwerin: Ich wollte nur baffelbe anfüh⸗ 
ren, was der Referent bemerkt hat. Der Vorbehalt des Herrn Kom⸗ 
mifert würde feinen anderen Sinn geben als der 9. 27 in feiner jeßigen 
afjung. 
Abgeorbn. von Beckerath: Ich habe mit wenigen Worten fagen 
‚wollen, daß, wenn es fich bisher immer nur darum gehandelt hat, die Ju⸗ 
ben in bürgerlicher Beziehung zu Hamm , die vorliegende Beſtimmun 


ſelbſt ein gr in die Rechte des Familienlebens fein würde, denn es i 
ein re t des Baters, zu beftimmen, wer feine Kinder unterrich⸗ 
v 


Abgeordn. vou Auerswald: Ich glaube, daß der Borbehalt, ber 
in dem von dem Herrn Kommiffarins angeführten Mbänberungs = — 3 — 
enthalten iſt, feinen anderen Zweck und Sinn haben kaun, bie ulen 
vor der Ueberfüllung zu hüten; dies a aber überflüffig, denn in dem all⸗ 
emeinen Beftimmungen, welche auch für bie hriftlichen Kinder maßgebend 
d, find fhon genügende Abwendungs-Diaßregeln enthalten. Hat der Bor- 
chlag aber einen anderen Sinn, und will er die fonfeffionellen Scheinungen 
abhren, dann würde er ſchädlich fein und ich mich dieſem Vorſchlage ent- 
ſchieden widerfegen. (Ruf zur Abftimmung.) 

Marfhall: Der einftimmige — 2— Abtheilung gebt dahin, 
dieſen Paragraphen ganz wegfallen zu laſſen. Ueber das, was an die Sielle 
deſſelben zu ſetzen wäre, hat ne die Abtheilung nicht vereinigen Fünnen. 
Bevor wir über diefen letzteren Punkt bie Dieful ion eröffnen, will ich an 
bie Hohe Berfammlung die Frage ftellen, ob ber Paragraph wegfallen fol, 
(Majorität für die Berwerfung.) Die Majorität hat deu Paragraphen ver, 
worfen. Nun fragt es fih, ob die Berfammlung den fünf Mitgliedern ber 
Abtheilung beitreten will, welche den Vorſchlag gemacht —* eine andere 
Beſtimmung an die Stelle dieſes ausfallenden —*— raphen zu feßen? 

Referent Sperling: Dies ſcheint gen üseräfg j 

Abgeordn. Graf von Schwerin: 26 meiner Anficht nach Tcheint es 
überfläffig zu fein. Nachdem der gr Vorſchlag angenommen worden if, 
daß der ganze Paragraph wegfallen foll, ſcheint es kaum mehr möglich je 
fein, andere Beſtimmungen an defien Stelle zu feten. 

Marſchall: Eine Möglichkeit möchte wohl vorhanden fein, etwei 
Anderes an die Stelle zu feßen, es feheint aber der Vorſchlag dazu Feium 
Anklang in der Berfammlung gefunden zu haben und darüber weggeganges 

* on Dit ih: Da die Streich biefes P den be 

eordn. Dittrich: Da die ichung bie aragrap 
ſchloſſen ift, fo fcheint es zweckmäßig, wenn in Dem 9. 26 zugefeßt wird: „is 
einer der Ortsſchulen.“ 


Marl Hall: Wird diefem Vorfchlage beigetreten? (Mehrere Stimme: 


') | 
Abgeordn. von Maffow: Ich erlaube mir barauf aufmerkfam 1 ; 


‚ daß der Antrag noch nicht unterflügt worden ift. 
ha ch —— I ve —— Frage En die Berfammiung ge 


richtet, der Vorſchlag iſt jedoch nicht unterftügt, weshalb ich ihn auch nicht 
zur Abflimmung bringe. 
Referent (Sieh ad 9. 28 des Gutachtens vor): 


n9- DO. 
In der Denkſchrift iſt S. 32 bemerkt worden, daß es im Intereſſe 
des Staates liege, daß feine Untertbanen ohne Ausnahme in der Religion, 
n a fie fi} befennen, erzogen werben. Iſt dies der Kall, fo muß der 
taat ſich auch deſſen vergewiflern, das folches gefchieht, und Anftalten 
a daß es geichehen kann. Zu Gunften der Juden Tann es nun 
nicht ansgelegt werden, wenn es, wie in den Worten „eine jede Juden⸗ 
ſchaft ꝛc.“ beabfichtigt worden, Ichiglich ihnen anheimgegeben wird, wie 
fie ihren Kindern den Religions» Unterricht beibringen wollen. Den 
meiften Familien würbe folches wegen Beſchränktheit ihrer Verhältniſſe 
bei dem beften Willen nicht möglich ein, wenn ihnen der Staat dabei nicht 
zu Hülfe fame. Deshal entfhieb ſich die Abtheilung einftimmig dahin, 
daß in Die Stelle des angedenteten Paffus, den eigenen Wünſchen der Juden 
entfprechend, die Beftimmung zu treffen ſei: 
baß eine jede Synagogen - Gemeinde verbunden fein foll, wenig- 
ſtens einen Religionslehrer anzuftellen und an befolden, welden 
ber —— der Kinder in den jüdiſchen Religionswahrheiten zu 
übertragen iſt, 
indem fie es dabei als ſich von ſelbſt berfie end anfah, daß, wenn an einem 
Orte mehrere Synagogen » Gemeinden beftehen follten, denfelben es unbe- 
nommen bliebe, fich in Beziehung auf einen gemeinfchaftlichen Religions- 
lehrer a" vereinigen.’ 

Regierungs - Rommiffar Brüggemann: Blos weil es befondere 
Schwierigkeiten 3 haben ſchien, für jede einzelne Synagoge die Verpflich⸗ 
tung zur Anfte ung eines befonveren jüdifchen Religionslehrers auszu⸗ 
a glandte man den Weg offen fe zu müffen, daß auch auf andere 

eiſe, 3. B. durch die Aeltern felbft, für die Ertheilung des Religions- 
Unterrichts geforgt werden könne. Wenn aber die ! erfammfung ce ange» 
meflen hält, daß jede Synagoge verpflichtet werde, einen eigenen Religions⸗ 
Lehrer anzuftellen, und wenn fie den einzelnen Vereinen bie finanziellen 
Mittel zutraut, um die Koften diefer Anftellung aufzubringen, fo wird gegen 
eine folche Verpflichtung nichts zu erinnern fein, da dem Staate dasjenige 
Mittel, welches die Unterwerfung in der Religion am beften ſichert, auch das 
erwünfchtefte fein vr 

Mögesrn. Graf von Schwerin: Ich würde mich dem 9. 28 wiber- 
eden, infofern er wieder den Grundfag aufftellt, den ich nicht anerkennen 
ann, daß dem Staate die Befugniß zuftebe, darüber zu urtheilen, ob Jemand 
als Religions-Lehrer zuzulaſſen fei oder nicht, und in dieſer Beziehung würbe 
ich für die Weglaffung des letzten Satzes im $. 28 flimmen. . 

Marfhall: Diefer Gegenftand wird noch befonders vorkommen, für 
jedt ift zur Frage geftellt, ob vorgefchrieben werben foll, das jede Synagogen- 
Gemeinde verbunden fei, wenigitens einen Religions-Lehrer anzuftellen und 
zu beſolden. Ich bitte diejenigen, welche fich für dieſe Beſtimmung erflären 
wollen, aufznfteben. (Beinahe einftimmig angenommen.) 

Referent (lieft in dem Abtheilungs- Gutachten weiter.) 

‚Legt aber der Staat den Synagogen - Gemeinden diefe Verpflichtun auf, 
fo, meinten einige Mitglieder, müfle er auch dafür forgen, daß dieſelben 
er enügen fönnen, daß es an qualifizirten Religions » Lehrern nicht 
eble. Hierzu feien befonvere a Ankaltın gewiflermaßen Semi- 
narien, nothwendig. Wie der Staat Anitalten zur Heranbildun ‚der 
Lehrer der hriftlichen Religion ins Leben rufe und unterhalte, fo jet es 
sucp feine Sache, zu Gunſten der Lehrer jüdiſcher Religion es % thun, 
da die Juden zu feinen Bebärfniflen eben fo beiſtenern, wie bie keihen 
19 


— u — 
zer im Sege ber allgesemer Petenerung Ti zer Unterhaltung ber 


Hrüz'sez far re Seiten 2er enulher Relis:ez Versen 
Tem zırze zen tem ztrızer Missi:eters wißerterocen, intem 
eizsıire Lirrelisz grier Draaelanz Burızt, Set Pe szıide Religion nur 
ze ::utee Ir, Vor tie Berridrzr: des Sızure, überhaurt ſich 
Lara <= fammera, wie die Jaden ach ibre Keizzicnt-Tebrer berambilten, 
Aadete zenizüems die Doblitgezbeit DrWelien, die Noten older Bil: 
tez;t-Antatten berzageien, 12 Abrete Helm 
Als es zur Altnımmarg karı, ertlarte ſich daber tie Abrherlung mit 
ichs Ztinmen gegen ter ;war Dafa:, 
223 es uberbaust imedmäßız un: morhreatiz fer, Antialten zur 
Ausbiiturz juriicher Religions-Lebrer enzurihten, 

in gleichem ZStimmen-Berhälmine aber Dagegen: 
daß riet auf Koiten des Staats geſchebe 

Marihall: Benz jegi ter Herr Adgeortnere Grat ron Schwerin Ge⸗ 
legenbeit nehmen will, ſeinen frcheren Vorſchlag serzutragen, te ift vemfel- 
ben bier:u 236 Vort geñatitt. (Geichieht nicht 

Verlangt iontt Niemand das Wert! Der Haupt⸗- Vorſchlag ver Abtbei⸗ 
Inng gebt dahin, daß Anſtalten zur Auebileung in der rüdiichen Religion 
eingerichtet werten follen, und dies biſdet die allgemeine Frage. Ob dieſe 
Einrichtungen auf Keñen des Staatés ausgefübrt werden ſollen, iſt demnächſt 
tie zweite. Zunächft werde ich uber Lie erite Frage abitımmen lafſen und 
biste diejenigen, welche tiefelbe bejaben wollen, aufzuischen. Dies geidhiebt.) 
.,.„ Tas Ergebniß der Abitimmung it nicht mit Gewißheit zu u 
ich bitte daher Die Herren Orener, zu zäblen. , 

Tas Ergebnig ter Abitimmnag it folgendes: die Frage iſt mit 213 
gegen 177 Stimmen bejaht, und hiernach ftebt feit, Daß die Anfialten für die 

bildung jutither Lehrer eingerichter werten follen. Run iſt noch bie 
Arase, ob die Einrichtung anf Koſten des Staates ftarıfınten Toll. Die Ab- 
F ung hat fi) Dagegen erklärt, und es fragt fi, ob ih Jemand darüber 
äußern wı 

Abgeordn. Wodiczka: Ich gehöre zu den Mitgliedern, die der Anfıht 
find, daß die Anflalten zur Ausbildung jubiicher Lebrer nicht auf Koften des 
Staats eingerichtet werden, tenn es giebt farboliihe Zeminarien, die nit 
vollitändig auf Koften dee Staates, fondern größtentbeild aus Fonds der Ra, 
tholifen eingerichtet werden, und ich ſehe nicht ein, warum die Juden bevor⸗ 
zugt werden tollen. 

Marihall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, fo kommen wir 
jur Abftimmung, und ich frage, ob die Anjtalten zur Ausbildung Der jürifchen 
tehrer auf Koften des Staates errichtet werben follen? Tie Bejabenden bitte 
ich, aufzuftehen. (Es erheben ſich nur fchr wenig Mitglieder, und die Frage 
ift verneint.) 

Referent (lieſt vor): 

„Eine Prüfung der jüdischen Religionslehrer in Betreff ihrer Nedt- 
gläubigfeit und des Maßes der ihnen beimohnenden Religionskenntuile 
Tann fuͤglich nicht ftattfinden, weil das Judenthum eine geiftliche Autorität 
überhaupt nicht anerkennt. Jedoch Darf deshalb dem Staate es nicht gleich⸗ 

ültig fein, welche wiffenfchaftliche Bildung der Religionelehrer außerden 

ſitzt. Ta von einem Manne, welder einen gewijlen Grad allgemeiner 
wiſſenſchaftlicher Bildung ſich angeeignet hat, mit Grund auch eine ge 
füandere Auffafiung der Religionswahrheiten zu erwarten it, fo ſchien et 
ber Abtbeilung zwedmäßig, von einem jüdiſchen Religionslehrer wenig: 
ſtens die allgemeinen willenfchaftlichen Kenntnifle eines Elementarlehrers 
zu fordern und in diefer Beziehung ihn einer Staatd- Prüfung zu unter- 
werfen. Sie wünfcht demnach einfimmig, daß hierüber noch cine ausdrüd⸗ 
liche Zeftfegung erfolge, und würde ihrem Wunfche genügt werben, wen 


in dem zweiten Abſchnitte des vorliegenden Paragraphen hinter „zuge- 
Iaffen werben, welde” bie Worte: „in einer mit —* anzuftellenden 
Prüfung die allgemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe eines chriſtlichen 
Elementarlehrers nachgewieſen und‘ eingeſchaltet würden, fo daß dann 
dieſer Abſchnitt dahin lauten möchte: 

„„Als beſondere Religionslehrer können nur ſolche Perſonen 
zugelaſſen werden, welche in einer mit ne anzuftellenden Erafung 
die allgemeinen wiffenfchaftlichen Kenntniſſe eines hriftlichen Elemen- 
tarlehrers nachgewiefen und zur Ausübung eines Lehramtes vom 
Staate die Erlaubniß erhalten haben.““ 

Regierungs⸗Kommiſſar Deäne emann: Ich wollte mir die Bemer⸗ 
fung erlauben, daß das, was die Abtheilung wegen ber Prüfung der Reli. 
gionglehrer wünfcht, bereits beftebt; denn es wird fein jübifcher Lehrer zur 
Ausübung des Amtes eines Religionslehrers zugelaffen, der nicht die allge- 
meine Bildung und die Kenntniſſe eines chriftlihen Elementarlehrers nach⸗ 
gewiefen und zur Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erlaubniß er- 

alten bat. Die Ertheilung der Erlaubniß zu Ausübung eines Lehramtes 
Veh bie nachgewieſene Qualification dazu voraus. 

eordn. Graf Schwerin: Wine Bemerkung dem Herrn Negie- 
rung6- ommiſſar gegenüber bitte ich mir zu erlauben. ch möchte es für 
zwedmäßig halten, wenn es bei der Faflung bleibt, welche die Abtheilung 
vorgefhlagen hat. Mit Berüdfitigung dveflen, was der Herr Regierungs- 
Rommillar uns gefa t dat daß es die Tendenz der Staats - Regierung * 
daß konfeſſionelle Schu en eingerichtet werben —2 würde der Paragrap 
ſo verſtanden werden, als wäre dieſe Tendenz auch hier ausgeſprochen, und 
et ‚daher die Faſſung, wie fie die Abteilung vorgefhlagen hat, bie 
effere fein. 
Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Der Staat hat feinerfeits eine 
Prüfung der sädifchen Neligionslehrer nicht anorbnen können, weil er fich 
eben in den inneren jübifchen Kultus nicht einmifchen will. 
Neferent: Nach meiner Anficht würde ſich die Prüfung nur darauf be- 
ſchränken, von welcher moralifhen Qualification er iſt. Auf die wiffenfchaft- 
liche Ausbildung des Lehrers dürfte fie fich nicht ausdehnen, und um in dieſer 
Beziehung jedes Bedenken zu heben, ift es nothwendig, daß der Zuſatz zu dem 
9. 28 fo gefaßt wird, wie Die Abtheilung ihn gewänfet bat. 
Regrerungs- Rommilfar Brüggemann: Dagegen würbe ich nichts 
zu erinnern haben. 
Marfhall: Wenn Niemand das Wort verlangt, fo frage ih, ob 
der Antrag der Abtheilung angenommen werben fol? (Wirb von der Ber- 
ſammlung angenommen.) 
Referent (lieft vor): 
„Um den Lehrern jüdiicher Religion Feine Gelegenheit abzufchnerven, 
ſich diefe Kenntniſſe anzueignen, (dien es einigen Mitgliedern zweck⸗ 
mäßig, denfelben auch die Aufnahme in die Seminarien des Staats für 
hriftliche Lehrer zu geftatten. Dies wollten andere Mitglieder bevenf- 
lich finden, weil der Unterricht in den Seminarien mit der Religion im 
innigſten Zufammenhange ſtehe und die ganze Erziehung der Zöglinge 
in den jesigen Seminarien auf —2 Lebensanſchauung —* 

ndeß blieben jene Mitglieder bei ihrer Anſicht, weil den geiftlichen 

öglingen die Anwefenheit von Juden in den Seminarien fo wenig ge» 
fährlich werben könne, als in Gymnaſien oder anderen Echulen, die 
aufgeworfenen Bedenken alfo höchſtens ns Seiten der Juden beftänden 
und benfelben bauch begegnet werde, daß die Juden zum Eintritt in 
die Seminarien für prifen nicht egmungen werden, ihnen folcher nur 
wenn fie es wünfchen, geflattet werden folle. Mit 9 Stimmen gegen 6 
entſchied ſich die limg für den Vorſchlag, alſo dafür, daß ven 
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jübifchen — — die Aufnahme in die Seminarien für 
chriſtliche Lehrer zu gewähren ſei.“ 

Ich glaube, es iſt eine Konſequenz des erſten Satzes, und wir haben 
In aufgeſtellt, damit die jübifhen Lehrer die Kenntniffe der chriftlichen 

lementar⸗Lehrer fich aneignen. 

Abgeorbn. von Auerswald: Ich erkläre mich entichieden gegen ben 
Vorſchlag der Abteilung, weil der Vergleich, ber hier gemacht ıjt, auf 
Seminarien, bie keinesweges nur Unterrichts, Anftalten find, nicht paßt. 
Zweitens und hauptſächlich aber aus dem Grunde, weil ich bereits_gegen 
einen früheren Borfchlag, der eine direkte Einmifchung in die Verhältniſſe 
einer gebuldeten Religions» Gefellichaft bezwedte, geftimmt habe, weil ich 
eine ſolche Einmiſchung im JIntereſſe derſelben ni geeignet halte, und 
Fi dem a Grunde glaube ih, daß auch bier feine Einmiſchung flatt- 

en dürfe. 

Abgeoron. Graf von Schwerin: ch habe geglaukt, daß es nicht 
nothwendig fein würde, noch etwas zu ben Gründen ber Abtheilung hinzu⸗ 
ufügen, da ſich aber eine namentlich für mid) Ich gewichtige Etimme 

gegen erhoben bat, fo hitte ich, das Abtheilungs- Gutachten noch einmal 
vertheidigen zu dürfen: ich bin für daſſelbe, indem ich für die Seminariften 
eine itihen Eeminars, wenn Juden Theil nehmen an dem Unterridt, 


feinen Nachteil fehen kann. Daß die Tendenz des Unterrichts nicht ge | 


ändert werben foll, verfteht ſich von felbf. Wenn alſo die Tuben feinen 
Anftoß daran nehmen, fo ift auch nicht abzufehen, warım etwas von und 
dagegen gethan werben foll. ch halte cs für das Intereſſe des Chriſten⸗ 
thums fogar wünfchenswerth, die Juden zu dem Unterrichte in bemfelben 
heranzuziehen, da ihnen dadurch die Kenntniß des Ehriftentyums möglid 
wird, und je mehr man das Chriftentbum kennen Iernt, o mehr wird 
man ſich demfelben anzufchließen geneigt fein. 
bgeordn. Frhr. von Binde: ds fhließe mi dem an, und ich 
glaube, dag von dem Standpunfte des hriftlihen Staates aus, der um 
von der Minifterbanf proffamirt worden ift, es als eine gewifle Schwäche 
eriheinen würde, wenn man das Chriftentfum durch die Zulafſung ber 
Juden gefährdet halten wollte. Dagegen möchte ich Doch das Gonvernemert 
verwahren. 
egierungs » Rommiffar Brüggemann: Es if keinesweges dat 
EHriftentfum durch die ufnapene jüdifher Schulamts- Afpiranten in bie 
chriſtlichen Seminarien für gefährdet gehalten worden, fondern der Grund, 
weshalb die Aufnahme in die Seminarien bei der in einzelnen Fällen nad- 
gelaffenen Teilnahme an dem Unterricht verfagt worden ift, Tiegt in ber 
riftlichen Lebens - Gemeinschaft, in welcher die Seminariften verbunden 
ind, und nach welcher ihr ganzes Leben in den Seminarien geregelt if; 
in dieſe Gemeinfchaft jüdifche Afpiranten aufzunehmen und diefelbe daburd 
R — pber a den jübifchen Afpiranten eine Theilnafme zu verlangen, 
ten nicht zuläffig. 

Abgeordn. Dittrih: Ich fchließe Yo ber Abtheilung an usb 
glauben daß es in der Konſequenz beruht, daB nach dem, was über de 

chulen beichloffen worden ift, die Lehrer auch in den Eeminarien anf 
genommen, werden müften. Auch aus dem, was ber Königliche Hex 

ommiſſarius gejagt bat, finde ich feinen Grund, um gegen den Autıap 
zu ſtimmen; weil den Juden überlaffen bleibt, die Aufnahme zu kennt 
gen; nA glaube, dag eine ſolche dem chriſtlichen Prinzipe ficher nice fe 
würde. 

Abgeordn. von Maffow: Sch hemerfe, daß die Aufnahme in ber 
Seminarien, falls fie befchloffen würde, in Bol — Pa Fo Be 
MHlufes jedenfalls auf, Rofen der Judenſchaft geſchehen würde. 

bgeordn. non Auerswald: Jh muß wiederholt und ang Yen 
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Grunde, den ich bereits anführte, daß es nämlich nicht geeignet fei, ſich 
in bie inneren Berhältniffe einer geduldeten Religions » Gefellfhaft zu 
miſchen, dagegen flimmen. ch au bebauern, bar ich mich den beiden 
eehrten Diitglievern, welche eben Iprachen, nicht anſchließen kann; ich 
ann weder dem Abgeorbneten der Grafihaft Mark auf den Gefichtspunft 
des chriſtlichen Staates folgen, noch die Tendenz unterflüben, die ber 
Abgeordnete der pommerfchen Kitterfchaft mir gang unerwartet ausfprach, 
und hätte geglaubt, Daß er der Letzte fein würde, fih von der Profe- 
Igtenmacherei Bortheile verfpriä 

Abgeoron. Frhr. von Binde: Ih muß mich vorher aufs allerent- 
fhiedenite gegen die Vorausſetzung verwahren, als ob es mir jemals in 
den Sinn bätte fommen können, den fogenannten hriftlichen Staat zu ver» 
theidigen. Ich habe mid p vollftändig dagegen ausgefprocdhen, daß das 
geehrte Mitglied dies wohl nicht vorausfegen konnte. Ich habe gefagt, 
daß ich nichts dagegen zu erinnern ſuben würde, die Juden in den Semi⸗ 
narien vupnlaffen. Ich habe dabei jo wenig, wie das Mitglien der pom- 
merfchen Ritterſchaft, an Proſelytenmacherei gedacht, aber wohl daran, den 
Juden Gelegenheit zu geben, ſich die Kenntniß der hohen Vorzüge bes 
Chriſtenthums zu erwerben. Wenn ich dem Mitglieve weiter folge, ſo fehe 
ich darin feine Einmiſchung in die Berhältniffe einer geduldeten Religion, 
wenn “ ihren Bekennern geftatte, freiteitig dem Unterricht in den Semi- 
narien beizumohnen. Es ıft ja fakultativ und ganz in bie Freiheit der 
Juden geftellt; von _ Zwang ıf nicht Die Rede. Gegenüber dem König- 
lichen Kommiſſar muß ich dann noch bemerken, daß ich nicht habe verfichen 
können, was anter Gemeinſchaft des chriſtlichen Lebens gemeint iſt. 
Diefer Ausdruck ift für mich eben fo myſtiſch und unverſtändlich, als ver 
Begriff des hrijtliden Staates. Wenn die Juden feinen Anftand 
finden, an chriſtlichen Tiſchen zu effen, Dann können fie auch vollftändig in 
den Seminarien zugelaffen werben. 

Landtags -Kommilfar: Nachdem der Kommiſſar bes geiftlichen 
Minifteriums erklärt hat, daß die Aufnahme der jüdischen Schul-Alpiran- 
ten in den Unterricht der chriſtlichen Seminarien feinen Anftoß finde, fie 
feither zugelaffen fet und ferner zugelaffen werden würde, fo fheint es mir 
doch kaum an der Zeit zu fein, daß fich die Berfammlung noch länger mit 
der Frage befchäftige, ob dergleichen Afpiranten auch in den Eeminarien 
eſſen, trinfen und Ichlafen follen. Es iſt dies eine Frage, bie in den Haus⸗ 
Ordnungen der Seminarien zu entfcheiden fein wird, nicht aber in dem 
Geſetze über die Juden. Möge man uber die Frage denken, wie man will, 
hierher feheint die Entfcheidung nicht zu Beeren 

Referent Sperling: Es handelt fih Hier um Zugeſtehung ber 
Rechte der Staatsbürger an die Juden fo weit ald irgend möglih. Bon 
diefem Gefichtspunfte müffen wir ausgehen. Wenn von dem eniglichen 
Herrn Kommiſſar gelngt worden, e8 würde für bie Juden ausreichend fein, 
wenn fie nur am Unterricht theilnehmen, fo kann ich dieſer Anfıcht nicht 
beiftimmen. Es kommt anf Beftellung des Prinzip an. Sp wie bie 
Chriſten aus Rüdfihten der Konfeffion von dem (Eintritte insg Seminar 
im Allgemeinen nicht ausgefähloffen find, eben fo können wir fonfequenter- 
weife auch den Juden nicht davon ausichließen. Die Profelytenmaderei, 
welcher ein geehrtes Mitgliev gedacht bat, ſetzt eine pofitive Thätigfeit 
voraus. Bon folder kann bier nicht die Rede fein, da es von dem freien 
Willen des Juden abhängen fol, ob er in das Seminar Aufnahme fuchen 
will oder nicht. Eben fo find Die Bedenken, welche der Königliche Herr 
Kommiſſar aufgeftellt 1. nur ſolche, die auf Seiten der Juden beftehen 
fönnten, nie aber auf Seiten der Ehriften. Ich glaube, daß das Gut- 
achten der Abtheilung nicht geiäwäßt und aufrecht zu erhalten ift. 

Abgsorbn. Brot von chwerin: Ich wollte nur fagen, daß es 


nach dem, was ber Herr Königl. Kommiſſarius —58 hat, für uns 
von feinem Sntereffe ift, die Sache ferner zu verfolgen, ob die Juden als 
Zöglinge in die Seminare aufgenommen werben koͤnnen. Ich muß mir 
aber die Bemerkung geftatten, daß der Herr Regierungs⸗Kommiſſar es 
war, der ung auf bie prinzipielle Erörterung geführt hat, indem er ben 
Grundſatz aufftellte und vertheidigte, fie — 5 und Theil nehmen 
zu laſſen am Leben der chriſtlichen Seminariſten, ſei im Prinzip nicht zu 
rechtfertigen. Nachdem er dies aufſtellte, haben wir Beranlafung gefun- 
den, diefen Grundſatz zu beftreiten. 

Abgeoron. Hanjemann: Auf die Bemerkung des Herrn Landtags: 
Kommiflare, daß die Sache eigentlich hier uicht zur Berathung gehöre, 
F ich zu erwiedern, daß, nachdem das Gouvernement ung — 

eſtiminungen über den Kultus vorgelegt hat, nichts natürlicher und folge: 
richtiger ift, als daß auch andere hierher gehörige Beſtimmungen bei dieſer 
Gelegenheit zur Sprache gebracht werben. 
bgeordu. von Saufen: Es iſt fhon m — was ich fagen 
wollte, von den Abgeorbneten aus Weftphalen und Pommern erörtert wor- 
den, dem ich mid anfepliepe. Wenn aber davon geredet wirb, es würd 
durch die Aufnahme in die Seminarien Proſelytenmacherei getrieben wer: 
den, fo muß ich bemerken, daß die Juden gezwungen find, Soldaten zu 
werden, mit den chriſtlichen Waffenbrüdern zu efjen, zu trinfen und Alles 
mit ihnen gemeinfam zu thun, und doch wird Died Niemand für Profely- 
tenmacherei halten, um fo weniger fann bies dafür erfannt werden, wem 
man ihnen nur das Fegt giebt, freiwillig am chriſtlichen Unterrichte Theil 
zu nehmen und in die Seminarien die Aufnahme nachzuſuchen. 
geordn. von Maſſow: Ich Habe nur eine kurze Bemerkung jı 
machen zu dem, was ber Referent gefagt hat, nämlich bag wir nirgend 
im Staate Simultan- Seminarien haben. Wir haben nur Geminarin ' 
für evangelifche oder katholifche Schulamts⸗-Aſpiranten. 

Referent Sperling: Ich fann dies weder zugeben, noch beftreiten. 
ne Font auch hier nicht in Betracht, da bier nur von Juden bie 

ede iſt. 

Abgeordn. von Merdel: ch wollte mir die Anfrage erlauben, ob 
von Seiten ber Abtbeilung überhaupt hier ein folches Amendement geſtell 
if. Aus dem Gutachten kann ich es nicht erfehen, wenigftens nicht mit 
Beftimmtheit. Sch bitte, daß fich die Abtheilung hierüber ausſpreche, et 
fie den beftimmten Antrag ftellt. 
öt ee Sperling: Ich bitte, deshalb die letzten Worte des Get 
achtens zu leſen. 

Abgeorbn. Graf von Finfenftein: Ih muß mih im Namen vr 
chriſtlichen NReligions- Freiheit, der geiftigen Freiheit, gegen die Ausſprüch 
der Abgeordneten von Weftphalen und Pommern ren. Den * 
ſoll alle Freiheit geſtattet werden; aber offenbar wird dadurch die chr 
liche Religiond-Preipeit andetaſtet, wenn in die Häufer, welche dem nt 
Iihen Kultus in Leben und Lehre gewibmet find, Rente aufgenomm 
—* , weiche diefem Bekenntniſſe feinblich entgegenfiehen. (Ruf nad 

mmung. 

Marſchall: Die Trage iſt zunächſt, ob die Aufnahme jüdiſc 
Lehramts »Afpiranten in Seminare für chriftlihe Lehrer —— — 
ſoll. Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte ich aufzuſtehen. 

Ich werde bitten, zu zählen. 

Die Frage ift mit 206 gegen 183 Stimmen bejaht worben. 

Referent Sperling: 20 

— — 
Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben die jüdiſchen Glaubert 
fen in gleicher Weile und in gleichem Verhäliniſſe mit ven chrij 


— 5: — 


Iiipen Semeinbegliebern ben Geſetzen und beftehenden Berfaffungen gemäß 
eizutragen. 

Er blieb unangefochten. 

Abgeordn. von Fock: ch beantrage den Fortfall von $. 29 aus 
bemfelben Grunde, wie den ber 88. 26 und 27, weil danach dad Verfah- 
ren baffelbe fein fol, wie nach den beftehenden Geſetzen, weil es alfo dieſes 
Paragrappen gar nicht bedarf. 

arfhall: Wird diefer Antrag unterftügt? El davon näm- 
lich, dag über 88. 31—33 noch abgeftimmt werben wird, ſoll dieſer Para- 
graph wegfallen. (Der Antrag wird unterftüßt.) 

‚ Referent: In Beziehung, auf diefen aragrapden erlaube ich mir 
die Bemerkung, der hoffentlich die ganze Abtheilung beiftimmen wird, daß 
nämlih wir den Wegfall des Paragraphen nur deswegen nicht beantragt 
haben, weil die barin enthaltene Beilimmung den Juden ertpeildaft wer⸗ 
den könnte, indem in Beziehung auf fie etwas Anderes bisher beobachtet 
worben iſt. Das iſt der einzige Grund, warum die Abtbeilung fich für 
feine Beibehaltung entſchieden hat. 

Marfhalt: Ih frage nun: Soll $. 29 wegfallen? Diejenigen, 
welche für den Wegfall find, bitte ich aufzuftehen. (Es erhebt fich feine 
Majorität.) 

Referent: 


„$. 30. 
Eine Abfonderung von den ordentlichen Ortsfchulen können bie jü- 
diſchen Glauben enoffen der Regel nach nicht verlangen; doch iſt den 
Juden geftattet, in eigenem Intereſſe auf Grund diesfälliger Vereinba⸗ 
rungen unter fih mit Genehmigung der outbebirhen Privat -Lehrs 
anftalten nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beflimmungen einzu- 
richten. Iſt in einem Orte oder Schulbezirfe eine an Zahl und Der, 
mögensmitteln hinreichende arflige und jüdifche Bendlferung vorhanden, 
um auch für die jüdifchen Einwohner ohne deren Ueberbürdung eine be» 
fondere öffentliche Schule anlegen zu fönnen, fo ann, wenn fonft im 
allgemeinen Schulintereffie Gründe Dazu vorhanden find, die Abfonderung 
ber jüdifhen Glaubensgenoſſen zu einem eigenen Schulverbande auf den 
Antrag des Borftandes der Judenſchaft angeordnet werben.‘ 
Gutachten der Abtheilung. 

Nach der Faffung "diefes Paragraphen könnte es den Anfchein gewin- 
nen, als wenn es lediglich von dem freien Entfchluffe des Vorſtandes der 
Inden ſchaft abhängen ſoll, ob eine beſondere öffentliche Schule für die 

inder der jüdiſchen Orts⸗Einwohner einzurichten fi oder nicht. Geht 
man aber auf die in ver Denffchrift Seite 34 aufgeführten Gründe zu- 
rüd, welche zur NR einer folhen Echule Beranlaffung bieten fol- 
Ien, fo findet man, daß ſolche von ber Art find, daß fie überall eintreten 
fönnen, und daß daſelbſt, wo fie geltend gemacht würden, ber Borftand 
der Judenſchaft gezwungen fein würde, die Errichtung einer eigenen jüdi- 
fhen Schule in Antrag zu bringen. Hiernach dürfte es auch faum einem 
„Zweifel unterliegen, daß die Tendenz des Gefeh- Entwurfs gerabegn dahin 
gerichtet fei, auf die Errichtung eigener, jüifcher, fogenannnter Glaubens- 
Schulen binzuwirken, und dies muß, wie ſchon zu — 17 bemerkt worden, 
nicht allein dem Staats⸗Intereſſe widerfprechend, ſondern auch mit den 
beſtehenden allgemeinen eleotien Grundfägen unvereinbar erachtet wer- 
den. Nah bieten ift e8 ledigli — der bürgerlichen Kommunen, Ele⸗ 
mentarſchulen, ſo weit es das Bedürfniß erfordert, einzurichten; und wie 
hierbei auf die verſchiedenen Bekenntuilſſe der chriſilichen Kirche nicht geſe— 
en wird, eben ſo wenig kann dabei das Glaubensbekenntniß der Juden 
in Betracht kommen, ſo wenig von einzelnen Sekten der chriſtlichen ne cat 
wenn fie auch nur zu ben geduldeten gehören, gefordert wird, daß fie für 


eigene Schulen anlegen und unterhalten, eben fo wenig kann bafjelbe 
I den uber 8 orbert werden, da fie eben fo Mitglieder der Kommunen 
find, wie die Ehriften. Selbſt nur in Form einer Bergünftigung es ihnen 
zu überlaffen, für ſich befonbere ge Schulen zu errichten, würde 
eine Ausnahme von der Regel fein, welde bevenflih wäre, weil es an 
Beftimmungen nicht fehlt, nad welchen, wenn einmal vergleichen öffent- 
liche Schul» Anftalten beftehen, diefelben aud unterhalten werben muffen. 
Daher fam die Abtheilung zu dem einmüthigen Beihluß, ben Wegfall 
des in Rebe ſtehenden Paragraphen, mit alleiniger Ausnahme bes 
Sates, und aller übrigen bis zu 4. 33 incl. zu beantragen, aber auch im 
erften ade bee 9. 30, um Zweifel zu vermeiden, noch bie Worte „der 
Regel 8 ri öſchung zu empfehlen, fo daß fi biefer Paragraph auf 
die Worte beichränten wurde: 

„Eine Abfonderung von ben ordentlichen Ortsſchulen können bie 
jübifchen Glaubensgenoſſen nicht verlangen; doch iſt es den Juden 
geftattet, in eigenem Intereſſe auf Grund biesfälliger Vereinba⸗ 
rungen unter ſich mit Genehmigung der Schul-Behörben, Privat 
Lehr-Anftalten nach den darüber beftehenden allgemeinen s 
mungen einzurichten.” vi. 

Für den Fall, daß auf diefen oralen Don dem Plenum nicht einge- 
gangen werben follte, vereinigten fich die Mitglieder der Abtheilung zu dem 
einftimmigen Wunfche, daß wenigftens , 

&. 30 am Schluſſe hinter dem Worte: „Vorſtand“, die Worte: 
„und der Repräfentanten‘‘, eingefepaltet werden möchten, ba ber 
Antrag auf Tericptung einer befondern öffentlichen Schule zu 
bedeutungsvoll für die Gemeinde fei, als daß er dem Vorſtande 
allein überlaffen werden könnte. i 

Marfhall: Es fragt fih, ob Jemand das Wort über dem Antrag 
der Abtheilung begehrt? Wenn nicht, jo frage ich, ob dem Autrage beige. 
treten werben fol, wonach der Paragraph alſo lauten würde: 

„ine Abfonvderung von den ordentlichen Ortsichulen können 
die jübifchen Glaubensgenoffen nicht verlangen; doch ift es 1 
ben geftattet, in eigenem Intereſſe auf rund diesfälliger Bereinbarun- 
gen unter ſich, mit Genehmigung der Schul-Behörden, Privat» Lehr. 
et nah ven darüber hbeftehenden allgemeinen ſtimmungen 
einzurichten. 
nn würde natürlich alles Uebrige wegfallen. 

Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Das Motiv, das dahin 
geführt hat, auch den jüdiſchen Glaubensgenoffen das Recht zu geftatten, 
in befonderen Fällen ausnahmsweiſe öffentlihe Schulen zu errichten ich 
ich bereits vorher erwähnt, als die Verhandlung über $. 25 an der 
war; daher will ich nur furz nochmals daranf Dinbeuten., daß es nicht be 
abfichtigt worden ift, durch das Geſetz das Entſtehen folder Schulen zu 
befördern, fondern nur unter befonderen Berbältniffen die Berechtigung 
der jüdsfchen Glaubens genoſſen eintreten zu Iaffen, auch öffentliche Er 
len einzurichten, wenn Er als zweckmäßig erfannt, und ein aflfeitiges Ein- 
verfländniß darüber vorhanden fein follte. 

Wenn im Abtheilungs- Öntachten gefagt ift, daß bei ber Anlegung 
der Ortsſchulen auf die verfchieenen efenntniffe der chriſtli Kirchen 
nicht geſehen würde, fo kann ich, da ich mich auf eine weitläuftge Wider 
legung nicht einlaffen will, nur anführen, daß dies allerdings der Fall if. 
In der Rhein- Provinz 3. B. it zwar die Unterhaltung der Elementar- 
Schulen bereits in Folge der Geſetzgebung der Fremdherrfchaft eine Laſt 
ber bürgerlichen Gemeinde; aber de enungeadhtet at dieſe Beftimmung mie 
dahin führen können, den fonfeffionellen Charakter der Elementar- Schulen 
zu verwilchen; vielmehr find neben den beſtehenden Latholifhen Schules 


bei eingetretenem Bebürfniffe auch evangeliſche Schulen auf Koflen der 
‚bürgerlichen Gemeinde errichtet worden, und in anderen Fällen in gleicher 
Weiſe katholiſche Schulen. 

Der erfte Fall der ſeit der Verfaſſung vom Jahre 1842 erfolgten Gin- 
richtung einer öffentlichen jüdischen Schule iſt in der Stabt Aachen vorge- 
fommen, wo, im Einverftändniß der ftäbtifchen Gemeinde und ber jüdiſchen 
Olaubensgenofien eine ſolche Schule entftanden ift. 

Marſchall: Der & en Berfammlung ift der Borfchlag der Abthei- 
Jung verlefen worden. werde ihn alfo zur Dee ellen, und bitte, 
bob en sie dafür jtimmen wollen, auffteben. (Es erhebt fich eine 

agorität dafür. nn 

Wir fommen nun zu dem Borfchlage, der gemacht ift, auch die übri- 
gen Paragraphen bis 33 wegfallen zu laſſen. , 

eferent Sperling: Das würbe nicht gut geben; fämmtliche Pa⸗ 
ragraphen würden nicht fortfallen können, namentlih ſchon wegen beiten, 
was wir bei &. 28 befichloffen haben. Solches mußte ftehen bleiben. Es 
berührt die Juden ganz allein. . 

Marfhall: Ich will fragen, ob der Antra Unterfrühung findet, und 
bitte Diejenigen, vie ihn unterflügen, anfinftehen. (Der Antrag wird 
nicht unterftüßt.) 

Referent (verlief): 


n$. 34. 

Nach vollendeter Schulbildung der jübifhen Kuaben haben die Bor- 
Reber der Judenſchaft unter eigener Berantwortlichleit dafür zu forgen, 
daß jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne over ſich auf wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lehranftalten einem höheren Berufe widme und daß feiner berfelben 
um Dandel oder Gewerbebetriebe im Umberziehen „gebraudt werde. Sie 
Daben fich deshalb zunächſt mit den Bätern oder Bormündern zu verneh- 
men; wenn aber auf diefem Wege der Zweck nicht erreicht wird, fo haben 
fie ihre Anträge an ven betreffenden Dagifrat, refp. an den Kreis » Land- 
rath zu richten, welcher bie Bäter oder Vormünder, Lebtere unter Ber- 
nehmung mit der oberen vormundfchaftlichen Behörde, dar — daß 
den Knaben die erforderliche Vorbereitung für einen wiſſenſchaftli oder 
fünfuerifchen Beruf, oder für den Betrieb des Laudbaues oder eines ande⸗ 
ren ſtehenden Gewerbes zu Theil werbe.” 
8 are diefen Paragraph fpricht fi die Abtheilung in folgender 

eiſe aus: 

Nach der Dispofition biefes Paragraphen foll der Vorſtand bafür 
forgen, daß die jüdiſchen Knaben nach vollendeter Schulbildung einen 
gemeinnügigen Lebensberuf erwählen und fih nicht dem Handel ober 
einem anderen Gewerbebetriebe im Umherziehen ergebtn. Diele Ver⸗ 
pflichtung des Borftandes kann ihre guten Kolgen baben, fo wie jede 
Bormundichaft viefelben hat, wenn fie gewiflenhaft verwaltet wird. * 
deß iſt es augenfällig, daß der Vorſtand bei feinen ſonſtigen Geſchä 
derſelben wegen ihres Umfanges vollfländig zu genügen außer Stande 
‘ft, und wenn in Pofen diegenigen günfligen cheinungen eingetre- 
ten find, welche man beabfihtiate, ald man in der Berorbnung vom 
1. Juni 1833 dem dortigen Judenſchafts⸗Vorſtande eine gleiche Ber- 
pflihtung auferlegte, fo können folche auch wohl in anderen Beftim- 
mungen der gedachten Berorbnung und in anderen Berhältniffen, als 
gerade in Dieter den Borftänden angewiefenen Thätigfeit, ihren Grund 
nehabt Haben. aibgele en von ber Zweifelhaftigkeit des Erfolges biefer 
in Rede fiebenden Beſtimmung, führt diefelbe zu Eingriffen in die vä- 
terlihe Gewalt, welde dem Vater zunächft pas Recht gibt, auf den 
Lebensbernf feiner Rinder einzuwirfen. Außerdem erſcheint es auch als 


hart, die Vorſteher dafür, daß jeder jüdiſche Knabe ein Gewerbe ex 


- 
. 


Ierne ober fich auf wiflenfchaftlichen Lehr-Anftalten einem höheren Berufe 
widme, verantwortlich zu machen, da ihm uin biefen Zweck 8 erreichen, 
fein anderes Mittel zuſtehen ſoll, als Rückſprache mit den Vätern ober 
Bormündern und Anträge bei dem Magiftrat und Freis-Landrath. Aus 
ee heen Gründen erklärten einzelne Mitgieder eine Umarbeitung 
biefes Paragraphen für nothwendig, fo daß die Vorfteher nur eine mo» 
raliſche Verpflichtung (ohne befonvere Verantwortlicher) träfe, auf bie 
Wahl bes Lebensberufes jüdifcher Knaben einzuwirfen, und auch bies 
ihnen nur in Beziehung auf ſolche Kinder zur Pflicht gemacht würde, 
deren Eltern der Prifihreitenben Gefittung geradezu entgegenftreben. 
Andere Mitglieder gingen aber weiter, indem fie anführten, bie all⸗ 
gemeinen Gefege gäben ſchon hinreichende Mittel an bie Hand, die heran- 
wachfende Jugend zu nützlichen Staatsbürgern heranzuziehen. Sei der 
Bater nicht am Leben, fo fände es bei ber vormmbfopaltficen Behörde, 
tüchtige Bormünder zu beftellen und biefelbe in Erfüllung ihrer Pflich- 
ten gu überwachen. Lebe ber Vater, fo fer e8 allgemeine Obliegenheit 
ber Snofigei-Bebörbe und jedes rechtlichen Mannes, fobald der Fall ein, 
tritt, daß der Water feine Obliegenheiten gegen feine Kinder vernad- 
läffigt, der vormundfchaftlichen Behörde davon Anzeige zu machen und 
dieſelbe dur DBeftellung eines Kurators fur die Kinder zu veranlaflen. 
Die in Rede ftebende Beitimmung würde mit ber Stellung des Vor⸗ 
ſtandes, welche fih auf die Kultus⸗-Augelegenheiten befchränfen foll, un- 
vereinbar fein. Durch diefelbe werde er gewiflermaßen zu einem poli- 
zeilichen Organ bes Staats geftempelt. Andem die Beftimmung ange. 
mein laute, und. jeden jübifchen Kamiltenvater ohne Ausnahme der Ue⸗ 
berwachung des Vorſtandes in Betreff der Kinder-Erziehung unterwerfe, 
fränfe fie zugleich das Ehrgefühl der Juden, welche durch ihren Bil 
bungszuftaud weit über die Nothwendigfeit einer folchen Ueberwachung 
hinaus find, und könne in ihrer Allgemeinheit nur ſchädlich, nicht vor 
tbeilhaft wirfen. Sie fei geradehin eine Schmach, welche den Juden neu 
angethan werde, ftatt daß fie dem Zeitgeifte und der allgemeinen Volksſtimme 
gemäß berjenigen Fefleln, in welcen fie verroftetes in de bisher 
gehalten, entledigt werben follen. Die gedachten Mitgliever hielten den 
gänzlichen Wegfall diefes Paragraphen für nothwendig, und bei ber vor⸗ 
enommenen Abftimmung erklärten fi) von yeölf Anwefenden für dieſe 
ihre Anficht fieben, für die oben angeveutcete bloße Umarbeitung bes Pa- 
ragraphen nur fünf Stimmen. >. 
bgeordn. v. Donimierski: Ich kann mich bei dieſem Yaragra 
bpen nur für die Minorität erklären. Es iſt nicht zu, verfennen, daß ber 
eferent und die Majorität der Abtheilung fich mit vieler Wärme für bie 
Ausdehnung der Rechte der Juden ausfprechen, aber in diefem Punkte ger 
en fie zu weit, wenn fie behaupten, daß die Ehre der Juden d biefe 
eftimmung gefränft werben würde. Ich glaube, daß in manchen Gegen- 
den diefe Vorſchrift nützlich und wohlthättg wirfen könne. ie Worte, 
„daß Feiner derfelben zum Handel oder Gewerbebetrieb im Umher in 
gebraucht werde‘, verftehe ich nur fo, daß die Knaben nicht zum Schader 
der fogenannten Bündeljuden verleitet werben follen. In den weftlichen 
Gegenden, wo vielleicht diefe Art von Juden gar nicht vorhanden iſt, ma 
diefer Paragraph überflüffig erfcheinen, wo fie aber in groBer Maffe og 
vorfommen, würde fie gewiß fehr wohlthätig wirken. Es iſt von mehr 
ren Rednern ſchon bei der Diskuſſion über den allgemeinen Theil gan; 
richtig erwähnt worden, daß die Schattenfeite des Charakters der Juden 
gerade in dieſem Schachergeift Tiege, und ich meine, daß diefer Paragraph 
gerade den Zweck hat, diefen Geiſt zu vertilgen und die Sache an bem 
rechten Ende anfängt, nämlich mit der Jugend. Darum würbe ich nicht 
dafür flimmen, diefen Paragraph zu ftrsichen, fonbern mich. der: Minerität 


anfchließen, daß er anders gefaßt würde. Denn ich kann mich mit ven 
Worten „unter eigener Berantwortlichfeit‘‘ nicht einverſtanden erklären; 
man kann den Vorſtehern nur eine moralifche Verpflichtung auferlegen. 
Jedenfalls kaun aber diefe Vorſchrift zur fittlihen Debung der ärmeren 
Klaſſe der Juden beitragen, ans dem Grunde bin ich für die Beibehaltung 
dieſes Paragraphen. 

Abgeordn. Dittrich: Für den Wegfall des Paragraphen ftimmend, 
führe io als Grund an, daß er etwas Abnormes beflimmt, was in Bezug 
auf die Kriftlichen Einwohner nicht flattfindet, und da in Bezug auf bie 
Ehriften eine folche Bevormundung nicht nötbig ift, weil die Beſtimmun⸗ 
gen des Landrechts ausreichen, fo bedarf e8 eines Partilular- Gefeges für 
die Juden hierüber eben fo wenig. 

Referent Sperling: Ich fehließe hieran die Bemerkung, daß ber 
Paragraph nicht nur etwas Abnormes, fondern auch etwas Unnütßes ent- 
halt. Denn, wenn auch der Vorftand die Erziehung zu überwachen ver- 
pflichtet werden follte, fo werben wir Doch nicht die Hoffnung hegen Fün- 
nen, daß ex ber feinen übrigen Gefchäften jedem Knaben nd eben und 
aufehen würde, ob ihm eine moraliihe Erziehung wirklich zu Theil wird. 

8 würde außerdem dieſe Beauffichtigung der Erziehung eine Kränfung 
D den gebilveteren Juden fein, und, wenn wirklich die Juden in einer 

rovinz im Allgemeinen nur eine geringe Bildung haben follten, fo ift dies 
Doch feinesweges in ben übrigen Provinzen der Kal, um fo allgemeiner 
iſt diefe Kränkung. 

Eine Stimme (vom Platz): (Konnte wegen der großen Entfernun 
nur in abgebrochenen Sätzen von dem Stenographen verſtanden erden) 

‚Abgeordn. von Puttlammer: Ich halte dafür, daß der Zwed, den 
die Minorität erreichen will, auf ganz anderem Felde zu erreichen wäre, 
und Dies Tiegt in dem Hanfir- Reglement. Wenn die Beſtimmungen des 
Haufir- Reglements beſchränkt würden, würde bie Neigung der Juden zu 
diefem Handel beſchränkt werden können. Das ift freilich ein Gegen- 
Kand, ‚et jedt nicht vorliegt, aber da Liegt der Punkt, wo man einfchrei- 

müßte. 


Abgeordn. Graf von Schwerin verzichtet auf das Wort. 
‚ Marfhall: Der Vorſchlag der Majorität der Abtheilung geht da⸗ 
* Sin, den Paragraphen wegfallen zu laſſen. Diejenigen, die für den Weg⸗ 
all ftimmen, bitte ich, aufzuftehen. (Es erhebt ſich eine Majorität dafür, 
jedoch ift nicht erfiähtlich, ob es zwei Drittel der Stimmen find.) 
bitte die Ordner, zu zählen, da wenn es nicht zwei Drittel 
an timmen find, auch die Gründe ber Minorität angeführt werben 
müſſen. 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: 
Die Frage iſt mit 254 gegen 127 Stimmen bejaht, es ſind alſo die 
noöͤthigen zwei Drittel der Stimmen gerade vorhanden. (Bravo!) 
eferent (lieſt vor): 


ng. 35. 

Zu unmittelbaren Staats-Aemtern follen die Juden infoweit zuge- 
laffen werden, als fie fi) dur den Dienft im ftehenden Heere verfaffungs- 
mäßig Eivil-Berforgungs-Anfprüde erworben haben und mit den ihnen 
zu übertragenden Civil- und Militairbienften nicht die Ausäbung einer 
obrigfeitlichen Autorität verbunden iſt.“ 

Gutachten zu $. 35. . 

Abſchnitt 1. Was der Ausdruck: „obrigkeitliche Autorität“, beden⸗ 
ten ſoll, iſt nicht ganz klar. Im Allgemeinen iſt man geneigt, ein jedes 
Staatsamt für ein obrigkeitliches und als mit einer obrigkeitlichen Auto- 
rität verbunden anzufehen. Doc erpiebt der ganze Inhalt des in Rebe 
ſtehenden Abſchnitts, daß der Anodruck in einer engeren Bedentung au vers 


fehen fei, und biefe lernte bie Abtheilung ans einem yon dem Minifterial- 
ommiſſarius ihr mitgetheilten Minifterial- Refkripte vom 21. März 1846 
lennen, welches ad pass. concern. dahin lautet: „daß unter der aus⸗ 
[öliependen ‚obrigfeitlichen Autorität jedes richterliche oder polizeiliche und 
jedes mit einer erelutiven Gewalt verbundene Amt verflanden werben 
muß, vermöge deſſen der Beamte mit dem Publifum in unmittelbare per- 
fönlihe Berührung tritt. Es werben fonach Juden zu den Stellen ber 
Regiftratoren, a Kalkulatoren und Boten, fofern Lestere nicht 
etwa zu gleicher Zeit als Erefutoren fungiren und vergleichen Stellen 
wicht, Den R itair⸗Invaliden ausfchließlich vorbehalten find, zugelaffen wer- 
nnen. 

Um DRipbeutungen zu vermeiden, fchien es ber Abtheilung wün⸗ 
chenswerth, daB der Ausdruck nad Inhalt diefes Neffripts in dem Ge- 

Entwurfe erläutert würde, wenn letzierer zum Gefebe erhoben werben 


te. 

Was die Beftimmung ſelbſt anlangt, fo fehlte es nicht an Mitgliedern, 
welche fie A angemefien erklärten. —E hielten dafür, daß der im 
9. 9 des Edikts vom 11. März 1812 ausgenrüdhie Vorbehalt: 

‚Inwiefern die Juden zu anderen Öffentlichen Berienungen und Staats⸗ 
mtern zugelaffen werben können, behalten wir uns vor, in ber Folge 
der Zeit geteulich zu beftimmen“, 
durch folche feine Erledigung erhalte und, fie auszudehnen, bei dem zur 
Zeit noch niedrigen Standpunkte der GSittlichkeit, auf welchem fich ein 
großer Theil der Juden befinde, nicht räthlich erſcheine. 

Diefer Anficht konnte der übrige größere Theil der Mitglieder nicht 
beitreten; vielmehr wurbe von deren Geite Selgenbee entgegnet: ob und 
inwieweit die Juden fich auf einer niedrigen Bilbungs . befinden, fei 
gleichgältig, weil, wenn auch ihre Zulaffung zu Staats-Aemtern allgemein 
ansgeiprochen werben follte, daraus noch nicht folgen würde, daß jeder 
Einzelne von ihnen dazu gelangen müßte; dies vielmehr nur unter benfel- 
ben Bedingungen und Voraus egungen höherer Bildung gefchehen würde, 
unter welchen Chriften zu Staats- Aemtern gelanoen. as der © 
Entwurf den Juden in Beziehung auf den Civil- und Militairdienft ge- 
währe, würbe vieleicht unmittelbar nach dem Erfcheinen des Edikts genugt 
haben, Fönne aber jetzt, nach Verlauf eines mehr als dreißigjährigen 
raumes, nicht mehr genügen, nachdem bie hriftliche Bepoͤlkerung ei daran 
gewöhnt hat, die Juden in —A praktiſchen Fächern thätig zu ſehen, 
nachdem die Erfahrung gelehrt hat, daß Juden in Gemeinde⸗Aemtern, zu 
denen fie durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wurden, lei ig 
dem Chriſten ſich tüchtig gezeigt, daß fie im Freiheitskampfe von 1813 bi 
1815 gleich diefen für das Vaterland gefochten und geblutet haben. \ept 
würde die Beflimmung deo Entwurfs ein Rüdfchritt gegen beftehende In- 
ftände fein, da die Juden der in der Denkſchrift S. 38 gemachten An 
entgegen Staats-Aemter, mit benen obrigkeitliche Autorität unzweifelhaft 
verbunden ift, wie z. DB. das Amt eines Königlichen Bau - Infpeltors 
und eines Gendarmen, bereits befleivet haben und im ftehenden Heere zur 
Zeit noch als Offiziere zur Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten dienen. 

Daß überhaupt des Milttatrbienftes in dieſem ejee und nur fo bei» 
Yäufig gedacht worden, war den Vertretern der vorftehenden Anfichten nicht 
anders erflärlich, als daß folches nur der Konformität wegen gefchehen. Die- 
felben glaubten fich der Borausfeßung hingeben zu dürfen, daß, wenn die in 
Rede ftehenne Beitimmung des Entwurfs in Beziehung auf den Civildienſt 
aufgehoben würde, in Betreff des Militairbienftes es bei den darüber be 
beenden, feine Befchränkung für die Juden enthaltenden allgemeinen Ge⸗ 
jegen von felbft verbleiben würde und ging zur Erörterung der Frage über, 
in welchem Umfange ven Juden die Civil⸗Staats⸗Aemter zugänglich au 
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machen ſeien? In dvieſer Beziehung theilten fie ſich in zwei Parteien; bie 
Einen behaupteten, daß die Juden in Beziehung auf die Staats⸗Aemter 
ſelbſt noch nicht eine völlige Gleichſtellung mit den Epriften forderten, viel- 
mebr zufrieden wären, wenn in dieſer Binficht oorerft ein Uebergang dur 
Gleichſtellung vermittelt würde, und mit Rüdficht auf bie Borurtheile, die 
unter den Chriſten gegen Juden hin nnd wieder noch befländen, es ange- 
meflen erfcheine, Diet en nicht nur von den Aemtern, welche mit Rultus- 
und Unterrichts Angelegenheiten der Ehriften in Verbindung ſtehen, fon- 
dern auch von den Dirigentenftellen der Verwaltungsbehörden und dem 
Richter- Amte anszufchließen, das Letztere hauptſächlich wegen der vorkom⸗ 
menden Eides-Abnahmen, welche einem jüdiſchen Richter, einem Chriften 
gegenüber, nicht füglich überlaffen werben könnten und Berlegenheiten her⸗ 
berführen müßten, wo nicht eingerichtete Nichter-Roflegien exiftirten und 
eine Subſtitution flattfinden könnte. Die anderen hielten diefe Ausnahme 
nicht für motivirt, weil e8 dem Gouvernement immer freiftehen würde, in 
jevem einzelnen Kalle die obwaltenden individuellen und Iofalen Berhält- 
niffe zu berüdfihtigen und Juden da nicht Hinzuftellen, wo fie Einzeln- 
Richter fein oder als Dirigenten mit Erfolg nicht würden wirken können. 
Diefelben glaubten vielmehr, daß es dem Gemeinwohle bes Staates ent- 
fprechend fen möchte, alle in dem Kreife feiner Unterthanen fich entwideln- 
den Kräfte, auch bie der Juden, zum Triebwerke des Ganzen, wo e8 nur 
irgend möglich ift, heranzuziehen und mitwirken au laffen und fanden, von 
biefem Geſichtspunkte ausgehend, für die Zulaffung der Tuben zu Stante- 
Aemtern feine andere Schranfe, als weile fi, wie bei den Slirchen- und 
den mit diefen in Verbindun fiehenven emtern, aus ihrer Religion un» 
mittelbar ergebe. Sie wünfhten, daß Juden zu allen Staats-Aemtern zu⸗ 
geloffen werden, welche nicht ihrer Natur nach das chriftlihe Glaubens⸗ 

efenntniß vorangfegen, indem fie dem Einwande, daß die Beflimmung 
in biefen Ausdrücken zu allgemein und für das Gonvernement zu wenig 
leiten fein werde, um fo weniger Raum geben zu Binnen glaubten, ale 
bie Zuanie in anderen Ländern längft darüber enthieben habe, inwieweit 
die Verwaltung eines Amtes mit dem Glauben zufammenhänge. 

Demnad waren über den in Rebe flebenden Abfchnitt überhaupt brei 
Far nfichten Taut geworben, und bei der Abflimmung erflärten 
ich dafür 

uf ie Dispofition des Gefeh- Entwurfs, wie fie Iautet, beizube- 
alten fei, 
vier Mitglieder, dafür: 
dag die Juden * allen Stagts⸗Aemtern zuzulaſſen feien, mit Ausnahme 
ber Aemter, welche mit den Kultus. und Unterriäts-Angelegenheiten ber 
Ehriften in Berbindung de en, bes Richteramtes und ber Dirigenten- 
ftellen der Berwaltungs-DBehörben, 
fünf, und für die Beflimmung endlich: 
daß die Juden zu allen Staats-Aemtern ji ulafien feien, welche nicht 
Ahrer Natur nad) ein hrifllihes Glaubensbekenntniß vorausſetzen, 
wie era * Mitglieder. (de ſich da 
gehöre zu denjenigen, welche ſi r ausgeſprochen haben, 
die Juden zu allen Staats⸗Aemtern zugelaſſen wer —— 
chriſtliches Glaubensbekenntniß vorausſetzen, und bin daher gegen bie Bei⸗ 
behaltung des verlefenen Seſpe bes 9. 35, und zwar jetzt um fo mehr, 
als ich mich bei näherer Agung überzeugt babe, daß den Inden darin 
eigentlich gar nichts ober nur fheinbar etwas bewilligt würde. Es ifl 
namlih aus dem beigebeachten Miniſterial⸗Reſkripte I erſehen, in welcher 
befchräntten Sphäre die Juden zn den Beamtenftellen zugelaſſen werben 
follen. Es würden nur folhe Juden, die fih auf den unteren Stufen der 
Ausbildung befinden, ſich zu den ihnen vorbehaltenen Aemtern überhaupt 
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hen ſei, und dieſe lernte bie Abtheilung ans einem von dem Miniſterial⸗ 

ommiffarius ihr mitgetheilten Diinifterial- Reffripte vom 21. März 1846 
iennen, welches ad pass. concern. dahin lautet: „daß unter der aus⸗ 
[öliependen ‚obrigkeitlichen Autorität jedes richterliche oder polizeiliche nnd 
1 mit einer erelutiven Gewalt verbundene Amt verflanden werben 
muß, vermöge deffen der Beamte mit dem Publifum in unmittelbare per- 
ſonliche Berührung tritt. Es werden ſonach Juden zu den Stellen der 
Regifteatoren, Ranzliften, Ralfulatoren und Boten, fofern Letztere nicht 
etwa zu gleicher Zeit als Exefutoren fungiren und bergleihen Stellen 
wicht, den Rilitair- Juvaliden ausschließlich vorbehalten find, zugelaflen wer- 

nuen. 

Um ee zu vermeiden, fehlen es der Abtheilung wün- 
chenswerth, der Ausdruck nach Inhait dieſes Reſkripts in dem Ge⸗ 
er Entwürfe erläntert würde, wenn letzierer zum Geſetze erhoben werben 
oilte. 


e 
Was die Beſtimmung ſelbſt anlangt, ſo fehlte es nicht an Mitgliedern, 
welche ſie A: angemefjen erklärten. Diefelben hielten dafür, daß der im 
9. 9 des Evikts vom Il. März 1812 ausgevrüdte Borbehalt: 
‚Inwiefern die Juden zu anderen öffentlichen Bebienungen und Staate- 
Aemtern zugelaflen werben können, behalten wir uns vor, in der Kolge 
der Zeit leo zu beflimmen‘, 
ſolche feine Erledigung erhalte und, fie auszudehnen, bei dem zur 
Zeit noch niedrigen Standpunkte der Gittlichkeit, auf welchem fih ein 
großer Theil der Juden befinde, nicht räthlich erfcheine. 
Diefer Auficht konnte der übrige größere Theil der Mitglieder nicht 
beitreten; vielmehr wurde von deren Seite Folgendes entgegnet: ob und 
inwieweit die Juden fich auf einer niedrigen Bildungs r befinden, fei 
gleichgültig, weil, wenn auch ihre Zulaffung zu Staats⸗Aemtern allgemein 
ansgeiprodhen werben follte, Daraus noch nicht folgen würde, baß jeber 
Einzelne von ihnen dazu gelangen müßte; dies vielmehr nur unter denſel⸗ 
ben Bedingungen und Boransfefungen höherer Bildung gefchehen würde, 
unter welden Chriften zu Staats-Aemtern gelangen. as der Geſetz⸗ 
Entwurf den Juden in Beziehung auf den Civil⸗ und Militairdienft ge- 
währe, würde vielleicht unmittelbar nach dem Erfcheinen des Edikts genugt 
haben, fönne aber jest, nach Verlauf eines mehr als vreißigjährigen Zeit- 
raumes, nicht mehr genügen, nachdem bie hriftliche Bevölkerung ſich baran 
gewöhnt hat, die Juden in verfchiedenen praftifchen Kächern thätig zu fehen, 
nachdem die Erfahrung gelehrt hat, daß Inden in Gemeinde-Aemtern, zu 
denen fie durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wurden, al I 
dem Chriften ſich tüchtig gezeigt, daß fie im Freiheitsfampfe von 1813 bie 
1815 gleich diefen für das Vaterland gefochten und geblutet haben. Jetzt 
‘ würde bie Beflimmung des Entwurfs ein Rüdichritt gegen beftehende Zu- 
ftände fein, da die Inden der in der Denkſchrift ©. 38 gemachten „ingabe 
entgegen Staate-Aemter, mit denen obrigfeitliche Autorität unzweifelhaft 
verbunden ift, wie 3. B. das Amt eines Königlichen Bau -Infpektors 
und eines Gendarmen, bereits befleivet haben und im ftehenden Heere zur 
Zeit noch als Offiziere zur Zufriedenheit ihrer Borgefebten dienen. 
Daß überhanpt des Militairdienſtes in dieſem eiee und nur fo bei- 
Yäufig gebacht worden, war ben Bertretern der vorftehenden Anfichten nicht 
anders erklärlich, als daß folches nur der Konformität wegen gefchehen. Die⸗ 
felben Den fih der Borausfegung hingeben zu dürfen, daß, wenn bie in 
Rede fiehende Beltimmung des Entwurfs in Beziehung anf den Civildienſt 
aufgehoben würbe, in Betreff des Militairdienſtes es bei den darüber be- 
benden, feine Befchränfung für die Juden enthaltenden allgemeinen Ge⸗ 
eben von felbft verbleiben würde und dus zur Erörterung der Frage über, 
‚a welcem Umfange ben Juden die Civil⸗Staats⸗Aemter zugänglich au 
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machen ſeien? In vieſer Beziehung theilten fie ſich in zwei Parteien; bie 
Fa behaupteten, daß die Juden in Fa auf die Staats- Aemter 
ſelbſt noch nicht eine völlige Gleichſtellung mit den Chriſten forderten, viel 
mehr zufrieden wären, wenn in dieſer Ginfit vorerft ein Uebergang dur 
Gleichſtellung vermittelt würde, und mit Rüdficht auf bie Borurtheile, die 
unter den Chriſten een Juden hin nnd wieder noch befländen, es ange- 
meſſen erfcheine, diejelben nicht nur von den Aemtern, welche mit Kultus, 
und Unterrichts Angelegenheiten der Ehriften in Verbindung ftehen, fon- 
dern auch von ben Dirigentenftellen der VBerwaltungsbehörden und dem 
Richter⸗Amte auszuſchließen, das Letztere hauptfächlich wegen der vorkom⸗ 
menden Eides-Abnahmen, welche einem jüdiſchen Nichter, einem Chriften 
gegenüber, nicht füglich überlaffen werben fönnten und Berlegenheiten her- 
beiführen müßten, wo nicht eingerichtete Richter- RoMlegien eriftirten und 
eine Subftitution flattfinden könnte. Die anderen hielten dieſe Ausnahme 
nicht für motivirt, weil ed dem Gouvernement immer freiftehen würde, in 
jedem einzelnen Fe die obwaltenden individuellen und lokalen Berhält- 
niffe zu berüdfihtigen und Juden da nicht binzuftellen, wo fie Einzeln- 
Richter fein oder als Dirigenten mit Erfolg nicht würden wirken können. 
Diefelben glaubten vielmehr, daß _e8 dem Gemeinwohle des Staates ent- 
[preigent fein möchte, alle ın dem Kreife feiner Unterthanen fich entwideln- 
den Kräfte, auch bie der Juden, zum Triebwerke des Ganzen, wo es nur 
irgend möglich iſt, heranzuziehen und mitwirken au laſſen und fanden, von 
dieſem —— ausgehend, für die Zulaſſung der Inden zu Stante- 
Aemtern feine andere Schranfe, als welche fi, wie bei den Kirchen⸗ und 
den mit diefen in Verbindung flehenden Aemtern, aus ihrer Religion un⸗ 
mittelbar ergebe. Sie wünſchten, daß Juden zu allen Staats-Aemtern zu- 
gelaffen werden, welche nicht ihrer Natur nach das hriftliche Glaubens⸗ 

efenntniß vorausfegen, indem fie dem Einwande, daß die Beflimmung 
in biefen Ausdrücken zu allgemein und für das Gouvernement zu wenig 
Ieitend fein werde, um fo weniger Raum geben zu können glaubten, ale 
die Praxis in anderen Ländern längft darüber enthieben habe, inwieweit 
die Verwaltung eines Amtes mit den Glauben zufammenhänge. 

Demnad waren über den in Rede ſtehenden ao überhaupt brei 
Aa nfihten Iaut geworben, und bei der Abflimmung erflärten 
ich dafür 

ca J ‚Diepofition des Gefeh- Entwurfs, wie fie lautet, beizube⸗ 

alten fei, 
vier Mitglieder, dafür: 
bag die Juden zu allen Staate-Aemtern zuzulaffen feien, mit Ausnahme 
ber Aemter, welche mit den Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten ber 
Chriften in Verbindung de en, des Richteramtes und der Dirigenten- 
ftellen der Berwaltungs-Behörben, 
fünf, und für die Beſtimmung endlich: 

daß die Juden zu allen Staats. Nemtern ji ulafien ſeien, welche nicht 

ihrer Natur nad ein Kriftliches Glaubensbekenntuiß vorausſetzen, 
wiederum vier itglieber. 

Ich gehöre zu denjenigen, welche ſich bafür ausgeſprochen Haben, baß 
die Juden zu allen Staats -Aemtern zugelaffen wer welche nicht ein 
chriſtliches Glaubensbekenntniß vorausfegen, und bin daher gegen die Bei⸗ 
behaltung des verlefenen Pafjus des 9. 35, und zwar jetzt um fo mehr, 
als ich mich bei näherer ägung überzeugt habe, daß den Juden darin 
eigentlich gar nichts ober nur fheinbar etwas bewilligt würde. Es ifl 
namlich aus dem a Minifterial-Reffripte zu erfehen, in welcher 
befchränktten Sphäre die Juden zu ben Beamtenftellen zugelaffen werden 
follen.” Es würden nur ſolche Juden, die 62 auf ben unteren Stufen der 
Ausbilduug befinden, fich zu den ihnen vorbebaltenen YAeutern Teiuuın 


Sphäre nur dann eine Anftelluug erlaugen follen, wenu fie ſich durch den 
Militairdienft Anſprüche auf Civil- Beriorgung erworben haben, und id 
glaube, daß kein Jude es dahin bringen werde, dieſe Anfprücde zu erwer- 
ben, weil es dazu gehört, daß er 12 Jahre im ſtehenden Heere dient. Er 
fo weder im Militair noch im Civil ein Amt bekleiden dürfen, mit 
welchem eine obrigkeitliche It verkunten iſt. Iſt aber die Schild⸗ 
wache nicht ein folhes Amt? Ein Jude würde alfo nicht im Stande fein, 
Schildwache zu fiehen und dadurch fein Ehrgefühl fo gefränft werden, daß 
er 12 Ja eim Militair nicht aushalten und alſo auch nicht Eivil-Ber- 
forgung6-Aniprüde ſich erwerben würde. Daraus ziehe ich eken den Schluß, 
—* den Juden in dieſem Abſchnitt nichts gewährt iſt. 

Laudtags⸗ßKommiſſar: Ich will mich keinesweges auf eine wei⸗ 
tere Erörterung der Frage einlaſſen, die anderthalb Eigungen hindurch 
bie Verſammlung beihäftigt Hat, ich meine bie Frage uber vollflänbige 
Emancipation der Juden, durch deren Bejahung die befähigt fein 
würden, alle Staatsämter ohne Ausnahme zu beileiven. Nur der von 
einem Theile der Abtheilung ausgeiprochenen Anficht, daß der Geſetz⸗Ent⸗ 
warf in Beziehung auf bie Anftellungsfähigfeit bei Staatsämtern feinen 
Berti, —** einen Rückſchritt enthalte, muß ich entſchieden wider⸗ 
prechen. Nach dem Geſetze vom Jahre 1812 war bie Beſtimmung vor- 
begalten, inwiefern die Juden zu Staatsämtern zugelaffen werben follten; 
bie Praris aber Hat ſich dahin geftellt, daß fie zu keinem ſolchen Amte zu⸗ 
gelatjen find, wobei nicht befiritten werden foll, daß in den Freiheitskriegen 
einige Juden z Offizieren avancirt find. Ob wirklich, wie behauptet 
worben, einmal ein judifcher Bauiuſpektor exiftirt hat, weiß ich nicht; *) zu⸗ 
verläffig aber ift es, daß der Regel nach feiner eine fiaatsamtlihe Stellung 
erhalten fonnte, bie Se. mei der jetzt regierende König in nen 
Zeit zu beftimmen geruhte, baß bie Dunen ‚ wenn fie fih durch den Mi: 
Iitairdienft Anſprüche anf Civil⸗Verſorgung erworben hätten, fie viefer 
theilhaftig werben follten, unter dem Vorbehalt jedoch, daß mit einer 
folden Anftelung feine obrigkeitliche Sunction verbunden fein dürfe. Die- 
fen Grundſatz hat das neue Geſetz aufgenommen und alfo einen s 
baren Kortichritt gegen den —58 — gewährt, der von dem Jahre 1812 
bis zum Erlaſſe der neueſten Beſtimmungen beſtanden hat. Wenn aber 
dieſer Fortſchritt als illuſoriſch bezeichnet wird, fo iſt auch dies irrig. Es 
haben bereits Juden als Unteroffiziere fo lange gedient, um ſich Anftellunge- 
Anſprüche zu erwerben, und werben jeßt, wo ihnen die Anftellungs. 
fprüche verliehen find, gewiß mehrere den Verſuch machen, folche zu ver. 
wirklichen. Die Sphäre, in ber fie angeftellt werden fönnen, ift allerdings 
befchränft, aber fie umfaßt doch den größten Theil der Aemter, woruf 
Unteroffiziere nad zwölfiähriger Dienftzeit überhaupt Anſpruch Haben. 
Wenn nun hervorgehoben iſt, daß nah dem Gefep- Entwurf Juden nur 
durch den Heeresbienft zu ſolchen Aemtern gelangen Eönnen, fo muß ih 
dies anerfennen, aber bemerfen, daß hierin eine fehr wefentliche Befchräu- 
fung nicht Tiegt, weil die Aemter dieſer Art überhaupt der Regel den 
Militair-Anwärtern vorbehalten find und nur in einzelnen Ausnahm 
auch auf anderem Wege dahin zu gelangen if. 

Welches demnach u die Wünſche der Verſammlung in Be, 
auf die Ausvehnung der Anftellungs-DBefähigung fein mögen, fo bitte 2 


) Sehe Anhang f. 





boch die Anficht feitzubalten, daB die Beflinmung des Geſetz⸗Entwurfs auch 
in diefem Punkt feinen Rückſchritt, fondern einen Zortfchritt in — 
auf die Verhältniſſe der Juden enthalte. 

Abgeoron. von Gaffron: ch will mich in Deiejung auf dieſen 
Paragraphen der Faſſung anfchließen, welche von gef itgliedern hean- 
tragt worden ift, nämlich: daß bie gaben zu allen Aemtern zuzulaffen fein 
würden, mit Ausnahme u. f. w. ( ieft vor.) 

Was die mit dem Kultus verbundenen Aemter anlangt, fo fpricht die 
Ausnahme für fich felbft, für die Ausnahme des Nichter- Amtes find die 
Gründe in dem Outachten entwidelt, und was bie Dirigentenftellen_an« 
langt, fo glaube ich, daß diefer Vorbehalt dadurch motivirt wird, daß ım 
Allgemeinen ein großer Theil unferer Bevölferung, und zwar ein höchſt 
achtbarer, ſich noch nicht daran gewöhnt hat, die Juden in höheren amt» 
Iihen Stellungen zu fehen, und wenn nicht ein fucceffiver Uebergang ftatt- 
gefunden, fo möchte diefer plößliche Ucbergang im Bolfe Mißfallen erregen. 
dh werde jetzt nicht weiter darauf eingehen, aber Teäter, wenn von ben kan 
difchen Befugniffen die Rede fein wird, auf biefen Gegenſtand zurückkommen. 

Abgeordn. amobichfe: Sch gehöre zu denjenigen Mitgliedern ber 
Abtheilung, welche der Anficht find, daß die Juden zu allen Staats⸗Aem⸗ 
tern zuzulaſſen feien, mit Ausnahme ver Aemter, welche mit den Kultus» 
und Unterrichts» Angelegenheiten der Chriften in Serbinbung ftehen, bes 
Nichter-Amtes und der Dirigentenftellen der Verwaltungs» Behörden, und 
daß ihnen auf Univerfitäten das Dekanat, Rektorat ober Prorektorat nicht 
übertragen werden könne. Diefe Anfıcht ſtützt ſich auf das mofaifche, anf 
das geoffenbarte Geſetz der Juden felbit, und mehrere Beſtimmungen die 
ſes Geſetzes find Feinesweges als Aberglaube zu erachten, wie ein Abge- 
ordneter der ſchleſiſchen Ritterſchaft anfibrte, namentlich find dies die Be⸗ 

mmungen wegen ber firengen Feier des Sabbath und wegen ber religiöfen 

efchäftigungen und Wafıhungen u. f. w. Es Iegen viele Redner und 
Juden darauf Gewicht, daß einzelne Juden, wenugleih zu ihrer Zahl in 
einen: fehr geringen Berhältniß, Kriegsdienfte geleiftet und fogar am Sab⸗ 
bath gefochten haben. Dies haben fie aber nur in Folge eines Dispenſes 
etban, welchen ihnen ihre Eynagoge und Rabkiner gegeben haben. Die» 
er Dispens fann aber widerrufen werden, und ein Dienft, der widerrufen 
werben fann, ift prefär und eigentlih, da ihn das göttliche Geſetz ver- 
bietet, unfittlih. Uebrigens weiß ich ganz genau, daß ein Dispens zur 
Verwaltung von Civil» Staatsämtern gar nicht vorhanden tit, und wenn 
man auch annehmen kann, Daß der Etaat Kriegspienfte & verlangen be» 
rechtigt ıft, fo folgt daraus noch nicht, Daß die Juden Civil» Dienfte in 
Anfpruch nehmen Fönnen, zu denen fie auch gar nicht einmal fähtg find, 
wenn man bedenkt, daß tie Juden den Sabbath fireng feiern follen und 
bie meiften Juden auch fo fireng find, daß fie am Sabbathe nicht einmal 
ein Licht anzünden, fondern es von einem chriſtlichen Dienftboten anzün⸗ 
den laſſen, wenn fie es brauchen. Die Wafchungen und die übrigen Ge- 
bräuche nehmen den gewiffenhaften Juden ſo viel Zeit weg, baß !/, des 
Jahres gewiß Darauf hingeht, fo daß fie diefe Zeit nicht für den Staats⸗ 
bienft würden benugen fünnen. Es giebt zwar einige Juden, die fih um. 
dieſe Gebräuche nicht Fümmern und den Sabbath nicht vorfchriftsmäßig 
feiern, aber was thun dieſe? fie thun weiter nichts, als das fie cin gött- 
liches Geſetz übertreten. Kann aber ein Jude, der ein göttliches Geſetz 
übertritt, ein ruhiges Gewillen haben? Wird er bie weltlichen Gefege 
halten? Ich, für meinen Theil, würbe einem Menfchen, der ein göttlicheg 
Gefeh des Privat-Vortheils wegen übertritt, fein Amt anvertrauen, und 
der Staat wird wohl daran thun, den Juden folche Aemter zu entziehen, 
welche fie veranlafien oder verpflichten Fönnten, die göttlichen Gebote zu 
übertreien. Was insbeſondere das Richter- Amt anbetrifft, tünsen in 





Iwben, befonbers fo icht ver. 
walten. Wie Tann bei ei —— Amt 
erhalten, wo er mit daranf zu riſtlich erz 
werben! Wie en | chriſtlichen 
leuten n, . ipien ber 
ofen Religion en Grikliden 
abnehme, halte leich Viele von der 
a A ga lei Eid abnimmt, und daß 
aur Sefiunun eifet. Wenn 
ein Jude das weltliche te ſtaͤndig er- 
ar wärte, fo würbe er nur ‚ deun ein 
‚ weldger das moſaiſche ‚ wenn es 
dem bür hindernd in E dein » Jade 
Diefer if aber, glaube ih, zum Chriſtenthume ge- 
e Tiefer wird von den meiften Juden nur für einen Schein⸗ 
Chriſten ertlärt; aber diejenigen, welche ich feune, die von dem Juden⸗ 
hriſtenthume übergegangen find, find mir ale ehrenw 
änner befaunt und find Teine in⸗Chri Ich wiederhole meine 
Meinung, daß den Juden nicht alle Aemter ü anen 
urtheilung ber * — 9 — ar, * —2*— er Ifee 
vorlieg age die u en N) 
Rathe ziehen, fo werben wir uns ſchwerlich für die unbebin %- 
an der M Staats - Yeıntern eheeeden foraen —— ſelbſt 
nach demjenigen, was mehrere neipationsmänner bier vor 
ben, unterliegt es wo ifel, daß bei der großen Mafle des 


iges FZufammenwohnen nicht zu verwifchen sermas. Dies gilt insbeſon⸗ 
e 


unparteiifcher Beurtheiler fich nicht verhehlen kann, daß zwiſchen ber iR ⸗ 
lichen und jũdiſchen — X noch eine große Kluft, —* große S 
wand beſteht, welche ſich nicht durch einige e iche beſeitigen läßt. 
Beiſpielsweiſe führe ich nur an, daß der Landmann bei uns den Juden 
nur mit „Zube“ und „Du“ auredet. Dieſes „Du“ iſt aber nicht das 
utrauliche „Du“ inniger Gemeinſchaft — denn das „Dutzen“ if bei mn- 
* Landleuten im Allgemeinen nicht gebräuchlich — ſondern es iſt der 
prechende Beweis, daß die Inden noch als eine beſondere Menſchenkaſte 
angeieben werben. 
Ich bin jedoch weit entfernt Davon, die vox populi ſtete als eine vox 
dei anzufehen, und kann namentlich für den vorliegenden Kal die Volls⸗ 
imme nicht als eine Gottesflimme anerkennen; id glaube vielmehr, daß 
e gegen uden herrfchende Antipathie zum Theil auf angeerbten Bor- 
n en beruht, wenn fich gleich andererfeits leider nicht verfennen läßt, 
dieſe Antipathie zum großen Theil auch ihren Grund bat in dem 
kraſſen Separatismus, den die Juden in der Regel in allen Rebensverhält- 
niflen gegen Nichtiuden beobachten, und in der Art und Weiſe, wie na⸗ 
mentlich die Landlente in ihrem Handelsverfehre mit Juden von legteren 
behandelt werden. Ich räume invefien, wie gefagt, gern ein, daß bie An- 
tipathie gegen die Juden zum großen Theil auf Borurtheilen berußt. 
enn ig nun auch keinesweges die Anficht pegt ‚ daß wir, die ® 
bes Bolfes, bei unferen Berathungen in allen Fällen den Anfichten des 
Volles Folge zu leiften haben, vielmehr glaube, daß wir ung über Bor- 
urtheile, meide etwa noch im Wolfe berrfchen, erheben und durch weile 
Seſetze und Einrichtungen diefe Vorurtheile nah und nach zu bejeitigen 
ſachen mäffen, fo werden Sie mie doch gewiß einräumen, wir bei die⸗ 
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fer — mit „großer 20 iht zu Werke gehen und uns ſehr hüten 
müſſen, mit dem Volksgeiſte nicht in direkten Widerfpruch zu treten, indem 
wir alsdann nicht allen das Bertrauen des Volles verfherzen ‚, jondern 
auch Teicht Uebel würden hervorrufen können, weldhe bei weitem fchlimmer 
fa, als diejenigen, gegen welche wir kämpfen. Es ift eine alte befannte 
echtsweisheit, Daß die Geſetzgebung fih auf den Kulturzuſtand des Vol⸗ 
fes gründen muß, und daß Gefehgebungen, welche nicht in den Sympa- 
thieen und Gefühlen des Volkes wurzeln, welche nicht volksthümlich find, 
nicht als zwedmäßige und ae — erachtet werden können. Die Gelchichte 
liefert in&befondere viele Beiſpiele, daß Geſetze, welche den Rulturzuftand 
des Volkes nicht gehörig berüekfichti ten, fondern ihm voraneilten, mehr 
geſchadet als genust und den beabfidhtigten Kortfhritt für ange Zeit ſo⸗ 
gar unmöglich gemaht haben. Wir werben daher b Beurtbeilung der 
vorliegenden Frage jorgfältig zu prüfen haben, ob die gegen die Juden 
berrfchende Antipatbie ſchon jetzt die unbebingte Zulaffung derfelhen zu 
Staats⸗Aemtern geftattet. | 
‚ Diele Be muß aber, fo gern ich mich auch dem allgemeinen Rechts- 
rinzipe anichließe, dag im Staatsverbande gleiche Pflichten auch gleiche 
echte zur Kolge baben mäffen, indem fonft gewiffermaßen eine societas 
leonina beftehen würde, meines Erachtens verneint werben. Denn fo 
lange noch eine ſolche Scheibewand aufgebauet aus gegenſeitigem Miß⸗ 
trauen und Autipathieen vielerlei Art, zwiſchen der chriſtlichen und jüdi⸗ 
ſchen Bevölferung befteht, wie ge wenigftens in meiner Heimat noch vor⸗ 
gefunden wird, muß ıch einen Schritt für fehr bevenflich halten, welcher, 
die Gefühle und Anfichten des Volkes verlegend, die gegen die Juden bes 
ehenden Antipathieen leicht noch würde verfchärfen fönnen. Die nächfte 
olge einer unbedingten Zulaſſung der Juden zu Staats» Yemtern wird 
obne Zweifel fein, daß fih eine D enge Juden der Beamten-Carriere wid» 
men, daß fehr bald ſowohl in die Verwaltung, als in den Richterftand 
jüdiſche Beamte einrüden werden. Denn ich fan nicht einem verehrten 
Redner vor mir beiftimmen, daß zwif ee ae und Zulaffung zum 
Staatsdienfte ein großer Unterfchieb attfinde. Vielmehr wird bie Zu- 
Yäffigkeit die Aulaffung immer nothwenbig zur Folge haben. Denn ſobald 
bie Juden einmal anftellungsfähig geworden find, würde es eine offenbare 
Ungerechtigkeit fein, wenn man fie bei nachgewieſener Dualification zum 
Staatsdienfte nicht aulafien wollte. Bei den Antipathieen und dem Miß⸗ 
trauen, weldhes im Allgemeinen noch gegen die Juden berrfcht, würde aber 
durch die" Zulaffung derfelben zu Staats-Aemtern das Vertrauen bes Vol⸗ 
fes zum Beamten Stande fhwerlich vermehrt werden. Ich bin vielmehr 
überzeugt, daß in vielen Fällen, z. B. bei der Anfteflung eines jübifchen 
Einzeln» Richters auf dem Lande, die größten Mißſtände hervorgern 
werden würden, indem fie bei dem Volke nicht das zu einer geberhlichen 
Wirkſamkeit nöthige Vertrauen befigen würben. Deshalb glaube ich, mich 
gegen eine unbedingte Zulaffung der Juden zu Staats-Aemtern und für 
den vorliegenden Geſetz⸗Entwurf ausfpredhen zu müſſen. 

Es i gunäcft Sache der Juden, ihren Partilularismus und Sepa- 
ratismus aufzugeben und durch ein näheres Anfchließen an bie chriftliche 
Bevölkerung die Antipathieen der letzteren nad und nad zu befeitigen. 
Erft wenn Te hierdurch bewiefen baten, daß ihnen wirklich eine innigere 
Verſchmelzung mit der chriftlichen Bevölferung am Herzen Itegt, wirb 
weiter darüber zu berathen fein, ob ihnen die höchften politifhen Rechte 
eingeräumt werden fönnen a 

Abgeordn. Oraf von Schwerin: Der Königliche Kommiſſar hat dem 
allgemeinen ce der Frage noch einmal ind Auge gefaßt und bie 
Behauptung anfgeftellt, durch die Beftimmungen des Gefeg-Entwurfs feien 
die Juden gegen den früheren Zuflanb nicht deterioris conditionis ges 
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worden; es ſei alſo in dem Gefetz⸗Entw fein RKüchkſchritt. Ich Hate 
mir erlaubt, die Anſicht auszuſp ‚ ich darin nur einen 
achkſchritt erblicken könnte, und ich muß zu meiner Rechtfertigung mir ge- 
dies näher zu motiviren. on 
68. 7, 8 und 9 des Gefeges von 1812 disponiren: 
nd. 7. Die für Inländer zu achtenden Inden hingegen follen, info- 
fern diefe Verordnung nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte 
iheiten mit den Chriſten genießen. 
. 8. Sie können daher alademiſche Lehr- und Schul-, auch Ge⸗ 
meinde-Aemter, zu welchen fie fich geſchickt gemacht haben, verwalten. 
9. 9. Zuwiefern die Juden zu anderen öffentliipen Dedienungen und 
en re —* fönnen, behalten Wir Uns vor, in der 
r Zeit ih zu beftimmen. 
ee Bortehelt * jest verwirklicht worden, aber in einer Weiſe, 
Die deu Dafeen en, die die Juden berechtigt waren, zu hegen, nicht ent- 


rechend i ie Suden durften hoffen, nachdem fie für Staatsbürger 
hp warden, daß N in ce Anertennung ve Grundfaßes, fie 
um Laufe der Zeit auch zu allen Staats-Aemtern zulafien werde; während 


der Geſetz⸗ Entwurf ausipricht: fie find zu feinem Amte befähigt, welches 
eine obrigfeitliche Autorität in fi begreift. Die Abtheilung hat ater be- 
reits ausgeführt, daß ihnen damit faft alle Befähigung abgeſprochen if. 
&s iß nur ein {ehr enger Kreis, in welchem fie fich bewegen können. 
ndem alſo der Gefeg-Entwurf die Erwartungen nicht erfüllt, zu de⸗ 
nen das Geſetz von 1812 beredtigte, ja, eine ganz andere Baſis legt, 
muß ich dabei fiehen bleiben, daß die Inden dadurch bedeutend deterioris 
conditionis geworden find. Hiernach und nach dem, was ich früher ald 
meine Meinung ausgefprochen hate, wird es der Berfammlung wohl nit 
zweifelhaft fein, daß ich derjenigen Anficht mich zuzähle, die dem Juden 
alle Staats-Aemter zubilligt, welche nicht mit dem Kultus in nothwendi⸗ 
gem und unmittelbarem Zuſammenhange ftehen, aus dem einfachen Grunde, 
weil ich für die Baſis des Staates nur Gefeh uud Recht anerfenne, und 
weil i glaube, daß ein Jude fi innerhalb der Schranfen des Geſetzes 
eben fo bewegen kann, wie der Chriſt, infofern er fich den gleichen Bedin- 
gungen zu unterwerfen bereit if. Der Staat fann fein anderes Nedt 
lten laſſen, als daß er von einem Jeden die nach dem Geſetze erforder⸗ 
ihe Befähigung verlangt, und daß er fi den Bedingungen unterorbnet, 
bie die Ausübung des Amtes nur möglich machen. Wie er fi in di 
Beziehung zu feinen Religionsfagungen ftellen will, ift feine She. Der 
Staat ift nicht der Wächter der Gewilfen der Juden. Aus diefem Grunde 
bin ich dafür, daß die Juden zu allen Aemtern zugelaffen werben, bie 
wicht in direfter Verbindung mit dem Kultus fieben. Ich kin aber mit 
für die Faſſung, welche die Minoritäts» Mitglieder angenommen willen 
wollen, weil mir darin eine Unbeftimmtheit gelaffen zu fein fcheint. Es 


ßt: 

„Die Juden ſollen zugelaſſen werden zu allen Staats⸗Aemtern, welche 
Ken Ihrer Ratur nah ein chriftlihes Glaubens» Belenntniß voraus⸗ 
egen. 

Sa, meine Herren, das iſt die Verfchievenheit der Meinungen; eben 
diejenigen Mitglieder, die von der Idee des chriftlichen Staats aus die 
Befähigung der Juden zu den Aemtern beftreiten, thun dies, weil fie an 
nehmen, es ſei hriftliches Glaubensbekenntniß zu jedem Staatsamt mit 
obrigfeitlicher Autorität erforderlich. Wir würden daher hier wieder kei⸗ 
nen beflimmten Boden haben, es würde eine Definition hinzutreten müf- 
en, wir würden fagen müſſen, welches Amt ift ein folches, das die chriſt⸗ 
iche Religion nöthig macht? ch würbe aus dieſem Grunde den zweiten 
Say für viel prägnanter halten, wenn man fagte: 


„daß Juden zu allen Staats. Aemtern zuzulaſſen feien, mit Musnahme 
derjenigen, bie mit ben Kultus. und Unterrichts. Angelegenheiten ber 
Chriſten in Berbindung ſtehen.“ 

„Dies heißt, meiner Meinung nah, ganz klar ausgefprocdhen: fie 
bürfen nicht Geiftlihe, nicht 17 Ai der chriſtlichen Religion an Schulen 
und nit fer des öffentlichen Unterrichts und der geiftliden Ange- 
egenheiten fein. 

bgeordn. Graf von Helldorff: Meine pen! Ich bin aus einem 
Lande, wo feine Juden find. Ob dies ein Vortheil oder Rachtheil fei, 
dies will ich meinerfeits nicht entfcheiden, und glaube ich wohl, daß hier 
in der Berfammlung Mehrere find, die es gründlicher zu beurtbeilen ver- 
I als ich. Jedenfalls iſt e8 aber meine Anficht, daß es die Pflicht 
unjeres Jahrhunderts fer, die Unbill früherer Jahrhunderte zu fuhnen. 
Wenn ich auch nicht der Anficht bin, daß Die Juden zu allen Aemtern jegt 
ſchon zuzulaſſen ſeien, fo möchte ich doch mein Einverfländnig mit berjeni- 
gen Fraction der Abtheilung erklären, welche die Juden zu allen Staate- 
amteru zulaffen will, mit Ausnahme der Aemter, welche mit den Kultus 
und Unterrichts » Angelegenheiten der Chriften in Verbindung fleben, des 
Richter- Amtes und der Dirigenten - Stellen der Verwaltungs. Behörden. 
Ich möchte mir erlauben, diefen Aemtern noch eine einzige Kategorie hin⸗ 
zuzufügen, dies wäre bie ber Landräthe. 

Abgefehen davon, daß die Landräthe doch fo manche fländifche Func- 
tionen auszuüben haben, wozu ich die jüdiſche Bevöllerung aus fo man- 
hen triftigen Gründen zur Zeit noch nicht geeignet palte, müſſen wir doch 
auch, wie ſchon von einem Abgeorbneten aus Weſtfalen erklärt worden ift, 
die Anfichten und Meinungen der großen Maſſe der Bevölferung — feien 
diefe auch wirklich als vorgefaßte und von Vorurtheilen nicht ganz freie zu 
bezeichnen — bifligermaßen berüdjichtigen. Ich halte es übrigens auch gar 
nicht für eine fo ftringente Zurückſetzung der jüdiſchen Bevöllerung, wenn 
fie nicht auf einmal in den Beſitz aller Rechte kommt; IE möge ſich jetzt 
der ihr zu ei werdenden Begunftigungen würdig machen, fie möge thre 
Anſprüche auf noch höheres eigen und noch weiter gehende Eman- 
ipation wahrhaft begründen, und fie wird dann berfelben zweifelsohne im 
Bert reiten der Geſetzgebung auch theilhaftig werden. Es heißt: „ohne 

ampf kein Gieg‘‘, und fo wünfche ich von Herzen, daß die Juden in die- 
fem Kampfe fiegreich bleiben mögen. 

Abgeoron. — Dem Antrage des geehrten Abgeordneten aus 
—— mich anſchließend, den Satz der Fraction der Äbtheilung von 
ünf Mitgliedern, mit Ausnahme des letzten, welcher wegzulaſſen ſein 
dürfte, anzunehmen, erlaube ich mir, einige Einwendungen, die gegen die 
Zulaſſung der Juden zu Staatsämtern gemacht worden ſind, in Folgendem 
zu beantworten. Zuerſt ſagt man, es ſei nur ein allmäliges Fortſchreiten 
nothwendig; num find aler feit 35 Jahren allmälige Fortſchritte einge- 
‚treten, und es fragt fich, ob die Juden die ihnen bis jegt übertragenen 
Aemter ſchlecht verwaltet haben? wenn das nicht ber Fall, wie ih doch an- 
nehmen muß, fo folgt daraus, baß wir noch eine Stufe weiter gehen 
müffen, daß wir ihnen nach den Subalternen » Aemtern, zu denen man fie 
bis jest verftattet hat, auch zu den höheren und edleren den Weg er- 
fchließe, um alles Unwürdige in ihnen zu ertödten, namentlich fie von 
dem unglüdlihen Schacher abzubringen, welcher, beiläufig erwähnt, Durch das 
allzuweit zuläffige Haufiren begünftigt wird, welches Hauſiren jedenfalls 
der Einfchränfung zu bedürfen ſcheint. Wenn ich alfo dafür ftimme, daß 
bie Juden zu den höheren Aemtern zugelaffen werden mögen, jo muß i 
Doch noch einige Einwendungen widerlegen, die fih in Bezug auf dieſe 
Aemter geltend gemacht haben. Die Haupt-Einwendung tft, daß ihnen die 
Richter» ex und inshefondere die Functionen, welche unmittelbare Be⸗ 
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iehung auf bie Religion haben, nicht übertragen werben Kunten. Ich 
— * damit überein, daß Kun Zunctionen ihnen nicht übertragen wer⸗ 
den; aber der Staat fann ſehr wohl Fürforge treffen, daß da, wo Einzel. 
Richter find, die Juden nicht in folchen Beziehungen fungiren dürfen. &n 
defien hindert das nicht ihre Befähigung gu Richter - Aemtern im Allge- 
meinen, eine Nichtbefühigung folgt Daraus Feinesweges. Außerdem iſt nöch 
der frühere Einwand wiederholt worden, daß wir den Anfichten des Bol. 
tes entgegentreten müßten, da ed gegen ung einen üblen Eindrud hervor- 
bringen würde, wenn wir für die Emanzipation der Juden in Bezug auf 
die Zulafjung zu Staate-Nemtern flimmen; ich habe mir aber fchon frü- 
her erlaubt, dagegen zu erwidern, daß Borurtheile von uns nicht begün- 
igt werden dürfen, was felbft vom Gouvernement in der Denkſchrift in 
zug auf Zulaffung der Juden zum Eide anerfannt worden iſt. eun 
alfo Born eile in diefer Beziehung herrfchen, fo können und müflen fie 
gerade durch die Heranziehung des Juden zum CEdleren widerlegt werben, 
— es jetzt an der Zeit iſt, nachdem folde Borurtheile in Be no auf die 
Zulaflung der Juden zu Aemtern feit fo Ianger Zeit beflanden ba en. 
geordn. Kroblauch: Da ich ale Mitabgeordneter von Berlin die 
Ehre Habe, zugleich eine zahlreiche jübifche Gemeinde zu vertreten, bie 
owohl in dieſer Hauptſtadt als im ganzen Lande zu ben gebildetſten ge 
ört, halte ich mich für verpflichtet, in dieſer Beziehung ebenfalls meine 
nung zu äußern. Wie wenig ich auch geneigt bin, auf Spezialien ein- 
ugeben, ſo Tann ich doch nicht umhin, mit ein oder zwei Beifpielen anzu. 
ühren, von welcher Bedeutung die biefige jübifhe Gemeinde u 
f abgeiehen von der aflbefannten großen Bereitwilligfeit, welche bei 
jeder Gelegenheit zeigt, wo es gilt, 5 tigfeit zu üben. Wir brau⸗ 
en eigentlih nur einen Bli in ihre Hotpitäler und Armenhäufer zu 
un, um uns zu überzengen, mit welchem Geift wahrer Liebe fie 
tet find. 3b ia nun ausdrüdlich voran, daß ich mir die folgende Mit. 
eilung zu einem ganz anderen, als dem vorliegenden Zwede, nämlich zur 
atbung des Steuergefebes, erbeten und Iediglich dazu die betreffenden 
Notizen erhalten habe. Außer allen anderen Abgaben gibt nämlıd die 
hiefige jũdiſche Gemeinde zu Beftreitung ihrer beionderen Bebu ſo 
namhafte Beiträge, daß dieſe klaſſenweiſe von 2 Thalern an und bei einer 
Familie ſogar bis zu 750 Thalern jährlich ſteigen. Wie forgfältig und 
weckmäßig dieſelben aufgebracht werden, das zeigen etwa 40 1 
tufen von 2 bis 200 XThalern, über welche hinaus das höhere Maß ganz 
unbefchränft ifl, und bis auf die eben gedachte beträchtliche Summe ſtei 
Roc ein anderes, an I geringfügigeres Beifpiel ıft ein Beweis dafuͤr, 
welcher Geiſt in der hiefigen jüdifhen Gemeinde waltet. Ich will nur dei 
befannten berliner Bereins zur Unterflüpung des fülner Tombanes geben- 
fen, deſſen hiefige Mitgliever, wie mir genau befannt ift, etwa zum vier 
ten Theile der biefigen Judenſchaft angehören. Es ift dies infofern ein 
charalieriſtiſches —2 als ſich darin nit nur Kunſtſinn und Theil⸗ 
nahme an gemeinnüßigen Zwecken, ſondern auch ein lebhafter Eiuz für 
PFoetie geſchichtliche Werke den tſcher Bankunſt und Rationalität aut 
pricht. Wenn der Geſetz⸗Entwurf ſich beſonders bemüht, in pri 
lichen und gewerstigen Berhältniffen den Juden volle Freiheit zu 
zen, fo muß man doch eingefieben, daß damit im Weſentiichen nur bem 
Bedürfniß der unteren Klaſſen rer Judenfchaft Genüge eleifet eines 
e8 aber dem gebildeten und höheren Theile derfelben ir echt umb ein 
— — aß für die Anforderungen, welche an fie gemacht werben, 
wird. Dies ift nur dadurch möglich, daß der Staat ihnen den Jutrirt 
ben höheren Ehren tes 5 tliden Lebens eröffnet. Tenn wie fol 
Jemand aus den höheren Kiaflen der jütifchen Geſellſchaft entſchließen 
im andere als gewerbliche Berhältniffe zu treten, wenn er einen höhere 
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Beruf im Staatsleben entweder gar nicht ergreifen Tann, ober in feiner 
Laufbahn auf halbem Wege ſtehen bleiben muß. In welder befchränften 
Art man ihnen überhaupt Befugnifie einzuräumen Ireigt ſcheint, dürfte 
aus der Geſetzgebung ber jüngfien Zeit in einem ſehr beveutfamen Bei 
fpiele hervor; ‚ indem fie von ber Mitglievfi an ben erft fürzlie 
begründeten Handelsgerichten ausgefchloffen worben find, ungeachtet fü 
jüdifhe Handeltreibende, als Aeltefte der Kaufmannſchaft, für folhe Ge- 
Thai fte als vorzüglich geeignet bewährt Haben. Auf dem Wege des Oi 
Entwurfs ann ich mir nicht denken, daß der große Zwech, den wir beras 
then, wirklich erreicht wird. Meine Ueberzeugung ift vielmehr, daß man 
zur Erreihung großartiger Zwecke auch durchgreifende Diafregen einführen 
muß. Wie rc mich indeffen bemüht habe, in biefer Beziehung ges 
wiſſe Grängen zu finden, fo ift mir dies doch nicht gelungen, und d 
erfläre ich mich mit voller Uel erzeugung für den Borfchlag des Ausfchuffes, 
die Juden zu allen Staats „ Yemterm zugulaffen, welde nicht, ihrer 
Natur nah, ein chriftlihes Glaubendbefenntnig vorausfegen. Auch von 
meinem Privat » Standpunkte habe ih wohl erwogen, ob ſolche neue und 
ausgebehnte Maßregeln nicht die Höheren —— Snferefen des Kriftlichen 
Volles ſelbſt beeinträchtigen Tönnten; indeifen bin ich gerade bei der Be- 
trachtung, vom chriſtlichen Standpunkte aus, darin beftustt_worben, daß 
auf —— Weiſe das Ehriſtenthum, bei feiner innern Wahrheit and feiner 
weltüberwindenden Kraft unmöglich gehemmt werden kann und man fi 
vielmehr auf den größten Abweg begeben würde, wenn man glaubte, bus 
Alte der Unduldfamfeit und Rehtsbefchränfung das Chriſtenihum zu fürs 
dern. (Bielfeitiger Bravoruf.) 

Abgeorbn. von Wedell: Ich ehre die Juden, die feftpalten an ih⸗ 
rem Glauben, ven fie von ihren Bätern ererbt haben; dennoch kann ich 
mid ni dafür Ausſprechen, daß bie Juden in Bezug auf bie Staate- 
Aemter den Epriften völlig gleichgeftellt werden. Das würde wohl zeitge- 
mäß fein, wenn fein Vorurtbeil gar die Juden mehr eriftire, und wenn 
der größte Theil des preußiihen Volles wünfchte, daß die Juden den Chris 
ften in diefer Deaiehung gleichgeftellt würben. Ich glaube aber, das iſt 
nicht anzunehmen. Bei dem legten fächfifchen Brovinsial-Sanbtage lam die 
Sade zur Erörterung, aber von 68 Deputirten erflärten fih nur 4 für 
die Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten. Das ift erft vor andert- 
halb Jahren geſchehen und ich glaube annehmen zu mäffen daß noch je 
mehr ald 9 Zehntheile der Bevölkerung der Provin; acfen und über. 
haupt ber größte Theil der Unterthanen des preußiſchen Staats nicht 
wünſchten, jüdiſche Schulzen, jüdiſche Landräthe, jüdiſche Richter und jübi- 
ſche Sinany-Beamte angeftelt zu ſehen 39 glaube aber auch, daß in dem 
Landestheile, wo bereits feit 1812 eine freiere Jubenverfaffung beſteht, 
noch Vorurtheile gegen die Juden erifticen. Ich weiß, daß fogar in einer 
der erfien Haupiftädte des Landes wenigftens noch vor einem Jahre eine 
taufmaͤnniſche orporation beftand, deren Grunbbedingung es tft, daß nur 
folde Kaufleute als Mitglieder aufgenommen werden, die fich zum drift- 
Ken auben Ma vr * a en nr ten gie un das 

ar. t erlangt haben. weiß, daß dieſe Corporation ſich entfchie- 
den Geneigert Sat wohlhabende und gebifbete Suden im ihre 83 
aufzunehmen, ja daß fie ungeachtet vielfacher Bemühungen der Regierung 
bis voriges Jahr nicht dazu zu bewegen war. Was feit der neuen Ge- 
werbe-Orbnung eingetreten ift, iſt noch zu nen und mir unbefannt. Wenn 
nod folhe Borurtheile felbft unter ben gebildeten Kiafen des Volkes be- 
ftehen, fo kann ich es nicht an der Zeit halten, jüdiſche Beamte anzuftellen, 
die mit dem Bolfe nothwendig in unmittelbare Berührung kommen. j 

Dan wird mir einwenden, das Vorurtheil fei nur gerichtet gegen bie 
ungebifbeten Juden; dies Tann ich aber nicht zugeben. ganze jüdiſche 





H 
X 





T 

. 

| 
| 
—T 


Hi 







8 
& 









! 


H 











ser do 
gen cine Dee Beu Ge 
Bemertang —— 22 — vr Femme; Euer ser 

gegen vab, . zub 





ordn Rechtfertigung 
daß Die Stimmung in Sa (en RE —— 
Berfamminng e6 wünſchen follte, den fon fazzen Beſch 

le Stimmen: 


[9m Provinzial-Landtage vorlefen. en: 
7 Denkſchrift ſchon abgedrudt.) Dann habe ich nicht nöthig, ihn vor⸗ 
ufefen. 

' Abgeordn. von Puttkammer aus Stettin: Ich wollte mir vor Allem 

erlauben, eine Arage, worüber ich noch ir Har geworben bin, an ben 

Deren Oerireter de Kriegs.” Diiniftere zu richten. Dürfen die Juden Dffi⸗ 

jiere werden 

General von Reyher: Nein, es iſt bis jet nicht erlaubt, Juden 
Beförderung zum Ole in Borfhlag j bringen. 9 * 


Übgeoron. von Puttlammer aus Stettin: Wenn alſo die Tut 
in dem — den ſie mit uns du heenat haben haben Offtziere 
werden konnen und jetzt nicht mehr, fo würde dies ein Rückſchritt fein. 


der Jude Unteroffizier werben kann, fo ſteht er zum gemeinen Golbaten 
in denfelben Die linar⸗Verhältniß, wie ber —5* zum Unteroffizier, 
denn der Soldat ni diefem Subordination ſchuldig. Wenn der Jude al 

Unteroffizier werden faun, fo verftehe ich nicht, warum bier die Gränze ges 
aönen werden foll, daß er nicht Offizier werden fann. Könnte er aber Subs 
altern - Offigier werden, fo fönnte er auch noch höher fleigen; da, muß ich 
ſagen, kann ich mir gar feine rechte Idee machen, was das Gouvernement 
will, wenn ed aber der Kal ift, daß ein Jude nicht Dffizier werben fan, fo 
wurde allerdings ein Theil deflen, was ich fagen wollte, befeitigt fein. Denn 
wenn er Offizier werden Sönnte, fo würde ich nicht den Unterſchied abfehen 
koͤnnen, welcher zwiſchen den Stellungen im Militair- und Civildienfi ges 
macht wird. ent freilich bin ich eines Anderen beiehrt worden. Ich will 
auf die Sache Jel ſt eingeben und mit Bezug auf das, was das Mitglied der 
antlamſchen Mitterfchaft und der Abgeordnete von Berlin gefazt haben, mich 
dapin exfiären, daß ich mich der Auſicht anfchließe, welche die Iuden zu allen 


Staats⸗ Aemtern zulaffen will, mit Ansfchluß derer, bie, wie in dem Amen⸗ 
bement gefagt worden ift, Bezug auf Kultus. und Unterrichts- Angelegen- 
Dee haben, denn das verfteht * von ſelbſt, daß von Ießteren feine Rede 
ein kann. 

Marfhall: Der Here Abgeorbnete Milde wollte eine önli 
Bemerkung machen. (Gelaächter/ verſonliche 

Abgeordn Milde: Ich wollte mir eine ganz kurze Bemerkung erlau⸗ 
ben auf das, was das geehrte Mitglied ausgefprochen, welches als vorletzter 
Redner hier geftanden. Derfelbe hat in feiner Rede Deus genommen 
die Kaufmannſchaft einer großen Stadt, in welcher ich eine Corporation na 
ben von ihm gegebenen Andeutungen erbliden mußte, der ich die Ehre habe 
anzugehören. Diefe Corporation als folhe beftebt feit dem Ende des IAten 
oder Anfang des löten Jahrhunderts und hat ein fehr bedeutendes Bermögen 
zu verwalten, welches, Tegirt von chriſtlichen Erblaffern zur Unterftügung 
verarmter hriftlicher Kaufleute, in den Händen der Borfieher diefer Corpo⸗ 
ration fi) befindet und unter Kontrolle der Gefammtheit ihrer Mitglieder zu 
ben beftimmten Zweden verwendet wird. Diefe Kaufmannfchaft iR indeffen 
feine gefchloffene Corporation, fondern nimmt Jeden auf, der in Bezug auf 
jene den Mitgliedern zu gewährenden Vortheile befähigt ift, diefelben ent- 
gegenzunehmen. Die früheren Verhältniſſe der Stadt waren der Art, daß 
eine Juden geduldet wurden, und die Xelteften der Corporation, welche 
die Raufmannfchaft nach außen hin zu vertreten hatten während der öfter» 
reichiſchen Zeit, fuhren fort, I der preußifchen Deenpation daſſelbe zu 
than, und die Behörden korreſpondirten mit diefen Vorftehern in allen die 
Raufmannfchaft betreffenden Angelegenheiten, wie früher. Seit den eman⸗ 
zipirenden Gefegen für die Freizügigkeit und das Anfäffigmahen ver Juden 
und nachdem ein großer Theil der ın Breslau Handel treibenden Kaufleute 
biefe Religion befannten, hat die ae Kanfmannfchaft einen folchen 
Zuftand für ferner ale nicht angemeſſen gehalten, und fie bat fidh deshalb 
wiederholt an die Behörden gewendet, nicht, Ye; ihre chriſtliche Eorporation 
anfgelöft, wohl aber, daß das Geſetz über die Handels -Kammern baldmög⸗ 
lichft emanirt werde, damit auch denjenigen Theilen der Handeltreibenden, 
welche noch Feine Repräfentation nach außen und nad) oben hin gegenwärtt 
aben, Gelegenheit gegeben würbe, eine folche zu erlangen. Es liegt, wie 
ich vernommen habe, auch diefes Geſetz in den Ieäten Stadien der Berathung 
vor, fo daß wir hoffen Fönnen, binnen kurzem daſſelbe emanirt zu fehen. 
Gegen den Vorwurf aber, daß diefe Corporation einen Diangel an Toleranz 
als Eorporation befundet babe, wollte ich mich verwahren und will mir nur er. 
lauben, das Faktum anzuführen, daß, entgegen dem, was der verehrte Rebner 
u glauben ſchien, die Börfen - Verfammlung von Belennern ber jüdifchen 
—2*8 allerdings beſucht werde, ja daß in neueſter Zeit als einer der be⸗ 
wegenden Gründe, um weshalb bie breslauer Kaufmannſchaft die Handels. 
Gerichte nicht annehmen könne, ber fei, weil ein großer Theil achtbarer 
Kaufleute durch das vorliegende Geſetz von dem Richterſtande der Handels⸗ 
Gerichte ausgefchloffen würden, indem baffelbe fagt: daß nur folche Perfo- 
nen zu Richtern bei den Handeld» Gerichten gewählt werden können, welche 
auch zu anderen obrigkeitlihen Aemtern gefeglich qualifizirt feien. Der Cor⸗ 
poration der breslauer Kaufmannſchaft —* dies allerdings nicht allein ein 
Uebelſtand zu ſein, daß man einen a en Theil der Kaufmannfchaft 
von dem Richterſtande gefeglich ausſchließt, fondern man glaubte darin auch 
eine mit den Ideen der Zeit nicht zu vereinbarende Härte in einer ſolchen 
Ausſchließung zu erbliden. So viel zur Aufllärung einer Ungelegenpeit, 
welche vielfach nach außen den unvihig aufgefaßt, weil man die Natur und 
bie Derpfliihtungen der beftehenden Eorporation nicht anerfannte oder aner- 
ennen wollte. 

Meferent Sperling: Ein paar Redner haben fi für den zweiten 


wollen Berariheile wo fe vorfommen, bei Geile (open eben, 3* darum 75— 
daß es nöthig il, —— nun, bob daß berlei Borurtheile befeitigt werben, und 
ich bitte daher, ammlung im ihrer Majorität für : zweiten ver- 
änderten Eas he; —** ſtimme. (Ruf zur —2* 

Warſchall: Ich muß die hohe —— er. Fügen, ob fie den 

Inf der Debatte wünfcht, und bitte biej emigen, welche dies wünfdhen, auf- 
äuftehen. (Majorität für den Schluß der tte.) - 

Bir kommen alſo zur ‚Bean 3 36 werbe wieder ben 
befolgen, daß zuerft —8* orſchlaͤge zur 5*7 konnnen, 
ſich am weiteften von bem twurf (entferne 
wurfe felbft übergegangen werbe. zunächfl zur * 25 
Vorſchlag der Abtheilung iſt ſo lit) Ev ii Sie Juden zu A Staats» 
Aemtern en werden, welche nicht ihrer Natur nad ein riftliches 
Olaubens-Belenntniß vorausfegen? 

Es ift bemerkt worden, daß dies eine zu weite Fafſung fei, und e6 i 
baher eine andere vorgeſchla en worden, ich ftelle daher anheim ob über bieje 
Baflung oder über die vor ene abgeänderte abgeſtimmt werden foll! 

Abgeoror. Graf S —8 erin (vom Play): Ich bitte 7. Wort wegen 
eines Verſehens, welches ich in meinem Vorſchlage gemacht 

Referent: Um die Sache fobald wie möglich zu “ zu bringen, 
bin ich geneigt, mich mit dem letzteren Borfchlage einverſtanden zu erklaͤren, 
wonach ber aragraph fo zu faflen fein würde, Daß die Juden zu allen 
Staats. Aemtern zugelaflen werden follen, mit Ausnahme derjenigen, mit 
welchen eine Aufficht oder Leitung der chriftlichen Kultus - Angelegenheiten 
verbunden find. 

Abgeordn. von Mantenffel li.: Be re licht aber auch die 
Kommunal-Aemter aus, und darüber iſt noch 

Neferent: Sa babe nur Staats. Hemer Gemeint 

Marſchall: Wenn die ng ran damit einverflanden iſt fo würbe 
bie erwähnte Frage zuerſt zur Abflimmang kommen; ſodann Die Frage, ob 
Juden zu allen Staats» Aemtern zuzulaſſen find, mit Ausnahme ber Acmter, 
weihe mit Rultus- und Unterricht Bingelegeeite der Ehriften in Ver⸗ 

— ſtehen, des Richteramts, der Landraͤthe ꝛe., und wenn dieſe beiden 
Bragen verworfen werben, fo bleibt nur der Geſetz⸗ Entwurf übrig. 
Abgeordn. von Platen: Ih trage Pf vie Abſtimmung durch nament⸗ 
lichen Se an. ehrere Stimmen: O 
: Es iſt aufn namentfihe a Ar mug angetragen worben. 

Abgeoron. Frhr. von Binde: Ueber bie Zrageftellung wollte ih mir 
‚noch ein paar Worte erlauben. Es ſcheint mir, als ob die weitefte und zu⸗ 
gleich die Ppefriebigen e ame Safe den Frage bie wäre, welche von dem Mit- 

fiede für die an itterichaft borgefhlagen, iu ich glaube aber ver- 
den nu aben, * eine andere Frage zuerſt zur Abſtimmung kommen ſoll. 

rſchall; Es wird dies die zweite Frage bilden. 

ron. Graf von Schwerin: Ueber den Unterſchied der Frage 

wollte | mir noch das Wort erlauben. Es war allerdings ein Berfehen von 

mir; wenn man ben Sat ganz ſtehen läßt, wie er fteht, fo koͤnnte man viel» 

Teich ‚t annehmen, e6 follten bie yaben von afademifchen Lehrämtern ausge 
hleffen fein. Dies IK a t meine Deinun —35 ſie ſollen nich 

entar⸗Lehrer am reift mentar⸗ Shah ein, und dies mag % 
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was bie Provinz Sachſen betraf und von einem Mitglied diefer Provinz 
wiberlegt wurde. Der andere Tall betraf die breslauer Kanfmannfchaft, 
welcher der betreffende Abgeorbnete als Mitglied angehörte. Hier aber 
handelt es ſich um ein Prinzip für den ganzen Staat, und ich kann doch 
nicht recht einfehen, wie das Mitglied der jüterbogker Ritterfchaft die Ver⸗ 
tretung bes Gouvernements als ein perfönliches Faktum betrachten Tann. 
(Selächter. Bravo!) 

Adgeorbn. von Byla: Schon bei der allgemeinen Berathung des vor» 
liegenden Entwurfs habe ich mich dahin ausgeſprochen, daß ich es keines⸗ 
weges für vathfam erachte, fofort eine gänzlihe Gleichſtellung der Juden 
mit den Ehriften herbeizuführen, und am allerwenigften kann ich von biefer 
Anficht in dem vorliegenden Falle ablaffen, wo es ſich von der Zulaſſung 
der Juden in Staatsämtern handelt. Das größte Glück, die größte Ehre, 
bie größte Macht, die der Beamte befigt, iſt offenbar das Bertrauen der 
Einfaffen feines Bezirks; dadurch allein kann er nüglich für feinen Bezirk, 
nüblig für den ganzen Staat werden. 

un, meine Herren, fo viel ſteht feſt, daß in manchen Theilen der Mo⸗ 
narchie noch große Vorurtheile gegen die Juden eriftiren, welche auch ſchwer 
u bejeitigen fein würden; dies wird gewiß nicht in Abrede geftellt werden 
önnen. ie ſchwer dürfte es alſo einem Juden, welchem ein Staatsamt 
übertragen wird, fallen, das allgemeine Zutrauen feiner Bezirks⸗Einſaſſen 
fih zu verichaffen. Mit Rüdficht hierauf war ich in der Abtheilung ber 
Meinung, daß_eine fofortige unbebingte Gleichſtellung der Juden mit den 
Chriften in diefer Hinfiht durchaus nicht rathſam erſchiene. Ich erkannte 
aber auch wohl an, wie ſchwer es auf der anderen Seite, beftimmte Aus- 
nahmen im vorliegenden Falle geltend zu machen. Es ift mir indeß gelun- 
gen, der abtbeilung einen Borfchlag au machen, welcher nach dem Gutach⸗ 
ten von fünf Mitgliedern unterflügt & nämlich: 
daß die Juden zu allen Staatsämtern zuzulaflen feien, mit Ausnahme 
der Aemter, welche mit den Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten. 
der Chriften in Derbinbung ftehen, des Nichter- Amtes und der Dirigen- 
tenftellen der Verwaltungsbehoͤrden. 

Marfhall: Sch muß benerfen, daß noch eine große Anzahl von 
Nednern, namentlich ſolche, Die zu den beliebteiten gehören, fich gemeldet 
haben; ich ſtelle daher anheim, ob diefelben angehört werben follen. (Wie- 
derholter Ruf zur Abftimmung.) 

Abgeoron. Werner: Intofern alle übrigen Redner auf das Wort ver» 

ichten, verzichte ich auch... (Mehrere Stimmen: Ja! Ja!) entgegengefegten- 
hats würde ich das Wort nehmen. Ich glaube übrigens, daß dies der 
wichtigfte Theil des Geſetzes ift, und daß wir nicht fo ſchnell darüber hinweg- 
geben dürfen. ch bin, wie auch meine Petition bereits gezeigt hat, für die 
vollftändige Emancipation der Juden und kann mid a1 nur mit dem 
Sinne derer einverftanden erflären, nämlich der vier, welde für die Be- 
fimmung waren, daß die Juden zu allen Aemtern zugelaffen werben, welche 
nicht mit den Kultus» und Unterrichts » Angelegenheiten der Ehriften in Ber- 
bindung ftehen. Ich muß fagen, ich ſtimme mit dem Sinne biefer Beftim- 
mung überein, allein ich glaube, daß für die Juden aus der im Gutachten 
vorgefchlagenen Art der Brageftelung: „ob fie zu allen Staatsämtern zuzu⸗ 
laſſen feien, welche nicht ihrer Natur nach ein chriftliches Glaubensbekenntniß 
vorausſetzen? etwas Gefährliches erwachfen würde und ſchließe mich daher 
dem Borfchlage des geehrten Mitgliedes aus Pommern an, weldhes den 
zweiten VBorfchlag beantragt hat, jedoch mit Weglaffung des zweiten Theile 
beffelben: „des Richteramtes und der Dirigentenftellen der Berwaltungs- 
Behörden. Ich glaube, daß hierauf die Abſtimmung wird erfolgen Fönnen, 
und Eos den Herrn Marfchall, ob diefer Vorſchlag als ein Amendement 
anzuſehen fein dürfte. In diefem Kalle würde ich glauben, daß die A Mit⸗ 
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glieder, welche dem dritten Antrage beigetreten ſind, ſich hiermit vereinigen 
würben. Was die Einzelheiten anbetrift, fo Si in Lu} Be noch ** 
gen, was gegen die Emancipation angeführt ifl. Es if gefagt werben, daß ned 

rtheile gegen die Juden herrſchen. Ich begreife nicht, wie man Vor⸗ 
urtheilen, und ſelbſt wenn fie in der gebildeten Klaſſe ftattfinden, das Wert 
reden kann, und wenn fie auch in der Raufmannfchaft fich anne ‚fo würde 
ih dafür fein, daß wir fie befämpfen, aber nicht ihnen das Wort reden. Wir 
wollen Borurtheile, wo fie vortommen, bei Seite feßen, und darum glaube ich, 
baß es nöthig iſt, Alles u thun, daß derlei Borurtheile befeitigt werben, und 
ich bitte daher, baß die Verſammlung in ihrer Majorität für den zweiten ver- 
änderten Sat des Ontadhtens flimme. (Ruf zur Abflimmnng.) 

Marfhall: Ih muß die hohe Berfammlung erft fragen, ob fie ben 
Schluß der Debatte wünfcht, und bitte diejenigen, welche dies wünfchen, auf. 
aufleben. (Majorität für den Schluß der Debatte.) - 

Bir kommen alſo zur Srageftellung. Ich werde wieder ben Grundſaß 
befolgen, daß zuerft Diejenigen Vorſchlaͤge zur Abflimmung kommen, welde 
fih am weiteften von dem Entwurf entfernen, und daß dann erft Ent, 
wurfe felbft übergegangen werde. Der zunänft zur Abflimmun Lommende 
Borfchlag der Abtheifung if fo formulirt: Sollen die Juden au allen Staats 
Aemtern zugelafien werden, welche nicht ihrer Natur nach ein chriſtliches 
Glaubens⸗Bekenntniß vorausfegen? 

Es iſt bemerkt worden, daß dies eine zu weite Faſſung fei, und es 
daher eine andere vorgefchlagen worden, ich ſtelle daher anheim ob über 
Faſſung oder über die vor efehlagene abgeänderte abgeflimmt werben fol! 

Abgeordn. Graf Schwerin (vom er Ich bitte ums Wort wegen 
eines Berfehens, welches ich in meinem Borfchlage 8 at yabe 

Referent: Um die Sache fobald wie möglich zu Ende zu bringen, 
bin ich geneigt, mich mit dem letzteren Borfchlage einverflanden zu — 2 
wonach der Paragraph ſo zu faſſen ſein würde, daß die Inden zu allen 
Staats⸗Aemtern zugelaſſen werden ſollen, mit Ausnahme derjenigen, mit 
welchen eine Aufficht oder Leitung der hriftlichen Kultus - Angelegenheiten 
a bed Mantenffet 1i.: Dief chließt aber auch 

eordn. von Mantenffel I.: Dieſe Frage ſchlie die 
Kommunal⸗Aemter ans, und darüber iſt noch os a eat 

Referent: Ich Habe nur Staats-Aemter gemeint. . 

Marſchall: Wenn die Berfammlung damit einverftanden ift, fo würde 
bie erwähnte Frage zuerfl zur Abflimmung kommen; ſodann die Brage ‚ob 
Juden zu allen Staats -Aemtern zuzulaſſen find, mit Ansnahıne der Aemter, 
welche mit Kultus» und Unterriptd- Angelegenheiten der Ehriften in Ber. 
bindung ſtehen, des Richteramts, der Landraͤthe 2c., und wenn diefe beider 
Fragen verworfen werden, fo bleibt nur der Geſetz⸗Entwurf übrig. 

Abgeordn. von Platen: Ich trage anf die Abftimmung durch nament⸗ 
Iihen Aufruf an. (Diehrere Stimmen: D ho') 

Marfhall: Es iſt auf namentlige Abflimmung angetragen tworben. 

Abgeordn. Frhr. von Binde: Ueber die Zrageftellung wollte ich mir 
‚noch ein paar Worte erlanben. Es fiheint mir, ald ob bie weitefte — — 
gleich die befriebigent e Faſſung der Frage die wäre, welche von dem Mi 

liede für die anflamfche — vorgeſchlagen iſt, ich glaube aber ver⸗ 
anden zu haben, daß eine andere Frage zuerſt zur Abſtimmung kommen ſoll. 

Marſchall: Es wird dies die zweite — bilden. 

Abgeoron. Graf von Schwerin: Leber den Unterſchied der Frage 
wollte ich mir noch das Wort erlauben. Es war allerdings ein Verfehen von 
mir; wenn man den Sat ganz ftehen läßt, wie er fteht, fo könnte man viel, 
leicht annehmen, es follten die Juden von akademiſchen Lehrämtern ausge, 
[Stoffen fern. Dies ift jedoch nicht meine Meinung, fondern fie follen nı 

entars Lehrer am ehriftlichen Eifementar- Schulen fein, und Died mag 
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dem Vorſchla e des Deren Referenten noch mehr ausgebrüdt fein, weshalb 


flag auf namentlihe Abſtimmung unterfiügt 
ng durch Aufſtehen findet ftatl.) 

ch einmal die vorige Frage vor, und ber 

namentliche Aufruf findet ftatt.) 

Marfhalt (muß fi aeg der Glocke bedienen, um die zur 
namentlichen Abftimmung erforderliche Ruhe bervorzubringen): 

Der Herr Secretair wird die Frage noch einmal vorleien. 

Serretair Naumann (verlieft die Frage): 
Sollen die Juden zu allen Staats-Aemtern zugelaffen werben, mit Aus- 
nahme derer, mit welchen eine Leitung oder Beauffihtigung der Hriftlichen 
oder Kultus-Angelegenheiten verbunden ift! 

Marfhall: Das Ergebniß der — iſt folgendes: die Sroge 

ift mit * gegen 215 Stimmen bejaht (ſiehe im Anhang die namentliche Ad- 
immung). 

Eine Stimme: Da die vorflchende Are nicht mit einer Meajorität 
von zwei Drittel angenommen worden ift, jo verſteht es fid doch von ſelbſt, 
daß die Gründe der Majorität und Dinorität in dem Bericht angegeben 
werden. (Mehrere Stimmen: Ya wohl!) 


Sitzung der Kurie der drei Stände 
am 17. Juni. 


Referent Sperling (lieft ven Abfchnitt II. des 9. 35 ver): 
„Inwiefern Die Juden mittelbare Staats, und Kommunal» Aemter 
beffeiven Fönuen, ift nach den darüber ergangenen befonderen ge⸗ 
feglichen Borfhriften zu beurtheilen. Es findet jedoch deren 
tritt auch in folche Aemter nur dann flatt, wenn mit vemfelben die 
Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität nicht verbunden iſt.“ 

Das Gutachten zu dieſem ee: 

m n 
Daß in einem Geſetze, welches die Verhältnife der Juden new zu res 
gulixen beftimmt iſt, eine Berwerfung auf Beftimmungen fattfinde, welche 
außer demſelben beftehen, kann nicht als zwedmäßig erachtet werben, und 
würbe beshalb eine ergänzende Umarbeitung des vorliegenden Abſchnitts 
zu wünfgen fein. Aber auch außerdem dürfte wohl ſolche nothwendig 
wer 


‚Das Edikt vom 11. März 1812 ſprach es im 9. 8 allgemein ans: 
„Sie können ..... Gemeinde-Aemter, zu welchen fie fich geſchickt ge- 
macht haben, verwalten.” Diefe Beftimmung, hat im Laufe ver Zeit manche 
Einfchräntung erfahren. Zuvörderſt ſtellte die Berwaltung den Grundſatz 
auf, daß die Juden, fo lange wit dem &. 9 des Edikts gemäß gefek- 
lich beflimmt worden, zu welchen Staateämtern fie zuzulaffen ſeien, vom 
folgen Gemeinde - gefchioffen werben mit welchen ein 
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Staatsamt, die perſönliche und direkte Ausübung der Polizei verbunden 
ift, alfo beifpielswerfe dem Amte eines mit der Polizei» Verwaltung be- 
auftragten Bürgermeifters in der Stadt und dem Schulzenamte auf dem 
platten Lande, 

Einen zweiten Schritt zut dem Wege der Einſchränkung that ſodann 
bie Geſetzgebung unmittelbar ſelbſt. Da in manchen Städten die Polizei- 
Verwaltung von der Rommunal-Berwaltung getrennt ift, aus der erfleren 
alfo keine Beranlaffung zur Ausfchließung der Juden vom Bürgermeifter- 
vder Ober» Bürgermeilter»Ymte entnommen werden fonnte, fo beftimmte 
bie revibirte StaͤdteOrdnung vom 17. März 1831, daß zu den eben ge- 
nannten Stellen das Bekenntniß der hriftlichen Religion erforderlich ſei; 
und diefer Grundſatz wird nun auch für diejenigen Städte geltend ge- 
macht, in welden die Städte-Drdnuug von 1808 gilt, die eine Unter- 
nn ber Bürger nach ihrer Religion nicht Feunt. Es Ali alfo die 

uden zur Zeit nach den Vorfchriften, anf welche der Oeleb: utwurf bin- 
weift, von dem Amte eines DBürgermeifters - und Ober» Bürgermeiftere, 
außerdem von allen Kommunal» Aemtern ausgeſchloſſen, mit weldhen die 
Berwaltung der Polizei verbunden ift. 

Der Entwurf geht nun nocd weiter, indem er biefelben ferner von 
allen Aemtern ausgeſchloſſen wiften will, mit welchen eine obrigfeitliche 
Autorität verknüpft if. Denn welche Aemter darunter zu verfteben find, 
ift bei dem erſten Abſchnitte ſchon auseinandergefeßt, und daß biefe Be⸗ 
fiimmung des Entwurfs fie noch zu verſchiedenen anderen gemeinbeamt- 
lichen Zunctionen unfähig machen würde, die ihnen bisher übertragen wer- 
den Fonnten, darf nicht näher dargelegt werden. 

Wenn ſchon dort ausgeführt ıft, Daß das Kriterium des Entwurfs bei 
ber Zulaffung der Juden zu Staatsämtern aller Begründung ermangelt 
und ohne Noth beengend ıft, fo muß bier, wo es fih um Kommunal. 
Nemter handelt, noch geradehin ausgefprochen werden, daß baflelbe zu 
einer Verkürzung der Juden in den Rechten führt, vie fie nach der bie- 
berigen Geengebung, dem Edikte vom 11. März 1812, fchon gehabt haben. 

An den Drten, wo die Rommunal-Aemter auf der Wahl ver Ge- 
meinde-Mitglieder beruhen, läßt es fi mit Sicherheit annehmen, daß nur 
ein Jude, welcher des Vertrauens würdig ift, zu dem Amte berufen wer- 
den wird und, wenn folhes gefchieht, die Letzteren feiner Autorität ſich 

ern und willig fügen werden. Da aber, wo den Staatsbehörden die Bes 
egung der Kommunal» Yemter zufteht, würde es immer in deren Hand 
liegen, biefelben einem Juden, wenn fie es bedenklich finden, nicht anzu⸗ 
vertrauen. Deshalb dürfte auch nicht der leiſeſte Grund vorhanden fein, 
bie Befchränkungen, welche die neuere Zeit den Juden in Beziehung auf 
Kommunal-Aemter auferlegt hat, beftehen oder gar die Beſtimmung des 
Entwurfs ins Leben treten zu laſſen; vielmehr flimmt die Abtheilung un- 
ter Anerkennung des von ben Juden bereits erworbenen Rechts einmäthig 
dahin, daß die Dispofition bes &. 8 des Edikts vom Il. März 1812 in 
ihrem vollen Umfange wieberbergeftellt und in das vorliegende Geſetz auf- 
genommen werde.‘ 

Ich muß Hier die Bemerfung machen, daß es nur auf einem Druck⸗ 
fehler beruht, wenn nicht im Gutachten zugleich auch der mittelbaren 
Staatsänter namentlich gedacht iſt, da fie denfelben Grundfägen unter» 
liegen, die in Beziehung auf Kommunal» Aemter geltend gemacht werben 

nnen. 

Abgeordn. von Byla: In der geftrigen Sitzung, und zwar am 
Schluſſe derfelben, Hat die hohe Verfammlung binfichtlich der unmittelbaren 
Staatsämter das Amendement der geehrten Abgeoroneten aus Pommern 
und aus Aachen mit einer Majorität von 5 Stimmen ...... (Eine 
Stimme: Bon 7 Stimmen) angenommen. Wenngleich ich nun gewänfcht, 
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daß in dieſer Hinſicht der zweite Vorſchlag der Abtheilung angenommen 
worden wäre, weil derſelbe den Juden —28 emter zuweiſt, wozu 
je bisher noch nicht pr t waren, dagegen aber auch nur bejtimmte 

emter ausnimmt, fo mu “ doch im vorliegenden Kalle, wo es ſich vom 
unmittelbaren Staats- und Rommunal-Aemtern handelt, von biefem An« 
trage abftehen, weil ich gefehen, daß die Majorität der Berfammlung fi 
egen einen ſolchen beſtimmien Vorſchlag bei den unmittelbaren Staate- 
ämtern entfchieden; ich glaube vielmehr, daß nunmehr fchon der Konſeqnenz 
wegen wir aud bei dem zweiten Abfchnitte des Gutachtens dem Amende- 
ment der beiden gedachten Abgeordneten Folge geben müffen, und ich ſtehe 
deshalb davon ab, meinen Antrag oder refp. den zweiten Antrag der Ab- 
theilung weiter zu verfolgen. 

Abgeordn. von Bockum-Dolffs: Ich muß mid der Anſicht ver 
Abtheilung dahin anfchließen, daß diefer Abfchnitt des Paragraphen zu 
freißsen und dagegen bie betreffende Beſtimmung des Geſetzes vom 11. 

ärz 1812 wieder einzufhalten fei. Das Aufrupr-Edift enthalt die eigen- 
-thümliche Beftimmung, daß, wenn die Orts-Obrigfeit zur —— eines 
Aufruhrs ſich der Militair-Macht bedienen muß, alsdann der Befehlshaber 
diefes Truppentheils fofort nach feinem infchreiten alle weiteren Maß- 
regeln zu treffen hat. Wenn alfo beifpielsweile die Poltzei-Obrigfeit der 
rößten Stadt einen pe gewahrt und in ihrem Beſtreben, denfelben 
ort in der Wurzel zu erſticken, ſich an die nächfte Militair-Station wendet 
und ihr von dort ans auch ein Detachement zugefendet wird und zuſatis der 
Führer deſſelben ein Jude ſein ſollte, ſo iſt es ſofort nach dem Erſcheinen 
des Detaſchements auf dem Platze, nachdem es A Einſchreiten har. 
dert worden ift, diefer Jude, der alle weiteren Maßnahmen zu treffen bat; 
es gebt fogar fo weit, daß die Berichte nach der Stillung des Auflaufs 
von dieſem Militair⸗Befehlshaber zu erftatten I und die Poltzei-Dbrig- 
feit ihre Berichte nur als Anlage beizufügen hat. Auf diefe Weife wird 
alfo ın die Hände eines Juden in dem vorliegenden Kalle eine ungemein 
große obrigfeitlihe Gewalt gelegt. Tritt derfelbe am folgenden Tage aus 
dem Militair-Verbältniffe heraus, fo fann er nach den Beflimmungen des 
Paragraphen, wie er im Entwurfe fteht, nicht einmal Ortsſchulze werben. 
Dieſes Mißverhältnig zeigt, fih in noch größerem Maße in den älteren 
rodinzen, wenn irgend ein Jude ein Rittergut an ſich gebracht haben 
ollte und alsdann die Polizer- Obrigfeit einem Andern übertragen muß. 
Aus diefen Gründen und mit Bezug auf die geftrige Abftimmung zum 
Abfchnitt 1 des Paragraphen fann * mich ſomit nur dem Gutachten der 
Abtheilung anſchließen. 

Abgeordn. Kranfe: Wenn meine Anſichten mit $6. 35 und 36 nicht 
ganz übereinftimmen, fo beftimmt mich dazu Feinesweges das große Lob, 
welches ein geehrter Deputirter der Stadt Berlin den Juden gezollt dat 
infofern, als fie fehr viele Armen-Anftalten errichten, und namentlich, da 
fie zum Dombau in Köln viel Geld Far 8 beſtimmt mich aber 
eben fo wenig, dafür zu flimmen, daß mehrere geehrte Mitglieder aus 
Sachſen fo viel gegen die Juden gefagt haben, namentlih, daß fie Alles 
an ſich riffen, und namentlid den armen Bauern, für welche man Bid 
wie es fcheint, befonders intereffirt, ohne ihnen doch zu helfen, Alles fuchten 
vor der Zeit abzunehmen, das Getraide abzufaufen u. |. w. Mir fcheint, 
daß es darauf nicht ankommen Fann, und wenn Juden vielleicht das Alles 
thun, fo hoffe ich nicht, daß fie in dem preußifchen Staate in dieſer Be- 
arebung Detrüger fein können, fondern fie müffen es auf legalem und recht⸗ 
ihem Wege thun, da alle ihre Handlungen der Auffiht der Behörden 
unterliegen. Wenn ein geehrtes Mitglied aus Sachfen uns mit jedr mit» 
telalterlichen Tendenzen unterhalten hat, fo glaube ich, daß die Juden 
eben fo dieſes Mittelalterliche mit des Diuttermilch eingefogen haben mb 


‚eben fo heute noch zur Durchführung bringen, und wenn wir bie Juden 
‚Immer nur auf einen Fler — **— und ſagen, du fannft das und jenes 
nicht werben, ſo werben fie 68 eis dem Handel widmen, dadurch natuͤrlich 
‚zur Bevortheilung mancher Chriſten. Inſofern glaube ich, daß es nur ge- 
Frechtfertigt iſt, daß fie anerkannt werden. Es giebt immer Menfchen, die 
.bei jedem Fortſchritt fagen: es ift noch nicht an der Zeit. Das Geſetz 
‚von 1807, als es erſchien, wurde angefochten, denn es fagt: Allen Staats; 
bürgern feht es frei, Rittergüter zu kaufen, allen Staatsbürgern fteht es 
‚frei, in der Civil- und Militair- Verwaltung bie höchften Stufen zu er- 
igen; da fagte man: wo foll das hinaus? Es wurbe bie — der 
‚Erbunterthänigfeit uud die Ablöfung ber Frohnden deklarirt; da ſagte man: 
das tft unmöglich, die Leute geben zu Grunde, fie find dazu nicht reif. 
Man baute fpäter eine große Chauffee von Berlin nach Breslau, fie wurde 
getadelt; ein ſehr gefcheintes Mitglied aus Schlefien ſchrieb damals viel 
dagegen und fagte, es 5 noch nicht an der Zeit, fo viel Geld daran zu 
wenden, ber Handel muß erſt da fein, dann fann mau bauen. Nun hat 
aber _erwiefen, daß alle diefe unzeitigen Tadler ſämmtlich ſich geirrt 
‚Haben. Es find in den erfleren Fällen AU Yahre ins Feld gegangen, in 
dem legteren einige, und wir haben fegensreiche Folgen gefehen. rden 
‚wir aljo jegt das Judenthum emanztpiven, fo wollen wir ın AO jahren 
‚ wie es mit den Juden ftehen wird! (Heiterkeit.) Es mag vielleicht 
‚fein, daß wir es nicht Alle ſehen werden (Heiterkeit), darüber bin ich auf 
‚sm Reinen mit mir; aber Hoffentlich werben es küuftige Zeiten fehen, 
*8* die Zeitgeſchichte wird über die Herren richten, Die vor mir fißen. 
ravo!) 
Marſchall: Der Herr Abgeordnete von Bismark wünſcht eine per- 
fönliche Bemerkung zu machen. 
bgeordn. von Bismark⸗Schönhauſen: Ich habe aus dem Um⸗ 
ftande, daß der verehrte Redner, der eben die Tribüne verließ, einige von 
wir gebrauchte Worte anführte und namentlich wieder auf Das Mittelalter 
anfpielte, geichloffen, daß er etwas Perfönliches gegen mich vorgebracht 
te. (Halblautes O!) — Jh würde fehr gern darauf erwiedern, ich 
tte auch die Abficht dazu, bedaure aber, außer Stande zu fein, «6 
u tfun, weil mir das, was der geehrte Redner gegen mid gefagt ha⸗ 
ben er nicht vollkommen klar geworden tft aus den Worten, Die er ge 
aucht hat. 
| Urseosen. anfemann: Ich gehe nicht in bie Sache ein; fie iſt 
klar genug. Ich will nur einzig und allein ein Mißverftändnig bericht. 
gen, veranlaßt durch die Aeußerung des erften Redners, ver über Die An 
elegenheit das Wort 7 eines ritterſchaftlichen Abgeordneten aus 
& fen. Er bat den geftern angenommenen Beſchluß ein Amendement 
von mir genannt. In ben ſtenographiſchen Berichten wird man nicht fir 
den, daß ich das Wort genommen hate, um dag, wa er bemerkte, vorzu 
[Hlagen, fondern die Sache verhält fi einfach folgendermaßen: Es yourde 
ie Kaflung, wie fie im Gutachten vorgeſchlagen ıft, von einigen Geiten 
nicht deutlich genug gefunden, und von der anderen Seite wurde vorge⸗ 
agen, die Seflung des weiten Antrags des Gutachtens An äuneb ns 
mit Weglaſſung der ihterfellen und der Chefs der Verwaltung. 
auf iſt blos den Herren, die in einer Meinungsverfchiedenheit waren, von 
mir auf einem Zettel ver Vorſchlag zu der adoptirten Faffung mitgetheil 
worden; von beiden Seiten war man damit einverflanden, und fie warb 
barauf von dem Herrn Referenten vorgefchlagen. Uebrigens war al 
Welt darüber einig, daß der Sinn des Amendements die weitefle Bedes 
tung haben follte. 
Abgeortn. v. Manteuffelll.: Ich habe eine Bemerkung vorzutrage 
zu dem Outachten der Abtheilung, bie nach bem Beſchluſſe von geßem |. 
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zwar wenig mehr helfen wird. Ich würde ganz ſchweigen, wenn mir dies 
nicht zum Vorwurf igen könnte. Ich möchte verhüten, daß man ſagt, 
ich hätte eines faktif erhältniffes nicht gedacht, das mir befannt fein 
mußte. Zu den bereits im Gutachten angeführten Verhältniſſen rücficht- 
lich der Uebertragung der Kommunalämter und Staatsämter muß ich noch 
eine dritte Gattung, ein drittes Verhältniß hinzufügen. Auf dem platten 
Lande derjenigen Provinz, welder ich angehöre, befteht noch ein drittes 
Di Das find die Dorfichulzengüter. Wir haben in den nieder- 
laufiger Dörfern Güter, auf denen das Echulgenamt ale Realrecht ruht. 
Es fann daher in einem von Ehriften bewohnten Dorfe die Stelle eines 
Dorfrichters in die Hände eines Juden fommen, fobald er ein ſolches Gut 
kauft. Es verfteht ſich von felbft, als Dorfrichter flieht er alsdann der 
anzen chriſtlichen Gemeinde vor. Ich wollte bemerken, daß I dieſes 
erhältniſſes nicht, daß 
das Amendement auch dahin führt, dieſe ſchöne Ausficht für ein großes 
Glück zu erahten. 
Referent Sperling: Die Tamm. "berg v fo vereinzelt, daß 


abe an müſſen. Uebrigens verfenne ich 


feine Gefahr daraus hervorgehen kann. (Widerſpruch von mehreren Sei- 
ten.) Ich glaube, mi an die legten Worte des Nedners anfchließen zu 
fönnen, daß, nachdem der frühere Beichluß gefaßt ift, konſequenterweiſe 
nicht mehr zurückgegangen werden könne. 
Abgeordn. Hanfemann: Die Angelegenheit ift erledigt, wie ich 

glaube, wenn man den Zufag annimmt: 

„mit Ausnahme derjenigen Erbſtellen, die durch Befig von Grundſtücken 

erworben werden.” 


amann: Ich trete der Anficht des Abgeordneten voll- 
‚tommen bei, ber Die Tribüne fo eben verlaffen hat, DaB die Ronfequenz 
nicht fo weit getrieben werden fann, daß darin ein zwingendes Moment 
gefunden werden müßte, die heutige Abjlimmung konform mit der geftri- 
gen zu machen. Das hat ber Herr Abgeordnete von Berlin auch nicht 
emeint. Das verfteht ſich wohl von felber. Ich habe anzuführen zu ber 
merkung, die der Algeoronete der Ritterſchaft aus der Taufig gemacht 
hat, daß nicht weiter darauf einzugehen nöthı cheinen möchte; es fcheint 
mir aber, daß viele Abgeordnete der Ritter Saft ein Dioment in dem an- 
gezogenen Berhältuiffe zu finden glauben, um in Beziehung auf die Kom⸗ 
munal»Memter eine andere Form eintreten zu al als hinſichtlich der 
taats.Aemter. Allerdings ıft richtig, daß Die Schulgen-Hemter als Real⸗ 
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berechtigungen verliehen werben können. Es wirb aber daraus nicht fol- 

gen, die Qualification eines Beamten — muß. Ich ſehe den 
Unterfchied zwiß en Jude und Chriſt in dieſer Beziehung nicht ein. Erbt 
ein unfähiger Chriſt das Gut, fo wird ihm ein Anderer ſubſtituirt werden 
müflen, und derſelbe Fall tritt auch in Beziehung auf den Juden ein. 
"SR der —* vermöge feines Charakters nicht geeignet, das Amt zu ver⸗ 
-walten, jo wird er entfernt werben müſſen. Dan braucht alfo feinen Un. 
terſchied zu machen zwifchen Jude und Ehrift in diefer Beziehung. Darum 
glaube ich nicht, daß das, was der Abgeordnete aus der Niederlaufig be⸗ 
‚merkt hat, irgend eine Konſequenz nach fich ziehen kann. 

Abgeordn. Naumann: Was ich fagen wollte, erledigt fich durch das, 
was der Abgeordnete ver Ritterfchaft aus Pommern bemerft Fire Ich er- 
kenne feinen Grund darin, daß, weil dieſe Aemter Realrechte find, die 
Juden davon ausgeſchloſſen je follen. Wo Dinderniffe vorkommen, wird 
es gleichgültig fein, ob die betreffenden Perfonen Juden oder Chriften find. 
” balte ein ſolches Amt, wenn es eine Realberechtigung ift, für etwas 
Gefaͤhrliches, ich halte es für etwas, was in unfere Geſetzgebung at er 
‚pneinpapt. Ich Habe nicht geglaukt, daß, wie hier betätigt worben i 

rgleichen Realberechtigungen noch haufig vorfommen (Do! Doc!) N; 
"das der Fall, fo kann ich nur bedauern, daß von den Abgeorpneten aus 
jenen Zrooinen nicht Petitionen eingebracht worden find um Aufhebung 

iefes Verbhältniffes. Ich glaube, wenn fich Uebelftände dadurch beraus- 
ſtellen, daß Juden in ſolche Verhältniffe eintreten, noch ein Grund hinzu⸗ 
treten wird, um Aufhebung derfelben zu bitten. 
j Abgeorbn. von Manteuffel Il.: Ich habe meine Bemerkungen an 
das Gutachten der Abtheilung gefnüpft und habe den bort angeführten 
zwyei Momenten noch ein drittes Moment zugefügt. Wenn übrigens ber 
1— Abgeordnete aus Pommern erwähnt bat, daß die Berhältniffe 
nicht fo feien, wie ich fie angeführt Habe, fo bitte ich ihn, in's Auge zu 
:faflen, daß es ſich nicht allein um Rechte handelt, fondern um Laften. Bei 
‚einem erfauften realberehtigten Schulzengute kann sch den jüdiſchen Befiger 
jett nicht mehr zwingen, die nen der Laft durch baares Geld abzutra- 
gen. Es ! nicht Folge des B Fa daß das Amt perfönlih ausgeübt 
werden muß, weil bie Rechte aud) übergehen auf Minorenne. Es wird 
‚dann ein Bicerichter beftellt, und dieſer mu aus Mitteln des Richtergutes 
remunkrirt werben. Wenn der Jude ein ſolches Gut fauft, wird er eo 
‚ipso Dorfrichter und fann zur Beitellung eines Vicerichters nicht gezwun⸗ 
gen werben. 
Ä Abgeoron. von Bederath: Der Abgeordnete aus Pofen 
Wefentlichen bereits gefagt, was ic vortragen wollte. aus 
wenn irgend ein Ne t, Irgenb ein 


bat im 















‚den anerkannt, fie wird alfo, wenn ein Hinderniß, da 
enügt werbe, vorhanden ift, zweckmäßig finden, au 
inderniffes hinzumirfen, nicht aber fi) dadurch widerfprechen, 

geftern Anerkannte heute fallen läßt. 

Abgeoron. Hanfemann: Ach Habe bereits erklärt, daß ich mein 
Amendement nad der von dem ritterfchaftlichen Abgeordneten der Provinz 
gommern gegebenen Erklärung zurüdnehme. Es iſt mir nämlich Darans 

ar geworden, daß — was W vorher nicht entnehmen konnte — immer and 
noch die Staats-Behörde infofern hinzutritt, als fie die Dualification er- 

‚mittelt. Damit bin ich vollfommen zufriedengeftellt, und. es ſcheint mir 

. nun bie nach meiner Anficht nicht gute Einrichtung von Erbſchulzen⸗Stel⸗ 

Jen Tein Hinderniß zu fein, das. Prinzip in vollem Maße anzunehmen, 
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Marſchall: Das Amendement Hi zurücdgenommen worben, es fragt 
fi, ob es anderweitige Unterftägung findet? 

Abgeordn. Krauſe: Ich wollte vorhin blos erklären, daß am Ende 
an einem guten Schulzen die Chriſtlichkeit nicht allein genügen kann. Ne» 
igion muß am Ende Feder haben, wenn e8 auch nicht die eifliche wäre, 
und die Wünfche, die geftellt worden find, find fo allgemein, daß fie fich 
in der Kommunal - Ordnung, die in Ausfiht auch für die Landgemeinden 
fteht, erledigen werben. 

Eine Stimme: Ich erlaube mir nur fchließlich zu bemerken, daß 
e8 Thatfache ift, Daß in der Provinz die. .... fehr Häufig gefunden 
werden, daß fogar in einigen Orten zwei find. Es ift allerdings ein Uebel⸗ 
ftand, und wenn der verehrte Abgeordnete der Provinz bemerkt hat, daß es 
Sade der Provinzen fei, wo dergleichen Uebelſtände flattfinden, auf Ab- 
ſtellung derſelben anzutragen, fo Amme ih dem vollfommen hei, bemerfe 
aber, Daß das vor die Provinzial-Landtage gehört und nicht vor ben Ber. 
einigten Landtag. 

Abgeoron. von Reipziger: Sch erlaube mir, au bemerfen, daß im 
Herzogtum Sachſen diefe Erbrichtergüter und Erbfchulzengüter fer häufig 
vorfommen, und dürfte deshalb eine Beflimmung nothwendig fein, daß Ju» 
den, die folche Erbrichtergüter erfaufen, nicht Schulzen werben Fönnen, 
denn fonft könnte es ja vorkommen, daß ein Jude ald Beſitzer eines fol- 
hen Erbguts das Schulen - Amt verwalten würde, während alle übrigen 
Ginwohner Ehriften find. Ich glaube nicht, daß dies für die chriftlichen 
Einwohner erwünſcht fein möchte. Es ift zwar gefagt worden, daß es von 
der Onalification abhänge, allein bei der DBeurtheilung der Qualification 
handelt es ſich doch mehr davon, ob er der Feder Kal gewachfen ift, ob 
er veömen fann, und ob er einen unbefcholtenen Ruf hat, auf den fonfti- 
gen Charakter des betreffenden Beſitzers fommt es, wie ein früherer Red⸗ 
ner annahm, dabei nicht an. 

Referent Sperling: Es find Bedenken über bie Zulaffung der 
Juden zum Schulzenamt erhoben worden. Nach meiner Anficht Fann aber 
durchaus diefem Bedenken nicht Folge gegeben werden. Denn warum joll 
denn ein Jude nicht Schulze werben, felbit in einem Dorfe, wo nur hriſt⸗ 
liche Einwohner find, da die polizeilichen „gunetionen der Schulgen nicht fo 
wefentlih und umfangreich find. (Lauter Widerſpruch.) 

Eine Stimme: Ich muß dem geehrten Herrn Referenten erwidern, 
daß das Schulzenamt jegt eben fo wichtig ift, wie das Amt der Bürger- 
meifter. (Zuftimmung von vielen Seiten.) 

Referent Sperling (verſucht, das Wort zu ergreifen, wirb aber 
durch Pochen und Stampfen daran verhindert. Nachdem die Ruhe wie- 


derhergeſtellt war, bemerkt derfelbe): 
ch glaube das Recht zu haben, mid) Dt Hl Nasen Ich habe durch⸗ 
aus nicht die Abſicht gehabt, der Würde des Schulzenamtes in irgend einer 
Weiſe zu nahe zu treten. Ich habe die feſte Ueberzeugung, daß die Ju⸗ 
den ud Bürgermeifter werden können, und ich würde mich gern einem 
jüdiichen Ober-Bürgermeifter unterorbnen, weil ich annehmen Tann, daß, 
wenn ein Jude zu diefem Amte gelangen follte, ex auch ein tüchtiger, aus⸗ 
gezeichneter Dann fein würde. 
Abgeordn. Aldenhoven: Ich wollte auch meine Anfiht dahin aus. 
Kr ‚ dab ih das Amt der Schulen mit dem der Bürgermeifter 
feihftelle, und wollte mir erlauben, der verehrten Berfammlung die That⸗ 
—* anzuführen, daß da, wo man in dieſer Hinſicht auf einem richtigen 
Prinzip ſteht, man den Juden ſehr gern die Stelle als Bürgermeiſter ein⸗ 
räumt. In Laeken, meine Herren, wo der König von Belgien wohnt, iſt 
der gewählte Bürgermeiſter ein Jude; dieſer jüdiſche Dürgermei er bat 
den TivifMande-Y vollzogen, wodurch ber Kronprinz von Belgien in dag 
a 


-Zänfregifier eingetragen wurde. Meine Herren! Wenn man bas in einem 
fatholiichen Lande thun kann, dann bin ich überzeugt, daß man auch einen 
Inben zum Dorfſchulzen machen kann. (Heiterfeit.) 
Abgeordn. Graf Helldorff: Ich erlaube mir, meine Herren, eine 
gem furze Bemerkung. Rad der wenigftens in meiner Provinz beflchen- 
efeglichen Einriötung — welde aber auch meines Wiſſens in ande- 
ren Provinzen ftattfindet — ift der Polizeifchulze oder Polizeirichter, qua 
olcher, gewiffermaßen geborenes Mitglied des Echul-Borftandes, der im⸗ 
ere ärtktichen Schulen mit heauffihtigt. Hiernach können alfo Juden 
‚niemals zu dem Amte eines Polizeiſchulzen oder Poltzeirichters gelangen. 
Abgeordn. von Paten: Nur eine Bemerkung: Es ift vorhin hier 
gefagt worden, daß es ſchwierig und nachtheilig fein würde, einem Juden 
das Schulzenamt zu übertragen. In meinem Kreiſe iſt viele Jahre hin⸗ 
durch ein gebe endarm geweſen, der feine Pflichten bei der Kontrolle 
der Orts⸗Vorſtände geiwiffenbaft und mit Umficht ausgeübt hat. Man ift mit 
dieſem jübifchen Gendarmen in aller Beziehung jufeieben gewefen, die Be⸗ 
örben, fo wie die Orts⸗Vorſtände haben niemals über ihn Klage geführt. 
glaube alfo, daß kein Drt fih wird fihenen dürfen, einen Tuben als 
ulzen zu erwählen. 
Abgeordn. von Winzingerode» Knorr: ch habe noch nicht ges 
wußt, daß der Schulze unter dem Gendarmen fleht. 
Landtags-KRommiffar: Das Gutachten der Abtheilung nimmt an, 
daß es nicht zweckmäßig erfcheine, in einem Gefege über die bürgerlichen 
Berhältniffe der Juden auf Spezial-Befege zu verweilen, in denen in die⸗ 
fer Beziehung etwas vorgefährieten fei. Es ift bies eine Anficht, welche 
die Regierung bei Abfafjung des vorliegenden Gefet - Entwurfs Fr ge 
heit bat. Diefe hat es vielmehr für bedenklich gehalten, dahin gehörige 
eftimmungen der Spezial» und Provinzial - Sclese, welche erft kürzlich 
mit dem Berrath der Stände erlaffen worden find, durch das neuere all 
“gemeine Gefe ohne Weiteres aufzuheben. Eo find namentlich in der 
theinifchen und weftfälifchen Rommunal- Ordnung beflimmte Vorfäriften 
darüber enthalten, von welchen Aemtern die Juden ausgefchloffen fein 
follen, und wenngleich bei den Deputirten der Rheinprovinz der Wunſ, 
vor en ſcheint, diefe Beftimmungen geändert zu feben, fo bin i 
vo ehr zweifelhaft darüber, ob in den Bänken der Provinz Weftfalen 
ein ähnlicher Wunfch Iaut werden möchte. Das Gouvernement hat, wie 
gelast, im Widerfpruch mit der unfiot ber Abtheilung für räthlich gehal⸗ 
‚, die Beftimmungen ber Fürzlich berathenen Provinzial » Gefege nicht . 
ohne Weiteres zu ändern — und dürfte in dieſer Besiehung wohl auf die 
Zuftimmung eines Theiles der. hohen Verſammlung zählen können. 
Außerdem glaube ich darauf aufmerffam en zu müffen, Daß, wenn 
der geftern ın Beziehung auf Staats, Aemter gefaßte Beichluß auf Kom: 
Mmunal-Aemter analoge Anwendung finden fol, dann der &. 8 des Coikit 
vom Jahre I812 nit pure aufgenommen werben Tann, weil die Bor 
fände der Gemeinden, die Bürgermeiſter ober wie fie fonft titulirt find, 
iur Mitaufſicht der chriftlihen Echulen berufen find und alfo nach jenem 
efhluß diefe Etellen nicht durch Juden befegt werden können. Der 
Eeragrap wird daher notbwendig einer Modification unterliegen müffen. 
dlich erlaube ich mir zu bemerfen, daß, wenn im &. 11 des Edikts vom 
yehre 1812 vorbehalten if, daß in Beziehung auf Staate-Aemter nähere 
eftimmungen getroffen werden follten, in Beziehung auf Kommunal 
Aemter aber feine fpezielle Ausnahme gemacht wird, daraus keinesweges 
gefolgert werben durfte, daß auch diejenigen Rommunal-Aemter, welche zu- 
feih Staats⸗Aemter find, unbedingt von Juden befegt werden könnten. 
6 enthalten demnach die betreffenden VBorfchriften der revidirten Städte⸗ 


Drang feine eigentliche Aenderung, fondern nur eine nähere Declaration 
des Geſetzes von 1812. 

Abgeordn. Hanfemann: Der Sinn der g gemachten Abfiim- 
mung iſt nicht, daß ein Iude fein Amt befleiven könne, wodurch er irgend 
eine Anfficht uber Schulen erlange, ſondern der Sinn ift, daß er nicht 
die Leitung und Beauffihtigung des chriſtlichen Religions - Unterrichtes 


ben foflte, 

” An er Hall: Der Antrag der Abtheilung geht dahin, an die Stelle 
des Abfchnittes Il. Die Dispenfation bes 9. 8 des Edikts vom Il. Märg 
1812 in feinem ganzen Umfge aufzunehmen, Es wirb nöthig fein, den 
ge au verliefen, it die hohe Berfammliung weiß, über wag 
e ſtimmt. 

ehe Guten Tonnen daher afabemifge Refr- und Schul 
ie ( unen r alabemifche Lehr- un ul», au 
Pr tie gu welchen fie fi gefchict gemacht Haben, * 


walten.’ 
Marfhall: Der Watrag geht alfo dahin, diefe Beſtimmung auf- 


unehmen. 
j — Sperling: Es lautet ſchon das Geſeß von 1812 dahin. 

Abgeordn. von Platen: Eine Frage würde wohl noch Berüdfihti- 

ung finden, nämlich vie, ob nicht nach unferem geſirigen Beſchluſſe der 
Safe zu machen fei: „Mit Ausnahme der Leitung von Schul-Angelegen- 
heiten"‘, wie der Herr anbtags-Sommilfar fagt hat. 

Referent Sperling: In diefer Beziehung iſt aber ein Unterſchied 
zwifchen den beiden Abſchnitten. Der erfte Äbſchnitt handelt von den uns 
mittelbaren Staats⸗Aemtern. Dabei konnte die Frage entflehen, wie weit 
wir in Beziehung auf die Einräumung folcher Aemter zu geben haben, ba 
die Inden in Beziehung auf fie noch feine Rechte hatten. Hier aber bei 
dem zweiten Abfchnitt iſt die Frage eine andere. Nach dem Edifte von 
1812 hatten fie bereits unbeſchraͤnkten Anfpru auf alle Gemeinde⸗Aemter. 

jer müßten wir aljo hinter das Gefeh von 1812 zurüdgehen, wenn wir 
irgend eine Beſchränkung eintreten laſſen wollten, und ich frage, ob fi 
vie hohe Verſammlung dazu verfiehen will? 

Marfhall: Die Krage lautet alſo: 

Soft die Pofition des $. 8 des Ediktes vom Jahre 1812 in das vor⸗ 
liegende Geſetz aufgenommen werben? 

Diejenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich, anfzuftchen. (Es 
erheben ſich mehr als die Hälfte der Mitglieder) — Die Majorität iſt 
vorhanden, es find aber zwei Drittbeile nöthig, wenn nit die Gründe 
ber Diinorität aufgeführt werben follen. Ich bitte alfo, daß Diejenigen, 
welche aufgeftanden find, ftehen bleiben, und ich bitte die Herren Ordner 
zu zitin Machdem die Zählung ſtattgefunden hatte.) — Das Ergebniß 
der Abſtimmung tft folgendes: Die Frage iſt mit 254 gegen 212 Stimmen 
bejaht. Die Gründe der Minorität find alfo mit aufzunehmen. 

Referent Sperling (lieft den Abfchnitt 3 des 6. 35 vor): 

„Behufs Schlichtung ftreitiger Angelegenheiten unter ihren Glaubens- 
genoffen fünnen Juden zu Schiebemännern gewählt werden.” 

Das Gutachten zu diefem Abfchnitt Iantet: 

„Was eben von der Kraft und Wirkſamkeit des Bertranens feiner Mite 
bürger, welches den Juden zu einem Rommunal-Amte beruft, gefagt iſt, 
gilt auch von feiner Berufung Br einem Schiedemanns⸗Amte. Eo wie 
ei den Rommumal-Aemtern, welche aus ber freien Wahl der Gemeinde 
Mitglieder hervorgehen, würde es auch ber dem Amte eines Schieds⸗ 
mannes, welches auf freier Wahl beruht, indirekt zu einer Befchränfung 
ber chriſtlichen Staatebürger führen, mern +6 2 nen nicht geftattet fein 
fie, auch ainen Zuben, wein fie au ihm ® haben, zu ihrem 
21* 


Schiedemanne gu wählen. Daher entfcheivet ſich auch Hier die Abthei⸗ 
m einflimmig gegen den Entwurf und für den Wegfall der in Rebe 
ſtehenden Beftimmung.‘ 

arfhall: Berlangt Niemand das Wort? ' 

Abgeordn. Giesler: Ib kin der Meinung, daß es gerade dem 
Schiedsmanne obliege, die Parteien vielmald auf den Stifter unferer Re 
ligion, welcher nur Duldung und Yeindesliebe vorfchreibt, hinzuweifen. 
Wird aber den Ehriften ein —* um Schiedsmanne gegeben, wie ſoll er 
das anftellen? Ich bin daher der Anſicht, daß in einem chriſtlichen Staate 
nur Chriften das Schiedsamt verfehen können. 

Abgeordn. Möwes: Ich kann dem geehrten Abgeoroneten aus ber 
Krooin Sadfen nicht beiftimmen, da es, meines Erachtens, bei der 

chlichtung von Privat» Streitigkeiten dur Schiedsmänner nicht Darauf 
ankommt, NReligions- Grundfäbe in Anwendung zu bringen, fondern einen 

Haren Verftand und die innere Ueberzeugung von dem Nechte oder Unrechte 

des Einen oder des Anderen. Aber aus dem Gefeg -Entwurfe tereft folgt 

die allgemeine Zulaffung der Juden zum Schiedsmanns⸗Amte. Als im 

Jahre 1834 in der Provinz Brandenburg mit der Wahl der Schieds⸗ 

männer vorgefchritten wurde, ergab es fich, daß in Berlin fünf ehrenwerthe 

Mitglieder der Audenfchaft mitgewählt waren. Die Betätigung wurde 

ihnen durch eine Allerhöchfte Ratinets-Ordre vom Jahre 1835 vertagt und 

in berfelben das Prinzip angegeben, var da das Amt eines Schiedeman⸗ 
nes gewiffermaßen als ein richterliches betrachtet werben müfle, die Juden 

—* om Nichteramte ausgeſchloſſen feien, fie auch nicht Schiedsmaͤnner 

ein könnten. 

‚sa dem vorliegenden Gefeh- Entwurfe hat man zwar den Juden das 
Nichteramt nicht geben wollen, dennoch aber ihnen das Amt eines Schieds⸗ 
mannes zugetheilt, infofern die Privat- Streitigkeiten, deren Schlichtung 

nen übertragen wird, unter Juden ftattfinden. Es fcheint mir alfo das 

suvernement felbft von dieſem in der Allerhöchften Kabinets-Drore vom 

Jahre 1835 fefigefelten Prinzip abgegangen zu fein, und in der That fl 

das Amt eines Schiedsmannes auch nicht als _ein vichterliches zu betrachten 

und nicht abzufehen, warum den Juden das Recht nicht zuftehen fol, auch 
bei Etreitigleiten unter Chriften das Amt eines Schiedsmannes zu ver: 
ſehen, wenn ihnen foldhes für Streitigkeiten unter Juden zugeftanden wird. 

Die Steitigkeiten find ihrer Natur nad) diefelben, fie mögen unter Juden 

oder unter Chriften, oder zwiſchen Chrijten und Juden ftattfinden. Da 

das Gouvernement felbft alfo jenes Prinzip aufgegeben hat, fo muß id 

mih um fo mehr dafür beftimmen, daß den Jiden überall das Amt 

—* Zgieamannes zugetheilt werden könne. (Lebhafter Ruf nach Ab⸗ 
immung. 

Abgeordn. Dittrich: Nur wenige Worte! Wer ſich an einen 
Schiedsmann wendet, thut dies freiwi ig Niemand iſt gezwungen, ſich 
vor dem Schiedsmanne zu vergleichen. Alſo glaube ich, daß die Frage 
feinem Bedenlen unterliegen könne. (Wiederholter Ruf nach Abſtim⸗ 


mung.) 
Whgeoron. von Sauden-Yulienfelde: Es fei mir erlaubt, der 
geben Verfammlung mitzutheilen, daß im Jahre 1839 im Regierunge- 
zirk Köslin ein Jude, Namens doſerb zum Schiedsmann gewählt 
wurde, Derjelbe führte fein Amt jo gewiſſenhaft und fchlichtete viele 
Etreitfaden mit folder Geſchicklichkeit (in einem Jahre allein 26U), daß 
der bamalige Zuftiz- Minifter fich bewogen fand, ihm darüber eine öffent 
liche Belo ung zukommen zu laſſen. (Vielfacher Ruf zur Abſti 
mung. 
Mar Hall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, jo erkläre ih 
Be Debatte für gefchlofien. Die Abtheilung hat einflimmig baranf an 


getragen ‚, daß vie Beflimmung des Abſchnittes 3 wegfalle. Nach dieſer 
eftimmung foll ein Jude nur bei Glaubensgenoſſen das Amt eines 
Schiedsmannes verwalten fünnen. Die Brage lautet alfo: Soll die Be⸗ 

immung des Abfchnittes 3 wegfallen? Diejenigen, welche für den Weg— 
all find, bitte ich, aufzuftehen. Die Majorität iſt vorhanden; aber. ob es 
zwei Drittel find, ift nicht entfchieven. est bitte ich deshalb diejenigen, 
—* bie Frage verneinen, aufzuſtehen. Es find über zwei Drittel vor» 
anden. 


Referent Sperling (lief den Abfchnitt A des ©. 35 vor): 


„An denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht die Ausübung des Lehr⸗ 
amts flatutenmäßig an das Bekenntniß einer beftimmten chriftlichen 
Konfeſſion geknüpft ift, können Juden als Privat-Docenten und außer» 
ordentliche Grofe oren der mathematifchen, naturwifienfchaftlichen und 
medizinifchen Lehrfächer zugelaffen werben.” 

Das Gutachten zu diefem Abfchnitt Tautet: 


" nitt A. 

Haft man den Inhalt diefes Abfchnittes näher ins Auge, fo muß zu» 
vörberft der Vorbehalt auffallen, welcher in Beziehung auf die Une. 
täten gemacht ift, bei welchen bie Ausübung des Lehramtes fiatutenmäßig 
an das Bekenntniß einer beſtimmten chriftlichen Konfeffion geknüpft ift, 
denn biefer Vorbehalt ift im nterefle der einzelnen Univerlitäten nicht 
— weil deren Statuten, als Spezial⸗Geſetze, durch allgemeine 
Geſetze, wie das vorliegende, nicht derogirt wird, der Jude alſo, auch wenn 
ihm die Fähigkeit, akademiſche Lehrämter zu bekleiden, zugeſprochen würde, 
darauf nicht würde Anſpruch machen können, an Univerſitäten zu dociren, 
an welchen dergleichen ſtatutariſche Beſtimmungen ihm im Wege ſtehen. 
Der Vorbehalt erſchien einigen Mitgliedern geradehin unzweckmaßig, 
weil es nach ihrer Anſicht an der Zeit fein dürfte, dergleichen den Uni— 
eat zuftehende Privilegien aus Rückſichten für das Staatswohl aufe 
ubeben. 
Nächſtdem wird die Aufmerffamfeit von der Beftimmung in Anſpruch 

enommen, baß die Juden nur als Privat-Docenten und anßerordentliche 
Drofefforen geduldet werden follen. In der Denkichrift ift dies damit mo- 
tioirt, daß aus der Zahl der ordentlichen Brofefioren der Defan und die 
Senats-Mitgliever hervorgehen und feine diefer Würden einem Juden an- 
vertraut werben könne; doch wenn man auch das Testere als richtig an- 
nehmen wollte, fönnte man ber in der Denkſchrift daraus gemachten 
Schlußfolge nicht beitreten, da den darin ausgefprochenen Bedenken fchon 
dann ein Genüge geſchähe, wenn die Juden fpegiel von den angegebenen 
Würden ausgeichloffen würden. Wie follte e8 aber, wenn es bei der Be⸗ 
fiimmung des Entwurfs bliebe, von einem Juden wohl erwartet werden 
fönnen, daß er die Zeit und Rofen auf die Ausbildung verwenden werde, 
welche die Kay at zum akademiſchen Lehramte erfordert, wenn das 
höchſte Ziel der ftaatlihen Anerkennung, die ihm Zi Theil werben fann, 
fih auf die zweifelhafte Stellung eines Privat-Docenten_und goaltens Ä 
das as befoldete Amt eines außerordentlichen Profeſſors 
fen follte. 

Noch weniger läßt fich endlich die Beftimmung rechtfertigen, nach wel- 
her bie wi enfhaftlice Thätigkeit des Juden lediglich auf mathematifche, 
naturwiſſenſchaftliche und medizinische Le efäßher beſchränkt fein foll. Denn 
außer diefen giebt es, wenn man auch der Rüchkſicht für die chriſtliche Re⸗ 
ligion den weiteften Spielraum geftattet, noch andere Lehrfächer, welche 
damit fo wenig im Zufammenhange ftehen, wie bie genannten, z. B. bie 
geographifchen und linguifeigen. 

Das Eritt vom T1. März 1812 Iautet allgemein: 


eichrän- 


„Sie können alabemifche Aemter, zu welchen fie fich geſchickt gemacht 
baten, verwalten.’ ur ir 
Es ift darin feine Ausnahme gemacht, weil bie einzige Ausnahme, 
welche nothwenbig tft, nämlich die Ausnahıne verjenigen Aemter, welde 
rer Natur nah das chriftliche Glaubensbekenntniß vorausfegen — der 
tellen in der theologifchen er — fi von felbft verfieht, und ges 
wiß läßt es fich annehmen, daß der Geſetzgeber bei Emanirung des Evi 
die Verhältniſſe reiflich erwogen hat. Welche Gründe den Schöpfer dieſes 
Edikts ſpäter vermocht haben, die hervorgehobene Beſtimmung deſſelben 
durch die Allerhöchſte Kabinets- Ordre vom IN. Auguft 1822 wieder aufzu⸗ 
heben, ift nicht zu erfehen. Nach der Denkſchrift S. 30 iſt es gefchehen, 
weil die Beitimmung ohne große Mißverhältniffe nicht burchzuführen ge- 
weien. Diefer Umftaud veranlabte ein Mitglied zu der Bemerkung, daß 
um jene Zeit, als die erwähnte Königliche Kabinets⸗Ordre erging, an meh- 
reren Orten Deutſchlands ber blinde Fanatismus gegen die Juden Auf 
tritte erzeugt habe, welche es vielleicht haben beforgen laſſen, daß Die Ju⸗ 
end abgeneigt fein würde, jübiichen Lehrern ſich nuterzuorduen, und chriſt⸗ 
iche Lehrer Bedenfen tragen würden, jenen als Koflegen fich beizuordnen. 
Ob diefe Bemerkung richtig fei oder nicht, mußte dahingeſtellt bleiben. 
Darüber aber waren die meiften Abtheilungs- Mitglieder einig, Daß der⸗ 
artige Verhältni ir utage nicht mehr beſtehen; daß in ven letzten 25 
yahren bie chriftliche Bevölkerung Deutfihlands mit der jüdiſchen gleich 
utende Kortfchritte gemacht habe und die erftere jest Pi en all 
mein bewußt fei, daß das wahre Chriſtenthum hauptfächlih dadurch hy 
beweife, daß man einen eben ohne Uuterſchied der Religion mit Liebe um- 
fee, deß man ſich ſelbſt ehre, wenn man auch in dem Juden den Men⸗ 
e 


Nah diefer Betrachtung erklärten ſich dann auch nur zwei der auwe⸗ 
fenden Mitglieder für die Beibehaltung des Entwurfs, aber auch fie nur 
unter der ausdrücklichen Bedingung, daß den jübifchen außerorbentlichen 
Profefforen wenigftens in Beziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit 
den ordentlichen sfeloeen eingeräumt würden. 

Die übrigen 12 Mitglieder entſchieden fi für Die Berwerfung des 
Entwurfs, weil fie es für rechtlich unftatthaft anfahen, daß das neue Ge⸗ 
fe hinter dem dur die Bundesafte garantirten Edikte vom 11. Män 

12 zurüdbleibe, und fie außerdem die in ber Denkſchrift entwickelten 
Anſichten über die Verbindung der einzelnen den Juden in dem Entw 
entzogenen Lehrfächer mit dem chriftlichen Glaubensbelenntniffe nicht thei⸗ 
len konnten. Sie waren barin einig: 

daß die Juden alle akademiſchen Lehrämter verwalten können, welde 

nic, ihrer Natur nah, das hriftliche Glaubens, Belenntnig voraus. 
eben, 

und differirten in ihren Anfichten nur in Betreff der Nebenfrage: 
ob i nen auch das Dekanat und Prorektorat ober Rektorat zu übertre- 


ei . 

Bon ſechs Mitgliedern wurde folches mit Rüdficht daranf, daß mit 
diefen Aemtern Ipegietl Disziplinargewalt verfnüpft und bei ionen 
Eides⸗Abnahme verbunden iſt, verneint; von den anderen ſechs Mitglieder 
welche diefe Bedenken um fo weniger theilen zu können vermeinten, als 

edachte Aemter auf der Wahl der ubrigen Profeſſoren beruhen und in ben 
* he Erves- Abnahme Subftitution eintreten fünne, wurde 
e Krage bejaht. 

Abgeordn. Graf Schwerin: Ich fann mich bei dieſem Parag 

mit der Abtheilung nicht ganz einverflanden erflären, und zwar inf 
Zicht, als fie will, daß ud auf denjenigen Univerfitäten, wo ſtatut 
Seſtimmungen dem entgegenfiehen, vie Juden au allen alabenifigen Lehr, 


Aemtern ugelogen werden ſollen. Obgleich das Prinzip, welches ich bei 
einer anderen Gelegenheit weitläuftiger als das meinige auseinanderge⸗ 
ſetzt habe, obgleich, ſage ich, dieſes Prinzip de auch auf bie Univerfitäten 
anwenden läßt, halte ich Doch dafür, daß beſtehende Rechte geachtet werben 
müffen. Alfo daB, wo ein beſtehendes Recht an einer Univerfität dur 

das Statut feſtgeſetzt iſt, die Juden ausgeichloflen find, fo lange nicht diefe 
Nechte durch ein allgemeines Geſetz aufgehoben find. ch bin baber der 
Meinung, dag überall, wo nicht ſtatutariſche Beſtimmungen der Univerfität 
eutgrge teben, die Juden zu allen öffentlichen Lehrämtern zugelaffen wer« 

n buürfen. 

Referent Sperling: Die Rede bes verehrten Abgeorbneten beruht 
auf einem Mißverftändnig, denn der Borfchlag der Attheilung ift nicht 
dahin gegangen, bie Juden auch bei ſolchen Univerſitäten anzuffellen ‚ bei 
welchen Fettarige Beftimmungen ihrer Anftellung entgegenfiehen. Im 
Gegentheil hat ſich die Abtheilung dafür ausgefprochen, daß, wo flatuta« 
riſche Beſtimmungen dem entgegenftehen, es nicht nöthig ſei, eine befondere 
Fürſorge dafür in dem allgemeinen Geſetze du treffen, weil fih von uf 
verftebt, daß, wo dergleichen Beflimmungen eftehen, ie auch fo lange ge 
ten müſſen, als fie nicht aufgehoben find. In Betracht deſſen aber, daß 
es im Intereſſe des allgemeinen Staatswohles Tiegen dürfte, die höheren 
Bildungs» Anttalten allen Staatsbürgern zugänglich zu machen, ift von 
einigen Abtheilungs- Mitgliedern es beantragt worden, ob es süße an der 
Zeit fein dürfte, die berubrten ſtatutariſchen Beſtimmungen zu befeitigen. 
Es ift Dies eine Idee, welche, wenn ich nicht irre, in einzelnen Fällen dürch 
das Gouvernement bereits praftifch durchgeführt worden. 

Abgeordn. von Donimierski: Jh kann hier nur dem vorliegenden 
Beſchluſſe der Abtheilung beitreten, daß die Juden alle alavemifchen Lehr. 
Aemter verwalten können, welche nicht ihrer Natur nah das chriſtliche 
Glaubensbekenntniß vorausſetzen, und zwar, weil das Geſetz vom 11. Mär 
1812 ganz beutlich diefe Beflimmung enthält, und weil es wünfchenswert 
erfcheint, daß bei den deutſchen Hochſchulen, die mit Recht zu den erflen 
Bildungs-Anftalten der Welt gerechnet werben, feine Spur von religiöfer 
Intoleranz vorhanden wäre. Die fchönften Früchte der höheren wiſſen⸗ 
fchaftlihen Bildung find eben religiöje und politifche Toleranz, und es ift 
in offenbarem Wideripruche mit dem fchönen Zwede der deutfchen Hoch- 
fhulen, wenn in ihrer Einrichtung Örunbfäpe religiöfer Intoleranz bes 
ftehen. Ich kann nicht unbemerkt Iaflen, daß die Statuten der Univerſitä⸗ 
ten Berlin und Königsberg, fo viel ich erfahren habe, die Beſtimmun 
enthalten, daß fein Ratholif Professor ordinarius werden fann. Die 
Gelegenheit feheint mir geeignet, daß bie hohe Verfammlung im Namen 
bes Landes den Wunfch aus —* daß ſoiche Grundſätze der — 
R den en jener Univerfitäten aufgehoben würden. (Bieljeitiger 

ravoruf. 

Negierungs-Rommifjar Brüggemann: Ich erlaufe mir, bie fo eben 
gemachte Bemerkung für jest nur dahin zu berichtigen, u an der hiefi- 
gen Univerfität eine folche befchränfende Beſtimmung hinſichtlich der Ka⸗ 
tholifen nicht ftattfindet. . 

Abgeordn. Hanfemann: Es würde fehr wünfchenswerth fein, DaB 
der Herr Regierungs⸗Kommiſſar die Gefälligkeit hätte, bei diefer Veran⸗ 
laſſung zu fagen, auf welchen Univerfitäten 2 ftatutarifchen Rechten noch 
Fa Grundſätze, die doch fonft von dem Staate nicht aboptirt worden 
ind, gelten. 

Kegierunge-Sommifr Brüggemann: Ich werbe fogleich, wenn Wr 
mich im Allgemeinen über die vorliegende Frage ausipreden werde, au 
auf die ftatutarifchen Beſtimmungen der einzelnen Univerfitäten kommen, 
ich wollte nur abwarten, ob viefleisht noch Einer oder ber Andere aus ber 


Anſehung der Berfaffung, ber Berfonen, ver mit ihnen verfnüpften 
Stiftungen, des Vermögens und der Einkünfte zu einem Ganzen verbun- 
den. Diefer Vereinigung entiprechen dann aug die folgenden ſtatutariſchen 
Beſtimmungen, in welchen das paritätiſche Verhältniß, welches aus der 
Bereinigung einer evangeliſchen und einer katholiſchen Univerſität nothwen⸗ 
dig hervorgehen mußte, näher feſtgeſtellt wird. Auch hier iſt, dem paritä- 
tiſchen Charafter gemäß, ein evangelifcher und ein fatholifcher Univerfitäte- 
Gottesdienft angeordnet worden, auch hier der eigentliche Lehrſtuhl der Phi⸗ 
Iofophie doppelt, mit einem enden und evangelifchen Lehrer, betegt, 
ar es bei den übrigen Lehrftellen, mit Ausnahme der theologijchen, 
auf die Konfeffion nit anfommt. In den neuen Reglements der ein- 
zeinen Fakultäten ber vereinigten Univerfität zu Breslau vom 13. Sep⸗ 
tember 1840 ift indeſſen, unzweifelhaft wegen des paritätiichen Charakters 
der Univerfität, die Zulaſſung zur Privat-Doction ın allen Fakultäten vom 
dem chriftlichen Glaubens» Belenntniffe abhängig gemacht worden; es dür⸗ 
fen auch, mit Ausnahme ber — Fakultaͤt, nur Chriſten promo⸗ 
virt werden. Das Statut der Univerſität zu Berlin, erfolgt unter dem 
16. Auguft 1809, enthält nichts, woraus auf das Erfordernig des chriſt⸗ 
lichen Befenntniffes für einzelne Dorenten geſchloſſen werben fünnte. Die 
Aufgabe der Univerfität wird dahin angegeben, die allgemeine und befondere 
wiffenfhaftliche Bildung gehörig vorbereiteter Jünglinge .... fortzufegen 
und fie gum Eintritt in die verichiedenen Zweige des höheren Staats- und 
Kirchendienſtes tüchtig zu machen. Nur aus der letzteren Beſtimmung 
fönnte man die Nothwendigfeit des chriftlichen Bekenniniſſes ableiten, in 
ber Annahme, daß Männer, die Andere für den Kirchendienſt auch durch 
Sörberung ihrer allgemeinen wiflenfihaftlichen Bildung vorbereiten follen, 
auch ſelbſt der chriſtlichen Kirche angehören müflen. Nach den in den bier 
in Betracht kommenden Beftimmungen mitgetheilten Statuten’ ift bei den 
Univerfitäten Grelfswalde, Königsberg, Halle, Bonn und Breslau Die Aus 
übung des Lehramtes an ein beftimmtes chriftliches Bekenntniß geknüpft, 
und find daher diefe Univerfitäten durch die flatutarifhen Beſtimmungen 
als folche bezeichnet, auf welchen Juden zu einem afademifchen Lehramte 
nicht zugelaffen werden können, fo daß die Univerfität zu Berlin allein als 
eine ſolche übrig bleibt, an welcher die Juden nicht ſchon durch Die Sta- 
tuten der Untverfität ausgefchlofien find. 

Das iſt es, was ie über die in Beziehung auf bie —** der 
Juden zu akademiſchen Lehrämtern an einzelnen Univerſitäten ſtatutenmäßig 
eintretende Beſchränkung mitzutheilen hatte. Ich will mich hier auf eine 
Begründung des Erforderniffes eines hriftlichen Prinzips in den höheren 
und höchſten Bildungsanftalten nicht einlaffen, weil ich bei der Diskuſſion 
über den folgenden Abfchnitt, wo diefes Moment weit fchärfer hervortritt, 
Beranlaffung haben werde, darüber mich auszufprechen. Die Nothiwendig- 
feit einer weiteren Befchränfung der Zuläffigfeit der Tuben zu akademiſchen 
Lehrämtern könnte in den einzelnen Fakultäten gefunden werben. N darf 
über die theologifchen Kafultäten wohl fein Wort verlieren, da es ſich von 
ſelbſt verfieht, daß Juden bei diefen nicht zugelaflen werden dürfen. Was 
die juriftifche Fakultät betrifft, fo ift in den Motiven ſchon ausgeführt, daß 
man für biejenige afultät, deren Mitglieder die Staate-, Rechts. und 

amilien-Verhältniffe in ihrer Entftehung, in ihren Orundlagen vom 
tandpunfte des Rechtes aus darftellen und begründen, welche von bemfel- 
ben Standpunfte aus der Gefehgehum im Staate die Hand bieten, ihre 
Beſchlüſſe durch den Anbau der —8 vorbereiten und auf dem Wege 
einer heilſamen weiteren Entwickelung leiten und unterſtützen, die künftigen 
Diener des Etaats für feine richtende und verwaltende Thätigfeit bilden 
ken, daß man für diefe Kafultät wegen des Zufammenbanges und Eiu- 
ber Rechtswiſſenſchaft mit den vorher angedeuteten Staats⸗ u 
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Familien⸗Verhältniſſen bei welchen chriſtliche Lebens⸗Anſchauung ſtets ein 
entſcheidendes und niemals auszuſ ee Moment bleiben Bird ‚ wur 
Lehrer hriftlichen Bekenntniſſes anftellen könne. Es ift ja auch gar nicht 
u beftreiten, daß wenigftens die Anſchauung, Sitten und die Familien- 

erhältniffe von 16 Millionen Ehriften, die der Staat zu feinen Unter- 
thanen zählt, im chriftlichen wie im germanifchen Prinzipe wurgeln, und 
weil Diche Lebens» Anfchauung nicht verändert und getrübt werben foll, fo 
ift hinreichender Grund vorbanben, eine folhe Trübung berfelben durch 
das Eintreten von Männern, die einer anderen religiöfen und nationalen 
Anihauung folgen, hier entſchieden fern zu halten. Das iſt aber nicht der 
einzige Grund für die Ausfchließung der Juden von ber juriftiihen Fa⸗ 
fultät. Die preußifchen Univerfitäten oder die juriftifchen Fafultäten ins⸗ 
befondere laſſen zur Dabilitation bei denſelben als Privat-Docent Niemand 
zu, der nicht auf dem geſetzlich vorgeichriefenen Wege das Doftorat utrius- 
que juris erworben bat. Dieles Doftorat utriusque juris fließt das 
civilrechtliche und Firchenrechtliche Doftorat in In Das Tirchenrechtliche 
a von jeher, und indbefondere führt auch bie erſte Stiftung der Univer- 
täten auf diefe Anficht zurüd, als eine kirchliche Würde angeſehen wor- 
den. Es ift auch von da an bie jetzt das Doktorat utrinsque juris ale 
untheilbar betrachtet worden, und bie inländifchen Univerfitäten haben fich, 
fo viel ich weiß, weder zu einer Theilung des Doktorats entichließen kön⸗ 
nen, noch auch das Doftorat utriusque juris an den Juden ertheilt, welche 
fi dadurch zu Privat-Docenten in ber juriftiihen Fakultät fähig maden 
wollten; ob es an ſolche ertheilt ift, die ſich dadurch blos einen Titel er» 
werben wollten, vermag ich nicht zu fagen. In neuefter Zeit, aber nicht 
früher, als die Frage von der Emancipation ber Juden und ihrer Zus 
laffung zu Staate> und afademifchen Aemtern von allgemeinere Bedeutung 
geworden if, find einzelne, aber doch nur fehr wenige Ausnahmen von dem 
eben angeführten Brauche vorgefommen. 

‚,.&8 hat die Univerfität Heidelberg feinen Anftand genommen, ich weiß 
nicht, ob in einem oder in mehreren Fällen, auch Juden du Dr. utriusque 
juris zu ernennen; andere Univerfitäten, welche das für bevenklich hielten, 
haben verfucht, das bisher untrennbare Doktorat zu theilen und einen Juden 

um Dr. jur. fähig zu machen, wie dies auf der Univerfität zu Roſtock ‚deide- 
Den it. Als die Univerfität Roftod über ihr Verfahren zu einer Erklärung 
aufgefordert wurde, hat die juriftifche Fakultät fich dahin erflärt, fie habe ge- 
glaubt, einen Juden nur zum Dr. juris civilis, aber nicht zum Dr. utrisque 
juris ernennen zu fönnen. Da der Doktor des geiftlichen Rechts als eher 
dur wiſſenſchaftlichen Vertretung und Aufrehthaltung der chriftlich -Tirchlichen 

echtsverfaffung verpflichtet fer, fo könne der Iſraelit unmöglich einen Eid 
ſchwören, worin er ſich fererlich verpflichte, Alles, was das Amt eines Doftors 
bes geiftlihen Rechts mit ſich bringe, aufs gewiflenhaftefte au erfüllen. Würbe 
er auch vielleicht aus mangelnder Einfiht in die wahre Natur diefes Amtes 
einen folhen Doktor» Eid ableiften, fo würde es ihm dennoch in ber Kolge 
nicht ſchwer werben, von jedem Rabbi diefes Eives entbunden zu werden, wo- 
ehe felbft die gewöhnlichen Solemnitäten des Juden » Eides feine Gewähr 
eiiten würden , abgefeben von dem Widerfpruche, durch Hülfe der Synagoge 
und ihrer Rabbiner größere Treue gegen die von ihnen angefeindete Briftliche 
Kirche erzwingen zu wollen. Darum habe fie jenen Juden nur zum Dr. jur. 
gemadt „E86 wurde ein berühmter Rechtslehrer, der früher eine Zierve ber 
niverfität zu Göttingen war und fpäter unferem Staate angehörte, aufgefor- 
bert, feine Meinung über das von der Fakultät befolgte Bern ren anszufpre- 
hen. Es war der berühmte Rechtslehrer Karl Friedrich Eichhorn, der fich mit 
der Anſicht der juriftifchen Fakultät zu Roſtock nach dern von ihr genommenen 
Stanbpunfte einverftanden erkllärte. Es werden alfe Juden auch ans dem 


Brunde von ben Lehrämtern der jnriftifchen Fakultät anszufchließen fein, weil 


e ben zum Dociren erforderlichen alademiſchen Grab in feinem ganzen Um- 
nge nicht erwerben können. Bon der medizinifchen Kafultät rede sch nicht, 
da der Geſetz⸗ Entwurf in Beziehung anf diefelbe eine Beſchränkung nicht ein- 
treten Täßt. Ich fomme auf die philofophifche Kafultät. Das Gouvernement 
at fih bemüht, gerabe bei der Zulafjung der Auden zum Amt eines alademi⸗ 
hen Lehrers in diefer Fakultät zu zeigen, daß es nicht mit allzu ängftlücher 
gherzigfeit verfahre, vielmehr da die Juden eintreten Taffen wolle, wo bie 
Beziehung auf das riftliche Prinzip wenigſtens zurüdtritt. 

Ueber die hier zu ziehenden Gränzen zwifchen den einzeluen Die- 

"giplinen, bei welchen ein mehr oder weniger tieferes Eingreifen des rift- 
ihen, hrinzips ftattfindet, darüber fann man allerdings verſchiedener Mei- 
nung fein. 

Es ift den Juden der Vortrag für die mathematifchen und naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Disziplinen eingeräumt worden, und da ich nicht vorausſetze, daß 
diefe Jemand in der VBerfammlung den Juden entziehen wolle, fo fehe ich mid 
wicht veranlaßt, darüber mich weıter auszufprechen. 

Die wi tiafte bier in Betracht kommende Disziplin ift wohl die Philo⸗ 
fophie. Ich will nicht unterfuchen, ob die Philoſophie ihre Korihungen vor- 
ausfegungeloe beginnen müffe, ob fie die Grundlehren des Chriſtenthums, 
als der Höchften Vernunft entitammend, als gegeben anzufehen habe; ich gebe 

u, daß fie ihre er ohne alle Borausfegung beginnen fönnen. Wich⸗ 

iger als der Anfangepunft der Philoſophie ift aber das Refultat, zu dem fie 
gelangt, welches vielleicht den Inhalt der chriſtlichen Lehren nicht erreicht, 
ohne ihnen jedoch zu widerfprechen, aber auch mit denfelben in bireften Wider⸗ 
ſpruch treten kann, wobei das Urtheil deffen, welchem das Chriſtenthum göft- 
liche Offenbarung ift, nicht zweifelhaft fein kann. Der freien wiflenfchaftli- 
hen Forſchung foll eine Schranke nicht gefegt werden ; aber darum Handelt es 
fih, ob demjenigen durch die Autorität des Staats das er Lehr⸗ 
amt übertragen werden ſoll, der nach ſeiner religiöſen Aut enung dem Chri⸗ 
ſtenthume feindlich gegenüberfteht, während bemjenigen, der im Chriftentpum 

eboren und unter den Segnungen beffelben aufgewachſen und feine Lebens— 

nfhauungen und Anfichten unter der Einwirkung chriſtlicher Verhältniffe 
und Lehren gebildet hat, in dem Vertrauen, daß er dem Chriſtenthum nicht 
feindlich entgegentreten werde, weil die wahre Philofophie ihm nicht wiber- 
ſprechen könne, daß der in ihm wohnende chriſtliche Geift bei feinen Forſchun⸗ 
gen ein ftiller, Iantlofer Führer und Warner fein werde, vertrauungsonfl ein 
philofophifches Lehramt übertragen werden Fann. 

Eine andere hierher gehörige Disziplin tft Die Geſchichte. Wenn in ber 
Geſchichte nicht blos einzelne Thatfachen erzählt, fondern auch nachgewiefen 
werben foll, wie Gott die Schickfale Einzelner und ganzer Völker ihrem Ziele 
entgegenführt, wie die Gefchichte mit göttlicher Offenbarung beginnt, die Er- 
fheinung des Chriftentbung vorbereitet und, nachdem daffelbe in die Welt 

efommen, unter feinem Einfluffe alle Berhältniffe des Lebens ihrer Umge⸗ 
mt und weiteren Entwidelung entgegengeführt worben, fo würde es bo 
einem Juden wohl unmöglich werden, die Geſchichte in diefem Sinne aufzu⸗ 
faflen ren behandeln. Wie fol ein Jude das Wefen des hriftlichen Gei⸗ 
8 begreifen, das Etreben der Völker in chriſtlicher Staaten- Bildung, bie 
ämpfe des Staates und der Kirche richtig auffaffen und würdigen können 
Wie kann man einen Dann für die Lehrfanzel der Befchichte berufen, ver 
vermöge feiner religiöfen Ueberzeugung lehren könnte, daß ein falfcher Pro⸗ 
phet aufgeftanden fei in der erfon desjenigen, den das Chriſtenthum göttlich 
verehrt, und dur deſſen Lehre die künftigen Diener des Staats und ber 
Kirche gebildet werben: follen? Ce find alte auch hier Nüdfichten gegen die 
Sriftliche Kirche zu nehmen und Rigtungen und Beftrebungen, welche dem 
woriltentgume birelt erıtgegentreten, fern zu halten. Es find ın dem Gutachten 
tHeilang auch ie Iinguifiichen Disziplinen berührt, von denen Die 


Juden —— ſeien. Ich würde kein Wort darüber verlieren, ob den 

uden auch dieſe Disziplinen zu überlaſſen ſeien, wenn man blos die gram⸗ 
matiſche Kenntniß der Sprachen darunter begreift. Sollte aber unter den 
linguiſtiſchen Disziplinen auch das ganze philoſophiſche Gebiet, insbeſondere 
die Kenntniß des klaſſiſchen Alterthums der Griechen und Römer, begriffen 
fein, fo berührt diefe Disziplin die ganze geiftige Bildung bes Menfchen. Es 
kommt hierbei nicht blos auf Kenntniß der alten Sprachen, fondern ganz be⸗ 
fonders auf die Einführung in den ganzen Geift des klaſſiſchen dnterthums 
an, der die herrlichſten Blüthen der Humanität hervorgebracht hat, der nicht 
blos richtig und tief, fondern mit dem höchſten Maßftabe, den ewigen Wahr» 
beiten des Ehriftenthung, als den höchften Prinzipien, aufgefaßt und beur- 
teilt werden muß. 

Da gerade diejenigen Studirenden in den Geift des Haffifchen Alter- 

thums eingeführt werben follen, welchen fünftig die Bildung der chriftlichen 

ugend in den Gymnaſien und anderen Unterrichts. Anftalten anvertraut 
werden foll, die an der Betrachtung der Werke der Alten ihren eigenen Geiſt 
ftärten und bilden, aber auch vergleichend die Wohlthaten und die Segnun- 

en des Chriſtenthums fhägen lernen follen, —88 glaubte man auch die 
— ** gehörenden Disziplinen den Juden vorenthalten zu müſſen. Was die 
weitere Befchränfung betrifft, fo hängt diefe mit dem allgemein angenom- 
menen Grundfage zufammen, daß obrigfeitliche Aemter Juden nicht anver- 
traut werden follen. Da aber ohne Beſchränkung der De auf die Stel⸗ 
lung des Privat» Docenten und die außerordentliche Brofeffur denfelben auch 
das Amt des Rektors, des Dekans, fo wie die Theilnahme an den Senats⸗ 
rechten, mithin an der Ausübung der Sittenpolizei und Zurisbiction zuſtehen 
würde, fo fhien jene Befchränfung nothwendig. Auch andere Gründe haben 
dabei noch obgewaltet, weshalb ich mich auf Die Denkfchrift beziehe. Wenn man 
aber darin eine Zurüdiegung der Juden findet, daß diefelben auf das Gehalt 
der außerordentlichen Srofefloren befchränft bleiben follen, fo glaube ich in 
Ausficht ftellen zu Fönnen, daß diefe Surilegung niet ftattfinden, vielmehr 
der Genuß des Gehalts auch bei den jünifhen Docenten über jene Gränze 
hinausgehen werde. Das find bie Motive des Gefeg - Entwurfs, wobei ich 
vorläufig ftehen bleiben will. (Bravo!) 

Abgeordn. von Thadden: Meine Herren! Ich gehöre zu derjenigen 

Faction der hohen Berfammlung, die geftern — verzeihen fie mir Dies Gleich⸗ 
niß — in dem parlamentarifhen Nennen um fünf Yängen gefchlagen worden 
ift. Seit geitern ift mein Feldgeſchrei: Emanzipirung der Chriſten von 
den Juden — Emanzipirung vom Judenthum! Ich will verfuchen, 
das Prinzip ins Ange zu fallen, ob jüdische Lehrer fähig find, an höheren 
Bildungs -Anftalten Unterricht zu ertheilen. Der Königlihe Herr Regie- 
rungs-Kommiſſar hat vorzugsweife die Univerfitäten durchgenommen und ihr 
Berhältniß erläutert. Ach bitte um die Erlaubniß, die Gymnaſien näher ins 
Auge faffen zu dürfen. Denn was die Univerfitäten betrifft, fo wird es den 
Studenten niht an Gelegenheit fehlen — da, Bott Lob, noch vollftändige 
Hör» Freiheit ftattfindet — fih zu emanzipiren und durch die Beredtſamkeit 
ihrer Füße dem jüdifchen Lehrer entgegenzutreten, wenn er es in feinen Vor⸗ 
Iefungen wagen follte, das Ehriftenthum zu verläftern. Der Königliche Herr 
Regierungs-Kommiſſar hat die einzelnen Fächer durchgenommen. Cr hat 
darauf hingewiefen, was gelehrt werben foll; ich will verfuchen, zu zeigen, 
wie gelehrt werben muß. Ich will zunachft mit. der Mathematik anfangen. 
alfo mit demjenigen Theil der Dienplin, der ſich am weiteften von ira 
einer religiöfen Doktrin entfernt. Man fagt, es fe ein Unfinn, behaı 

u wollen, daß die Mathematik eine chriſtliche, eine jitdiiche oder eine br 
Is. fei. Ich will ein Beiſpiel em Denn eshift hier früher 
worden, daß das Einmaleins doch nicht hriftlich oder jiädiich fein könn⸗ 
glaube, ich würde in das Irrenhaus gehören, wenn ich vista 


os Tonnen Einmaleins Amendements geftellt werben. Ein ſolches Amen⸗ 
dement findet ſich in der Hexenſcene des „Kauft“. Erlauben Sie mir, daß 
es Ihnen vortragen darf. 

„Du mußt hehe 
Aus Eins mach’ Zehn! 

Und Zwet laß geh'n, 

Und Drei mad gleich, 

Sp bift Du reich. 

Berlier die Bier, 

Aus Fünf und Sechs, 

So fagt die Her’, - 

Mad’ Sieben und Acht, 

So iſt's vollbracht. 

Und Neun ıft Eins 

Und Zehn iſt feine. 
Ci geehrte: Rdn ver vereinigten Derens@efehfhuft — es if der & 

er nigten Deren-&e aft — es i ater — 

—* er ſchon vorher hier den Kommentar, wenn er fagt: 

„Und laß mich gewinnen, 
enn wär’ ich bei Geld, 

Sp wär’ ich bei Sinnen.” 

d ‚ in den Amenbements, da ſteckt es, da läßt fich fo viel pineinlegen. Kern 
ei es, eine Läfterung gegen umfere jübifchen Brüder auszufprechen. So 
wollte ich es nur Durch ein Beiſpiel zeigen, daß es hier mebt auf Das Wie, 
als anf das Was ankommen kann. Ich Fönnte noch ein Beifpiel aus ber 
Linguiftit anführen. (In der Verſammlung entfteht Lärmen.) Mißfalle ip 
Ihnen, meine Herren? Ich nehme das Mißfallen ern Din. 

Ich laſſe es mir gefallen, daß Sie mir Ihr Mipfallen zu erkennen 
geben; ich mache es eben fo, ih gebe auh Zeichen des Mißfallene, 
wenn einer meiner Begnerauf der Tribüne fteht. Jetzt erlauben 
Sie wir aber, ausznrevden. (Heiterkeit) — Alfo nur ein Beiſpiel aus der 
Linguiſtik. Meine Herzen! Dan könnte auch fagen, die Sprache könne 
weber jüdiſch noch chriftlich fein; aber es kömmt auf den Accent, auf bie 
Ueberfegung, auf die Auslegung an! Das Wort „Arroganz 3. B. iſt 
gewiß % verſtaͤndlich, aber man hat ſich doc einmal veranlaßt gefunden, 
es in „Aron Ganz’ zu a niehen. Ich Tele auf vielen Gefidtern ber 
hohen Verſammlung, daß ich Diele wortipielende Auslegung — obſchon von 
dem verftorbenen Profefior Ganz ſelbſt anerfannt — mißverfländlich ums 
übel gewählt habe. Meine Herren! Obſchon es eine Anfpielung auf den 
Arofe or Ganz fein fol, fo fällt mir nicht ein, diefen Berftorbenen zu ber 
eibigen, und wenn er noch in dem legten Augenblide die Beiftes- un) 
Beuertaufe von oben befommen bat, fo Tann er ein viel beflerer Chriſt ges 
wefen fein, als ich und wir Alle. Ich will alfo infofern das Mißfallen der 
hohen Berfammlung vettifgieen. 

Es ift auch von der Gefchichte die Rede! Laſſen Sie mich auch hier unge 
ein einziges Beifpiel anführen. Denken fie fih einen Juden, der die Ge 
fehichte der Rreunüge vorträgt, denken fie fid) einen Suden, der den großen 
Gottfried von Bouillon befchreibt, den eriten chriftlichen König von Sera 
falem, der nach der Eroberung von Jeruſalem die Worte ſprach: „Er könne 
ba nicht Die Rönigs-Rrone tragen, wo unfer Herr Chriftus einft die Dornen 
frone getragen hat.’ Ich fage, wenn der Jude nicht entweder ein Heuchler 
oder gräßlicher Spötter fl, jo muß ihm das Wort auf der Lippe erflarren! 
Meine Herren! Um mich deutlicher zu machen, will ich einmal kurz meinen 
Blauben befennen. Ein geehrtes Mitglied der Provinz Preußen, ein braser 
Mann — ein alter ‚Soldat, und, wenn er zu Felde zieht mit feiner 
Schwadron, werde ip gern feiner Standarte folgen, aber indem, wage 
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von feiner Theologie vorgetragen hat, bitte ih um die Erlaubniß, mi 
emanzipiven zu bürlen, Diefes Mitglied hat gejagt, — wenn ich mich recht 
erinnere, — es wäre Thorheit, die Seligfeit eines Menſchen von dem Be⸗ 
tenntniß feines Glaubens abhängig zu machen. Ich muß geftehen, ich be⸗ 
fenne mich auf das entichiedenfte zu dieſer verachteten Partei, denn es ift feine 
andere, als diejenige, welche von ber neueften Zeit, das ganze Mittelalter 
hindurch, feine geistige Ahnenlinie zu dem Jünger Hinaufführt, der feinen 
Glauben rund und offen bekannte: „Du biſt Epriftus, der Sohn des 
lebendigen Gottes, und dem darauf unfer Herr und Heiland, ich Inge unfer 
per und Heiland — denn noch haben wir feinen Juden in unferer Verſamm⸗ 
ung — dem er fagte: Auf diefen Felſen will ich bauen meine Gemeinde.‘ 
Das alfo, meine Herten, ift auch mein Glaube, von dem es fehon in dem 
erften Jahrhundert heißt, daß ihm aller Orten widerſprochen wurbe. 

Run noch ein Wort von der Emanzipirung: ek a ich für 
völlige Emanzipirung ber Juden, — die aber allein darin beftehen kann, daß 
fie fih von Grund der Seele zu demjenigen befennen, ber da gefagt hat: 
„Siehe, ih mache Alles nen!“ — Es ift, wenn ich mich recht erinnere, von 
einigen geehrten Rednern auch von rofelytenmadjerei bie Rede gewefen. 
Ich weit nicht, ob das vielleicht ein Hicb auf das Miffionswefen fein follte. 
Ich geftehe gern, daß unfere armen Miffions -Anftalten und Vereine, deren 
Mitglied auch ich bin, manchem Tadel unterliegen, und daß bie armen 
Miffonaire in ihrem febr ſchweren, wichtigen Amte manchen Fehler, vielleicht 
Thorheit begehen. Aber verachten wollen wir fie darum nicht; denn fie haben 
doch Früchte, — große Früchte aufzuweifen, unter Anderem einen der größten 
Theologen Preußens und Deutfchlande, ja, ich fage Europa’s, von dem ich 

glaube, daß ihn auch die große ‘Mehrheit der Berlammlung dafür erfennen 
wird. Ich will nicht fagen, unbedingt, denn mir 3.3. ift er nicht ſcharf 
genng; ich meine den Dodberebrten Profeffor Neander. Außerdem haben 
wir mehrere au ag Nr Theologen, welche aus diefen Anftalten hervor⸗ 
gegangen find. Sie ftehen auf chriftlihen Kanzeln und können Jedem ges 
troft zurnfen: Zeige mir deinen Glauben mit deinen Werten, fo zeige ich dir 
auch meinen Glauben mit meinen Werken! — Yft Ihnen aber dies, meine 
Den zu gering? Nun wohlan, fo fordere ih Sie auf, daß wir Alle 
iffionare werden, daß wir unfere trauernden jüdilchen Brüder, Die 
noch jest an den lee en Babylons figen „und weinen, wenn fie an 
Son gedenken‘ — daß wir fie mit Adlersfittigen hintragen zu denjenigen 
Schätzen, die wir felbft als die höchſten und heiligften erfennen! Aber, — 
— Rit einem wehmüthigen Aber verlaſſe ich die Tribüne. (Unruhe und 
eiterfeit.) 

Abgeordn. von Binde: Ih will nicht eine Bemerkung des ver 
ehrten Mitgliedes für die Niederlaufis auf den eben gehörten Vortrag 
anwenden und ihn heiter nennen, ich überlaffe Jedem, davon zu halten, 
was er will; ich fann aber dem verehrten Mitgliede nicht in die Zeit ver 
Heren und Heren-Progefie folgen, obgleich der vorgelegte Gefeg- Entwurf 
allerdings mande mittelalterlihe Tendenzen an 8* tragen mag. Was 
die Zulaffung der Juden zu akademiſchen Staatsämtern betrifft, fo kann 
ich allerdings, wenn ich das Edikt vom Jahre 1812 unbefangen erwäge, in 
dem neuen nt nur einen Rüdjchritt gegen die Beflimmungen 

-der früheren Geſetzgebung finden; denn es iſt ausdrücklich in dem Edikt 
enthalten, daß die Juden zu allen afabemifchen Aemtern zugelaffen fein 
folfen, zu denen fie I geſchickt gemacht Haben. Es kann to nach mei⸗ 
ner Anficht nur darauf anfommen, daß fie ihre Qualification dazu nach. 
weifen. Wenn der Herr Regierungs-Kommiffar gefagt bat, daß beftimmte 
Klauſeln in der Fafſung des Edikts enthalten feien, fo_flimme ich dem zwar 
bei, denn es fann ein Jude ſich allerdings nicht qualifigirt machen zur Be- 
Heivung einer Profefiur der Theologie, alfo findet ınjofern eine Klauſel 


des Edikts auf ihn Anwendung, während er fich zu allen anderen Diszi⸗ 
Iinen, welche nicht das chriſtliche Bekenntniß vorausfegen, unbedingt ge- 
Fit machen Tann. Er kann die gefeglihe Prüfung beflehen und wird 
dann im Sinne des Geſetzes aualifipirt fein. Infofern die Kabinets⸗Ordre 
von 1822 jene Beſtimmung aufgebo en hat, fo war dies allerdings damals 
fhon ein Rüdfchritt und derfelbe mit der Beftimmung der Bundes - Afte 
die den Juden alle Rechte Iafien wollte, welche fie damals befaßen, na 
meiner Veberzeugung nicht vereinbar. ch glaube aber, daß Hier auf diefe 
Rabinets - Drdre um fo weniger hingewiefen werden „, ald nad) der 
Minifterial- Denkichrift dieſe Beftimmung nicht auf geſetzlichem Wege pu- 
blizirt worden ift, ſondern blos eine Bekanntmachung des Staats⸗Miniſte⸗ 
riums in der Geſetz Sammlung darauf Bezug genommen bat, und fowohl 
nad) der heute zu Recht beſtehenden Geſetzgebung, als nach der früheren 
ei —— des Staats - Minifteriums die Kraft eines etzes 
ni itzen kann. 

Einen noch größeren Rüchſchritt finde ich allerdings in der jetzigen 
Befimmung, worin ausdrücklich gefagt if, Daß fie nur zu beflimmten 
Aemtern zugelaffen fein follen, wodurch ihnen alfo die afabemifchen Aem⸗ 
ter, die ihnen das Edikt von 1812 einräumt, wieder entzogen worden find. 
Es ift das in vielen fpeziellen Beziehungen von dem Deren Regierunge 
Kommiſſar zu rechtfertigen verfuht worden. Wenn es nun auch nit 
möglich if, einem fo vollftändig ausgearbeiteten Bortrage in allen einzel- 
nen Worten und Buchftaben zu folgen, fo will ich —* verſuchen, vom 
allgemeinen Standpunkte einige dieſer Behauptungen zu beleuchten. Ueber 
bie Theologie habe ich mich eben geäußert. Ich glaube, daß es ſich von 
ſelbſt verfieht, daß die Juden zu hriftlich - theologifchen Lehrämtern nicht 
zugelaflen werben können, wie zu einer Profefjur der jüdiſchen ——8 | 
it, [e auch Fein Chriſt ee wird. Was die Jurisprudenz 

















trifft, fo muß ich befennen, daß ich nad) meiner Kenntniß der Rechte 
wiſſenſchaft nicht einjehe, wie anf ber Haha Lebensanfhauung bie 
Jurisprudenz beruhen fann, namentlich wie die hriftliche Lebensanfchaumng 
dem Pandektenrecht zu Grunde Iiegen fol, welches noch heute die wid» 
tigfte Grundlage unterer Jurisprudenz bildet. Wenn gefagt wird, daß ber 
Ide nicht Doctor juris werden könne, weil er nicht den vorgeſchriebenen 

id leiften und die darin enthaltene Verpflichtung erfüllen Tann, welde 
die Vertheidigung der chriftlihen Religion von ihm fordert, fo finde id 
in biefem ganzen Doftor-Eive auch nur ein Ueberbleibfel_mittelalterlicher 
Formen, was ich jest für durchaus überflüffig halte. Ich fehe nicht em, 
warum Jemand nicht ganz einfach ein Eramen hen fann, worin er feine 
Befähigung Ru Profefur nahweift, warum es nöthig iſt, ihn in die For⸗ 
men einer Doktor - Promotion zu bannen. Das ift_ eine leere Spielen: 
mit Zormen, auf die auch, fo viel ich weiß, nicht mehr auf allen Univer⸗ 
fitäten Werth gelegt wird, und ich halte daher um fo weniger dafür, daß 
man von dem Erfüllen einer folchen, im Laufe der Jahrhunderte ganz Teer 
gewordenen Form die Erlangung der Profefjur abhängig machen bot. Wil 
man dennoch die Spielerei beibehalten, fo ſteht ja nichts entgegen, den Eh 
in der Synagoge abzunehmen und die Faflung zu modifiziren. 

Das mag, meiner Anficht nach, für die —2 genügen, bem 
wenn von der Profefiur des Kirchenrechts geiprochen worden ift, fo 
nichts entgegen, obgleich auch das Kirchenrecht nicht wefentlich mit bew 
chriſtlichen Glaubensbekenntniß zufammenhängt, von dieſer ſpeziellen 
feſſur die Juden auszuſchließen, und ihnen alle anderen juriſtiſchen Pr 
sen zugänglich zu machen. 

gi * davon die Rede geweſen, daß fie nicht Profeſſoren der 
eigentlich philofophifchen Doktrinen werden fünnten., Der Herr Regi 
rungs⸗Kommiſſar Hat aber felbft geiagt, wenn ich feinen Worten richti 
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efolgt bin, daß nicht nothwendig ſei, daß die Phitofophie son einer be⸗ 
— 2** aereusiepun oder von einer Tonfeffionellen zunbiage ansgebe, 
und wenn ich das een der Philofophie recht auffafe, fo glaube ich auch, 
daß die antelfionete Grundlage eine durchaus unrichtige Bafıs für die 
Philoſophie ſei. Die Philofopbie bat ihre Grundfäge aus der Betrach⸗ 
tung des Abfoluten, aus den allgemeinen Geſetzen des Denkens abzuleiten 
und fi nit an eine Feftimmte Offenbarung anzufchließen. Sie kann 
recht wohl durch die Kolgerungen, die fie aus den allgemeinen Geſetzen bes 
Denkens ableitet, zu denfellen Refultaten, wie die pofitive Offenbarung, 
gelangen, obgleich fie davon nicht auszugehen hat, ja, es widerſpricht 
den Korderungen ber Philofophie, von pofitiven Eägen auszugehen, viel- 
mehr fol fie aus den allgemeinen Grundfägen des Seins und Denkens 
ihre Theorieen entwideln. Es ift von dem Herrn Regierungs⸗Commiſſar 
zugegeben worden, daft die Philoſophie hriftlihe Grundfäge nicht voraus- 
Sufeten brauche, und ich glaube aljo, daß die Eäge, die ich fo eben ent- 
wickelt habe, nicht unrichtig find, zumal wenn wir uns auch — ich Se 
wohl den Ausdrud gebrauhen — an hiftorifche Perfonen erinnern. J 
erlaube mir daran zu erinnern, daß zwei hochbedeutende Männer der Phi- 
Iofophie, Spinoza und Mendelsfohn, Juden waren, und ich bett nicht ge⸗ 
laubt, daß man fie deshalb als Philoſophen geringer angeſchlagen hätte. 
d4 glaube, wenn Epinoza und Mendelsſohn Heute an ber berliner Uni» 
verfität fich babilitiren wollten, fie alle Urfache hätte, fich dazu zu gratu- 
liren. (Bielfaches Bravo.) Was die Bald der Geſchichte betrifft, 
fo kommt es bei ihr darauf an, die Thatſachen richtig darzuftellen, aber 
beftimmte praftifhe Anwendungen für Glaubens-Anfichten Daraus herzu- 
leiten, mus Jedem überlaffen bleiten. Die Gefchichte ift nur rein objek⸗ 
tiv aufzufaffen und barzuftellen, und der Lehrer der Geſchichte hat ſich nur 
mit der objektiven Auffaffung derſelben zu befafien. Und wenn ein Jude 
die Aenferung von Bottfried von Bouillon zu referiren hätte, fo wirb er 
fie doch wohl nicht anderes referiren, als fie gethan worden. ch will ihm 
überlaffen, was er daraus folgert; für mich genügt es, wenn er die That- 
fache richtig mittheilt, mag er die Krone nur als Krone anfehen, oder fie 
mit der Dornenkrone verbinden, wie das verehrte Mitglied der pommer- 
[hen Ritterfhaft gethan hat... .. (Grofe Heiterkeit.) Ich glaube, daß 
jeder Chriſt, der einer folchen Vorlefung eines Juden folgt, fo viel Keflig- 
feit der Religions-Anfichten auf die Univerfität mitbringt, daß er nicht bei 
einer objektiv richtigen Darftellung, an bie der Docent eine falfche, eine 
unrichtige Folgerung anfnüpft, a ven falfhen Propheten hinübergeführt 
wird. enn gefagt wird, die Rückſicht auf die Kirche fordere, daß 
man feine Juden als Profefforen anſtelle, ſo muß ich dem widerſtreiten. 
Ich bin der Anſicht, daß der Staat der Kirche keine Rückſichten zu re 
ren babe; es haben beibe * Cphäre für ſich, und es ſteht die Kirche 
viel zu buch, als daß fie fih vom Staate Dienfte Ieiften zu laſſen hätte. 
Das Reich der Kirche iſt wefentlich ein inneres, auf die innere Ueberzeu⸗ 
ung gegründet, und jede innere Weberzeugung eines Menſchen thut mir 
eid, wenn fie erſt durch ben Staat getvährferfiet werben fol. (Stürmi- 
fhes Bravo.) Ste muß in ihm vorwalten, und wenn fie nicht in ihm 
vorwaltet, fo weiß ich nicht, durch welche innere Zwangémittel des Etaa- 
tes die innere Lleberzeugung produzirt werben fol. (Eben fo ſtarkes Bravo.) 
Die geographiichen Digziplinen find den Juden nadhgelaffen worden, 
in den linguiſtiſchen aber ift wieder ein Unterfchied gemacht, und zwar ber 
wiſchen Borlefungen über Grammatifalifches une zwifchen den uber den 
eift des Alterthums. Der Herr Regierungs-Rommillar bat den Geift 
des Flaffifchen Alterthums als einen ſolchen bezeichnet, welcher von ter 
Humanität ohne hriftlide Erleuchtung belekt fei, und eben, weil das 
klaſſiſche Altertyum nicht von dem Chriſtenthum erleughtet worden ift, finde 
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ich gerade ben Juden Ya geeignet, ven Geift des klaſſi Alter 
thums unbefangen varzuftellen, weil er diefen Geiſt objektiv auffaßt, ohne 
von einem vorgefaßten chriſtlichen Urtheile ſich leiten zu laſſen. Ich will 
den Geiſt des klaſſiſchen Alterthums nicht im chriſtlich⸗theologiſchen Geiſte 
dargeſtellt haben, ſondern ſo, wie die Alten ſelbſt ihre Zeit betrachtet ha⸗ 
ben. Wer das Alterthum benutzen will, um kirchliche Theorieen daraus 
zu entwickeln, der wird bei dem Ziele vorbeiſchießen und den Geiſt nicht 
treffen, den der Herr Regierungs⸗Kommiſſar als den Geiſt des klaſſiſchen 
Alterthums bezeschnet hat. (Abermals donnerndes Bravo!) Wenn ih 
faube, ausgeführt zu haben, daß Juden zu allen afademifchen Lehrämtern 
ähig feien, fo ſehe sich nicht ein, warum man fie nicht des Borzugs theil- 
ig machen will, eine ordentliche Profeſſur au befleiven. Wenn gefagt 
worden ift, daß die Delane eine an obrigfeitliche Function ausübten, 
fo muß ich efehen, baß ich nicht weiß, welche es fein fol. IBenn von 
dem Univerfitäts-Richter die Rede wäre, fo wollte ih es mir gefallen laſ⸗ 
en, aber aus meiner afademifchen Erinnerung weiß ich nicht, Daß der De 
an oder Rektor obrigfeitlihe Gewalt ausübt, den einzigen Kal ausge⸗ 
nommen, dag man ihm den Handfchlag giebt auf Befolgung der afademi- 
fhen Geſege. Wenn es aber zu Contraventionen kommt, fo tritt der 
Univerfitäts- Richter ein. Das iſt die einzige Obrigfeit, weldhe dem Stu⸗ 
denten entgegentritt, wenn fie ihm auch fedr unangenehm ift. (Gelächter.) 
Im Uebrigen würve nichts eriaehenfehen wenn man auch beichlöffe, Yier 
eine Ausnahme eintreten au laffen, wie wir ja ähnliche Ausnahmen durch 
die frühere Abſtimmung fanctionirt haben. ebenfalls ift die obrigfeitlide 
Zunction der Delane Febr unbedeutend. Wollte man aber auch bier den an 
genommenen Grundfag verlaffen, fo würbe es doch eine unrichtige Fo 
sun fein, wenn man die Inden deshalb von der ordentlichen Profeur 
chlöſſe. Dan kann ja fagen, fie follen ordentliche Profeſſoren werden, 
wur nicht in den Senat gewählt werden und nicht Dekane und Rektoren 
ein können. Warum man aber ihnen deshalb, weil fie nicht Dekane ud 
ettoren werben follen, auch bie Möglichkeit entziehen will, ordentliche 
Profeſſoren zu werden, diefe Schlußfolgerung hat mir nicht einTewchtes 
wollen. (Bravo!) Sch will zum Sie die verehrte Verſammlung nur 
an den Orunbfah erinnern, zu dem fie fich bei mehreren Oeiegen ten in 
überwiegender Mehrheit befannt hat, an den Grundfag, nicht Tonfeffionelle 
Unterfchiede dahin zu bringen, wo fie nicht hingehören, und nicht da, wo 
es ſich nicht um Religion handelt, fondern nur um wiffenfchaftliche Ten 
denzen, den Eonfelfionellen Standpunkt feitzuhalten. Wenn man das bei 
den Elementar-Schulen feftgefteit hat, wo der jugendlihe Geift noch em: 
fänglich für alle Eindrüde ift, warun wollen wir jenen Oranbfap mid 
ür die höheren Bildungsfchulen anerfennen, wo ever, der fie betritt, 
chon der wiſſenſchaftlichen und religiöfen more reitung Th zu erfreuen ge 
abt hat, in den Schoß der Kirche als erwachſener Menſch aufgenommen 
worden und vor allen Einwirkungen gefichert ift, felbft wenn dieſe folde 
fein Fönnten, wie ber Herr Regierungs⸗Kommiſſar fie bezeichnet Yet. 


Darum halten wir fonfequent an dem Grundfag fe, wenn wir von der ' 


öheren Bildungs-Anftalten, die ſich als Sig der Humanität in Preußen 


ets ausgezeichnet haben, die engen Fonfeffionellen Rückſichten ausfchließen, | 


auch wenn die Statuten einer Univerfität mit diefem Grundfage nicht is 
Einklang ftehen follten. Es ift uns aber in danfbarer Erinnerung, daß 
man ſchon im Jahre 1809 nicht einen fo engen Standpunft einnahm, ua) 
bie Statuten der berliner Univerfität weifen keinen ſo engen Standpunkt 
auf... . ( Donnerndes Bravo!) Somit haben wir Grund genng, bit 
anderen Statuten, bie dem fechzehnten Jahrhundert angehören, aus dem 


zutragen, baß fie ig dem @eilte bes neunge 


Standpunfte des imo Jahrhunderts ie beleuchten und daranf an : 
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nten Jahrhunderts modifiziu 


werben. Bon einer Rränlung von Privatrechten kann babei wohl nicht 
die Rede fein; denn die Stifter unferer Univerfitäten find die Landes⸗ 
perven felbft gewejen. Sie Sen 5 jum allgemeinen des ganzen 
andes geftiftet, gefliftet als Pflanz 9 en für die Aufflärung und Huma- 
nität, und fie find daher auch wohl befugt, ihre Privilegien ım Sinne des 
nennzehnten Japrpunberie zu modifiziren. (Ungemein großer Beifallsruf 
and lang anbalte Dravo!) 

Abgeordn. von Maffow: Meine Herren! Der Bortrag des geehr. 
ten Herrn Minifterial-Rommiffarius hat auf mich gerade den entgegenge- 
ſetzten Eindrud gemacht, wie anf den geehrten Rebner, der zuletzt gefpro- 

n bat. Er Hat in mir nur die Ueberzeugung beftärkt, daß der Geiſt des 
hriſtenthums die Wiffenfchaft überall durchwehen müſſe. Ich hatte mir 
vorgenommen, hierüber einige Worte zu fagen, ich ſchweige aber nach dem, 
was von dem Deren inifterial. Rommiffar fo vortrefflich gefagt worden 
iſt. Ih würde ganz auf das Wort verzichtet haben, wenn nicht vorher 
ein Antrag geftellt worden wäre, der, wie mir fiheint, nicht zur Sache ge« 
oͤrt namlid der, daß das Statut der Univerfität zu Nönigsberg, wonach 
atboliten nicht alademifche Lehrer fein dürfen, geändert werden möge. 
Ich follte meinen, daß dieſer Antrag bei Berathung einer Beroronung, 
welche die Juden betrifft, nicht als Amendement eingereicht werben könne 
fondern als eine Spesial- Petition ‚je betragpten fei, gegen welche ich fon 
gar nichts einzuwenden hätte, die nicht mehr eingebracht werben barf, 
weil der Termin für Einbringung von Petitionen verfloffen if, 

Abgeoron. Meviffen: Meine Herren! ich glaube, daß es dein ver- 
ge ritterfehaftlichen Abgeoroneten von Weflfalen vollfommen gelungen 
ift, vor Ihnen dargutpum daß die Rechte, welche den Juden bereits durch 
das Geſetz von 1812 in Bezug auf akademiſche Lehrämter gewährt worben 
find, heute nicht in befchranktem Sinne interpretirt werben bärfen, daß 
diefe Rechte in ihrem vollen Umfange aufrecht erhalten werben müſſen. 
Wenn diefem Edikte ältere ſtatutariſche Beſtimmungen einjelner Univerfis 
täten aus dem 16ten Jahrhundert entgegenfleben, To glaube ich, daß jene 
Beſtimmungen ım Laufe der Zeit weſentliche Mopificationen erlitten has 
ben, daß fie noch in neuerer ae gerade durch jenes Edikt von 1812 modi⸗ 
fizirt worden find, und daß fie heute nicht ie gelten. Es wird aber wefent- 
lich darauf anfommen, außer dem rechtlichen Standpunfte, der für den 
Juden aus dem Edikt von 1812 hervorgeht, noch auf den Standpunft 
aufmerkſam ku, maden ‚, den die Ausführung des Königlichen Kommiſſars, 
der freien Wiffenfhaft gegenüber, einnimmt. Wenn derſelbe darzu⸗ 
thun verſucht hat, daß zu den akademiſchen Lehrämtern vorzugsweile ein 
wefentlich chri licher eift nothwendig fer, fo kommt es vor allen Dingen 
daranf an, zu unterfuchen, worin der chriftlihe Geiſt befteht, und wie er 
jevem Einzelnen anfchaulih und fichtbar gemacht werben Tann. Um ihn 
zu begreifen, muß vor Allem das myſtiſche Dunkel, worin er eingehüllt iſt, 

vfireut werben. ‘Deine Herren, wenn wir einige Jahrhunderte in bie 
—* zurückgehen und uns über das Wefen des chriſtlichen Geiſtes 
Klarheit zu verſchaffen fuchen, fo finden wir, daß bie Auffaſſung dieſes 
Ge am Schluſſe des — Jahrhunderts eine andere war, als 
am Schluſſe des funfjehnten Jahrhunderts, am Schluſſe des Iäten Jahr⸗ 
underts eine andere, ale am Schluffe des 16ten Jahrhunderte. Aus dem 
ude des Deren NRegierungs-Rommillars haben wir gehört, daß eines 
der Statute, welche er anführte, das Statut der Univerfität zu Greifs⸗ 
Pe en Se 1462 datire, infofern die Notiz, welche ich mir gemacht 

y ri 18 18. “ 

Regierunge-Rommiflar Brüggemann: Bom Jahre 1549. 

Abgeoron. Meviffen: Se if meine Notiz! falſch. Ich glaubte ge- 
hört zu haben, daß es vonr Jahre 1462 ſei. Iſt es vom 1549, fo ſtoͤßt 

22° 


\ 


das allerdings die Folgerung um, bie ich darauf zu gründen gedacht hatte. 
Ich wollte nämlich darauf aufmerffam machen, daß vor der Reformation 
nur eine Auffaffung des chriftlichen Geiſtes für die ganze chriſtliche Welt 
— die katholiſche — beftand. Die Reformation eriprengte die Ein- 
heit und begründete eine neue, eine andere Auffaffung; es wäre aber durch⸗ 
aus irrig, ganz der Gefchichte widerfprechend, wenn man annehmen wollte, 
daß der Katholizismus diefe neue Auffaſſung des chriftlichen Geiſtes fofort 
ale eine wahre angenommen hätte. Im Gegentheil, der Katholizismus 
behauptete eur hindurch, daß jene Au affung bee Proteſtantismus 
feine chriftliche fei, und erſt nach langen blutigen Kriegen gelangten wir 
im weſtfäliſchen Frieden zu dem Waffenſtillſtande, welcher Die —— 
rk ung des dhriftlichen Geiſtes als eine im ftaatlichen Leben mit der 
katholiſchen gleich berechtigte, als eine chriftliche anerfannte. Heute beftn- 
den.wir ung in derfelben Lage, wie zur Zeit der Neformation. Es gehen 
abermals reformirende Bewegungen auf dem Gebiete der hriftlichen Kirche 
vor; abermals find Taufende aus den im weftfälifchen Frieden anerfannten 
Kirchen ausgetreten, und es fragt fich, woher wollen wir das Urtheil neb- 
men, ob die Ausgetretenen auf dem Boden des Chriftenthums ftehen oder 
nicht? Wer foll darüber entfcheiven? Es wird ihnen erinnerlich fein, daß 
der Herr Kultus Diinifter meinte, eine der drei anerkannten Konfeflionen 
müßte darüber entſcheiden, ob die Ausgetretenen noch auf dem chrift- 
Licpen Boden fländen, ob fie vom chriftlichen Geifte noch durchdrungen 
wären. 
- Meine Herren! So wenig der Katholizismus geneigt war, bei dem 
Beginn der le ie diefe als eine chriftliche anpuerlennen, eben fo 
wenig werden heute die vom Gtaate anerkannten Konfeffionen geneigt 
ein, den wahren hriftlichen Geift, das Wefen diefes Beiftes in den neu 
ch bildenden Konfeſſionen anzuerkennen. Es Tiegt in dem Wefen jever 
eligion, daß fie einzig und allein die Wahrheit zu befigen glaubt; ß 
muß daran feſthalten, ſie darf von dieſem Glauben nicht afen, wenn fie 
ſich nicht felbft aufgeben will. Die religiöfe Wahrheit kann für den 
Bläubigen nur eine fein. Für zwei verfchiedene Auffaflungen diefer Wahr- 
peit bat der Geiſt feinen Raum. Darum haben wir gefehen, daß in Deutfch- 
and zu der Zeit, als die chriftliche Religion fich in mehrere Konfeffionen 
trennte, als aus der einen katholiſchen Kirche mehrere hriftliche Kirchen 
wurden, daß zu der Zeit, fage ich, ein anderes, ein drittes erftand, das Be⸗ 
wußtfein, das auch in verfchievenen Eonfeffionellen Formen derfelbe unend- 
liche und ewige Geift geglaubt werden fönne; die freie Wiffenfhaft, 
die fi unter und neben die kirchlichen Konfeſſionen frei und felbftftändig 
hinſtellte. Die beiven chriftlichen Konfeſſionen enthielten und enthalten 
noch heute unverföhnliche Segen e, beide behaupteten und behaupten, im 
ausichließlichen Beſitze der breit zu fein; die deutſche freie Wiſſen⸗ 
haft übernahm die Vermittlung zwiſchen diefen feindlichen Konfeffionen, 
ie übernahm die Begründung einer wahren und aufrihtigen Toleranz, fie 
beenahm es, die verlorene Einheit und Freiheit, Die von dem konfeſſionel⸗ 
len Standpunkte aus nicht au begreifen, nicht berguftefien war, der Nation 
wiederzuerobern; fie übernahm es, das wahre Weſen aller Religionen zu 
begreifen und dem Volksbewußtſein zu vermitteln. Wir fehen ſeit den drei 
yehrjunderten , die feit der Reformation hingegangen find, Die beutfche 
iſſenſchaft fich freier und freier entwickeln, wir fehen fie mehr und mehr 
bie Kreiheit des Geiftes neben die Eonfeffionellen Unterfchiede der Ki 
felbftftändig hinſtellen, wir fehen endlich die gänzliche Losfagung der Wiſſen⸗ 
Schaft von beftimmten Religionsformen vor fich gehen. Ich glaube, meine 
peren daß es einer der größten Afte der neueren Weligefichte ewefen 
ſt, ale in Deutſchland zuerft die Richtung und Trennung ber Degriffe 
von Religion und Religionsformen von Kirche und Wiſſenſchaft ſtattge⸗ 


unben, als fich die deutſche Wiffenfchaft felbft und aus eigenem Rechte 
ir abfolut frei erflärt hat. Dieſe Zreiheitserflärung war die That ber 
größten, der edelſten Geiſter unferes Volkes. Meines Willens ift die Zeit 
in unferem WBaterlande noch nicht Sange ber, wo das Minifterium des 
geiftlichen Unterrichts diefe Freiheit der deutſchen Pe A anerkannte, 
wo es gerade in der Anerkennung diefer Freiheit feinen Ruhm und feine 
Ehre fuchte. Leider i man in den letzten Jahren von jener Auffaflung 
zurüdgegangen, man ift hente fogar im Begriff, wieder zu dem in blutigen 
Schlachten überwundenen Eonfeflionellen Standpunfte vergangener Jahr⸗ 
hunderte überzugeben. Es zeigen fich en fofort Bewegungen und Spal- 
tungen in allen Religionen auf dem Fonfelfionellen Gebiete. Diefe Spal- 
tungen find nur die nothwendigen Früchte des Geiftes, der neuerdings in 
bie höheren Regionen unferes Staatslebens zur Herrfchaft gelangt iſt. Sch 
glaube nicht, daß wir es, nachdem wir das fonfeffionelle Element über. 
wunden hatten, es als einen Hortichritt bezeichnen dürfen, wenn dieſes 
Element in der Schärfe, in der Starrpeit wieberfehrt, wie es jeßt ge- 
fchieht, ich glaube vielmehr, daß diefe Erfcheinung die unerfreulichfie um 
beflagenswerthefle, die der nationalen Entwidelung feindlichfte iſt. Es iſt 
vorher von dem Kommiſſar der Regierung entwidelt worden, daß fich meh⸗ 
rere alademifche Disziplinen, namentlih die Lehre von dem Rechte, die 
Lehre der FR und die Lehre der Geſchichte, nicht vereinigen laſſen 
mit unchriſilichem Geifte, daß es wefentlich fer, daß ber Baht Geift in 
ihnen vorwalte, fie durchdringe nnd beherrſche. eine Derren, ich bitte 
ie, Taffen Sie uns wohl die Stonfequenzen dieſes Gates erwägen, denn 
er gehört zu den tiefiten, wirfungsvoliften und gefährlichften, Die wir von 
diefer Stelle aus vernommen haben. Wenn zugegeben werben könnte, ri 
nur einen Moment Tang, daß ein beflimmter Geh als eher Sei 
vom Etaate deflarirt werben fünnte, im Gegenſatz zu dem wahrhaft freien 
chriſtlichen Geiſt, der in feinem Jahrhunderte in feiner derm, ftets aber 
in leinem Wefen derfelbe, der in jedem Momente fih felbft beftimmt und 
im Laufe der Zeit noch unendlich weiter beftimmen wird, wenn, fage ich, 
ugegeben würde, daß ein ſolcher Geift ſtatutariſch durch den Staat efge- 
h t werden Fönnte, fo wäre e8 mit der freien Wiſſenſchaft au Ende. 
önnten wir wohl noch da Kreiheit der Wiffenfchaft, Freiheit der Korfhung 
und der Lehre anerkennen, wo eine Regierung den Vertretern der Wiſſen⸗ 
Schaft die Nothwendigkeit auferlegt, zu einem beſtimmten Reſultate, zu einer 
von der Regierung firirten Au aan des chriftlichen Geiſtes anzufommen? 
Wir haben gehört, daß die Philofophie zwar nicht nothwendig von dem 
Chriſtenthum ausgehe, die a te ber philoſophiſchen 
os wurde ung zugegeben. Wir haben aber auch gehört, 4 in dem 
riftliden Etaate die —7— ſich nothwendig in Uebereinſtimmung 
mit dem chriſtlichen Geiſte befinde, daß dieſe Uebereinſtimmung in ihren 
ESchlüſſen ſich manifeſtiren müſſe. Ich frage aber, wie können wir frei 
forſchen, wenn ein beſtimmtes Ziel und vorgeſteckt, wenu das Weſen bes 
Geiftes, die Freiheit und Unendlichkeit ung vom Staate befiritten und ge- 
nommen ift? Die freie Wiſſenſchaft eriftirt nur dadurch, daß % affe Bande, 
alle Borausfegungen bei ihrem Korfchen von fih wirft, daß fie nur das- 
jenige als richtig und wahr anerkennt, was fie auf dem Wege freier 
Forldung gefunden hat. (Bravoruf.) Wollen Sie die Borausfegung des 
riftlihen Staates, der den chriſtlichen Geiſt ſelbſt nicht zu definiren ver. 
mag, und welcher dennoch von ung verlangt, daß wir nur diejenigen Offen⸗ 
barungen des chriſtlichen Geiſtes, die ihm genehm find, für wahr halten, 
daß wir andere Offenharungen deſſelben Geiftes, bie das weite Feld ber 
Geſchichte birgt, verwerfen, daß wir alfo auf die unendliche und freie Selbft- 
beftimmung unferes Geiftes verzichten follen, wollen Sie dieſe Boraus- 
feßungen zugeben, fo ifl es mit der weiteren Entwidtelung unferes Bolfes, 
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ja der ganzen chriftlichen Menſchheit zu Ende. — Ich würde den Augen- 
lit für den traurigften Augenbli meines Lebens halten, wenn ich erken⸗ 
nen müßte, daß jene höchfte Errungenfchaft der Gel ichte, jene abfolute 
reiheit der Wiflenfchaft, die Sahrbunderte lang fih in dem deutſchen 
eifte ſo herrlich, fo glänzend manifeftirt hat, die der Ruhm und 
Stolz unferer Nation geweien ift, uns und der Welt verloren geben fönnte! 
Deshalb bitte, deshalb beſchwöre ich Sie, meine Herren! Laſſen Sie 
ung alle Fonfeffionellen Trennungen von uns fern halten, laſſen Sie uns 
dem freien Geiſte der deutfchen Wiſſenſchaft Huldigen, laſſen Sie uns an, 
erfennen, daß unfer Volk in feiner Bildung hoch genug geftiegen ift, um 
feiner Eonfeffionellen Unduldſamkeit, feinem ungerechtfertigten Geiſteszwange 
mehr Raum zu geben. (Bielfeitiger Bravoruf.) 
Abgeordn. Graf von Schwerin: Ich verzichte aus zweifachem 
Grunde auf das Wort, nämlich: 
.  Erftens, weil der geehrte Abgeordnete aus Weftfalen die Wider⸗ 
legung des Herrn Regierungs-KRommiffar, die ih mir auch vorgefest, fo 
vollſtaͤndig geführt hat, als ich fie faum hätte geben können, und 
Zweitens, weil die leeren Bänke mir zu beweifen fcheinen, J die 
Verſammlung glaubt, über den Gegenſtand vollſtändig informirt zu fein. 
Abgeoron. Dittrich: Sch verzichte aus venfelten Gründen auf das 


Wort. 
Abgeordn. von Thadden (vom Play): Die Fraction, zu ber iS 
gehöre .... (In Ie des ſtürmiſchen Rufes „zur Tribüne”, beftei 

er Abgeordnete dieſelbe) — Ich wollte nur das eine Wort fagen, ba 
bie Sraction ‚ zu ber ich mir fehmeichle zu gehören, in dem, was der Ab 
georpnete der Nitterfchaft von Weftfalen gefagt Hat, keine Wider: 
legung von dem gefunden hat, was ber Herr NRegierungs- 
Rommiffar in Dielen Angelegenheit vorgetragen hat! 


Marfhall: Wenn Niemand mehr das Wort verlangt, fo wir 
Fr diefen Abfchnitt die Berathung geichloffen fein, und wir fommen zur 
mmung. 

‚ Die Abtheilung hat drei Anträge gemacht, in her Majvrität Hat fie 
die Beftimmung vorgefhlagen, daß die Juden zu allen afademifchen Lehr⸗ 
Aemtern, weiche nicht ihrer Natur nach das chriftliche Glaubensbekenntui 
erfordern, befähigt gehalten werden follen. Ein Theil diefer Majori 
bat ſich zwar dieſem Vorſchlage angefchloffen, aber gewünfht, daß ihnen 
die Hemter bes Delanats, Proreltorats und Rektorats nicht mit übertragen 
werden bürften; einftimmi ſ aber die Abtheilung darüber geweſen, wenn 
etwa bie beiden vorigen Vorſchläge nicht angenommen werben ſollten, daß 
wenigſtens den jünifihen außerordentlichen Srofefforen in Beziehung auf 
bie Gehälter gleiche Rechte mit den orbentlichen Profefioren eingeräumt 
warden. Dieſe drei Vorfehläge werde ich der Reihe nach zur Abſtimmung 
bringen, und zwar ben am weiteften von ber Geſetzes-Vorlage ahgepenben 
auerft, —8 den, daß den Juden alle aAladeniſchen Lehrämter übertragen 
werben können, welche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Blanbens 
bekenntniß erfordern, incl. des Dekanats, Prorektorats und Rektorate. 
Sollte ſich Hierfür feine Majprität finden, fo würde die zweite Trage ba 
hin geben, ob ihnen dieſe Zulaſſung ohne jene drei Aemter zuge fbanben 
werden folle, und endlich, wenn man auch damit nicht einverftanden wäre, 
ob das, was von der Abtheilung einſtimmig vorgefchlagen worden iſt, an 
genommen werben fol, nämlich bie Gleihfielung ber Gehälter mit ben 
ordentlihen Profefforen. Die erfte Frage lautet alfo: Sollen bie Juden 
zu allen akademischen Lehrämtern u. |. w. (wie oben). Die für die Ber 
Jahung biefer Frage find, bitte ich aufzuftehen. 

(Da das Stinmenverhältniß Hierbei, fo wie bei einer zweiten, auf bie 


Berneinung gerichteten Abftimmung fich wicht Har herausſtellt, fo laͤßt 
der Marf Du bie Ordner die Stimmen zählen.) oftent, fo laß 
Das Ergebniß der Abſtimmung iſt folgendes: Die Frage iſt mit 222 
Stimmen gegen 181 Stimmen bejaht worden; die erforderſichen zwei Drittel 
find alfo nit vorhanden, und die Gründe der Minorität müffen in bie 
ärung mit aufgenommen werben. 

Abgeordn. von Dominiersfi: Meine Herren! ten aus bem 
Munde des Königlichen Herrn Kommiſſarius genaue Auskunft über bie 
Statuten der einzelnen Univerfitäten erhalten und gefehen, daß diefe Sta- 
tuten gum Theil der Zeit der größten ‚Intoleranz angehören, und daß ber 
Seiß erſelben im vollkommenen Widerfpruch ſteht mit der fo eben erfolg. 
ten Abftimmung, und wenn der Beſchluß der Abtheilung und unfer Befchln 
nicht illuſoriſch bleiben foll, fo müſſen wir den Antrag ftellen, daß biefe 
ftatutariihen Beftimmungen, die dem Mittelalter angehören, fo bald als 
möglich umgearbeitet würden, und ich erlaube mir viefen Antrag gu ſtellen. 
(Aufregung. Eine Stimme: Petition!) 

. Marfhall: Zu diefem Antrage muß ich bemerken, daß er hier 
gem neu in die Berfammlung kommt, ohne anf irgend eine iſe vor⸗ 
exeitet worden zu fein. (Einige Stimmen: Ja!) — Die Abtheilung hat 
ich darüber nicht ausgefprochen, er ift nicht einmal als Amendement vor- 
er angemeldet worben und würde boch jedenfalls fo unvorbereitet hier nicht 
zur Berathung kommen können. Er geht dahin, die beftehenden Statuten 
einzelner Iiniverfitäten zu ändern; das fann wohl, abgefehen davon, ob es 
materiell wünfchenewerth fei, hier nicht fogleich entfihteden werben. (Ein- 
zelne Stimmen: Ja, fehr richtig!) 

Referent Sperling (lieft vor): u 

„pieran knüpfte fi noch die Motion eines Mitglieves, an irgend einer 
Univerfität des Landes einen Lehrſtuhl für jüdiſche Theologie einzurichten. 
Diefer Borfhlag fand vielfeitige Unterftägung, indem ein folder ehr» 
ftuhl nicht nur zum Beſten der Juden für erforberlich erachtet wurde, 
um ihnen das willenfchaftliche Studium ihrer Religion möglich zu machen, 
fondern auch im aiereife der Wiſſenſchaft im Allgemeinen zwedmäßig 
und nützlich erſchien. Mit dreizehn Stimmen gegen zwei beſchloß bie 
Abtheilung, ihn gegen das Plenum zu dem Ihrigen zu machen, damit 
er ie Korm einer Petition zur Kenntniß Gr. Majeftät des Königs 
elange.’ | 
ß Marfhalt: Berlangt Jemand das Wort? Da fi Niemand meldet, 
fo werbe ich die Frage fleflen, ob ber Antrag der Abtheilung angenommen 
werben follt Diejenigen, die den Antrag befürworten wollen, bitte ic 
aufzuftehen. (Nachdem dies geſchehen. — Ich bitte die Herren Ordner, 
bie Stimmen zu zählen. 

Das Ergebniß der Abſtimmung ift folgendes: Die Frage ift mit 220 
Stimmen gegen 156 bejaht. 
eu Referent Sperling (verlief den Abfchnitt 5 des &. 35 des Geſetz⸗ 

twurfes): 
‚Außerdem bleibt die Anftellung der Juden als Lehrer auf jübifche Un- 
terrichts - Anflalten beſchraͤnkt.“ 

Gutachten ber Abtheilung. 

Abſchnitt 5. Was vorfiehend von ber Statthaftiglfeit Des Unter⸗ 
richt6 der Juden an Univerfitäten ausgeführt ift, fanden einzelne Mitglie- 
der im ganzen Ymfange auch auf deren Untersicht an ben nieberen Unter⸗ 
richte » Anftalten des Staates anwendbar, indent fie dem ihnen gemachten 
Einwande, daß diefer Unterricht mehr pädagogiſcher Ratur und dabei bie 
chriſtlich⸗ religiöſe Auffaffung aller Lebeneverhältniffe unerläßiich fei, damit 
begegneten, daß feine Erfahrung vorliege, wonach Juden als foldhe zu 
Pädagogen weniger geſchickt erachtet werben Könnten als die Chriften, viel- 
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mehr das Gegentheil ſich oft genug im Zamilienleben zeige und das Prinzip 
ber Chriſtlichkeit nicht allein bei einzelnen Lehrgegenftänden nicht zur An⸗ 
wendung fonıme, fondern auch überhaupt deshalb nicht geltend gemacht 
werden könne, weil zahlreiche Beiſpiele vorliegen, daß Juden, welche fich 
taufen ließen, ohne daß man die lleberzeugung gewinnen fonnte, daß fie 
mit der Taufe_zugleih die hriftlihen Glaubenswahrheiten in fich aufge- 
nommen, an Schul-Anftalten befhäftigt worden, fogar felbfifländig der- 
eihen Anftalten gegründet haben und das Vertrauen hriftliher Aeltern 
ım vollen Maße befäßen. Indeß wollten dem doch andere Mitglieder im 
ganzen Umfange nicht beitreten. Namentlih wurden Bedenken dagegen 
ut, daß die Kupen das Amt eines Dirigenten und Borftandes an Schul⸗ 
Anftalten, welche für Kinder chriftlicher Aeltern vorzugsweife beftimmt 
wären, eingeräumt würde, und insbefonbere fanden es einzelne Mitglieder 
bei der jegigen Einrichtung der Elementarſchulen, an welchen die Lehrer 
nicht nach einzelnen Unterrichts-Gegenftänden, fondern Haffenweife befchäf- 
tigt werden, gerabehin unzulälfig ‚ daß an folhen Schulen Juden angeftellt 
werben. Das Refultat der Abſtimmung el dahin aus, daB von vierzehn 
anmwefenden Mitgliedern fich fünf für die Beibehaltung des Entwurfes und 
yon den übrigen neun Mitgliedern, welche deſſen Wegfall wünfchten, vier 
fih für folgende Beſtimmung: 
„Juden fönnen Schulämter, zu welchen fie ſich geſchickt gemacht haben, 
verwalten, infofeen folche nicht ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubens⸗ 
befenntniß in fich Schließen‘, | 
bie Testen fünf endlich für eben biefe Beflimmung, jedoch nur mit der 
Maßgabe erklärten: in 
9 die Juden von den Vorſtandsämtern und den für chriſtliche Kinder 
beſtimmten Elementarſchulen unbedingt ausgeſchloſſen bleiben. 

Abgeordn. Graf von Merveldt: Es iſt von der hoben Berfamm- 
lung gewiß der Grundſatz als wünfchenswerth anerkannt worden, daß die 
in unjerer Mitte gefaßten Beſchlüſſe fo viel als möglich er der 
Gränzen der Ausführbarfeit bleiben. In dieſer Beziehung muß ich be— 
merten, daß bies hier nicht der Fall fein würde, infofern die als unabän- 
berlide Grundlage unferer Staats -Verfaffung gewährte Parität der reli- 
giöfen Verhältniſſe verlegt wird. Nun beftehen diefe Paritätsrechte, 
meines Dafürhaltens, nicht in demjenigen, was von einem geehrten Miit- 
gliede, nämlich von dem Herrn Referenten, uns geftern auseinandergefett 
worden: ift, indem er fie nach feinen individuellen Anfichten als ein ihm 

erfönlich vorfchwebendes Ideal formulirte, fondern darin, was fie, ihrem 

efen nach, fein follen und müſſen. Hiernach wird von Fatholifcher Seite 
der Grundſatz feitgehalten, daß jeder Unterricht, der in den Elementar- 
ſchulen oder in niederen Anterrispto-Anfalten ‚ die in die Kinder- und Er— 
tebungsjahre der Jugend fallen, gegeben wird und nicht blos technifche 
* eiten betrifft, den katholiſchen religiöſen Standpunkt feſthalten muß. 

ollte man dieſen Grundſatz flören, fo würde man in eine Ausartung 
verfallen, die einer nicht genügenden Handhabung der Toleranz angehört, 
—R würde mit den Parties unverträglich fein. Darum müf- 
fen auch in meiner Heimath in folchen Anftalten, die zur Ausbildung von 
Elementarſchullehrern beftimmt find, Lebtere als Religionslehrer ausgebil- 
bet werden, und wird, nebenbei gefagt, in benfelben eine Aufnahme von 
jüdiſchen Eleven nie ftattfinden können, um fo weniger, als katholifch geift- 
liche OR biefe Seminarien ausftatten. Nah Maßgabe diefer Grund» 
fäße iſt aber auch die Ausführbarkeit unferer Entfehluffe für mich und 
meine Mitflände bedingt, und nach biefer Maßgabe kann nur unter einer 
Verwahrung diefer unabänderlihen Grundlagen von vielen Mitftänden und 
mir nt werben. / Die Zulaffung von Juden als Lehrer zu Ele- 
mentarichulen ober überaupt zu folchen Unterrichts⸗Anſtalten, Die ın Die 


des Unterrichts in blos technifchen Fertigkeiten, 3.3. Zeichnen, Turnen 
— iger fein. lan —* Mi hi f 


ausgeſprochen haben: 
‚ 4 und Mein Daus wollen dem Herrn dienen!“ 

30 glaube, wir Alle Haben diefe Worte fo verftanden, Se. Majeftät ber 
Önig haben damit nur fagen können: Wir wollen ale Ehriften dem Herrn 
bienen, darum möchte ich bitten, daß wir dieſem gen Beiſpiel, 
welches ſowohl des hochſeligen als jetzigen Königs eg tät vor der Welt 
öffentlich Fundgegeben Haben, daß Sie der chriſtlichen Religion die ihr ge- 
bühreude, über alle Weltverhältniffe erbabene Stellung, die in frü- 
eren Jahren leider in den Hintergrund zu treten fehien, wiedergegeben 
aben, daß wir uns dieſem bocherhabenen Beifpiele anfchließen möchten, 
indem wir das chriftfiche Prinzip überall da aufrecht zu halten bemüht 
find, wo es eine belehrende, eine berathende oder eine befößlende Stellung 
gilt. (Bravo!) 

Abgeoron. von Wedell: ch erlaube mir nur auf eine Abweichung 
von dem Gefhäfts- Reglement aufmerkfam zu machen, in Bezug auf die 
legte Abfiimmung. Es handelte fih dabei um eine Petition, die an Se. 

ajeftät den König gerichtet werben fol. Es ift nun gefagt, der An- 
trag ber Abtheilung fei angenommen. Das wäre nur der Fall, wenn 
wei Drittel der Stimmen dafür geweien wären. Dies ift aber nicht der 
al. Der Antrag der Abteilung ift alfo nach der Zahl der Stimmen 
nicht angenommen. 

Referent: Ih muß bemerken, daß das, was ber Sprecher fo 
eben gerügt hat, auf einem Mißverſtändniſſe beruht, zu welchem ich die 
Beranlaffung gegeben habe, weil ich mich Worts „Petition‘ bedient 
babe. Es ß te heißen: „Bitte.“ Eine Petition iſt nicht eingekommen. 
Die Bezugnahme auf das Gefchäfts- Reglement findet alfo Feine Au⸗ 
wendung. 

Ab neorbn. von Wedell: Die aretheilung bat den Antrag geftellt, 
daß, in Form einer Petition der Antrag an Seine Majeftät den König 
erichtet werben möchte, an irgend eine Univerfität des Landes einen 
ehrſtuhl für jüdifche Theologie einzurichten. Hierüber iſt abgeftimmt 
worden. Dies ift eine Petition und fein Amenbement zu dem Gefe- 
Entwurf. Ich muß alfo bei meiner Anficht ftehen bleiben, daß zwei 
Drittel a men erforderlich find, wenn biefer Antrag an den König 
gelangen fol. ” 

Sreferent: Das ift derſelbe Zweifel, der fhon bei anderen Amen- 
dements erhoben worden. Darüber wird die hohe Berfammlung zu ent- 
ſcheiden haben. | 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Ich glaube nicht, dag die Ver- 
fammlung darüber zu entfcheiden hat, fondern der Marſchall. Wenn der 
Antrag eine Petition hätte fein follen, fo würbe der Marfhall, ehe ab- 
geftimmt worben ift, die nöthige Bemerkung gemacht haben. 

Marfhall: Es ift dies allerdings ein Fall, wo es fidh von ber 
Interpretation des Geſetzes durch das Reglement handelt, und wo ich nicht 
werde ar können, die Entſcheidung zu übernehmen. Der Ausornd 
Fa it bier gebraucht worden, und in biefer Beziehung Fönnte ver 

al zweifelhaft fein, indeſſen es iſt ſchon öfter vorgelommen, daß an ein 
erfordertes en Anträge gefnüpft worden find, und dag, wenn die⸗ 
felben im engen slammenhang: mit der Borlage waren, fie nicht als be⸗ 
jonbere Petitionen betrachtet und zwei Drittel der Stimmen nicht verlangt 
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worben find. In biefem Sinne betrachte ich den Antrag der Abtheilung 
und halte ihn für ein Amendement. 
| Ibgeoron. von Gudenau: Wenn ih den Referenten der geehrten 
Abteilung recht verftehe, fo handelt es fih Hier alfo gerade um bie Arage, 
follen einzelnen Juden, welche fi dazu qualifiziren, ae len 
Ien anvertraut werden? Ich muß bemerfen, daß hier ein wefentliher Unter- 
ſchied ftattfindet zwifchen der früheren Frage, welche nur die höheren Lehr⸗ 
anftalten betroffen hat, und derjenigen, welche die Elementar⸗Unterrichts⸗ 
Anftalten betrifft. Der Unterſchied iſt hauptfächlich rechtlicher Natur. Alle 
amilienväter Haben nicht allein die moralilche, fie haben auch die gefetliche 
erpflichtung, für den Elementar» Unterricht ihrer Kinder zu forgen. Bon 
Seiten der Wohlhabenden gefchieht dies in der Megel, indem fe ausleh⸗ 
ver haben, von Seiten der Unbemittelten dadurch, daß fie die öffentliche 
Elemeutarſchule ihres Orts durch ihre Kinder befuchen laſſen und befuchen 
laſſen müflen; es iſt alfo nicht in & Gewalt gegeben, ob fie ihre Kinder 
hahın fchirken wollen oder nicht. Hier in ber hohen Berfammlung, wenn 
fie nämlich vollzählig if, mögen wohl 100 Familienväter fein, welche Haus⸗ 
lehrer für ihre Rinder haben. Die Verhandlungen diefer Tage mögen wohl 
die Anfichten Vieler geändert, viele gegen die * beſtehende Vorurtheile 
zerſtoͤrt und manche mögen neue Anſichten gefaßt haben; ich glaube aber 
nit, daß fie in einem einzigen biefer Mitglieder bie Abſicht hervorgerufen 
aben, einen jüdiſchen Hanslehrer anzunehmen, oder den chriſtlichen Hause 
drer fortzuſchicken und dafür einen Juden anzunehmen. Das glaube ich 
nicht, (Zuſtimmung.) Alfo, meine Herren, wenn wir den Juden fogen: 
qualifizirt euch, fo werdet ihr bei den Elementarfchulen angeftellt, fo Tann 
man nichts mehr einwenden gegen ee wirkliche Anftellung, wie in vielen 
anderen Källen. Andere höhere Anftelungen bleiben doch noch freiwillig, 
fie können von der Wahl und vielen [pegie en Umſtänden abhängen. Wenn 
ich aber den Juden das verfpreche, fo muß ich es halten, und wenn ich es 
balte, was habe ich gethan? Ich habe ven Armen, Unbemittelten, der nicht 
im Stande iſt, ſich einen Hauslehrer zu halten, gendthigt, die Erzichung 
feiner Rinder einem Juden anzuvertrauen, ich habe in die heiligften Rechte 
gegriffen. Meine Deren! Es ift hier nicht davon bie Rede, den Juden 
mehr oder weniger Rechte einzuräumen, es ift nicht davon die Rebe, Toles 
vanz, Yumanität zu üben, es gi aber die Rede davon, wenn bie Frage be⸗ 
jaht wird, daß wir den geöhten espotismug üben, der, glaube ich, jemals 
vorgefommen iſt ... (Beifall) indem man Die Eltern zwingen will, ihre ei⸗ 
enen Kinder gegen bie Ueberzeugung von Millionen einem Juden anzuver- 
auen. Denfen Sie fih in die Lage, Sie find Familienväter, die für ihre 
Kinder Hauslehrer haben, wenn man Sie zwingen wollte, den Chriften 
fortzufchicken und einen Juden für die Kinder anzunehmen, was würben Sie 
dann fagen? Sol das den Armen gefhehen? Wenn fo viel von hriftlicher 
Toleranz und Humanität gelprochen worden ift, fo will ich auch noch einen 
Satz anführen, der hier gilt: was du nicht willft, das man bir thue, dag 
thue auch den Anderen nicht; und W ſetze hinzu: was ihr — die Wohlha⸗ 
— nicht wollt, das euch geſchähe, dazu zwingt den Armen nicht! 
(Beifall.) 

Abgeordn. von Manteuffel I.: Hohe Berfammlung! Cs ift bisher 
in biefem Geſetze von Verhältniffen die Rede geweien, wo die Juden in 
eine nähere Beziehung gebracht werben mit erwachfenen Ehriften, es ift bei 
biefen Verhältniſſen von ber Mehrheit der Berfammlung gewünfcht worden, 
daß dieſe Verhältniffe unbefchränft eintreten, und diejenigen, welche in ber 
Minorität geblieben find, haben wenigftens einigen Troft gefunden. Wir 
hoffen, daß die erwachfenen Ehriften ihr Ehriftenthum fo hoch und feft flel- 
Ien werben, daß ein nachtheiliger Einfluß anf die religidfen Anfichten daraus 
aicht bervorgeht; jet aber, meine Herren, wollen Sie die Weſen, deren 


311 — 


Erziehung Ihnen amvertrant ift, in Berbinbung flellen mit jüdiſchen Leh⸗ 
vern. Es fann zwar angeführt werben, es fei fein Schulzwang vorhanden; 
inbeflen der Schulzwang anf einer beftimmten Schule Tiegt fehr häufig in 
den Berbältnifien. Wer das platte Land kennt, wird willen, daß man bie 
Schule nicht wählen kann, in welde die Kinder follen geſchickt werben, fon- 
bern es ift auf dem platten Lande, wie in kleineren Städten, bisweilen 
nicht anders möglich, die Aeltern find auf eine beftimmte Schule angewie- 
en, fie müſſen die Kinder in dieſe ſchicken, und alsdann wollen Sie aljo 

re Kinder den jüdifchen Lehrern übergeben? Das fann doch nimmermehr 
Ihre Abficht fein! Ich möchte, wenn es dahin käme, diejenigen glücklich 
preifen, und mich mit ihnen, welche noch nicht in der Tage find, die Pflich⸗ 
ten eines Familienvaters ausüben zu müflen. Ich glaube darum, daß 
es auch wohl faum möglich fein wird, daß dieſe Beftimmung hier durch⸗ 
gehe. Wenn mir inbeffen auch auf der anderen Seite vieleicht eingewanbt 
werben möchte, daß eine derartige faktifche Nöthigung in Beziehung auf 
beftimmte Schulen nicht eintreten werbe, dann frage ich, warum ftellen Sie 
überhaupt die jüdiſchen Lehrer an? Entweder ift der jüdiſche Lehrer ohne 
Schüler, oder die hriftlihen Schüler find ohne jüdischen Lehrer, und dann 
hilft der Lehrer nichts. Ich halte es für meine Pflicht, da ich einmal hier 
bin, noch einige orte an den Neferenten zu richten und ihn zu fragen, 
wer ihm das Kecht gegeben hat, abbruden zu laſſen, daß er an dem dhrift- 
lichen Glaubensbekenniniſſe eines früheren Juden binterher noch zweifle. 
Das ift im Gutachten der Abtheilung gebrudt worben, und ich berwahre 
mich dagegen; ich verwahre mich dagegen, daß hier geurtheilt werde uber 
das Gewilfen des getauften —8 und über das Gewiſſen des Geiſtlichen, 
der ihm die Taufe ertheilt hat; dieſe beiden Perſonen haben dieſe heilige 
Handlung allein zu beurtheilen und zu vertreten. 

Referent Sperling: Auf dieſe perſönliche Interpellation erlaube i 
mir, den geehrten Herrn zu bitten, das Gutachten der Abtheilung mit Auf- 
merkſamkeit zu Iefen. Er wird dann a daß ein ganz anderer Sinn darin 
liegt, als er ihn Hineinlegt, und daB es biefer Aeußerung in Beziehung auf 
mid bier nicht bedurft Hätte. 

Abgeoron. von Auerswald: Ich habe dem geehrten Abgeordneten der 
rheiniſchen Ritterfchaft, der vor furzem biefen Play einnahm, für bie Ge⸗ 
finnungen und Anſichten, die er ausgefprocdden, meinen aufrichtigen Beifall 
gezollt, ich habe es um I eben gethan, als ich der Sache nach der Ueber- 

eugung war, daß feine Aeußerung auf einem olkänbigen Mißverftänpniß 
erubte. Es ift bereits geftern befchloffen, daß nur folche Aemter den Ju⸗ 
ben anvertraut werden, welche das chriftliche Glaubensbekenntniß nicht vor- 
ausjegen, und hier zugleich wiederholt gefagt, daß fie von denjenigen Aem⸗ 
tern, welche ein chriitliches Bekeuntniß vorausſetgen, ausgeſchloſſen fein fol- 
len. Es handelt fih Hier von Elementar-Lehrämtern, und man kaun wohl 
feinen Egal haben, ob, wenn ein Lehramt zum riftlichen Religions⸗ 
Unterrit verpflichtet, wie es bei faft allen Elementarlehrern, namentlich 
auf dem Lande, der Fall ift, die Juden davon ausgefchloffen fein follen. Ich 
bin zwar ber Meinung, vaß diefe Zweifel nicht flattbaben fönnen; um aber 
jedes Mißverftändniß zu vermeiden, ſchlage ich vor, daß Die Elementarlehrer 
von dem Antrage ausgeſchloſſen werven, und bitte den Herrn Referenten 
der Abtheilung, diefem Vorſchlag beizutreten. Was übrigens die Erflärung 
des Herrn Referenten auf das was bas geehrte Mitglied aus ber Nieder, 
laufiß gegen ihn bemerkte, betrifft, fo muß ich doch auch geftehen, daß mich 
bie betreffende Aeußerung bes Gutachtens, wenn ich fie au nicht vollſtäu⸗ 
big fo aufgefaßt Habe, wie das letzterwaͤhnte Mitglied, ebenfalls verlegt hat. 

Es ) in dem Ontachten: „Weil zahlreiche Beiſpiele vorliegen, daß 
Juden, weldhe fi taufen ließen, ohne daß man bie Ueberzeugung gewinnen 
fonnte, daß fie mit der Taufe zugleich die chriftlichen Blaubens, Wahrheiten 
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in fih aufgenommen, an Schul» Anftalten befchäftigt worben.‘ Ich kann 
war hierin nicht finden, daB man entichieden daran zweifle, daß fie die chrift- 
ihen Glaubens⸗Wahrheiten in ſich aufgenommen hätten; aber ıch muß dieſe 
Aeußerung — und ich bitte um Entfhuldigung, wenn ich diefen harten Aus- 
drud gebrauche, er gilt nicht der Perſon, —* der Sache — als eine ver⸗ 
letzende Anmafung Infofern bezeichnen, als hier über den Glauben und Die 
Geſinnung eines Anderen ein Urtheil gefällt wird, ein Urtheil, zu welchem 
nur ber berechtigt ift, der die Herzen und Nieren prüft, ein Urtheil, welches 
wir auch bier nad dem Sinne aller von uns gefaßten Beichlüffe jederzeit 
(3 anſtatthaft zurückgewieſen haben und für immer zurückweiſen müſſen. 
ravo!) 


Referent Sperling: Nach meiner Anſicht ſollte gerade das Gegen⸗ 
theil ausgedrückt werden ... ... (Großer Lärm.) Weil wir nicht die Geſin⸗ 
nung eines Anderen erfennen können .... (Abermals großer Lärm und ge- 
waltiges Fußſtampfen.) darum wiffen wir nicht in überzeugender Weife, ob 
ein Jude, der ſich taufen läßt, das Chriftentbum ganz in fir aufgenommen 

.... (Derfelbe Lärm wiederholt fih.), Es wird von den Juden feldft 
nicht in Abrede geftellt, daß ver Kal vorfommen kann, wo Jemand des Bor- 
theile wegen, auch um zu einem Amte zu gelangen, ſich taufen laſſe. 

- Eine Stimme: Ich bitte um das Wort in Betreff dieſer Stelle. 

Abgeordn. Naumann: Ich habe im Wefentlichen denfelben Zwed, 
ben das geehrte Mitglien hatte, welches vor mir auf dieſer Stelle ftand, 
nämlich den Abgeorpneten aus der Rhein» Provinz darauf aufmerffam zu 
machen, daß in der Befugniß, Jemanden als Lehrer anzuftellen, noch nicht Die 
Berpflihtung Liege, ihn unter allen Umftänden anzuftellen 0... (Öroßer 
Lärm) nnd daß am allerwenigften daraus die Nothwendigkeit für Diejenigen 
Herren folge, welche fo glücklich find, einen Hauslehrer halten zu können, 
auch einen Juden annehmen zu müflen. 

ent Freiherr von Gudenau widerſpricht, daß er dies be⸗ 

auptet habe. 

Habe ich falich verftanden, fo erledigt fi das Gefagte. Der geehrte Ab- 

eorbnete hat aber das ausdrücklich gefagt, daß mit der Annahme diefer Be- 
—** die ärmeren Einwohner verpflichtet ſein würden, ihre Kinder in 
eine Schule zu ſchicken, an welcher jüdiſche Lehrer angeſtellt ſeien, weil es 
nicht in der Befugniß liegen würde, Juden nicht anzuſtellen. Dieſe Befug⸗ 
niß bleibt beſtehen, daß da, wo es nicht angemeſſen erſcheint, Juden anzu⸗ 
ſtellen, ſie J nicht anzuſtellen ſind; aber dagegen ſtimme ich, den Juden 
durch das Geſetz gar nicht für fähig zur Bekleidung des Lehramtes zu erklä⸗ 
reu. Die Beſtimmung, wie fie von der Abtheilung vorgeſchlagen worden iſt, 
hat nur den Sinn: die Juden niht auszufhließen, woraus aber 
nicht folgt, daß fie von Schulen, wo das hriftlihe Olaubensbefenntniß als 
wänfhenswertjes Requifit des Lehrers erfcheint, nicht ausgeſchloſſen wer- 
en könnten. 

.Abgeordn. von Gudenau: Ich muß dem verehrten Mitgliebe, das vor 
mir gefprochen hat, und namentlich dem verehrten Mitglieve aus Preußen, 
bemerten, daß ich, bevor ich meinen Bortrag hielt, an den Herrn Referenten 
die Frage gerichtet babe, ob ich recht verflanden hätte , daß der Antrag des 
einen Thei e8 der Abtheilung dahin ginge: Den Juden Elementar - Lehrer- 
ftellen bei Kirk Schulen, welche hriftliche Kinder befuchen, zu übertragen. 
Der Herr Referent antwortete mir mit Ja, wenn ich ihn nicht etwa wieder 
mißverftanden Habe. (Geläichter.) — Wenn ber letzte verehrte Redner fagt, 
ich hätte von einer Vergflichtung der Armen gefprochen, ihre Kinder in eine 
göate F ſchicken, vi jũdiſcher Lehrer voritebe, fo habe ich das aller- 

29° Belagt; und werin man ben Wortlaut fo fcharf nimmt, fo muß ich 

t nach Wen Berhältnifen der Rheinprovinz nicht ganz ri 
den, daB e6 nad) Isen Berhältnifen der Rheinprovinz nic iötig 

3 allein wenn an einem Drte ein jüdifcher Lehrer fungirt und auch die. 


Aeltern in dieſem Falle berechtigt find, ihre Kinder eine Stunde weiter in bie 
Nahbar- Schule zu ſchicken, jo if doch das fo ſchwer, daß es faft einem 
Berbote gleihlommt, und ich glaube, daß dadurch meine früheren en 
rungen gerechtfertigt find, und daß fie, wenn sch nicht irre, zu meiner großen 
Freude Anklang in ber Berfammlung gefunden haben. (Große aufeegung im 
der Berfammlung und Zeichen des Einverſtändniſſes. Der Ruf nach Ab⸗ 
flimmung immer lauter.) . 
Marfhall: Laſſen fie nicht fo viele Zeit unbenutt vorübergehen! 
(Ruhe in der Berfammlung.) a 
Referent Sperling: Es Tann feinem in der Abtheilung eingefallen 
fein, einen Juden da anftellen zu wollen, wo es ſich um den Religions-Unter- 
richt handelt. Es gilt nur, um das Prinzip, welches ſchon das Edikt von 
1812 aufgeftellt hat. (Neue Aufregung.) In 
Abgeordn. Graf von Schwerin: ch trete hier in dieſer Frage 
denjenigen fünf Mitgliedern bei, welde das Abtheilungs- Gutachten mar 
unter dem ausbrüdlichen Hinzufügen angenommen willen wollen, daß bie 
Juden von den Borftande-Aemtern und den für hriftliche Kinder beftimm- 
ten Elementarſchulen unbedingt ausgefchloffen bleiben, und zwar in voll» 
ftändiger Webereinftimmung mit dem Prinzip, was ich bisher vertheidigt 
babe, und was nah meiner Meinung der Abgeorbnete aus der Rhein⸗ 
provinz beftimmt hervorgehoben hat. Bet den Elementarfhulen kommt es 
nicht anf den wiffenfchaftlihen Unterricht an, fondern auf die Legung der 
Grundlage des Lebens, und dieſe Grundlage ift in unferem Staate dem 
rößten Theile der Bewohner nad die chriftliche. Daher muß die Minder- 
beit fih der Mehrheit fügen, und es können dieſe Stellen nur Ehriften 
anvertraut werden. 
Negierungs-Rommiffar Brüggemann: Es ift feinesweges meine 
Abfiht, die hohe Verfammlung m länger von ver Beſchlußnahme ab⸗ 
zubalten, bie in der Sache zu faflen ift, obwohl > noch reichen Stoff 
zu erörtern hätte. Ich kann demjenigen, was in Bezug auf die Noth- 
wenbigfeit des chrifilichen Elementes in ben Elementarſchülen gefagt wor- 
den ift, nur meinen vollen Beifall zollen; ich muß mir aber erlauben, die 
bobe Berfammlung auch darauf aufmerkfam zu machen, daß bie Erhaltung 
diefes Prinzips von gleiher Wichtigkeit für die GOymnaſien, für die_Pro- 
ymnaſien und für alle ın ähnlicher Kategorie mit ihnen flehenden Schu⸗ 
en ift. Auch diefe Anftalten empfangen den Knaben fon von dem zehn- 
ten Jahre feines Lebens an, und Riemand wird glanben, daß ſchon in die⸗ 
fem Alter die Erziehung, die in der Familie auf der hriftlichen Grund» 
lage begonnen —— vollendet ſei. Der Jüngling fängt nur allmälig an, 
fd fefter und felbfifländiger zu entwideln und auszubilden in Gefinnung 
und den Ang ra) welche viefen Anftalten als Unterrigptö-Qegenftänbe 
zugewiefen find; aber bis zur höchſten Klaſſe diefer Anftalten iſt die Auf- 
abe nicht blos dahin gerichtet, Kenntniffe mitzutheilen, fondern der ganze 
nterrichtsftoff iſt zugleich als Erziehungs⸗, als Bildungsmittel zu be. 
trachten, um fowohl auf bie gi ige, als anf die Gemüths- Entwidelung 
des Menfchen hinzuwirken. eltern find gezwungen, ihre Rinder biefen 
Anftalten anzuvertrauen, und haben wohl ein Recht darauf, daß ihre im 
Schooße des Chriſtenthums geborenen und in feinem Geifte treu von 
ihnen bewahrten Kinder au in den öffentlihen Schulen in bemfelben 
Geiſte weiter erzogen und gebitbet werden. Wer wollte ihnen dieſes Necht 
ſchmälern oder entziehen? Es würde meines Erachtens ein eben fo großes 
Unrecht fein, dieſes erziehende Prinzip durch fremde, Elemente an den ge- 
dachten Anftalten zu trüben, als wenn dies in den Elementarfchulen gec- 
ſchaͤhe. 32 muß wiederholen, was ich bei anderer Beranlaffung audge- 
ſprochen habe, obwohl ich zu meinem Bedauern mißverflanden worden bin, 
indem man bie von mir angebentete chriftliche Lebendgemeinichaft auf et» 
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anterwo waren, in der Ertheilung des hoͤchſten bürgerlichen Rechtes, 
ber een ftändifcher Vertretung, allerdings einen Sprung in der Ge- 
ſetzgebung erblide, indem mehrere Stadien einer, wie mir jcheint, noth⸗ 
wendigen Vorbildung baburd überfchritten würden. Es iſt mir von dem 
ſehr geehrten Mitglieve für Krefeld hierauf entgegnet worden, daß ein fol- 
der Sprung in der Gefesgebung hier nicht obwalte, indem bie vollftän- 
dige Emancıpation fich als nothwendiger Anknüpfungspunft an die gegen- 
wärtige Bildungsftufe der Juden im Allgemeinen anfchließe. Ich verfenue 
Seinesweges, daß zum Theil die Bekenner des jüdiſchen Glaubens auf einer 
hohen Bildungsfiufe ftehen, ich Habe ſelbſt — * ausgezeichnete Männer 
unter ihnen kennen und verehren gelernt; ich muß aber doch bemerkbar 
machen, daß, wie mir ſcheint, nicht in allen Theilen unſeres Vaterlandes 
dieſe Bilduug auf gleicher Stufe ſteht, daß in der Allgemeinheit hier noch 
große Unterkhiebe obwalten. Ich mache ferner einen Unterfchied zwifchen 
einer mehr einfeitigen Fachbildung, au jeist Gelehrtenbildung und einer 
Bildung für das öffentliche, praftifche Leben. Ich glanbe, daß die letztere 
‚nur durch das Leben felbft, durch die Bewegung in öffentlichen Beziehun- 
en vorbereitet und erreicht werben kann. Ob nun die Juden, bie 16 bis⸗ 
AN ausſchließlich nur merkantiliihen Zweden hingaben, von vielen öf- 
tlichen eiehungen aber ausgeſchloſſen waren, ſchon jest zur Ausübung 
ejes höchſten bürgerlichen Befugnifies befähigt find, muß ich dahingeſtellt 
fein laſſen. Ich glaube, daß wir ſelbſt erft Dadurch, daß wir durch bie 
Feb, auf dan hen und andere bürgerlichen eiehungen —— 


ſind, auf dem wir gegenwärtig fteben, und ich weiß nicht, ob ohne dieſe 
e Bereinigte Landtag diejenige Sicherheit ober 


orbildung der gegenwärtig 
den Takt ds angeeignet haben würde, welcher von dem \snlande, wie von 
dem Auslande, ihm, fo viel mir befannt, ugelprocpen worden iſt. Als 
zweiten Grund führe ich folgenden an. Es Rn ereits, wenn ich nicht irre, 
in der geflrigen Debatte in Erwägung gezogen worben, daß bedeutende 
Reicht hümer fich in den Händen der jübifchen Bevölkerung in Folge ihres 
Pe! Inned und glüdlicher Operationen in fommerzieller Richtung ange- 

uft haben. 

Es Haben Konzentrirungen biefer Neichthümer in einzelnen Händen 
flattgefunden, die ein bedeutendes Gewicht in die Wagſchale der politiichen 
Zuftände von Europa gelegt haben. Wenn die Emancipation vollfländig 
erfolgt, auf die flänbifchen Nechte ausgebehnt wird, fo wird die nächfte 
gelse fein, daß ein großer Theil diefer Reichthümer auf den Erwerb von 

rund-Eigentbum gewenvet wird, weil das Grund⸗Eigenthum in unferem 
Staate die Bafıs der Standſchaft ift. 

Wir Grund-Befiger fönnten in materieller Beziehung und damit ganz 
einverftanden erklären, indem dann die Preife der Güter fleigen würben, 
es laſſen fich aber nicht alle Dinge mit dem materiellen Maßſtabe bemeffen. 
Es ift ferner erwähnt worden, und mit Recht, daß in manden Landesthei- 
Ien der Kredit ſich größtentheils in den Händen von Juden befindet und 
bie Hleineren Grundbeſitzer ihnen gewiffermaßen tributär, von ihnen abhän- 
gig find. Wenn nun in diefen Lanbestheilen die Juden auch noch beden- 
tendes Grund» Eigentfum erwerben, fo geftehe ih, daß ich beforge, daß 
dann bei den Wahlen zur Standfchaft nicht blos die Würdigkeit, fondern 
auch andere Rückſichten obwalten können. Wir haben bisher wenig von 
Bahl-Umtrieben gewußt... Unfere provinzialftändifchen Juſtitute fanden 
noch nicht den allgemeinen Anklang in der Nation, der unferen gegenwär- 
digen centralftändischen Anftitutionen zu Theil wird. Die Stellung eines 
Abgeorbneten des Berkinigten Landtages ıft eine fo (Me fo oe 
senswerthe, daß der Ghrgeiz gewiß vielfach nad ihr fireben wird, und ſo 
werben wir and bei ums Wahl-Umtriebe naturgemd entftehen fehen, und 
wenn auch nicht in beit Ausbehnung, bie.fie in England erreichen, fo wer⸗ 
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den ſie dennoch einen Einfluß auf die Wahlen ausüben. Ich weiß, daß 
dieſer Zuſtand eintreten wird, wenn man auch die Emancipation nicht bie 
auf diefen Punkt ausdehnt; aber ich geitehe, Daß id nicht möchte, daß die 
Macht der Geld⸗Ariſtokratie einen zu bedeutenden Einfluß auf die Ergän- 
zung unferer Reiben ausübte. 

Der dritte Grund, der mich veranlaßt, mich gegen die Ertheilung der 
ftändifchen Rechte an Juden zu erflären, ift der der Theilnahme an ber 
Geſetzgebung. Ich —* es bereits anerkannt, daß der Jude auf ſeinem 
Glaubenswege eben ſowohl zur Stufe der höchſten ſittlichen Bildung em⸗ 
porſteigen kann, als der Chriſt, ig glaube aber, daß die Lehrſätze der 
chriſtlichen Moral der klarſte und ſicherſte Weg ſei, um dieſen Stand⸗ 
punkt zu erreichen, namentlich in Bezug auf Zwecke der Volkserziehung. 
Welche Anſichten über Kirche und Staat man auch hegen mag, ſo wird 
mir doch, glaube ich, zugeſtanden werden müſſen, daß auf die Entwicke⸗ 
lung unſerer ſocialen Juſtände und der Geſebgten der Geiſt des 
Chriſtenthums großen pub geübt, daß die Geſetzgebung theilweiſe 
aus ihm hervorgegangen it, und daß es daher bedenklich iſt, Anders. 
glaubenden und Andersdenkenden eine Theilnabme an der Geſetzgebung 
einzuräumen, fo lange ihr Glaube zu einer fchroffen Abfonderung und 
Abgränzung von dem unfrigen führt. Man wird mir vieleicht den Vor— 
wurf der Inkonſequenz machen, daß ich ben Juden einen Theil an ber 
Staats-Berwaltung, wenn auch nicht in dem umfaffenden Grade ber 
geftrigen Abflimmung zuerfennen wollte, während ich die ſtändiſchen Rechte 
ihnen abfprehen will; es tft aber ein Unterfchied zwiſchen der Handha⸗ 
bung der Gefege und zwifchen der Geſetzgebung felbft, und ich betrachte es 
als eine Thatjache, daß gegenwärtig noch eine fcharfe Sonderung aifhen 
Judenthum und \eoriltentyum eriftirt.. Wir baben die Juden allerdings 
zum Theil in diefe Sonderung bineingedrängt, aber theilweiſe Tiegt fie 
auch in den Dogmen des jüdifchen Glaubens. Wir dürfen nicht vergeifen, 
daß von Alters ber bie rt fih als ein auserwähltes Volk ketrachten 
und ſtets die Richtung gehabt haben, von anderen Nationen ſich abzuſon⸗ 
dern. — Menn die Emancipation auch nicht die äußerſte Stufe bürger- 
licher Gleichſtellung erreicht, wenn fie eine bedingte bieibt, fo tft doch ber 
Sortfchritt, der Dadurch ing Leben treten wird, bereits ein fo bedeutender, 
daß die Abneigung zwifchen Juden und Chriſten ſich ausgleichen wird, da 
bie fchroffe Ablonderung fi) mildern, die Borurtheife aufhören werben. J 
diefer Zeitpunft eingetreten, dann wird die Zeit ihr Necht ebenfalls in 
Anſpruch nehmen, und die 3% wird nochmals zur Entſcheidung fommen, 
ob den Juden alle Befugnijfe, auch tie höchſten im Staate, ertheilt wer« 
den follen. Ich würde es bedauern, wenn ich durch den Inhalt meines 
heutigen Vortrages der sunftigen Meinung, die ſich in einigen woblwollen⸗ 
den Heußerungen gegen mich ausgefprochen bat, verluſtig geben follte; ich 
glaube inteifen nicht, daß irgend eine Infonfequenz zwiſchen meiner heuti« 
gen und meiner neulichen Aeußerung Tiegt, und daß fie vielmehr in folge- 
rechtem chende ſtehen; ich glaube, die bohe Verſammlung wird 
es wenigſtens anerkennen, daß ich mit dieſer Erflärung offen und gewiſſen⸗ 
EN meine Meinung ausgefprocdhen habe, jelbft wenn ich das Bewußtiein 

abe, in der Minorität zu fein, und zweitens dadurch zu erfennen gegeben 

babe, daß ich den Stand eines Abgeordneten, eines Vertreters unferer 
Mitbürger, wodurch auch mir die Ehre zu Theil wird, in Ihren Reiben 
zu figen, fo hoch anfchlage, daß ich nur dann die Ausübung dieſes Nechtes 
zugeftehen möchte, wenn nad) meiner gewiſſenhafteſten Ueberzeugung Altes 
vorhanden iſt, was zu dieſer Stellung befühigt. (Bravo!) 

Abgeordn. von Schwerin: Re fege annächit voraus, daß, 
wenn bier von ſtändiſchen Rechten gefprochen wird, was Patronat nicht mit 
einbegriffen iſt, weil davon fpäter Die Rebe fein wird, Dies vorausge⸗ 
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wie kin ich allerdings der Memung, daß fein Grund vorhanden tft, bie 
ndifchen Rechte den Juden nicht einzuräumen; ich bin aber weit ent- 
fernt, dem verehrten Abgeoroneten, der eben die gegentheilige Meinun 
ausſprach, Infonfequenz in biefer Beziehung vorzuwerfen, fondern Hi 
reue mid aufrichtig, daß er das Prinzip, von dem ich und eine große 
sahl anderer Dlitglieder bisher uns haben leiten Iaffen, bis zu Diefem 
Punkte bereits anerfannt hat, ed ift etwas nicht ganz Neichtes, ein Prin- 
zip bis in die äußerften Konfequenzen zu verfolgen, es may auch nicht 
uberafl ganz richtig fein, das will ich zugeben. Und wenn ich mich freue, 
daß er fo weit unterem Prinzipe fich angefchloffen hat, fo erlaube ich mir 
aber auch, zur Wiverlegun deffen, was er gefagt hat, auf einige Momente 
aufmerffam zu machen. Aunärhft it ed Das der Geld-Ariftofratie, die er 
fürchtet in Bezug auf Gewährung ſtändiſcher Rechte an Juden. Da muß 
ich geftchen, da er in biefer Beziehung nicht ven Juden, fondern ben 
Ehriften einen Vorwurf macht, nicht diejenigen, die beftechen, fondern die 
jenigen, die fih beſtechen laſſen, find verwerflihd. Da aber bie große 
Mehrzahl derer, auf die dieſer Geldeinfluß eine Gewalt ausüben fönnte, 
immer aus Chriften befteht, fo würde dieſer Vorwurf die Chriften und 
nicht die Juden treffen. (Aufregung) Dann ijt etwas, was von ihm ge- 
jagt worden ift mit Rüdficht auf Ten ut ber Juden auf die Geſetz⸗ 
ung, mir nicht ganz richtig erfchienen. Ich bitte Doch immer zu beden⸗ 
en, meine Herren, va fih das Verhältniß Lefanntlich wie 16 Millionen 
au 200,000 geftaltet, und daß, wenn wir dag Recht anerkennen, daß Juden 
auch Stände » Mitglieder werden fönnen, weil wir ihnen das Recht nicht 
vorenthalten fönnen, Staatsbürger zu fein, daraus nicht folgt, daß üler- 
Keupt welche Juden, am wenigiten aber ein großer Theil Juden in ber 
tände » Berfammlung fipen wird, daß alfo durchaus fein Grund vorhan- 
den iſt, anzunehmen, daß der Einfluß der Juden den Einfluß des chrijili- 
hen Elements auf die Geſetzgebung paralyfiren könnte, wenn man aud 
wirklich nicht annehmen wollte, daß das chriſtliche Bewußtſein bei der gros 
en Mehrzahl der Mitglieder eine ſolche Kraft hätte, daß es fich auch einer 
ehrgabt von Juden gegenüber aufrecht erhalten könnte. Ich glaube, 
daß eben fo wenig aus der Macht des Geldes wie aus der Macht des 
Geiftes irgendwie Gefahr für die ſtändiſche Verſammlung durch die Teil. 
nahme der Juden erwachſen fann, und flimme daher dafür, daß ihnen auch 
die Theilnahme an folhen Verfammlungen, wie das Recht der Kommunal» 
der Gerichts⸗Verwaltung zugeſtanden werden möge. 
Abgeordn. Hanfemann: Der verehrte Abgeordnete Schleſiens, wel. 
der vorhin ſprach, bat einen Grund gegen die Zulaffung der Juden zu 
ftändifhen Rechten darin gefunden, dag de vorzugsweiſe mit merfantılen 
Geſchäften fih abgeben; er bat außerdem einen Grund zu dem guten Takt 
biefer Berfammlung darin gefunden, daß ihre Mitglieder jene Geichäfte 
meiftens nicht Letreiben. Sich muß nun bemerken, daß ich meinerjeite 
glaube, man könne in merfantiler Befchäftigung chen fowohl wie auch in 
anderen fih cine gute praftifche Bildung erwerlen; dieſe Beſchäftigung 
fehließt keinesweges auf, Taf man ein guter und nüglicher Deputirter fein 
fönne. Eben fo gut wie dies auf Chrijten paßt, eben fo gut wird es and 
auf die Juden anzuwenden fein. — Die anderen Gründe, welche Das ges 
ehrte Mitglied anführte, veranlaffen mich, gerade im entgegengefegten Einne 
u flimmen. Wenn bie Juden Dadurch, daß fie ftändiihe Nechte erlangen, 
di veranlaßt finden, fo viel mehr Grundeigenthum zu faufen, fich alſo 
auch der Landwirthſchaft zu widmen, fo erreichen wir ja gerade bag, was 
fo vielfeitig gewünfcht’ worden if. Man hat überall gewünſcht, — und 
mit Recht — die Juden möchten fih mehr dem Handel entzieben und viel» 
feitigere Beſchäftigungen treiben; gerade das würde alfo nach ter Anjıcht 
des geehrten Abgeordrieten befördert werden, und infofern ift alfo die Theil, 
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nahme an ben ftänbifchen Rechten ein wefentlihes Mittel, um bie Juden 
von dem Handel zu ebleren Beihäftigungen hinzuleiten. Auch der Grund, 
baß ihr Ehrgeiz fie antreiben würde, Mitglieder des Landtags zu werben, 
iſt einer derjenigen, der mich beſtimmt, ihnen fländifhe Rechte zuzuſpre⸗ 
en. Gerade das sit ja die Abficht, daß wir in ihnen einen ebleren Ehr⸗ 
geiz erweden, daß wir in ihnen das Gefühl beleben wollen, den Mammon 
ih als das höchſte Ziel zu betrachten, fondern daß ein edlerer Ehrgeiz, 
als bios reich zu fein, ihren Charakter durchdringe. Auch ich halte, wie 
der geehrte Abgeordnete, die ftändifhe Stellung —* eine ſehr hohe, aber 
ich habe die Ueberzeugung, daß, indem wir fie auch den Juden eröffnen, 
diefe Stellung dadurch Teinesweges herahgefegt werden wird. Diejenigen 
Juden, die in diefem Saale dann Zutritt finden werden — ihre Sa wird 
wi fehr Hein fein — werben durch ihre Fähigkeiten und Einenichaften 
di o auszeichnen, daß wir ung ihrer nicht zu (&ämen baten. Ich ſtimme 
deshalb für den Antrag der Majprität der Abtheilung. 

Abgeordn. Sch. von Baffron: Darf ıh um das Wort hebufs 
einer perfönlihen Bemerkung bitten? Ich glaube von dem gechrten Reb- 
ner, der eben gefprochen hat, in einigen Beziehungen ganz mißverftanden 
worden zu fein. Wenn ich nämlich gefagt hate, daß Fr die Juden bisher 
vorzugsweile in fommerziellen Richtungen bewegt und darum mindere Bes 
faͤhigung für öffentliche Acmter gehabt hätten, fo muß ih mich unbedingt 
Dagegen verwahren, dies im Aifgemeinen auf diejenigen angewendet zu 
Haben, die fih in kommerzieller ichtung überhaupt bewegen. Ich achte 
den faufmännifchen Stand fehr Hoch und babe neulich geäußert ‚ daß auch 
laͤndliche Grund-Eigenthümer ftolz darauf find, induftrielle Landwirthe zu 
ein, wobure) annähernde Beziehungen zwifchen beiden Etänden entftehen; 
ich glaube aber, Daß diejenigen unter ung, die ſich bis jept ber kommer⸗ 
zielen Richtung hingegeben haben, fhon eine regere Theilnahme an den 
allgemeinen öfentigen Zuftänden ausgeübt haben, als bis jegt die Juden, 
welchen die Gelegenheit zu einem öffentlihen Wirken vol, und dies if 
ber einzige Grund, warum ich jene Bemerkung ausgeiprochen habe. (Ein 
weiter Grund des Mißverftändniffes fcheint aus meiner Aeußerung wegen 

rwerb von Grund⸗Eigenthum hervorgegangen zu fein. Ich habe in ma» 
terieller Hinficht nichts Dagegen einzuwenden, ich finde es auch wünfchens- 
werth, daß die Juden In in anderen als fommerziellen Richtungen bewe⸗ 
gen, aber ich habe ausgeſprochen, daß, wenn fie in folden Gegenden auch 
durch Grundbefig das Uebergewicht befämen, wo fie ſchon einen bedenten⸗ 
den Einfluß durch die Kredit-Verhältnigfe üben, auch auf die Wahlen die⸗ 
ſes Uebergewicht influiren könne, wozu nicht eben Beſtechung, fondern das 
Berhälturg ber Abhängigkeit derer führen könnte, welche durch eine drük⸗ 
ra u nögend „Lage in ſolche gebracht worden find. (Ruf zur Ab⸗ 
immung. 

al Kordn, von Dederath: Das geehrte Mitglied aus Schleſien, 
welches jo eben die Tribüne verlaffen hat, erfennt an, daß es unter den 
Juden hochgebifvete, ſittlich⸗ würdige Männer giebt. Wohlan, meine Her 
ven, auf ſolche Männer würde fih gewiß bie Wahl vorzugsweife richten, 
und von der Tbeilnahme folder Männer an den ftändifchen Berfammlun- 
gen wäre gewiß nie eine Gefahr, fondern immer nur Gutes für bie 

ache zu erwarten. Die Beſchlüſſe, welde bereits in der vorliegenden 
Ungelegenheit gefaßt worden find, ſcheinen es mir zu einer unerläßlichen 
Konfequenz zn machen, daß auch auf diefem Gibiete unferer Verhandlun⸗ 
gen den Juden Gerechtigkeit wiverfahre, und e@ fann der Umfland, daß 
möglicherweife hier oder da durch den Einfluß eines wohlhabenden Juden 
eine Wahl anders geleitet werben würde, ale fie. der Ueberzeugung der 
Wähler, nad ausfallen müßte, feinen Grund abgeten ‚ den Juden die 
Berechtigung zu entziehen. Sehe ih enf das Buifpiel ner Ränder, wo 
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Die Juden bereits alle Rechte Haben, fo finde ich, daß von dieſer Eeite 
keine Nachtheile zu befürchten find. Uebrigens kin : der Anficht des 
Herrn Abgeorbneten ber pommerfchen Ritterfchaft, daß nah Lage unfe- 
ser Geſetzgebung von den, den Juden einzuräumenden fländifchen Rech- 
ten das Setronatsreist auszunehmen fel. Wir werben ung, wenn wir 
biefer Anficht Folge geben, der kurheſſiſchen Verfaſſung anfchließen. 
Diefe Berfaffung beftimmt, daß von den Rechten, beide den Juden 
je eben, allein ausgef Br feien, 1) das Patronatsreht üler chriſt⸗ 
ihe Kirchen, 2) bie Anftellung in chriftlihen Kicchen-Aemtern. Das 
find die einzigen Ausnahmen. Wir haben alfo nicht nur in den: fo oft 
enannten YAuslande, fondern in Deutſchland felkft ein Peifpiel, daß in 
eziehung auf die Juden gerecht verfahren wird. Wenn das geehrte 
Mitglied behauptet hat, dag der Geift des Chriſtenthums eine mefentliche 
Einwirkung auf die Geſetzgebung ausübe, ja, bah er die Grundlage unfe- 
ver Geſetzgebung fei, fo jtimme ich dem vollfommen bei. Ich möchte 
aber einen Unterſchied machen zwifchen dem Geift ver Kirche und tem all. 
gemeinen Geift des Chriſtenthums. Das Firhliche Leben muß forgfältig 
gepflegt werden, es iſt die individuelle Korın des chriftlihen Geiſtes 
und nur durch die Form kann der Inhalt ſich offenbaren. Wenn es fi 
aber darum handelt, den chriſtlichen Geift in feiner Allgemeinheit zu_er- 
faffen, fo muß man vom Kirchlichen, vom Konfeffionellen abftrahiren. Dan 
muß anerfennen, daß der Geift des Chriftentbums in unferer Zeit Das 
Leben des Volkes, unfere Sitten, unfere Literatur fo durchdringt, daß nicht 
leicht ein gebilveter Menſch fich der Einwirkung dieſes Geiſtes der an 
heit und der Liebe entzichen fann. Seine äußeren Erfcheinungen find 
Humanität und Sittlichkeit, auf diefen Grundlagen ruht unfere Gefe 
gebung, auf dieſe Eigenihaften kommt es an, wo es fih um die Theil- 
nahme an teen Verhandlungen handelt. Da aler bei ven be 
treffenden Wahlen die Wähler gerade auf diefe Eigenfchaften, der Natnr 
der Sache nach, allein Rückſicht zu nehmen haben, fo fehe ich Feine Noth- 
wendigfeit irgend einen Unterfchied zu treffen zwifchen Juden und Chrijten, 
. m Deuiehung auf die Ausübung fländifcher Rechte. Ach fete darin nicht 
allein feine Nothwendigkeit, fondern ich würde es ale eine Ungerechtigkeit 
erfennen, wenn man den Juden dieſe Nechte nicht zugeſteht. Es Hat ein 
gerörtes Mitglied aus Pommern einen Vortrag gehalten, der fehr gemifch- 

Natur war. Er hat theils Erbauung, theils Beluftigung bervorge- 
sufen, alfo zwei fehr heterogene Dinge mit einander verbunden. 8 will Sie 
nicht auf dieſen Vortrag zurückführen, nur eine Stelle deſſelben erlaube 
ich mir hervorzuheben. Der Redner bat Sie aufgefordert, Alle Miſſio⸗ 
naire au werben und ihre armen jüdiichen Brüder zu fich zu erheben. Auch 
ih rare Ihnen zu, meine Herren, feien Sie Mifftanaire, fo vıcl an Ih— 
nen ift, reißen Sie die Echranfen, welde bie Juden von ten Chriften 
trennen, nieder, wirken Cie dahin, daß nicht ferner flattfinde, was in 
ber Deunkſchrift aus dem Bericht des Oberlandesgerichte u Marienwerber 
— iſt. Es heißt darin: daß die niedrige Rulturftufe, auf ver ſich 
bie Yen in jenem Larıvestheile noch befinden, zum Theil daher rühre, 
daß fie daran gewöhnt ffeien, fih o reſir von den Chriſten verachtet zu 
ſehen. So lange wir djie-Juden nicht für würdig halten, hier unter uns 
au figen, fo Tange verachten wir fie, und fo lange wir fie verachten, han⸗ 
dein wir gegen unfere Chfriftenpflicht, Die darin hefeht, im Menfchen überall 
den Menichen zu ehren! *s(Brapo!) 

Abgeorbn. von Marntenffel II.: Ich möchte die hohe Verſammlung 
an den Befchluß erinnedin, der vor hier Wochen gefaßt worden tft, 
wo nad meiner Meinung die Krage entſchieden wurbe, fo daß die Sache 
ale eine abgemachte zgoi —* iſt. eſſenungeachtet will ich meine 
Anſicht kurz ausfprehgen, Ich erklaͤre kurz, daß 4 an dem Gedanken des 
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riftlichen Staates feſthalte. Ich erkläre, daß ich in einem chriftlichen 
te mir auch nur een arte König denken kann, der fih nur 
auf feine chriftlichen Stände ftügt. Dies iſt ın ber vorliegenden Frage 
mein furzes politifges Glaubensbekenntniß. Da ich zu meinem Bedauern 
aus den ioherigen Vorträgen entnehmen zu dürfen geglaubt hate, daß 
nicht in allen Mitgliedern diefer Begriff über den hriftlihen Staat feft- 
—— fo wünſche ich, auch meine Anſicht über die hohe Würde der Stand⸗ 
chaft auszuſprechen. Ich glaube, daß die Standſchaft das PR But if, 
das wir befigen können, daß wir bei der vorliegenden Beichlußnahme nur 
davon ausgehen en‘ daß wir Stände das Höchſte erreicht haben, was 
im Staate zu erreichen möglich ir Sp lange wir nun nicht fagen kön⸗ 
nen, daß ein Jude gleich moralitch hoch flehe, wie ein Chrift, A lange 
wir nicht zugefteben können, daß die Juden auf demſelben Niveau der re- 
ligiöfen Bildung ſich befinden, wie die Chriften, fo lange müflen wir wün⸗ 
fhen, daß die Standſchaft, das wichtigfte politifhe Recht, ausſchließlich 
den Chriſten verbleite Man mag denfen über den chriftlichen Staat, 
wie man will, fo lange man die Würde der Standfhhaft auf der Höhe 
erhalten will, anf welcher fie jet fteht, fo Tange Dürfen wir bie Juden an 
diefem wichtigen Nechie nicht Theil nehmen laſſen. 

Landtags - Kommiffar: Ich muß vorausfchiden, daß ich mich 
brei Wochen lang in demfelben Irrthum befunden habe, zu welchem fid 
der geehrte Redner vor mir fo eben befannt bat, indem auch ich glaubte, 
daß durch den Beichluß, welchen die hohe Verſammlung am 20. Dat c. 
gefaßt, die jest vorliegende Frage bereite entfchieden ſei. Die erfte damals 
geitellte Frage lautet: 

„Sol die Ausübung der fändifchen Rechte an Feinerlei Art von 
religiöfen Olaubensbefenntniffen gebunden fein?‘ 

Diele Frage wurde mit 319 Stimmen gegen 158 Stimmen verneint. 

Die zweite Frage lautete: 

„Soll allen denen, die fich zur chriftlichen Religion hefennen, die 
Ausübung der ftändifchen Nechte zugeftanden werden?’ 

Diefe frage wurde mit großer Majorität bejaht. 

Sch hate, wie gefagt, geglaubt, die jetzt vorliegende Frage fei ſchon 
damals entfchieden, weil ich vorausfegen mußte, daß fich die hohe Ver. 
fammlung in einer langen, faft ermüdenden Debatte mit einem prafti- 
ſchen Gegenftande babe befchäftigen wollen. Praktiſch war aber die Be⸗ 
fhäftigung nur dann, wenn die Frage über die politifhen Rechte der nicht 
chriſtlichen Bevölferung auf die Juden bezogen wurde, da mit wenigen 
ganz fingulairen Ausnahmen der preußifche Staat Feine andere nicht chriſt⸗ 
lihe Bewohner hat, und ich nicht vorausfegen durfte, die hohe Verſamm⸗ 
fung babe ſich nach den Andeutungen eines geehrten Redners mit den An- 
betern der Sonne, des Mondes und der Eterne beſchäftigen wollen. — 
Die Debatte der Iegten drei Tage hat mich in diefer Beziehung enttäufcht, 
da F anerfennen muß, daß eine wörtlihe Entſcheidung der Frage über 
die Verleihung der politifchen echte an die Juden damals nicht erfolgt 
iſt. Da folhe jegt abermals aufgeworfen und mit Wärme debattirt iit, 
fo muß ich mir erlauben, hier mit wenigen Worten die Anficht der Ne» 
gierung vorzutragen. ., 

Als ich die Eröffnung der Diskuffion über das Judengeſez einleitete, 
babe ich bemerfe, daß die wenigen Befchränfungen, denen bie Juden in 
Beziehung auf ihre bürgerlichen Rechte nach diem Gefeh- Entwurfe no 
unterliegen würden, in dem Prinzipe wurzelten, baf der preußifche 
Staat ein Krijtlicher fein und bleiben\ wolle Nach viefem 
Prinzip hat die Regierung nicht proponiren können, den Juden die Rechte 
der Standſchaft zu geben. Fürchten Sie nicht, meine Herren, daB ich auf 
bie Definition des riftlichen Staates zurü ommen! werde. Er ift bereits 


mit berebten Worten befinirt, man bat mit nicht minder berebten Worten 
barzuthun verfucht, daß dieſer Begriff eine Chimäre ſei. Kür mich ater, 
für die Regierung beſteht er wirklich, und ich wiederhole unumwunden, es 
iſt der entichiedene Mille der Regierung, den Charafter des chriftlichen 

taats aufrecht zu erhalten. Mit diefer Abſicht hat das Gouvernement 
bei Vorlage des Gefeg- Entwurfes es für unvercintar gehalten, Perfonen, 
die nicht Chriſten find, das den Etänden beigelegte höchſt wichtige Recht 
ber Theilnahme an der Geſetzgebung zu verleihen; Dies für unvereinbar 
ehalten, weil ber bringende —*8 hervortrat, daß die Verſammlung 

is nur von hriftlihem Geiſte durchweht fein möge. Cie haben den 
Einwand vernommen, daß unfere Gefeggelung dem chriſtlichen Prinzip in 
vielen Beziehungen widerfireite Der gechrte Redner, welcher tiefen Sag 
aufitellte, bat feine Behauptung due eine Reihe von Citaten aud der 
Bibel zu belegen geſucht. Ich folge ihm nicht auf dieſem Wege, weil mir 
die Ehrfurcht vor diefem heiligen Buche verbietet, die Wiverlegung in der 
Weiſe es Angriffs zu veriuchen. 

Menn ich ihm aber nicht folge, wenn ich fogar zugeftche, daß in un» 
ferer Geſetzgebung Elemente find, welche als nicht vollfommen chriftlich 
bezeichnet werben fönnen, fo folgt daraus keineswegee, daß nicht das Bes 
fireben bleiben müffe, die Gefeggelung dem Chriſtenthume immer enger 
anzufchlichen und immer mehr dem böhften rinzip, welches ed auf der 
Welt giebt, dem chriftlichen Prinzip, in ihr Geltung zu verſchaffen. Dies 
ift das Streben des Gonvernements, und in diefem Etreken liegt ihm bie 
Pflicht ob, dahin zu wirken, daß die an der Oeiengebung wefentlich theil« 
nehmenden ftändifhen Verfammlungen chriſtliche Verſammlungen bleiten. 
Ob diefes Prinzip auch dann durchgeführt fein würde, wenn der Ausſchluß 
der Juden von den politifchen Rechten als eine Ungerchtigfeit gegen fie 
erfannt wäre, das brauche ich nicht zu unterfuchen, weil das Gouvernement 
eine ſolche Ungerechtigkeit nicht anzuerfennen vermag Die Juden find 
Fremdlinge in unferem Lande und werden es fo lange tleiben, als fie 
wirklich Juden find; fie Haben alfo feinen Rechtsanſpruch auf die höchſten 

olitiichen Ehren. Das Gouvernement fann die Ueherzeugung von einem 
olchen Rechtsanſpruch nit gewinnen. Weil daſſelbe dahin ſtreben muß, 
daß die ſtaͤndiſche Verſammlung eine chriſtliche bleite, und weil den Juden 
ein Rehteanfprud anf politiihe &mancipation nicht zugeftanden werben 
kann, aus dieſem Grunde iſt die Aufrechterbaltung des in dem fländiichen 
Geſetze vom Jahre 18:23 aufgeftellten Grundfages us hier proponirt — 
des Grundſatzes, worüber wir jetzt das Botum der hoben Verfammlung 
vernehmen werden. (Beifall. — Huf nach Abſtimmung.) 


Abgeordn. Graf von Helldorff: Dleine Herren! Ic werde gang 
kurz fein. Ich erfläre mich vollfommen einverftanden mit dem, was der 
dr Landtags -Kommiffar und vorher der Redner aus der Lauſitz gefpros 

en haben, und fann daher nur wünfchen, daß Cie des Votums eingedenl 
fein mögen, welches Sie am 20. Mai d. J. mit großer Majorität dahin 
abgegeben baten, daß die Ausübung ftändifcher Rechte nur denen, die fi 
zur chriſtlichen Religion befennen, zuzugefteben fei. 


Abgeordn. Frhr. von Winde: 
(Stürmifher Ruf nah Abſtimmung. — Trommeln mit den Füßen.) 

Ehe ich in die Berhandlung eingebe, muß ich mir doch die Bemerkung 
geftatten, daß ich eine Wir erlegung mit Gründen und nicht mit den Füßen 
erwarte. Ich glaube niet, daß es der hohen Berfammlung würdig if, 
ein folches Prinzip, das wir früher bereits verurtbeilt haben, jetzt ein» 
reißen zu fehen. Dagsegen muß ich mich und diejenigen Mitglieder ber 
Verfammlung, welche a gewöhnlich mit Gründen zu ftreiten pflegen, ent⸗ 
fiJieben verwahren. (I3raoo!) Ich Habe mir nur eine perfönliche Bemer⸗ 


fung zu geftatten in Beziehung auf einen Borwurf, der mir eben von dem 
eehrten Deren Landtags⸗Kommiſſar gemacht worden iſt. Es iſt von dem 
Der Landtags⸗Kommiſſar gefagt, sch hätte Durch Eitate aus der heiligen 

hrift nachzuweiſen gefucht, daß der Staat nicht in jeder Beziehung auf 
dem Boden des Chriſtenthums ftehe: er folge mir nicht auf bielen Stand» 
punkt, weil er es nicht mit der Ehrfurcht gegen jenes heilige Buch ver, 
einbar halte. Ich kann biefe Bemerkung nicht anders auslegen, als daß 
darin ein Zweifel enthalten iſt, ala ob sch nicht Diefelbe Ehrfurcht vor der 
heiligen Echrift habe, wie der Herr Kommiſſar. Das greift aber auf ein 
Gebiet ein, das der inneren Ueberzeugung angehört, und gegen eine Unter» 
fuchung diefer inneren Ucherzeugung, wie fie die hohe Berlammlang immer 
von fd fern gehalten bat, muß ich feierlich grofefliven. Wenn es ubrigene 
ver Bemerfung bedarf, daß man fehr wohl Citate aus ver heiligen Schrift 
anführen fann, ohne die Ehrfurcht gegen fie zu verlegen, fo berufe ich en 
auf das Beilpiel des Herrn Schatz⸗Miniſters, deſſen chriſtlicher Standpun 
wohl nicht bezweifelt werden fann. 

Landtags⸗Kommiſſar: Wenn ich fagte, Daß meine Ehrfurdt vor 
ver heiligen Schrift nicht geftatte, dem geehrten Redner in der Widerlegun 
feiner Eitate zu folgen, fo habe ich dabei Iebiglih meinen Standpun 
im Auge gehabt, und es iſt mir nicht eingefallen, den Etandpunlt eines 
Anderen zu dieſem heiligen Buche beurtheilen zu wollen. 

Marfhall: Da Niemand mehr das Wort verlangt hat, fo fehließe 
ih die Diskuſſion und werde den Vorfchlag, den die Abtheilung gemacht 
bat, zur Frage ftellen. 

Eine Stimme: Ich bitte um namentlihe Abftimmung. 

Marihall: Die Frage ijt noch nicht gefteflt. 

Der Vorſchlag der Abtheilung geht dahin, daß den Juden alle fländi- 
ſchen Rechte gleich den Chriſten beigelegt werden follen. Es ift auf nament- 
liche Abſtimmung angetragen worben, id) frage, ob dem Antrage beigetreten 
wird. — Er hat die nöthige Unterftügung gefunden, die namentlihe Ab- 
flimmung wird alfo erfolgen. Die Srage heißt: 

„Sollen ben Juden alle ftändifchen Kechte gleich ven Ehriften beigelegt 
werden 

Abgeoron. Graf von Schwerin: Ach wünfdhe, daß ausdrücklich 
hinzugefügt werde: „mit Ausfhluß des Patronats“, weil bei einer frühes 
ern Gelegenheit der verehrte Abgeoronete der jüterbogffhen Ritterſchaft 
bemerkt hat, dag das Patronat ein fländifches Recht fer, und dies aner⸗ 
fannt wurde. ‚ 

Abgeordn. von Meding: Gegen die mir fo eben unterlegte Aeuße⸗ 
rung muß ich mich auf das allerentfchiedenfte verwahren. be feines» 
weges gelagt, daß die Ausübung des Patronats ein ſtändiſches Recht fet, 
das würde gegen die Natur unferer anzen Verfaffung freiten; ich habe 
nur auf ein ejep aufmnerffam emacht, ich glaube, wenn mich in diefem 
Augenblide mein Gedächtniß nicht trügt, es it aus dem Jahre 1836, In 
* — I die Aueiban * ber ande ber —— und der 

olizeigerichtsbarkeit von dem Beſitze der ſtändiſchen te abhängig ge⸗ 
macht, es ſind alſo jene Rechte Korrelate von en, und nur bas babe 
ih gefagt. Uebrigens habe ich gegen die Eteflung ber Frage nichts zu 
erinnern. (Mehrere Mitglieder bitten ums Wort wegen der Frageftellung. 
Allgemeiner Ruf nah Abflimmung.) 

Marſchall: Ueber die Srageftelung muß ich Borfchläge zulaſſen. 

Abgeordn. Graf von Schwerin: Wenn man ſich irgend gegen eine 
Verwahrung verwahren darf, fo muß ich es Hier thun, und erlante ich mir 
nur darauf zurückzukommen, daß der Abgeordnete der jüterbogkſchen Rit⸗ 
terichaft bei jener Gelegenheit jo deduzirte: weil Patronat und Juris 
dietion auch fländifche Rechte find, fo bevingt auch ver Auoſchluß ans einer 


bifchen Verſammlung wegen Beicholtenheit ven Verluſt des Patronats 
ber * Inrisdiction. —— bitte ich, daß die Frage geſtellt 
werde, daß das Patronat ausdrücklich als nicht mit eingeſchloſſen bezeich⸗ 
net wird. 
Abgeordn. Graf Helldorff: Ich muß im Gegentheil darauf antra⸗ 
en, daß abgeſtimmt werde, wie die Frage von der Abtheilung geſtellt iſt. 
Bir fönnen uns jest nicht mehr auf Amendements einlaflen. (Zuftim- 
mung.) Ich Teziehe mich An ven Fall, welcher in ber vorigen Woche 
ttgefunden, wo ein ritterfchaftlicher Abgeorbneter aus Preußen fen 
mendement im Augenblid der Abflimmung noch modifiziren wollte und 
ihm dies nicht geftattet wurbe. Wir müſſen alſo diefesmal auch lediglich 
über das Gutachten der Abtheilung, wie es vorliegt, abftimmen. 
Marfhall: Wir verlieren viel Zeit. Ach fann nur die Frage fo 
ftellen, wie fie fih aus dem Gutachten ergiebt, und dies um fo mehr, da 
die Aenßerung, daß das Patronat zu den ftändifchen Rechten gehöre, aus⸗ 
drücklich von demjenigen, der fie ausgeiprochen haben foll, nit anerfannt 
worben ifl. Ich wiederhole alfo die Frage: Sollen ben Juden alle ftän- 
bifhen Rechte gleich den Ehriften beigelegt werden? (Es erfolgt darüber 
die namentliche Abſtimmun BE An ang.) 
Marſchall: Das ultat der Abflimmung iſt Folgendes: Die 
trage ift mit 220 gegen 219 verneint. Damit Töttepe id die heutige 
ung. 


Sitzung der Kurie der drei Stände 


am 18. Juni. 


Abgeordn. Hanfemann: Meine Herren! Der Antrag der Abthei- 
lung, den Juden alle ftändifhen Rechte gleich den Ehriften beizulegen, hat 
nicht bie Snfimmung ver Majorität erhalten, Einer der Hauptgrünbe, 
welche die Dlajorität für ihr Votum in der Disfuffion anführte, beftand 
darin, daß der Sprung von dem jebigen Rechte der Juden bis zu dem 
Rechte, in den Provinzial» Landtags - Berfammlungen und in biefer hoben 
Berfammlung zu fiten, zu groß fei, daß Uebergange ftattfinden müßten. 
Ich werde nun beantragen, daß ein folcher Uebergang eimtrete. Was die 
Juden befonvders Fränft, was den edlen Corel bei ihnen unterdrüden 
muß, ift der Umftand, daß fie — ofgleich übrigens zur Theilnahme an 
den Stadtverordneten - Berfammlungen Lerechtigt — firh zu entfernen ba- 
ben, wenn die Wahl von Landtags⸗Abgeordneten ftattfindet. Eben fo fün- 
nen fie nicht Theil nehmen an den Berathungen der Kreisilände, können 
alfo nicht ihre Meinung abgeben, nicht votiren, wenn Wege angelegt ober 
fonft andere Rreit- Anfalten errichtet werben follen. Das Wenigſte nun, 
was ihnen von fländifhen Rechten bewilligt werden möge, ſcheint mir zu 
jein, daß fie das Recht, an den Wahlen, fo wie an den Kreistagen, Theil 
zu nehmen, erlangen. Diefer Vorſchlag wird, ich hoffe es, den Anfichten 
aller derjenigen verehrlichen Mitglieder entfprechen, die ihren Hauptgrund 
gegen bie Zuftimmung zu dem Antrage der Abtheilung darin gefunden ha- 

en, daß es noch nicht an der Zeit * , ‚die Juden in dieſe Verſammlun 

u bringen. Mein Antrag geht alſo dain bag, mit Ausnahme der Wähl- 
arkeit zu den Stellen ald Provinzial» Yandtags » Abgeordnete, den Juden 
die übrigen fländifchen Rechte gleich den Chriſten bewilligt werden mögen. 
Bei Dieter Frage verfteht es ſich von felbft, daß, fo wie bei ver früheren, 
auch die Frage über die Patronatsrechte vorbehalten bleibe, weil nach dem 
Gutachten darüber noch beſonders zu berathen if. 


— 3 — 


Marfhall: Das ift ein neues Amendement, und ich muß fragen, 
Fi es Unterjtügung findet? (Viele Stimmen: Darüber ift bereits abge. 

immt. 

A georbn von Byla: Nachdem geftern bereits ganz allgemein dar- 
über, ob den yuben fäudijche Nedte bewilligt werden follen, abgeftimmt 
worden, biefe Rechte auch in den Motiven des Gutachtens genau bezeich“ 
net find, glaube ich, daß heute ein folches Amendement, welches den Juden 
wiederum einen Theil diefer Nechte zuwenden will, nicht neh zuläffig iſt. 
Es würde dadurch unfer geftriger Beſchluß theilweiſe umgeltoßen werben. 
Sch erkläre mich alfo dagegen. 

Abgeoron. Hanfemann: Das Amenvement hat bie en ge- 
funden, wegen welder der Herr Marſchall die Verſammlung befragt bat, 
und es fteht deshalb reglementsmäßig zur Berbandlung; ich bin alfo in 
meinem vollen Rechte, wenn ich dent verehrten Abgeordneten, der das Wort 
nahm, auf die gemachte Einwendung antworte. Die geftern verneinte 
Se e war: Ob den Juden alle ftändifchen Rechte bewilligt werben follen ? 

* Frage ſchließt keinesweges aus, daß ihnen ein Theil bewilligt 
werde. Wenn die Frage gelautet hätte: Sollen den Juden fändifche Rechte 
gewährt werben! und wenn darauf die Majorität Nein geantwortet hätte, 
dann wäre das Amendement nicht zuläffig gewefen. Da aber die Krage 
ausdrücklich darauf gerichtet war, ob den Juden alle fländifchen Rechte 

ewährt werben follen, fo ijt mein Amendement vollfommen gerechtfertigt. 

8 fteht der Verfammlung —* darüber zu ſtimmen, wie ſie will, — da 
*— one geftellt werben kann, leidet, nah meiner Meinung, feinen 

weifel. 

Marfhall: Meine Meinung geht dahin, daß durch die Beantwor- 
tung der geitrigen Frage felbft das Amendement nicht en fei, 
weil es ein Minus Deren iſt, was in der Frage lag. Der Beſchluß geht 
nur dahin, daß ihnen nicht ſämmtliche fländifhe Rechte zugeftanden 
werden follen. Es würde dies nicht ausfchließen, daß ihnen ein Theil ge- 
währt wird. Eingewendet fünnte werden, daß das Amendement nicht vor 
der geftrigen Frage eingebracht worden if. Ob die hohe Verſammlung 
I aan De Gewicht beilegen will, wird bei der Abflimmung von 
ihr abhängen. 

Abgeoron. Dittrich: Ach halte das Amendement für zuläffig. Es ıfl 
geitern nicht gefragt worben: follen den Juden feine fländifchen Rechte 
gewährt werben? fondern nur: follen ihnen alle ertheilt werden? Sodann 
würden auch diejenigen, welche Juden in die Stadtverorbneten - Verfamm- 
Iung wählen, hier nicht vertreten fein, wenn diefe nicht das Recht Hätten, 
an den Wahlen der Yandtage-Abgeordneten Theil zn nehmen. 

Abgeoron. Tfhode: ch wollte mir erlauben, nur kurz einen Irr⸗ 
thum zu berichtigen. Der Abgeordnete von Aachen fagte, daB die jübifchen 
Stadtverordneten, wenn die Wahl der Deputirten unternommen wird, ‘2 
entfernen müffen. Sch en erklären, daß in Breslau dem nicht fo ıfl. 
Der jeder Deputirtenwahl find die Juden zugegen und geben ihre Stim- 
men. Wir haben 5 jüdiſche Etadtverorbneten, aber e8 bat ſich noch nie- 
male einer entfernen dürfen. 

‚. Abgeordn. Frhr. von Schorlemer: Ih muß bemerken, daß geflern 
nicht blos Durch Namensaufruf darüber abgeftimmt worden ift, ob den Ju⸗ 
den alle ftändifchen Rechte zukommen follen, fondern es wurde noch hinzu⸗ 
sefügt, daß demnach 6. 36 beibehalten werte. Dies ift ausdrücklich gefagt 
worden. 

* Marfhall: Bei dem 6. 35 habe ih gefagt: alfo bliebe ber 
a Abſchnitt ſtehen; bei &. 36 habe ich eine ſolche Aeußerung nicht 
gemacht. 

Abgeordn. von Bismark: Ich glaube, daß wir unlerer aatinea 


Arfimmung Gewalt antfun, wenn wir fie nach dem Wortlaut der Buch⸗ 
fraten und nicht nach ihrer Bedeutung, dem Einne nad, beurtheilen. Wir 
müffen auf die Diefuflion und auf Das, was die Verfammlung dabei im 
Sinne gehabt und gefprochen hat, zurückgehen. Wenn unfere Abftimmun 
fo aufgefaßt wird, wie es von dem Ubgeordneten von Aachen gefchehen ri 
fo würde e8 auch noch zufäffig fein, ein Amendement dahin zu ftellen, d 
bie Juden auch Zutritt in diefe Verſammlung haben follen: ja, es würde 
zuläffig fein, anzutragen auf AH aller ftändifchen Nechte, ſobald 
man nur irgend cine Fleinfte Ausnahme übrig ließe, 3. B. daß fie nicht 
Ordner werden dürften, oder dag Se. Majeftät gebeten würbe, aus ihnen 
niht den Marfhall zu wählen. Eobald man nur ein Minimum dabei 
ausnähme, würden alle anderen Anträge noch freiftchen; was ich nach ber 
Bedeutung unferer geftrigen Abſtimmung nicht glauben kann. 

Algeordn. Winzler: Ich muß dem geftellten Amendement des gechr. 
ten Abgeorbneten der Etadt Aachen ebenfalls beitreten, d. h. in feinem 
Cinne, aber nicht in feiner Begründung. Der verehrte Herr Redner aus 
Aachen Hat es als ftändifches Necht in Anspruch genommen, hei den Wah⸗ 
Ien innerhalb der Etadtverorbneten -VBerfanmlung Theil nehmen zu dür« 
fer. Dies ift, fo viel ich Davon verſtehe — und ich habe ſchon Tange die 
Ehre, Stadtverordneter zu fein — ein Necht der Stadtverorbneten- Per 
fammlung, und als ein Recht der Etadtverorbneten-Verfammlung nchme 
ich es auch für den Juden in Anfpruch, folald cr Etadtverordneter ift. 

Neferent Sperling: Sch muß dies Leridtigen. Die Juden find 
nicht berechtigt, in den Etabtverorbneten -Berfammlungen an den Wahlen 
ber Landtags. Algeorbueten Theil zu nehmen. Vor kurzem hat noch dar» 
über eisen der Königlichen Behörde und dem Magiltrate EN Königeberg 
eine Gerhandlung ftattgefunden, und Dies gereicht felbft ven Bürgern chrifl« 
Sicher Ronfeffion, welche die Juden für die Etadtrerorbneten-Berfamminng 
wählen, zum Nachtheile, indem fie bei der Wahl der Landtags-Abgeordne⸗ 
ten unvertreten bleiben. 

Abgeordn. Hanfemann: Um bie Bedenken zu befeitigen, die von 
einigen Seiten gegen den Vorſchlag gemacht worden find, und um meinem 
Antrage eine noch größere Zuftimmung zu bereiten, befchränfe ich denſel⸗ 
ben darauf, daß den Juden wenigſtens Das aktive Wahlrecht bewilligt were 
den möge. Danach würden fie wohl mit wählen, aber nicht Mitglieder 
weder von Kreistags-Berfammlungen noch von Provinzial-Randtagen wer⸗ 
ben können. Dies ift cin fo Feines Recht, daß ich hoffe, Sie werben es 
ihnen bewilligen. 

Abgeordn. Nanmann: Ich habe nur zu kemerfen, daß, wie fchon 
ber Herr Referent bemerkte, das aktive Wahlrecht in den Stadtverordne⸗ 
ten-Berfammlungen für die Juden allerdings nicht eriftirt, und daß gerade 
Dr die Stadt, von der ih hierher gefendet worben bin, Wi in neuchher 

eit eine dies keftätigende Entfcheidung ergangen tft, die auch in den Ges 
Iepen ihre De rünbung Rnbet, weil dort gefagt ift, daß in Beziehung anf 
Panbiier Nichte das ablreht, ſowohl das aktive, als das paflire, an 

8 chriſtliche Glaubensbekenntniß gebunden fein fol. Daher würde eg, 
meines Erachtens, wohl darauf ankommen, das Amendement des Abgeord⸗ 
neten von Aachen zu unterftügen. Ich glaube nicht, daß es im Wivder⸗ 
fpruch ſteht mit dem geftrigen Beſchluß. Denn ich ftimme dem gerbrten 
Abgeordneten aus der Provinz Sadfen ganz bei, daß man nach der In⸗ 
tention der Berathung den Beſchluß von geſtern beurtheilen muͤſſe. Die 
Izzuer des geſtrigen Beſchluſſes ging dahin, dag an bie Juden aus- 
chließen wolle von dem Rechte, in den ſtaͤndiſchen Berſammlungen Siz 
und Stimme zu haben; es iſt aber dabei die Frage nicht zur Eroͤrterung 
—5 worden, ob ein Inde das Wahlrecht mit ausüben könne. Ich er⸗ 

ve mich für den Antrag bes verehrten Abgeorbneten aus ber Stadt Aachen. 


— 3 — 


Marſchall: Das iſt ein neues Amendement, und ich muß fragen, 

Fi es Unterjtügung findet? (Viele Stimmen: Darüber iſt bereitö abge» 

immt. 
Abgeordn. von Byla: Nachdem geſtern bereits ganz allgemein dar⸗ 
über, K; den yuben ſtändiſche Rede bewilligt werben follen, abgeſtimmt 
worden, biefe Rechte auch in deu Motiven des Gutachtens genau bezeich« 
net find, glaube ich, daß heute ein ſolches Amendement, welches den Juden 
wiederum einen Theil diefer Nechte zumenven will, nicht nen zuläſſig iſt. 
Es würde dadurch unſer geſtriger Beſchluß theilweiſe umgeſtoßen werden. 
Ich erkläre mich alſo dagegen. 

Abgeordn. Hanfemann: Das Amendement hat die Unterſtützung ge⸗ 
funden, wegen welcher der Herr Marſchall die Verſammlung befragt hat, 
und es fteht deshalb reglementsmäßig zur Verhandlung; ich bin alſo in 
meinem vollen Rechte, wenn ich dem verehrten Abgeordneten, der das Wort 
nahm, auf die gemachte Einwendung autworte. Die geflern verneinte 
gr e war: Ob den Juden alle ftändifchen Rechte bewilligt werden follen } 

* Frage ſchließt keinesweges aus, daß ihnen ein Theil bewilligt 
werde. Wenn die Frage gelautet hätte: Sollen den Juden ſtändiſche Rech 
gewährt werden? und wenn darauf die Majorität Nein geantwortet hätte, 
dann wäre das Amendement nicht zuläffıg geweifen. Da aber die Krage 
ausdrücklich darauf gerichtet war, ob den Juden alle ftändifchen Rechte 

ewährt werben follen, fo iſt mein Amendement vollkommen gerechtfertigt. 

8 fteht der Verſammlung — darüber zu ſtimmen, wie ſie will, — daß 
es aber geſtellt werden kann, leidet, nach meiner Meinung, keinen 


Zweifel. 

Tee: Meine Meinung geht dahin, daß durch die Beantwor- 
tung der gejtrigen Frage felbft das Amendement nicht_ansgefchloffen fet, 
weil es ein Minus deſſen ift, was in der Frage lag. Der Beſchluß geht 
nur dahin, daß ihnen nit ſämmtliche ftändifhe Rechte zugeflanden 
werben follen. Es würde dies nicht ausfchließen, daß ihnen ein Theil ge- 
währt wird. ingewendet fünnte werden, daß das Amendement nicht vor 
ber geftrigen Frage eingebracht worden iſt. Ob die hohe Berfammlung 
I aan ande Gewicht beilegen will, wird bei der Abflimmung von 
ihr abhängen. 

Abgeordn. Dittrich: Ich halte das Amendement für zuläffig. Es iſt 
geftern nicht gefragt worden: follen den Juden keine ftändifchen Rechte 
gewährt werben? jondern nur: follen ihnen alle ertheilt werben? Sodann 
würden auch diejenigen, welche Juden in die Stabtverorbneten - Verfamm- 
lung wählen, hier nicht vertreten fein, wenn dieſe nicht das Recht Hätten, 
an den Wahlen der Landtags⸗Abgeordneten Theil zn nehmen. 

Abgeoron. Tfhode: ch wollte mir erlanlen, nur furz einen Irr⸗ 
thum zu berichtigen. Der Abgeordnete von Aachen fagte, daß die jüdifchen 
Stabtverorbneten, wenn die Wahl der Deputirten unternommen wird, I 
entfernen müffen. Ich ne erffären, daß in Breslau dem nicht fo iſt. 
Bei jeder Deputirtenwahl find die Juden zugegen und geben ihre Stim- 
men. Wir haben 5 jüdiſche Etadtverorbneten, aber es bat fich noch nie» 
mals einer entfernen dürfen. 

‚, Abgeoron. Frhr. von Schorlemer: Jh muß bemerken, daß geflern 
nicht blog unit Namensaufruf darüber abgeflimmt worben tft, ob den Ju⸗ 
den alle ſtändiſchen Rechte zukommen follen, fondern es wurde noch hinzu» 
aefügt, daß demnach 6. 36 beihehalten werde. Dies ift ausdrücklich gefagt 
worden. 

* Marfhall: Bei dem 6. 35 gabe ih gefagt: alfo bliebe ber 
Kan Abſchnitt ſtehen; bei 8. 36 habe ich eine folhe Aeußerung nicht 
gemacht. 

Abgeordn. von Bismark: Ich glaube, baß: wir unferer gefirigen 


Arftimmung Gewalt antun, wenn wir fie nach dem Wortlaut der Buch⸗ 
faten und nicht nach ihrer Bedeutung, dem Einne nad, Feurtheilen. Wir 
müſſen auf die Diefuffion und auf das, was die Verſammlung dabei im 
Sinne gebalt und gefprochen hat, zurüdgehen. Wenn unfere Abftiimmun 
fo aufgefaßt wird, wie es von dem Abgeordneten von Aachen gefchehen Ti) 
fo würde e8 auch noch zuläffig fein, ein Amendement dahin zu fteflen, daß 
die Juden auch) Zutritt in dieſe Verſammlung haben follen: ja, es würde 
zuläffig fein, anzutragen auf Verleihung aller ftändifchen Nechte, ſobald 
man nur irgend cine Eleinfte Ausnahme übrig Tieße, 3. B. daß fie nicht 
Drdner werden bürften, oder daß Ce. Majeftät gebeten mwürbe, aus ihnen 
nicht den Marfhall zu wählen. Eolald man nur cin Minimum dabei 
ansnähme, würden alle anderen Anträge noch freiftehen; was ich nach der 
Bedeutung unferer geftrigen Abftimmung nicht glauben fann. 

Abgeordn. Winzler: Ich muß dem geftellten Amendement des gechr- 
ten Abgeordneten der Etadt Auchen ebenfalls beitreten, d. h. in feinem 
Sinne, aber nicht in feiner Begründung. Der verehrte Herr Nebner aus 
Aachen hat es als ſtändiſches Necht in Anfpruch genommen, bei den Wah⸗ 
Ien innerhalb der Etadtverorbneten - Verfanmlung Theil nehmen zu dür⸗ 

. Dies ift, fo viel ich davon verſtehe — und ich habe ſchon Tange Die 
Ehre, Stadtverordneter au fein — ein Recht der Stabtverorbneten-Ter« 
fammlung, und als ein Recht der Stadtverordneten-Verfammlung nehme 
ich es auch für den Juden in Anfpruc, fotald er Stadtverordneter ift. 

Referent Eperling: Ih muß dies Terichtigen. Die Juden find 
nicht berechtigt, in den Etadtverordneten » Berfammlungen an den Wahlen 
ber Landtags» Algeordueten Theil zu nehmen. Bor kurzem bat noch dar 
über zwifchen der Königlichen Behörde und dem Magijtrate zu Königsberg 
eine Verhandlung ftattgefunden, und bies gereicht feibft den Bürgern Hrift- 
licher Konfeffion, welche die Juden für die Etadtverorbneten-Berfammlung 
wählen, zum Nachtheile, indem fie bei der Wahl der Landtags⸗Abgeordne⸗ 
ten unvertreten bleiben. 

Abgeordn. Hanjemann: Um die Bedenken zu befeitigen, bie von 
einigen Seiten gegen den Vorſchlag gemacht worden find, und um meinem 
Antrage eine noch größere Zuftimmung zu bereiten, befchränfe ich denſel⸗ 
ben darauf, daß den Juden wenigftens das aktive Wahlrecht bewilligt wer⸗ 
den möge. Dana würden fie wohl mit wählen, aber nicht Mitglieder 
weder von Kreistags⸗Verſammlungen noch von Provinzial⸗Landtagen wer« 
ben können. Dies iſt ein fo Feines Recht, daß ich hoffe, Sie werden es 
ihnen bewilligen. 

Abgeordn. Nanmann: ch habe nur zu kemerfen, daß, wie ſchon 
ber Herr Referent bemerkte, das aktive Wahlrecht in den Stadtverordne⸗ 
ten-Berfammlungen für die Juden allerdings nicht eriftirt, und bag gerade 
Br die Etadt, von ber ich hierher gefendet worden bin, Wi in neuefter 

eit eine dies beftätigende Entſcheidung ergangen ift, die au) in den Ge⸗ 
feten ihre Be rünbung Findet, weil dort gefagt ift, Daß in Beziehung auf 
f ndijche Reihe das Wahlrecht, ſowohl das aktive, als das paflive, an 
as chriſtliche Glaubensbekenntniß gebunden fein fol, Daher würde ce, 
meines Erachtens, wohl darauf ankommen, dag Amendement des Abgeord- 
neten von Aachen zu unterftügen. ich glaube nicht, daß es im Wider. 
fpruch fteht mit dem geftrigen on . Denn ich flimme dem geehrten 
Atgeorbneten aus der Provinz Sachſen ganz bei, daß man nach der In⸗ 
tention der Berathung den Beſchluß von gejtern beurtheilen müfle. Die 
Inzen des geſtrigen Beſchluſſes ging dahin, Daß .'an die Juden aus⸗ 
chließen wolle von Dem Rechte, in den ſtändiſchen Vrfammlungen Sitz 
and Stimme zu haben; es ift aber dabei die Krage nicht zur Erörterung 
gepsaen worden, ob ein Jude das Wahlrecht mit ausuben könne. Ich er- 

se mich für den Anträg bes verehrten Abgeordneten aus der Stadt Aachen. 


Abgeorbn. Graf Los: Ich wollte mie nur bie Trage erlauben, ob 
wenn den ynpen das aftine Wahlrecht zugeftanden wird, fie dann a 
tonfequent Mitglieder der kreisſtändiſchen erfanmmfamgen fein müflen. , 

Ahgeoron. von Bederath: Meine — owohl von Seiten 
des Gouvernements als von Seiten der Ver ammlung, if bei unferen Ber 
handlungen ſtets Rüdficht genommen worden auf die Lage der früheren 
Geſetzgekung; namentlich aber bat die hohe Verſammlung die Etädfe- 
Drdnung vom Jahre 1831 und noch mehr diejenige vom Jahre 1808 ſtets 
in un genommen und nicht bie mindefte Neigung gezeigt, fte zu altes 
riren. Diefe Etädte- Ordnung würde aber allerdings alterirt jein, wenn 
jüdifche Mitglieder der Etadtveroröneten-Verfammlung — wie wir gehört 
baten, daß es gefchehen fer — an den Wahlen der Landtags⸗Abgeordneten 
Theil zu nchmen verhindert werben. Dies ift ein beftehendes Recht. (Es 
freut mi, daß mein Kollege aus der Nhein- Provinz fein Amendement 
nunmehr lediglich dahin gerichtet hat, daß den Juden das aktive Wahlrecht 
zuerfannt werden möge. Dann bleibt jenes von mir ale beftchenn bezeich⸗ 
nete Recht unangetajtet, und es wird den Juden, ohne bag ben Beſchluſ⸗ 
fen von geftern Abbruch gefhicht, wenigſtens ein Minimum deffen zuge« 
theilt, was fie nach meiner Meinung in weiterem Umfange mit Recht in 
Anfprud nehmen dürfen. Ich erfläre mic für das dahin gerichtete Amen- 
dement, daß den Juden das aktive Wahlrecht zu ftändifchen Verſammlun⸗ 
gen zuerkannt werden möge. 

Abgeordn. von Meding: Ich erlaube mir zunächſt eine Erwiederun 
auf dadjenige, was der geehrte Herr Redner gefagt bat, der fo eben die 
Tribüne verlaffen Hat. Er bat, wenn ich richtig aufgefaht habe, ange⸗ 
führt, daß es ein Hecht der Etabtverordneten fei, welches ihnen durch bie 
Städte-Drdnung verliehen fei, die Landtags⸗Abgeordneten mit zu wählen. 
Hier muß ich darauf aufmerffam machen, daß das Recht, die Landtagé⸗ 
Abgeordneten je wählen, ven Stadtverordneten erft durch bie neuere ſtän⸗ 
diſche Geſetzgebung verliehen tft, daß wir zu ber Zeit des Erlaſſes der 
Staͤdte⸗Ordnung von 1808 die gegenwärtige ftändifhe Organifation nicht 
Batten, daß alfo die Etabtverorbneten damals auch Feine Landtags⸗Abge⸗ 
proneten wählen fonnten, wogegen die ftändifchen Geſetze von 1825 hei den 
Wahlen flädtifcher Abgeorbneten beftimmen, daß ſolche von denen vollzogen 
werden follen, welche die Magiftvate.Ditglieber wählen. 

Ich glaube, daß daraus kiar hervorgeht, daß von einer Beſchränkung, 
von einer Zurücknahme der Rechte, welde durch die Städte» Drdnnng von 
1808 verliehen worden, nicht die Rede fein kann. Das ift die fpezielle Be⸗ 
merkung, die ich zu machen babe. Im Generellen aber kann ich nicht umhi 
ebenfalls auszufprechen, daß es mir fehr bedenklich erfcheint, wenn wir du 
diefes Amendement des Deputirten der Staat Aachen wiederum auf den 

eftrigen Befchluß zurücgehen. Ich befinde mich leider dabei nicht im Eins 

ange mit dem, was der Herr Marfchall gefagt hat. Der Marſchall hat aber 
jedenfalls über die Leitung der Debatte in entf&heiden. Es fibeint mir aber 
hoͤchſt bedenklich, wenn wir auf dieſe Weife mit einzelnen Beftimmungen 
dasjenige alteriren wollen, was nach einer weitläufigen Diskuffion, und ich 
möchte agen, nach fo viel Mühen und Anftrengungen und nachdem fafl ein 
Jeder Gelegenheit gehabt hat, ſich auszuſprechen, geftern beisloilen worden 
if. Es ift vollkommen richtig, was das Mitglied der ſächſiſchen Ritterfchaft 
gefagt hat, daß wir auf diefe Weife alle einzelnen Beftimmungen, über bie 
wir geflern generell abgeftimmt haben, einzeln wieder durchgehen können. 
Wenn endli der Abgeorbnete der Stadt Nachen feinen Antrag dadurch un⸗ 
terftügt hat, daß die Verfammlung von dem Motive ausgegangen fei, fie 
wolle zwar den Fortfchritt, aber feine Sprünze, und deshalb habe fie es noch 
nicht an der Zeit gehalten, den Juden die fländifchen Er in der ganzen 
Ausdehnung zu übertragen, fo muß ich erflären, auch ich volllommen vun 


biefem Prinzip ausgegangen bin, und es ift dieſe Anficht, wie ich glaube, von 
einer nicht geringen Zahl Mitglieder getheilt worden. 
Ih kann aber dies Prinzip nur fo veriteben, daß die Abſicht dahin ge» 
angen iſt, im Einverſtändniſſe mir der Propofition des Gouvernements den 
uden eine bedeutende Ausdebnung ihrer jetzigen Nechte zugugeftehen und 
namentlih die Wohlthat, welche cın Theil der Juden durch das Edit vom 
yebre 1812 befaß, auch auf die übrigen Theile der Monarchie, die biefer 

ohlthat nicht theilhaftig find, auszüdehnen. Ich glaube, daß ein großer 
Theil der Berfammlung diefen Beſchluß fo verftanden bat, daß der Fortſchritt 
nicht dahin gehen folle, daß den Juden jegt Die ftändifhen Rechte verlichen 
werden, ; dies einer hinftigen Zeit vorbehalten werden folle, und bei bie. 
fem Befchluß, glaube ib, müſſen wir ftehen bleiben. 

Abgeordn. Frhr. von Waldbort: Mich ganz der Dieinung des vori- 
gen Redners anfchlicßend, erlaube ich mir ganz befonders darauf aufmerffam 
u machen, daß der Marſchall bei dem Schluß Paffus des $. 35 Die Mieinus 

Berfammlung dahin erflärt bat, wie er felbjt Tnate, daft, da der Beiält 

der Abtheilung, der entgegengefeat war dem Gefeh- Entwurf, nicht angenom- 
men wurde, nun alfo ter Gefeg- Entwurf, als angenommen von ber Ber 
fammlung zu betrachten fei. 

Im 8. 36 fteht chen fo der Gefch - Entwurf dem Abtheilungs- Gutachter 
erade entgegen. Da nun das Amendement, das heute eingebracht ıfl, ber 

Berfammlung vor der Berathung noch gar nicht befaunt war, fo kann ich nur 
annehmen, daß die Verſammlung, indem fie den Vorſchlag der Abtheilung 
verwarf, fih mit dem Gefeg - Entwurf hat einverftanden .erflären wollen. 
Mir fheint das Amendement, was beute eingebracht wird und dahin geft, 
theilweife das, was die Verſammlung geftern gewollt hat, zu annulliren, nur 
von der geftrigen Minorität aufgeftellt zu fein, um heute wenigfteng theilweife 
zu erlangen, was gejtern verneint wurbe. 

Abgeordn. von Bederatb: Ich muß dem gechrten Redner, ber eben 
die Tribüne verlaifen hat, widerfprehen. So lange über $. 36 fein Be 
ſchluß gefaßt ift, iſt es allerdings ganz an der Zeit, ein Amendement einzu 
dringen, welches den Inbalt des Paragraphen oder einen Theil deſſelben 
betrifft. Wir haben aber geftern nicht über den Inhalt des Paragraphen 
Beſchluß gefaßt, fondern über ein Amendement, welches über den Andalt des 
Paragraphen weit hinausging. Wir find alfo vollfommen in unferem Rechte, 
wenn wir und jegt mit denjenigen Kragen befchäftigen, die auf den Inbalt 
näher eingehen. Ueber die Zuläffigfeit des AUmendements hat ver Marſchall 
bereits entfchievden, und ich verliere Darüber fein Wort. Ich wende mich num 
du ber Behauptung, welche Das geehrte Mitglied der brandenburgifchen 

itterfchaft ausfprach, Daß die Städte-Ordnung durch den Ausſchluß der 
jüdiſchen Mitglieder aus der Stadtverordneten - Berfamnilung, wenn es ſich 
um die ftändifchen Wahlen handelt, nicht alterirt werde. Es iſt dies aller 
dings der Fall. Die Etudtverordneten- Berfammlung hat zwar das Recht, 
den Landtags - Abgeordneten zu wählen, erſt durch fpätere Geſetze erhalten, 
fie dat es aber eben erbalten, und fie ijt berechtigt, es in ihrer vollen Inte: 
rität auszuüben, eine Integrität, Die jedoch aufgehoben wird, fobald einzelne 
itglieder in Bezug auf diefe Handlungen entfernt werben. Geſchähe dies, 
fo würde derjenige Theil der Bürgerfchaft, der den jüdifchen Abgeordneten 
in die StadtverordnetensVerfammlung gewählt hat, bei der wichtigen Hand⸗ 
lung der Wahl eines Abgeordneten für Die Landtage nicht vertreten fein, und 
er liegt darin alferdingg eine Alterirung der Städte» Orbnung. Damit fie 
nicht ftattfinde, wiederhole ich den Antrag, daß den Juden das aftive Wahl- 
recht zugeſtanden werde. 

Abgeordn. Stämmler: Meine Herren! Ich habe folgerecht meiner 
früheren Abſtimmung geſtern die letzte Frage mit „Nein“ beäntwortet; ich 
babe aber auch nicht das geringſte Bedenken, das Amendement, welches das 
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Mitglied aus der Rhein⸗Provinz vorgeſchlagen hat, mit „Ja“ zu beantwor⸗ 

ten, den ich finde, daß es wirklich eine Yüde und ein Zerwürfniß in den 

Etadtverordnneten » Berfammlungen herbeiführen würde, wenn Jemand bei 

einer ſolchen Gelegenheit, wo ber Jude daſſelbe Interefie hat, als der Chriſt, 

is der Thür gewiefen werden darf. ch werde alfo das Amendement unter« 
üben. 

Abgeoron. von Manteuffel I.: Meine Herren! ch appellire zu- 
nächſt an Ihre Gerechtigkeit; ich glaube, daß ich hierzu um fo mehr ein Recht 
habe, als ich im Laufe dieſes Landtages faft immer in der Minorität gewefen 
bin. Ich habe aber, fobald ein Beſchluß gefaßt war, dieſen —2 aner⸗ 
kannt und habe demgemäß konſequenterweiſe im Einflange mit dieſem Be- 
fchluffe meine ferneren Bota abgegeben und der Berathung beigewohnt. Ich 
muß gefteben, daß von der Verſammlung gewiß die Wenigften geftern nur 
eine Ahnung von dem Antendement hatten, was und heute als eine über« 
rafchende Gabe am frühen Morgen dargebracht wird. (Gelächter) Ich gabe, 
als ich gejtern meine Stimme abgab, geglaubt, damit fei diefe Frage been⸗ 
digt; und fo wenig wie ich, wenn ich gegen die Anficht der Majorität ges 
ftimmt hatte, mit einem neuen Amendement aufgetreten bin, fo wenig glaube 
ich, follte Dies von der anderen Seite geſchehen. Was indeß die materielle 
DR betrifft, fo kann sch meine Berwunderung darüber nicht genug aus⸗ 
prechen, daß wir auf ein Umendement eingehen, welches blos die Juden in 
Bezug auf die Stadtverordneten-Verſammlungen betrifft. Ich möchte mir 
die Frage erlauben, ob vielleicht fpäterhin —* andere dergleichen Amende⸗ 
ments eingebracht werden dürften. Es würde dies wenigſtens die Debatte 
abfürzen, indem man dann in Summa über alle Amendements fprechen 
fünnte. Denn mit demfelben echte, wie man den Juden in den Stabdtver- 
ordneten - Berfammfungen eine nad) dem gejtrigen Befchluffe abgewiefene 
Befugniß vindiziren will, fünnte man nachher ein Amendement anbringen, 
daß da, wo es ſich um ritterfchaftliche Wahlen handelt, auch jüdifche Beſitzer 
von Nittergütern daran Theil nehmen fünnen. Das ift eine aktive Wahl« 
berechtigung fo gut wie in der Stadtverordneten-Verſammlung, und bei Dies 
fem Rerbte würde es ins Auge fpringen, daß dies durch den geftrigen Be—⸗ 
ſchluß bereits abgewieſen iſt. So gut dies aber bei den ritterfchaftlichen 
Wahlen der Full iſt, eben I iſt es auch der Fall bei den Stadtverordneten⸗ 
Berfammlungen. 


Marfchall: Der Herr Abgeordnete Hanfemann hat das Wort wegen 
einer perſönlichen Bemerkung. 


Abgeordn. Hanſemann: Ich kann dem Abgeordneten aus der Nieder⸗ 
lauſitz das Recht nicht zuerkennen, in dem von mir geſtellten Antrage eine 
Art von Ungerechtigkeit zu finden. Ich glanbe, wenn ein Beſchluß gefaßt ift, 
der, wie der vorliegende, nicht Alles abfehneidet, es voflfommen gerecht ift, 
noch ein Minimum von dem Abgefchnittenen in Anferuch zu nehmen. (Eine 
Stimme: Nein.) — Die Frage, die der geehrte Abgeordnete übigens Hin» 
ſichtlich der ritterfchaftlichen, der jüdifchen Konfeffion angehörigen Mitglieder 

efteftt hat, ift fehon durch meinen Antrag ſehr Deutlich beantwortet worben. 
Mein Antrag geht anf Gewährung des aftiven Wablrechts ohne Ausſchluß 
von Stadt oder Yand. Er iſt alfo durchaus nicht zweideutig gewefen. Es iſt 
zur Begrüntung angeführt worden, wie es jent in der Städte-Ordnung 
beſtehe. Ich führe weiter an, daR in der ganzen Nheinprovinz..... 
(Mehrere Stimmen: Das ijt Fein perſönliches Faktum.) — Ich bitte, 
mir Gehör fchenfen zu wollen, wenn die Herren mir gegenüber die Güte 
haben wollen — daß in der ganzen Rheinprovinz bieher die Wahl den 
Stadtverordneten nicht zuſteht, fondern daß die Wähler nach einem Cenſus 
geiler werben, und daß biernad) das Amendement ebenfalls für Stadt und 

and Anwendung finden muß. Auf diefe Weife if gewiß ber Antrag für 
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‚ann bentlih, und ich glaube, daß hiernach bie Abſtimmung wird ew 
en können. 

ß Abgeordn. von Bismark: Ich wollte mir bie Brage an ben Herr 
Rebner erlauben, ob feine Bemerkung in ihrem ganzen Umfange ale eine 
perfönlihe zu betrachten fei; Iediglih zu meiner information frage ih 
danach, damit ich in vorfommenden Fällen mir ähnliche perfönlicdhe Vene. 
fungen geftatten könne. 

Abgeordn. Graf von Helldorf: Jh muß mich der Argumentation 
widerfegen, welche jet aus einzelnen Beflimmungen der Städte« Drbnung 
verſucht wird, um daraus folgerechtlich ein aftives Wahlrecht für die Richt. 
Chriſten, alfo für die Juden, deduziren au wollen. 

Ich Habe ſchon bei früheren Gelegenheiten ausgefprochen, und e6 if 
auch ım Taufe der Jerhend ungen wiederholt worden, warum es in jeder Be⸗ 
ziehung bedenklich iſt, bei unſeren Staats⸗Inſtitutionen nichtchriſtlichen Eir⸗ 
wohnern politiſche Rechte zuzu ee J 

Die kreisſtändiſchen Rechte ſtehen übrigens auch in einem gewiſſer⸗ 
maßen engen Zuſammenhange mit den Befugniſſen der Provinzialſtaͤnde 
und allgemeinen Stände, welche unmittelbar auf die Gefeßgebung einwirken. 
Die Juden find ferner — das Tann man fagen, ohne ihnen zu nahe zu 
treten — und fünnen zur Zeit gar nicht fein auf der Stufe der Borbildung, 
—* fie zur Theilnahme an unſeren ſtaändiſchen Rechten befähigen 
mochte. 


Wenn alſo auch wirklich die Städte-Orbnung beftimmt, daß bei Wahlen 
zu Landtags - Abgeoroneten die zu anderen Gefchäften zugelaffenen Etabt- 
derorbueten jũdiſcher Religion abzutreten haben, und ſolches als Uebelftand 
bezeichnet wird, fo fehe ich doch nicht ab, wie man daraus die Folgerung debn- 
giten könne, daß das aktive Wahlrecht in allen Ständen den Juden zu ver 
eihen ſei; — eine Zugabe, die wahrlich nicht zur go gefucht wird. 

Ich kann alfo im Gegenbetradht nur die Bitte an bie — 
richten, daß ſie das geftrige Votum der Majorität, nämlich: Die Ausfchlie 
Bung der Juden von allen politifhen Rechten, durchgängig fefthalte. 

Abgeordn. Prüfer: Sim Allgemeinen fann ich nid nur der Anficht der 
jenigen Rebner anſchließen, welche das geftellte Amendement deshalb fü 
unzuläffig halten, weil geftern die Dajorität der Verfammlung bereits über 
bielen A abgeftimmt und entfchieden hat, und weil auch ich glaube, 
daß, wenn folche Amendements ober Abänderungen angenommen werben 
foflten, unfer Beſchluß von geftern, wenn nicht gerabeju umgerifien, doch be» 
deutend alterirt werben müßte. Was nun das Amendement felbft ifft, fo 
bat folches der geehrte Antragfteller aus Aachen zuerft dahin formirt, daß ben 
Stadtverorbneten ein altives Wahlrecht für die Stände» Berfamm 2 
eingeräumt werben folle; ich muß aber bemerken, daB derfelbe Redner biejes 
Amendement fpäter dahin erweitert hat, daß dieſes Wahlrecht auch auf 
die Nittergutbefiger ausgedehnt werben möchte; wenn aber ſolche Abändes 
sungen nun gar noch weiter beliebt werden follten, fo fehe ich nicht 
ein, wann wir die Diskuffion über diefen Gegenſtand beendigen wollen. 
Wenn ich aber dabei ſtehen bleiben will, daß den Stadtverordueten, und 

ar den jüdifchen, ein Wahlrecht eingeräumt werden fol, fo ift dieſes 
[don vorhanden, denn die Städte- Ordnungen, die von 1808, wie die von 
32, ſchließen dieſes Recht nicht aus, und das neue Geſetz, welches jegt 
eben berathen wird, ſpricht in feinem &. 15 aus, daß diejenigen Stabtver- 
ordneten, welche, einmal als foldhe gewählt find, ei und Stimme in ben 
Stadtoerordneten⸗Verſammlungen haben, alfo ohne alle Beſchränkung. Nun 
hat zwar der gechrte Üreferent erwähnt, daß Nefkripte vorhanden feien, nach 
welden ben judiichen EXadveroroneten feither die Ausübung ihrer Rechte 
fchränft worden; wäre |died aber der Fall, und ‚zwar, daß dergleichen 
eſtripte vorhanden mäpen und Geltung erlangt hätten, fo geht Doch aus 


— 
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diefem Geſetz⸗ Entwurf bie Befugniß dahin klar hervor, daß judiſche Stabt- 
verorbnete mit Ausnahme von chriſtlichen Kirchen» und Schul -Angelegen« 
heiten, in allen Sig und Stimme haben follen. Dan könnte zwar einwenden, 
daß der $. 15 von der Verfammlung abgelehnt worden fei. Ich habe aber 
andeuten wollen, daß die Regierung ihrerfeits von dem Prinzipe, die jüdi⸗ 
ſchen Stabtverorpneten von ſolchem Wahlrechte auszufchließen, abgegan en 
ib Baal wir und um Dinge ftreiten, bie gar nicht vorhanden find. 
(Bravo! 

Abgeordn. Hanfemann (tritt unter großer Aufregung der Berfamm- 
Iung u? die Nednerbühne): Ich muß dem verehrten Nepner, der eben die 
Tribüne verlaflen hat, antworten, daß er etwas fehr Perfonliches gegen mich 
vorgebracht bat, welches ich aufs ernitefte zurückweiſen muß. Er hat behaup- 
tet, daß ich Tpäter etwas Anderes vorgebracht habe, ald in meinem Amen» 
dement enthalten war. Mein erfter Antrag lautete dahin, daß den Juden 
ftändifche Nechte, mit Ausnahme der Wählbarfeit au den Provinzial» Yand- 
tagen, gewährt werten möchten, und fpäter habe ich mein Amendement da» 
I modifizirt, daß ihnen das aftive Wahlrecht gewährt werden follte. Ich 

abe nicht gefagt: Aür die Städte; fondern ganz allgemein: „Das aktive 
Wahlrecht. Es it bei Begründung dieſes Antrages nicht nur von mir, 
ondern auch von vielen anderen Eriten auf die Stadtverorbneten, von mir 
insbefondere auch anf die Rhein» Provinz Bezug genommen; aber ich habe 
gewiß meinen Antrag nicht in dem von dem verehrten Redner angedentes 
ten Fiat fpäter verändert oder verdreht, — fo etwas iſt meine Mao 
nier nicht. 

Abgeordn. Graf von Nenard: Ach habe mich aus innerfter Ueber⸗ 
eugung für die Emancipation der Juden ausgeſprochen; man wird mir alfo 
eine Parteilichfeit zumuthen wollen, wenn ich mich jegt gegen das Amende⸗ 

ment des Abgeordneten von Aachen ausipredhe. Ich flimme ganz der An⸗ 
fiht bei, welde das Mitglied aus der Wiederlaufig entwidelt bat, obgleich 
ih fonft in Bezug auf die Juden» Emancipation feinesweges mit ihm in 
Einklang bin. Wenn bier geftern abgeftimmt worden ift, ob die Juden 
wählbar find, fo Habe ich Ja geſagt; deſſenungeachtet kann ich heute un⸗ 
möglich zugeben, daß das Amendement umgekehrt und cine andere Frage zur 
Abkimmunz gebracht werde. Ich glaube, daß durch die geftrige Abflimmung, 
fie mag audgefallen fein, wie fie will, diefe Frage erledigt iſt. 

Abgeordn. Prüfer: Der geehrte Abgeordnete von Aachen, als Amendes 
mentftcher, hat mich beichuldigt, ald ob ich feine Worte verdreht hätte. 
Eines folchen Vergehens habe ich mich noch nie ſchuldig gemacht und werbe 
mich u mit meinem Welten nicht ſchuldig machen; daß ich aber ſein Amen⸗ 
dement fo verftanden habe, als ob es ſich lediglich um das aftive Wahlrecht 
ber Stadtverordneten handle, und daß dies nit ein Irrthum von mir war, 
geht daraus hervor, daß auch das Mitglied der Niederlaufig, wie wir eben 
gebört haben, died Amendement eben fo veritanden hat. Dies wird Mar, 
wenn wir und daran erinnern, baß er, der Redner aus der Niederlaufig, 
nicht erfehen fonnte, ob diefe aktive Wabl auch auf die Ritterguts-Befiger 
und, wie der ee Antragfteller jest hinzugefügt, auch auf die Land⸗Ge⸗ 
meinden ausgedehnt werde. Ich babe aljo feine Worte nicht verdreht und 
bemerfe, daß bis zu dem Stadium, in welchem ſich Diele Angelegenheit be« 
funden, bevor das Mitglied aus der Niederlaufig die Bühne betreten hatte, 
nur über das Wahlrecht der Stadtserordneten diekutirt war. Dies zu mei» 
ner Nechtfertigung. 

Abgeordn. von Wedel: Ach wollte mir nur bie Bemerfung erlauben, 
daß bei den Motiven der Abtheilung bei Ihrem Borfchlage, Daß den Juden 
alle ftändifchen Rechte, gleich den Chrijten, beigelegt werden follen, ausdrück⸗ 
lich angeführt iſt, daß die Juden das Wahlrecht haben müßten, und daß es 
unrecht wäre, fie Davon auszufchließen. An diefe Deduction ſchließt fich die 
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age an, über bie wir geſtern abgeſtimmt haben. Es kann alſo nicht zwei. 
elhaft fein, daß wir über diefe Frage bereits geftern abgeſtimmt haben und 
die Abflimmung ergeben hat, daß die Juden feine fländifhen Rechte aud- 
üben follen. Es kann alfo über das jegt geftellte Amendement gar nicht 
abgeflimmt werben. 

Abgeord. von Patow: Ich will ganz von ben Materiellen des Amen- 
dements abfehen und mich LE an die Form halten, und in dieſer Be- 
ziehung bin ich der Meinung, daß wir nicht mehr auf ein Amendement zu- 
rüdtommen fönnen, weldes einen Vorfchlag modifizirt, über ben bereits ab. 

eftimmt iſt. Es ıft auch auf allen Provinzial» Yandtagen der Grundſatz 
A gehalten worden, daß, wenn das Ylınendement zu einem Geſetz⸗Entwurf 
verworfen wird, dann das Geſetz angenommen if. Diefer Grundfag muß 
auch bier in Anwendung kommen; wir haben das Amendement verworfen, 
alfo das Geſetz angenommen; wenn das vorgefchlagene Amendement jegt 
dur Abftimmung kommen follte, jo würden wır eine Abänderung zu einem 
ereits angenommenen Grfebe befchließen. (Ruf zur Abftimmung.) 

Abgeorbn. Dittrich: Geite 5 der Peilage 1 iſt gefagt worden: 
„zur Ausübung der fländiihen Rechte find vie Juden nicht. zuzulaffen, 
indem bie für die einzelnen Provinzen ergangenen Verordnungen ſämmtlich 
darin übereinflimmen, daß für die MWäblbarfeit zum Deputirten auf ben 
Provinzial» oder Kommunalstandtagen, wie für die Berechtigung Zur af; 
tiven Wahl und für die perfönlihe Ausubung des Stimmredte auf 
den Rreistagen, die Gemeinſchaft mit einer der chriftlichen Kirchen Bedin⸗ 
gung iſt. 

Ich führe dies nur an, weil behauptet worden, daß gefeßliche Beſtim⸗ 
mungen nicht entgegenftehen, daß tie Juden wählbar find. Wenn weiter 
gelagt iſt: daß der Paragraph des Geſetz - Entwurfs angenommen ift, fo 
erwiedere ich, Daß dies nicht der Fall iſt? denn erſt nach Dem Schluife ver 
Derathung über den Paragraphen wird über deffen Annahme entjchieven. 

Abgeorpn. Kuhnheim: Sch glaube, daß der Abgeordnete aus Aachen 
fein Amendement hat ftellen fünnen, jedoch geftern umd nicht heute: daher 
Ph es formell unrichtig, wenn wir heute darüber abſtimmen. Bei allen 

elegenheiten hat der Herr Marſchall die geftellten Amendements vorher 
befannt gemacht und die Reihefolge feitgefeet, in welcher fie zur Abſtim⸗ 
mung fommen, und daher glaube ich, daR das vorliegende Amendement ge- 
fteen hätte zur Abftimmung gelradıt werden müffen und heute nicht mebr 
zur Sprache gebracht werben fann, und ich richte Daher vie Bitte an ven 
Herrn —*8 daß er die Frage an die Verſammlung ſtellen möge, ob 
uber das Amendement algefiimmt werben ſoll oder nicht. (Bravo.) 

Abgeordn. Frhr. von Binde: Ich glaube, daß bier mehrere ver: 
fhietene Formen der Amendements vielfach verwechfelt find. Es iſt aller⸗ 
dings immer von dem Herrn Landtags-Marſchall ver Grundſatz feftgebalten 
worden, und es Y\ auch in der Natur der Sache begründet, daß, wenn bei 
demfelten; Gegenſtande verfchiedene Vorſchläge über Die gaflung emacht 
werden, dann ihre Reihefolge für die Abſtimmung vor derſelben feſtgeſetzt 
wird. Von einer ſolchen Faſſungs-Verſchiedenheit handelt es ſich — 
in dem vorliegenden Amendement nicht, ſondern es iſt von einer weſentli 
anderen Frage, als bie geſtern abgeſtimmte, darin die Rede. Die geſtrige Ab- 
ſtimmung hat das Prinzip betroffen, ob alle ftändifchen Rechte den Juden ein⸗ 

eräumt werben folfen oder nicht. Ich muft nun tejaunten, daß unter 
Hänbifihen Rechten im gefeglichen Sinne nur paſſive Nechte begriffen find, 
nämlich das Recht, in Fänbifchen Verfammlungen zu fiten. Non aktivem 
Wahlrecht ift bisher Feine Rede geweien, ich babe wenigftens die frühere 
Brage nıcht fo aufgefaßt, als ob dabei den Juden das aftive Wahlrecht 
Brommen werben folle, was ihnen meines Wiffens immer zugeftanden bat. 

nr im Großherzogthum Poſen ift es ihnen beftritten worden, namentlich 
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für die Wahlen zum jebigen Provinzial - Landtage, aus welchen der Ver- 
einigte Landtag hervorgegangen iſt, worüber fich bekanntlich ein Zeitungs. 
frieg erhoben jet Weun alfo heute vom aktiven Wahlrecht bie Rebe iſt, 
fo je ich nicht ein, wie die geflrige Abflimmung präjubiziriich follte ge⸗ 
weien fein. Aber wenn dieſe Anfiht auch irrig wäre, dag nämlich auch 
das aktive Wahlrecht in dem geitrigen Amendement mitbegriffen gewefen 
wäre, fo hat daſſelbe doch Feine fpezielle Fafſung betroffen, jondern iſt ganz 
allgemein gehalten, fo daß eine |peziellere Frage noch immer zuläflig er- 
ſcheinen würde. 

Abgeordn. Milde: Ih kann mih im Allgemeinen nur dem an- 
fließen, was der geehrte Redner vor mir ansgefprochen bat. Es han⸗ 
delte fich bei der geftrigen Abflimmung nur darum, ob bie Juden zuge- 
laffen werben follten, ftändifche Rechte auszuüben. Das aktive Wahlrecht 
Ieint ihnen aber durch das Geſetz nicht genommen zu fein. So weit ih 

a8 Geſetz verftehe, feheint auch der Oeteggeber nicht daran gedacht zu ha⸗ 
ben, und nad) dem Inhalte der Städte- Orbnung vom jahre 1808 würde 
es fich nicht rechtfertigen laffen, wenn man ihnen diefes Wahlrecht in den 
Städten nehmen wollte. In den Tandestheilen, wo die alte Städte- Drd» 
nung gilt, find die Juden nicht allein p ſtändiſchen Wahlen, ſondern auch 
u den Wahlen, aus welchen die obrigkeitlichen Perſonen, die Bürgermei⸗ 

er ꝛc. hervorgehen, fähig, und ich glaube, daß hier von einer Verminde⸗ 
rung ber den Suter burcb die Geſetzgebung von 1812 gewährten Rechte, 
namentlich nach den fchon ehegeftern egebenen Erflärungen der Königl. 
Herren Kommiffarien, nicht die Rede Fin fol; entäußerten wir aber durch 
unfer negatives Votum im vorliegenden Kalle die Juden des aftiven Wahl⸗ 
rechts, fo kämen wir zu einer Reaktion der Verordnung vom Jahre 1812, 
und ich glaube, daß die Juden dann beredhtigt fein würden, fih beim Bun» 
bestage zu befchweren, daß wir ihnen etwas von dem genommen hätten, 
Inas {nen Nechtens if, und was ihnen durch die Bundesakte garan- 

wird, 

Abgeordn. Zychlinſski: Ich bewundere die Geduld der hohen Ver⸗ 
fammlung. Geſtern iſt die Frage ſo geſtellt worden; Sollen den Juden 
alle ſtaͤndiſchen Rechte glei den Chriſten beigelegt werden? und biefe Frage 
wurde verneint; heute fann doch alfo unmöglich ein Amendement dahin ge⸗ 
ftellt werden, daß den Juden ein aktives Wahlrecht verlichen werben folle, 
und was wäre Dies rel anders, als ein ftändifches Recht? Ich be» 
baupte alfo, daß eine Abftimmung über dies Amendement ganz unmöglich 
ft. (Nuf nah Abftimmung.) 

Abgeoron. Möwes: Sp gern ich mich auch dafür ausfprechen möchte, 
daB den Bürgern jübifher Religion das aktive Wahlrecht guger rochen 
würde, und wäünfchte, daß die hohe Verfammlung fich dafür einen 
möchte, fo muß ich doch, wenn es ſich um das zur Sprache gedachte Prins 
air handelt, den Rednern keipflichten, welche bedaupten, daß über dag vor- 
iegende Amendement nicht mehr abgeftimmt werden könne. Denn bie 
Verfammlung hat geftern einen definitiven Beſchluß gefaßt, und dieſer kann 
nicht durch eine abermalige Abttimmung, über einen darin mitliegenden 
Theil alterirt werden. Wenn man die Grundlage für unfere Berathung 
betrachtet, fo iſt in dem Gefed-Entwurf 6. 36 anebrücktich efagt: 

In Betr der ftändifchen Rechte verbleibt es bei der eflehenben Ver⸗ 


Es alſo nichts Anderes damit gemeint, als was in den ſtändiſchen 
Spezial⸗ eiegen hinfichtiih der MWählbarfeit und Wa en beftimmt 
worben iſt. Wenn aber ferner in dem Gutachten der Abtherlung erwähnt 
wird, daß die Stabtverorbneten, welche Juden find, das Wahlrecht nicht 
mit ausüben, und hernach der Vorſchlag gemacht worden, daß den Juden 
alle ſtaͤndiſchen Rechte beigelegt werben möchten, ſo ift offenbar die k 
—X 
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Be an, über bie wir geflern abgeftimmt haben. Es Tann alfo nicht zwei. 
Ihaft fein, daß wir über diefe Frage bereits geftern abgeftimm! haben und 
die Abftimmung ergeben bat, daß die Nuden feine ftändiichen Rechte aus— 
üben ſollen. Es kann alfo über das jegt geftellte Amendement gar nicht 
abgeftimmt werden. 

Abgeord. von Patow: ch will ganz von den Materiellen bes Amen. 
dements abjehen und mic) NE an die Form halten, und in diefer De. 
aiebung bin ich der Meinung, daß wir nicht mehr auf ein Amendement zu⸗ 
rüdtommen können, welches einen Vorfchlag modifizirt, über den bereits ab- 
—5 iſt. Es iſt auch auf allen Provinzial⸗Landtagen der Grundſaß 
2 gehalten worden, daß, wenn das Anendement zu einem Gefeg- Entwurf 
verworfen wird, dann das Geſetz angenommen iſt. Diefer Grundfag muß 
auch hier in Anwendung fonımen; wir haben dag Amendement verworfen, 
alfo das Gefeg angenommen: wenn das vorgefchlagene Amendement jegt 
dur Abftimmung fommen follte, fo würden wır eine Abänderung zu einem 
ereits angenommenen Geſetze beſchließen. (Ruf zur Abftimmung.) 

Abgeordn. Dittrich: Seite 5 der Beilage 1 iſt geſagt worden: 
„Zur Ausübung der fländifchen Nechte find vie Juden nicht. zuzulaſſen, 
indem bie für die einzelnen Provinzen ergangenen Verordnungen ſämmtlich 
darin übereinftimmen, daß für die Wählbarfeit zum Deputirten auf den 
Provinzial» oder Kommunalstandtagen, wie für die Berechtigung Zur ab 
tiven Wahl und für die perfönliche Ausübung des —— auf 


den Kreistagen, die Gemeinſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen Bedin- 


gung iſt.“ 

Ich führe dies nur an, weil behauptet worden, daß geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen nicht entgegenfteben, daß bie Juden wählbar find. Wenn weiter 
gefagt ift: daß der Paragraph des Geieg - Entwurfs angenommen ift, To 
erwiedere ich, daß dies nicht ber Fall ıft; denn erjt nah Dem Schluſſe ver 
Berathung über den Paragraphen wird über deſſen Annahme entjchieden. 

Abgeordn. Kuhnbeim: Ich glaube, daß der Abgeordnete aus Aachen 
fein Amendement bat itellen fünnen, jedoch geftern und nicht heute: daher 
RN e8 formell unrichtig, wenn wir heute darüber abflimmen. Bei allen 

elegenheiten bat der Herr Marfchall die geftellten Amendements vorher 
befannt gemacht und die Reihefolge feftgefent, in welcher fie zur Abſtim⸗ 
mung fommen, und daher glaube ich, daR das vorliegende Amendement ge» 
ftern hätte zur Abftimmung gebradıt werben müffen und heute nicht mebr 
zur Sprache gebracht werden kann, und ich richte Daher tie Bitte an den 
Herrn Marfchall, daß er die Frage an die Verſammlung ftellen möge, ob 
uber das Amendement algeftimmt werben foll over nicht. (Bravo.) 

Abgeordn. Frhr. von Binde: Ich glaube, daß bier mehrere ver- 


a 


fihievene Formen der Amendements vielfach verwechfelt find. Es ift aller | 


dings immer von dem Herrn Yandtags-Marfchall per Grundſatz feftgebalten 
worden, und es iſt auch in der Natur der Cache begründet, daß, wenn hei 
demfelben: Gegenftande verfchiedene Vorſchläge über die Saflung emacht 
werden, dann ihre Reihefolge für die Abſtimmung vor derſelben — * 
wird. Von einer ſolchen Faſſungs-Verſchiedenheit handelt es ſich jed 
in dem vorliegenden Amendement nicht, ſondern es iſt von einer weſentli 
anderen Frage, als die geſtern abgeſtimmte, darin die Rede. Die geſtrige Ab⸗ 
ſtimmung hat das Prinzip betroffen, ob alle ſtändiſchen Rechte den Juden ein⸗ 
eräumt werden ſollen oder nicht. Ich muſi nun behaupten, daß unter 
—*8 Rechten im geſetzlichen Sinne nur paſſive Rechte begriffen ſind, 
nämlich das Recht, in ——2* Verſammlungen zu ſitzen. Von aktivem 
Wahlrecht iſt bisher keine Rede geweſen, ich habe wenigſtens die frühere 
Frage nicht ſo aufgefaßt, als ob dabei den Juden das aktive Wahlrecht 
genommen werben folle, was ihnen meines Wiffens immer zugeftanden hat. 
ur im Großherzogthum Bofen iſt es ihnen heftritten worden, namentlich 
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bes Amendements darin mit enthalten. Jene Frage ift durch bie Verfanm⸗ 
Iung verneint worben, und daher fehe ich nicht ein, wie nunmehr noch eine 
andere Frage daran gefnüpft werben kann, die offenbar den geflrigen Be- 
ſchluß zu altericen geneigt if. Das Recht aber, die Rädtifden bgeorb« 

neten zu wählen, ift in der That nicht aus der Städte⸗Ordnung, fonbern 
aus den Spezial-Berfafiungs-Gefegen herzuleiten, und in biefen fteht, daß 
das Bekenntniß der chriftlichen Kirche ſowohl bei den Wählern, wie bei 
ben zu Wählenden ſich vorfinden muß. Es handelt fih hier auch nict 
darum, den Juden ein Recht abzufprechen, fondern darum, ob ihnen em 
Recht ertheilt werben fol. Ich für mein Theil würde ihnen, ich wieber- 
ole es, dies Recht gern geben; da aber baruber bereits der Beſchluß feſt⸗ 

bt, fo muß ich mich an dieſen halten, wie Die Berfammlung felbft durch 
diefen gebunden ift. (Ruf nach Abflimmung.) 

Abgeordn. von Auerswald: Ich will mir nur einige Worte über 
die Form erlauben. Es ift behauptet worden, daß das Amendement der 
Form nach eigentlich gar nicht mehr zur Sprache gebracht werben Könnte, 
und daß jedenfalls die Verſammlung ſich EL daruber entfcheiden müßte, 
ob über daffelbe abgeftimmt werden könne. Im $. 15 des Geihäfts- Res 
glements heißt es aber: 

„g) Neue zur Sache gehörende Vorſchläge werben nur dann in Erwä⸗ 
gung genommen, wenn fie dem Marſchall von dem Proponenten 
vor ber Sigung fihriftlich eingereicht find_und auf Anfrage bes 
Marichalls von 24 Mitgliedern durch Aufftehen unterflägt werben.‘ 

Vorausgefegt, daß das Amendement vor der Diskuſſion Ichriftlich ein⸗ 
gereicht ift, Ichreibt pas Reglement alfo vor, daß, wenn cd von 24 Mite 
gliedern unterftüßt wird, es zur Berathung fommt. Der einjige Umſtand, 
der dagegen ſprechen könnte, wäre ber, der bei einer früheren Gelegenheit 
Ih einmal eingetreten ift, wenn das Amendement, wie auch anfcheinend bes 

auptet worden st, auf eine nicht auläffige Aufhebung des geftrigen Beſchluſſes 

antrüge. Das kann aber auf Feine Weife behauptet werden; denn, wenn 

man die erfte Frage: Ob man den Juden alle fländifhen Rechte An e⸗ 

ſteht, verneint, fo kann Die zweite Frage, ob man ihnen einzelne Rechte 

einraumt, wohl bejaht werben, ohne eine Aufhebung des erften Beichluffes 
u inpolviren. Ich glaube daher, die Sade ſteht fo, daß, wenn das 
mendement vor der Diskuffion eingereiht und dur 24 Mitglieder un- 

—28 worden iſt, es auch zur Abſtimmung kommen muß. (Ruf nach Ab⸗ 
mmung.) 

Abgeordn. Wächter: Ich habe nur zur Berichtigung eines Irr⸗ 
thums beitragen wollen, der ſich von vielen Seiten geltend gemacht Hat; 
biefer beruht nämlich darauf, Daß nad der Städte - Ordnung vom Jahre 
1808 c8 den Berordneten geboten ift, wenn fi Juden in der Stadtver⸗ 
orbneten » Berfammlung befinden, daß dieſe bei riner Wahl des Landtage⸗ 
Abgeorbneten diefelbe verlaffen müflen. Sch unterftüge daher auch den 
Antrag und glaube, daß er gang derihieden von dem geftrigen Befchiuffe 
ift, denn es iſt cin ganz nener Beſchluß, und ich will den Juden nur das 
Recht vindiziren, daß fie nicht aus einer Stabtversrbneten - Berfammlun 
zurücgewiefen werden. Wie verlegend muß es für Jemanden fein, der bei 
einer Wahl nicht mitſtimmt und die Berfammlung verlaffen muß. Es geht 
ang biefem noch nicht hervor, daß er Anſprüche macht, gewählt zu werben, 
fondern nur, daß er mitwähle. (Ruf nad Abftimmung.) 

Marihall: Wenn die Berfammlung die Abftimmung verlangt, fo 
werde ich nicht bagegen fein. — (Ruf nah Abftimmung Diele Mit. 
glieder erbitten das Wort.) — Diejenigen, die wünfchen, daß die Dis⸗ 

ſſion über diefen Gegenftand gefchlofen werde, bitte ich, aufzuflehen. — 

Majorität.) — Es ift ein Antrag eingebracht worden, ih mörhte Die Ver⸗ 

—** entſcheiden laſſen, ob das Amendement über qupt zur Abftim- 
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mung kommen könne; ich bin aber der Meinung, daß ich mich werde ent- 
fließen müſſen, diefe Entfcheivung felbft zu übernehmen, weil ih nach 
der Geſchäfts⸗Ordnung die Tehatte zu leiten habe. Ich habe der Dis: 
kuſſion die Bemerkung vorausgefchidt, daB das Amenbement nicht vor der 
Adflimmung über die Hauptfrage eingebracht worden fei, und daß aus 
diefer Urfade es wohl in Zweifel geeit werben Tann, ob es noch zur 
Berathung zu bringen fei, daß ich aber die Beiſtimmung ver Berfanm- 
Iung bieruber darin fehen werde, ob dieſelbe es bei der Abftimmung au- 
nehmen werde oder nicht, ich babe alfo die Entfcheibung über die formelle 
Frage mit in den Beſchluß der Berfammlung gelegt, fo daß alfo auch bie: 
jenigen, welche das Amendement als zu fpät gekommen ide dagegen 
immen mögen. Soll hiermit den Juden das aktive ftänbifche Wahlrecht 

igelegt werden? — (Da das Refultat nicht erfichtlich, wird die Zahlung 
vorgenommen.) 

Referent Sperling: (Das Ergebniß der Abflimmung wirb von dem 
Marſchall dahin belannt gemacht, daß die geftellte Frage mit 249 gegen 
191 Stimmen verneint worden fei.) 

Was die Patrimonial-Berichtsbarfeit anbelangt, fo fand fein einziges 
Mitglied der Berfammlung einen Grund vor, weshalb in biefer Besiehung 
ein Rüdfchritt gegen die bisherige Obſervanz flattfinden und dem Juden 
als Inhaber der HYatrimonial-Gerichtstarkeit das Recht genommen werben 
ofte, fich feinen Gerichts-Verwalter (Yuftitiar) zu wählen. ide Wahl 
ann nur auf einen Mann fallen, welchem der Staat bie richterliche Qua⸗ 
Iification beigelegt hat, und ihn in diefer Wahl befchränfen, würde beinahe 
fo viel heißen, einem ober bem anveren Richter, dem jüdiſchen Juris- 
—e ge enüber, weniger vertrauen. Daher ſtimmte die Abtbeilung 
einmütbig dahin: 

dag dem Juden als Inhaber der Gerichtsharfeit Die Wahl feines Gerichts⸗ 
halters nach wie vor auftehend bleibe. 

Einzelne Mitglieder gingen aber noch weiter. Cie glaubten in Be⸗ 
tracht ziehen zu muffen, —* die Jurisdiction eine Pertinenz des Gutes 
und den Juden durch den $. 11 des Edikts vom 11. März 1812 der Er⸗ 
werb von Grundflüden jeder Art und ohne alle Einfchränfung freigegchen 
ift, es alfo eine Verlegung der durch das Edikt ihnen eingeräumten Nechte 
in Beziehung auf den Erwerb von Grundflücden in ſich fchließen möchte, 
wenn fie in not auf die Jurisdietion irgend einer Befchränfung 
unterworfen werben follten. Sie nahmen auf die obige Ausführung Des 
zug, wonach, ihrer tt gemäß, das Amt eines Richters fein ſolches ift 
von welchem der Jude feiner Religion wegen ausgeichloffen werben darf, 
machten insbefondere in Betreff der Polizei-Berwaltung darauf aufmerkiam, 
daß der Jude ſchon als Dienfiherr uber feine chriſtlichen Dienftlente Die- 
aiplinar- gewiſſermaßen eine Polizeigewalt habe, und fentirtem wit fünf 

immen babin: 

Daß dem Juden als Inhaber der Gerichtsbarkeit unter denſelben Um⸗ 
fländen, wie dem Chriſten, geftattet werde, die Gerichtsbarkeit überhaupt 
und bie Polizei⸗Gerichtsbarkeit insbeſondere perfönlih zu verwalten. 

Die anderen acht Mitglieder glaubten dagegen zwar dem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfe, welcher der Staatsbehörde das Recht vorbepält, den @erichte- 
halter und den Verwalter der Polizei» Gerichtöbarkeit zu ernennen, ſich 
nicht anfchließen zu fünnen, jebod, andererfeits ebenfalls auf ihre oben ge⸗ 
machte Ausführung zurückkommen zu müflen, wonach Juden zur Berwal- 
tung eines Richter- Amtes überhaupt nicht für geeignet zu halten find, und 
flimmten für eine Abänderung bes Geſetz⸗Entwurfs dabın: 

daß dem jüdiſchen Outsbejiger als Inhaber der Gerichtätarfeit nicht zu 

Pal fei, die Ieptere unter Umftänden, welde es bei Befennern 

Rlicher Ronfeffion zuläffig machen, ſelbſt zu verwalten, ihm re ık 
Jh® 


unbenommen bleibe, den GBerichtshalter und den Verwalter ber Polizei. 
Gerichtsbarkeit unter Borbehalt der Beflätigung durch die betreffende 
Auffigts- Behörde zu ernennen. 
ur Bertheibigung bes zweiten Antrages bemerke ich, daß das Gelek 
die Beftimmung enthalt, 4 ein Gerichtsherr der chriſtlichen Konfeſſion 
ſelbſt die Gerichtsbarkeit ausüben kann, wenn er zu einem Richteramte 
nalifizirt Veſuqtet iſt. Es kommt alſo —S an, ob das auch den 
—* u geſtatten ſei 
In —*8* auf die Staatsämter iſt bereits die Qualification bes 
Juden zu einem Richter-Amte ausgefprochen. 

Abgeoron. von Wedell: In tem ehemals wetfäliihen Landestheile 
der Provinz Sachſen, dem ich angeböre, haben zwar die Gutsherren bie 
Zoligeigeri t8- Verwaltung, aber nicht die Ausübung der Polizeigerichte- 

arfeit; dieſe Fan wir müfjen den Yuftitiaren übertragen. Bean Dies 
nun den Ehriften aufgelegt iſt durch ein nenes Geſetz, fo Tann ich un 
möglich glauben, daß den jüdiſchen Rittergutsbefigern die Ausübung ber 
Go Negerihtebarteit übertragen werben Tann. 
eferent Sperling: Darauf erlaube ich mir zu bemerken, ber 
Antrag nur dahin geht, die Verwaltung der Gerichtsbarkeit den Juden 
unter denfelben Umſtänden, wie den Chrijten, zu übertragen, das erhoben: 
Bedenken aljo nicht flattfinden Kann. Ba 
Abgeordn. Bruft: Ich habe kei allen bisherigen Fragen zu Gunſten 
uben geſtimmt, werde aber mich dagegen erklären, daß ihnen irgend» 
wie Juriédietions⸗ oder Patronatsrechte eingeräumt werben follen. Um 
nicht in den Verdacht eines politifhen Renegaten zu kommen, glaube ih 
dies, mein Botum, motiviren zu müſſen. Ich bin nämlich der Meinung, 
daß alle Hoheitsrcchte, wozu auch die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt 
gehören, nicht an den De irgend eines Gutes geknüpft fein können, fon- 
bern nur vom Staate felbft aufgeült werden follen. Sch bin ferner der 
Meinung, daß die Kirchen - Hoheit und Kirchen» Gewalt ebenfalls nicht an 
ben Befik eines Gutes gefnüpft fein können, fondern nur durch Die Staat 
ober die Erlen Behörden zur Ausübung fommen müffen. Ich glauke, 
daß alle dieſe Rechte, infofern fie beftchen oder keftanden haben, ın uw 
ferem heutigen Staate untergegangen find over darin untergehen müſſen. 
Das ift meine Anficht der Dinge, und ich werde alfo gegen den Anirag 
fimmen, den Juden Jurispictions- oder Patronaterechte zuzugeſtehen, ba 
ih ſolche in einem neuen Geſetze auch jedem Anderen nicht zugeftehen 
würde. Ich glaube aber, daß es Unrecht wäre, wenn man ben Inben 
diefe Rechte entzöge und fie Daun noch die darauf ruhenden Laften fragen 
laſſen wollte. Ballen die Rechte weg, fo können fie auch feine weiteren 
tragen, als die, wozu fie gleich allen übrigen Untertbanen ver 
bunden find. 

Abgeordn. von Puttlammer aus Stettin: Ich will mich auf bie 
einfache —— beſchränken, wie es gegenwärtig ſteht. Jetzt kann ber 
Jet! Nittergutsbefiger den Juſtitiar und auch den Verwalter der Po⸗ 

izei wählen, ex felbft darf es nicht fein, er würbe alſo, wenn man ihm 
dur den Randrath den Polizeiverwalter, wie den Gerichtshalter, wählen 
laſſen wollte, fchlechter als jetzt geftellt werden. Es ıft mir ſelbſt ein 
folder Fall vorgefommen; es befteht alfo faktifch, daß ein jüdifcher Ritter⸗ 
tebefiger den Gerichtshalter und den Polizeiverwalter felbft wählen darf. 
r ift ja auch gehunden, einen qualinzirten Gerichtshalter und Polizei- 
verwalter zu nehmen, ber von ber Negierung obenein heftätigt wer 
muß. Ich Iehe alfo nicht ab, wie man —* eitens derer, die gegen die 
Erweiterung der Rechte der Juden geſtimmt ſind, den Letzteren eine be⸗ 
— —35 entziehen wollte; iq glaube eine ſolche Tendenz weder 
Geſeßz⸗Entwurf, noch ſeitens der Raͤthe der Krone annehmen zu bizs 
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fen. — Es beruht dies vielleicht auf einem Irrthum. Faktiſch befteht bas 
angebeutete Recht der Juden, ob auf einem Geſetz ober auf Obfervanz ge» 
gründet, laſſe ich bahingefteit fein. 

Abgeoron. von Mantenffel Il.: Wenn ich dem Gutachten richtig 
gefolgt bin, fo Liegen eigentlich zwei Fragen und zwei Anträge vor, ber 
eine gebt dahin, bob dem Dehiber eines bereihtigten Rittergutes auch das 
Recht genommen werde, den Gerichtsverwalter und Polizeiverweſer felbft 
u wäblen, wenn fich der Befiger zum jüdiſchen Glauben befennt. Eine 

artige Beſchränkung würde ich meinerfeitd um fo weniger gerechtfertigt 
halten, als durch Die einfache Wahl allein noch nicht der ©erichtshalter 
oder Polizeiverwefer in feine Function eintritt, fondern noch hinterher die 
Beftätigung der Auffihtsbehörbe erforberlich iſt, dieſe alfo jedenfalls Für⸗ 
forge wel wird, daß eine Wahl von einem jüdifchen Rittergutsbeſitzer 
nicht geſchehe, welche dem allgemeinen Sntereff entgegen iſt. Dagegen 
kann ich der Anficht der Abtheilung nicht beitreten, wonach auch die per- 
fönlide Ausübung der Patrimonialgerichts- und Polizeigerichtsbarfeit den 
Ibifgen Rittergutsbefigern überlaffen werben ſoll. Zu Unterftägung dieſes 
ntrages iſt vom Herrn Neferenten darauf verwielen worden, daß bies 
nur eine fonfequente Kortführung des Grundſatzes fer, wonach die Majori⸗ 
tät des Landtages beſchloſſen hat, die Befenner des jüdiſchen Glaubens zu 
obrigfeitlihen Aemtern zugulaffen. ch gebe dem Herrn Referenten inf 
weit Recht, als dafjelbe Prinzip biefem Antrage zu Grunde zu Tiegen 
ſcheint und ihm entfprechen müßte. Indeſſen iſt Doch ein wefentlicher Un⸗ 
terfchied infofern vorhanden, ale eine allgemeine Dualification der Juden 
wie ber Epriften voransgefegt wird, infofern fie überhaupt in Staatsbienft 
treten, ſich alfo einen Anfpruh auf Bekleidung eines obrigteittichen Amtes 
erwerben wollen. Ein dergleichen Anfprud nnd eine ſolche Prüfung ber 
Herfönlichfeit findet aber nicht flatt bei dem Kauf eines Nittergutes, wel- 
ches zur Gerichtsbarkeit berechtigt iſt, wir haben alfo hier gerade nicht die 
rämifien, die wir für die Sicherheit, für die ordnungsmähige Geſchäfts⸗ 
ührung auch eines jünifchen Beamten voransgefeht den, diefe fehlen 
anz bei dem jüdiſchen Befiger eines Rittergutes. Sch glaube, daß die 
Bobe Berfammlung diefen fehr wichtigen Unterſchied ſchwerlich überſehen 
dürfte, und, um auch auf das praftifche Leben hinzudeuten, made ich bar. 
auf anfmerffam, daB dadurch die größten Konflikte herbeigeführt werben 
würden, namentlich hei der Verwaltung der Bolizeigerichtstarteit. Denfen 
Sie fih, Daß ein Bekenner des jüdiſchen Glanbens, welcher die Polizei ſelbft 
verwaltet, Strafen feftfegen fol über Störung des öffentlichen chriftlichen 
Gottesdienſtes. Deshalb geht meine Anſicht dahin, daß der erfte weiter. 
gehende Antrag der Abtheilung zu vermerfen tft, jedoch den Beſitzern jü- 
diſchen Blanbens die a aplbere tigung zu Petrenienben nnd Ver⸗ 
weſern der poigeigeriäte arfeit bleiben muß. Wenn ein HA Abge⸗ 
ordneter aus der Rheinprovinz noch den Antrag daran geknüpft hat, daß 
den jüdiſchen Beſitzern den zur Gerichtsbarkeit berechtigten Rittergüter die 
Koſten dieſer Gerichtsbarkeit abgenommen werben möchte, fo kaun ich die⸗ 
ſem Antrage nicht beiſtimmen, denn der jüdiſche Rittergutsbeſitzer weiß 
beim Kauf des Rittergutes, welche Pflichten dieſem Gute obliegen, muß 
alfo, wenn das Gefe ihm die perfönliche Ausübung nicht geftattet, fich 
barauf gefaßt machen, die Koften diefer Uebertragung an einen Dritten zu 
agen 


Es handelt fi übrigens Hierbei nicht allein um Bekenner des jübi- 
fhen Glaubens. Im diefem Kalle ftchen alle unfere geehrten Befigerinnen 
von Rittergätern, alle Damen, welche Eigenthümerinnen von Rittergütern 
find, den Juden gleich; denn auch diefe müflen auf ihre Koften den Ge⸗ 
richts verwalter und den Polizei⸗Verweſer einfegen. Ich glaube, daß der 
Antrag nicht begrünbet if. 
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Abgeordn. Dittrig Mir ſcheint Die Bejahung der e in der 


als befähigt zu erachten für Staatsämter, jo folgt die Begabung dieſer 
F —* A) nud wenn die Prämiffen nicht fo —* Tonnen, 
f) 


zen, daß den Juden nicht allein geflattet werben möge, den Gerich 
u 


Derihrsharteit und Polizeigerichtsbarfeit per 


zuläſſig iſt. Ich halte es für viel wichtiger, Hr ichter zu fein, 


Ien ein beſtimmtes Examen erfordert werde, fo muß id mir die Bemer—⸗ 
tung erlauben, daß auch kein Ehrift dies Recht ausüben darf, wenn er ir 
richterliche Qualification hat. Folglich wird auch ein Jude Dies Recht nicht 
ausüben können, wenn er nicht dazu qualificirt iſt. Was nun die Poligei- 
Gerichtsbarkeit anlangt, fo fehe id, ‚wenn dies Hoheitsrecht überhaupt ein- 
mal einer Privatperfon übertragen iſt, nicht ein, warum es einen Unter⸗ 
fehied machen fol, ob es ein Jude oder ein Eprift iſt. Denn die Wäke, 
daß bei der Polizei Sachen über Religion vorkommen, find die felten 
Im Uebrigen muß dabei fireng nad) den beſtehenden Gefeten eh 
werden, und, fobald dies nicht geſchähe, wird es einem Jeden frei 
ben Weg bes Refurfes einzufchlagen.. Wenn aber irgend einmal ber el 
vorfäme, daß ein Jude überhaupt nicht qualificirt wäre, fo würbe 
fhwerbe bei den oberen Staatsbehörden zu führen fein, und diefe würden 
dann beftimmt Remebur eintreten laſſen. Ich Tann daher lediglich nur fe, 
wie bereits erklärt, flimmen. on 

Abgeorbn. Krauſe: Wenn ich in dieſer Angelegenheit nochmals bas 
Wort erhalten habe, fo wollte ich bemerken, daß ich nicht einfehen kann, 
warum ein Jude, der Gutsherr wird, nicht feinen Gerichtshalter ernennen 


fol, da er damit nur eigentlich eine Pflicht ausübt und fie erfüllen muf. : 


Ich fehe es ald eine a an, ben Gerichtöhalter anzuftellen und zu fa, 
lariren; ich glaube, da 
eber Laften And, als befondere Ertrags- Rechte, und der Antrag, der dem 
ereinigten Yandtage vorliegt, daß dieſe Pflichten aufgehoben werben möch⸗ 
ten oder wenigſtens umgewandelt, giebt mir den Beweis, daß man 
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— 


biefes Salariren und die übrigen Umftände dabei | 


nicht fo fehr daran hält, Polizeibeamter zu fein. RT Hi ich gtanbe, 8 | 


ift fein großes Recht, fondern eine weit größere t, und ıch bin nicht 
der Meinung, daß Jemand fich das Polizeiamt, namentlich auf dem Lande, 
ale Erwerböguelle aneignen wird. Wenn ich nun, was die Patronatspfli 

anlangt..... (Ruf: So weit find wir noch nicht!) — Ich wollte mir 
ſchließlich eine Berichtigung erlauben, die ich geftern unterlafien hate, weil 
bie Debatte bereits fo Tange gedauert hatte, daß es beinahe A Uhr war. 
Bon einem geehrten Mitgliede aus Sachſen bin ich angeblich nicht ver. 
flanden worden, und damit es mir von dem gechrten Mitglieve nicht falfch 
ausgelegt werde, fo wollte ich ed noch einmal wiederholen. (Ruf: Zur Ta 
gesordnung!) — Es iſt etwas Perfünliches, und ich glaube, daß ich Dies 
zu berichtigen das Recht habe. Der geehrte Mebner fagte, er hätte alle 
Die Borurtheile, bie ihm anklebten, bereits mit ber Muttermilch eingeſo⸗ 


n. Und ich babe Hierauf gefagt, fo ginge e8 den Jnden ebenfalls, auch 
ie hätten dieſe Borurtheile mit der Muttermilch eingefogen, und darum 
ielten fie baran feft und würden bie Ehriften fo lange zu bevortheifen 
uchen, bis felkige den größten Theil u Vermögens an fich geriſſen 
aben, um ſich dadurch v4 aptung, ondern Furcht zu erringen. Ich 
itte au bevenfen, daß 16 Millionen Menſchen von 200,000 Juden ausge- 
beutelt werben; denn ſchon ber Judenjunge, wenn er mit dem chriftlichen 
auf der Schule ift, macht ihm Geld⸗-Vorſchüſſe, weil er, da er verachtet 
wird, fih dafür in Furcht Sept. Es kann nur die Abficht eines jeden 

Pe fein, daß wer gleihe Pflichten hat, auch gleihe Rechte ha⸗ 
en muß. 

Abgeordn. von Bismark: Der verehrte Redner iſt zum brittenmale 
auf dem etwas müde gerittenen Pferde auf mich eingefprengt, welches vorn 
Mittelalter und binten Muttermilch beißt. Geftern hatte uch ihn nicht ver- 
ftanden, heute aber habe ich mich überzeugt, daß er mich vorgeftern nicht 
verftanden hat. Ich erkläre ihm daher, mit Bezug auf das Mittelalter, 
daß ich mic, bisweilen der Figur der Ironie beviene; e8 iſt dies eine Rede⸗ 
fignr, mit welcher man nicht immer das fagen will, was die Worte buch⸗ 
ftablıch bedeuten, mitunter fogar das Gegentheil. Was nun den Ausdruck 
Muttermilch betrifft, fo räume ich gern ein, daß ich im Feuer ber Rede 
nicht immer die Eleganz des Ausdrucks erreiche, welche Die Rede des Ab⸗ 
geordneten der fhlefischen Lantgemeinden charakterifirt. 

Abgeordn. Krauſe: Meine Herren! Es fcheint mir fehr bedenklich, 
wenn Männer in diefer Verfammlung fagen, meine Worte haben einen 
anderen Sinn, als wie ich ſie gefprochen. Dies feheint mir cin Charalter, 
den sch nicht be reifen fann. Rt bin ein Sandmann, der feine praftifche 
Anficht ausſpricht und nicht mit Redensarten kommt, welche andere Leute 
nicht verſtehen. 

Abgeorbn. von Byla: Es iſt vorhin von dem Herrn Secretair an⸗ 
geführt worden, dag durch einen früteren Beſchluß die hohe Verſammlung 
die Juden zu allen Staatsämtern für befabigt erklärt. Dies iſt mir uns 
befannt. Im Gegentheil muß ich erklären, daß das in diefer Beziehung 
gehe Amendement bei mir großes Bedenken erregt, indem ich glaube, 
daß hierdurch die Juden fehr wenig Staatsämter erlangen können und er- 
langen werden. Ich habe ſchon bei anderer Oelegendeit diefes berührt, 
will mich daher jegt über diefen Befchluß nicht weiter ausfprechen. Was 
nun das Gutachten der Abtbeilung anlangt, fo gehöre ih zu demjenigen 
Theil derfelben, welcher fih dafür erflärt, „daß dem Juden, als Inhaber 
der Gerichtsbarkeit, die Wahl feines Gerichtshalters nach wie vor zuſtehend 
bleibe.” Diefes Wahlrecht iſt offenbar in der Billigfeit und Gerechtigkeit 
begründet; tiefes können wir dem jübifchen Gutsbeſitzer eben fo wenig, 
wie dem chriftlichen, nehinen, fobald er das Gut, womit das Recht ver- 
bunden, einmal erworben. Was aber die perſönliche Ausubung der Juris⸗ 
diction anlangt, fo muß sch Tei meiner urfprünglichen Anficht ftehen bleiben, 
daß ich dergleichen Aemter überhaupt vorläufig dem Juden noch nicht 
zugeſtehen kanu. Ich will eine mögliche Erweiterung ihrer Rechte, aber 
feineaweges eine gänzliche Gleichſtellung mit ven Chriften. 

Abgeordn. Aldenhoven: Meine Herren! Ich erkläre mich gegen 
afle Hoheitsrechte, welche mit dem Beſitze eines Gutes verbunden find, 
und ich würde fehr ungern ben Juden das Patronaterecht und die Gerichts. 
barfeit zufprechen, wenn es nicht durch unlere Geſetze aud) denjenigen Kon⸗ 
feffionen beigelegt ift, welche den anderen gerade entgegenfichen. ich fche 
daſſelbe Mißverhältniß darin, wenn ein Fatholifcher Gutslchiger das Patro- 
naterecht in evangel:fchen Gemeinden bat, wie ich auch ein Diißverhältnig 
darın erblidde, wenn ein Jude biefes Recht beſitzt. Weil aber Diele aclck- 
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liche Beſtimmung beſteht, fo werde ich darauf antragen, daß dies Recht auch 
den Juden zuerkannt werde. 

Wir haben von einem verehrten Mitgliede der Ritterſchaft in der 
Niederlauſitz gehört, Ber bie Juden die Störung des öffentlichen Gottes. 
bienftes ſchwerlich ala Gerichtsherren oder als Ober-Auffeher der Polizei 
au firafen ſich veranlaßt finden möchten. Meine Herren! Ich gebe Ihnen 
gu bevenfen, wenn ein eoangeliider Gutsbefiger die Störung der Frohn⸗ 
eihnams-Prozeffion der Katholiken zu beftrafen hätte, würde er fich nicht 
in demfelben Verhältniß befinden, wie der Jubet (Große Aufregung. 
Biele Stimmen: Nein, Nein!) 

Meine Herren! Ich febe im Rechte des Patronats, im Rechte ber 
Gerichtsbarkeit ein großes Hinderniß unferer fozialen, unferer polttifchen 
Entwickelung. Weil aber dieſes Necht gefeglih einmal befteht, fo trage 
ich darauf an, daß das Recht des Patronats und der Gerichtsbarkeit auch 
ben Juden zuerkannt werbe. 

Abgeordn. Gießler: Da die Polizei» Behörden auch darauf fehen 
müſſen, daß der Sonntag heilig gehalten werde, fo bin ich der Meinung, 
dag man den Juden bie Polizei» Verwaltung in riflichen Gemeinden 
nicht anvertrauen darf. Der Jude feiert ſeinen Sabbath am Sonnabend, 
würde ſich alſo, und wenn er auch noch ein beſſerer Menſch wäre, nie 


angelegentlich darum bekümmern, ob der Chriſt den Sonntag heilig halte 


oder nicht. 
ch weiß recht gut, daß man in der neueſten Zeit, und zwar vorzugs—⸗ 
weile in den Städten, leider aber auch in manchen Dörfern, das Ei 
„Du follft den Feiertag heiligen‘, immer weniger beachtet. Ich Halte dies 
für fein gutes Zeichen der jegigen Zeit. Unſer König will es nicht fe. 
39 glaube, vertrauen wir den Juden auch noch die Voligei- Verwaltung 
ber uns an, fo wird dies mit der Zeit immer ſchlimmer werden, und 
darum werde ich nicht für den Theil des Gutachtens der Abtheilung, wel. 
cher dies befürwortet, flimmen. (Bon einigen Seiten: Bravo!) 
Marfhall: Da fi Fein Redner mehr gemeldet hat, fo ſchließe ih 
bie Debatte. In Folge derfelben werden vier ragen zu ſtellen fein: Die 
erfte wird dahin geben, ob den Juden zugeftanden werden fol, die Krimi. 
nal» und Civil» Gerihtsbarfeit unter benfelben Umftänden, wie fie ben 
Chriſten zufteht, in Perfon auszuüben? 
bs Mer zweite: Ob fie bie Politei- Gerichtöbarfeit in Perfon ausüben 
ürfen 
o ie dritte: Ob fie die Gerichtshalter felhft wählen dürfen? 
und die 
vierte: Ob fie die Polizei- Verwalter jereft wählen dürfen ? 
(Es ift überhaupt nur die Nede von den Rittergutshefigern.) 
Die erſte Trage heißt alfo: 
Soll den Juden zugeftanden werben, die Kriminal- und Civil, 
Gerichtsbarkeit unter denfelben Umfländen, wie dies den Chriſten 
zugeftanden ift, auszuüben? 
Diejenigen welche diefe Trage bejahen, Bitte ich, aufzuftchen. 
(Da das efultat nicht erfichtlich ift, fo erfucht der Marſchall die Ordner, 


zu en) 

Das Ergebniß der Abftimmung iſt folgendes: 

Die Trage ift mit 231 Etimmen gegen 159 Stimmen verneint. 
Darf ich bitten, daß bie Herren wieder die Pläge einnehmen? 
Die zweite Krage lautet: 

oll den Juden geftattet fein, die Polizei. Gerichtsbarkeit und 

Polizei» Verwaltung in Perfon auszuüben? 

Diejenigen, welde bafür ftimmen, bitte ich, aufzuftehen. 
(Es erhebt fich Feine Majorität dafür.) 


| 
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Die dritte Krage Tautet: 
Soft ihnen die Wahl ihres Yuftitiarius zuftehen ? 
Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, bitte ich, aufzuſtehen. 
ird mit großer Majorität angenommen. 
Die vierte Frage endlich heißt: 
Soll ihnen die Wahl ihres Polizei -Verwalters zuftehen t 
(Wird ebenfalls mit großer Majorität angenommen.) 
Referent Sperling (lieft vor): 

„In den Fällen, in welchen eine Auffiht über eine Kommunal⸗ 
Verwaltung der Gutsherrfchaft äufieht, foihe dem Ontsherrn jübifcher 
Religion zu entziehen, sit Fein Grund vorhanden. Es würde dies eine 
neue Schmälerung der mit dem Grundbeſitze verbundenen Rechte invol- 
piren, zu beffen Erwerb das Edikt vom 11. März 1812 den Juden ohne 
Vorbehalt für geeignet erflärt hat, und es erfchten der Abtheilung bie 
biesfällige Beftimmung des Entwurfes um ſo unbilliger, als der Jude 
da, wo ihm als Butsherrfchaft die Aufficht über die Kommunal» Ber- 
waltung zufteht, zweifelsohne auch für deren Nefultate fubfiviarifch ver- 


aftet iſt. 
bef Dieſelbe erklärt ſich alſo in dieſer Beziehung einſtimmig gegen den 
Entwurf und dafür, 
daß, wo der Gutsherrſchaft eine Aufſicht über eine Kommunal⸗ 
Arten fol zufteht, folche auch dem Juden als Gutsherrn zu- 
eben fol. 

Marfhall: Verlangt Niemand das Wortt (ES erhebt fih Nie- 
mand.) — Da Niemand das Wort verlangt, fo ftelle ich Die Frage, ob 
der Antrag der Abtheilung angenommen werden folle. Diejenigen, bie 
ihn annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Es erhebt fih eine Majorität 
A 


r. 
Referent Sperling (lieſt vor): 

„Eben ſo war die Abtheilung auf der anderen Seite einſtimmig der 
Meinung, daß die Verwaltung des Patronats, als mit dem Religions⸗ 
verbande innig zufammenbängend, wie der Entwurf es befagt, dem Juden 
nicht überlaffen werden könne, vielmehr während feiner Beſißzeit von ber 
betreffenden Staats- und Firchlihen Behörde auszuüben fe. Nur in 
Beziehung auf zwei aus dem Patronat refultirende Gerechtfame, die 
Bernfung des Pfarrers und die Aufficht über das Kirchen-Bermögen, 
fand eine Verfchiedenheit der Anfichten ftatt. 

Was nämlich die Wahl des FAR anbetrifft, wenn eine ſolche 
währen der de iBzeit des Juden ftattfinden follte, jo wünfchten 11 Miit- 
glieder gegen 2, 

daß folche da, wo fie dem Patron zuſteht, der Kirchen Gemeinde 
überlaffen werbe, 
weil die Ichtere daher unftreitig das nächte Intereſſe habe; und 
die Aufficht über das Stirchen - Vermögen anlangend, fo fchienen 
hier einzelnen Mitgliedern diefelben Rückſichten obzumalten, welche 
oben in Betreff ver Aufficht über die Kommunal - Bertwaltung fih 
eltend gemacht hatten, daher fie in der Zahl von 6 gegen 7 da⸗ 
in flimmten, 
daß folhe dem Juden als Patron nicht zu ent ieden ſei.“ 
„Abgeordn. Möwes: Dem Vorſchlage der Abtheilung e ich mich 
überall mit vielem Vergnügen angeſchloſſen, inſofern es ſich um rein bür⸗ 
gerliche Berhältniffe der Juden handelt. Wenn aber den jübifchen Guts⸗ 
befigern ein Kirchen Patronat nicht zugemendet werden foll, fo würbe es 
infonfequent fein, wenn man tbnen die Beauffihtigung des Kirchen » Ver- 
mögens einräumen wollte Cie ift ein mefentlicher Beſtandtheil des Pa- 
tronats und erfordert ein vollfländiges Einbringen wit wur in ie Ki. 
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lichen na e überhaupt, fondern auch in bie Kultus» Berbältniffe. 
Sch bezweifle, daB dies einem Inden möglich fein wird, und befürchte, daß, 
wenn die Beauffichtigung des Kirchen⸗Vermögens einem Juden übertragen 
würde, daraus große Konflikte mit den geiftlichen Behörden und ben Ör 
meinden entftehen möchten. Aus diefem Grunde kann ich mit dem Gut 
achten, weldes ihnen die Beaufſichtigung des Kirchen» Vermögens nicht 
entziehen will, nicht einverftanden fein. 
arfhall: Ein Antrag der Art ift auch von der Abybeilung nicht 
acht worben, es haben fi nur 6 gegen 7 Mitglieder für ſolchen er, 
; er iſt alfo in der Abtheilung in der Minorität geblieben. 
Abgeordn. Mömwes: Dann bitte ich um Entſchuldigung. Die Faſſung 
bes Gutachtens führt aber auf diefe Anfiht. 
Abgeorbn. von Wedell: Es handelt ſich hier nämlich um bie Frage, 
wer den Geiftlihen erwählen foll, wenn ber Gutsherr, ber das Patronai 
t, ein Inde iſt, und alfo ein Wahlrecht nicht ansüben kann. Ich wolle 
n diefer Beziehung nur bemerken, daß die Beftimmungen über Befugniſſe 
ber Patrone in den verfchievenen Provinzen und Landestheilen verlieh 
find. In einigen wird von bem Patron, ver Prediger vozirt, ben 
die Gemeinde nehmen muß, wenn gegen feinen Lebenswanbel nichts zu 
erinnern tft; in anderen Nanbestheilen fchlägt der Patron 3 Kandidaten 
dor, und der Gemeinde ftcht dann das Wahlrecht unter diefen 3 Kandida⸗ 
ten zu. Ich glaube alfo, wir können in dem vorliegenden Falle nicht fo 
gen, bie Gemeinde foll wählen, fondern wir müflen die Regierung an die 
telle des Patrons treten laſſen, die fi dann ganz an die Befkinenrungen 
ber verfhiedenen Kirchenorbnungen zu halten hat, die in der Regel auf 
Beftimmungen darüber enthalten, wie zu verfahren ift, wenn Patres 
verhindert iſt, Das Patronatsrecht auszuüben. V 
„Abgeoron. Dittrich: Auch ich ſtimme mit ber Majorität ber U 
theilung dafür, daß die Aufficht uber das Kirchenvermögen nicht dem jüdi⸗ 
Den utsbefiper übertragen werben möge, denn ich glaube, daß chen 
o, als die Berfammlung die Nictanftellung jüdiſcher per an Ele⸗ 
mentarfchulen und Gymnaſien befchloffen hat, mit welchem Beſchluſſe id 
übereingeftimmt habe zug hier das chriſtliche Pen verleht werben 
würde, wenn bie in diede ehende Aufſicht dem jüdiſchen Gutsbeſitzer über⸗ 
tragen werben follte. 


Abgeoron. Krauſe: Den Borfchlag des Gutachtens { daß, wenn der . 


jüdifche Patron das Recht Hat, Geiftlihe anzuftellen, daß ihm Dann au 
die Verwaltung des Kirchenvermögens übertragen werben müſſe, finde i 
ganz gerechtfertigt. Ich würde auch Fein Verbrechen darin finden, mens 
ein ganz unpartbeiiicher Ba wie ein Jude iſt, einen hriftlichen Geiſt 
lichen beruft, da ich vorausfegen muß, daß fein Menſch in diefer Ber. 
fammlung behaupten wird, daß der Jude das Necht habe, einen jübifchen 
Prediger zu wählen. Ich glaube, darüber kann Fein Zweifel fein, alfo in 
diefer Wahl kann ich nichts Ungehöriges finden; ich laſſe es a ern 
fallen, wenn in dem Gutachten angenommen wird, daß dieſes Recht der 
Gemeinde eingeräumt werben fol. In vielen Kirchen Schlefiens hat bie 
Gemeinde dieſes Wahlrecht mit dem Patron zugleich, es würde alfo nur 
ein Eleiner Uebergang fein, wenn dieſes Recht Tünftig der Gemeinde aflein 
bliebe. Wenn e8 dagegen dem Konfiftorium übertragen würde, fo muß 
ih bekennen, daß ich dies in ber egenwärtigen ‚Zeit nicht folgerecht halte. 
Wenn ich auch nicht glaube, daß nn Geiftlihe angeftellt würden, bie 
feine Chriften find, fo giebt es doch in neuerer Zeit fo viele Konflikte 
in diefer Beziehung, daß man wünfchen muß, es möchte anders fein. Et 
führt wahrhaftig zu nichts Gutem, wenn evangelifhe Geiftliche mit 
Ber von Sendarmen in ihre Aemter ie werden müſſen. Das 
fte für eine xeligiöfe Gemeinde ift ihr Geiſtlicher, wird biefer ihr 
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aufgebraͤugt, To ift feine @ottesfurcht duch ihn zu erwarten. Deshalb 
m. ich bie —8 bitten, zu beſchließen, daß, wenn das Pa⸗ 
tronatsrecht ruht, weil ein Jude Gutsherr iſt, daß dann bie Kirchen⸗ 
Berwaltung und die Anſtellung der Geiſtlichen ber Gemeinde überlaſſen 
würde. 

Regiernugs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ohne der Beſchlußnahme 
der oben Bertammlung —— en wollen, erlaube ich mir 8 Verord⸗ 
nung vom 30. Auguſt 1816 mitzutheilen, wodurch ber betreffende Para⸗ 
graph im Allg. Land⸗Recht näher deklarirt worden iſt. 

(Es wurde die Allerhöchſte Ordre vom 30. Auguſt verleſen, welche in 
der Geſeyſammlung des Jahres 1816 pag. 207 abgebrudt iſt.) 

Ich Habe mir nur erlauben wollen, auf dieſe Berordnung anfmerkfam 
u machen. In Beziehung auf einen Punkt in dem Antrage der Abthei⸗ 
Tun dag nämlich die Wahl des Pfarrers in dem alle, daß fein Patron 
borbanden ift, der Kirchengemeinde überlaffen werde, fo muß ich bemerken 
daß dies dem kanoniſchen Kirchenrecht der Katholiken widerſpricht, na 
welchem in ſolchem Falle die Beſetzung dem Bifchof zufteht. Die freie 
Veberlaffung des Wahlrechts an die Gemeinde wirb — * wohl nicht 
eintreten koͤnnen und dürfen. 

Referent Sperling: Dieſe Bemerkung trifft hier nicht zu, denn 
es iſt von ſtirchen die Rede, bei welchem dem Patron das Beſetzungs⸗ 
3 zuſteht, nicht aber von ſolchen, in welchen der Biſchof die Beſetzung 
ausübt 


Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich habe geſagt, wo kein 
Patron ——8 iſt, der das Wahlrecht übt; vis würde aud bier 
elten, wo der Patron das Wahlrecht nicht ausüben kann; alfo auch 
ier —* die Verleihung der Stelle der freien Collation des Biſchofs 
anheimfallen. 

Abgeordn. Krauſe: Ich glaube auch, daß ich nur von evangeliſchen 
Geiklichen gefprochen habe, und beſcheide mich gern, wo noch höhere De- 
hörden zu beftimmen haben. . 

Referent Sperling: Ich würde den Antrag dahin mobifiziren, baf 
Das Wahlrecht da, wo es bem Patron zufleht oder er die Kandidaten vor⸗ 
zuſchlagen hat, den Gemeinden überlaffen werde. Huf diefe Weiſe würbe 
ber ans mit dem Vorſchlage des geehrten Mitgliedes ans Weftfalen 

ereinftimmen. 

Abgeoron. Steinbed: Es gieht wohl nichts Uebleres, ale die ge- 
feglichen Beflimmungen zu vermedten und Abweichungen von ſchon vor⸗ 
bandenen einführen zu wollen, wo es die Nothwendigkeit nicht gebietet. 
Die Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre, die eben vorgetragen iſt, beftimmt über 
die Pfarrer and die Quiescenz des Patrone. Hier trifft die immung 
ein, abgefehen ob durch religiöfe oder andere Fälle; es ſcheint daher ange. 
mefien, wenn wir dabei flehen bleiben, was in dem Geſetz vorhanden und 
burch die angemefiendften Motive begründet aus biefer Berathung bereits 
Dervorgegangen if. Sch Fin der Dieinung, daß Hier lediglich auf jene 

erordnung zurüdznweilen fei. 

Abgeordn. von Leipziger: Auch nad der jest von dem Referenten 
abgeänderten Faſſung fann meines Erachtens der Vorfchlag der Abtheilung 
nit angenommen werden, ba bemfelben die verfihiedenen provinziellen 
Berfaffungen entgegenfichen. Denn fo ſteht im Herzogthum Sachfen ben 
Gemeinden nirgends das Necht zu, ihre Pfarrer felbit zu wahlen, viele Wahl 
erfolgt vielmehr durch die Privat» Patrone und durch das Konſiſtorium, 
als Wertreter des Königlichen Zutronats, und die Gemeinden werben nur 
gefragt, ob fie gegen ben Lebenswandel oder bie Dualification Des Ge- 
wählten etwas einzuwenden haben, (Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) 

Abgeordn. Kraufe: Ich will bie hohe Berfammlung Turk, wer 


wenigen Bemerkungen, bie ich noch zu machen habe, nicht lange an ber 
Abftimmung hindern. Ich wollte nur noch dem geehrten Mitgliede ans 
Schleſien, welches gefagt hat, daß, wenn einmal Gefege beftänden, man 
fie doch unmöglich alteriven Fönnte, einige Worte erwiedern. Ich glauke, 
daß dies nicht mehr Plab greifen kann, daß vielmehr die Zeit ruhig ihren 
Bang geht und ſich nid darum fümmert, ob und welche Beſtimmnmuger 
sor dreihundert Jahren befanden haben, oder ob neue eintreten. Niemam 
wird es hindern, die Zeit geht ihren ruhigen Gang. Ich bin in Berlis 
eit 10 Wochen, und als ein fleißiger Kirchengänger bin ich in vieles 

irchen geweſen und habe diefe, zum Theil Halb Ieer gefunden, ja, in der 
einen waren nur 25 Zuhörer, und ich glaube, gerade dies war eine Dkiffions,, 
altteflamentarifche Keform- Kuͤche, wo man glauben follte, bie Lehre, i 
ihrer Reinheit vorgetragen, müſſe viele Zuhörer anloden. Ich kann ber 

unſch nicht unterdrücken, daß eine biefer vielen Kirchen Berlins dahi⸗ 
gebracht werben könne, wo der Guſtav⸗Adolph⸗Verein fih unnütz abmüßt, 
eine hinzubringen. 

Marfhall: Die Abtheilung hat nur einen Vorſchlag gemadt. G 
find mehrere Bedenken dagegen erhoben worden, namentlich in Bezichum | 
anf die katholiſche Kirche. Zur Erledigung berfelben find im Laufe de 
Debatte einige Amendements geftellt worben; ich muß aber der Meinuy 
fein, daß fie pe wenig vorbereitet find, um bier aus dem Stegreife ein 
Beſchluß darüber zu h en, und ich halte mich nicht für befugt, einen a, 
deren Vorfchlag zur Abflimmung zu bringen, als denjenigen, welchen de 
Abtheilung gemacht hat. Die Frage wird alfo die fein, ob der Antrag | 
welchen die Majorität der Abtheilung mit 11 Etimmen gegen 2 gefick ! 
hat, angenommen werben foll? 

Diejenigen Mitglieder, welche die Krage bejahen, belieben aufn i 
(Dies gefchicht, die Ordner übernehmen die Zahlung, und das j 
der Abſtimmung ift, daß die Frage mit 238 gegen 146 bejaht wird.) 

Ein weiterer Antrag ift in der Abtheilung dahin gemacht worden, bu 
den Juden die Aufficht uber das Kirchenvermoͤgen zuſtehen foll, er aber u 
der Minorität geblichen und bat auch hier noch feine Unterftugung ge 
funden. Bevor ich ihn zur Abflimmung bringen fann, frage ih, ob 
unterfiüßt wird? (Wird nicht unterftüßt.) 

eferent: Der Abfchnitt 2 veranlaßte Feine Erinnerung. 

Marfhall: Findet fi) hier dagegen etwas zu erinnern? (Nein) 
— So ge er angenommen. 

Referent (Tieft vor): 


I. 2°. 

Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Betreff der inlär- 
diſchen Juden heftehenden Befchränfungen werden aufgehoben. 

Auch ver Betrieb der in den 88. 51, 52, 54 und 55 der Gewerbe 
Ordnung vom 17. Januar 1845 genannten Gewerbe wird ben Snbes 
fortan freigegeben; jedoch finden 1 bier die Vorfchriften des 9. 35 Ar 
wendung, wenn mit dem Gewerbehetriche ein Staats- oder Kommunal 


Amt verbunden iſt.“ 

$. 37 des Gutachtens. | 
„Der Schlußſatz, „„jedoch finden auch bier die Borfchriften dei 
& 35 Anwendung u. f. w.““, verrätb eine zu ängftliche Beforgniß, daß 
die Juden als Gewerbtreibende zu einem Amte gelangen fönuten, mi 
welchem ohrigfeitlihe Autorität verbunven iſt, und feheint bespaf: 
mäßig 3u fein, weil, wenn ein Jude, er fer Gewerbtreibender oder nicht, 
zu einem Amte gelangte, er an und für fih ſchon den in Beziehung 

auf Ietteres beftebenven Beitimmungen unterliegen würde. 
enn es wirklich Abficht der Regierung ilt, ven Juden fortan ale 
Gewerbe ohne Ausnahme zu geflatten, wofür man fh um fo meh 
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ansprechen muß, als dies ohne Zweifel ein fehr wirffames Mittel fein 
wird, diefelben dem Staate nüglicher zu machen, fie von dem verxufenen 
Schacherhandel abzuziehen; fo muß auch im der Fafſung des Geſetzes 
Alles vermieden werden, was jene Abficht nur im Leiſeſten wieder ver- 
dächtigen könnte, und fühlt fich die Abtheilung zu dem einſtimmigen 
Sf he at, daß der in Rede ftehende Paragraph folgende 
affung erbielte: 
6 3 „In Betreff des Gewerkebetriebes unterliegen die Juden Feinen 
anderen Beſchränkungen, als die Ehriften. 
Marſchall: Verlangt Jemand das Wort darüber? (Nein!) 
Da e8 nicht gefchieht, frage ich, ob der Antrag der Abtheilung ange- 
nommen werben fol? 
Die für die Annahme find, bitte ich aufzuftehen. (Wird von der Ma- 
jorität der Verfammlung angenommen ) 
Referent (lieſt vor): 


us. 38. 

Die Juden find zur Führung feit beſtimmter und erbliher Familien 
Namen verpflihtet. Sie haben ſich bei Führung ihrer Handelsbücher ent- 
weder ber deutfchen oder der fonftigen, unter der Bevölferung ihres Wohn- 
orts üblichen \mbeofpraige und deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge zu 
bedienen. Handlungsbücher, in welchen gegen diefe Vorſchrift verftoßen iſt, 
haben für den Juden Feine Beweiskraft, Ber Abfaffung von Verträgen 
und rechtlichen Willens »- Erklärungen, wie bei allen vorfommenden frıft- 
lichen Verhandlungen, ijt ihnen nur ver Gebrauch der deutſchen ober einer 
anderen lebenden Sprache und denticher oder lateiniſcher Schriftzüge ge- 
ſtattet. Im Lebertretungsfalle trifft fie eine fiskaliſche Geldſtrafe von 
50 Rthlrn. oder ſechswöchentliches Gefängniß.“ 

8. 38 des Gutachtens. 

„Hier war nur auf die Verſchiedenheit aufmerkſam zu machen, 
welche zwiſchen dieſem Paragraphen und dem &. 40 in Betreff der in 
suhsidium eintretenden Seloftrafe ftattfindet. Da in den Geſetzen all- 

emein eine Geldftrafe von 50 Rthlr. einer Gefängnißftrafe von fechs 
h — geeh erachtet wird, ſo dürfte dieſer Grundſatz auch hier beizu⸗ 
ehalten ſein. 

Marſchall: Wenn Niemand das Wort verlangt, ſo frage ich, ob 
der Antrag angenommen werben ſoll? (Es erhebt ſich die Majorität.) — 
Der Antrag it angenommen. 

Eine Stimme: Sch wollte mir noch eine Bemerkung erlauben. 

Marfhall: Es iſt bereits ahgeftimmt. 


Neferent (leſt vor): 


. 39, 

Was die Verpflichtung zur Ablegung eidlicher Zeugniſſe und bie die- 
fen Zeugniffen beizufegende Glaubwürdigkeit —5 — ri Fl fowohl in 
Civil⸗ als Kriminal⸗Sachen zwifchen den Juden und Unferen übrigen Un- 
tertbanen kein Unterfchied flatt.‘‘ 

8. 39 des Gutachtens 
„unterlag Feiner Erinnerung.” 
ach Hall: Wenn nichts dagegen erinnert wird, fo iſt diefer Yara- 
graph als angenommen zu erachten. 


Referent (liefl vor): 


„$. A0. 
Sp lange ein Anderes nicht verordnet wird, vertritt unter Inden bie 
Zufammenfanfe unter dem Trauhimmel nnd das feierliche Anfteden des 
inges die Gielle der Trauung; das Aufgebot erfolgt durch Bekanntma⸗ 
dung in ber Synagoge. 


Der die Trauung vollziehende Jude ift verpflichtet, zu prüfen, ob der⸗ 
elben ein —XX Hinderniß entgegenſteht, und, inſoweit von ihm hier⸗ 
i den befte enden Borfchriften zuwidergehandelt wird, verfällt derfeibe in 
50 Rtpir. fisfalifhe Geld⸗ oder Gwöchentliche Gefängnißſtrafe. Für ben 
Fall, daß vorhandene Ehe- Hinderniffe ifm vor der Tranung befannt ge- 
wefen find, wird diefe Strafe verdoppelt. 

In den zum Bezirk des Dber-Appellationsgerichts zu Köln gehörigen 
Landestheilen bewendet es bei den über das Aufgebot und die Bollziehung 
der Ehe geſetzlich vorgeſchriebenen Förmlichkeiten.“ 

$. AO des Gutachtens. 
„Wenn es auch, die Sache von Seiten der Juden betrachtet, ganz an- 
gemeſſen erfcheinen möchte, denfelben in Bezichung auf die Körmliäfei 
ten der Ehe volle Freiheit zꝛ laſſen, ſo intereſſirt doch andererſeits der 
Staat in Betracht der civilrechtlichen Wirkungen der Ehe fehr wefent- 
lich dabei, daß die Formen von der Art find, daß fie feinen Zweifel in 
Beziehung auf_den Zeitpunkt ihrer Wirkfamfeit und ihre Gültigkeit 
überhaupt zulafien. Dies ſcheint die Regierung felbt empfunden zu ha 
ben, indem fie den in Rebe ftehenden Paragraphen mit den Worten eis 
leitete: „So lange ein Anderes nicht verordnet wird.‘ Die Abtheilumg 
erachtete es daher für wünfchenswerth, dag der in dieſen Worten aus 


edrückte a e im vorliegenden Geſetze erledigt würbe, mm | 


immte biefelbe einſtimmig dafür, 
daß auch für die Juden die Eivil-Ehe eingeführt, insbeſondere de 
für die chriſtlichen Diffidenten erlaffene Verordnung vom 30. Min 
d. %. für geltend erflärt werbe. 
Für den % ‚daß dies geichähe, entftand die Frage, ob nicht auch die 
Ehe zwiſchen Ehriften und Juden freizugeben wäre? Darüber, daß foldes | 
IR: fein möchte, waren fümmtlihe Abtheilungs- Mitglieder einig, 
ındem ihnen die Ehe zwifchen Juden und Sheiften als das geeignetfte Mit- 
tel erfchien, eine Vermiſchung verfelben herbeizuführen und die Stammet 
Sonderung, welde fo oft noch Gegenſtand der Klage ift, zu beſeitigen 
Ja, es konnte bie Zweghaſ keit dieſer Miſch⸗Ehe um fo weniger einem 
Bedenken unterliegen, als H auch fhon in der Denkſchrift S. 7 die Ar- 
ſicht ansgefprochen findet, daß in der bisherigen Unzuläffigfeit der Ehe ein 
Grund der Abfonderung der Juden von den Ehriften zu Finden fei. Aber 
eben fo erfchien der Abtheilung dieſe Ehe auch vom religiöfen Standpunkt 
aus unbedenklich zuläffig. Denn in der riftlichen Religion ift Fein law 
bensfag enthalten, welder die Ehe zwifchen Chriften und Belennern eine 
anderen Religion verbietet. Schon das Allg. Landrecht befagt ſolches, in- 
dem es im $. 36 Tit. 1 Th. II. disponirt: 
Ein Chrift kann mit folchen Pertonen Feine Heirath fehließen, welde 
nach den Grundſätzen ihrer Religion ſich den chriftlihen Ehegefegen zu 
unterwerfen verhindert werben, 
es alfo lediglich barauf anfommen Iäßt, ob auf Eeiten des anderen, nicht 
geihtiigen heiles religtöfe Pindernife ber Ehe entgegenftchen, und baf 
etzteres bei der jüdiſchen Religion nicht der Fall ift, ergieht das S. 7 der 
Denkſchrift mitgetheilte Gutachten des von Napoleon berufenen Sanhedrine, 
welches dahin lautet: 
Das jüdifche Geſetz verbiete unbebingt nur die Che der arben mit ven 
[leben kananitiſchen Völferfchaften, mit den Amonitern, Moaditern um 
egyptern. Diefes Verbot fei daher nur auf abgöttifche Völfer anwend⸗ 
bar, und der Talmud erkläre ausbrüdlih, daß als foldhe die Chriften 
mit zu betrachten feien, weil fie den wahren Gott anbeteten. 
ur vom kirchlichen Standpunkte aus ftellen ſich einer ſolchen Miſch— 
Ehe Hinderniffe entgegen. Denn fo wie nach chriftlihen Religions. &e 
brãuchen es nicht leicht angänalich fein würde, daß sin Jude von einen 


— 8 — 


ansfprechen muß, als dies ohne Zweifel ein ſehr wirkſames Mittel fein 
wird, dieſelben dem Staate nüglicher zu machen, fie von dem verrufenen 
Schacherhandel abzuziehen; fo muß auch in der Kaflung des Geſetzes 
Alles vermieden werden, was jene Abfıcht nur im Leifeften wieder ver- 
dächtigen könnte, und fühlt fich vie Abtheilung zu dem einflimmigen 
Wunſche veranlaßt, daß der in Rede ftehende Paragraph folgende 
Faſſung edielg 
„„In Betreff des Gewerbebetriebes unterliegen die Juden keinen 
anderen Beſchränkungen, als die Chriſten.““ 
Marſchall: Veriangt Jemand das Wort darüber? (Nein!) 
Da es nicht gefchieht, frage ich, ob der Antrag der Abtheilung ange- 
nommen werten foll? 
Die für die Annahme find, bitte ich aufzuſtehen. (Wird von der Ma⸗ 
jorität der VBerfanmlung angenommen ) 


Referent (lieft vor): 


I. Tr 

Die Juden find zur Führung feit beſtimmter und erblicher Familien- 
Namen verpflihtet. Sie haben ſich Fei Führung ihrer Handelshiicher ent- 
weber der deutfchen oder der fonftigen, unter der Bevölferung ihres Wohn- 
orts üblichen Landesſprache und beutfcher oder lateiniſcher Schriftzüge Au 
bedienen. Handlungsbücher, in welchen gegen biefe Vorfchrift verftoßen iſt, 
haben für den Juden feine Beweisfraft. Bei Abfaffung von Verträgen 
und rechtlichen Willens - Erklärungen, wie lei allen vorfommenden fchrift« 
Iichen Verhandlungen, ift ihnen nur der Gebrauch der beutfchen ober einer 
anderen lebenden Sprache und deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge ge⸗ 
ftattet. Im Webertretungsfalle trifft fie eine fiefalifche Geldſtrafe von 
50 Rthlrn. oder ſechswöchentliches Gefängniß.“ 

8. 38 des Gutachtens. 

„Hier war nur auf die Verſchiedenheit aufmerkſam zu machen, 
welche zwiſchen dieſem Paragraphen und dem &. AD in Betreff der in 
subsidinm eintretenden Geldſtrafe flattfindet. Da in den Gefeßen all⸗ 

emein eine Geldſtrafe von 50 Rthlr. einer Gefängnißftrafe von feche 
ochen gleich erachtet wird, fo dürfte dieſer Grundſatz auch hier beizu- 
behalten ** 

Marſchall: Wenn Niemand das Wort verlangt, ſo frage ich, ob 
der Antrag angenommen werden ſoll? (Es erhebt ſich die Majorität.) — 
Der Antrag iſt angenonmen. 

Eine Stimme: Ich wollte mir noch eine Bemerkung erlauben. 

Marfhall: Es ift bereits ahgeftimmt. 


Referent (leſt vor): 


„$. 39. 

Was bie Verpflichtung zur Ablegung eidlicher Zeugniffe und bie die- 
fen Zeugniffen heizulegende Glaubwürdigkeit betrifft, fo findet ſowohl in 
Civil» als Kriminal⸗Sachen zwifchen den Juden und Unferen übrigen Un⸗ 
tertbanen Fein Unterſchied ſtatt.“ 

$. 39 des Gutachtens 
„unterlag feiner Erinnerung.” 

Marihall: Wenn nichts dagegen erinnert wird, fo iſt dieſer Para⸗ 

graph als angenommen zu erachten. 


Referent (lieft vor): 


yy: . 

Sp lange ein Anderes nicht verordnet wird, vertritt unter Juden bie 
Zufammenkunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anfteden des 
Ringes die Stelle der Trauung; das Aufgebot erfolgt durch Bekanntma⸗ 
hung in Der Synagoge. 


zu reguliren, aber uffenbar doch auch 54 a mnugen eat 
au am 


Hält, welche die Chriften fehr nahe angehen. 
auf $. 35, der von der Zulafjung der Juden zu Aemtern fpricht. 


glaube, in perfelben Weiſe, wenigitens in ähnlicher Weife, follen die Rechte 


der Juden in 


esiebung auf die Ehe erweitert werben. (Zeichen der Nicht⸗ 


übereinftimmung.) Außerdem ift erinnert worden, daß der Herr Regie 
rungs-Rommiffar nicht im Stande fein würde, fi) über Die vorliegende 
vage zu erklären. Ich glaube aber, daß dieſer Umſtand ung nicht ver- 


indern kann, ung über das, was wir für zwedmäßig halten, in Forn 
ulpresen. Es bleibt ja dem Gouvernement immer noch 
vorbehalten, die Sache zu prüfen und zu erwägen, ob barauf einzugehen 


einer Bitte ausz 


fei oder nicht. 


Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Ich muß mir zu bemerken 
erlauben, daß in Betreff ver here zu Aemtern nirgends die Frage 
en zugelaffen werden follen, fondern 

nur die Frage, zu welchen Aemtern Juden zugelaffen werben follen, un 


vorliegt, zu welchen Aemtern Chri 


das trifft eben den Unterfchien, den ich hervorzuheben mir erlaubt habe 
Im Uebrigen will ich dem Beſchluſſe nicht vorgreifen, fondern habe zu 


die Anficht des Gouvernements über feine Stellung zu der Frage anden . 


ten wollen. (Beifallsbezeigung.) 


— Graf Renard: Was der geehrte Rath ber Krone | 
ver 


agt hat, bezieht ſich nach meiner Anficht lediglich auf Die Kraxe: 
en 4 Antrag auf vn at igfeit einer Eivil - Ehe zwifchen ee 
Chriften die Form und die Abftimmungsregel einer Petition oder eine 
Amendements zu einer Propofition annehmen? Inſofern muß ich ten 
geehrten Rath der Krone vollkommen beipflichten, daß es eine Petition if, 
Die wir hier bei Gelegenheit der Berathung über Die Propofition aufnüpfe. 
Ehe ich aber näher mich auf die Sache einlaffe, muß ich fragen, ob di 
Berfammlung geneigt ift, mich anzuhören und darauf einzugeben, wen 
nicht, fo werde ich mich des Wortes enthalten. 
Marfhall: Es it ein Vorfehlag, den die Abtheifung in ihrer Ma 
jorität, gemarht hat, alfo muß er zur Berathung kommen. 


| 


* Graf Renard: Ich habe ſchon im nen ben Ar 


frag auf vollfommene unbefchränfte Emancipation der Juden formirt m 
bieibe bei dieſem allgemeinen Antrage ftehen; ich bin aber mit der Anfidt, 
ſowohl des Herrn Marſchalls als der Berfammlung, in der Art nicht em- 
verftanden, Daß wir ung überhaupt auf befimmte Fragen über einzeln 
Momente eingelaffen haben, über einzelne Rechte, einzelne Pflichten um 
einzelne Maßnahmen. Ich bin mit mir ſelbſt dadurch in Zwiefpalt ger 
then, da ich mehrmals nicht genau wußte, ob ich meiner 2 gem 
bleibe, wenn sch mich in foldhe Spezialitäten einließ, oder ob ich von mei 
nem Pfade abweiche. Da nun aber ber Gegenftand einmal angeregt if, 
fo müflen wir und aber auch weiter darauf einlaſſen, ich wünſche nur zu 
vörderſt, daß der religiöfe Standpunkt eines einzelnen Juden und einzel, 
nen Chriſten hier ganz verlaffen werde. Ich hätte überhaupt gewänge 
Daß die Krage den religiöfen Standpunft gar nicht berührt und fich Piel 
auf den Rechtspunkt eingelaffen hätte. Wenn nun aber einmal der rer 


giöfe Standpunft in Frage gezege worden, fo muß ich noch etwas bar 


uber zu äußern mir erlauben. Ich hätte gern Hebrätich lernen mögen, us 
den Talmud in der Urſprache zu leſen, um mid mit feinen Lehren grün 
lich vertraut zu machen und dieſe Lehren bei ver Verſammlung vertreta 
zu können; allein mein Kopf ift zu alt und zu grau, um noch zu Iernen, 
und ich muß daher um Vergebung bitten, wenn es nicht gefchehen ift. Eine 
Meberzeugung bin ich mir aber doch bewußt, eine Wahrheit ift mir Far, 
nämlich daß im mofaifchen Geſetz nichts enthalten fein kann, was dem Gefet 
der Liebe und ber Gerechtigkeit widerſpreche, denn wäre jo etwas bariı 


enthalten, fo wäre bas ein großer yahım aber ein Dogma, auf einem 
großen Irrthum Mi hätte nicht abrtaufende befteben Tönnen. Nehme 
sh nun an, Daß auch der mofaifhe Glaube das Geſetz der Liebe und Ge- 
rerhtigfeit anerfennt, fo fehe ich nicht ein, warum nicht eine civilrechtliche 
Ehe zwifchen Juden und Chriſten ftattfinden foll, ald Sühnemittel natio- 
nalen Haſſes. Ich glaube nicht, daß bie Oelengebung von ber unbedeuten- 
den Majorität, die mitunter fogar in eine Minoritaͤt überging, Beranlaf- 
fung nehmen werde, den von ung geftellten Anträgen Folge zu geben, ich 
wünfchte aber, daß En eine fo große Majorität für die civilrechtliche Ehe 
zwiſchen Juden und Ehriften ausſpräche, daß das Gouvernement bewogen 
werden koͤnnte, darauf einzugeben. Im Allgemeinen muß ich auf meine 
früheren Neuerungen zurückkommen und erklären, daß es gar nicht meine 
Meinung tjt, das Sndentbum zu privilegiren, fondern bie Suben zu eman- 
ipiren. 
“ Abgeordn. Tſchocke; Wenn ich mich bei der bereits vier Tage lang 
dauernden Diskuſſion nicht weiter beteiligt habe, als durch Abgebung 
meiner Stimme, fo fehe ich mich Doch jetzt gedrungen, meine Anfıcht in 
Bezug | den vorliegenden Paragraphen aus;ufprechen, namentlidh in 
Dezug auf die von der geehrten Abtheilung gemachten beiden Vorfchläge, 
bie dahin gehen: daß für die Juden ebenfalls die Gefege der Livil-Ehe 
erlaffen werben, wie für die chriftlihen Diffidenten, und in Bezug auf 
ben zweiten Vorſchlag, daß nämlich eine Berheiratinng zwifchen Juden und 
Chriſten flattfinden möge. Deine Anfiht will ih mit Folgendem motis 
viren: Nichts, meine Herren, iſt wohl natürlicher, als die Verſchiedenheit 
and der Wechfel der Meinungen und Neigungen der Menfchen; beide 
ind entweder momentan und fpurlos vorübergehend oder bleibend und 
in diefem Falle für das menſchliche Geſchick, oft [ir das ganze Neben bes 
Menfchen entfcheidend. Unter diefe letzteren darf wohl gerechnet werden 
bie Neigung eines jungen Mannes zu einem Weſen des anderen Ge- 
ſchlechts, eine Neigung, mit der Abficht verbunden, ſich mit ihm zu ver- 
ehelichen und dadurch fein Lebensglüd zu gründen. Nun follte man glauben, 
einer folden Neigung, verbunden mit einer ſolchen Abficht, könne nad 
göttlihen und menſchlichen Rechten nichts entgegenftehen; dem ift aber 
nicht fo. Die Landesgeſetze behindern cine folde Verbindung, fie behin⸗ 
dern fie aber nicht darum, weil_ber eine oder audere Theil Grundfäge 
ſich angeeignet hat, die mit der Moral, den guten Sitten und bürgerlichen 
arahten, oder aber mit der Verehrung eines alleinigen wahren Gottes in 
idverfpruch ſtehen, fondern lediglich deshalb, weil der Jude eine andere 
Horm der Gpttesverehrung hat, weil er des Glaubens Iebt, in welchen er 
erwachſen und erzogen ift, und bei diefem Glauben fein zeitliches, ewiges 
Glück zu finden —98 ‘ch glaube daher, daB demnach nichts nothwendiger 
fei, als ein Antrag auf Beleitigung eines ſolchen Geſetzes und die Erlaf- 
fung eines befferen, humaneren an defien Stelle. Es ift vielfeitig ſchon 
angeführt worden im Laufe der Woche, daß die fihroffe Sonderung ber 
Juden die Urfache deſſen ift, worüber fie ſich beklagen, und daß 9 ich 
durch ihre Eigenthümlichkeiten allzu ſehr vom Chriſten unterſcheiden. Sie 
ſind ferner der Arbeitsſcheu, des Wuchers und Betruges beſchuldigt worden, 
ich habe hierüber nicht zu entſcheiden. Inſofern aber dies Alles gegründet 
halte ich es für ein Motiv mehr für die von mir ausgefprochene An⸗ 
tcht, d. h. für die Annahme der beiden geftellten Anträge. ch erkläre 
mich fonach mit beiden Borfchlägen cinverjtanden, weil ich Die volle Leber. 
zeugung habe, daß die fhroffe Abfonderang der Juden, die Abweichung 
ihrer Sitten und Gebräuche von denen der Chriften durch gegenfeitige 
Verehelihung mit diefen am ſchnellſten und ficherften befeitigt werden wür- 
den, — als durch die beſten Miſſionsprediger. 
bgeordn. Graf yon Schwerin: Meine Herren! Ich muß mich in 
x 


dieſer e entſchieden auf die Seite des Gern Regierungs-Rommiffard 
ee rt glaube, die Frage, welche die bebeilang ang bier sur Ent 
(beiden vorgelegt hat, gehört nicht zur Entſcheidung bei Gelegenteit 
dieſes Geſetzes. Sie ift herbeigezogen, und wir baten fo viele wichtige 
gragen u entſcheiden inuerhalb der Gränzen des Geſeges, daß wir feine 
eranlafung baben, ung zu beidäftigen mit Kragen, die außerhalb veſſel⸗ 
ben liegen. Ich theile die Auffaflung des Herrn Regierungs-Kommiffart. 
Es handelt ſich in dem Gefege uur um Anerkennung derjenigen Form ver 
Chefchließung, die der Staat verlangen will, und da trete ich dem erfien 
Antrage der Abtbeilung bei, daß es dem Staate vollitändig genügen tanz, 
wie e6 bei chriſtlichen Diffidenten genügt, wenn die Form der Civil⸗Ehe 
ftattfindet. Was dagegen den zweiten Antrag betrifft, daß die Bitte geſtellt 
werden foll, Se. Majeftät der Rönig möge die Ehe zwilden Juden um 
Chriſten geftatten, fo geftche ich, die Frage ift fo tiefgehend, daß ic fie 
weder affırmatio, noch negativ heute entſcheiden möchte, und ich möchte 
die hohe Berfammlung davor verwahren, fih durch Entſcheidung anf vie 
eine oder die andere Weife zu präiubiziren. Ich bitte zu befchließen, viele 
Frage jetzt von der Hand zu weifen. 
Adgcordu. von Sauden: Es thut mir leid, diesmal gegen der 
von mir fehr gechrten Redner ter Provinz Pommern mic ausfDredgen N 
müffen. Ich glaube, wir haben in der Berathung — wie es mit Aut 
übung des Patronatrchts gehalten werben foll, — gerade gezeigt, daß wir 
uns nicht blos mit den Rechten der Juden beſchäftigen, indem wir we 
Berhältniffe der hriftlihen Gemeinden den Königlichen Konſiſtorien 
über regulirt Haben. Wir haben beflimmte Beihlüffe darüber gefaßt zu 
u» alfo darauf eingegangen, welde Rechte Ehriften auszuüben haben. 
ir baden nicht Anftand genommen, darüber abzuftimmen, weil das Erſte, 
das Berhältniß des Patrone, das Zweite, das Verhältniß der chriſtlichen 
Gemeinde, daran folgt. In diefer Beziehung fann ich nicht glauben, deß 
diefe Befimmung fern davon liegt. Es iſt bier zu beflimmen, wie bie 
Che unter den Juden diejenige Oultigleit haben fol, die der Staat ihnen 
peifulegen wünfcht oder nicht. Dabei die Regulirung der Ehen zwiſchen 
Juden und Ehriften gu berühren, gehört wohl hierher, und es kommt zur 
darauf an, ob die hohe Berfammlung ihre Anfıcht dahin ausfprechen wiß, 
daß, wenn das Heiligfte was in dem Dienjchen lebt — die Liebe, die zwei 
Menfhen für das ganze Leben verbindet, — wenn diefe zwiſchen Chriſten 
und Juden befteht, ob ihr Folge gegeben werden fol, oder ob Einer dans 
gezwungen fein fol, fein Glaubensbelenntniß erft abzufhwören. Dar 
um handelt es fi bier, und ich glaube, wir find nicht blos im Recht, 
fondern wir handeln auch nah unferer Pfliht, wenn wir fagen, ob eis 
dergleihen Verhältniß ftattfinden möge, nämlich, daß der Staut die Civil⸗ 
Ehe infofern geflatte, daß die Rinder, die ans einer ſolchen Mifchche her- 
vorgehen, ganz die Rechte haben, wie die übrigen, wo ein verfchiebenet 
Glaubensbekentniß ftattfindet. Ach würde bitten, diefen Antrag alfo nicht 
als einen zu betrachten, der nicht hierher gehört, fondern ihn als eiren 
naheliegenden anzufehen. Ich muß ihn entichieden der hoben Berfamm- 
Inng empfehlen. 


Abgeordn. Steinbed: Herr Landtags⸗Marſchall! Wäre der Etant , 


nichts als ein Aggregat von Individuen, fo würde die Geſetzgebung ſebr 
übel thun, wenn fie uberhanpt fich in die VBerhältniffe der Ehe der Staate 
bürger miſchte. Es möchten dann Alle thun und laffen in diefer Beziehung, 
was fie wollten, und fehr fchnell würde der Staat auf den Zuftand zu 
rüdgelangen, auf dem wir ihn etwa im Innern von Afrika oder bei den 
Wilden von Nord-Amerifa und auch da kaum unter den robeſten Völkern 
erbliden. Der Staat aber iſt gebildet aus Familien. Die Zamilicnbante 
And 66, die den Staatsbürger befähigen, in den Staatsverband feft und 


o fi einzuſchlingen, daß die Berfnüpfung mit biefem Verbande fortnauere 
ür ihn nud alle feine Nachlommen. Darum ift es ſtets die Heiligkeit 
diefer Bande gewefen, welde es bewirkt hatten, daß man aud bei Völ⸗ 
ferfchaften, die fich eines geringeren Grades von Civiliſation erfreuten, 
die Ehe nicht als etwas linbedeutendes, fondern als das Wichtigſte be- 
trachtet, wa burd die Beet ebung berührt werden fonnte. Dies aner⸗ 
fenneud, find die Ehen zwi den briften und Inden auch da, wo fie 
erlaubt find, weder von dem cinen, noch dem anderen Theile als etwas 
Wün chenswerthes aufgefaßt. Sie find mehr als nur etwas Ausnahme- 
weifes betrachtet worden. — Dies iſt etwas, was man nicht hinüberziehen 
darf auf die Berhältniffe chriftlicher Kirchen. Es kann fein, das eine oder 
die andere Konfeſſion es nicht wünſcht, daß die Kamilienglieder ihrer mit 
Familiengliedern anderer Ronfeffion ehelihe Verbindungen eingeben. Aber 
e6 fteht dabei nichts im IBege, was aus innerer Rothwendigfeit hervorgeht, 
fonbern es ift nur etwas, was ſich auf dogmatifche Begriffe, anf gefeps 
Iihe Organiſation der Kirche gründet. Der Unterfhied aber der Ehe 
wifchen Thrifen und Juden ift ein unendlich weiter. Die Heiligfeit der 
&be der Ehriften, ja dieſe Heiligkeit, fie it das Größte, Erhabenfte 
im chen dee Eoriften. Die Kırde bat die Ehe zum Ginnbilde für etwas 
fo Hohes gemacht, als der Nichtehrift nicht fi aucignen kann. Cie ver⸗ 
biadet den Chriſten dur ihre kirchliche Bedentung mit dem Krlöfer. 
Anders ift es mit der Ehe der Juden, fie ift ſtets echte und wahrbafte 
Civil⸗Ehe, fie trägt aber auch ganz den Charakter jener orientalifchen 
Berhältniffe, in denen der Dann das Weib kauft. Die roch heutige 
jüdiſche Trauungsformel ift diefe: „Ich traue Dich mir au.” Mit diefem 
ort hat der Daun das Weib, die Sklavin fi zu einen gemadt. — 
Daher fommt c6, daß fi fogar mehrere fehr bedeutende neuere Rabbiner 
doch nur bedingt für eine kirchliche Ehe zwiſchen Juden und Chriften 
ausiprehen. Ich babe einige folhe Bota zur Hand und will fie ganz 
kurz erwähnen. Das eine iſt das Botum des parifer Sanhedrin, welihet 
niet: 

„Das jüdiſche Geſetz verbietet unbedingt nur die Ehe der Juden mit 
den 7 Sananitifhen Völkerfchaiten, mit den Ammonitern, Moabitern und 
Aegyptern. Diefes Verbot ift daher nur auf abgöttifche Völker auwendbar, 
und der Talmud erlärt ausbrädiih, daß als ſolche die Chriſten nicht zu 
betrachten freien, weil fie den wahren Bott anbeteten. Die Meinung der 
Rabbiner ift indeffen allerdings dagegen, da zur Eingebung der (Ehe ge 
wifle religiöfe Ecremonien erforderlich find, welche wur die Glaubensge⸗ 
noſſen verbinden können. Die Ehe würde daher von den Rabbinern nicht 
eingefegnet nnd nur als bürgerliche (Ehe befteben. Die Kirche, welde in 
dielem Falle ein firhlihes Band gar nicht anerfennt, würde daher auch 
bei einer willfürlichen Auflöfung der Verbindung nichts zu erinnern haben. 
Doch würde der jüdifhe Theil durch Eingehung einer folden Ehe nicht 
son der firdlihen Gemeinſchaft ausgefeloffen werden.” 

Zweitens das Botum der 1844 in Braunfhweig abgehaltenen 
Rabbinerverfammilung. 

Die Ehe eincs Juden mit einer Chriftin, fo wie mit Anhängern nos 
notheijtifcher Relinionen überhaupt, üft nicht verboten, wenn den Aeltern 
vou den Staatsgeſetzen geftattet ift, die aus folcher (Ehe erzielten Kin» 
der auch in der jüdifchen Religion zu erzichen. 

Drittens das Votum des medlenburger Raudesrabbiner 

Dr. Holdheim. 

1) Die Ehe ift im Indenthum weſentlich Civilehe; in der Form ver 
Eingehung, fie fei was immer für eine, erkennt der Jude nur eine 
gültige Rechtsform, die die gegenfeitige Einwilligung welde das 
allein bindende Moment iſt, ſichtbar werden läft. 


> 


2) Die Ehe mit Nichtjuden ift geftatiet, ba bie verſchiedene Religi 
fein — u. ehelichen a fedene und der Erfüllun Fr 
fligten der Ehe fein kann; ein Bollsunterfchied, wie eine befonber: 
eiligleit des jüdiſchen Bolleftammes, wird vom gegenwärtigen Re 
igionsbewußtfein der Juden in Dentfchland entfhteen gelengnel. 
3) Der Jude fann, wenn er eine Ehriftin heirathet, Pi nach den Brand. 
fägen feiner Religion der Trauung durch einen chriſtlichen Geiftlige 
nach dem Ritual der preußifchen und jeder anderen evangeliſche 

Agende ohne den mindeflen Skrupel unterwerfen. 

hr verliere über diefe Bota nicht ein Wort, fie fprechen für fi6 
elbſt. Wenn wir aber den inneren Unterfhied des Charakters beie 
Ehen anerfennen, fo wird es uns bedenklich erfcheinen, einer Che da 
ort zu Iprechen, über die feine chriſtliche Kirche den Segen des Himmel 
peratwäniart fann. Reine, fage ih, laute es inhuman, wie es wol. 

8 ift ver Gefihtspunft aller, und diefe Verſammlung beftebt ‚his zu biefm 
Augenblicke noch nur aus Ehriften. 

Abgeordn. von Byla: Was den erften Punkt anlangt, nämlich die 
Ehe unter Juden, fo en ſich bis jegt tarüber in ver Verfammlu 
noch Feine Bedenken erhoben, und die im, Gutachten bafür angeführten 
Gründe find wohl fo genügend, daß es nicht nöthig, ſich hierüber zo 
weiter auszuſprechen. Was aber den zweiten Punkt anlangf, nämlid vi 

ulaffung der Ehe zwiſen Juden und Chriſten, fo habe ich mich im der 

—8 ebenfalls dafür erklärt, und zwar aus dem Grunde, welde 
ich ſchon Bei Gelegenheit der allgemeinen Berathung diefes Gefep-Eit 
wurfs näher ausgefü rt. 
Ich habe nämlich damals gefagt, wenn es uns date Ernſt if, 
eine nachhaltige Gleichſtellung der Juden mit den Chriften herbeizuführen, 
fo fei es burdaus nöthig, daß wir zuvörberft die Hauptſchranken, welde 

egenmwärtig noch zwifhen Juden und Chriſten befteben, niederreißen un 
en auf dem hierdurch erlangten freien Terrain die nene Berfaffung ver 
zuben gründen. Als cine folde Hauptſchranke betrachte ich aber uch bas 

erbot der Ehe zwifchen Juden und Chriften. Es ift gar keine frage 
und von einem ber letzten Rebner ſchon angeführt, dag das Kamilienleben 
der Grundpfeiler ift, worauf das Staats-Gebäude ruht. So lange daher 
in diefer Hinſicht noch eine voflftändige Trennung zwiſchen Juden und 
Chriſten beftcht, wie iſt c8 dann möglih, in irgend einer anderen Hinſicht 
eine nachhaltige Glei Relang, nifen beiden in bürgerliher Beziehung 
herbeizuführen. Aus diefem Grunde ftimme ich für das Abtheilunge. Gut 
achten Seite 34. 


Abgeordn. Harthaufen: Ich erlaube mir eine allgemeine Bemer- 
fung. Die Ehe zwifchen Katholifen und Juden iſt nach dem Befep_ber 
katholiſchen Kirche verboten und daher ungültig; da im Berlanfe der Dis 
Zuffion Schon mehreremale Meinungen geäußert und Vorſchläge gemagt 
find, welche die Rechte der katholiſchen Kirche verlegen, namentlich bei 
der Diskaffion über die Befegung der Schulſtellen durch jüdiſche Lehrer 
bei riftlihen Eulen, alfo incl. fatholifher Schulen, Gymnaſien, Semi- 
narien und Univerfitäten, fo fehe ich mich bei tiefer Ortegenpeit veranlaßt, 
hiermit einen Proteft einzulegen, welcher die garantirten Rechte der katho⸗ 
liſchen Kirche fichern fol, und ich erfuche diejenigen Fatholifhen Mitglieder 
der Berfammlung, welche mir hierin beiftimmen, dies durch Auffteben.... 

Marfball: Eine folde Aufforterung fünnen Sie nicht ftellen; fie 
könnte nur vom Marſchall aufgehen. (Der Rebner verläßt die Tribüne.) 

Abgeoron. von Manteuffel II.: Ich kann nur denjenigen Anfüp- 


zungen vollſtändig beitreten, weldhe von dem hochgeehrten Herm Abgeord» - 


neten der Ritterichaft aus Pommern bier bereits vorgetragen find und 
dahin gingen, den Begenfland aus ber Berathung des vorliegenden Des 
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fees überhaupt fallen zu laſſen. Wenn mir nun gleichwohl ein berartiger 
Begenftand zur Befchlußnahnahme vorgelegt wird, fo kann ich nichts An⸗ 
deres thun, als dagegen zu flimmen; indeſſen bedarf es nicht allein dieſes 
Gefihtspunftes, fondern mich beftimmen auch einige andere Momente, 
mich gegen das zur Berathung fichende Amendement zu erflären. Die 
Geſichtspunkte, infofern fie auf den Begriff der hriftlihen Ehe bafirt find, 
find bereits von mehreren Rednern ausgeführt worden; doch möchte ich 
ein Verhältniß noch genauer binftellen, nämlich, daß es ſich nicht blos 
darum handelt, ein neues Kamilienrecht für die Ehegatten zu fchaffen, 
fondern daß die Berfammlung auch daran denken möge, daB durch dieſen 
Beſchluß ein neues Familienrecht für die Kinder entitcht, die aus dieſen 
Ehen zweifelsohne hervorgehen möchten. Ich habe bemerkt, daß früher 
von Mehreren geäußert wurde, daß in dergleichen Ehen ein ſichereres Mittel 
efunden werde, um das Judenthum aufzulöfen. Man feheint von ver 

oransfegung ausgegangen zu fein, dag fämmtlihe Kinder, welche aus 
einer ſolchen Ehe entfehen, in der chriftlichen Religion erzogen werben 
würden. Ich muß mich meinerfeits entſchieden gegen eine ſolche Bekeh⸗ 
rungsweiſe ausfprehen. Die Juden, welche auf derartige Weife uns für 
bas Chriftentbum gewonnen werden, deren Belehrung iſt wahrlich nicht 
fehr hoch anzufchlagen, uud bei diefer Gelegenheit befinde ih mich mit 
ben Herren ganz auf bemfelben Standpunfte, die immer für eine freie 
Bewegung ftimmen. Ih würde nimmermehr das Familienrecht dahin 
ausdehnen fünnen, daß fammtliche Kinver in der chriftlichen Religen erzo⸗ 
en werden müſſen. Nun frage ich Sie aber, meine —5 welche Ver⸗ 
— würden herbeigeführt werden, wenn ſolche Miſchehen durch das 
Gefeß fanctionirt werden? Das Gefeg würde Familien als rechtlich be- 
ründete erflären, von denen ein Theil dem driftlichen, ein anderer Theil 
em jüdiſchen Glauben anbängen würde. Es ıft früber gefagt worden, 
bei der Ehe felbft würbe die Liebe, die zwifchen den Gatten befteht, Diele 
Meinungsverfchiebenheit befeitigen; in weldher Weile aber würben bie 
Kinder, die mit dem Eintritt in das Leben noch nicht zum Bewußtſein 
diefer Liebe gelangt find, diefe Religionsverſchiedenheit befeitigen? Ich 
muß mich daher entfchieden gegen jede gefeglihe Anorbnung ausiprechen, 
welche ein Samilienfeben herbeiführen würde, worin ein Theil dem chrift- 
lichen Glauben, ein anderer Theil dem jübifchen Glauben folgen müßte, 
und daß die Fortfegung einer folhen Glaubensverſchiedenheit gefeglich 
An werde, dadurch, daß die Miſchehen ein gefeliches Fundament 
erhalten. 

Abgeordn. Aldenhoven: Ich fomme hierher, um mich dem Pro⸗ 
teft, welchen ein Mitglied der katholifchen Kirche provozirt hat, nicht 
anzufäließen; ich ſelbſt bin Katholik, und ich wünſche, daß die ehren- 
wertde Berfammlung fortfahren möge, die Kirche vom Staat zu eman- 
zipiren. (Bravo von einigen Seiten.) Was bei der katholifchen Kirche 
Rechtens if, daran haben wir uns bier nicht zu kehren. Die katho⸗ 
liſche Kirche erlaubt die eheipeibung nicht. Hier werden wir ung aber 
nicht einfallen Taffen, gegen eine Civil⸗Eheſcheidung zu ſprechen; Die 
katholiſche Kirche verbietet Manches, was mit den ftaatlihen Verhältniſſen 
nicht im Zufammenhange ftebt. Wer fih darum kümmern will, der mag 
es thun; er mag es mit feinem Gewiſſen vereinbaren, wir haben ung 
hier aber nur auf den flaatlihen Standpunft zu ftellen, und von diefem 
müfjen wir die Gefege, die wir berathen, betrachten. (Bravo.) Aus die- 
ſem Grunde, abgefehen davon, ob ter vorliegende noriölag in die Dis⸗ 
kuſſion diefes Geſetzes gehört, diefen Oegenftand will ich übergehen, aus 
biefem Grunde wüufche ich, Daß wir Alles herbeiführen, wodurch die Ci⸗ 
pilakte in Bollzug kommen fann. In Belgien und in Franireic dieſen 
beiden ganz kalholiſchen Ländern, iſt fein Unterſchied gemacht, ob der Cx 


mit einem Juden eine Ehe eingeht. Die Eivilfande- Beamten kümmern 
AG gar nicht darum. Diefem Beifpiele können wir in unferem Lande, 
wo die Koufeſſionen fo gemifcht find, gewiß folgen. Darum fchließe ih 
mich dem Antrage der Abtheilung an. (DBravo.) 

Abgeordn. Fiebig (vom Plap): Eine Bemerkung wollte ih mir 
erlanben. Die Ehe bei katholiſchen Chriſten ift ein Saframent, und es 
fheidet der Ratholif, der cine Jüdin heirathet, aus dem katholiſchen Kir⸗ 
chenverbande ganz aus. 

Abgeordu. von Meding: Ich will auf bie Erörterung der formel 
Ien Frage nicht eingehen, ob wir überhaupt berechtigt find, über ben von 
liegenden Gegenſtand, nämlid über die Einführung einer Ehe zwifchen 
Suden and Chriſten, gu bisfutiren. 

Ich will für dasjenige, was ich fagen will, voransfehen, baß wir 
formell dazu berechtigt wären. Wenn wir aber dazu bereihtigt find, van 

Iaube ich die Berfammlung darauf aufmerffam machen zu müſſen usb 
4 zu bitten, daß es reiflich erwogen werde, ob für einen ſo außer⸗ 
ordentlich wichtigen Gegenſtand, wie dieſer doch ohne allen Zweifel if, 
bei uns eine gehörige Borbereitung ftattgefunden bat. Es find uns An 
führungen gemacht worben über die fübifchen Epegefege; ich laſſe gam 
babin een fein, ob diefe Anführungen richtig waren, aber ich glaube, 
daß die Berfammlung völlig überzeugt fein kann, daß fie in ganz überwie 

ender Majorität keine genaue und vollläntige Kenntniß von den judifchen 
Gbegefegen bat. Wir werden doc aber nicht wollen, daß die Inden, be 
nen wir die Ehe mit den Chriſten gefatten wollen, ohne Weiteres vos 
ihren Weligionsbegriffen abgehen follen, wenn fie Ehen mit Ebhriften eis 

eben. Es ift nicht in Abrede zu flellen, daß die Zulaffung ber Ehe zw 
hen Iuden und Ghriften die ganze chriſtliche Bevölkerung des GStaatet 
viel mehr berührt, als die Verleihung eines anderen bürgerlihen Rechtes 
en die Anden, indem das Erftere in das tieffte und innerfte Reben ver 
chriſtlichen Bevölkerung eingreift. Bon chen jo großer allgemeiner Be 
deutung ift die Frage, ob die Civilehe allgemein eingeführt werden fell; 
es laſſen ſich dafür ebenfalls fehr viele und gute Grunde lien, aber 
6 ftehen au gewiß eben fo gute Gründe entgegen. Eine fo wichtige 
Frage, ſcheint mir, können wir unmöglich mit der Echnelligfeit, wie es 
jegt verlangt wird, und ohne eine fehr gründliche Erörterung aburtheilen, 

Abgeorbn. Graf von Schwerin: Eben weil id, wie ber Abgeord⸗ 
nete der Randgemeinden aus der Rheinprovinz, glaube, daß man nur der 

aatorechtlichen Geſichtspunkt fefthalten muß, glaube ih auch, daß bie 

vage bier ihre Enticheidung nicht erreichen fann. Der Staat Hat fih 
nur darum zu bekümmern, in welcher Form die Eheichließung erfolgt. 
Ob die Religione-Brundfäge der verfhiedenen, innerhalb feiner Gränzes 
wobnenden Keligionsparteien eine Berbindung geftatten oder nicht, das iR 
nicht feine Mnfgabe an entfheiden, and wer daher die Emancipation ver 
Kirche vom Staate will, muß ſich dagegen ausfprechen, daß in diefes der 
feg eine Beflimmung aufgenommen werde darüber, ob es geftattet fei, 
daß Juden und Chriſten fich mit einander ehelich verbinden nnen. 34 
bleibe bei der Meinung, daß die Entſcheidung nicht bierher gehört, und 
ans biefen Gründen habe ich mir erlaubt, einen Borfchlag zu entwerfen, 
welder dabin geht, daß ich die Berfammlung bitten möchte, die Meinung 
auszuſprechen, daß fie die Entſcheidung ber —* Ob eine (Ehe zwifchen 
Ehriften nnd Inden zuläffig zu erachten? als nicht innerhalb der Öranıe 
des gegenwärtigen Geſetzes liegend, von der Hand weiſe. (Biele Srim 
men: Bravo!) 

Referent Sperling: Ih würde ganz der Anfiht fein, daß bie 
FAR Db die Ehe überhaupt zuläffig/fert nicht in Grörterung zu zie⸗ 

a und in biefer Beziehung keine Bitte an den Thron zu richten fei, 
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wenn nicht wirklich ber Fall vorgekommen wäre, daß eine ſolche Ehe ger 

Kon worden nnd jetzt aufgelöft werben foll. Juſofern fcheint es doch 

er tee He fein, die Erörterung der Frage fortznfegen und zum 
uſſe zu führen. 

Abgeordn. Hanfemann: Ich bin nicht einverftanden mit der von 
dem verehrten Abgeorbneten aus Amer eben geäußerten Aufidht; nad 
meiner UÜeberzeugung gehört der Gegenftand allerdings hen Wir ber 
ratben ein Gefeg, nach welchem die Rechte der Juden beflimmt werben 
follen. Es handelt fih im Geſetz nicht davon, mit einem Worte zu fü« 
gen: Die Juden follen alle Rechte glei den Ehriften haben, fondern 
das ganze Geſetz tft gar weiter nichts, als eine Sehfegung derjenigen be» 
fonderen Rechte, die eingeräumt werben follen. Nun ift aber in den öſt⸗ 
lichen Provinzen, wo das Landrecht gilt, den Inden unterfagt, ſich mit 
Ehriften zu verbeiratben; bei ung am Rhein ift es nach den beflchenven 
Geſetzen erlaubt. Ich weiß mwenigftens nicht, daß, ſeitdem unfer Rand 

reußifch geworben ift, eine Abänderung in unferer ®efebgebung in dies 
Per Sin emacht worden wäre. Es fragt fih nun, ob wir, an dem 
Punfte der —* angelangt, ein Amendement annehmen wollen, welches 
die Abtheilung vorſchlägt, und wodurch ihr Necht ausgedehnt wird. Es 
handelt fich Hierbei nur um das Civilrecht, das religiöfe haben wir nicht 
zu unterfuchen, dies ift dem Gewiſſen überlaffen. Es handelt fich alfo 
nur vom Civilrechte, und infofern gehört der Gegenfland allerdings zur 
Berathung hierher. (Ruf zur Abfimmung.) 

Abgeordn. von Bardeleben: Zuvörderſt, meine Herren! will ich 

mir erlauben, dem Einwande des Herrn Regierungs⸗Kommiſſars zu be⸗ 
egnen, daß bei diefem Befed- Entwurf die Inden allein betheiligt find. 

m $. 25 und den folgenden, bei den Schuleinrichtungen ift ausdrücklich 
beftimmt worden, daß, wenn Juden Schuleinrichtungen vornehmen wollen, 
dazu ein Theil der chriſtlichen Gemeinde, die Stabtverorpneten ꝛc. ihre 
— dazu geben müßten, alſo ſind offenbar die Rechte der Chri⸗ 

en dabei betheiligt. Ich glaube daher nicht, daß man ſagen kann, bie 
Chriften find gar nicht dabei betheiligt, fie haben im Gegentheil bei Ge⸗ 
Iegenheiten, mo die Juden Beſchlüſſe zu faflen haben, das Recht, diefe 
Beichlüffe anfzuheben, deshalb dürfte nach meinem Dafürhalten die Ber. 
ſammlung unbedenfli berechtigt fein, in der in Rede ftehenden Beziehung 
ein Amendement zu dem Gefet- Entwurf au machen und ihr Gutachten 
Sr. Majeftät dem Könige aueszufprechen. Bas übrigens die Ehe zwiſchen 
Juden und Chriften anbetrifft, fo will ich auf vielen Gegenſtand nicht 
tiefer eingehen und mich überhaupt einer Beurtheilung der Ehe in ihrer 
großen und heiligen Bebeutung enthalten und will nur anführen, daß im 
der erften Zeit der Chriftenheit die Apoſtel eine ſolche Che geftattet Haben 
und ich es mir nicht erflären fann, wie wir beute apofatiger fein wol⸗ 
len, als es die Apoftel felbft waren, und zwar zu einer Zeil, in der das 
Chriftenthum gewiß reiner und lebendiger daftand, als heute. Außerdem 
fann nicht in Abrede geftellt werden, daß in dem größten Theile der ge» 
bildeten Belt ſich entihieden die Meinung für die Ehe zwifchen Juden 
und Ehriften ausfpricht. Iſt es aber möglich daß eine Einrichtung, wie 
bie gegenwärtige, auf bie Länge der Zeit fi, ber öffentlichen Meinung 
entgegen, ohne große Nachtbeile un) Konflikte herbeizuführen, halten kann ? 
Wie bereits angeführt, fo find in -.inigen Ländern, z. B. in Frankreich, 
England, Rurheffen, Weimar und Belgien, diefe gemifhten Ehen geftate 
tet. Es ift nun vorgelommen, wie das nicht ausbleiben kann, daß Ehen 
zwifchen Juden und Ehriften in anderen Rändern gefchloffen waren, und 
daß die Eheleute zurüdgelommen find und bier auf gerichtlichem Wege 

etrennt werden follten. Ein folder Fall hat ſich in Königsberg in Pren« 
den ereignet, wofelbft eine ſolche gemifchte und vollſtaͤndig glückliche Che 


in der erften vichterlichen Inftanz auf Beranlaffung des Kultus⸗Miuiſte⸗ 
riums als ungültig erklärt worden ift. Ich erfläre, daB ein ſolches Ber- 
fahren nur Skandal bereitet, dem man für immer ein Ende machen muß, 
und kann ich mich daher aus den angeführten Gründen für die gefeglich 
a , der Ehen zwifchen Juden und Chriften nur auf das beftimm. 
teite entfcheiden. 

' Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Nur wenige Worte zur 
Berichtigung der vorgefommenen Acußerungen will ih mir erlauben. Daf 
die Chriſten bei den in Rede ſtehenden Beftimmungen nicht betheiligt fein 
follten, habe ich nicht ausgefprochen, und ich hoffe, man wird mir wohl 
utrauen, daß ich eine Betherligung der Chriften an den in dem Gefep 

ntwurfe enthaltenen Beftimmungen wohl erfannt habe. Die angezoge⸗ 
nen Paragraphen handeln aber ausfchließlih von der Einrichtung öffent. 
licher jüdischer Schulen, und unter welden Berhältniffen fie zu Stande 
kommen follen. Dabei ift die flädtifche Behörde allerdings betheiligt und 
mußte berücfichtigt werben. Eine hier zu treffende Analogie würde aber 
nur dann vorliegen, wenn in dem Gefege Beſtimmungen getroffen wären 
darüber, unter welchen Berhältniffen hriftliche Schulen errichtet werden 
follen; dann würde ich diefe Analogie anertennen. Die jetzt vorliegende 
Frage ſchließt aber eben die Frage in ſich, ob den Ehriften geftattet wer 
den fol, ſich mit Juden zu verheirathen. 

Abgeordn. Möwes: Nach dem Gange zu urtheilen, ben die Dr 
batte jegt genommen dei Scheint bie Dorauejegung Platz gegriffen zu ha⸗ 
ben, als waren die Ehen zwifchen Juden und Chriften sieh ich unterfa 
Diefe Berausfegung ift aber fo unbedingt nicht richtig. Wenigftens ha 
ih in unferem Allgemeinen Landrecht Feine Beſtimmung gefunden wellche 
dieſe Ehen verbietet, vielmehr lautet die auch in dem Gutachten ange 
führte Geſetzesſtelle, (8. 36 Tit. 1 Th. IL A. L. R.), nur dahin: 

„Ein Ehrift kann mit folchen gerfonen feine Heirath fließen, welde 

nad den Grundfägen ihrer Religion fih den chriſtlichen Ehegeſegen 

zu unterwerfen gehindert find.” i 

Um nun beurtheilen zu Finnen, ob diefe Beftimmung auf bie Juden 
Anwendung findet, würde man zuerſt die jüdifchen Religionsgrundfäge 
ftudiren muffen, und nur dann er würde man eine Weberzengung haben 
fönnen, ob jene den chriſtlichen Ehegefeben zuwider laufen. Es iſt bereits 
von dem Herrn Referenten erwähnt worden, daß pergleigen gale b 
hen, in welchen Juden und Chriſten in gültiger Ehe leben. enn aber 
ein einzelner Fall vorgelommen iſt, in weldhen eine folde Ehe nicht ge 
duldet werden fol, fo fann man über denfelben nicht eher urtheilen, che 
man nicht beftinnmt weiß, aus welchen Gründen diefe Ehe aufgelöft wer 
den. Diefe Gründe find aber die geehrten Redner, welde Sen Kal er 
wähnt haben, fchuldig geblieben. Ich erlaube mir auch noch auf den &. 713 
Ti. 1 Th. 1.9 8% R. hinzuweiſen, ver es noch klarer macht, daß der 
gleihen Ehen geradezu gefeglich nicht verboten find. Ex lautet: 

„Inſoweit als der Unterfchied der Religion von Anfang an eis 

Ehehinderniß ift, infofern giebt ein Ehegatte durch Veränderung feiner: 

bisherigen Religion dem Anderen einen rechtmäßigen Anlaß, auf Schei⸗ 

bung zu Hagen.” 

Wenn nun zwei Eheleute jüdiſcher Meligion in der Ehe mit einander 
gelebt haben, und einer berfelben geht var riſtlichen Religion über, fo 
wird die Ehe deshalb nicht ohne Weiteres ungültig, was ver Fall feis 
würde, wenn Ehen jwilhen Juden und Chriſten verboten wären. 9a, 
der andere Ehegatte Tann ans einem folchen Uebertritte wohl Veranlafſung 
nehmen, die Trennung der Ehe zu beantragen, er iſt aber dazu nicht ges 


nöthigt. 
I glaube hieraus wohl folgern zu können, daß die hohe Berfamm- 
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lung ohne eine vollſtändige weitere Vorbereitung ſich nicht in ber Lage 
befindet, in diefer Angelegenheit einen Beſchluß faſſen zu fünnen, und 
imme daher dem Vorſchlage derer bei, welche bie Debatte und die Be⸗ 
chlußnahme heute ausgeſetzi wiſſen wollen. 

Abgeordn. Frhr. v. Landsberg⸗Steingut. Es iſt vorhin von eis 
nem verehrlichen Mitgliede aus der Provinz * geſagt worden, es 
ſei wünſchenswerth, daß endlich die Hinderniſſe beſeitigt werden, welche 
in Bezug auf die Ehen zwiſchen Chriſten und Juden beſtehen. Nach den 
Grundſätzen der katholiſchen Religion, der ich angehöre, iſt die Ehe ein 
Sakrament, ſo daß alſo ein Ehebündniß zwiſchen Chriſten und Juden 
durchaus nicht beſtehen kann und die Hinderniſſe, die entgegenfiehen; nicht 
aus dem Wege geräumt werben können, ohne die Grundfäge der Fatholi- 
ſchen Religion umzuftoßen, und ich glaube, daß dies Letztere wohl nicht im 
der Abficht der Verſammlung liegt, deshalb ſchließe ich mich dem Vorſchlage 
des Mitgliedes aus Pommern an. 

Abgeordn. v. Bardeleben: ch habe dem geehrien Mitgliede aus 
ber Stadt Berlin blos die Erwieberung zu machen, daß das geiltliche Mi⸗ 
nifterium um bie Einwilligung zur Ein eonung von Ehen zwiſchen Juden 
und Ehriften gebeten worden ih Daffelbe Hat diefe Einwilli ung 2 e⸗ 
lehnt, trotzdem daß der geehrte Abgeordnete behauptet, eine ſolche Ehe ſei 
gefeglich geftattet. Ich will es dahin geftellt fein Taffen, ob die Behaup- 
fung richtig ift, oder nicht, aber — iſt es, daß von den Behörden die 
Schließung folder Ehen nicht geitattet werde, und daß man fie, wo bie 
felbe, wie angeführt, in anderen Ländern flaftgefunden babe, auf gericht 
Iihem Wege für ungültig erflären laflen. 

‚Abgeoron. Möwes: Ich muß mißverfianden fein, wenn bemerkt 
wird, daß ich gemeint habe, die gemifchte Ehe zwilchen Juden und Chris 
ften fei nad dem Allgemeinen Landrecht geftattet. Ich habe mich aus. 
drüdiih dahin ausgefprocden, daß ich keine Beftimmung gefunden habe, 
nach welcher dergleichen Ehen verboten feien, und ich daher ohne befondre 
geäfung nicht annehmen könne, daß foldhe ungültig wären. Aus den in 

etreff, des Spezialfallcs gemachten Anführungen ſcheint mir übrigens 
noch nicht pervorzugeben ‚ daß nicht auch andere Gründe vorhanden fein 
fönnen, we ger der Beflimmung des Minifteriums zum Grunde gelegen 
haben. (Ruf zur iemung.) 

Marfhall: Da kein Redner mehr das Wort verlangt, fo fchließe 
ih die Debatte, und wir fommen zur Beſchlußnahme. Zuvörderſt werde 
ih die Frage auf denjenigen Vorſchlag der Abtheilung richten, welche ven 
vorliegenden Daranrap) etrifft. Hier bat die Abtheilung beantragt, es 
foll für die Juden die Eivil-Ehe eingeführt werben und dabei insbeſondere 
bie für die biffentirenden Chriften ergangenen Beflimmungen in Anwen» 
dung fommen. 

Hiernach werden zwei Kragen zur Abflimmung fommen müffen, die 
erfte, ob für die Juden die Civil» Chen zuläffig find? und die zweite, ob 
0 Deftimmungen der desfalffigen Verordnung auch für die Juden gelten 
offen 

Abgeorbn. v. Maſſow: Die Frage wirb heißen müffen: Soll ven 
Juden die Civil⸗Ehe geftattet werben? 

Marfhall: Das ift nicht der Vorſchlag der Abtheilung. 

.Abgeordn. Mathis: Es iſt von dem Mitglieve aus ber Rheinpro- 
vinz gejagt worden, daß diefe Ehen in der Rheinprovinz und überhaupt 
in den weſtlichen Provinzen erlautt feien. Ich wollte mir daher erlauben, 
den Herrn Königlihen Kommilfar um Auskunft darüber zu erfuchen. 


Marſchall (unterbrechend): Es handelt ſich jept von den Ehen un⸗ 
ter Juden, und ich habe fo eben gefagt, welche Frage ich Kelexs wit. in 


fragt fi Frag ob in der Berfammlung etwas gegen bie Frageſtellung gu 
erwähnen ift. 

bgeordn. Braf Schwerin: Es liegt uns gast die Frage vor, 
ob die Eivil-Ehe unter den Juden geftattet fein fol, Ich babe den Herrn 
Marſchall dahin verftanden, daß daraus zwei Fragen gemacht werben 


ollen. 
1) Ob die für bie Diffiventen erlaffene Verorbnung überhaupt für 
geltend erllärt werde, und 

2) Ob die Civil-Ehe eingeführt werten foll. 

Mir Scheint nur die eine Frage vorzuliegen, ob dieſe Verordnung auf 
auf die Juden Anmwentung finden foll, fo weit fie die Civil» Ehe betrifft, 
und daß darauf allein der Antrag der Abtheilung gerichtet iſt. 

Marfhall: Ich Habe ven Herrn Referenten darüber befragt und | 
glaube, es fo verftanden zu haben. Wenn das nicht der Fall iſt, fo wird 

ie Frage fo geftellt: Soll für die Juden die Civil⸗Ehe eingeführt und | 
insbefondere die für die chriſtlichen Diffiventen erlaffene Verordnung vom | 
30. März d. J. bier auch für geltend erklärt werden? 

(Dur Auffiehen der Mitglieder zeigt fi) eine überwiegende Maje 
sität für die Bejahung der Frage.) 

Wir kommen jegt zum zweiten Gegenftande, nämlih auf bie Witte, 
die bei diefer Gelegenheit an Ge. Majehät gerichtet werden foll und dw 
Fr geht, daß die Ehe zwifhen Juden und Chriften zugelafien werben 

ol. Es ift bemerkt worden, daß dies ein Gegenſtand ſei, der nicht in ein 
een, das nur von den Berhältniffen der Juden handle, gehöre. Da 
dies fein formeller Einwurf ift, fo kann darüber nicht meine Entfcheidung, 
ondern die der hohen Verſammlung ftattfinden. Bevor wir auf das Ma 
serielle ber Frage eingehen, frage ich daher, ob fie ſich hier damit befcäf- 
en wi 

g (Die Bejahenden erheben fih auf ven Wunſch des Marfhalls, mad 
durch eine Sählung —*— ſich das Ergebniß heraus, daß die Verſammlung 
ae ee gen 189 ſich dafür entſchloſſen hat, fih mit diefem Gegenftasd 
u befchäftigen.) 
’ Abgeoron. v. Auerswald: Ich muß mir, bevor ich mich zur Mb 
flimmung fähig halte, eine Krage an den Herrn Regierungs-Rommiffar zu 
richten erlauben, nämlich, auf welcher Beftimmung es beruht, wenn in ben 
Kagligen Angelegenheiten anders als nach der Feitfegung des Allgemeiner 
andrechts verfahren wird; denn erft wenn wir wiflen, ob Beſtimmunge— 
der Art vorhanden find, und wir diefelben Fennen, fann es fidh darum 
ann ‚ Anträge auf Abänderung zu maden; aber das Landrecht befagt: 
lief eine Etcle des Allg. Landrechts.) — Es muß alfo erllärt werben, 
ob und aus welchen Gründen diefer Vorſchrift welche Ausdehnung in ber 
Art gegeben wird, daß Perſonen, die ſich ven chriftlichen Ehegeſetzen us 
terworfen haben, gehindert werten fönnen, in den Stand der Ehe zu tre 
ten, oder deren Ehe getrennt werden kann. Es ift ein Kal angeführt 
worden von Perfonen, die in einem fremden, aber riftlihen Lande ge: 
traut waren, und deren Ehe bier getrennt wird; ich muß annchmen, daß 
Peefonen, die in einem chriſtlichen Lande nah chriſtlichem Gebraudhe 4 
aut find, den chriſtlichen Geſetzen ſich zu unterwerfen fi) nicht verhi 
dert gefunden haben; ich glaube, es müßten befliimmte Indizien vom Ge 
gentheile vorliegen, wenn man dies annehmen und in Folge der Beſtin⸗ 
mungen des Landrechts folhe Ehen trennen wollte. Es ift aber nothwen⸗ 
or zu erfahren, ob wirklich Beftimmungen criftiren, durch welche die Be 
hörben dazu berechtigt waren, oder ob "6 nur in der individuellen Anſicht 
der Behörden gelegen hat, wenn die Iandrechtlichen Beflimmungen in ei 
nem weiteren Umfange ausgelegt find, als dem urfprünglichen Sinne ber 


felben entfprechend ſcheint. 


Ich muß dabei bemerken, daß and ich bei ber vorigen Brage ge⸗ 
wunſcht hätte, die Sache wäre nicht erörtert worden, weil ich, obgleich ich 
nicht Ratholit bin und alfo nach den Vorſchriften der Kirche für mich bie 
Ehe kin Sakrament if, ich fie doch als folches in der inneren Ueberzen⸗ 
gung des Menfchen, des Ehriften, in dem Grade begründet finde, daß ich, 
ohne mit diefem Ausbrud etwas Berlegendes fagen zu wollen, jede durch 
das Geſetz nicht gebotene Einmifhung in biefelbe, in dies Heiligfte, per- 
fönfichfte Verhältniß mündiger Dienfchen, für einen Frevel gegen die Würde 
des Menfchen, gegen die Religion felbft halte. (Bon einigen Seiten 
Bravoruf.) — So gewiß ich es nach meinem perfönlihen Standpunkte 
für unbegreiflih halte, wenn Perſonen in dieſes VBerhältniß treten, bie 
nicht in ihrem Glauben übereinftimmen, fo muß das Urtheil darüber den 
Perſonen doch allein überlaffen werben, es muß das Urtheil über derglei⸗ 
Ken fonft gefeglich eingegangene Verhältniſſe in Beziehung auf Religion 
und GSittlichfeit dem allem verbleiben, der die Herzen und die Nieren 
prüft. Ich muß daher den Herrn Kommiffar des Minifteriums um Auf- 
klaͤrung über die jest beſtehenden Beitimmungen bitten und fragen, ob 
und nad welden Beſtimmungen ein Berfahren der angeführten Art, 
—** .. jegt als unbeftrittenes Faktum dafteht, für gerechtfertigt zu 
achten iſt. 

Regierungs⸗Kommifſar Brüggemann: Ich kann nur wiederholen, 
was ich bereits im Anfange der Disknffion geäußert habe, daß dieſer Ge⸗ 

enftand nicht mit in bie Berathung gezogen worben ift, als das Geſetz 
Bearbeitet wurde, daß ich alfo auch nicht inſtruirt bin, über diefe Frage 
überhaupt eine Aeußerung auszuſprechen; noch weniger bin ich aber ım 
Stande, über eine fpezielle gerichtliche Kr mich zu äußern, da 
dieſelbe mir amtlich ganz unbelannt geblieben il. Wäre die vorliegende 
Frage bei Bearbeitung des Geſetzes mit in den Kreis der Berathung pt 
ogen worden, fo würde dieſer fpezielle Kal gewiß nicht unbeachtet ER ie⸗ 
und ich in den Stand geſetzt worden fein, die geforderte Aufflä- 
zung zu ertbeilen, wozu ich aber in dem vorliegenden Falle nicht im 
Stande bin. 

Neferent Sperling: Seitens der Abtheilung erlanbe ich mir be- 
merflih au machen, daß diefer Umftand in Gegenwart des Herrn Minie 
ferial-Rommiffars zur Berathung gezogen, ber königsberger Fall naments 
lich ſpeziell vorgetragen und erörtert worden ifl, und daß dem Herrn Kom⸗ 
miſſar no) andere Beifpiele ans dem Lande angeführt worden find. 

Abgeordn. 9 Auerswald: Da der Herr Rommiflar es nicht für 
augemeſſen gehalten bat, fi auf diefen Punkt, obgleich er in der Abtheis 
Iung verhandelt war, genügend vorzubereiten, um darüber Ausknuft erthei- 
Ien zu können, fo richte ich die Bitte an ihn, dies in der nächſten Zukunft 
zu thun, und erlaube mir den Antrag, daß bie Frage bis dahin ausgefept 
werde, denn ich fühle mid vollfommen unfähig, einen Antrag auf eine 
Beftimmung an Ee. Majeflät den König zu richten, von der ich nit 
weiß, ob fie nicht ſchon eriftirt, und nur wegen mißverftandener Anwen- 
dung vielleiht einer Declaration bedarf. Ich würde das für einen An- 
trag in die Luft hincinpalten und fühle mich dazu nicht berechtigt, glaube 
aber berechtigt zu fein, von dem Gonvernement ın folhen Fällen eine be- 
flimmte und deutlihe Antwort zu fordern, nicht über Anfichten und Thes⸗ 
rieen, wie man zu glauben fcheint, fondern über die Lage ber Geſeßge⸗ 
bung im Berhältniß zu ihrer Anwendung Seitens der Behörde. Ich ſielle 
halten. Antrag, diefe Frage zurüdzuftellen, bie wir die nöthige Auskunft 
erhalten. 

Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Ich bemerke hierauf, daß in 
der Abtheilung allerdings über den Begenfland geſprochen worden ift; ich 
babe aber mehrmals dort amtliche Nenßerungen, welde ic in vita 


ausgeiprochen habe, ausbrüdlich von einzelnen nicht-amtlichen Aeußerun 
unterſchieden, welche ich im Snterefie bir Sache thun zu können glaub 
Ob das in dem vorliegenden Falle gefchehen if, weiß ich nicht, habe aber 
nicht fagen können, bob bie fragliche Ehe mit Recht getrennt fei, weil ih 
peute noch nicht weiß, daß fie wirklich getrennt worden iſt. Uebrigens er 
äre ich, daß ich die verlangte Auskunft nicht verweigert habe, weil ich fie 
nicht geben will, ſondern weil ich fie nicht geben Tann und eine Inſtruc⸗ 
tion für diefen fpeziellen Kal mir amtlich nicht zu Theil geworben if. 
Ich kann alfo unmöglich eine Auskunft ertbeilen, die ich nicht beſitze; aber 
wenn beſchloſſen werden follte, daß dieſe Auskunft erbeten werde, ſo werke 
ih dem Herrn Deinifter ber geiftlichen, Unterrichts. und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenpeiten darüber Bortrag halten und dann ohne Zweifel in die Lage 
verfegt werben, die Auskunft zu ertheilen. 
bgeordn. v. Sauden- Sulienfelde: Rah den Worten, bie id 
fo eben von bem Herrn Kommilfar gehört, kann ich nicht wiffen, was er 
als er oder als Vertreter des Minifteriums im Ausfchuß ge 
fprochen hat; ich weiß aber, daß dieſer Fall fpeziell erzählt wurbe und ber 
Herr Kommiſſar ausdrücklich fagte, es fei von Rechts wegen auf Nihk 
anerlennung der Ehe in Königsberg angetragen worden. Das babe iq 
ehört und Andere auch. Es wurde ferner und zwar von dem Hem 
ommiffar gefagt, daß im Großherzogthum Sachfen- Weimar die Ei 
abe wifhen Juden und Chriſten rechtlich eingeführt fe, wenngleich nd 
fein get der Art vorgelommen wäre. 
egierungs-ffommiffar Brüggemann: Heute fann man nod nifl 
fagen, daß fie rechtlich getrennt worden fei, weil mir gänzlich unbelane 
if, daß die Trennung vom Gericht ausgefprochen worden wäre. 
eferent Sperling: Das definitive richterlihe Urtheil iſt —* 
noch nicht ergangen, aber auf Berfügung des Miniſteriums iſt der Ehe 
Profurator zur Klage geichritten. Die Sache ift alfo im Gange, (Zeigen 
der lieberrafchung) —* das erſte Erkenntniß publizirt, nur, wie geſagt, 
noch nicht rechtokraͤftig. Wie es ausgefallen, weiß io nicht, —8 
aber daraus hervor, daß das Gouvernement der Anſicht iſt, daß die 
wiſchen Juden und Chriſten nach den beſtehenden Geſetzen nicht ftatihail 
ei. Es iſt dies, wie ich gehört habe, von Sr. Majeſtät dem Könige Ab 
lerhöchſtſelbſt ausgeſprochen worden, da der eine Theil dieſer Eheleute fh 
an Se. Majeftät gewendet hatte. Ich glaube alfo, daB wir durchan 
nicht voreilig handeln, wenn wir eine Bitte an Se. Majeltät richten. Um 
den Bedenken abzubelfen, welche ftattfinden, möchte ich allenfalls den 3% 
fag zum Antrage der Abtheilung vorichlagen: „Wenn es nach den biche⸗ 
rigen Gefegen nicht flatthaft fein ſollte.“ 

Abgeorbn. Hanfemann: Die Berfammlung befindet ſich in ber 
That in einer eigentbümlichen Rage. Sie hat durch eines ihrer Mitgliede 
ben Rommiffar der Regierung um Erläuterung darüber gebeten, was bei’ 
Geſetz verfüge, und dieſe Erläuterung ift ung nicht geworben, troßbem, 
daß der n⸗ui Gegenſtand ſchon einmal in der Abtheilung vorgekommen | 
ift. Ich ſchließe mid nun dem Untrage des verehrten Abgeorpueten amt 

enßen an, daß der Beſchluß über die vorliegende Arage bis zur na 
en Sitzung ausgefegt bleibe, wo der Herr Kommiſſar die gewünſche 
uskunft über dad, was bie Geſetze verfügen, gewiß und Zu geben a 
Stande fein wird. Zugleich bitte ıch den Der Kommiſſar, dann am 
darüber Audkunft geben zu wollen, ob in der Rheinprovinz irgend ein 
Berfügung in gefehliher Weife erlaffen worden if, wodurch das dort be 
ftehende Recht, nach welchem bei Abſchließung einer Eivil- Ehe nicht nad 
der KRonfeffion gefragt wird, alterirt worden ift; oder ob, wenn nicht u 
efeglicher Weile eine ſolche Berfügung erlaffen worden iſt, «6 in admin 
ativer Weiſe gefchehen fei, uud ob etwa denjenigen, welche die Civil. 
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& muß dabei bemerken, daß auch ich bei der vorigen Gran ge⸗ 
wünſcht hätte, die Sache wäre nicht erörtert worden, weil ich, obgleich ich 
nit Ratholit bin und alfo nach den Vorſchriften der Kirche für mich bie 
Che kein Sakrament ift, ich fie doch als folches in der inneren Ucberzeu- 
gung des Menfchen, des Ehriften, in dem Grabe begründet finde, daß ich, 
ohne mit diefem Ausdruck etwas Berlegendes fagen zu wollen, jebe durch 
das Geſetz nicht gebotene Einmifhung in _diefelbe, in dies heiligfte, per- 
fönfichfte Berhältnig mündiger Menfchen, für einen Frevel gegen die Würde 
des Dienfchen, gegen die Religion felbft: halte. (Bon einigen Geiten 
Bravoruf.) — So gewiß ih c6 nad meinem perfönlihen Standpunkte 
für unbegreiflich halte, wenn Perſonen in dieſes Verhältnig treten, bie 
nicht in ihrem Ölanben übereinftimmen, fo muß das Urtheil darüber den 
Perſonen doc allein überlaffen werben, es muß das Urtheil über derglei⸗ 
ben fonft gefeglich eingegangene Berhältniffe in Beziehung auf Religion 
und Sittlicfeit dem aleın verbleiben, der die Herzen und die Nieren 
prüft. Ih muß daher den Herrn Kommiſſar des Miniiteriums um Auf- 
Härung über die jeg beſtehenden Beſtimmungen bitten und fragen, ob 
und nach welchen Beſtimmungen ein Verfahren der angeführten Art, 
— ne jegt als unbeftrittenes Faktum dafteht, für gerechtfertigt zu 
achten if. 

Regierungs⸗Kommiſſar Brüggemann: Ich kann nur wiederholen, 
was ich bereits im Nnfange der Diskuffion geäußert habe, daß dieſer Ge- 

enftand nicht mit in die Berathung gezogen worden if, ale das Geſetz 
Bearbeitet wurde, daß ich alfo auch nicht inſtruirt bin, über dieſe Frage 
überhaupt eine Aeußerung auszufpredhen; noch weniger bin ich aber ım 
Stande, über eine fpezielle gerichtliche nt mich zu äußern, da 
diefelbe mir amtlih ganz unbelannt geblieben if. Wäre die vorliegende 
Frage bei Bearbeitung des Geſetzes mit in den Kreis der Berathung pt 
gegen worden, fo würde diefer fpezielle Fall gewiß nicht unbeachtet ge ie⸗ 
en und ich in den Stand gefegt worden fein, bie geforderte Aufllä- 
rung zu ertheilen, wozu ich aber in dem vorliegenden Kalle nicht im 
Stande bin. 

Neferent Sperling: Seitens der Abtheilung erlaube ich mir be» 
merklich zu machen, daß diefer Umftand in Gegenwart des Herın Mini 
fterial-Rommiflare zur Berathung gezogen, der königeberger Fall nament« 
li fpeziell vorgetragen und erörtert worben iſt, und daß dem Herrn Roms 
miſſar noch andere Beiſpiele aus dem Lande angeführt worden find. 

Abgeordn. 9 Auerswald: Da der Herr Kommiſſar es nit für 
angemeilen gehalten hat, fich auf diefen Punkt, obgleich er in der Abthei 
Jung verhandelt war, genügend vorzubereiten, um darüber Auskunft erthei⸗ 
len zu können, fo richte ich die Bitte an ihn, dies in der nächflen Zukunft 
zu thun, und erlaube mir den Antrag, daß die Frage bis dahin ansgefent 
werde, denn ich fühle mich vollfommen unfähig, einen Antrag auf eine 
Beſtimmung an Ee. Majeſtät den König zu richten, von der ich nicht 
weiß, ob fie nicht ſchon eriftirt, und nur wegen mißverftandener Anwen- 
dung ‚viefleidt einer Declaration bedarf. Ich würde das für einen Aus 
trag in die Luft hincinpalten und fühle mich bazu nicht berechtigt, glaube 
aber berechtigt zu fein, von dem Gouvernement in ſolchen Fällen eine be- 
flimmte und deutliche Antwort zu fordern, nicht über Anfichten und Thes⸗ 
rieen, wie man zu glanben fcheint, fondern über die Lage der Geſetzge⸗ 
bung im Berhältniß zu ihrer Anwendung Seitens der Behörde. Ich Stelle 
—28 Antrag, dieſe Frage zurückzuſtellen, bie wir die nöthige Anskunft 
erhalten. 

Regierungs-Rommiffar Brüggemann: Ich bemerke hierauf, daß in 
der Abtheilung allerdings über den Gegenſtand gefprochen worden ift; ich 
babe aber mehrmals dort amtliche Menßerungen, welche ich in derſeiben 


Pflichten, welche das Chriſtenthum bei der Ehe vorausfent, nicht unter 
werfen kann. Alſo diefe Beftinnmung, welde ın biefer Weile entſcheidend 
[ei dürfte, befteht bereits. Wenn die Ehe nicht anerfannt worden if 
o folgt daraus, daß man angenommen bat, das Judenthum baſire af 
Grundſätzen, weldes die Erfüllung der geieplihen Prämiſſe nicht möglid 
machen. Es würde das Ganze auf eine Erklärung und Erläuterung übe 
das Dogma der Juden binauslaufen, und ich glaube, es iſt unmöglid, 
daß wir hier einen Beihluß über das Dogma ber Juden faffen können, 
Eine Ausſetzung der Derathung dürfte faum zu etwas führen. Wem 
pweiten ber Abgeordnete aus Aachen eine andere Aufflärung baran ge 
üpft und gefagt bat, cr wünſche zu ler ob in der Rhein» Provim 
bezüglih_der Ehen zwilhen einen Chriften und Juden die dortige gr 
feglihe Beftimmung aufgehoben fei, daß nach der Konfeffion bei Einge⸗ 
ung ber be nicht gefragt werden folle, fo muß ich bemerken, daß dat | 
udenthum feine Ronfeffion, fondern eine Religion ifl. 

Abgeoron. Jachmann (vom Plage aus): Wenn die hohe Berfamm | 
fung den Orundfägen Geltung zu verihaffen wünſcht, daß die Ehe zwi | 
fhen Epriften und Juden ftattfinden fol, fo feheint es mir nothwrndig, | 
eine befondere Petition an Ge. Majeſtät zu richten. Ih muß den be 
treffenden Paragraphen des Landrechts nochmals vorlefen: 

„Ein Chriſt fann mit folden Perfonen feine Heiratb fließen, welde 
nach den Grundfägen ihrer Religion fih den chriſtlichen Ehegefegen y 
unterwerfen verhindert werben.” 

Alſo tritt jedesmal der Fall ein, daß es von dem Ermeſſen bes 
Trauung berufenen Beiftlihen abbängt (ſowohl des jünifhen ale des Anh 
lichen), ob die jüdiſchen Grundſätze ſolche find, daß daranf eingegangn 
werden Tann oder nicht. Setzt er fich darüber weg, und fommt die God 
vor die Bcrichte, fo bleibt den Gerichten nichts weiter übrig, in dem sh 
erwähnten Falle, fie fehen ſich nämlich genöthigt, fid an das Ronfiflorien 
und an die Rabbiner zn wenden und von diefen Beifllihen ein Gutadın 
einzufordern, ob gegen die Ehe ein Hinderniß flattfindet oder nicht. YBrıa 
alfo die Berfammlung der Ueberzeugung ift (der ih mid übrigens nf 
anfchließe), daß es wünſchenswerth ift, die Hinderniffe gegen bie Ek 
wifhen Chriſten und Juden nehoben zu fehen, dann bedarf cs eins ie 
Himmten Antrages an Se. Majeftät. 

Eine Stimme (vom Plage aus): Ich kann nur beflätigen, daß i 
erfier Inſtanz die Ehe wirklich für ungültia erflärt worden if. 

Marfhall: Es if der Antrag geftellt worden, die Befchlußnahm 
darüber, ob gebeten werden foll, eine Civil- Ehe zwifhen Fuden un 
Chriſten zuzulaffen, auszufegen, bis nähere Erflärungen vom Herrn Kos 
miffar eingegangen find. Diejenigen, welche für die Ausſezung find, bi 
ich aufzufteben. 

Es ıft dem nicht beigetreten worden. 

Nun werde ich die Frage flellen: Eofl der Antrag der Abtheilug 
angenommen werden, welder dahin gebt, daß zwilchen Ösriften und Is 
den die Eivil-Ehe zugelaffen werdet 

(Mehrere Stimmen tragen auf Abflimmung mittelft Namensaufrufs a, 

Es ift auf namentlihe Abflimmung angetragen worden. 

(Andere Stimmen: Hein! Rein!) 

Das kann nicht auf diefe Weile entfchieden werden, fondern ih mi 
agen, ob die gehörige Anzahl von Mitgliedern dem beitritt. Ich bir 
ie den , welde wollen, daß durch Namensaufruf abgeftimmt werd: 

anfzufteben. 
Es muß namentlich abgeftimmt werden. 

Ich bitte, daß die Herren ihre Pläge einnehmen und ſich ruhig vw 
falten, fonft lann nicht abgeflimmt werden. 


Negifter zu führen haben, Vorſchriften ertheikt worben find. Ich Habe 
mi veranlaßt gelunben, biefe Fragen denjenigen hinzuzufügen, die von 
dem geehrten itgliede aus Preußen geſtellt worden find, weil früher ein 
Mitglied der Verfammlung, wenn ich nicht irre, Zweifel darüber geäu⸗ 
Bert hat, ob in der Rheinprovinz es Rechtens fei, Ehen zwilchen Juden 
und Chriften zu fehließen. 

Referent Sperling: Wenn die Erledigung der Frage nur bis zur 
näöften Sigung verfhoben werben foll, fo lee ih mich dem Amen- 
dement an. 

Eine Stimme: Ich beftätige die Ansfage des Mitgliedes aus 
Preußen, welde es über die nat en in der Abtheilung gemacht 
bat, da es fich auf die Ausfage mehrerer Mitglieder bezogen hat. 

Abgeordn. Graf Schwerin: Ich fann nicht abfehen, was ung die 
Ausfegung der Diskuffton bis zu einer fpäteren Sigung nügen foll. Die 
Auskunft, die wir vom Herrn Rommiffar verlangt haben über ven fpe- 
ziellen Gall und vieleicht erlangen können, Tann in ber Lage der Sache 
durchaus nichts ändern. Mag der Herr Minifter der geiftlihen Angele⸗ 

enheiten in dem fpeziellen Falle den Eheprofurator angewiefen haben, die 

heidungsflage einzuleiten, oder nicht, das ift ohne Einfluß, denn der 
Minifter ift nicht Gefeßgeber und hat daher keine gefegliche Interpretation 
u geben. Wenn der jetige Minifter eine ſolche Anutorifation giebt, 
ann ber nächſte Minifter fagen, es iſt fein Grund vorhanden. 
Eben fo ift der Fall auch durch die Gerichte noch nicht entfchieden, denn 
der Herr Referent fagt felbft, er fei noch darüber zweifelhaft, ob in erfter 
Inftanz bereits Erkenntniß ergangen, in zweiter Inſtanz aber ganz gewiß 
nit. Alfo liegt andy Fein Urtel der Gerichte vor. Die Beflimmung des 
Landrechts ſpricht auch nicht Mar aus, daß eine folhe Ehe nicht ftatthaft 
fei, wie der Abgeorbnete von Berlin vorher des Weiteren ausgeführt bat, 
und aus diefen Gründen fann ich für jebt durchaus Feine Veranlaſſung fin- 
den, eine Bitte an Se. Majeftät den König zu richten, auszufprechen, 
Ba Fa erlaubt fei, von dem noch nicht das Gegentheil — 28 
en iſt. 

Abgeordn. von Auerswald: Es iſt mir nicht eingefallen, den Herrn 
Kommiſſar um eine fpeziele Aufflärung über einen einzelnen Kal zu 
bitten; ich habe meine Bitte nur dahin geftefit, fi zu erflären, ob und 
welche gefeglihe Beftimmungen exiſtiren, die ein von dem Landrecht an⸗ 
fheinend ganz abweichendes Berfahren rechtfertigen, weil ih der Anſicht 
des Abgeorbneten aus Pommern bin, daß bayı geſetzliche Beflimmungen 
gehören. Beranlaßt bin ih dazu worden, weil man bier darauf anträgt, 

e. Majeftät möge eine Beftimmung erlaffen, die, wenn das Landrecht 
fireng gehandhabt wird, unnütz if. Diefe Bitte ift aber wieder dadurch 
veranlaßt, daß man in den verſchiedenen heilen des Landes wahrgenom- 
men zu haben glaubt, daß Legteres nicht geichieht, daß gewiſſe Een auf 
andere als die allgemein befannten geleglichen Hindernifle feitens der 
kirchlichen Behörden ftoßen. Iſt dies richtig, fo müſſen wir erſt wiſſen, 
ob nach anderer nicht allgemein bekannter geſetzlicher Beſtimmung oder 
nach willtürliher Auslegung der Verwaltungs Behörden verfahren wor- 
den ift, und daher wieberhole ich meinen Antrag. 

Abgeordn. Frhr. von Mantenffel IL: Ih kann mid nur ber 
Anficht anſchließen, welche der gezeenete Herr Abgeordnete der Ritter⸗ 
ſchaft aus Pommern ausgeſprochen hat. Ich weiß nicht, wohin die Be⸗ 
lehrung führen ſoll, die wir uns von dem Kommiſſar erbitten wollen. Es 
iſt in unſerer Mitte von dem Mitgliede aus Berlin, welches mir hier 
gegenüberfigt, die geiesuine Beſtimmung, welche darüber ftattfinvet, vor⸗ 
gelefen worden. Diefe lautet dahin, daß die Ehe nicht zu geflatten fei, 
wenn das Glanbensbekenntniß ein ſolches fei, wonach fd ein Theil den 


Jüdinnen mit Juden bes betreffenden Auslandes dort ebenfalls gefehlih 

zugelaſſen iſt. Bis dahin iſt die Tranung unterfagt. Die 27 

weiſe Geſtaitung des Aufenthalts im Innlaude vor Führung diefes Nach⸗ 

weifes hängt von ber Genehmigung des Miniflers des Innern ab.” 
Abſchnitt 1 des 9. Al des Gutachtens: 

„Hier werden einzelne Perſonen, die auswärtigen Jüdinnen, für die 
Geſetzgebung ihrer Staaten gemiflermaben verantwortlich gemacht. Diefe 
Beftimmung ermangelt aller Begründung. Die Retorfion, welche zwiſche 
Staaten in allen übrigen Berhältniffen immer mehr Feld verliert, ferne 
zum Nachiheile nd re Juden, welche ihr Lebensglüd in ber Heirath 
einer auswärtigen Jüdin begründen wollen, gelten zu laſſen und gar ar 
einzuführen, dürfte fich noch weniger rechtfertigen laſſen. Die Abtheilusg 
erBlärte fich daher gegen die Dispofition des in Rede ſtehenden Abſchnitu 
und wünfäte einftimmig, daß es in diefer Beziehung bei der Beftimmun 
der 99. 17, 18 des Edikts vom 11. März 1812 verbleibe, welche Tauten: 
- 4, 17. Ehebündniffe können inländifhe Inden unter ſich fchließen, ohne 

hierzu einer befonderen Genehmigung oder der Löfung eine 
Traufcheines zu bedürfen, infofern nicht nach allgemeinen Be 
fhriften die von Anderen abhängige Einwilligung oder Erlaub 
niß der Ehe überhaupt erforderlich ifl. 

9. 18, Eben niet findet ftatt, wenn ein inländiiher Zube eine auf | 
ländifche Jũdin heirathet.“ 


Marſchall: Verlangt Jemand das Wort? Wo nicht, fo ſtelle if 
die Frage, ob in dem erften Abfchnitt ftatt $. Al die 599. 17 und 18 14 
Edikis vom 11. März 1812 eintreten follen? (Die Frage wird mit gm 
Ser Majorität bejaht} 


Referent Sperlin J (lieſt vor): 
Abſchnitt 2 des 9. Al des Geſetz⸗Entwurfs: 

nDie Trauung eines auslänbifchen Juden mit einer Inlänberin bari 
nur dann erfolgen, wenn neben den durd die befiehenden Geſetze bereit 
vorgefchriebenen Erforberniffen auch noch zuvor ein gehörig beglaubigte 
Atteſt der Orts-Obrigkeit feiner Heimat beigebract und der Yolye 
Obrigkeit des ar der inlänbifhen Jüdin vorgelegt worden, nad 
welchem es ihm, feinen Lanvesgefegen zufolge, erlaubt ıfl, eine gültig 
Ehe mit der namentlich zu bezeichnenden Braut in bieffeitigen Landen y 
fließen, fo daß bei feiner Rüdkehr in die Heimat der dortigen Mi 
eufachme —* Ehefrau und der in der Ehe etwa erzeugten Kinder nidtt 
im Wege fteht. 
8 Abſchnitt 2 des 9. Al des Gutachtens: 

„Der Abfchnitt 2 gab zu feiner Bemerkung Beranlaffung.” 

Marfhall: Wenn die —* Verſammlung nichts bemerkt, fo if m 

angenommen. 


Referent Sperling (lieft dor): 

Abſchnitt 3 bes 9. Al des Gefeh- Entwurfs: 

„Der Jude, welcher, diefen VBorfohriften entgegen, eine Trans 
zwifchen einer fremden Jüdin und einem inländifchen Süden oder zwilde 
einem anslänbitchen Juden und einer inländifchen Jüdin vollzieht, Yerföd 
in die 9. 40 angebrobte Strafe.” | 

Abfchnitt 3 des 9. Al des Gutachtens: 
„Der Abſchnitt 3 gab zu einer weiteren Bemerkung feine Bere 


laffung.” 
Marfhall: Wenn nichts bemerkt wird, fo ift auch diefer Abſchu 
ANGEHOMMEN, 


Die Frage if: Soll Se. Maicktät der König allerunterthänigfi ger 
beten werden, bie Beſtimmung zu erlaffen, daß zwiſchen Ehriften und Juden 
die Civil⸗Ehe zugelaffen werde? — (Abftimmung.) — (Während der Abe 
ftimmung wird ein fehriftliches Botum, welches ein Mitglied, welches fich 
entfernt, hinterlaffen hatte, dem Sceretair überreicht, von denfelben jedo 
nicht angenommen, das betreffende Mitglied vielmehr als abwefend uotirt.) 

Abgeordn. Schneider aus Echönebeck: Ih muß mir die Anzeige 
erlauben, daß beim Aufruf der Abgeordneten Zachau und Deinert für Dies 
felben geflimmt worden ift, obgleich fie abweiend waren. 

Marfball: Unter diefen Umftänden muß ermittelt werben, ob dies 
felben jest hier find. (Antwort: Nein!) 

Dann wird ihr Votum geftrihen, und die Benannten werben als 
abwefend augeführt. 

Abgeordn. von Olfers: ch möchte bitten, daß bie DVeranftaltung 

etroffen würde, daß bei der namentlihen Abflimmung die fämmtlichen 
Mitglieder ſich feßen und diejenigen, welche antworten, ſich erheben mögen. 

Abgeordn. Milde: Ich bitte nach erfolgter Abflimmung ums Wort, 
um mich über die aus Profura abgegebenen Stimmen ausſprechen zu können. 

Marfhall: Das Ergebniß der Abflimmung ift folgendes: Die 
Frage ift mit 281 Stimmen gegen 142 bejaht (fiehe Anhang die nament- 
she Abftimmung). 

Abgeortneie Milde: In Bezug auf das, was von einer Geite 
vorbin gefallen ift, wünſche ich eine kurze Bemerkung zu machen, daß 
nämlich Mitglieter in die Stimmlifle aufgenommen worden find, ohne 
daß fie bei der Abftimmung im Saale anweſend waren. Es iſt ım In⸗ 
tereffe aller nöthig, fihd darüber vollflommen zu verfländigen, daß das 
Uebertragen von Etimmen an andere Mitglieder nicht zuläffig if. Ich 
will mid auch gern überzeugt halten, af im vorliegenden Falle diefe 
Ungebörigkeit nur aus einer rigen Anfıht der Sache hervorgegangen 
fein kann; id wünſche aber im ntereffe der Berfammiung, daß man I 
darüber ausfpreche, in welcher Art und Weiſe dieles Mißverſtändniß Platz 

egriffen bat, damit hiernach der Herr Marſchall die Gewogenheit haben 
hun, eintn ganz beflimmten Modus in Bezug auf die namentlide Abs 
flimmung zu verordnen. Demnad erlaube ich mir, das verchrte Mitglied 
zu bitten, welches für den abwefenden Herrn geftimmt hat, fi zu melden 
und den Grund diefes feines Verfahrens anzugeben. 

Marfball: Diefe Rede durfte nur an ven Marſchall gerichtet 
werben; ich will aber ſehr gern auffordern, Daß das betreffende italien 
fi) melde. (Es meldet fih Niemand.) 

Es ift gar fein Zweifel vorbanden, daß Niemand für einen Anderen 
antworten fann, wenn er alſo nicht felbft auweſend ift, darf feines Abge⸗ 
ordneten Stimme mit aufgeführt werden. Diefen Grundfag muß ich aus⸗ 
fprehen und dringend bitten, daran feſtzuhalten, weil ſonſt Mißverſtänd⸗ 
niffe nicht zu vermeiden find. 

Abgeordn. Graf Renard: Der Abgeordnete des Neiffer Wahlbe- 
zirfs, von Gilgenheimb, ift bei den namentlihen Abflimmungen ſtets als 
abwefend angeführt; ih glaube aber, daß diefe Bezeichnung nicht richtig 
ift, weil fein Stefivertreter anweſend; wie ich ihn fenue, fo bin ich über» 
eugt, daß es ihm ſehr unangenehm fein wird, wenn bei feinem Namen 
mmmer ſteht „fehlt“. Dies wollte ih zur Berichtigung mittheilen. 

Referent Sperling (lieſt vor); 

Abfchnitt I des 9. Al are ©efep- Entwurfs; 


Ausländiſche Jüdinnen erlangen inr die Verheirathung mit inlän« 
bifhen Juden die Rechte, welche das gegenwärtige Geſetz giebt, jedoch 
nur auf vorgängigen Nachweis darüber, daß bie Berheirathung dieſſeitiger 


| 


— 18 — | 


der Juden zu bürgerlihen forporativen Verbänden nachtheilig auf fie ein | 
ewirkt hat, geradehin widerlegt wird, fo kann man wohl mit gutem 
Orunde annehmen, daß fie überhaupt auf einem Trugichluffe berupt, daß 
die wohlthätigen Folgen mehrgedadter Verordnung, fo weit fie in bi 
Erſcheinung getreten, nicht den Beihränfungen, welche die gedachte Ber 
ordnung mit ſich geführt, fondern vielmehr allein der freieren Bewegung 
welche darin den Juden im bürgerlichen Leben eingeräumt it, und ka 
Verordnungen zuzuſchreiben ift, welche in den Juden ein gewiſſes Selkp 
efübl und Liebe zum Daterlande zu erweden geeignet ‚waren. Dafü 
richt die Erfahrung, daß, wie überhaupt die Civiliſation ber Staau— 
bürger mit der Sreifnnigfeit der Gefedgebung Hant in Hand gebt, af 
bie Juden da auf einer allgemein höheren Vildungeſtufe fiehen, wo fe 
einer humaneren Geſetzgebung fid erfreuen, und in denjenigen Landet | 
teilen am wenigften von ihren riftlichen Mitbürgern ſich unterfceiben, | 
wo fie tie Geſesgebung den Leäteren am nächften geftellt hat. Immer 
hin mögen, meinte man, die Juden in dem Großherzogthum ofen ned: 
auf einer anderen Bildungeftufe fichen, als die Juden in ben ander | 
Landestheilen, fo läßt ſich doch mit Sicherheit annehmen, daß fie auf kinn | 
niedereren Stufe fteben, als diejenige war, auf welder die Juden ir 
alten Provinzen im Jahre 1812 fe befanden. Eo wie diefe das Edil 
vom 11. März ertragen konnten, werden die Juden des Großherzogtiusi 
Dofen auch für die Verordnung, welche jegt emaniren fol, reif und em | 
ländlich fein. Ber folder Betrachtung fonnte die Abtheilung nicht we 

nfiht gewinnen, daß die Juden im Großherzogthum Pofen —* u 
nach beſonderen Ausnahme-Geſetzen zu behandeln feien, und dies un ſ 
wniger, als ein großer Theil ihrer früher zu dem ehemaligen Gerzogikem 
Warſchau mitgehörigen Etammesgenofien, deren Wohngebiete den Ro 

ierungs» Bezirfen Kranffurt und Marienwerder zugefhlagen find, ländf 
ich der Wohlthaten der Geſetzgebung der alten Provinzen erfreuen, op 
daß daraus ein Nachtheil für den Staat hervorgegangen, nnd Die Axträg 
der Provinzialflände des Großherzogthums —— finden mäfe 
Dieſelbe Sprach ſich einflimmig dahın aus: 

dag an Ee. Majeftät den König die Bitte gerihlet werde, vie Bo 

flimmungen des erften Abſchnitts dieſes Geſetz⸗Entwurfs, wie folk 

en worden, auch auf die Juden dis Großherzogthums Pofen au 
udehnen. 

3 Nichtsdeſtoweniger hielt die Abtbeilung ſich aber verpflichtet, über ba 
Anhalt dee Entwurfs eventuell fih auszufprechen, indem fie dabei ve 
dem Gefichtepunfte ausgeben zu müffen nalaubte, daß, wenn ſchon die Je 
den im Grofiberzogthbum Pofen beſchränkenden Beftimmungen überham 
antcrworfen fein follen, es tech darauf anlommen müffe, wenigfiens vw 
jenigen einzelnen Beftimmungen hervorzuheben, welde ihr bem Stach 
N ntereffe widerſprechend erſcheinen. In diefer Beziehung mußte fie an 
namentlich vor Allen den Wunſch ausſprechen, daß die beftchenden bir 
gerlichen Eorporationd.Berbände, den Anträgen der Regierungen zu 
und Bromberg gemäß, ſobald als möglid ın ſolche, welche ſich Tedigil 
auf die Kultus-Angelegeubeiten der Juden beziehen, umgewandelt u 
dann auch allgemein den bezeichneuden Namen Eynagogen- Gemein 
wie in den anderen Provinzen, erhalten möchten. Ein Hinderniß fürdib | 
Umgeftaltung fohien ihr in den Edhuldverhältniffen der Iegigen Zu 
halten nieht enthalten zu fein, weil Iegtere nach Inhalt der Verorbuum 
vom 1. Juni 1833 Ictiglih nach den früheren Synagogen BVerbänte 
gebildet find. Nah Vorauoſchickung deſſen war bei $. 44 nichts wein 
zu erinnern.‘ 

Abgeordn. von Werded: Ich bitte um die Erlaubniß, mich gege 
Das Gutachten, wie es vorliegt, ausiprehen zu dürfen, nicht gegen W 


— di — 
Referent Sperling (lieſt vor): 


. 26 
Zur Niederlafſung auslaͤndiſcher Juden bedarf es vor Ertheilnng der 
Naturalifatione-Urfande der Genchmigung des Minifters des Innern. 
Ausländifche Juden dürfen ohne eine gleiche Genehmigung weder als 
Rabbiner und Eynagogen-Beamte, noch ald Gewerbs⸗Gehülfen, Geſellen, 
Lehrlinge oder Dienfiboten angenommen werden. Die Ueberſchreitung 
biefes Verbote zieht gegen bie betreffenden Inländer und den fremden 
Juden, gegen Letzteren, fofern er ſich bereits Tänger als 6 Wochen in den 
bieffeitigen Staaten aufgehalten hat, eine fißfalifche Beldftrafe von 20 his 
300 Rthlr. oder verhältnißmäßige Gefängniffirafe nach fich. 
remden Juden ift der Eintritt in dag Yand dur Durchreife und zum 
Betrieb erlaubter Handelsgefchäfte nach näherem Inhalt der darüber be» 
ftebenden polizeilichen Vorfchriften geftattet. In Betreff der Handwerks⸗ 
gefetten bewendet e8 jedoch bei den Beflimmungen der Drdre vom 14. 
ftober 1838 (Geſetzſ. S. 503) und den mit auswärtigen Staaten be» 
fonders gefchloffenen Verträgen.‘ 
Marfhall: Wenn auch bier nichts bemerkt wird, fo wirb biefer 
Paragraph als angenommen betrachtet werden müffen. 


Neferent Sperling (Tieft vor): 


„Y. 493. 

Die über die Schuldverhältniſſe einzelner jüdiſcher Korporationen ers 
gangenen Borfchriften und befonders getroffenen Anordnungen bleiben bis 
zur Zilgung diefer Schulden in Kraft. Weber die Aufhebung und Ablö⸗ 
fung der noch befiehenden perfönlichen Abgaben und Leiftungen der Juden 
an Kämmereien, Grundherren, Inſtitute 2c., bei denen es zur Zeit fein 
Bewenden behält, wird weitere Beftimmung vorbehalten.” 

Marfhall: Findet fich dabei nichts zu bemerken? 

Da nicht, fo iſt auch diefer Paragraph angenommen. 

Wir fommen nun zu einem neuen Abichnitt des Geſetzes, daher es 
angemeffen fcheint, morgen in deſſen Berathung fortzufahren, welches um 
10 Uhr gefhehen wird. 


Sitzung der Kurie der drei Stände 
am 19. Juni. 


Referent (verlieft den Abfchnitt IL, betreffend die Verhältuiffe der 
Juden im Großherzogtfum Pofen): 

„Das Bouvernement ertennt es in der Denkſchrift felbf an, daß bie 
Berorbnung vom I. Juni 1833 auf die Haltung der Juden im Großher- 
zogthume hr wohlthätig eingewirkt, die Zahl derer, welche fi nüglichen 
Handwerfen, der Bean und dem ftebenden Handel zugewendet, er. 
beblich fich vergrößert hat, die äußere Eitte unter denfelben um Bielee 
würbiger, die weltliche Erziehung des Kinder beffer und das Beſtreben 
die nationale Eigenthümlichkeit abzulegen, fihtbarer geworben if. Inde 
nichtsbeftoweniger beabfichtigt daffelbe, in dem Gefeg-Entwurfe die weſent 
lichſten Beſchränkungen, denen die Juden bisher unterworfen geweſen 
ferner fortbeſtehen zu laſſen, weil es annimmt, daß alle jene vortheilbaf 
ten Erſcheinungen in ven Beſchränkungen ihren Grund haben, welde: 
die Juden dur) die Verordnung vom 1. Juni 1833 unterworfen fin 
Wie diefe Anficht aber fchon in einem Punkte durch die amtlichen Berich 
der Regierungen zu Bromberg und Polen, Inhalts derer Die Bereinigun 

W 
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welche auf einem gewiflen Theil bes Körpers Gaftel, über ben 
ende Me erbreiten, N der — fie —— beat 

Abgeordn. von Brobomweli: Meine ren! Eye ih I% 
ger bei ver Berathung des Geſetzes jedes Wortes -nthalten, weil ee 

egenftanb mit fo vieler Gründlichkeit, Beredtſamkeit und Herzligkei ir 
Tendtet worden if, daß ich blos meine innigfte Freude über die herriihe 
Gefinnungen der Humanität, des Kortfärities und ber Nächflenliehe, I 
fi) von der großen Majorität ausgefprochen haben, au en laun. % 
bin überzeugt, daß diefe menſcheufreundlichen Geflunungen Anklang fas 
werden bei ben Beſſeren im ganzen civilifirten Europa. 

Ich habe mi in meinem Amendement den Anträgen ber ** 
an dioſſen und würde es nicht noͤthig haben, zu veriheibigen, wen 
nicht fo eben vernommen hätte von einem Segner, daß man ein Bi 
welches in einer Provinz der Monarchie lebt, austchli 
Gefegen, welde für die übrigen Provinzen gelten follen. Ich lau über 
haupt die Anficht nicht theilen, daß ein Musnahme-Gefeg für eine Pre 
im Berhältnig zu anderen Provinzen, nüplid_ oder zweckmäßig fein Huzt, 
und ich muß mich um fo mehr wundern, daß dieſes ——— eig o 
ſchienen tft, als auf dem pofener Provinzial» Landbtage vom SJapre IM 
auf viel größere Kortfchritte Anträge gemacht worden find, als fe is 
Juden dur den allgemeinen Gefeh- Entwurf Ir Theil werben fie 
Das Großherzogthum Pofen hat ausprüdlich gebeten, und zwar rinhe 
mig, Se. Majeftät zu bitten, das Geſetz vom 11. M 





ars 1812 auf (m 
urfprünglide Beſtimmung wieder zurüdzuführen, alfo alle ſeitdem ergo 
genen befchränfenden Beitimmungen aufzuheben und das neue Gefeh « 
alle Juden, alfo auch auf das Großherzogthum BANeL in Anwen 
bringen zn laflen. Die Provinz Sachſen Sat nicht daram gebeten, w 
dennod dehnt fih der Entwurf auch auf Sachſen aus. Ich kann hir 
meinen tiefen Schmerz nicht unterbrüäden, daß das Großherzogthum Ya 
mit fo viel Ausnahme- Gefegen überläftigt wird und mit erceptisude 
beſchränkenben Berorbnungen, welches Bergnügen die übrigen fieben LE 
vinzen nicht haben, worum biefelben uns hoffentlich nicht beneiven. 

von mehreren Seiten der Einwand gemacht worden und auch im ber Da 
fehrift angegeben ift, daß man für Pofen no nicht in derſelben Beh 
wirfen fönne, wie für die anderen Provinzen der Dionordhie, fo fana Hi 
biefe Anſicht nicht theilen. Unfere Geſchichte Ichrt, daß unter freifunige 
Geſetzen die fittlihe Bildung des Bolfes vorangelögritten ift, und wen 
nicht die Geſetzgebung feit den letzten 50 Jahren in Polen fortwähn 
ſchwankend und abgeändert worben wäre, fo würben bie guben in Pen 
auf diefelbe Bildungsftufe gelangt fein, wie jene in —* n, wohin ie 
drei Kreife bes ehemaligen Herzogthums Warfchan gefchlagen worden fin 
Ich glaube alfo, wenn bei der Vereinigung des soßberzogthums Yekı 
mit der Monarchie man den Juden diefer Provinz diefelben Garantien 
gegeben hätte, mie fie in dem Edit vom Jahre 1812 enthalten find, f 
wären die Iuden in Pofen am berfelben Bildungsfiufe gelangt, wie jew 
Man hat ihnen aber damals dies verweigert, wozu ich freilich Tem, 
Grund einfehe. Ich fehe ferner keinen Grund ein, warum wir heute 5 
da wir noch die Ausbildung begünftigen wollen, dem Streben Gare] 
nach Fortbildung und nad geiti er moralifcher Entwidelung nicht gen 
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die Hand bieten wollen. Wenn fie nach achtzehn Jahrhunderten no ir 
mer unter drüdenden und befchräntenden Befepen flehen, fo wäre es wei 
an der Zeit, diefen Drud aufzuheben und nicht noch fernere Jahrhundert! 
fortbeftehen zu laffen. Die Geſchichte des Landes, dem ich angehöre, gich 
feit Jahrhunderten das Zeugniß von der höchſten Toleranz gegen Ander- 
gläubige. Wenn man den Einwurf gemacht hat, daß die Inden in Pofa 
einen beinnbersn Stamm bilden und gleichfam als Fremde zu betrat 


feien, fo kann ich biefe Anſicht nicht heilen. Wrfprünglih find fie nicht 
aus diefem Diutterlande in Polen ein 5 ſondern aus dem weſtlichen 
Europa und vorzugsweiſe aus Deutfh and. Unter der Regierung des 
großen Königs Kafımir hat man ihnen in Polen fon im 14. Jahrhun⸗ 
t ein freundliches Aſyl geftattet und Diejenigen, die aus andern Rändern 
verdrängt wurden, aufgenommen und ihnen die ganz freie Ausübung ihres 
Glaubens, fo wie Bleichheit vor dem Geſetz, Deeliehen. Im 16, Yahr- 
ae als das Licht der Reformation ſich weiter ausbreitete, wurden 
eilih von gewiſſer Seite wieder Rüdfchritte beabfihtigt, wobei aber 
nicht dem Boll die Schuld gegeben werben fonnte, fonvdern answärtigen 
Einflüfterungen und befonders gewifien heiligen und fchlauen Brüdern, 
bie zwar den Namen unferes Heilaudes auf dem Schilde haben, aber die 
wahre Epriftusiehre, Rächſtenliebe und Licht über die ganze Welt, aus. 
ubreiten, nicht fonderlich übten. Als diefe dem König Stephan Bathory 
dringendfien Borfiellungen machten, daß er die Ausbreitung der Juden 
einftellen möchte, daß er die Einwanderungen ans Deutfchland, das Kort- 
bauen anderer als katholiſcher Kirchen und Schulen nicht geftatten möchte, 
indem dadurch der römiich-katholiihe Glaube gefährdet werde, damals bat 
dieſer große König, der das Licht eben fo wenig ſcheute, ald er das Schwert 
kräftig pegen bie Heinde feines Landes zn führen wußte, erwiedert: „Meine 
erren! Das Volk hat mich auf den Thron erhoben, und unter Gottes 
eiftand ift mir die Krone aufgelegt worden. Gott aber bat fih drei 
Dinge vorbehalten, über die ich nicht zu gebieten vermag. Diele find: 
Aus nichts etwas zu fchaffen, die Zulunit und die Gewitlensfreibeit; ich 
ale König will und darf alfo nicht über das Gewiſſen der Menſchen herr 
joen, and ich werde feine Befchränfungen eintreten laffen.” Später ha⸗ 
en freilich wieder Neibungen und Bedrückungen fatigefunden, namentlich 
gegen das Ente des IN. Serie Dap aber auch damals das pol⸗ 
Bilse Voll deſſenungeachtet ſtets treu an den toleranten Grundſätzen ſei⸗ 
ner Bäter hielt, das beweift das Conſtitutions⸗Geſetz vom 3. Mai 1191, 
das ſich über die Toleranz in folgender Weife ausipricht: „Die herr⸗ 
[Herde Religion foll zwar nach wie vor die römifch-fatholifche bleiben. 
a uns aber biefer heilige Blaube Nächſtenliebe gebietet, fo foll allen 
Audersgläubigen, fie mögen zu einer Stonfeffion gehören, zu welder fie 
wollen, die freie, unbeſchränkte Ausübung ihres landen geftattet und 
ihnen der Schuß gleicher bürgerlicher Hechte gefichert werben.” Leider 
war biefes Geſetz nicht vom langer Dauer. Die politifche Lage der Dinge 
atte fi fo geftaltet, daß biefe herrlichen Grundſätze nicht zur Geltung 
amen. Ich weiß nicht, ob man die Schuld den Juden oder den Ehriften 
aufchreiben (of! wenn behauptet wird, was ich aber in der Mehrheit nicht 
auertennen kann, daß fie in der Bildungsfiufe zu weit zurüdgeblieben find, 
da doch fchon feit fo vielen Jahrhunderten die Juden von den Chriſten 
beherrſcht werben. Es find geftern noch in dieſer Berfammiung mande 
Aufichten Iundgegeben worden, die leider von einem gewiflen Widerwillen 
gegen bie poluiſchen Inden zeugen und große Beforgniß barüber beur- 
auden, wenn die Inden Antbei an dieſer Berfammlung nehmen oder cin 
sichtexliches Amt bekleiden follten. Diefe Furcht Tann ich nicht theilen 
und bedanre, daß noch Bornriheile flattfinden, die leider nicht von Näch⸗ 
Renliebe zeugen. Bon einer anderen Seite ift die Furcht vor der Nie» 
derlaflung der Juden in ſolchen Kreifen, wo jegt gar feine anfällig find, 
wie vor dem Feuer ausgeſprochen worden. Zur Bernfi ung des verchr- 
ten Rebuers fei mir erlaubt, zu fagen, daß da, wo folhe Furcht und 
ſolche —— vorherrſchend ſind, ſich die Juden nicht hindrängen wer⸗ 
den. Ich glaube vielmehr, ſie werden da zurückbleiben, wo — 
Gedanken und Gefühle ausgetauſcht werden. Ich frage Sie aber, meine 
Herren, wenn man bergleichen Anfichten überall in der Welt gegen die 


gaben geltend machen wollte und an ee Rreifen ber Erde vr 
e dann wohnen Etwa 


ganbeln ſei. Ich befhwöre Sie dabei, meine Herren, auf die hödkı | 


Abgeordn. Frhr. v. Mantenffel 1: Meine Herren! Ich feld 
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bin vielfach in äftlicher Verbindung mit ihnen gewefen, ich 
—X ihre ſehr — achten gelernt. allerbinge 6 fehr 38 | 
Eigenthümlichteiten bei ihnen wahrgenommen. Im Ganzen gönne ich ir 
nen von Herzen alles Gute. Deshalb babe ich bei diefer Debatte | 
dann das Wort ergriffen, wenn ih glambte, es follte ihnen einer ver 
dem Geſetze ihnen zugedachten Vorzüge entzogen werden. Li be 

DB. dahin erflärt, daß ihren religiöſen Gemeinſchaften die Rechte m 
*— erſonen zugeſtanden werden ſollen, wie es die Abficht bes GSeſeyn 
iſt. Allerdings aber glaube ich, daß tie Sitte durch die Religion bedi 
werde, und daß das Recht in gewiſſem Sinne ein Theil der Sitte fi, 





daß alfo auch die Geſetze, welche das Recht feftfeben follen, Yon der it, 
von der Religion ſich nicht entfernen dürfen. Es ift wohl ein ſchön fin 
ender Gag, den man hier fo oft ausgefprochen hat: gleiche Rechte, alei 
flichten. Indeſſen datf man hierbei doch die thatſächlichen Berhältuift, 
anf welche diefer Gap angewendet werben fol, nicht anfer Mugen laffen 
and gerade auf die £hatfächlichen Verhältniſſe möchte ih Sie bei der 
enwärtigen Frage hinweifen. Die Juden ın dem Großherzogthume 
en find allerdings, das fann man gar nit in Abrebe fteflen, im wefent 
li anderen Berhältniffen, als die Juden in den übrigen Theilen der Me 
nardie. Das einfache Zahlen-Berhältnig giebt das fund, ihre Außere Er 
——ã— „ ihre Lebensweiſe geben das fand. In welcher andern Provinn 
ndet a eine Stadt von mehreren Tanfend Einwohnern, wo die Judei 
die größere Hälfte der Einwohner bilden. —— Städte giebt ei 
im Großherzogthum Pofen. Die Religionsgebrände der Juden dieſer 
rovinz weichen noch wefentlih ab von denen der Juden In den d 
rovinzen. ch darf mich da, glaube ich, auf den Herrn Referenten fi 
ezieben, welder mir einräumen wird, daß in ber Stadt Königeoberg eine 
Differenz darüber ftattfindet, daß die dortigen Juden gewifle eltgiondge 
bräudhe, welche feitens der polnifchen Juden gehandhabt werben, nicht aH 
richtig betrachten, daß diefe Religionsgebräucdhe fie abfchreden. Will mer 
nun eine ſolche Bevölkerung, die felbit in Der Weiſe von den Anden im 
Inlande abweicht, eines Prinzips wegen ganz allgemein allen übrigen Te 
terthanen gleihftellen? Das fcheint mir and den Gründen, die ſchon ent 
echrter Abgeordneter aus der Provinz Brandenburg vor mir entwidell | 
It höchft bedenklich. Es iſt in einem Theile des Gutachtens geſagt, mn | 
ofle nur verfuhen; man habe es ja eben fo mit den Juden im Inland 
verfucht, die durch dag Geſetz von 1812 volle politifhe Rechte erhalin 
dätten. Jnbdeſſen der Kal ift doch ein anderer, eine ſolche fühifche Beust 
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ferung, wie fie in der Provinz Pofen ſich findet, gab es im Ganzen in 
der Monarchie nad ihrem damaligen Umfange in der That nicht. (Es h 
ung fo eben von einem verehrten Mitgliede der pofenfhen Ritterſchaft 
gefagt worden, daß den Juden in Fed vollfommene religiöfe Kreibeit, 
vollfommene religtöfe Duldung zugefichert gewelen fei, daß fie fie in län⸗ 
gerer Zeit genoſſen hätten. Run frage ih: Giebt es deshalb Feine pol⸗ 
nifhen Juden? Cie haben fi) ihre Eigenthümlichkeit bewahrt und legen 
dadurch das Zeugnif ab, daß fie zu dem Fortſchritte noch nicht reif find. 
Man wolle vo nicht die Früchte, welche die Zeit trägt, vor der Reife 
einfammeln! Ich glaube, da ſchadet man der Sache. Ich erlaube mir, 
darauf aufmerffan zu machen, daß in dem Großherzogthume Pofen ein 
roßer Andrang der Juden dahin ftattfindet, naturalifirt zu werten, weil 
ihnen dadurch gewiffe Rechte zukommen. Gleihwohl tft noch nicht ein 
Biertheil der dortigen Juden in diefen Zufland getreten. Würde man 
alfo auf einen Schlag diefe drei Biertheile, welche in dem Großherzogthum 
Pofen noch nicht einmal die Nechte der Naturalifation ſich erworben ha⸗ 
den, mit den übrigen Juden ganz gleichſtellen, ich glaube, es würde eine 
Ungerectigfeit gegen die übrigen Juden fein, die pofener Juden würden 
namentlich die Mark in einem hohen Grabe überfchwemmen, und ich zweifle 
nit, daB die Reſidenz felbft würde ibren zahlreihen Beſuch zu ges 
wärtigen baben. Ich bitte daher die hohe Verſammlung, fie möge nach 
Anleitung des Befeg- Entwurfs noch gewiſſe Reftrictionen für die poſen⸗ 
fhen Juden Kr Iaffen. Glaubt man künftig, die Zeit fei gefommen, 
mehr zu gewähren und nachzugeben, fo thue man es. Ich will dann gern das 
für immen; aber mit einem Schlage des Prinzips wegen eine Sache 
aussufiihren, deren Folgen faum zu üuberfehen find, halte ich für bedenk⸗ 
fih und möchte davor warnen. (Bon einigen Seiten: Bravo!) 
Abgeordn. Naumann: Meine Herren! Es ift nicht mehr die Auf- 
abe, darüber zu beratben, ob überhaupt die Juden emancipirt werben 
offen — ich will mich dieſes allgemeinen Ausdruds hier bedienen — fon» 
dern es handelt fi darum, ob die Juden in einem beftimmten Yandes- 
theile — der ift das Großherzogthum Polen — derfelben Rechte theilhafe 
tig werden follen, welche den Juden in ben übrigen Zroprrzen des Staa⸗ 
tes eingeräumt werden. Ein verehrtes Mitglied dieſer Verſammlung hat 
ſich gegen dieſe Gleichſtellung ausgeſprochen. Das Intereſſe, welches 
vaſſelbe geleitet hat, ſcheint mir weſentlich das zu ſein, daß es fürchtet, 
die Juden aus dem Großherzogthum Poſen würden in die benachbarten 
Kreiſe der Neumark eindringen. Ich folge dem geehrten Mitgliede in 
ſeinen Aeußerungen nicht; halte mid, an das, was es zulcht ausge⸗ 
fprochen hat. Es fagte, e8 würde eine Ungerechtigkeit für das aerahllen 
zogthum Pofen darin liegen, wenn man aus den von ihm angeführten 
Ruͤckſichten fie in diefe Provinz bannen wollte Ich hege zu dem verehr- 
ten Mitgliede das Vertrauen, daß es feinem Gefühle der Gerechtigkeit, 
welches es felbft durch fein Votum für verlegt erachtet, nachgeben werde 
und von dieſer Tendenz bie Juden länger zurückzuhalten, weil möglicher- 
weiſe Unbequemlichkeiten für die benachbarten Kreife erwachſen könnten — 
ih fage: möglicherweiſe erwachſen Fünnten — abgehe und nidt aus 
diefen Gründen der Gerechtigkeit werbe zu nahe treten wollen. Wenn es 
fid darum Handelt, ob man den Juden in dem Großherzogthume Pofen 
nleiche Rechte geben wolle und fönne, wie den Juden in den übrigen Pro- 
vinzen, fo fommt es boch wefentlich auf die Frage an, ob denn die pofe- 
ner Juden gegen die Juden in den anderen Provinzen fo bedeutend zu. 
rüdftehen, ob fie fo fehr in ihrem Kultur» Zuftande verſchieden find von 
den Juden in anderen Provinzen? ch muß das volljtändig in Abrede 
ſtellen, und ich bitte, namentlich nicht die fogenannten polniichen Juden 
mit den Juden im Großherzogtum Pofen zu verwechfeln, wie es im ger 
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ihre Pflichten als Unterthbanen erfüllt haben. Mit Freuden habe ich daher 
meine Zuftimmung dazu gegeben, fie in eine beffere Lage zu verfeben. 
Sie werden in eine weit beifere Rage fommen durch das Sees, wie es 
don ber hohen Verfammlung beliebt worben ift, fie werden ſich aber and 
fon fehr glücklich preifen, wenn ihnen das gewährt wird, was das Gef, 
wie es von der Regierung vorgelegt worben iſt, enthält. Nachdem ich fo 
meine Anficht über die Emancipation der Juden im Allgemeinen und in- 
fonderheit der nieberlaufiger ausgeſprochen habe muß ih mit voller Ueber: 
kensung dem Vorſchlage entgegentreten, die pofener Juden in ein gleiches 
erhältniß zu verlegen. Meine amtlihe Stellung hat mir auch Belegen 
heit verſchafft, mit poſener Juden Belanntfihaft zu machen, nnd ich habe 
in dem 20jährigen Zeitraume meiner Amtsführung vorzüglich damit zu 
— gehabt, daß poſener Juden in die — eindringen wollten. 
Ich habe, weil die Lage der niederlauſitzer Juden eine fo beſchränkte und 
unglädliche war, e8 für Pflicht gehalten, dem Einbringen fremder, nament 
li) pofener Juden mit aller Kraft entgegenzutreten, und ich berufe wi 
uuf das Zengniß der nicderlaufiger Yuten darüber, daß biefe mich drin 
pen? gebeten haben, Feine fremden Juden zuzulaffen. Ich glaube dadurch 
en Beweis geführt zu haben, daß, wenn die pofener Inden in ein gleiche 
Berhältnig mit den übrigen Juden geftellt werden, viele in die Niederlaufij 
eindringen werben. 36 babe fein günftiges Bild von den nit nature 
liſirten pofener Tuben erlangt, die Gh in der Lanſitz aufhalten, und die 
man auf jedem Jahrmarkte erblickt, wo file fih zu 30 bie AU befinden und 
da anf der Erde ihre wenigen Waaren, in Bändern, Tüchern und anderen 
dergl. beftehend, ausgelegt haben. Ich glaube, daß man nicht behaupten 
fann, daß dieſe pofener Futen auf dem Kulturzuftande der übrigen Juder 
des Staates fichen. sh wenigftens muß dies durchaus verneinen und 
kann verfichern, daß fie in feinem guten Rufe flehen und in den Annalen 
der Anftize Behörden vielfach wegen begangener Berbrehen vorkommen. 
Sollten nun diefe Juden in der Weife emanzipirt werden, wie es bei ben 
übrigen Juden der Fall fein wird, fo muß ich die Ichhaftefte Beſorgniß für 
je Niederlaufig hegen. Aber ich finte in dem Gefege den Weg ange 
bahnt, fie zu einem befferen Zuftande zu führen, und ich glaube, daR Wen 
biefer Weg verfolgt wird, biefe Juden im Verlauf einer Reihe von Jahren 
dazu geeignet fein werben, bie Rechte zu erlangen, die jegt im Allgemeinen 
den übrigen Juden gewährt werden. Ich bitte daher bie hohe Verſamm⸗ 
fang, mit einigen Modificationen, die ſich vielleicht im Laufe der Debatte 
ergeben werben, bezüglich der pofener Juden, den Geſetzvorſchlag an 
unehmen. 
’ Abgeorbn. von Puttkammer aus Stettin: Ich betrete biefen Play, 
um mic) dem Ontachten der Abtheilung anzufchließen und mich dafür ju 
erflären, daß die Juden in dem Grodperggthum Holen nicht nur ders 
jenigen Rechte theilbaftig werden, welde den Juden in ben übrigen Pre 
dinzen eingeräumt find und eingeräumt werden follen, fondern um mid 
auch dafür auszuſprechen, daß fie Hinfichtlich der Freizügigkeit keinen ande 
ren Beſchränkungen unterworfen werben, als denen, die in dem Gefepe 
vom 31. Dezember 1842 über die Aufnahme neu anziehender Perfonen 
aufgeftellt find. ch betrachte dies nicht als eine Konzeſſion ober eine 
Heußerung der Toleranz, ern als einen Aft ber en gegen 
die Juden im Großherzogtum Pofen und auch gegen die riftliche de. 
völferung deſſelben. Ich will nur einen einzigen Grund pernorgeben, der 
mich dabei leitet und mir die Ueberzengung giebt, daß man diefen Juden 
die Freizügigkeit und die Rechte, welche die Juden in den übrigen Pro» 
vinzen erhalten, auch gewähren muß. Ich gründe diefe Behauptung näm- 
lich auf die Berordnung vom 31. Dezember 1845, wonad die Jüden in 
Dem Großherzogthum Pofen gleich allen übrigen Stantebürgern der Dill» 
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tairpflicht unterworfen ſind; dieſe wird aber auch, wie zugegeben werden 
aa ne MWaffenehre mit fih führen, und ein Jude, der mit feinem chrift- 
lichen Bruder der Waffenpflicht genügt, muß auch der Waffenehre theil⸗ 
baftig werden, da er in Hinblid anf den Krieg, aus welchem man doch 
eine Urmee betrachten muß, diefelben Gefahren theilt, wie fein chriſtlicher 
Mitfämpfer. Sch folgere hieraus, daß die pofener Juden das Recht haben 
müffen, ihren Wohnfig da zu wählen, wo fie es wünfchen und wo ihnen 
nit gefeplihe Beſtimmungen entgegenfteben, denen andy afle anderen uns 
terworfen find. Aus viefem Grund — und ich halte ihn für burchgreifend 
— glanbe ich, Daß den Juden aus dem Oroßherzogthume Pofen dieſelben 
bürgerlichen Rechte ertheilt werben müflen, wie fie die Juden in ber übrigen 
Monarchie genießen und bekommen follen. 

Abgeordn. von Jaraczewski: Ich bin Fein befonderer Berchrer 
des Judenthums, die Juden aber betrachte ich ale Menfchen und folglich 
als Mitbrüder. Wenn man nämlich die Geſchichte biefes merhwirbigen 
Volkes verfolgt, fo muß man die Kraft einer Verfaffung bewundern, welche 
Sahrtaufende und faft alle Verfaffungen überlebt hat, dieſe einzige im 
Namen eines zwar nnerbittlidden Gottes gefchrieben blieb unverfehrt. Die 
Juden, ſowohl zur Zeit ihres Glanzes, als zur Zeit ihres Falles, ließen 
fih ſowohl mit den überwundenen als mit den benachbarten Völkern in 
gar feine Gemeinſchaft ein; die Beſiegten verftanden fie nur auszurotten, 
wußten aber nit, dieſelben fich zu affimiliren. Diefelbe Urfache, die jetzt 
ihrem Untergange und ihrer Berfpmelsung im Wege fteht, bat fie behin⸗ 
dert, je groß und mächtig zu werden. Jeder Feind fchleppte fie in Oe⸗ 
fangenfchaft, in welcher fie immer fanatiſcher nnd rachedurftiger als fonft 
wurden. Die Inden, die zur Zeit der babylonifhen Gefangenſchaft in 
diefen entfernten Rändern verblieben und unter dem Namen Karaiten noch 
dort Ieben, find gutmüthige und wenig fanatifhe Leute, aber außer ber 
Särift foff ihnen der Talmand und bie rabbinifchen Schriften, die Lite⸗ 
ratur der Unterdrũckung gar nicht befannt fein. Wenn aber die Juden 
in dem erſten Theile ihrer Gefchichte ung mit Granſen erfüllen, fo müffen 
wir ihnen unfere Bewunderung zoflen, als fle allein, durch Baterlandee 
liebe geleitet, eine Handvoll heroiſche Berfechter die heiligen Mauern 83 
Vaterſtadt gegen die Allmacht Roms zu wahren ſich erdreiſteten. Das 
Volk, mit welchem wir uns heute befchäftigen, iſt immer der unglückliche 
Stamm, der, aus feiner Heimat vertrieben, jahrelangen Drud erträgt. 
Alle feine ſchlechten Eigenschaften find die Folgen des Iedteren, und wahr. 
lich für feine Intoleranz tft er ſchrecklich bereits feit 18 Jahrhunderten 
beftraft worden. Uneingedent ver Worte unferes Erlöfers: „Bater ver» 
zeihe Ihnen, denn fie willen nicht, was fie thun,” firafen wir ohne Maß 
nicht Bis zur zehnten, fondern bie zur fechzigften Generation. 

Aber Drud erzeugt au Haf. Die Inden, von aller Mitwirkung 
an dem Leben der chriſtlichen Staaten fern gehalten, haben ſich der meiften 
Kapitalien bemädhtigt; bei jeder Veranlaffung, bei jedem Krige, leihen und 
ahlen fie den Chriſten Geld, damit fich dieſe gegenfeitig ausrotten möchten. 

ir dürfen ung nicht verhehlen, daß fie une Aufl, und daß wir ven 
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wöhnlichen Lchen wohl der Fall iſt. Das Großherzogthum Pofen hat al- 
Ierdinge unter feinen Einwohnern eine bedeutende Zahl Juden, das ift 
wahr, aber der Kultur» Zuftand diefer Juden hat fi) unter den milderen 
Geſetzen der Neuzeit bedeutend gebeeen, und ich kann feinen Unterfchieb 
finden zwifhen den Juden des Großherzogthums Pofen und den Juden 
in den übrigen Provinzen, namentlich denjenigen, welche in dem Regie⸗ 
— Marienwerder und in Eoleken ‚ namentlih in Ober⸗Schle⸗ 
fien, leben. Die Beforgniffe, weldie gehegt werten, es könnten die Juden 
des Großherzogthums Poſen von diefer Provinz aus unter dem Einflufle der 
Emancipation fich über die anderen Provinzen ausfchütten, tbeile ich aus 
dem einfachen Grunde nicht, weil ja die milde Gefeßgebung und insbe» 
fontere die Freizügigkeit noch nicht die Veranlafjung gegeben haben, daß 
bie Juden aus Weſipreußen und aus den übrigen Thetlen des Landes, wo 
fie in größerer Zahl fich befinden, nad anderen Provinzen hinübergezogen 
find. Ich will aber ferner von der Trage abgeben, ob überhaupt cin Un, 
terfchicd zu machen fei, ich will fragen, ob die Mittel, welche gegenwärtig 
durch die Verordnung vom 1. Juni 1833 angeordnet, und welde im Bee 
fentlihen in den vorgelegten Geſetz-Entwurf wieder aufgenommen find, 
eb diefe Mittel dabin führen, um die Juden in dem Großherzogtum Po- 
fen weiter heranzubilven, ob fie überhaupt geeignet find, eine ſolche Kate⸗ 
gorifirung der Juden, wie fie der Gefeg-Entwurf fefifegt, ald wünſchens⸗ 
werth und notbwendig erfcheinen zu laſſen. Das Geſetz verlangt von dem 
pofener Juden, wenn er überhaupt emancipationsfähig fein Ih : 1) feſten 
Wohnfig. Ich frage, ob man bei einem Chriſten, der einen feſten Wohnfig 
nicht bat, vorausfegt, daß er zu den befonderen Rechten, zu denen die 
Enuncipation führt, zugelaffen werde? So wenig wie der Chriſt, fo we- 
nig wie der Jude in den anderen Provinzen oe feften Wohnfig auf eine 
befondere Prärogative Anfpruch erhält, eben jo wenig kann der pofener 
— das gebe ich zu, dieſe beſonderen Rechte erlangen. Wer feinen fe- 

en Wohnſitz hat, der iſt im gefeglihen Sinne ein Bagabund, und in 
diefem Sinne fann für den pofener Juden nichts Befonderes gefeplich vor⸗ 
gefricben werden. Ich fehe feinen Effekt von einer ſolchen Befimmung, 

ie weite Beſtimmung für die Emancipation iſt völlige Unbefcholtenpeit. 
Zür Jemand, der im Staate politifhe Rechte ausüben will, das gebe ich 
zu, muß Unbefcholtenheit va fein; ich weiß aber nicht, warum man bei den 
pofener Juden die Unbefcholtenheit als cine befondere Bedingung hinftellt, 
wonach folgerichtig bei den übrigen Juden angenommen werden könnte, 
man abftrahire von diefer Unbefcholtenheit. Ich fehe feinen Grund, für 
die pofener Juden dieſe fpezielle Beftimmung zu geben. Das Geſetz ver 
langt weiter 3) die Fähigkeit und die Verpflichtung, ſich der beutfchen 
Sprache zu bedienen. ch bemerke hierbei, ; alle pofener Juden der 
beutfhen Sprache mädtig find. Ob fie unter fih in dem jüdiſchen Zar. 
gon fprechen, darauf fommt cs nicht an; ich glaube, daß dies eine Eigen- 
tbümlichleit nicht allein der pofener Juden, fondern auch derjenigen ift, 
Die in anderen ein en und Ländern fih befinden. Endlich verlangt 
man von den polener Juden A) die Annahme eines beflimmten Kamilien- 
Namens. Das ift eine fo allgemeine Beftimmung für das flaatlide Ye- 
ben, daß nichts dagegen einzuwenden ift; aber ich fehe nicht ein, warum 
man fie gerade den pofenfchen Juden noch als eine befondere Verpflich- 
tung auflegen will. Nun geht indeß das Geſetz weiter. Man follte an. 
nehmen, daß es für Leute, die nach diefen Bedingungen als ehrliche Leute 
baftehen, abgemacht wäre; aber nein, das Gefeg verlangt noch, daß die 
Juden in der Provinz Pofen, die emanzirt werben follen, „fich einer Kunft 
oder Wiffenfchaft widmen und folhe vergeftalt betreiben, daß fie von ih— 
rem Ertrage ſich erhalten können”. Es it alfo ein Unterfchied zwifchen 
der Möglichkeit gemacht, ſich ſelbſtſtäudig zu erhalten oder nicht, d. h. 
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auch ih, der ih nur eine halbe Meile von der See wohne, nit ohne 
Erlaubniß an den Seeſtrand kommen, felbft nicht, wer unmittelbar an die 
See angränzte. Der Staat hatte damals das Bernftein-Regal und anpie 
e6 früher durch Verwaltung, fpäter durch einen Pächter, dem foldhe Be⸗ 
ſchränkung geftattet war; jegt haben bie Strandbewohuer felbft die Pacht, 
und diefen, namentlich den Yandgemeinden, denen auch ich angehöre, wurde 
das nur möglich durch die Juden, weil diefe mit den Aoederten Geld⸗ 
beiträgen zu Hülfe kamen, um vom Staate die Pacht erlangen zu können. 
Der —* iſt ſehr zufrieden damit, daß jetzt Inden in demſelben nicht 
nur fi) bewegen, ſondern auch wohnen dürfen. Noch Eins: Im lebten 
Winter, als große Noth unter ben arbeitenden Renten war, hat ein Jude 
eine Arbeitsftelle errichtet und den Arbeitern einen fo ve Lohn gegeben, 
als er felbft dur den Gewinn des Bernfleingrabens nicht gewinnen konnte, 
während diefe Gräbereien beffer im Sommer zu betreiben find. Ich ero 
fläre mid für das Ontaten ber Abtheilung und erſuche bie verehrte 
Berfammlung, vorzugsweite anf die Deputirten von Poſen zu hören. 
(Bielfacher Ruf nach Abflimmung.) 

Abgeordn. Freih. von Mantenffel Il.: Ic glaube, daß wir Alle 
darin einverftanden find, es fei Pflicht der Geſetzgebung, bei dem Erlaſſe 
neuer Geſetze diefelben gemäß dem fittlihen Zuſtande derer zu geben, 
welche diefen Geſetzen unterworfen werden follen. Das thema probandum 
der jetigen Debatte dürfte fi alfo darum breben, ob bie Juden in Polen 
in ber Allgemeinheit in demfelben Zuftande fittliher Bildung ſich befin⸗ 
den, in welchem die Juden find, die den übrigen Theilen der Monardie 
angehören. In diefer Beziehung hat nun zwar ber ar Bertreter der 
Stadt Pofen fih Hier dahin ausgeiprochen, daß er den pofener Iuden biefen 
Stand der Bildung im Allgemeinen vindiziren müffe, indeffen, fo hoch wie 
ih die Stadt des Abgeordneten achte, können mir doch nicht berurh Dies 
jenigen Eindrüde verwiſcht werden, die fi) andererfeits durch die Erfah⸗ 
rungen für mic geltend emacht haben, und welche ich felbft in den legten 
Fahren unferes Staatslebens gefammelt er Es iſt meiner Ueberzen⸗ 

ung nach durchaus nicht abzuleugnen, daß der größte Theil der poſener 
Nuten ſich allerdings auf einem tieferen Standpunkte befindet, als bie 

uben in ben übrigen Theilen nnferer Monarchie, und ich glaube, daß 
wir den verehrten Vertretern ber Provinz Pofen nur infofern beipfligten 
können, als allerdings unter den pofener Juden auch einzelne oder ich will 
fagen ein Theil fich befindet, welche in der Bildung den übrigen Juden 
vorausgeeilt find. Im Geſetz iſt aber gerade anf diefe Juden Rückſicht 
enommen worden, und es findet fich für diefe eine Berüdfichtigung info 
Fern, als fie durch beftimmte Alte der Adminiftrativ-Wehörden dahin Fom- 
men fünuen, den Juden ber übrigen Monarchie gleichgeſtellt zu werben. 
Ich muß daher dabei bleiben, daß wir ſelbſt eine Ungerechtigkeit, fo möchte 
\9 ed nennen, gegen die hiefigen Juden begehen würden, wenn wir burd 

erwerfung des Abfchnittes des Geſetzes, der den pofener Iuden befon- 
ders gewidmet iſt, ausfprechen wollten, daß bie Judenſchaft der übrigen 
Monardie er um eine Stufe höher ftehe, als die Mehrzahl der pofener 
Inden. Es i heine gelat worden, man dürfe auch ſchon deshalb 
nicht exceptionelle Geſetzes⸗Maßregeln für die pofener Juden belieben, weil 
fe fonft nie zu dem Etandpunkte gelangen würden, welcher ihnen noch 
ehle; ich halte indeflen doch dafür, daß eine Erziehung durch die Geſetz⸗ 
gebung höchſt bedenklich ift, infofern als biefe Enchung dadurch De 
geführt werben foll, daß die Geſetzgebung dem wir ihen Bebürfnifle vor 
anseilt und dadurch erft die Heranbildung derer bewirkt werben fol, für 
welde das Geſet gegeben wird. Ich halte ein ſolches Erzichungs- Exrpe- 
ziment, gerade den pofener Juden gegenüber, für fehr bedenklich, weil ich 
nach meiner Erfahrung ausfprechen muß, daß fie für Erziehung üherkauk 
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ihre Pflichten als Unterthanen erfüllt Haben. Mit Freuden habe ich daher 
meine Zuftimmung dazu ge eben, fie in eine beſſere Lage zu verfegen. 
Sie werden in eine weit here Rage fommen burd das Geſetz, wie es 
von der hohen Verfammlung beliebt worben ift, fie werden fih aber auch 
ſchon fehr glüdlich reifen, wenn ihnen das gewährt wird, was das Befeß, 
wie es don der Regierung vorgelegt worden ift, enthält. Nachdem ich fo 
meine Anfiht über die Emancipation ber Juden im Allgemeinen und in» 
fonderheit der niederlaufiger ausgefprochen habe, zuß ich mit voller Ueber⸗ 
engund dem Vorſchlage entgegentreten, die pofener Juden in ein gleiches 
Berhältnig zu verfepen. Meine amtlihe Stellung hat mir au Belegen» 
heit verfchatft, mit pofener Juden Befanntfchaft zu machen, und ich habe 
in dem 20jährigen Zeitraume meiner Amtsführung vorzüglich damit zu 
kämpfen gehabt, daß pofener Juden in die Nicderlaufig eindringen wollten. 
Ich babe, weil die Lage der niederlaufiter Juden eine fo befchränfte und 
unglüdliche war, es für Pflicht gehalten, dem Eindringen fremder, nament- 
ih yofener Juden mit aller Kraft entgegenzutreten, und ich berufe mich 
auf das Zengniß der nicderlaufiger Juden darüber, det dieſe mich drin» 
gend gebeten baben, Feine fremden Juden zugulaffen. Ich glaube dadurch 
en Beweis geführt au haben, daß, wenn die pofener Juden in ein gleiches 
Berhältnig mit den übrigen Juden geftellt werden, viele in die Niederlaufig 
eindringen werben. er babe fein günftiges Bild von den nit naturas 
fifirten pofener Juden erlangt, tie fi) in der Lauſitz aufhalten, und die 
man auf jedem Jahrmarfie erblickt, wo ſie ſich zu 30 bis 40 befinden und 
da auf der Erde ihre wenigen Waaren, in Bändern, Tüchern und anderen 
dergl. beſtehend, ausgelegt haben. Ich glaube, dag man nicht behaupten 
kann, daß diefe pofener Auten auf dem Kulturzuftande der übrigen Juden 
des Staates ſtehen. Ich wenigftens muß dies durchaus verneinen und 
kann verfichern, daß fie in feinem guten Rufe ftehen und in den Annalen 
der Juſtiz⸗Behörden vielfach wegen begangener Verbrechen vorkommen. 
Sollten nun diefe Juden in der Weife emanzipirt werden, wie es bei ben 
übrigen Juden der Fall fein wird, fo muß ich die Tebhaftefte Beſorgniß für 
bie Niederlaufig begen. ber ich finte in dem Geſetze den Weg ange 
bahnt, fie zu einem befferen Zuftande zu führen, und ich glaube, var wenn 
biefer Weg verfolgt wird, biefe Juden im Verlauf einer Reihe von Jahren 
dazu geeignet fein werben, die Rechte zu erlangen, die jegt im Allgemeinen 
den übrigen Juden gewährt werden. Ich bitte daher die hohe Verſamm⸗ 
fang, mit einigen Modificationen, die fich vielleicht im Laufe der Debatte 
ergeben werben, bezüglich der pofener Juden, den Geſetzvorſchlag an⸗ 
unehmen. 
' Abgeorbn. von Puttkammer aus Stettin: Ich betrete diefen Play, 
um mic) dem Gutachten der Abtheilung anzufchließen und mich dafuͤr zu 
erflären, daß die Juden in dem Großherzogtum Pofen nicht nur der» 
jenigen Rechte theilhaftig werben, welche den Juden in den übrigen Pros 
dinzen eingeräumt find und eingeräumt werben follen, fondern um mid 
auch dafür auszufprechen, daß fie Hinfichtlich der Freizügigkeit keinen ande⸗ 
ren Beſchraͤnkungen unterworfen werben, al® denen, die in dem Geſetze 
som 31. Dezember 1842 über die Aufnahme new anzichender Perfonen 
aufgeſtellt find. Ich betrachte dies nicht als eine Konzeffion oder eine 
Aeußerung der Toleranz, ern als einen Akt ber Gerechtigkeit gegen 
die Inden im Großherzogtum Pofen und auch gegen die chriſtliche Be⸗ 
dölferung deffelben. Ich will nur einen einzigen Grund bervorbeben, der 
mich dabei leitet und mir die Ueberzeugung giebt, daß man diefen Juden 
die Freizügigkeit und die Rechte, welche die Juden in den übrigen Pro« 
vinzen erhalten, auch gewähren muß. ‘ch gründe diefe Behauptung näm- 
lich anf die Berorbnung vom 31. Dezember 1845, wonach die Juden in 
dem Großherzogtum Poſen gleich allen übrigen Stantsbürgern der Mili» 
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Mitbürger der Provinz Poſen entſprechen, fie dieſe Laſt nicht allein tragen 
zu lafien, vielmehr ſolche, wie alle Laften, mit ihnen zu theilen? (Vera 
und Widerfprud.) 

Marfhall: Der Herr Abgeordnete Heumann hat noch das Wort. 
(Bielfaher Ruf nah Abitimmung.) Wenn der Herr Abgeorbnete Neu⸗ 
mann verzichtet, fo will ich die hohe Verſammlung fragen, ob fie den 
Schluß der Debatte wünſcht? 

Diefe Trage wird bejaht. 

Geheimer Regierungs⸗Rath Schröner: Jh wollte mir nur noch 
erlauben, mit wenigen Worten auf den Standpunkt aufmerkfam zu machen, 
auf dem fich die Königliche Regierung bei der Redaction dieſes Theils des 
Geſetz⸗Entwurfes befunden hat. Es ift ſchon von dem Herrn Miniiter 
bemerft worden, daß e6 dem Gouvernement von Wichtigfeit fein werde, 
die Anficht der hoben Berfammlung durch die Abftimmung über diefen 
Theil des Geſetzes zu erfahren. Die Grundlagen des Entwurfs, die Vor⸗ 
ausfegungen, weldhe feinen Beflimmungen zum Grunde liegen, find wes 
fentlich faktifher Natur. Die Verbältniffe der pofener Quden find im 
Jahre 1833 geregelt worden, und zwar geregelt auf Grund derjenigen 
Borfchläge, welche der pofener Provinzialstandtag im Jahre 1827 gemacht 
hatte; es find diejenigen Beichränfungen in das Geſetz aufgenommen 
worden, weldhe bei einer Unterfcheidung von zwei Klaffen unter den Juden 
für die eine und die andere diefer Klaſſen nothwendig erfchienen waren. 
Daß ſich das Geſetz im Allgemeinen als wohlthätig bewährt habe, darüber 
haben die Provinzial» Etänvde in ihrer letzten Petition, welche auf ein 
weiteres Fortgehen im Wege allmäliger Emancipation unter Einführung 
des Edikts von 1812 gerichtet war, Zengniß gegeben. Nicht weniger 
Lynn die Regierungen ſich günftig über den Erfolg Des Geſetzes vom 

abre 1833 ausgeſprochen. Wenn gefont worden iſt, daß die Freiheit 
welche diefes Befch der jüdifhen Bevölkerung verliehen babe, wefentli 
dazu beigetragen hätte, fie auf den Standpunkt zu führen, auf dem fie 
Re jest befinde, fo darf daran erinnert werben, daß jenes Geſetz viel⸗ 
mehr Beſchränkungen, welde in ter Hauptfache auf den Unträgen der 
Provinzial- Stände berubten, eingeführt hat. Es find mitbin die günſti⸗ 
gen Erfolge während einer Zeit erzielt, worin einem Theile der Juden 
mancherlei Kreiheiten weniger zuflanden, als vor dem Jahre 1833. In⸗ 
wiefern eine Hinwegräumung aller Schranken vorzugsweife dazu beitragen 
würde, die Juden in der fürzeften Zeit den Ehriften gleichauftellen over 
die nichtnaturalifirten auf den Standpunft zu führen, auf weldem, wie 
man annehmen darf, die naturalifirten ſich befinden, Dies ift eine Frage, 
welche ſich fehr fchwer a privri entſcheiden läßt. Das Öonbernement da 
bei dem jegigen Gefeh-Entwurf, wie bei früheren, feit dem Sabre 1833 
ergangenen Geſetzen, das Ziel verfolgt, die jüdifhe Bevölferung des 
Großberjogthume möglichft zu beben. In der allgemeinen Gewerbeord⸗ 
nung find bereits mehrfache Beſchränkungen, welche für die jüdifche Be⸗ 
völferung beftanden oder die nichtnaturalifirten von den noturalifirten 
Juden unterfieden, hinweggeräumt. Es iſt alsdann, den Wünfchen der 
Provinzial» Stände entiprehend, den Juden des Großherzogthums Pofen 
ohne Unterſchied die Waffenehre der Hecrespflicht zu Theil geworben, und 
es darf dies als ein erheblicher Schritt angeſehen werden, um bie jüdiſche 
Bevölferung der Kriftlihen, die nichtnaturalifirten Juden den naturalifir 
ten gleichzuſtellen. In dem vorliegenden Gefeg-Entwurfe iſt die Glaubwür- 
Digfcit bei eidlichen Zeugniffen in Kriminal⸗Sachen auch den nichtnatus 
Tealijirten Juden beigelegt worden. Auch dies wird, wie man annehmen 
„, die bürgerlibe Ehre der nidhtnaturalifirten Juden wefentlich beben. 
Z ı, ber Sorbengiung über den Gelch- Entwurf hatte fih die Kom⸗ 
5 Ihe dazu gelebt war, die Befeägebung für tr Isuea in 
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weil derſelbe ich fürft aud den Namen eines Bauern-Rönigs ſich er- 
werben hat. Unter Etanislans Auguſt Poniatoweli ging ver Befehrunge- 
eifer fo weit, bag manche Familien, die prifilich wurden, ben Namen und 
das Wappen ihres ZTaufpathen, auch den Adel erhielten. Obgleich nur 
Wenige davon Gebraud machten, der gute Eindrud zur Zeit des Große 
derzogthums Warſchau blieb nicht ohne Erfolg: viele Juden fämpften im 
polnischen Reihen und batten das Recht, auch Dffizierftellen zu erwerben; 
die_polener National» Garde, meiſtens aus Juden befiehend, ſchlug I 

1809 bei Peifern, und der Tod des Dberft-Rieutenant Derek bei Ko 
wurde von der ganzen Armee betrauert. Jedoch eine durchgreifende Maß- 
regel ift mit — Volle nie durchgefübrt worden, Schmad, Berfolgung, 
Ungereihtigfeit Haben fie ertragen und find unbeweglich geblieben, die Hei⸗ 
ligen Waffen der Gleichheit und ter Liebe hat man dagegen gegen fie 
bie jept unbenunt elaſſen. Nah dem neuen Geſegvorſchlage will man 
die Inden im Grokber: pathum Pofen nicht gleihmäßig mit den anderen 
behandeln, fondern — infen und abſondern. Es iſt traurig, zu Bottes- 
höpfen zu fagen: „feid Chriſten over feid reich, dann werdet ibr erfi 
fen.” Nach den anteren Theilen des ehemaligen Polen dürfen fie 
nicht gehen, was bleibt ibnen alio überlaffen, wenn man ihnen bie freie 
Beweguug in den anderen Provinzen des preußiſchen Staats abfürzt? 
Bolle und gleiße Rechte mit allen anderen Bürgern, wenn fie ung nicht 
lichkeit der bisher Bedrückten fihern, wenigftens follen fie allen 


hr wir Waffer haben, was durch Aufitauung a ung gefähr- 





leiten, um baffelbe der gefunden Luit, den feqnenben Sonnenftraßlen aus. 





= fried: Meine Hercen! Es ift vorbin von einem 
ten Deputirten aud ber Mark Brandenburg gegen das Abtei 
achten geſprochen worden; ich erkläre mich für dajielbe und will 
Gründen entgegentreten,, bie ber genannte Abgeorbnete vorhin ausfprad. 
Diefe beyogen ſich auf fahtifche Berhältnifle. Es führte derſelbe Beifpicle 
an, daß in Aolge einer Unterfuchung im Großperzogthum Poſen ein ober 
mehrere Drte, in welchen Juden wohnen, cernirt feien. Solche Beifpiele 
Wärften nicht viel befagen; dem Eindrud von jenen möchte ich aber ente 
en, daß mir aber ein oder mehrere Orte befannt find, die von Chriſten 

it werben, die auch cernirt find. Wenn alfo dort ein Chriſt mit 
einem Juden zufammenfommt, fo ift der Eprijt ver Gernirte. Etwas mehr 

Basta war der Grund, den der geehrte Redner angab, daß zwei 
fämmtliher Juden des preufifhen Staates im —A 
wohnen, daß alfo viefe Provinz unverhältnißmäßig viel judiſche 
ng in ſich habe und beſonders betbeiligt ſei. Das iſt etwas; 
fen faagen wir doch vorzugeweiſe die Bewohner von Pofen. Die 

Spredlkt die wir von borther gebört haben, erflären fi nur dahin, 
den. upon anin Pofen doch micht dieſelben Rechte vorenthalten werben 
ten, die a .Quben in anderen Provinzen gegeben werben. 

I felbft abne in einem Kreiſe, in dem vor zehn Jahren noch Fein 
Sube ohne a — Vegitimation erſcheinen durfte, es iſt die Gegend, 
wvo ber u m ugewe i ans Yand kommt. Zu jener Zeit durfte 

in x 
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au ich, der ich nur eine halbe Meile von der Eee wohne, nit ohne 
Erlaubnig an den Seeſtrand kommen, ſelbſt nicht, wer unmittelbar an die 
See angränzte. Der Staat hatte damals das Bernflein-Regal und m 

es über dur Verwaltung, fpäter durch einen Pächter, dem ſolche Be⸗ 
fhränfung geftattet war; jetzt haben bie hg ſelbſt die Yacht, 
und diefen, namentlich den Yandgemeinden, denen au ich zugehöre, wurde 
das nur möglich durch die Juden, weil diefe mit den elosverten Geld⸗ 
beiträgen zu Hülfe kamen, um vom Staate die Pacht erlangen zu können. 
Der Freie ift fehr zufrieden damit, daß jent Juden in demfelben wicht 
nur fich bewegen, fondern auch wohnen dürfen. Noch Eins: Im Iepten 
Winter, als große Noth unter ven arbeitenden Leuten war, bat ein Inde 
eine Arbeitäftelle errichtet und den Arbeitern einen fo hoben Lohn gegeben, 
als er felbft durch ven Gewinn des Bernfleingrabene nicht gewinnen fonnte, 
während tiefe Gräbereien beffer im Eommer zu betreiben find. Ich er» 
fläre mid für das Gutachten ber Abtheilung und erſuche die verehrte 
—— vorzugsweiſe anf die Deputirten von Poſen zu hören. 
(Vielfacher Ruf nah Abflimmung.) 

Abgeoron. Freih. von Mantenffel Il.: Ich glaube, daß wir Alle 
darin einverftanden ſind, es fei Pflicht ver Gefepgebung, bei dem (Exlafle 
neuer Gefege tiefelben gemäß dem fittliden Zuftande derer zu geben, 
welche diefen Geſetzen unterworfen werten follen. Das thema probaudum 
der jegigen Tebatte dürfte fi alfo darum drehen, ob die Juden in Polen 
in ihrer Allgemeinheit in demſelben Zuftande fittliher Bildung fi befin- 
den, in welchem die Juden find, Lie ten ubrigen Theilen ver Monarchie 
angehören. In dieſer Beziehung hat run zwar ver bereprie Bertreter ber 
Stadt Pofen ſich Hier dahin ausgelproden, daß er ven pofener Juden dieſen 
Etand der Bildung im Allgemeinen vinti;ıren müfle, inzeffen, fo hoch wie 
ich die Start res Abgeortneten achte, konnen mır doch nit dadurch Dies 
jenigen Eintrüde verwiſcht werben, die ſich andererſeits durch die Erfah 
rungen für mich geltend gemacht baben, und welde ich felbft in ven letzten 
Jahren unſeres Staatslebens gefammelt babe. Es iſt meiner Ueberzen- 

ung nach durchaus nicht abzuleugnen, daß der größte Theil der poſener 
uven fi allerdings anf einem tieferen Standpunkte befindet, als die 
Juden in dem übrigen Theilen nnferer Monarchie, und ich glaube, daß 
wir den verebrten Vertretern ber Provinz Polen wur infofern beipfliepten 
können, al6 allervinge unter den polener Juden aud) einzelne oder ich will 
fagen ein Theil fi beimdet, welche in ber Bilbung ven ubrigen Juden 
voraußgeeilt fine. Im Geſttz ift aber gerade auf dirfe Juden Küdfiche 
enommen worten, und e6 fincet fi fur Tiefe eine Berudfidtigung iuſo⸗ 
—* ale fie durch biſrimmte Akte ver Auminiſicativ⸗Behörtau Lahn fom- 
men können, ven Suiten ter ubrigen Monarchie gleichgeſtellt zu werven. 
Ich muß daber vater bleiben, taß wir ſelb eine Ungzt rechtigleit) ſo mörhle 
ih es nennen, gegen die viefigen Suten begehen würın, Wenn wir Lack 
Berwerfung des Abfeonıtte Les Welepee, Le ven poſtüte Jutdin belun- 
ders gewitmer ıf, auefpreben wollien, Daß Lu sutcufduit ver Kveigen 
Monarchie nicht um eine Etufe buwer Siebe, aie 0 Wieyesay‘ ur poltüce 
Inden. Es sit ancererfine gefugt werten, war tur uud, Idvu Lesyalb 
nit erceptionele BeiegeeDiuhrigei: tur va yorınır sur Lehelıs, wei 
fie font mie zu tem Ztunopunfte geucure wurte: were IhEiR Modb 
fehle: ich dalte ınu.her we salnt, var dis Wi Eyilıyl vu, die Brirt- 
gebung böchſt veuentud 17, aſoiter ic er Lıneyung Gaturd Berker. 
geführt werden fol., uf cn Weirzuriun: vw wirliger Vedurfaifi: wer- 
anseilt unt badurd,; eri' cu Sreiuerssube ber: bıseh: werden ie We: 
welde das Geſet gigtben were allt er ſolch et Ernehumnt- Er: 
riment, gerade Len polt ν yiyihaber, jur fehr bedenkt wer Sa 
nad meiner Erfayrung uuslyircen zuuf, baß fie für Ernebum> Miriam. 
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Großherzogthum Poſen einer genauen und ſorgfältigen Prüfung zu unter. 
werfen, SH erflärt, daß 9 bisherige Unterfehedung awif A nature 
lifirten und nichtmaturalifirten Juden beibehalten werden möge; der foziale 
uud moralifhe Zuftand eines großen Theiles der jünifchen Bevöllerun 
in der Provinz fer noch zu mangelhaft, als daß, ohne Nachtheil für die 
ge liche Bevöllerung, die bisher den naturalifirten Juden eingeräumten 

echte ganz allgemein allen Juden zugeflanden werben fönnten. Es ik 
die Anfıcht gewefen, daß die Beibehaltung jenes Unterfchiedes unlengbar 
den Bortheil darbiete, daß er die nichtnaturalifirten Juden zu größerer 
moralifcher, Be er und gewerblicher Ausbildung antreiben würde. Die 
Regierung zu Polen, welche fih im Jahre 1845 nochmals ausführlid 
ausgeiprochen bat, ift dieſer Anficht ebenfalls gewefen. Die General 
Kommilfion Hagt nachdrücklich darüber, daß vie laͤndliche Bevölkerung nod 
jest durch die & uden auf eine fehr verderbliche Weife ausgebeutet werke. 
Ganz abgefehen davon, ob und wie burch befchräntende Geſetze dieſen 
Nachtheilen abzuhelfen ıft, handelt es fih hier nur um den faltifchen Zu 
Rand bei Redaction des Gefeh- Entwurfs. Die pofenfhen Provinzial. 
Stände Haben, übereinfiimmend mit jener mg kt Aug noch im Jahre 
1845 wegen des verderblihen Einfluffes der jübifden Schänker ausprud. 
Fr darauf angetragen, daß neue Beſchränkungen bei dieſem Gewerbe hin 
fihtlih der Juden eingeführt werden möchten, ohne daß indeffen darauf 
eingegangen ift, weil nad der Verorbnung vom 1. Juni 1833 bereits 
gewifte Beſchränkungen für die nichtnaturalifirten Juden beftehen, über 
welche hinauszugehen nicht räthlich erfchien. Die Regierungen der übri⸗ 
en Provinzen haben in ihren gutachtlichen Aeußerungen bei einer meiften- 

eils beantragten, möglichft gleichmäßigen Gefepgebung dennoch vieifach 
das Reſervat gemacht, daß die Freizügigkeit der Juden aus Poſen in die 
übrigen Provinzen einer ferneren Beſchraͤnkung unterworfen bleiben möge. 
Diele kurzen Bemerkungen babe ih geglaubt den Erörterungen in ver 
hohen Berfammlung hinzufügen zu müffen. Es muß unter den angeben 
teten Umftänden dem Gouvernement von dem größten Intereſſe fein, zu 
vernehmen, wohin überwiegend die Anficht der hoben Berfammlung geht, 
und wie der Beſchluß über die vorliegende Frage ausfällt. 

Marſchall: Ich bitte diejenigen, welche den Schluß der Debatte 
wünfchen, aufzufleben. (Viele erheben fi.) — Er ift mit überwiegenber 
Majorität gewünfcht. 

Die Abtheilung Hat darauf angetragen, daß diefer ganze Abfchnitt 
wegfallen folle und ſonach vie Juden des Großherzogthums Poſen denen 
der übrigen Monarchie gleipgefteilt werden. Diefe Frage werde ich aber 
nicht eher ftellen können, ale bis wir bie einzelnen Paragraphen biefes 
Abſchnittes durchgegangen find und die hohe Verfammlung über jeden ein- 

einen berathen bat. Diefe Berathung wirb nur eine eventuelle fein und 
chließlich wird gefragt werden, ob der ganze Abfchnitt wegfallen ſoll. 
eferent Ülien): 


—3 

Desgleichen finden die Vorſchriften der 86. 16 bis 34 Abſchnitt I. 
über das Kultuswefen, über die Armen» und Krankenpflege, fo wie über 
die Schul- Angelegenheiten und wegen der Vorbereitung jüdiiher Knaben 
n einem nüblichen Berufe, au bier Anwendung. Ziejenigen jüdifchen 
chulen, welche nach 9. 10 der Berorbnung vom I. Juni 1833 als öffent- 
liche jũdiſche Schulen errichtet worden find, bleiben als ſolche beftehen, fo 
lange nicht eine anderweitige Einrichtung von den Negierungen für noth- 


wendig erachtet wird. 
8.45 des Gutachtens. 
Wenn es nach der Ausführung zu 9. 30 allgemeinen Prinzipien nicht 
N entſprechend if, die Juden dahin au drängen, daß fie eigene öffentliche 
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Säulen anlegen, fo läßt fih noch weniger die Beſtimmung rechtfertigen 
durch 24xye; da, wo ſolche Schulen eingerichtet — en 
fortbeſtehen zu laffen und aus ihren befonderen Mitteln ferner zu erhal. 
ten verpflichtet fein follen. Die Abtbeilung flimmte in diefer Hinficht ein- 
fimmig für die Weglaflung des zweiten Satzes, welcher mit den Worten 
anbebt: biejeuigen judifhen Schulen, welche ꝛc.“ 

Marfhall: Ergreift Niemand das Wort? 

Eine Stimme: Ih habe nur ein Wort vom Plage ans zu fagen. 
Die Ehriften haben die Yflicht, die Schule zu unterhalten. 

Neferent: Die Kommune, nicht die Einzelnen. 

Marfhall: Da Niemand weiter das Wort verlangt, fo ftelle ich 
bie Frage, ob der Antrag der Abtheilung angenommen werben foll? 

Regierungs-Rommifjar Brüggemann: Der Shluß-Gap im $. 45 
hat feine andere Bedeutung haben ſollen, als zu verhüten, An die Aus» 
beßnung ber in dem erften Abfchnitte des Geſeßes begründeten neuen Cor⸗ 
porations-Berhältniffe auf die Provinz Pofen nicht nothwendig aud eine 
Aufhebung der hier beſtehenden öffentlichen Judenſchulen in fd fchließen, 
fondern dieſe auch nach der Einführung jener Eorporationen fortbeftehen 
foflten, infofern nicht in Folge der in den Eorporations-Berbänden einge- 
tretenen Beränderungen eben auch eine andere Schul» Eintheilung ug 
wendig würbe. — allein iſt dieſer Satz hinzugefügt worden. 

arſchall: Ich wiederhole die Frage: 

Soll der antzeg der Abtheilung angenommen werben? 

Diejenigen, welche für die Bejahung der Frage find, bitte ich, anf» 
zuſtehen. 
Er iſt mit Mehrheit angenommen. 
Referent (lieſt vor): 


4. 46. 

Die bisherige Unterſcheidung der judiſchen Bevolkerung des Groß⸗ 
herzogthums Poſen in naturaliſirie und nicht⸗naturaliſirte Juden, fo wie 
die daraus hervorgehende Verſchiedenheit der Rechte beider Klaſſen, bleibt 
zur Zeit noch beſtehen. 

$. 46 des Butachtens. 

Unterlag keiner Ausſtellung.“ 

Marſchall: Wenn nichts bemerkt wird, iſt ber Paragraph eventuell 
angenommen. 

Neferent (lieft vor): 


' . [} 
Zu den allgemeinen Erforderniffen der Raturalifation gehört: 

1) ein fefter Wohnſitz innerhalb des Großherzogthums Polen, 

3) völlige Unbefcholtenheit des Lebenswandels, 

3) die 9— keit und ———— ſich in allen öffentlichen Angelegen. 
peiken, Eillens-Erflärun en, Rechnungen und dergleichen ausſchließ⸗ 
ih der deuntſchen Sprade zu bedienen. Bon biefem Erforderniß 
F der Ober⸗Praſident auf den Antrag der Regierung dis⸗ 
penfiren 

4) bie Annahme eines befiimmten Familien⸗Namens.“ 

Abgeordn. v. Brodowoki: Bei Nummer 3 halte io für nöthig, 
eine Bemerkung zu machen. Die Provinz Poſen hat zwei Sprachen, die 
polnifhe und die deutſche. Ich muß alfo bitten, beide aufzunehmen. 

Referent: Ich ftelle anheim, einzufchalten: „Ausfhließlih der 
beutiehen oder polniſchen Sprache.” 

4 tar ball: Iſt das Amendement unterfiüst? Berlangt Jemand 

Referent: Der Abfap 3 des $. 47 würde alfo heißen: 

Die Fähigkeit und Berpflihtung, ſich in allen öffentlichen Angelegen- 

R 
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iten, Willens⸗Erklärungen, Rechnungen und vergleichen ausjfchließ 

ich der beutiihen oder polnifhen Sprache zu bedienen. Bon dieſen 
— ann ber Ober⸗Präſident auf den Antrag der Regierm 
dispenfiren. 

Marfhall: Die Abflimmung erfolgt über den Antrag; wer ik 
anne Ben will, beliebe anfzuftehen. (Geſchieht.) — Die einfache Major 
tät iſt dafür. 

Abgeordn. Naumann: Ich muß mir die Bemerkung erlauben, va 
es mir, wie mehreren Herren in meiner Umgebung, ergeht, Bir 
uns in ber Lage, nicht zu wiflen, wie wir ung bei der Berath übe 
die einzelnen Artitel verhalten follen. Der Wunſch iſt, die fpezielle Ge⸗ 
fesgebung wegfallen zu laffen. Nun kann ich nicht wünfchen, bap vie {pe 
siehe Derakäung und eine Abſtimmung darüber ftattfinde. Ich bin gene 
jede Spezia Oefeggebung und darum gegen alle Beilimmungen bes 
wurfs. Sch fühle mich bewogen, mit Einwendungen gegen einzelne Be 
fimmungen nicht hervorzutreten, weil e8 zu unnöthigen Debatten führe 
würde, wenn man jeden einzelnen Punkt beratben wollte. Meines Du 

rhaltens kommen wir am beiten darüber hinweg, wenu ber Herr Mar 

all die Gewogenheit haben wollte, vorerft bie Driogipal» Frage zur Ab 

immung zu bringen, ob die Propofition angenommen werde oder nicht 
Erflärt — die hohe Verſammlung dafür, daß fie gar keine ſpezielle Ge 
ſetzgebung für Poſen für nützlich oder nothwendig erkennt, fo iſt die ſpe⸗ 
zieſle Derathung überflüffig. 

Marfhall: Zu Unfang der gegenwärtigen Berathung ift der An 
trag geftellt worden, das ganze Geſeß zu verwerfen. Ich babe auf der 
Sch verweifen müflen, weil die hohe Berfammlung fich nicht entbrechen 
fann, über eine Königliche Propofition abzufprechen, ohne fie vorerſt durch⸗ 
zugeben. Was von dem Ganzen gilt, gilt auch von einzelnen Abfchnitten 
der Propofition. Die hohe Verfammlung wird die einzelnen —ã 
begutachten müſſen, weil fie nicht wiſſen kann, ob Se. Majeſtät das Ge 
fe will fallen laffen, und weil es dem Gouvernement jedenfalls wün⸗ 
ſchenswerth fein muß, zu vernehmen, welches die Wünſche und Anfichten 
der Berfammlung über die einzelnen Beftimmungen beffelben find. Ob | 
die Frage auf ganzlide Berwersung jest oder fpäter geflellt wird, und ob 
die event. Berathung vorher oder nachher ftattfindet, iſt gleich. Sch muß 
alfo bei dem bereits begonnenen Verfahren bleiben. 


Referent (lieft vor): 


ny. 0 
Unter diefen Borausfegungen follen in die Klaffe der naturalifirten 
Juden nur diejenigen aufgenommen werden, welde den Nachweis führen, 
daß fie entweder 
einer Wiffenfchaft oder Kunſt fich gewidmet haben und ſolche der- 
geftalt betreiben, daß fie von ihrem Ertrage fi erhalten können; 
oder ein ländliches Grundfiüd von dem Umfange befigen und felbft 
bewirthfchaften, daß daffelbe ihnen und ihrer Familie den hinrei- 
chenden Unterhalt fichert, 
oder in einer Etadt ein nahrhaftes, ftehendes Gewerbe mit einiger 
Auszeichnung betreiben, 
oder in einer Stadt ein Grundſtück von wenigftens 2000 Rthlr. om 
Werth ſchuldenfrei und eigentbümlich befigen, 
oder daß ihnen ein Kapital-VBermögen von wenigftens 5000 Rthlr 
eigenthümlich gehört, 
oder daß fie ihrer_Heerespflicht als einjährige Freiwillige, refp. durch 
breijährigen Dienft wirklih genügt und gute Führungs» Attefte 


erhalten, \ 


\ 


pder durch patriotifche Handlungen ein befonderes Berbienft um den 
Staat ſich erworben haben, 
oder endlich Diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unferer Mo⸗ 
nardhie ihren Wohnſitz in das Großherzogthum Pofen verlegen. 
8. A8 des Outachtens. 

‚Da es jevenfalle wünfchenswerth ift, daß der Unterfchieb zwifchen na- 
turalifirten und nicht-naturalifirten Inden, fobald als möglich, aufhöre 
and außer den aufgeführten Spezial- Fällen noch viele andere vorkommen 
fönnen, in welchen die nicht-naturalifirten Juden der Naturalifation wür- 
dig find, ſo ſchien es der Abtheilung angemefien, dem Ermeflen der Orts. 
Polizei-Behörden größeren Spielraum zu geben, und dies um fo weniger 
bedenklich, als die Naturalifations. Patente nad) vorgängiger Prüfung der 
obwaltenden Berhältniffe dur die Regierungen ertheilt werden. Es 
wünſcht alfo die Abtheilung, daß am Schluſſe diefes Paragraphen noch 
der Zufaß gemacht werde: 

„aber don den Orts⸗ Polizei» Behörben als geeignet dazu erachtet 
werben”. 

Abgeordn. Schauß: Ich muß mir Hier eine Meine Bemerkung er- 
Iauben. Ich weiß nicht recht, was unter dem Ausbrud verftanden fein 
fol: „wenn er ein nahrhaftes, ſtehendes Gewerbe mit einiger ausgeidh- 
nung betreibt”. Ich follte meinen, wenn Jemand ein nahrhaftes Gewerbe 
betreibt, fo fönne und müfle das genügen, und man habe nicht weiter dar⸗ 
nach zu fragen, ob es mit Auszeichnung betrieben werde. Auszeichnung, 
fo allgemein hingeftellt al Bedingung, ift einer fehr relativen Anficht 
unterworfen. as das Gouvernement dabei gedacht hat, muß ich geſte⸗ 
ben iſt mir nicht faßlih. Ich muß wünfchen, daß, für den Fall, daß die- 
er Zufag nicht wegfallen follte, von dem Herrn Regierungs-Rommiffar 
uns wenigftens eine Erläuterung gegeben werde, was unter dem Aus- 
deu: „mit einiger Auszeichnung”, verftanden fein fol. Ich will nicht 
glauben, daß man darunter verftanden hat, ein Gewerbe mülfe fünftlerifch 
oder mittelft Mafchinenkraft betrieben werden. — Iſt der Ausdruck aber 
überflüffig, fo würde ich vorfchlagen, daß er auegeftrihen werde. 

Geheimer Regierungs-Ratd Schröner: Rad der Praxis, die dem 
Minifterium des nern befannt geworben iſt, prüfen die Regierungen, 
nach den Vorſchlägen der Landräthe, welde ibrerfeite die Ortsbehörben 
zuvor vernommen haben, ob ber jüdifche Gewerbtreibende das Gewerbe in 

eringerem Umfange und mit gewöhnlider Geſchicklichkeit oder über dies 
ah hinaus mit einer gewiflen Auszeichnung betreibt, und je nachdem 
das Urtheil darüber ausfällt, wird das Naturalifationspatent verfagt oder 
ertheilt. Wenn auch keine beſtimmten Gränzen zu ziehen find, fo fann es 
doch nicht an erfennbaren Merkmalen und äußeren Wahrnehmungen feh- 
len, welche für die Beurtheilung einen Anhalt darbieten. 

Eine Stimme: Es wird das in's Auge gefaßt werben, ob der 
Gewerbtreibende Gehülfen hat und wie viele. Beim Aderban Treibenden 
fommt es darauf an, daß er die Mittelllaffe bezahlt: allein die Beftim- 
mung fann fehr leicht umgangen werden, er läßt fih nur in die @ewerbe- 
fteuer Litt. A. einführen, und da die Beſtimmung fehr leicht zu umgehen 
ift, fo Scheint fie mir zwecklos. 

Marfhall: Es fragt fih, ob das Amendement, die Worte: „mit 
Auszeichnung” zu ftreichen, unterftügt wird? 

Abgeordn. Shauf: Da Sie die Güte gehabt haben, meine Ve⸗ 
merkung zu nnterflügen, fo wollte anzuführen ich mir nur erlauben, daß 
bie Audernanderfegung, die uns der Königliche Herr Kommiffar gegeben 
bat, mir nicht genügen kann. Ich glaube, daß in ven Worten: „nahr⸗ 
haft" und beftebendeo Gewerbe’ Alles ausgedrückt ift, was verlangt wer« 
den kann. Der Zufap „mit einiger Auszeichnung“ iſt daher unnöthig. 

Ti 
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Eben fo kann es nicht darauf aulommen, ob Jemand mit 1, 2 ober 3 
Gehülfen ein Geſchäft betreibt; es kommt blos und allein darauf an, daf 
er es betreibe nnd damit feine Kamilie ernähre. Unbeſcholten foll der Ge⸗ 
werbtreibende fein, dies ftipalirt der vorhergehende Paragraph. Eine 
mehreren Ausweis halte ich micht für nöthig, alfo nit für wa, daf 
zum Ueberfluß nun no bie fubjeltive er eines Laudraths darüber ab. 
gegeben werden fol, was Auszeichnung ift, was nicht. Es will mir ſchei⸗ 
nen, hieraus gehe eine Beihräntung für das Individunm hervor, und ig 
bin des Dafürhaltens, daB der ulaß „mit einiger Auszeichnung‘ weg 
—8— ba, wie ich glaube, fein Nachtheil für das Allgemeine daraus er 
wachen kann. 

—22 Graf von Finkenſtein: Dem ehreuwerthen Deputirten 
aus Berlin muß ich mit ein paar Worten ſagen, daß ich nicht dafür 
flimme, daß die Worte: „mit einiger Auszeichnung” wegbleiben, und zwar 


aus dem Grunde, weil die ©efellichaften, welche fib Mühe gegeben, die 


Juden zu Handwerkern zu maden und fie in ihrem Handwerke zu nuter⸗ 
fügen, fehr oft die traurige Erfahrung gemacht haben, daß Juden zwar 
ein Handwerk erlernen, aber zugleich —* treiben, alſo ihr Gewerbe 
„nicht mit Auszeichnung“ führen, ſondern handeln. Go nährt der ade 
zwar ſich und die Seinigen ehrlich damit, aber das Handwerk iſt Doch wur 
ein Dedmantel für deu Handel. Es ift daher nothiwendig, daß die Poli 
eibebörbe befheinige, daB der Tube das Gewerbe „mit Auszeichnung“ 
etreibe. 

Minifterial » Kommiffear Geh. Regierungs⸗Rath Shröner: I 
glaube der hohen Berfammlung die Bemerkung fhuldig zu fein, daß, wenn 
bie Worte: „mit einiger Auszeichnung‘ aus dem Gelege wegfallen, al 
dann bie nicht-naturalifirten Juden, — da nad) $. 54 des Geſetz⸗Eniwurft 
ihnen das Gewerbe des Ein- und Verkaufs im Umherziehen abgefchnitten 
it — ziemlih Alle in die Kaffe der Naturalifirten ubertreten würden, 
und was die Bemerkung betrifft, daß es nah dem Entwurfe denjenigen, 
welche weder Handwerker noch Handeltreibende feien, alfo namentlich den 
jüdifhen Handarbeitern, nicht möglich fei, in bie Klaffe der Naturalifir- 
ten überzutreten, fo ift darauf aufmerffam zu machen, daß nach $. 48 des 
—— anfer Anderem der Dienft im ſiehenden Heere diefe Berechti⸗ 

ung ertheilt. 
8 IMarf Hall: Zuerft muß ich fragen, ob der Antrag der Abtheilung 
angenommen werben fol, der dahin gebt, daß den Bedingungen, unter 
denen dic Naturalifation erfolgen fann, hinzugefügt werde: „Wenn bie 
Drtspolizei-Behörde den Juden als geeignet dazu finde.” Diejenigen, 
welche diefem Antrage beitreten, bitte id aufzufießen (Wird von der 
Mehrheit angenommen.) — Nunmehr werbe ich das Amendement zur Ab» 
ſtimmung ftellen, welches dahin gebt, daß die Worte: „mit einiger Aus 
eichnung“ wegzulaffen feien. Diejenigen, welche die Krage bejahen wol. 
en, bitte ich aufzuitehen. 
(Da das Refultat der Abſtimmung ſich nicht Mar zu Tage legt, 
wird durch die Ordner die Zählung vorgenommen.) 

Das Ergebniß der Abflimmung ift folgendes: Das Amendement iſt 
mit 242 gegen 124 Stimmen angenommen. Da nit ganz zwei Drit- 
tel „gorpanden find, fo müflen die Gründe ber Minorität angegeben 
werben. 

Mbgeorbn. von Gottberg: Ich wollte mir nur eine furze Bemer⸗ 

fung erlauben. Es heißt nämlich hier im leuten Paſſus des $. 48: „oder 

endlich diejenigen, welche aus auderen Provinzen unferer Monarchie ihren 

Wohnſitz in das ——— Poſen verlegen.” Ich denke, das faun 

aur in der Borausfegung Geltung aben, daß die Juden, welche aus au⸗ 

beren Provinzen hereintommen, daſſelbe nachweiſen, was bie pofenfchen 
\ 


Inden nachzuweiſen haben, fonft würde dem Gedanken Raum gegeben 
werden ai, dag bie ſchlechteſten Subjelte, welche nach Poſen herein- 
fommen, beſſer geftcllt fein würden, als die beften pofenfhen Juden. ch 
erlaube mir daher das Amendement zu ftellen, daß die Juden, welche aus 
anderen Provinzen hereinkommen, biefelben Nachweiſe liefern müffen, welche 
die Juden der pofenfhen Provinz zu liefern verbunden find. 
6 A ar —5 Findet das Amendement Unterſtüzung? (Wird hinrei⸗ 
end unterſtützt. 

Geh. unge» Rats Schröner: Wenn bei Vieberfievlung von 
Inden aus anderen Provinzen deren Eintritt in die Klaſſe der Naturali- 
firten erfolgt, ohne daß fie die Bedingungen des ehe für die Provinz 
Poſen nachzuweiſen haben, fo beruht dies darauf, daß fie ſchon in einer 
anderen Provinz naturalifirt find und die Rechte der Naturalifation be- 
figen, welche ihnen nicht füglich wieder entzogen werben können. Anderen- 
falls würde man die Juden auderer Provinzen abfihreden, fih in ber 

rovinz Pofen niederzulaflen. Um dies zu vermeiden, ift jene Beſtimmung 
in den te! aufgenommen. 

Marſcall: Perlerge noch Jemand das Wort wegen des Amen⸗ 
dements. (Es meldet ſich Niemand) So bitte ich diejenigen, welche es 
annehmen wollen, aufzuſtehen. (Es erhebt fi eine nicht ausreichende 
Anzahl.) Das Amendement iſt uicht angenommen. 

Eine Stimme: Die Frage iſt hier nicht verflanden worden. 

Marfhall: Ih muß doch bitten, daß immer, ehe zur Abftimmung 
verfchritten wird, gefagt wird, ob man die Arage nicht verſtanden habe, 
in welhem Falle ih fie nochmals ſtelle. Nah der Abſtimmung Tann ich 
biefen Einwand nicht ne elten laffen; denn zwei Abflimmungen über 
eine Frage dürfen nicht ftattfinden. Ach Halte nach der Frage immer eine 
Zeit lang inne, ehe ih zur Abflimmung anffordere. 

Biernag wäre num die Frage, ob ber Paragraph mit den befchloffe- 
nen handerungen angenommen werdet (Der Paragraph wird ange⸗ 
nommen. 

Referent Sperling lief: 40 


ud 39. 
Die Juden, welche ben im $. A8 verlangten Nachweis führen, follen 
von der Regierung des Bezirks, in welchem Te wohnen, mit NRaturalifa- 
tionspatenten verſehen werben.” L. 
on der Abtheilung wurde er gebilligt. | 

Marfhall: Iſt gegen den Paragraphen etwas zu bemerlen? Wenn 
nichts bemerkt wird, fo ik er Angenommen. 

Referent Sperling (lieft vor): 


„ — 4 

Ehefrauen nehmen au den Rechten, welche ihre Ehemänner durch die 
Natnralifation erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch 
nah Auflöfung der Ehe bie zur etwa eintretenden hung mit 
einem nichtnatnralifirten Juden. Gefchiedene,. für den fhuldigen Theil 
erklärte Ehefrauen verlieren die lediglich Durch ihre Berheirathung erwor- 
benen Rechte ver Natnraliſation.“ 

. 50 des Gutachtens. 

„Die Gründe, welde die Auflöfung eines ehelichen Berhältniffes mo- 
tioiren und herbeiführen, find zu fehr perfönlicher Natur, als daß fie auf 
andere Berhältniffe, namentlih die Beziehungen der Ehegatten zum 
Staats-Berbande, unmittelbar Anwendung leiden können. Hat der Staat 
einer nicht naturalifirten Jüdin die Naturalifation einmal deshalb bewil- 
ligt, weil fie einen naturalifirten Juden geheirathet bat, fo müſſen noth- 
wendig auch für ihn befondere Gründe eintreten, weldhe ihn zur Ent- 
ziehung dieſes einmal zugeflandenen Rechts veranlafien können. Daher 


flimmt die Abtheilung mit zwölf Stimmen gegen vier für ben a 
des Schluß⸗Satzes: — 28 — für den * — Theil erflärte 
frauen verlieren die Tebiglich durd ihre Verheiratbung erworbenen Rechte 
der Naturalifation.” 

Marfhall: Berlangt Jemand hierüber das Wort? Wenn Nie 
mand das Wort verlangt, fo frage ich, ob der Antrag ber ‚Abtheilung ar 
genommen werden fol? Die ihn annehmen wollen, bitte ich, aufzuftchen 
(Biele erheben fi.) Die Majorität ift vorhanden. 

rext Sperling (lie vor): 


„9. 51. 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte gehen ohne Weitere 
verloren, wenn der Richter gegen einen naturalifirten Juden auf Berluft der 
National⸗Kolarde erfannt hat. Außerdem können jene Rechte der Natur 
Iifation durch Plenarbeſchluß der Regierung entzogen werden, fobald dat 
Naturalifationd- Patent anf Grund wider befferes Wiſſen gemachter ur 
richtiger Angaben erlangt tft, desgleichen in allen denjenigen Fällen, ir 
welchen nad) $$. 16 und 20 der renidirten Städte Ordnung vom 17. Män 
1831 das Bürgerrecht entzogen werden muß oder von den GStabtbehörben 
entzogen werben Tann. gen das bie Stzietung feſtſetzende Reſolut 
ber Regierung iſt der Rekurs an ven Miniſter des Innern zuläffig, der 
felbe muß jeboch binnen einer 10tägigen präflufivifhen Friſt nach Eröfl 
nung des Reſoluts bei der Kegierun angemeldet werben.“ 

‚51 des Gutachtens. 

„Zwei Mitglieder fanden, da die Naturalifation Teine beſonderen 
Borzüge, fondern nur allgemeine Rechte der riftlihen Staatsbürger un 
auch diefe nur zum Theil verleiht, ihrem Rechtsgefühle es nicht entfpre 
hend, daß ein der National⸗Kokarde oder des Ehrenbürgerrechts verluſtig 
erklärter Jude härter beftraft werde und auch folcher allgemeinen Nedte 
verluftig gehen foll, deren die chriſtlichen Staatsbürger in gleichen Fällen 
theilbaftig bleiben. Indeß wurde ihnen von den übrigen Mitgliedern nicht 
beigetreten, und erklärte fi) demnah die Abtheilung in ihrer Majorität 
für die unveränderte Beibehaltung des Paragraphen.” 

Marfhall: If zu diefem Paragraphen etwas zu bemerken? Da 
nichts bemerkt wird, fo ıft der Paragraph angenommen. 

Referent Sperling (lief vor): . 


N ILUELIn renı ns. 52. 
Ueber diejenigen jüdifehen Einwohner der Provinz Poſen, welche fi 
zur Aufnahme in bie el der Natnralifirten noch ai onen? And 
wie bisher, vollftändige nergeihnifle zu führen.” 

Erlitt dur die Abtheilung keinen Angriff. 

‚ Marfhall: Iſt gegen den Paragraphen etwas zu bemerken? Es 

wird nichts bemerkt, alfo ıft der Paragraph angenommen. 

Referent Sperling (lief vor): 


„9. 79. 

Auf den Grund verfelben iſt von der Drts-Polizeibehörde jedem Fa⸗ 
miliensBater oder einzelnen volljährigen und felbfiftändigen Juden ein 
mit der Nummer des Verzeichniſſes verfehenes Certififat zu ertheilen, 
welches, infofern e8 Kamilien umfaßt, die Namen der fämmtlichen Pit 
glieder derfelben enthalten muß und nach der jährlichen Revifion mit 
einem Bifa verfehen oder berichtigt wird.“ 

Erlitt ebenfalls feinen Angriff durch die Abtheilung. 

Marſchali: Es ift nichts bemerkt worden. 

Referent Sperling (lieft vor): 

Alle noch nicht ralifirten, mit Eertififaten verfehenen Juden find 
folgenden befonderen Deföränfungen unterworfen: 


\ 


\ 


a) Bor zurüdgelegtem 2aſten Jahre iſt ihnen bie Schließung einer Che 
wenn nicht ber Ober-Präfident in dringenden Ben ter befanden 
Erlaubnig ertheilt hat, nicht zu geftatten. 
b) Sie follen ihren Wohnfig in der Kegel und mit Ausnahme der wei- 
| ter unten unter c. angegebenen Fälle nur in Städten nehmen. Zu 
Gewinnung des —* Bürgerrechts ſind ſie nicht fähig. 

c) Auf dem Lande dürfen Sie nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn 
fie entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben 
ſelbſt bewirthſchaften, oder wenn fie fich bei Ländlichen Grundbefigern 
als Dienfiboten oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirth⸗ 
fchaftliden Gewerbes, * B. als Brenner oder Brauer, vermiethen; 

d) das Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Orund eines beſonderen 
Gutachtens der Orts⸗Polizeibehörde hinſichts ihrer perſoͤnlichen Qua⸗ 
lification von der Regierung, jedoch niemals auf dem Lande, geſtat⸗ 
tet werden. Der Einkauf und Verkauf im Umherziehen iſt ihnen 
unbedingt unterſagt. 

e) Darlehnsgeſchäfte dürfen fie nur gegen gericht aufgenommene 
Schuld-Urkunde, bei Strafe der Ungültigleit, abfchließen. 

N Schuldanſprüche derfelben für verkaufte beranfchende Betränfe haben 
feine rechtliche Gültigkeit.‘ 
| $. 54 bes Gutachtens. 

Die Beftimmung, daB Dariehnsgefchäfte der Juden nur bann rechts⸗ 
verbindlich fein follen, wenn fie durch gerichtliche Urkunden verbrieft find, 
wurde nicht nur in Beziehung die Juden, denen von Chriſten oft 
Darlehne abgenäthigt werden, als hart, fondern au in Beziehung auf 
die Chriften, fo weit e8 dabei auf deren Schutz abgefehen ift, als Bemtor 
ralifirend erachtet, und erklärten ſich neun Mitglieder gegen fieben für den 
Wegfall des Punktes c.’ 

Marfhall: Berlangt Jemand das Wort? 

Eine Stimme: Ich wollte mir nur erlauben, bei Punkt a eine 
Demerkung zu machen. 

Marf all: Erſt will ich fragen, ob Jemand über Puult c. fpre- 
hen will? Der Antrag der Abtheilung geht dahin, daß der Punkt c. 
wegfallen folle; fpäterhin wird der andere Punkt zur Beratbung gezogen 
werden. Wenn Niemand das Wort verlangt, fo werde ich fragen, ob der 
Antrag der Abtheilung, der dahin geht, Daß Punkt c. wegfalle, ange 
nommen wird. Diejenigen, welde dafür flimmen, bitte ih, aufzuſtehen. 
Es iſt Majorität dafür vorhanden. 

Eine Stimme (vom Plape aus): Ih Habe zu Punkt a. zu bes 
merfen, daß, weil es ſchon in der Praxis angenommen tft, daß den weib⸗ 
lihen Zuden die Verheirathung vor dem Ziften Jahre verboten ift, fie 
nicht bier befonders erwähnt zn werben brauchen. 

Marfhall: Der Vorſchlag geht dahin, daß die Jüdinnen von der 
Beflimmung, weldhe der Paragraph enthält, ausgenommen werben follen? 

Referent Sperling: Cs wird alfo flatt „Juden“ gefagt werden 
mäffen: „Juden männlichen Geſchlechts.“ Ä 

Marfhall: Wird dem beigetreten? Ich bitte die, welche beitreten, 
aufzuftehen. ft mit einfacher Diajorität angenommen. Iſt fonft gegen 
den Paragraphen etwas zu erinnern? (Es meldet fih Niemand.) Alſo 
angenommen. 


Referent Sperling (lieſt vor): 


Zu ihrer Verheirathung beduͤrfen nichtnaturaliſirte Juden eines Trau⸗ 
ſcheins, der ihnen von Seiten des Landraths ſtempel⸗ und koflenfrei er⸗ 
theilt werden fol, ſobald fie ſich darüber ausweifen, daß fie das 2Alte Le 
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ſtimmt die Abtheilung mit zwölf Stimmen gegen vier für den Wegfall 
des Schluß⸗Satzes: „ diedene für den —*— en Theil erklärte Ehe⸗ 
frauen verlieren die lediglich durch ihre Verheirathung erworbenen Rechte 
der Naturalifation.” 

Marfhall: Berlangt Jemand hierüber das Wort! Wenn Nie 
mand das Wort verlangt, e frage ich, ob der Antrag der Abtheilung an- 
genommen werben fol? Die ihn annehmen wollen, bitte ich, aufzuftehen. 
(Biele erheben fih.) Die Majorität ift vorhanden. 

eferent Sperling (lie wa 
wu DE» 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte gehen ohne Weiteres 
verloren, wenn der Richter gegen einen naturalifirten Juden anf Berluft der 
National-Kokarde erfannt hat. Außerdem können jene Rechte der Natura⸗ 
liſation durch Plenarbefehluß der Regierung entzogen werden, ſobald das 
Katuralifatione-Patent anf Grund wider befferes Willen gemachter un- 
richtiger Angaben erlangt ift, desgleichen in allen denjenigen Fällen, in 
welchen nach $$. 16 und 20 der revidirten Städte-Ordnung vom 17. März 
1831 das Bürgerrecht entzogen werden muß oder von den Stabtbehörben 
entzogen werben fann. en das die Entziehung feflfegende Kefolut 
der Regierung iſt der Rekurs an den Minifter des Snnern zuläffig, der 
felbe muß edes binnen einer 10tägigen präkluſiviſchen Friſt nah Eröff- 
nung bes Refoluts bei ber Regierum angemelbet werben.“ 

.51 des Gutaächtens. 

„Zwei Mitglieder fanden, da die Naturaliſation keine beſonderen 
5 — ſondern nur allgemeine Rechte der chriſtlichen Staatsbürger und 
auch dieſe nur gum Theil verleiht, ihrem Rechtsgefühle es nicht entfpre- 
hend, daß ein der Rational-Rofarde oder des Ehrenbürgerrechts verluſtig 
erklärter Jude härter beftraft werde nnd auch folcher allgemeinen Rechte 
veriuftig gehen foll, deren die qhriſtlichen Staatsbürger in gleihen Fällen 
theilhaftig bleiben. Indeß wurde ihnen von den übrigen Mitgliedern nicht 
beigetreten, und erflärte fich demnach die Abtheilung in ihrer Majorität 
für die unveränderte Beibehaltung des Paragraphen.” 

Marſchall; If zu diefem Paragraphen etwas zu bemerken? Da 
nichts bemerkt wire, ſo iſt der Paragraph angenommen. 

Referent Sperling (lieft vor): 


VU „I. 9 

Ueber diejenigen jüdifchen Einwohner der Provinz Poſen, welche fi 
zur Aufnahme in die Klaffe der Naturalifirten noch nicht eignen, 
wie bisher, vollftänbige nergeithnifle zu führen.“ 

Erlitt durch die Abtheilung keinen Angriff. 

‚ Marfhall: Iſt gegen den Paragrappen etwas zu bemerken? Es 

wird nichts bemerkt, alfo iſt der Paragraph angenommen. 

Referent Sperling (lieft vor): 


us. 53. 

Auf den Grund verfelben if von der Orts-Poli eibehörbe jedem Fa⸗ 
milien-Bater oder einzelnen volljährigen und felbfifländigen Juden ein 
mit der Nummer des Verzeichnifies berfehenes Certifitat zu ertbeilen, 
welches, infofern es Familien umfaßt, die Namen ver fämmtlihen Mit 
glieder derfelben enthalten muß und nach der jährlichen Revifion mit 
einem Bifa verfehen oder berichtigt wird.“ 

Erlitt ebenfalls feinen Angriff durch die Abtheilung. 

Marfhall: Es iſt nichte bemerkt worden. 

Referent Sperling (lieſt vor): 


Alle noch nit nahuralifirten, mit Eertififaten verfebenen Juden find 
folgenden befonderen Beſchränkungen unterworfen: 
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: a) Bor zurückgelegtem 2aſten Jahre iſt ihnen bie Schließung einer Ehe 
wenn nicht ber —ãâú — — in —* Ed —*— ot 
Erlaubniß ertheilt Hat, nicht zu geftatten. 

b) Sie follen ihren Wohnſitz ‚in der Kegel und mit Ausnahme der wei⸗ 

| tee unten unter c. angegebenen Faͤlle nur in Städten nehmen. Zu 

Gewinnung des häbtifden Dürgerrehts find fie nicht fähig. 

c) Auf vem Lande dürfen Ste nur dann ihren Wohnfig nehmen, wenn 
fie entweder einen Bauerbof erwerben over pachten und benfelben 
felbft bewirthfchaften, oder wenn fie fi bei ländlichen Grundbeſigern 
als Dienfiboten oder zum Betriebe einzelner Zweige des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Gewerbes, 4. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen; 

d) das Schanfgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befonderen 
Outachtens der Orts-Polizeibehörbe hinfichts ihrer perfönlichen Qua⸗ 
Iification von der Regierung, jedoch niemals auf dem Lande, geftat- 
tet werden. Der Einlauf und Berlanf im Umherziehen iſt ihnen 

\ Darlepnsgefhätte birfen fi erißitich anf 

e) Darlehnsge e dürfen fie nur gegen ih aufgenommene 

Schuld⸗Urkunde, bei Strafe der — abſchl eben. 
: N Schuldanſprüche verfelben für verkaufte beraufchende Getränfe Haben 
feine rechtliche Gültigkeit.” 
8. 54 des GOutachtens. 
- Die Beſtimmung, daß Dar efchäfte der Juden nur dann rechte 
verbindlich fein follen, wenn fie dur gerihtliße Urkunden verbrieft find, 
wurde nicht nur in Beziehung u bie Den ‚ denen von Chriſten oft 
Darlehne abgendthigt werden, als hart, fondern auch in Beziehung auf 
die Chriften, fo weit es dabei gi deren Schug abgefehen ift, als Bemor 
ralifirend erachtet, und erflärten fi neun Mitglieder gegen fieben für den 
weh, des Punktes c.” 
arfhall: Berlangt Jemand das Wort? 

Eine Stimme: Ich wollte mir nur erlauben, bei Punkt a eine 
Bemerkung zu machen. 

Marfhall: Erft will ich fragen, ob Jemand über Punkt _c. fpre- 
chen will? Der Antrag der Abtheilung geht dahin, daß der Punkt c. 
wegfallen folle; fpäterhin wird der andere Punkt zur Berathung gezogen 
werben. Wenn Niemand das Wort verlangt, fo werde ich fragen, ob 
Antrag der Abtbeilung, der dahin geht, Daß Punkt co. wegfalle, ange 
nommen wird. Diejenigen, welche dafür flimmen, bitte ih, aufzuſtehen. 
Es ift Majorität dafür vorhanden. 

Eine Stimme (vom Plate aus): Ich habe zu Punkt a. zu be⸗ 
merfen, daß, weil es ſchon in der Praris angenommen ift, daB den weib- 
. lichen Juden die Berheiratfung vor bem en Jahre verboten ift, fie 
nicht bier befondere erwähnt zu werden brauhen. 

Marfhall: Der Vorſchlag geht dahin, daß die Jüdinnen von ber 
Beftimmung, welche der Paragraph enthält, ausgenommen werden follen? 

Referent Sperling: 8 wird alſo ſtatt „Juden“ geſagt werden 
müſſen: „Juden männlichen Geſchlechts.“ 

Marſchall: Wird dem beigetreten? Ich bitte die, welche beitreten, 
aufzuſtehen. Iſt mit einfacher Majorität angenommen. Iſt ſonſt gegen 
den Paragraphen etwas zu erinnern? (Es meldet ſich Niemand.) Ulſo 
Angenommen. 


Referent Sperling (lieft nor): 


Zu ihrer Berheirathung bebärfen nichtnaturalifirte Juden eines Trau⸗ 
ſcheins, der ihnen von Seiten des Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei er⸗ 
tgeilt werben fo, ſobald fie ſich darüber ausweilen, daß fie das 2Afle Le⸗ 
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bensjahr erreicht Haben, oder die Dispenfation des Ober-Präfideuten vos 
biefer Beſchraͤnkung beibringen.” ·“ 
(Eine Stimme in der Berfammlung bemerkt, J der bei $. 8 
angenommene Vorſchlag auch hier Anwendung finden müſſe.) 
Marfhall:. IR etwas dagegen einzuwenden, daß auch Hier am 
männliche Juden gemeint fein folent . 
Referent Sperling: Dieſe Beſtimmung würde nur iu Bezie 
auf den leuten Satz Play greifen können; denn einen Trauſchein, 
ich, müffen auch die Jüdinnen beibringen. 
Abgeordn. Möwes: Es kommt daranf an, wer nachſucht. 
Abgeoron. Naumann: Ich muß bemerken, bie Feriegeze } 
diefer Beſtimmung liegt nur darin, zu konſtatiren, daß der Jude 
sk: rn Ich weiß deshalb nicht, warum man hier Schwierigkeiten 
machen wi 
Referent Sperling (lief vor): 


„3. . 
Bon den im Abfchnitt I. in Betreff der. bürgerlihen Verhältniſſe ver 
Juden getroffenen Beilimmungen finden diejenigen des 
%. 35 wegen Zulaffung zu unmittelbaren and mittelbaren Gtaate-, 
Kommunal» und alademifhen Lehr⸗Aemtern ıc. und bes 
. 37 wegen des Gewerbe » Betriebes 
auf die naturalifirten Juden des Großherzogthums Poſen, dagegen bie 
Beflimmungen ber 
$. 36 wegen der fländifchen Rechte, des Patronats ıc, 
$. 38 wegen der Kamilien-Ramen, Führung der Handelsbücher zc., 
$. 39 wegen der jñdiſchen Zeugen» ide, 
$. 40 Born Hr bei Trauungen nnter den Inden zu beobachtenben 
orſchriften, 
$. Al wegen der Ehen zwiſchen inländiſchen und fremden Juden, 
$. A2. wegen der Niederlaſſung und des Aufenthaltes fremder Juden 
auf alle dortigen Juden Anwendung.” 
Das Gutachten lautet: 


n ® 56. 
Mie das Gouvernement kein Bedenken gefunden bat, die Beſtimmun⸗ 
en wegen ber öffentliden Aemter, welche für die Juden der übrigen 
andestheife gelten follen, auf die naturalifirten Juden des Groß 
thums Pofen in Anwendung zu bringen, eben fo wenig konnte die Ab 
lung Bedenken tragen, ihre Vorfchläge zu 9. 36 wegen ber flänbifchen 
Rechte, der Jurisdiction und des Patronats auf eben diefelben auszudeh 
nen, und gebt ihr Wunſch dahin, daß, was in Diefer Beziehung von dem 
lenum zu $. 36 befchloffen werden foflte, auch in Betreff der naturali- 
irten Juden des Srabhegagthumo Poſen für geltend erklärt werde.“ 
Abgeordn. Bruſt: eine Herren! Ich wollte geſtern über den 
38 ſprechen, meine Bemerkungen kamen aber zu ſpät; wenn nun die⸗ 
er Paragraph heute in Beziehung auf die Juden, die in dem Großher⸗ 
got um ofen ihren Wohnſitz haben, wieder zur Sprache kommt, fo er 
aube ih mir, dasjenige, was ich geftern fagen wollte, bier nachträglich 
vorzubringen. Diefer Varagrap fagt in dem erften Abfchnitte, —* die 
Juden zu Führung feſt beſtimmter und erblicher Familiennamen gehalten 
fein ſollen. Dagegen iſt nichts zu erinnern; gut wäre es aber vielleicht ger 
weien, wenn man auch die Beflimmung gegeben hätte, daß, fo wie in 
rankreich, die Juden verpflichtet würden, ihre Vornamen aus der alten 
jüdiſchen Geſchichte oder aus dem Kalender zu nehmen. Zweitens fagt der 
Paragraph, daß die Inden ie Handelsbücher in der deutfchen oder in 
der Tanbeaipraipe führen und ſich dabei der deutſchen oder der lateinifchen 
Schriftzeichen bedienen/ mäflem Dagegen iſt auch nichts zu erinnern. 


\ 


\ 


Drittens fagt der Paragraph, daß bei Abfaffung von Verträgen und recht- 
lichen FAR IA gept, wie bei allen — —— ⏑⏑⏑⏑——— 
Verhandlungen fie fo uur der deutſchen oder einer anderen lebenden 
Sprade bedienen dürfen, eben fo auch der deutſchen und Iateinifchen 
Schriftzüge. Ich bemerkte nun eritens, daß der Ausdruck „ſchriftliche Ver⸗ 
ndinngen‘ jeht unbeſtimmt if. Diefer Ausdrud könnte leicht zu fehr 
edenllichen Auslegungen Beranlaffung geben, und das wäre ſchlimm, da 
für jede —æ— ln eine hohe Strafe feftgefent if. Ich würde 
daher vorichlagen, die Worte „Ichriftlide Verhandlungen“ aus dem Pa- 
sagraphen ganz wegzulaffen, da fie nicht nothwendig find. 
(Eine Stimme: & iſt ſhon über den Baragraphen geftern abgeflimmt 
worden. 

Erlauben Sie, in Bezug anf die Heutige Verhandlung if noch nicht 
darüber abgeftimmt worden; wir find an den Beſtimmungen für das 
Großherzogtfum Poſen, und es kommt darauf an, ob der Paragraph hier 
in Anwendung gebracht werden foll, und baher kann über den Paragra⸗ 
phen immer noch verhandelt werben. 

(Eine Stimme: Wir können doch für das Großherzogthum Pofen....- ) 


a] af: Man darf den Nebner nicht unterbrechen. Ich bitte 
ihn, fortzufahren. 
Abgeordn. ruf Nun bemerke ich ferner, daB im, leßten al 
bes Paragraphen gefagt ifl, jeder Uebertretungsfall folle mit einer Strafe 
von 50 Rthlr. oder von vierwöchentlichem Gefängniß geahndet werben; 
bier erhellt nicht deutlich, ob fich diefe Strafe auch anf den Fall erfiredt, 
wenn die Handelsbücher nicht in bentfcher Sprache geführt werben. Es 
ſcheint nicht der Fall zu fein, weil der dritte Abſatz ſchon die Strafe ver- 
hängt, daß folhe Handelsbücher keine Beweiskraft baden; es wäre aber 
och gee wenn das dentlicher ausgedrückt würde. Davon aber abgeſehen, 
ſcheint die Strafe von A Wochen Gefängniß oder von 50 Rthlr. ir eine 
ſolche polizeiliche Mebertretung äußerſt hart und viel zu hoch u fein. 
Wenn man fagt: Die Verträge, welche die Inden in einer andern Sprache 
maden, gelten nichts, oder wenn man fagt: Handelsbücher, welde in 
einer fremden Sprache geführt werben, haben feine Beweisfraft, fo ſcheint 
mir dies wohl hinreichend zu fein. Will man durchaus noch eine Strafe 
feftfegen, fo wäre, meiner Meinung nach, felbft die höchſte nur auf 9 
Rthlr. anzunehmen. Ich muß hierbei noch bemerken, ba, wenn man 
dieſe Sefimmung ausführen wollte, dies ein Unrecht wäre gegen die äl⸗ 
teren Juden, die in einer früheren Zeit ihre Bildung erlangt haben. Sie 
fönnen aber ihren Bildungs» Zuftand nicht fo plöhlich verändern, und 
man kann daher auf diefe Leute die hoben Strafen durchaus nit an- 
wenden. 

Marfgall: Die Abtheilung hat den Vorſchlag gemacht, bei diefem 
Paragraph für die nationalifirten Juden in Pofen alles das zu befchliehen, 
was im 9. 36 angenommen worven ift; der Herr NRebuer flimmt dem 
nicht bei, es fragt fich alfo, ob die hohe Verfammlung diefen Borfchlag 
der Abtheilung annehmen will. 

(Einige Stimmen: Ya!) 
Wenn fie den Vorſchlag annimmt, fo fällt das weg was der Herr Red⸗ 
ner vorgeſchlagen bat; nimmt fie ihn nicht an, fo Önnten die Ausnahmen, 
bie der Herr Redner gemacht wiffen will, in Betracht genommen werden. 
Die Hanptfrage ift alfo: Sollen alle diejenigen Beflimmungen, welche 
u $. 36 garen worben find, für die uationalifirten Juden des Groß⸗ 
erzogthums ofen angenommen werben? Diejenigen, bie diefem Bor 
lage beitreten, bitte ich, aufzuſtehen. ; 
(Wird mit großer Majoritaͤt angenamere.\ 


\ 


— A — 
Referent Sperling (lieſt vor): 


my 2. 
Die naturalifirten Juden bedürfen behufs ihrer Weberfiebelung aus 
dem Großhergogthum Polen in eine andere Provinz Unſerer Monardie 
künftig nicht mehr einer befonderen Genehmigung Unferes Minifters bes 
Innern. Dagegen bleiben die bisherigen Beſchränkungen in Betreff des 
ande der btnaturalifirten Juden in andere Provinzen und ihres zeit» 
werten Aufenthalts daſelbſt beſtehen.“ 
—Marſchall: Findet ſich etwas zu bemerken? 
Abgeordn. Kraufe aus Ehalupsf: Meine Herren! Ich betrete nur 
aus dem Grunde die Rebnerbühne, weil cs vielleicht vielen Tnttaliebern, 
namentlih aus dem Stande der Landgemeinden, auch mein Urtheil zu hö⸗ 
ven, angenehm fein könnte. Sch babe —* gegen die Emancipation der 
Inden gefiimmt aus dem Grunde, weil ich die Juden im 9 gemeinen 
vazu no nicht für befähigt halte; wenn es ſich bier aber um bie Kreis 
zügigkeit handelt, fo kann ich verfihern, daß ich zwiſchen ben Juden in 
der Provinz Eh en und zwifchen den Juden in anderen Provinzen, na⸗ 
mentlih in Weftpreußen, wo ich erzogen und groß geworben bin, auch 
wicht den mindeften Unterſchied finde. 


(Aufregung 
ar Gegentheil finde ich, daß in dem Großherzogthum Poſen die Juden 
u den Fleineren Städten es fich angelegen fein _laffen, ihre Kinder auf 
eine höhere Bildungsfiufe zu bringen. Es befuhen aus einer Fleinen 
Stadt jünifche Knaben fogar das Gymnaſium Trzemeszno. Es ſchwebt 
vielleicht bei manchen Landleuten auch noch der Umfland vor, daß die Ju⸗ 
den im Großherzogthum Poſen namentlich den Bauernſtand burd ihren 
Wucher und Shader brüden. Das kann ich durchaus nicht zugeben; ich 
habe das bei unferen Juden wenigfiens nicht in größerem —* als in 
Weſtpreußen, erlebt. Es ar fih wohl, daß hin und wieder Juden mit 
ihrem Sade auf dem Lande berumgehen, es find aber meiftens Handwer⸗ 
fer, wie 3. B. Schneider, die hin und wieder auch etwas von ben Land» 
Teuten kaufen. Weiter weiß ich zum Nachtheile der Juden in ber Provinz 
ofen durchaus nichts anzuführen. Mein Antrag geht alfo dahin, ven 
uden, auch nicht den Nicptnationalifirten, die Freizügigkeit zu geflatten. 
arfhall: Findet diefer Antrag Unterflügung (Wird unterftügt.) 
Terlangt Jemand über das Amendement dag Wort 
Geh. Regierungs „Dat Schröner: In Bezug auf die Bemerkun 
des geehrten Redners, daß die Bedrüdung der Landleute feitens ber — 
diſchen Bevölkerung im Großherzogthum ofen nicht wahrzunehmen jet, 
glaube ich vom Standpunfte des Gouvernements ans rinige dem entge⸗ 
enftehende Wahrnehmungen nicht unerwähnt laffen zu dürfen. Es bat 
19 leider auch in der neueften Zeit, wo die Bebrängniffe der Tandlente 
ehr groß gewefen find, ergeben, daß diefe unglüdlihen Berbältniffe fei- 
tens der jüdifchen Bevölkerung bebeutend ausgebeutet, find. In einem 
amtlichen Berichte wird bemerkt, wie die Landräthe darin übereinftimmten, 
dag namentlich die Noth der Meineren Wirthe von den Juden auf das 
graufanfte gemißbraucht und deren Wohlftand untergraben werde, indem 
die Juden durch Naturalstieferungen, Anlauf der Früchte auf dem Halme 
and auf andere Art ſich Bortheile zuß gerr ließen, welche allen Glauben 
überſtiegen. Dieſelbe Wahrnehmung iſt auch anderweit nach einem allge⸗ 
meinen amtlichen Berichte zur Spräche gebracht, indem die kleinen länd⸗ 
lichen Grundbefiger auf mannigfache Art feitens der Juden, und zwar in 
fehr erheblicher Weiſe, beeinträchtigt werden. 
Abgeordn. Hanfemann: Es geſchieht nicht nur da, wo viele Juden 
find. fondern auch anderswo, daß eın Nothſtand wie der, den wir gehabt 
yon Mitgliederit der bürgerlichen ellſchaft gemißbraudgt wird. 


\ 


) 
y 
l 


Es iſt Sache der Geſetzgebung, dem im Allgemeinen entgegenzutreten, 
—* dies kann uns ofen ‚, bier dem Amendement nicht beizu- 
immen. | 

Abgeordn. Naumann: ch hege diefelbe Anficht, die eben ausge⸗ 
brüct worden ift, und bemerfe nur och ‚daß, wenn ſich ein ſolcher Ein 
7 wie vom Bertreter des Gonvernements geäußert worden ift, wenn 
ich folhe Begebniffe gezeigt haben, der Grund nicht Tiegt in den Dar- 
leihern, alfo nicht in den Juden, ſondern in bem Bebärfniß, Geld zu bes 
tommen. Diejenigen, die Gelb brauchen, nehmen es. Es iR ein Zeichen 
der Rrevitlofigkeit, wenn Jemand veranlaßt wird, Geld zu nehmen unter 
drüdenden Bedingungen, und ich fann wohl dem, der unter drückenden 
Bedingungen dem fich in Verlegenheit befindenden Geld gieht, aus Rüde 
fiıhten der Moral einen Vorwurf machen, aber Id fehe es in vielen Faͤl⸗ 
len noch eher als eine Wohlthat an, wenn Semanden felbft unter drücken⸗ 
den Bedingungen Geld gegeben wird, als wenn er ganz bloß und ohne 
Hülfe gelaffen würde. h eiterfeit.) 

Abgeordn. Gadegaft: Für den Fall, vaß eine hohe Verſammlung 
ben erfien Abſchnitt der vorliegenden Berorbnung als maßgebend für alle 
Provinzen des Reiche annehmen und een Orts befürworten wollte, 
‚erlaube ih mir, in Betreff der Freizügigfeit einige Bemerkungen zu ma⸗ 
hen. Wie bekannt, find die Verhäl ne ber Juden in ben alten Landes⸗ 
teilen durch das weſer vom Jahre 1812, im Großherzogthum Poſen 
durch das Geſetz von 1833 reguliri. ge einem Theile bes Marienwerber 
Regierungs⸗Bezirks, in dem früheren Kulmer und Michelauer Rreife giebt 
es viele Anden, aber feine derartige Beftimmungen; es hat fich dort cine 
Praris gebildet, theils auf Miniferials Verfü ung, theils auf Verfügung 
der Köntgl. Regierung. Die Freizügigkeit in den bemerkten Landestheilen 
betreffend, fo ficht feft, daß eine unbe Gränfte Sreisänigtent der Juden im 
Großherzogthum Bofen nad dem Kulmer und Michelauer Kreife vorhanden 
it, und fo umgefehrt, dagegen dürfen die Juden ans bem Kulmer und Mi⸗ 
chelauer Kreife nicht hinüber in die alten Landestheile Wie es mit den 
Inden im Pofenfchen gehalten wird, weiß ich nicht beftimmt, ich glaube 
aber, daß da erfihwerende Bedingungen vorhanden find, die Naturalifa- 
tion, das Staatsbürgerrecht und außerdem die minifterielle gautuiß 
Wenn nun, wie ich im Eingange erwähnte, der Fall eintritt, daß der erſte 
Abfchnitd der vorliegenden Verordnung angenommen wird, fo ſcheint mir 
unbedingt daraus zu folgen, daß eine allgemeine Freizügigkeit der Juden 
für alle Provinzen eintreten muß. Bei dem nicht zu bändigenden Hange 
der Inden zum Handel läßt fih nun mit Gewißheit voraus annehmen, 
daß die Juden hauptfählih in die Theile der Monarchie hinziehen wer- 
den, die den Gränzen am nächften Tiegen; ich kann wot and) mit Ges 
wißheit annehmen, daß namentlich die Juden aus den alten Landestheilen 
in den Kulmer und Michelauer Kreis ziehen werben, und zwar in Maffe, 
denn der Kulmer und Michelauer Kreis liegen unmittelbar an der Gränze. 
Dort haben fie per fas est nefas Gelegenheit, diefem par e zum Handel 
nachzugehen, und können dort ſehr Teicht ihren ifrae ktifden Glaubens; 
genoften über die Drewenz in gefchäftlicher Beziehung die Hände reichen. 

iefer Andrang würde aber für viele Städte noch befonders drückend 
werden, indem einige Orte, ich glaube 3. B. auch die Stadt Thorn, im 
Defig eines Privilegiums find, feinen Juden aufnehmen zu bürfen; folg- 
lih würden alsdann die übrigen Orte bie Juden, die auf Thorn kommen, 
mit übernehraen müffen. Im Intereſſe der chriftlihen und jüdifchen Ge- 
werbtreibenven im Kulmer und Michelauer Kreife habe ich mir nun erlaubt, 
um fie gegen die Folgen des gi großen Andranges in biefen Kreis zu 
fhügen, uud um fie in ihrem Nahrungsftande zu erhalten, ein Amende- 
ment dem Herrn Marſchall zu überreichen, weldyes doheo \aakrtı 








dem neuen Geſetze, die Regulirang ver Berbältniffe der Inden betreffen, 
beſtimmt ausfprechen zu wollen, daß es in Betreff. ver Meberfiedelung ve 
Anden aus einem Nandestheile in den anderen künftig fo ‚verbleiben feh, 
wie bisher die Geſetze oder die Praxis beftimmt haben.’ 

Marfhall: Nun ftelle ih die geeß, ob das Amendement ange 
nommen werben ſoll. Diejenigen, welde es annehmen wollen .... 

(Der Miniſterial⸗Kommiſſar bittet um’s Wort. Mehrere Stimnn: 
Mitten in der Srageftelung?) 

—8 hätte doch gewünfeht, in der Frageſtellung nicht unterbroden y 
werden. 


Abgeordn. Hanfemann (betritt die Redner⸗Bühne). 

(Bielfaher Ruf nah Abflimmung und großer Lärm.) 

Marfhall: Weber die Krageftellung find Bemerkungen geflaktt 
(Anbaltender Rärm.) — Ich ann darauf beiteben, daß, wenn ich —38 
den das Wort gebe, er es auch behält. 

Abgeordn. Hanfemann (mit ſtarker Stimme): Ich bitte, mich mi 
Ruhe anzuhören. 

Meine Herren! Das Reglement befagt zwar, daß die Kommiſan 
der Regierung jederzeit das Wort nehmen können; das Reglement frk 
iubefen auch voraus, daß, wenn, nach Anordnung des Herrn Marſchali 
die Berfammlung mitten in der Abftimmung, begriffen it, in dem Au 
blicke, wo der Herr Marſchall ſchon vie Verfammlung auffordert, zur 
fimmung zu ſchreiten, es nicht mehr an der Zeit fei, das Wort zu m 
men. (Farı.) — Sollte es felbft nah dem firengen Wortlaute des Kr. 

Iements geflattet fein, daß der Herr Negierungs-Rommiffer mitten u 

Ber Abftimmung das Wort nehmen und fie unterbreden dürfe, fo fer 
ih doch mit Sicherheit voraus, daß der Herr Regierungs⸗Kommiſſar be 
näherer Erwägung finden werde, daß cine folhe Benugung feines Bm 
zechts die Würde der Berfammlung verlegt. 

(Exrneuerter Lärm. Biele Stimmen durch einander. Der Marſchal 
läutet anhaltend mit der Glocke.) 


Abgeordn. Graf Merveldt, au Beckum: Das Net, fo etwas y 
fagen, faun nur dem Marfchall zulommen. 

and Bade (bedient fich während mehrerer Minuten der Glocke, us 
die Ruhe berzuftellen): if die Verſammlung die Güte haben, mi x 

ören? Ich hätte allerdings gewünfcht, in ver Abflimmung nicht unter 
rochen au werben. Anbererfeits iſt es aber auch wichtig, daß Alles, wei 
zur Aufklärung dienen ann, gefagt werde. Darum muß der Herr Mi 
nifterial-Rommiffar das Wort erhalten. 

Zinanz- Minifter v. Düesberg: Es kann durchaus nit in a 
Stellung eines einzelnen Abgeorbneten liegen, gegen das Berfahren ein 
Rönigliden Kommiffars des Minifteriums Einwendungen zu erheben: 

laubt ein Abgeorpneter, daß in diefer Beziehung Anlaß zu einer FH 

ng vorliege, fo hat er fih an den Marfhall zu wenden, von deffen Sei 
alsdann die geeignete weitere Mittheilung gemacht werben wird. Dat 
Verfahren eines Königlichen Kommiffars der VBerfammlung gegenüber ei 
ner Kritik oder gar einem Tadel zu unterwerfen, iſt unzuläffig, und id 
muß dagegen meine Berwahrung einlegen. 

Marfhall: Das, was ich gefagt habe, war ganz in diefem Sinat, 
weil ich mir vorbehalten hatte, dem Herrn Biniierial- Kommiffar do 
Wort zu erhalten. \ 

Abgeordn. Graf Merveldt (vom Plage): (Bittet uln’s Wort um 
will fprehen, wird aber wegen allgemeiner Unruhe und fi arten Räutent 
nicht verftanden.) \ 

N) 


Marfhall: Ih Tann nicht zugeben, daß der Herr Minifterial- 
Kommiſſar, dem ich das Wort gegeben habe, daran verhindert werde, es 
zu nehmen. | 

Geheimer Negierungs- Katy Schröner: Ih würde einen Augen- 
blick früher das Wort ergriffen haben, wenn nicht erft die lebte Aeuße⸗ 
rung des geehrten Redners Beranlaffung gegeben hätte, eine kurze Erläu- 
terung zu geben. Es befteht nämlich bie Frerie, daß, wenn ein Jude aug 
einem Sandestheil mit einer gewiflen Juden-Berfaffung in einen anderen 
Landestheil, wofelbft eine andere Geſeggebung befleht, überfiedelt, hierzu 
die Zuflimmung des Dinifteriums des Innern eingeholt wird. Beruht 
bies Verfahren auf dem en verfchiedener Juden-Berfaffungen, wel 
es nicht alata erfeheinen laſſen, diefes Ueberziehen ohne Weiteres & ge⸗ 
falten, \ fänt jene Befchränfung von felbft hinweg, fobald der Geſe 

ntwurf diefe verfhiedenen Geſetzgebungen befeitigt, und es ver th 
daß alsdann feine minifteriefle Genehmigung weiter flattfinvet. Es würde 
alfo, wenn dem Amendement Kolge gegeben werden follte, eine neue dem 
Geſetz nicht entfprechende Beſchränkung eingeführt werden. Dies zu bes 
merken, hielt ich für erforderlich. 

Graf von Merveldt: Meine Abficht des eben gemachten Antrags 
war, zu bemerfen, der gechrte Abgeorbnete ber Apeinprobing Habe nicht 
das Recht, dem Marſchall vorzugreifen, denn als er das Wort ergriff, 
konnte der Marfihall nur dem Regierungs-Kommiffarius das Wort geben, 
der es eben begehrt batte. 

Marſchall: Sch glaube, das ift erledigt. Der Herr Abgeorbnete 
Hanfemann get wohl nicht die Abſicht gehabt, etwas werlehenbee zu fa» 
gen. Ich gebe ihm zu feiner Rechtfertigung das verlangte Wort. 

Abgeordn. Senf emann: Meine Herren! Es ift, wie ber Herr 
Marſchall bemerkt hat, gewiß nicht meine Abficht gewefen, irgend etwas 
perfönlich Verlegendes zu fagen, und ich glaube, dag meine Borträge 
während der zehn Wochen unteres Beifammenfeins hinlänglihes Zeugnif 
dafür ablegen, wie ich perfönliche Kränkungen ſtets vermeide und nur bie 
Sache im Auge habe. Aber id habe ein fehr Iebhaftes I für die 
Rechte und Würde ber hohen Verfammlung, welcher ich angehöre, und 
wenn Sie, wovon ich überzeugt bin, dieſes Gefühl gleichfalls hegen, fo 
werden Sie es gewiß in feinem Falle übel deuten fünnen, wenn th dar⸗ 
auf aufmerliam gemacht habe, daB das Wortnehmen feitens des Regie 
rungs-Rommiffars im Augenblide der Abftimmung allerdings etwas_ tft, 
wodurch die Berathung in gewifler Beziehung einen eigenthumlichen Cha» 
safter annimmt. Ich babe aud,imwie Sie bemerft haben müffen, durchaus 
nichts gefagt, wodurch ich den genchten des Marſchalls vorgegriffen hätte; 
ich habe blos über das Negle: Zumgelprochen, und mein Bortrag bezweckte 
nur, den Sinn des Regler wähnte Yzullären und dann dem Herrn Mar- 
ſchall zu überlaffen, was dıom Plagesntfcheiden für gut finden werbe. 

Marſchall: Diefer zung zu bie) iſt als erledigt zu betrachten, und 
wir kommen zur Abſtimmu? ath (forkfa) Amendement. Es fragt fih nur, 
ob es hinreichend verftanden, liegt es aL_ Da Niemand fih dagegen er- 
hebt, fo frage ich, ob das Gerecptinteit, ngenommen werden fol. Wer 
diefe Frage bejahen will, war. (Murreden. (Mur wenige Mitglieder 
erheben fih.) — Das Ameıte Pflicht ald DE angenommen. 

il e8 im höchſten 
In Betreff der Schulpertdauern zu laſſen, yrporationen und deren Til. 
ung, wie binfichtlich der I Grundpfeiler a blöfung der Corporations⸗ 
Verpflichtungen, verbleibt eg wirken ‚Sie durch Yehenden Vorſchriften und 
Anoronungen. Das feftgefte,t, damit wir einer al kann von den Regie 


im Wege der abminifil. igetri w . 
rungen im Wege der abminif “ef fragen, ob das 98 ieben werden 
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. 50. 
In Betreff ver Serfonenfande-egifer find die beſtehenden Verord⸗ 
nungen in Anwendung zu bringen. co. 


Alle von ben vorflehenden, im Abſchnitte I. und IL. enthaltenen Bes 
fimmungen abweichenden allgemeinen und befonderen Gefegen werben hier. 
mit außer Kraft geſeht. 

(werden vom Referenten verlefen und gegen bie beiden erfteren nichts bes 
merkt. Zu letzterem bemerkt:) . 

Abgeorbn. Fabricius: Aus der mit der Allerhöhften Propofition 
wegen ber süngerligen Berpältniffe der Juden ausgegebenen Denkfchrift 
ergiebt fh, daß die Provinz Nen-Borpommern zu — ‚en Ländern ge⸗ 
gar, welche fih, fo viel die Juden anlangt, den alten Provinzen gegen- 

iber in einer ganz befonberen Lage befindet, indem in ihr mod ganz bie 
alte Gefeggebung befleht und es fomit an jedem Uebergangaflabium fehe 
Ien würde, wenn bie neue Sefesgebung fo zur furgen Hand auf fie au⸗ 
gewendet werben follte. Die Provinz glaubt daher, daß es in dem Nedt 
dder der Billigfeit Tiege, wenn ihr der Munfe) gewährt würde, daß über 
die Modalitäten der Einführung bes Geſetzes zuvor mit ben Kommunale 
Fänden verhandelt werde. Sie bitten, daß diefer Wunf in der abzn- 
— kelaruug zur Kenntniß Seiner Majekät des Könige ge 
ra werbe. 

Marfhall: Für igt haben wir nur mit dem Ab mitt, welder 
— betrifft, zu thun. Darüber mäſſen wir und erſt verſtaͤndigen, dan 

men allgemeine ‚Bemerkungen gemacht werben. Wir fommen ge Ab 
Femung ob dieſer Abſchnitt angenommen werden foll oder nit. Ber 
langt nd Jemand das Wort? 

Abgeorbn. yon Hiller: Id will nur an das erinnern, was in ber 
Abtpeilun, angedeutet worden ift. Bon dem Juden, die im Jahre 1815 
von Barton aus an Weußen fielen, Ieben vier Fünftel in Pofen und 
ein Bänftel in dem benachbarten Preußen. Ich frage Sie, ift e6 Red 
den guer Fünfteln weniger Met zu geben, ald dem einen Fünftel? Yı 
glaube nein. Darum bin ih us voller Weberzgeugung dem Antrage ber 

ng beigetreten, und % itte Sie, meine Herren, ein Gleiches zu 
u. 
MarfYall: Berlangt nod \ 
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zu ändern. Indeſſen find dies Saffungsbemerfungen, womit wir uns hier 
nicht aufhalten werden. 
(Die Berfammlung flimmt diefer Anficht durch Zuruf bei.) 

Wir gehen nun zu den gemachten Amendements der Herren Abgeord- 
neten von Beckerath, Winzler und Milde über. Ich möchte den Herrn 
von DBederath fragen, ob fein Amendement dahin geht, daß ber Yara- 
graph in der Faſſung, wie er fie vorgefhlagen hat, die Verwerfung des 
ganzen a einfätieße, und ob dann biefer Paragraph allein chen 

eiben fo 

Abgeorbn. von Bederath: Sch habe die Ehre, die Frage des Herrn 
Landtage-Marfihalls durch nadılolgense Demerlungen zu nd Es 

nd mehrere Amendements eingebracht worden, und zwar find zwei der⸗ 
elden im Sinne besjenigen Theils der Berfammlung geftellt worden, der 
eine vollftändige Emancipation der Juden herbeigeführt zu fehen wünfcht. 
Diefer Theil der Berfammlung bat ſich zwar an der Verathung des Ge- 
feßes, welches in mancher Beziehung, auch nach den hier gefaßten Des 
ſchlüſſen, die Emancipation beichränten würde, betheiligt, jedoch allerdings 
in der von dem Herrn Marfhall anerkannten Vorausfeßung, daß diefe 
Berathung nur eine eventuelle fein werde, und daß e8 vorbehalten bleibe, 
bie eingebrachten Amendements zu $. 1, dic das Prinzip der Emancipation 
enthalten, zur Befchlußnahme zu bringen. Das erfe Amendement rührt, 
wenn ich nicht irre, von dem Herren Abgeordneten Winzler her und flimmt 
mit dem meinigen binfichtlich des Grundſatzes überein; es hat aber das⸗ 
jenige, was ich als felbftredend betrachtete, namlich die Ausnahme derjenis 
gen Rechte, welche mit dem Kultus- und Clementar- Schulverhältniffen 
ber Ehriften in unmittelbarer Verbindung ftchen, ausdrücklich angeführt. 
Da nun eine vollftändige Uebereinftimmung des Prinzips_vorhanden ift, 
lo ſcheint e8 mir, daß v6 beive Amenvements, was gewi u im In⸗ 
tereffe der Abkürzung unferer Verhandlungen zu wünfden ift, fehr füglich 
in eines verfchmelzen laffen, und das würde durch die Faſſung gefchehen, 
die ich geftern die Ehre hatte, dem Herrn Marſchall einzureichen, nach» 
dem ihr er ein Zuſatz beigefügt worden. Das Ganze würde alsdann 
lauten, wie : 
„Die Suden, welde in den verſchiedenen Provinzen der Monarchie Ihren 
Wohnſitz haben, genießen neben gleihen Pflihten gleihe Rechte mit 
Unferen chriſtlichen Unterthanen und follen nad den für dieſe daſelbſt 
geltenden gefeglihen Borfähriften behandelt werden. Hiervon find felbft- 
redend ausgenommen diejenigen Rechte und Vorfchriften, welche mit den 
Kultus» und Elementar » Unterrichts » Angelegenheiten der Chriften in 
unmittelbarer Verbindung ſtehen.“ 

Ich zpeiſe nicht an der Zuſtimmung des geehrten Abgeordneten, 
welcher das eben von mir erwähnte Amendement eingebracht hat. 

Abgeordu. Winzler (vom Platze): Ich gebe vollkommen und gern 
meine vollfändige Einwilligung zu dieſem Amendement. 

Abgeordn. von Bederath (fortfahrend) : 

Und nun, meine Herren, liegt es an Ihnen, durch ihre Abflimmung 
zu bewähren, daß das Wort Gerechtigkeit, das fo oft hier in dieſem Saale 
ertönte, fein leerer Klang war. (Murren von einer Geite.) ch bitte 
Eie, nicht nur, weil es unfere Pflicht als Menfchen iſt, den Juden gerecht 
zu werben, fondern auch, weil es im höchſten Jutereſſe des Staates Tiegt, 
nicht länger einen Zuftand fertdauern zu lafjen, der dem Orundiage ſtaats⸗ 
bürgerlicher Gleichheit, dieſein Grundpfeiler aller öffentlichen ohlfahrt, 
widerfpricht. Ich bitte Sie, wirken Sie durch Ihr Botum dahin, daß 
diefer Zuftand ein Ende nehnie, damit wir einer befferen Zufunft auch in 
dieſer Beziehung entgegengehen. 

Marfhall: Ich muß zuerft fragen, ob das Amendement (6, win w& 
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semufirt tft und die Ablehnung bes ganzes Geſetzes zur Folge haben 
— ea wird? (E68 findet N. Kinreienbe Unterftüßung.) 
Abgeordn. von Werded: Ich wollte nur in kurzem baranf aufmerl⸗ 
fam madhen, daß mit Annahme des Amendements der neuerlich gefaßte 
Beſchluß, daß die Juden nicht die Ausübung aller ſtändiſchen Nechte haben 
follen, umgeftoßen werden wirb. DR 
Abgeorbn. Graf von Finkenſtein: Und ih will mid blos gegen 
das eine Wort des Redners verwahren, daß wir durch bie allgemeine 
Gerechtigkeit beftimmt werden follen, das Amendement anzunehmen und 
das Gefetz zu verwerfen. Ich flimme gegen das Amendement des Red- 
ners; i ine aber eben fo gut im Namen der Gerechtigkeit zu ſtimmen. 
Ich halte das Amendement für eine ‚Ungerechtigkeit gegen die Chriften. 
Alſo im Namen der Gerechtigkeit werde ich dagegen fiimmen. (Bravo! 
von einer Seite.) L. 
Abgeordn. Frhr. von Lilien⸗Echthauſen: Auch ich Halte das Chri⸗ 
ſtenthum für die Grundlage unſeres Staates. Ich kann deshalb, ohne mit 
dieſer meiner innerſten Ueberzeugung in den greifen Widerſpruch zn tre⸗ 
ten, den Juden als denjenigen Bewohnern des Staates, welchen nicht 
allein das chriſtliche —2*— völlig fremd iſt, ſondern welche ihre Re 
ligion auch dem Chriſtenthum geradezu feindlich gegenberiieikt, nicht die⸗ 
jenigen politifchen Rechte einräumen, deren ya ie Theilnahme an ber 
efeßgebung und die Ausübung vobrigfeitlicher Functionen bebingt. Es 
ift zwar mehrfach von der Gegenfeite an die Humanität and an bie rif- 
Ihe Duldſamkeit des 19ten Jahrhunderts appellirt worden. 
Meine Herren! Auch ich fihäge diefe beiven Tugenden, wie überall, 
fo auch auf dem Gebiete der Politik, fehr hoch. Allein, fo wie die Wohl⸗ 
thätigfeit aufhört, eine Tugend zu fein, wenn fie fo weit gebt, daß fie den 
oblthatenfpenber felbft in Noth und Elend bringt, eben fo hören Hama. 
nität und Duldſamkeit auf, politifhe Tugenden zu fein, wenn fie in dem 
Vebermaße ausgeübt werben, daß dadurch die Grundlage des Staates feltk 
erfihüttert wird. (Bravoruf.) Es ift von ber anderen Seite fogar ein 
Rechtsanſpruch der Juden auf politifche Gleichſtellung mit den übri⸗ 
en Einwohnern des Staates behauptet und dabei als Beifpiel auf die 
mancipation der Katholiken in Irland Hingewiefen worden. Es iſt dabei 
indeffen überfehen, daß die Irländer, im eigenen Rande von dem Eroberer 
unterdrückt, früber ſchon befeffene Rechte entbehren mußten, während die 
Inden in Deutfäland als Einwanderer, als Fremdlinge erfheinen, hei 
welchen daher von einem Rechtsanſpruch auf politifhe Rechte, welche fır 
früher nie befeffen haben, und die ihnen auch bei ihrer Einwanderen 
nicht zugefichert worden find, nicht wohl die Rede fein fann.*) Hierm 
bin ie da sh von dem Prinzipe des riftlichen Staates nicht laſſen kann 
und nicht Iaffen will, außer Stande, mich für eine völlige Emancipatios 
der Inden oder, was daflelbe ift, für die Annahme der zum $. 1 det 
Geſeg Entwurfes geftellten Amendentents zu erflären. (Bravoruf.) ' 
bgeordn. Hanfemann: 
(Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 
Es iſt von mehreren Seiten auf — gedrungen worden; ich will 
Pr gern auf das Wort verzichten, wenn dann die Debatte geſchloſ⸗ 
en wird. 
Marſchall: Es ift ein fo wichtiges Arnendement, daB man es wohl 
vorher befprechen muß, ehe darüber abgeſtimmt wird. 
Abgeordn. Hanfemann: Meine Herren! Das — ene Amen⸗ 
ment dug den Grundſatz rein aus, den, ein grober heil diefer Ber 
ammlung in Anwendung gefeht zu fehen m” ie Angelegenheit iſt 
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ſtimmt werben, und ber Here Secretair wird bie Güte haben, es nmoqh 
einmal zu verlefen. 
(Die Verlefung erfolgt durch Secretair von Bodum - Dolfis.) 

Der Antrag ift der, daß diefes Amendement an die Stelle des zu 
verwerfenden Geſetzes trete; diejenigen, welde dem Antrage beitreten 
wollen, antworten auf die Frage mit: Ja! Es ift fhon geftern und heute 
wieder von mehreren Eeiten der Wunſch geäußert worden, ich möchte der 
hoben Perſammung vorſchlagen, daß bei der Abſtimmung durch nament⸗ 
lichen Aufruf zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen Jeder, der aufge⸗ 
rufen wird, neben der Nennung feines Namens aufſtehen möge. Stimmt 
die Berfammlung dem beit (ga: 

a! 

Ich bitte demnach, daß es gefchehe. 

(Abftimmung durch Namensaufruf fiehe Hinten.) 


Marfhall: Die Frage ift mit 220 gegen 186 Stimmen verneint. 
Das Amendement ift alfo nicht angenommen. 

Abgeordn. Milde: Nah der flattgehabten Abftimmung, fehe ich mid 
veranlagt, das Amendement, welches ich ehegeftern angekündigt und in bie 
Hände des Herrn Marfchalls gelegt habe, in der Borausfegung zuräd- 
zunehmen, daß das Geſetz, wie e8 amenbirt worden ifl, von der Verſanm⸗ 
lung angenommen wird. Wenn das nicht der Fall fein follte, fo würde 
naturlich mein Amendement fih einfchieben; ich will aber zur Zeiterfparung 
und im Intereſſe der Sache für jest mein Amendement zurücknehmen. 

Marfhall: Ich ftelle aber anheim, ob nicht das Amendement ver- 
Iefen werden fol, damıt Jeder weiß, was er zu erwarten hat, wenn er auf 
die Verwerfung des Gefeges anträgt. 

Abgeorpn. Milde: Das Amendement lautet: _ 

„Se. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, das Gefeh vom 11. Mär 
1812, unter Aufhebung aller anderweitig geltenden Juden Orbnung 
in dem ganzen Umfange der Dtonardie einzuführen und die 66. 9 m. 
dieſes Gefeges im Tegislatorifchen Wege und in Bereinbarung mit ben 
Etänden demnächſt Ei Erledigung zu bringen.” 

Marfhall: Ich will jest die Frage ftellen, ob Ce. Mojepät der 
König allerunterthämgft gebeten werden fol, das nun berathene Geſetz mit 
den beichloffenen Abänderungen zu erlaffen? 

Abgeordn. von Werded: Wir willen nicht, was in den 4. 9 u. 39 
fteht. Es iſt mir mindeftens in dem Augenblide nicht gegenwärtig. 

Marfhall: Es wäre alfo nothwendig, daß die beiden Paragrappen 
verlefen werden. Wir haben ja das Geſetz bier. 

181 Neferent Sperling (lief $$. 9 u. 30 des Gefehes vom 11. Män 
2 vor): 


$. 9. 
Inwiefern die Juden zu anberen Öffentlichen Bebienungen und Staats 
ämtern zugelaffen werden Tönnen, behalten Wir Uns vor, in ber Folge der 
Zeit gefeglich zu beflimmen. 


8. 39. Ä 
Die nöthigen Beftimmungen wegen des kirchlichen Zuflandes und der 
Verbeſſerung des Unterrichts der Juden werden vorbehalten, und es ſollen 
bei der Erwägung derſelben Männer des jüdiſchen Glaubensbekenntniſſes, 
die wegen ihrer Kenntniffe und Rechtſchaffenheit das Öffentliche Vertrauen 
genießen, augegogen und mit ihrem Gutachten »ernommen werben." 
Ibgeordn. Milde: Die Berfammlung wird mir alfo nach Anh 
ber beiden Paragraphen vollkommene Gerechtigkeit widerfahren laſſen, 
ich blos zur Abkürzung der Sache, alfo zur — es thue, wenn 
ich das Amendement zurücknehme; denn wenn ‚die berathenen raphen, 
welche auf ben Kultus Bezug haben, ANGERONIMER ‚fo —* fs 


\ 
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das Amendement von ſelbſt. Würbe aber das Geſetz verworfen werben, fo 
würde ih das Amendement bringen, um wenigftens etwas zu haben, was 
3* der qottagigen Berathung hervorgeht, damit dieſe doch nicht ganz 
amfonft i 
eferent Sperling: ch glaube, daß wir über die Frage, ob das 
Gefe) anzunehmen fei oder nicht, bier ge nicht abflimmen dürfen; denn 
ber Landtag hat feinen Iegislatoriihen Charakter. Ge. Majeftät der König 
get als Geſetzgeber ein Gutachten über die einzelnen Beitimmungen des 
eſeßes verlangt. Diefes ift bei den einzelnen Paragraphen abgegeben, 
und nach meiner Meinung dürfen wir nichts weiter als diefes Gutachten 
zur Keuntniß Sr. Majeftät bringen. 


Abgeordn. reiben von Lilien - Ehthaufen: Ich bitte um das 
Wort. Ich wollte aber über die Sache felbft fprechen, nicht über die eben 
angereate räjudizial» Frage. 

arihall: Das würde jet auch gefchehen müflen, denn wir fom- 
men gu Abflimmnng. 
bgeorbn. von Lilien- Ehthanfen: Ich will aber über die Sache 


ferhft ge en. 
arſchall: Ich bitte, das Wort jebt zu nehmen, fonft kommen wir 
zur Abflimmung. 

Abgeordn. von Ben a thanfen: Ich muß mir vorab die Er⸗ 
Märung erbitten, ob ber Herr Marſchall wirklich die Frage darauf richten 
wollen: ob das Geſetz, wie es amendirt ift, angenommen werden foll, oder 
HA nle Broge nicht geftellt werben wird. Nur in dem erfleren Fall were 
sch fprechen. 


Marfhall: Ich Habe allerdings bie Abficht, die Frage zu ftellen 
ob ©e. — der König allerunterthänigft gebeten werden foll, das 
Geſetz mit den Abänderungen, die bier erbeten worben find, zu erlaffen. 


Abgeorbn. von Lilien- Echthaufen: ch halte den Gefeb - Ent- 
wurf, der zur Begutachtung vorgelegt worben ift, in feinem Prinzip und 
feiner Tendenz nach allerdings für einen wefentlihen Fortſchritt auf 

Wege zur Serbefferung ber Lage der Juden. Ich erwähne in dieſer 
Deziehung zunähft vom allgemeinen Geſichtspunkte aus, daß danach 
an die Stelle von 18 verfchiedenen Juden» Ordnungen nur ein Geſetz 
treten, daß künftig die Freizügigkeit auch für die Juden innerhalb ber 
Monarchie beftehen wird, und daß die Zuden Fünftig überall das Staats: 
Bürgerrecht erhalten follen. Außerdem follen nad dem Gefeg -Entwurfe 
die Synagogen» Gemeinden forporative Rechte erhalten, das Schul- und 
Armenweſen foll regulirt, der Gewerbebetrieb der Juden von den bisheri- 

en Beichränfungen befreit werden, ihr Eid fol fünftig mit Dem eines 
sriften gleiche Glaubwürdigkeit haben. Bor Allem Tiegt aber ein Fort» 
ſchritt in der bisher nicht gefannten, wenn auch beichränften Sulaflung der 
Juden zu mittelbaren uud felbft zu unmittelbaren Staatsämtern. Noch 
ſchärfer tritt der Kortfchritt in dem Gefege hervor, wenn ich mich auf den 
provinziellen Standpunkt ſtelle. Ste werden fih mit mir einverjtanden 
erklären, meine Herren, wenn ich Ihnen fage, daß in dem Lanbestheile, 
welchem ich angehöre, in dem Herzogthume Weftfalen, noch die Juden» 
Drdnung vom Sabre 1700 gilt, in Folge deren jeder Jude, ber fi) Das 
felbft niederlaffen will, vengeleitet werben muß; jeder Jude, der fich daſelbſt 
verheirathen will, muß vorab ein Hochzeits- Patent loͤſen, und alle Kauf- 
verträge, wodurch ein Jude Grundflüde erwerben will, bebürfen zu ihrer 
Gültigfeit der Beſtätigung der Regierung. >. 

Snbeflen, fo ſehr ih miih auch mit dem Gefen „Entwurfe in feinem 
Prinzipe und feiner Tenden —I erkläre, und æ Wed 
sh auch wunſche, daB anf ege der Geiegarhung al Tr Hriwelt- 
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rung ber Lage ber Juden hingewirkt werben möge, muß ich doch Bebenken 
tragen, mich noch jest für den Entwurf zu erklären, nachdem das Prinzip, 
weldhes ihm zum Grunde Tiegt, durch die angenommenen Amendements 
völlig durchlöchert ift, nachdem in mehrfacher Be tepung an bie Stelle bes 

emäßigten Fortſchritts Beftimmungen. getreten in , welde nur als em 
Husflu des auch von mir verworfenen Prinzips der völligen Emancipa- 


tian der Juden erfcheinen. Hiernach bin ich außer Stande, mich für den | 


Geſeg Entwurf, fo wie er amendirt ift, zu erklären. 
geordn. Fehr. von Binde: Die Bemerkungen, die ich machen 
wollte, find eigentlich rein formeller Natur. ch glaube, daß das, was 
Das verehrte Mitglied, was vor mir auf der Rebnerbühne ſtand, geſagt 
bat, wenn es überhaupt gefagt werben ſollte, zur allgemeinen Diskuffion 
ehören dürfte. Wir haben weitläufig über die von dem einen Theile der 
Sitatieber in dem Geſetze vorgefundenen Vorzüge und von dem anderen 
Hallen erjelben darin wahrgenommenen Mängel diefutirt, und die Die. 
kuſſion iſt fehr erfchöpfend geweſen. Jetzt nochmals darauf und auf den 
. Oefeg- Entwurf zurüdzufommen, wie er ohne Amendements Tautete, ſcheint 
mir unthunlich und überfläffig, weil die Verſammlung fih ein Urtheil 
bildet, über das Einzelne abgeftimmt hat und willen wirb, wie 
das Ganze abzuftimmen bat. Es Handelt fi jest nur darum, ob wir 
Se. Majeftät bitten wollen, den Veſeg utwarf mit den beſchloſſenen 
Abänderungen zu erlaffen oder nicht. (Großer Beifall und lebhafter Ruf 
nad Abftimmung.) 

Marfhall: Der Herr Secretair wird die Güte haben, vie Frage 

noch einmal zu verlefen. (Befchieht.) 

Serretair: Soll Se. Majeftät der König gebeten werben, den vor- 
elegten Gefeg-Entwurf nah Maßgabe der bieher gefaßten Befchläfie und 
bänderungen Allergnäbigft zu erlaffen? 

Cine Stimme: & trage auf namentlihe Abftimmung an. 

Marfhall: Ich bin genöthigt, zu fragen, ob ber Antrag auf ma 

mentlihe Abftimmun Unterftügung findet? Wer ihn unterftügt, bitte is, 
aufzuftehen. (Der Antrag wird nicht hinreichend unterftügt.) 

Diejenigen, welche die vorgelefene Frage bejahen wollen, bitte ich auf- 

zuſtehen. (Es erhebt ſich der größte Theil der Mitglieder.) 
a ift fomit Die Srage bejaht, und wird die Sitzung nun gefchloffen 
erden. 

















Ueberſichtliche Tabelle 
namentlichen. Abſtimmung der Emancipationsfrage. 


(Bei den uicht ausgefüllten Mubriken fehlten die Herren an den beireffeuden Tagen in der Sitzung.) 






3 ef IV. 
ua 
Provinz. Bötige 
8 — * —8 — 
Ja Nein Ja Nein KaRein| Ja Rein 
Aldenhoven, Gutsbefitzer........J Rheinpr. 1 3 * 
Allnoch, Erbichoftifeibeflter ....... . Schleſien. ı 1 1 1 
Anwandter, Apotheker........ | Brandenb.| 1 1 1 1 
Appelbaum, Kaufmann...... so. Polen. 1 1 1 1 
Arndt, Rathemaurermeifler . .. . . . Hommern. 0 0 
von Arninı, Randfcaftsrath .... . . Dreußen. | ı 1 1 ... 
von Arnim, O.bLieut. & Landtags.Dep. |Brandenb. 0 0 
9 Nittmeifter a. . 8r.sDeput. |Pommern. | 1 0 1) 

Graf von der atedo „gammerher Sarhfen. 0 0 0 
von Auerswald, General-Landichafter. | Preußen. | 1 1 ... 
Baenſch, Kaufmann ....2..... Poſen. 1 |ı 1 1 
von Bardeleben, Lanvrath ....... eußen. | 1 1 1 1 
Barre, Kaufmann. ver re. eſtfalen. 1 1 1 1 
Zaug Bürgermeiſter ........ Schlefien. .... 041 0 
Bau Nittergutsbefiger . Pommern. o|ı 0 

Baum, Eommerzienrath und Praͤſident 

der Handelskammer........e Rheinpr. | 1 1 1 1 
Beder, Ortsriter . . . - . - oe] Sadfen. 0 0 0 
von Beckerath, Banquier. ......« Rheinpr. | ı 1 1 1 
Beemelmanns, Bürgermeifler . . . . . | Rheinpr. | 1 l 1 
Behling, Schulze . ommern. 0 0|.. 1) 
von Benningfen-Börber. Bürgermft.. . | Brandenb. OP. ... ... 0 
Berein, Erbzinsgutsbeflger - . - « . . | Brandenb.| 1 1 l . 
Bergenthal, Sandwirtd ......... Weſtfalen..... 0]... 0 
Berger, Qutsbeflter ... . . . . 1 ®eflfalen.| ı 1 1 1 
von — —— | genden 1 1 1 .... 

‚ Berndt, Erb⸗ und Gerihtei hiefien. | 1 1 .. 1 
Bertram, Geheimer Re —* 

und Ober⸗Bürgermeifler. Sadfen. |....|ı | | 
Beuſter, —* und Rathmann: Brandenb. 0 011 0 
Birfing, Qutsbefiber ...... 2... Rheinpr. | 1 0|.. 1 
Graf von Bismarl-Boplen, Oberfla. O. 

u. Landtags⸗Marſchall der Provinz " 
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Baht, Schulze . | Pommern. 0 
Batteroid, Drisfäufe Sarfen. 0 
v. Beltheim, Major 
tirten Brandenb. .... 
v. Vellheim, Landrat Sachſen. 0 
‚Breiperr v. Bely-Jungke 
—— Kanmerperr. Beflfalen.| ı 
Beftfalen.| 1 
Sagfen. |...» 
Wächter, Eommerzien-Natd .. . ... ſreußen. 1 
Fre v. "ala Borken, Probin- 
sial-Seuer-Societäts-Director . . | Rheinpr. 0 
Waldmann, Ratheherr u. Bädermfr. | Branden.| 0 
v. Bafdow u. Reipenftein, Lieut. a. D. | Brandenb, o 
Balliczed, Erbfeoltifeibefiger . Schleſien. | ı 
Baron 9. Wechmar, Landrath Sälelien. 
dv. Wedel, Regierungs- u. gorfirath . »| Sadien. 

* Ktaufmann.7 Preußen. |... 
dv. Wegiersti, Ritter; —— Xoſen. Ja 
Behr, Nittergutsbel »| Preußen. |. ... 
©. Weiher, Landidal » | Pommern. 0 

Beife, Kaufmann «ernennen reußen. | 1 
Welter, Dber- andesger.- u. Stadtrath eftfalen.)|. 0... 
Benghöfer, Stabtverorpneten » Vorfte- 
se und Kaufmann . te. 1 
v. Werded Geheim-Beierunge:ttf 'randenb. 
Berner, Apot! Sählefien. | ı 
here don —* dandraihn ». | Sadıfen. (} 
eſſet ee; .... 
Bi ige ', Kaufınann . u... | Shtefen. | ı 
ie, — Sdleſien. v 
. * mmern.|... . 
hlefien. 0 
Brandenb. vo 
Ei * Win Kammer. Sadjen. 0 
inpler, Kaufmann u. Stadiveron, Brandenb.| I 
itte, — Srandend. o 
Hoviat, 3 ufigrath » . » . Schleſien. 0 
Eıhr.v. Bolf-Detternic, Regierungs- 
fiee-Präfldent oo nenne nenn Brandenb.| 1 
Wortmann, Ober⸗Landgerichts⸗Secr. 1 


v. Wrodem, Landes-Aeltefter . 
FR v. Wüllenweber, Rittergui 
u, Banbwirtd . . 
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Provinj · A—— 
gi auäte. | Shen | varen. 
Zadıeım Zadln Ja Rein IaRein 
PRERLEREN .. | Sadfen. lie. 
an v est Gen.Landf.-R. | Polen. ı sunelerenlenen 
Graf v. Jeh-Burkersrode, KRammerherr 
und ——— en —ã Sachſen. 0 0 Oje... 
ihr. v Zedlitz ⸗ Reutite 'aj.u. Land⸗ 
a ft«Di — . | Sthlefien. o 0 o I o 
Delonom + | Sadfen. o oJı i o 
— Bürgerm. deſinen %ı 0 0 o o 
zen, Gaftwirth, 7 Jäfel. ſoſen. 1 ı 1 1 
Zimmermann, Bürgermei Brandenb.| 1 ..|ı ı 
tann, Bürgermeifter Brandenb. v [) 0, o 
J —ãA —8 oJı 1 1 
underer Gutöbefßer . . - peinpe. | ı 1 ı ı 
» jurmühfen, Amtmann . .. [Beffalen. ........... . vo 
I, Sandealbe 0.00.00. 1 Preußen. I... v o v 








Edikt, 
betreffend 
die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden im Preußiſchen 
| Staate. 
Bom 11. März 1812. | 





Wir Friedrich Wilhelu, von Gottes Gnaden, König von 
reußen ꝛc. ıc. 
haben befchloffen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unferer Monarchie 
eine neue, der all — —*— —e— Verfa ung u ertheilen, 
erflären alle bisherige, dur das gegenwärtige Edit nicht beftätigte 
Geſ und Vorſchriften für die Juden für aufgehoben und verorbnen 
wie ſolget: 


Die in Unferen Staaten jetzt wohnhaften, mit General- Privilegien, 
Naturalifationg - Patenten, Saugbriefen und Eonceffionen verfehenen Juden 
und deren Kamilien find für Einländer und Preußiſche Staats- 
bürger zu achten. 2 
Die Fortdauer biefer ihnen beigelegten Eigenfchaft als Einländer und 
s Staatsbürger wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet: 
daß fie feft beftimmte Kamilien- Namen führen, 


daß fie nicht nur bei Kührung ihrer Handelsbücher, fonbern au 
bei en ihrer Berträge und rechtlichen Willens-Erflärungen 
der deutichen oder einer andern. lebenden Sprache, und bei ihren 
Namens» Unterfehriften feiner andern, als deutſcher oder lateini⸗ 
ſcher Schriftzüge fich bedienen follen. 


und | 


6. 3. 

Binnen ſechs Monaten, von dem Tage ber Publication diefes Edikts 

an gerechnet, muß ein jeder gefchügte oder conceffionirte Jude vor der 

Obrigkeit feines Wohnorts ſich erklären, welchen Samilien-Namen er be 

Hanna führen will. Mit diefem Namen ift er, ſowohl in öffentlichen Ver⸗ 

anblungen und Ausfertigungen, als im gemeinen Leben, gleich einem jeven 
andern Staatsbürger, zu benennen. 


4. 4. 
Nah erfolgter Erklärung und Befimmung feines Familien - Ramene 
erhält ein jeder von ber Regierung Provinz, in welcher er feinen 
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Wohnfig hat, ein Zeugniß, daß er ein Einländer und Staatsbürger fei, 
mel es Zeunip für ihn und feine Nachkommen künftig flatt des Schub. 
tiefes dien 


8. 5. | 
Nähere Anwerfungen zu dem Berfahren der Poligei- Behörben und 
Regierungen wegen der Beltimmung der Familien⸗Namen, der öffentlichen 
Bekanntmachung derfelben durch die Amteblätter und der Aufnahme und 
—— der Hauptverzeichniſſe aller in der Provinz vorhandenen jüdi⸗ 
chen Familien bleiben einer beſondern Inſtruction vorbehalten. 


8. 6. | 
Diejenigen Juden, welche den Borfchriften &. 2 und 3 zuwider hans 
dein, follen als vembe Juden angefehen und behandelt werben. 


87. 
Die für Einländer zu achtende Juden Hingegen follen, in fofern diefe 
Verorbnung nichts —— enthaͤlt, ie — Kt Mal 
Freiheiten mit den Chriften genießen. 

Sie können baber anbenifge 


8. 
Lehr⸗ und Schul» auch Gemeinde- 
Aemter, zu welchen fie fich gefcht 


gemacht haben, verwalten. 


& 9. 
In wiefern die Juden zu andern een 20 Bedienungen und Staate- 
Aemtern zugelaflen werben können, behalten Wir Uns vor, in der Folge 
der Zeit, —86 zu beſtimmen. 


§. 10. 
Es ſtehet ihnen frei, in Städten ſowöhl, als auf dem platten Lande 
fi — fee, ſowohl, N ben p 


4. 11. 
Sie können Grundflüde jeder Art, gleich den hriftlihen Einwohnern, 
erwerben, auch alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung der allgemeinen 
gefeglichen Vorſchriften treiben. . 


6. 12. 
Zu der aus dem Staatsbürgerrecht fließenden Gewerbefreiheit, gehöret 
auch der Handel. gerrecht fließ freiheit, g 


6. 13. 
Den auf dem platten Lande wohnenden Juden und ihren Angehörigen 
fteht nur frei, denjenigen Handel zu treiben, der ben übrigen Bewohnern 
defjelben geftattet iſt. 


‘ 14. 
Mit befondern Abgaben bürfen die einländifchen Juden, als folche, 
nicht befchweret werben. 


w 


&. 15. 

Sie find aber gehalten, alle ven Chriſten gegen den Staat und bie 

©emeinde ihres Wohnorts obliegenve bürgerlige flihten, zu erfüllen, 

und mit Ausnahme der Stol-Gebühren, gleiche Laften, wie andere Stante- 
bürger zu tragen. 


4. 16. Ä 
Der Militair-Eonfeription oder —— tigkeit, und den damit in 
Berbindung ſtehenden beſondern geſetzlichen Vorſchriften find die einländi⸗ 
ſchen Juden gleichfalls unterworfen. Die Art und Weiſe ber Anwendung 
diefer flichtung auf fie, wird durch bie Verordnung wegen der Militairs 
Eonfcriptign näher beftimmi werben. 


. 17, 
. &hebündniffe können eintänbrfge Juden unter ſich ſchließen, ohne 
pierzu einer beſondern Genehmigung oder der Löfung eines Trauſcheins zu 
edürfen, in fofern nicht nad allgemeinen Vorſchriften die von Andern 


abhängige Einwilligung oder Erlaubniß zur Che überhaupt erforderlich if. 


4. 18. 
Eben diefes finbet ftatt, wenn ein einländifcher Zube eine ausländifche 
Jüdin beirathet. | 


6. 19. 
Dur die Heirath mit einer einländifchen Jüdin erlangt aber fein 
fremder Jude das Net, in Hiefigen Staaten ſich nieverzulaflen. 


&. 20. 
Die privatrechtlichen Verhältniffe der Juden find nach eben benfelben 
Geſetzen zu beurtheilen, welche andern Preußiſchen Stantebürgern zur 
Richtſchnur dienen. 


8. 21. 

Ausnahmen finden bei folhen Handlungen und Geichäften flatt, welche 
wegen der Berfchiedenheit ver Religionsbegriffe und des Kultus an befon- 
dere gefeblihe Befimmungen und Kormen nothwendig gebunden find. 

4. 22. 

Bei den Eidesleiftungen der Juden find daher bie FE der 
ulgemeinen ©erichts- Ordnung Th. 1. Tit. 10. $. SIT— 351 noch ferner 
zu beobachten. Ä 


9. 23. 
Auch muß es bei der Feſtſetzu g,der Allg. Ger.Ordn. Thl. I. Tit. 10. 
s. 352 und der Krim.⸗Ordn. $. 335 Nr. 7. und $. 357 Nr. 8., daß 
ein Jude in den benannten Kriminalfällen zur Ablegung eines eidlichen 
Zeugniſſes gezwungen werden darf, fo wie bei den daſelbſt heftimmten 
Wirkungen eines freiwillig geleifteten Zeugeneides, fünftig verbleiben. 


9. 24. 

An Anfehung der Präfentation der Wechfel am Sabbath, oder an jü- 
difchen Feſtta —R die 99. 989, 0 des Allg. —R Th. 2. 
Tit. 8. ihre —* Gültigkeit. 


$. 23. 
An die Stelle der, nah dem Allg. Landrechte Th. 2. Tit. 1. 9. 136, 
u einer vollgültigen Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen ber 
ben bie Zufammenfunft unter dem Trauhimmel nnd das feierliche An: 
fen des Ringes, und dem im $. 138: verorbneten Aufgebote ift die 
Defanntmachung in der Synagoge gleich zu achten. 


&. 26. . 
- Auf die Trennung einer vollzogenen gültigen ehr fann jeder Theil 
aus den in dem Allg. Landrechte Th. 2. Tit. 1. ©. — 718 feftgefeßten 
Urſachen antragen. 


6.27. 

Zur Begründung der bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Ehe⸗ 
ſcheidung unter den Juden ift 8* Erleantni des gehörigen Richters in 
reichend und die Ausfertigung eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

8. 28. 

Da, nad den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, neue Gefebe auf ver- 

gangene Fälle nicht gegogen werden können, fo find bie Streitigkeiten 

ber Handlungen, Begebenheiten und Gegenftände, welche das bürgerliche 
Privatrecht der Juden betreffen, und fi) vor der Publication der gegen- 
wärtigen Berorbnung ereignet haben, nad ben Geſetzen zu benctbeilen, 


% 


— | 7 —— 
bie bei Yemen Denblungen | Beyehenfeien amt Gegrufänben Juice etwa 


a een fer u je pt beagt find, — ch dur —— * 
' 
Sublicaton, —— an Dr „nsgenmärt gen Verordnung, nad deren 


29. 
n Abſicht des Gerißtstandee um und der damit verbundenen vormund⸗ 
(heiten d flat. Nur —— Heibt — en a en 
angemwiefenen befonderen Gerich Wan. 


@ either Fall dürfen ſich —* und Jeden. Helteften weder eine 


it noch eine ee inleitung und Direction 


$. 3 
den Inden es nit erl 7 t 
—— 5 ange fie ur da Hreusifhe —S I) 


ur Erwerbung biefes Bürgerrenie können fie nur auf ben Antrag 
ber Regierung der Provinz, in welcher die Nieberlaffung erfolgen fol, mit 
Genehmigung Unferes Dinifterii des Innern, gelangen. 


Aneifeiten, genießen aldbann nit ven Einländern gleihe Rechte und 


Suden, ale ſolche, *— 3 Rabbiner und Kirchen⸗ 
—— IK ale Reprie Beweis. und Dansdienften an⸗ 


ch diefes nicht auf Diejenigen ver- 
Geleiteten — KT J * Publitation des gegenwärtigen 
ikts bereite in Unſern 


igen einlänbifchen 8* welche gegen dieſe Vorſchrift (9. 34) 
Handeln allen in 200 Rt Rh. ci, Bee ya Halle des hen 
diefe zu erlegen, in eine, den wegen der Berwandlung der Strafe vor- 
nbenen allgemeinen Borfihriften angemeffene ne Gefängnißftrafe und ber 
emde Jude muß über die Grenze geich 


Ausländiichen Inden iſt der Siateit i in das Land je Durchreiſe ober 

m Betrieb erlaubter Handels. Gefchäfte geftattet eber das von den⸗ 

Fefben und gegen biefelben zu beobadhtende abren, et ‚ follen die Polizeis 
Behörden mit einer befondern Sen verfehen werben 


en des Berbots wider us aufiren a yet es bei den 
Polizei⸗Geſetzen auch in Abficht der Juden fen B 


da eier Fremde —— in Preußen r. = en and Gear —— 
nert, mi u 
— ——* © lange die Meßz g der 


8.3 
des kirchl des und d 
arte ren ee N nn Jah 
ver Erwägung berfelben, Männer des jüdiſchen Olaubensbelenntnifies, 
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Die wegen ihrer Renunire ua Rektihellenbeit das üettihe Bertrzsm 
Hieræach Satan ih Uxfere fümmilihe Staats-Behorden zur Uxter: 
Gegeben Berliz, ver 11. März 1812. 


ia.) Friedrich VBilbelm. 
Harrenterg Kircheiſen 


Deutihe Bundes-Afte 
vom S. Juni 1S15- 


4. 16. 

Tie BDuntetrerfammlung wirt in Beratung ziehen, 
wie auf eine möglihft ubereinflimmente Beife die bürger- 
liche Berbeilerung der Belenner des jüdiſchen GlIanbens in 
Deutihland zu bewirken ſei und wie infonderheit denfelken 
ber Genuß der bürgerliden Rechte gegen die Uebernahme 
aller Bürgerpflidten in den Bundesjtaaten verfhafft und 
gehigert werden könne. Jedoch werden den Delennern diefes 

laubens bis dahin die denfelben von dem einzelnen Bundes. 
Raaten bereits eingeräumten Rechte erhalten. 


2 


Anhang a. (©. 123.) 


n den fünf jüdiſchen Schulen Berlins unterrichten vier chriſtli— 
de — — Seminar Hr, Sie tn aier Geiklige 
an ber jübifchen Gemeinde» Kuabenfehule Hr. Delz im Zeichnen und Hr. 
Schauer im Gefang, an ber Nauenfchen Erziehungsanftalt Hr. Tilge 
im Zeichnen (legterer bereits feit 20 Jahren). Ehenfo unterrichteten an der 
jübiigen Schule des Hrn. Dr. Stern mehrere hriftliche Lehrer. Kerner 
ertheilten in dem vom verftorbenen Bice-Oberland-NRabbiner Weyl 
1825 in Berlin errichteten Seminar zur Bildung jübifher Rabbiner 
und Juaendie rer und in ber damit erhunbenen einentarſchule ad 
fiepende hriftliche Lehrer den Unterriht: I) Hr. Auguft Hörfcel- 
mann beutfhe Sprade. 2) Hr. 5. Mathae Zeichnen. 3) Hr. A.Ringleb 
Rechnen gu aememnähige N, PN Dr. Byliemenn Gesine ‚und 

rap! — Auch in jüdiſchen ulen anderer St unterrichteten 
riflige Lehrer, fo 3. Din Franffart a. D. s 


Anhang h. 


User die Unrichtigleit der aus dem Berichte des Heren Juſtizminiſters 
Sqla Beilage der Zig. v. 1. 1897 
ea a ——— 


Anhaug e. . 


Der Abgeorbnete von Bederath fagt mit Recht (©. 211): „es kommt nicht 
dar wie groß bie Zapl uden if bie in dem Befreiungetriege 
Pe 4 — hen brauchen ſich auch nicht vor ber Gere 
nung zu ſchenen. - 

ie Bevölkerung jüdifher Konfeſſion in Preußen betrug im 
Sabre, 1a nach EN ans NER. ac Arc 
£ elen. 

" Die Anzapl der freiwilligen Krieger unter den Juden in Preußen 
betrug in den Jahren 1843 circa 500 (laut ungefährer Berechnung nach 
Ermittelungen des Kriegeminiſteriums) 

Rechnet man Frauen (etwa 4), Kinder und Greife (etwa je +) von 
den 31,000 Seelen ab, bleiben etwa 9000 fireitbare Männer übı 
fo daß etwa auf 18 Männer ein Freiwilliger käme. Auf 18 — 1! 
Siehe Beilage der Denkfgrift Abjguitt C. 












ferner zu Lientenaait ernauxt 
Auler, stern, DB. Burg uf.w. Te ik ver Est 
ß, sehen —— Pu »> 
‚us Wen wärtig ben eines der 
wm Yıhırıs un ver —2** ‚ Anzenienurfähnle in Berlin befleier. 
Als Interelantes Aastum kerihten wir neh, tab T. A Bende ui 
Manuri un WBunbarzten feltfi als Wundarzt eintrat und nach ver Echlaht 
* a 12 Verwundete in feine Wohunng, Etralauerfirafe 5, 
aufnahm. 


Was die Velohnung ber aus dem Kriege heimgelchrien jũdi 
willen betrifft, A belehrt uns darüber —— — ed are 


Miniierlums des Innern vom 28. November 1826, welch 
(v. Rampg Annalen, 1826, 10. Bd. A. Hft. ©. 91): 





eine Verforgung im Staatsdi 
fon — ni fies 


orfchrift des Edikts vom 1. Mär 
Wertin, den UN. November 1826. 


Winifterium des Innern. 1. Abtheilung. 
Köhler.“ 
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- Schreiben des Fürſten von Hardenberg an den Bangier 
9. Jacob Fevy in Berlin. 
Wien, %. Mai 1815. 


Auf Ihre Vorſtellung vom 9. d. M. erwibere ge ver N nen, j 
Ihr Sohn da er erſt 17 Jahre alt wird, um fo wen chtet iſt, 
in den activen Militairdienſt zu treten, —* F — 1814 


Kriegs - ter 9 ariat hat daher gar Fein Beet „Aufetug Mi im Rrige 
wider Srantreii g 
nfiherung, nach welcher ſämmtliche Breimiige ‚ ohne ückſi Bi —* 


ſeiner An vorhanden. Sie koͤnnen deshalb mit Ey 
en —— h ſich rzeigung bi 


(S. Sulamith IV. Jahrg. Heft 7 


Schreiben des Fürſten von Hardenberg an den Grafen 
von Groote. 


d. d. 4. Yansar 1813. 


. Auch Hat die Ge Hit unfers lehten Krieges wider Frankrei 
bereits ermwiefen ‚ daß die Juden des Staats, der * in ſeinen Sdoeß 
aufgenommen, durch treue ee würdig geworden. Die ju 
Männer jübiihen Glaubens find die Wa Fengefährten. ihrer Heiden en 
Mitbürger gewefen, und wir haben auch unter ihnen Beifpiele des wahren 
Helvdenmuthes und der rähmlichften Verachtung der Kriegsgefahren aufzu⸗ 
bei en, fowie die übri igen jübifchen Einwohner, —A auch die Frauen, 

nfopferung jeder I den —5— ſich angeſchloſſen. 

(S. Betracht. über die Verh. der jüd. Unterth. er A Monarchie, 

in „ber Zube”, period. Blätter v. Rieger, II. Bd. S 


Die Anzapı ber im Befreiungsfriege gefallenen Juden 
vermögen wir nicht anzugeben. Ein Abgeordneter der Städte fagt auf 
Dem ei einifehen Provinya „Landtage 1843 aus, daß 6000 (in Dentfchland) 
Reiege gefallen ſeien. 
. yet in der merhuurbigen Nede diefes Abgeordneten der Städte 
(cf. Allg. Preuß. Ztg. v. 7. Auguft 1843 in Nr. 38, Tandtags-Angelegen- 
heiten ber heinprovinz): 
„Die Geſetzgebung Englands, Hollande, Belgiens und Frankreichs hat 
ch längft ver Boruribeife früherer Zeiten erlengt und und —— — 
Gleichſtellung der Juden ausgeſprochen. Im Referate iſt bereits erwähnt, 
daß die Stelle eines Sherifs" von London ein Jude befeivet; in Dofland 
ber Kabinets⸗Secretair bes Könige, Boas, ein Inde; ferner jübifche 
mie find: Aſſer, Direktor im inifterium der Saft; ‚Affe jun., 
Staats. Profurator; Meyer und Rippmann, Advokaten; der bi 
von Amſterdam if ein Jude. Es ift bekannt, daß in Frankreich vier 
Iſraeliten, Eremieur, Wormfer, Eerfbeerr und Fonld, Mitgliever der De- 


priirten Kammer find, und daß man dort Juden als —— ⏑ —— 


AN u ieuhe =e Nedielum = er mom lemmumse 3 


ice nr se Zusehste wı 2ER IE. 
ge er mm en De = Mir 
wie a ve Iug-mne Wyemes sscemmules -wunuf ._:08 


A TNEZAR UEIBE Dan NM Hr innere BE 2 ice, > 
wa nung Mietern ale ri or or Ko 3 ni en 
warden A rn en N Dit ee Ts e ea 


zn wish da EeEAc zC — 


241 zB2R ;s Zeichn. 5 27 rc suzistchet Fezu hen 
m jessie: se ser Biaserrfimss;. ze zer ru md wur we li 

ren ı Yesder eier Se der ch u En ee 11. Fi 
a2 3 Easter Hin. oz suche Neier Ir oo 2 
zı Ita. sa menden, Sfr: 212 Femeae- Memerı sure: 
sh ve tra sa Zst em 2Ime 10er ee: 10 8 
miles Thing Fartızer fıle, Wu va @E =B cr. tal 
kermmın. Fir 23°: was? Kerstert ins 24 Est ser Ara me, 
ya Iılımaa 734 Taıe ;sstlAer Urzerrizzer Terz tem Re sum Rımık 
far 233 Kaertsse, 231 sad He za nat jarize zexzez forııer, zur nf 
bestem Gresese wermeen Kb miele Yrzeiizer, da dad Beleg due 


zuamehr tie Bahı ıu azır Birfiamler ım Swenriuben Usterrice eröffnen | 


— mu Alcıa une Zuete ver Korbereitang zu dieſem ebreacchen Serr'e. 
ein eine Lerfuounn cem Jahre 1923 zerförte ihre gerechten Lebene⸗ 
beffnunaen, intem fie tie Inten von Schul- und Lehr⸗Aemtern enrrerat: 
e wurten faltiſch von den Tffizierſtellen in der ee, tie ihnen m 
Vefteiungeleiege vielfah verliehen worten waren, auégeſchloſſen, und ſabes 
nach uns nach ihre durch Tas Beleg von 1812 begründeten und durch treu 

Ingebung gegen ten Staat wohlermorbenen Rechte aufgehoben. Schr 
aufend iiraefiten find in dem Befreiungsfriege gefallen, und noch dürfen 
ten vnaterländifhen Boden, den fie mit ıhrem Blute tränkten, ihre Olau- 
bensgenoffen nur mit den + verftioßener Aremdlinge betreten, nod 
fpricht ver '2taat zu feinen jüdiſchen Unterthanen: Se bu Xalente, fo 
magſt du fie brach liegen (affen ‚ih Kann fie nicht brauden; haft du Ehr⸗ 
el 1, fo magſt du e6 in bir en ih werde es nicht befriedigen: hafl 
en dir Wiſſen erworben, fo magſt du es verfcharren, ich werde ihm Leinen 
nüglichen Wirkungokreis anweiſen.“ 


Anhang F. 


iur Denffhrift 9. Id und S. 302 zu den Worten: „ob wirklich, wie 
Y any worden, einmal ein jüdiſcher Bauinſpector exiftirt bat, weiß 
sd nu.‘ 

Der bier erwähnte Civilbeamte iſt der wirklich noch eriftirenve, 1792 
alte Obere Dof- Wanamts-Wleve angeftellte, jeßt penfionirte Königliche 
Memerunga Vaninſpector S. Sabe (deſſen wirkliche Eriſtenz Herr vos 
——B db an einer ibm am 21. Juni d. J. bewilligten Audienz an« 
erfanntr) erfelde verwaltete von 1790 — 1808 cin Vebramt bei ver 
Namalınen Königl. Bau⸗-Academic. Wit feiner Zunction als her. Def: 
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Bauinſpector und ſpaͤter als Regierungs⸗Bauinſpector war verbunden: 

1) obrigkeitliche Autorität, nämlich die Verwaltung der geſammten 

lizei —*5*— rtements; * der Vorſitz bei dem Examen der Bau⸗ 

ei ente. | 

Siehe Ausführliches in der im Selbfiverlage des Berfaflers erfihiene- 

nen — ae Mind dem Titel: Din feafjiajähr ges Dienft- 

leben und Iiterarifhes Wirken. Ein Beitrag zur thatfächlichen 

Belenchtung der Frage: Sind Inden zum Staatsdienfl geeignet 

von ©. Sache, Koͤnigl. Regierungs »Bauinfpertor in Berlin (zum Beften 
der Berliner Armen). | 


ar Denkſchrift 9. 35. ©. zxıvın — „Den Juden kaun ber Bortrag 
der mebizinifhen Wiſſenſchaften geſtattet werden, wenngleich fie für den 
Bortrag der Seelenheiltunde minder geeignet ericheinen,‘ 


Arzt an der Irremanftalt bei Halle von den Ständen der Provinz Sachen 
an Fer worden. Die von der vorgefebten Behörde viel ag anerkannte 
Sf terfüllung in feinem Amt während 14 Jahren, feine au rberung 
der Stubirenden gehaltenen kliniſchen Vorträge und feine Beiträge zur 
Literatur der Modiatrie find mie ſchlagendere iſe für das „Geeignet⸗ 
fein der Juden zu Seelenheillehrern als die Beſtrebungen der in den 
Irrenſpitaͤlern in Defterreich angeftellten Juden. 0. 


Dem entgegen N Dr. R: Leubufcher aus Breslau 1845 als zweiter 


u ©. 237, zu den Worten bes Abgeordneten Greger: „im Jahre 1813 
u. f. w.“ (cf. Beilage Spen. Ztg. 5. Juli 1847). Hier wird bie That- 
fache conflatirt, daß mehrere Preußen jũdiſchen Glaubens ans dem Aus- 
— me Baterland zurückkehrten, um ſich in die Reihen der Krieger 
3 en. | 


Du ©. 348, Referent Sperling: „Weil wir nicht die Gefinnungen eines 
ndern erfennen fönnen u. |. w.“ Wir erinnern bier an die Cab.- Orb. 
—*8 des Großen vom 20. Juli 1774, worin e6 beißt: „Da die Er- 
afrung vielfältig gezeigt hat, daß die zur chriftlichen Religion übergegan- 
genen Juden nicht ſowohl aus wahrem Triebe und Iautern Abfichten, als 
vielmehr ans unerlaubten Endzwecken gehandelt, fo haben Wir zu befchließen 
geruht, daß Feine Juden zum Unterricht in der chriſtlichen Religion ange- 
nommen werben follen, bie nicht von ihrem unflräflichen Wandel fiöre 
Radriihten eingezogen und darüber fchriftliche glaubhafte Atteſte eingereicht 
erden. 
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Die Abteiteng be g07 Rarie zur Begutachtung des * 


ĩ Radziwill. © Ims.« t Grm 

Biten ” x 8 en Salm hr Dit. ER 
u s 

Caro ath - Bentben. Brof FO Bin Itenplit. darß 


Die Abtheilung der Drei- Stände-Rurie zur Begutachtung des Ent⸗ 
wurfes befiand aus den Herren 
Tr. von Hiller. Meißner. Bauch. Staegemann. 
von Byla. Coqui. von Landsberg Steiufurth. 
Derenthal. von Raven. Wodiczka. von Rohr Krohun. 
von Saucken⸗JInlienfelde. Sperling Paspere. 
Uellenberg. 


Was das Gutachten der Erſten Abtheilung der Kurie der Drei Staände 
n oa * en ung des Geleit⸗ 


über di 
Fa auf Fefüige * —— Inden betrifft, fo wurde das Amendement 
u: 


Soll an Se. Majeftät die Bitte gerichtet werben, daß die Abgaben, 
„welche bie Juden als ſolche zahlen, au gehoben werden, 
mit zwei Drittel Majorität angenommen ven 21. Juni. 
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S d St 8 oungen des Ober Tribunale 
2 © 28, Guienuif vom IB-Be "ie Guden Greve 


wider die Erben des Jvel nament 
nn Dach Schweiger ei 2 “an Wei 


—— und » far Ah fe ver A — — zu wen en 
‚1a 8 ale eat * als ee der 
ben. Gen Bee, we * 


Br: bahn an den en Neben % Resten feinen Anthei —* 
Mi o gehören fie Dt zu den Einwohnern bes Staats und 
offen als ſolche gt e Rede, fo wie ihnen nicht minder 
ten a He den Staat oblagen. Die Juden waren daher 
ct wenn auch Per befchräuften Rechten, in den Staats. 
und feinesme megee © Sremde, werunfer 

dae —2 nur —— — — fremder verſteht.“ 


KR ana a at bapen vom 11, u Se N; 
olge aufge u fein 
—* —— in dieſer —28 vitennn einverfanben. 


gen Griftiiger. © 
dur — rer politi enzg, en ren wollen, li m vi 
—2 be Er 1x — F de 


nt er he angefehe- 
beftehenden Sanpedrin.. ©. vierte, fü fte e Frage und 
deren —E (cf. Draun's Alten - Samml ung, — urg) 






Berlin, Drud von 9, I, Hayn. 
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* | Ew 
Sso ekben iR ir ber Schlefiuger"ihen: Buch⸗ und tn u 
Berlin erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu haben: 


Neuere Geſchichte der Iſraeliten 
von Dr. J. M. 206. 
3 Bde. gr. 8. à 18 Thlr. 


Der Ste Bd. einzeln: Bulturgefchichte zur neueren Geſchichte der 
Iſraeliten. gr. 8 1847. 13 Thlr. 
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Predigten, 
„gehalten in ver neuen Synagoge zu Berlin . 
von Dr. Zunz. 


Neue ımveränderte Ausgabe. 8. 1846. 221 Ser. 








